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Vorwort. 


Wenn es gelänge, durch die vorliegende Arbeit zur Erfül— 
Tung zweier großen Forderungen beizutragen, auf denen wir in un= 
ferer Zeit gerade bei den finanziellen Fragen immer nachdrücklicher 
beftehen müffen, fo würde die Mühe diefes Werkes nicht ala eine 
vergeblihe betrachtet werben bürfen. Die erfte Forderung iſt 
die völlige Klarheit in den organiſchen Grundbegriffe, nament- 
lich bei der Vefteuerung, und das richtige Verftändniß des Wer 
ſens und der Function eines guten Steuerfyftems, die allein der 
Gefahr, welche die unaufgelöfte Phraſe gerade hier bringt, zu 
begegnen im Stande find. Die zweite Forderung ift die Her- 
ftellung einer vergleichenden Finanzwifienihaft, die ihrer höhern 
Natur nah nie duch bloße Ziffern, fondern nur durch Zurück- 
führung der pofitiven Daten auf die elementaren Begriffe des 
Steuerweſens von wirklichem Erfolge fein Tann. Es iſt die 
innige Hoffnung des Verfaſſers, daß der Tert diefes Werkes dem . 
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erſten, die Noten dem zweiten Zweck dienen mögen. Im übrigen 
ſchließt ſich das Werk an das „Lehrbuch der Volkswirthſchaft“ des 
Verfaſſers an. Wie es dieſelbe Idee einer für das Ganze ſtreng 
organiſchen, für die einzelnen Begriffe ſtreng dialektiſchen Dar- 
ftelung mit beftändiger Nüdführung auf die Grumdbegriffe der 
Geſellſchaftslehre verfolgt, wird es auch wol denfelben Schwierig: 
feiten und Einwärfen begegnen müſſen. 


Wien, im April 1860. 
8. Stein. 
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Die Sinanzwiffenfchaft. 


Die Finanzwiſſenſchaft, als felbftändiger und bedeutfamer 
Theil der Staatswiſſenſchaft, hat eigentlich eine doppelte Voraus: 
fegung. Sie gehört im allgemeinen dem Leben der Perfönlichkeit 
als eine wichtige Bethätigung deſſelben an; im bejondern aber 
bildet fie ein felbftändiges Gebiet der größten Erſcheinung des 
perjönlichen Lebens, des Staats. Sie darf daher die Grund- 
ſätze und Begriffe, welche über den allgemeinen Begriff des per: 
ſönlichen Lebens gelten, als abjolut befannt vorausiegen. Sie 
muß aber dann innerhalb des Staatsbegriffs Stellung und 
Grenze für fi beftimmen, wenigſtens ſoweit beide Bedingung 
find für das Verftändniß des weſentlichſten Inhalts ihres Gebiets. 

Dies nun ift um fo nothivendiger, je mehr der Begriff und 
Inhalt der Finanzwiſſenſchaft nicht blos früher mit demjenigen 
der Nationalöfonomie, jondern auch gegenwärtig noch mit dem 
der Staatswirthſchaft fo eng verſchmolzen zu werden pflegen, daß 
man in ben Literaturen Englands und Frankreichs überhaupt 
gar Feine objective Unterſcheidung findet, und daß ſelbſt die deut- 
Ihe Wiſſenſchaft ſich über das Weſen und die Aufgabe der Finanz: 
wiſſenſchaft neben der Staatswirthſchaft nur zum Theil klar zu 
fein ſcheint. Es ift daher nöthig, den Ausgangspunkt. für das 
Folgende jo Hoch zu nehmen, daß e3 möglich werde, jedem Theile 
feinen Inhalt und Platz zu geben. 

Die Geſchichte der Finanzwiſſenſchaft in jenem allge 
meinen Sinne, in welchem biefelbe die ganze Staatswirthſchaft 
umfaßt, ift weit jünger als die der Staatswiſſenſchaft überhaupt. 
Die Finanzwiffenihaft ift nicht plötzlich fondern hat 

Stein, Finanzwiffenfaft. 
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in den zwei Jahrhunderten, in denen man von einer ſolchen re— 
den kann, ſchon bedeutſame Entwidelungsftadien gehabt. Man 
Tann diefelben am einfachften in drei große Gruppen theilen. 
Die erfte geht etwa von der Mitte des 16. Jahrhunderts bis in 
die Mitte des 18.; die zweite umfaßt die legte Hälfte des 18. 
Jahrhunderts und reiht bis in den Anfang des gegenmärtigen; 
die dritte ift die Periode der neuern Zeit. 

Die Staatswiſſenſchaften haben gleich bei ihrem Entftehen 
die Staatswirthſchaft als ein meientlihes Glied aufgenommen. 
Schon Bodinus jagt („De republica‘ [1586], Lib. VI, ID): „Aerariä 
conficiendi et conservandi quam necessaria sit disciplina, ex 
eo percipi ac intelligi potest, quod vetere proverbio dieitur: 
reipublicae nervos in pecuniis consistere.” Der Standpunkt 
der ganzen Auffofung und Literatur entiprad) aber den oben 
angeführten Worten. Die Frage nad dem Verhältniffe zwiſchen 
Volkswirthſchaft und Staatswirthihaft Fam noch gar nicht in 
Betracht; die Finanzen beftanden nur in dem Nerar und enie 
hielten nichts als „omnem honestam aerarii conficiendi rationem” 
(Bodinus, a.a.D.). Sie war daher im Grunde nur die Lehre von der 


„Verwaltung des Staatzeigenthums und feiner Gefälle, und zwar 


niet einer vationellen, fordern einer auf dem gegebenen Ver— 
mögen und Recht des Staats gebauten Verwaltung. Doc) fehen 
mir ſchon bei Bodinus, der als Vater diefer ganzen Richtung 
der Staatswiffenihaften angefehen werden kann, den Kampf gegen 
diejenigen principiell ausgeſprochen, „qui civium opes exhau- 
rire et principes ad inusitata veotigalium genera urgere con- 
sueverunt‘; es ift der erfte Verſuch, eine Art won Finanzfyftem 
aufzuftellen, das freilich mit feinen fieben Quellen der Einnahme 
(domanium, spolia hostium, amicorum largitiones, vectigalia 
et tributa sociorum, mercatura, vectigalia earum rerum, quas 
aut invehuntur aut evehuntur, et subditorum tributa) noch 
ſehr roh ift. Dabei war es die weſentliche Aufgabe der neuen 
Wiffenfhaft, die Ordnung in dem Staatshaushalt zu predigen. 
Die Literatur, die fih an diefen erſten Schritt anſchloß, Hatte 
eine doppelte Richtung. Einerſeits fam es darauf an, das Recht 
des Landesherrn auf jene Einkünfte feftzuftellen, und fo entitanb 
die fiscaliſche Jurispradenz, die Hauptfächlich von den Res 
gälien handelte als der Gefammtheit aller Formen, in welchen 
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die höchſte Staatsgewalt fi Einnahmen ohne Bewilligung der 
Stände vom ganzen Volke verſchaffte. Das Hauptwerk in diefer 
Richtung ift unzweifelhaft „Klock, „De aerario” (Nürnberg 
1651; 2. Ausgabe 1671). Man vergleihe dazu auch die etwas 
eonfufe Darftellung der allmählien Entwickelung der Regalität 
aus ber superioritas territorialis bei ®feffinger, „‚Vitriar. illustr.”, 
Lib. IH, T. XV, und das Jus Fisci aus dem Dominio ill., IH, 
1,8. Auf der andern Seite fehen wir jhon im 17. Jahr 
hundert neben den ein juriftiichen Fragen bie eigentliche Admi- 
nifteation auftreten. Die Darftellung Sedendorf’s im „Teut- 

ſchen Fürftenftaat” (1656, Th. 3) it als der Anftoß zu einer 
geregelten finanziellen Ueberſicht und Buchführung zu betrachten. 
Das „8. Regal.: Von der Lands Stewerbarfeit”, S. 338 fg., 
gibt uns ein fehr deutliches Bild von der Umlegung und Er— 
bebung der Steuer. Zu Sedenborf’3 Zeit galt die Steuer noch 
als „ein Extraordinser Mittel” — ver die „Chriftlichen Hohen 
Obrigkeiten — anderſt nicht als in hochdringenden Nöthen be , 
gehren” und das daher „trewlih und wohl anzuwenden und 
eine rechtmäßige und billige Proportion damit zu halten fei”. 
Ueber dieſe allgemeinen Ermahnungen fam man damals nicht 
hinaus. · Im Anfange des 18. Jahrhunderts dagegen begann 
eine neue Bewegung, bie wir nad ihren Richtungen bezeich- 
nen müſſen. 

Einerfeits nämlih begann man in Dentihland die Ein- 
nahmen aus den Befigungen und Unternehmungen des Staats, 
den Domänen und Regalien, in einer einigermaßen tationellen 
Wirthſchaftsweiſe zu vermehren und daher eine Verſchmelzung 
von techniſchen und wiſſenſchaftlichen Grundſätzen auf fie are 
menden, bie bald den Namen der Kameralwiſſenſchaften ans 
nahm, weil die Kammern der Fürſten die Verwaltung der Do— 
" mänen und Regalien hatten. Die Kameralwiſſenſchaften erſchei— 
nen daher in dem Grade an der Stelle der Finanzwiſſenſchaften, 
in weldem die Einnahmen bes. Staats mehr aus Domänen und 
Regalien als aus Steuern kommen; und es ift natürlih, daß 
fie mit den erftern verſchwinden, bis fie in unferm Jahrhundert 
ganz in der Finanzwiſſenſchaft aufgehen. Vergl. Rau, „Grundriß ber 
Kameralwiffenfchaft” (1833), und das ſehr fleißige, aber ganz ſyſtem⸗ 
Ioje Werk von Baumftark: „Kameraliſtiſche Encyflopädie” (1885) 

Ri 1* 
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Andererſeits tritt jet zuerft der Begriff der Finanz als 
Gegenftand der Wiſſenſchaft auf, den man umfonft bei allen Aeltern 
ſucht. Man hatte theils durch die englifhe Bank und ihre 
ſchon am Ende des 17. Jahrhunderts gegebene Doppelftellung 
als Finanz: und Creditorgan, theils durch das Law'ſche Syſtem 
in Frankreich den innigen Zufammenhang der Finanzen und des 
Geldweſens erfannt. Es war daher ſehr erklärlich, daß die fran- 
zöſiſchen Schriftfteller im Anfange des 18. Jahrhunderts, na= 
mentlih Dutot („Reflexions politiques sur les finances ct 
le commerce”, 1738), die Finanzwiſſenſchaft mit der Lehre 
vom Gelb: und Münzweſen identificirten, bis unter der phyfio- 
kratiſchen Schnle eine andere Richtung Pla griff. In groß- 
artiger Weife fteht indefjen Montesquieu zwiſchen den vielen ein: 
zelnen Abhandlungen, die damals erſchienen. Er hat die Lehre 
von der Staatswirthſchaft / zuerſt — und man kann fagen, felbit 
bisjegt noch faft allein vom höhern biftoriihen Standpunkt 
"aufgefaßt. Auch er hat Feine Finanzwiſſenſchaft ſchreiben wollen; 
aber er begriff zuerft und nicht blos mie die frühern gefühls- 
mäßig den innern organischen Zufammenhang des Finanzweſens 
mit der ganzen innern Entwidelung des Staatslebens. Noch 
immer ift fein Begriff der Staatzeinnahme und fein Princip derſelben 
gültig. Das dreizehnte Buch des „Esprit des lois“ ift der Stagt3- 
wirthſchaft gewidmet. Das erfte Kapitel definirt: „Les revenus 
de l’etat sont une portion que chaque citoyen donne de son 
bien pour avoir la süretE de l’autre, ou pour en jouir 
agr&ablement.” Noch ift im Grunde feine beſſere Begriffe: 
beftimmung gegeben worden. Allein beveutfamer ift der von ihm 
zuerſt erfannte Sat, daß die Geftalt der Staatzeinnahmen von 
der Geftalt der Staatsverfaffung abhängt. Kap. XII ftelt 
die rögle generale auf: om peut lever des tributs plus 
forts & proportion de la liberte des sujets — ein Sag, den 
die Engländer nicht nöthig hatten, den die Franzoſen nicht fet: 
hielten und ben die Deutſchen ‚entweder überjahen oder nicht 
verftanden. Kap. XIV fügt den beachtenswerthen Sag hinzu: 
„L’impöt par tete est plus naturel & la servitude; l’impöt 
sur les marchandises est plus naturel & la libert4“, was zwar 
nicht Mar gedacht, aber fehr tief gefühlt if. Nur daß ihm bie 
Finanzen jelbft nicht Selbitzwed, ſondern nur Mittel oder Folge 


5 


der Berfafjung find, was wol der Grund ift, weshalb man ihn 
ſpäter überfehen hat. Dazu kam freilih, daß die phyſiokratiſche 
Schule und die Lehre von Adam Smith bald nachher die lange 
geahnte legte Grundlage der Finanzwiſſenſchaft in den Gefegen 
nicht der Verfaffungen, fondern der Nationalöfpnomie fanden. 

Man muß beide fo weſentlich verſchiedene Auffaffungen ne 
beneinander ftellen, weil jede für ſich einen ſehr mächtigen Einfluß 
nit blos auf die Wiſſenſchaft, fondern auch auf die praktiſche 
Finanzwiſſenſchaft gehabt hat. 

Quesnay und mit ihm die ganze phyſiokratiſche Schule ging 
befanntlid von dem Grundgedanken aus, daß nur die Urpro— 
duction und die Landwirthſchaft den von ihr zuerft von dem Rob: 
ertrag geſchiedenen Neinertrag habe. („La terre est unique 
source des richesses, et c’est l’agriculture qui les multiplie.” 
Quesnay, Maximes, III.) Die Anwendung dieſes volkswirthſchaft- 
lien Grundfages auf die Beftenerung war einfah; man kann 
fie gar nicht klarer ausdrüden, als Quesnay dies felbft thut. 
Maximes, V: „Que l’impöt ne soit pas destructif, ou dispro- 
portionne & la masse du revenu de la nation; que son aug- 
mentation suive l’augmentation du revenu; qu’il soit etabli 
immediatement sur le produit net des biens fonds et. non 
sur le salaire des hommes, ni sur les denrdes.” Daher 
das Sprichwort der. Schule: „Impositions indirectes, pauvres 
paysans; pauvres paysans, pauvreroyaume; pauvre royaume, 
pauvre souverain.” Es fann bier nicht unterfucht werden, wieviel 
die ſchlechte Vertheilung der indirecten Auflagen zu dieſer Auffaffung 
beitrug; jedenfalls hatte fie in der Mitte der höchften Unflarheit 
über ein Finanzſyſtem und über die richtige Vertheilung der 
Steuern den Borzug großer Einfachheit und Beftimmtheit. Aus 
ähr ging die Idee einer einfachen Steuer am, der Stelle einer 
vielfachen Stewerorbnung hervor, die jedenfalls über die Natur 
der einzelnen Steuern nachdenken gelehrt hat. Die Schule Ques— 
nay's blieb bei diefem Satze ftehen; Duesnay jelbft entwidelte den 
jelben weiter in feinem „Second probleme &conomique“ (heraus: 
gegeben von Daire, ©. 128 fg.), worin er zuerft die „effets d’un 
impöt indirect“ mweitfäufig unterfuchte. Der bei weiter bedeutendfte 
Nachfolger Quesnay's ift auch in der Finanzfrage Turgot, der 
mit großer theoretiſcher Klarheit eine ſehr genaue Geſchäftskunde 
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und wenn aud) Iofale, jo doch eingreifende Kenntniß der finanziellen 
Buftände Frankreichs verband. ©. feine „Avis annuels sur l’im- 
position de la taille” (herauögeg. von Daire, S.517fg.). Vgl. auch 
die „Observations” fiber ein Steuergefeß, betreffend die vingtiames 
und dixiemes, a. g.D., S. 444. Seine theoretiichen Grundgedanken, 
durchaus im Geilte der Schule, find weſentlich ausgeſprochen in 
bem „plan d’un mempire sur les impositions en general, sur 
Pimpositioh territoriale en particulier et sur le projet d’un 
cadastre, a. a. D., ©. 392, zu melden man die „comparaison 
de l’impöt sur le revenu des proprietaires et de l’impöt 
sur les consommations“” hinzufügen muß (©. 409 fg.). Die 

" daraus hervorgegangenen Acte der Verwaltung find im zweiten 
Band ausführli enthalten; die duf die Finanzen ſpeciell bezüg- 
lichen Acte finden fi gefammelt von ©. 368—432. Man 
muß, um ihre Bedeutung zu würdigen, die innern Zuftände der 
damaligen Verwaltung allerdings vor Augen haben. Trotz der 
Wichtigkeit jener Maßregeln beftand dennoch der größte Einfluß 
Turgot’3 mehr in der Freigebung des Handels und der Gewerbe, 
die er freilich nur zum Theil. erreichte. Er wirkte daher praktiſch 
mehr im Sinne der Ideen, melde aus der folgenden Schule her 
vorgingen, wie auch ſchon Ganilh, „De la science des finances”, 
Einleitung 20 und 38, von ihm anerkennt. Er hat mit feinem Prin- 
eipe die phyſiokratiſche Finanzauffaffung abgefchloffen, mit feiner 
Verwaltung die Smith'ſche eröffnet. . 

Adam Smith hat in feinem fünften Buch keineswegs blos, 
wie einige meinen, nur Steuerprincipien aufgeftellt. Es ift daffelbe 
vielmehr die erfte vollftändige Staatswirthichaftslehre und eben- 
dadurch hat das Werk auch in biefer Richtung fo viel gewirkt. 
Kap. I des fünften Buchs enthält nämlih die Lehre von 
den. Staatsauögaben, Kap. II von den Staatseinnahmen, und, 
gwar bei den letztern bereit3 die klar ausgeſprochenen Grund- 
züge unſers ganzen gegenwärtigen Syſtems der Finanzen. Und 
dennoch ift das Ganze Feine Finanzwiſſenſchaft, und zwar deshalb 
nicht, weil er Fein für die ganze Staatswirthichaft leitendes Prin- 
eip aufftellt, fondern nur für die Steuer, und ebendarum auch 
nicht zu einem wiſſenſchaftlichen Spfteme der Staatswirthſchaft 
und niet einmal zu einem ſolchen für die Stenern gelangt, fordern 
war. gu ſehr .eingreifenden Bemerkungen über die ihm befaunten 
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Steuern. Er muß daher als Ausgangspunkt der eigentlichen 
Fiuanzwiſſenſchaft angeſehen werden; aber er hat fie nicht felbft 
begründet. Wir werden ihm faft auf jedem Punkte im Folgen: 
den begegnen und konnen ſchon bier bemerken, daß weder 
unter den Frangofen noch unter den Engländern ihm ein 
Schriftfteller gleichkommt; dagegen haben: ihn faft alle Deutichen 
fowol an Sachkunde als an wiſſenſchaftlicher Beherrſchung des 
Stoffs übertroffen. 

Adam Smith erfannte befanntlih als Duelle des Einfom- 
mens da3 Kapital, die Arbeit und die Nente an; er mußte daher 
auch fofort den Phyfiofraten und ihrer einfachen Steuer gegen— 
übertreten und die Principien für ein förmliches Steuerſpſtem 
aufſtellen. Dieſe vier berühmten Principien waren: die Pflicht 
eines jeden zu einer Steuer im PVerhältniß zu feinem Ein- 
kommen; die Aufftelung einer beftimmten, nicht willfürlichen 
Steuer; die Erhebung der Steuer in der am menigften un 
bequemen und Toftfpieligen Weile, die Bemeſſung der Steuer nad 
dem Maße der Vortheile, welche der einzelne von der Ber: 
waltung bat. Seine Steuerlehre jelbft (Kap. IL, ©. 2) unter 
ſcheidet die Steuer auf dem Kapital, auf der Arbeit und auf der 
Rente; doch wird die Ausführung im einzelnen unklar, teil er 
nicht die Steuern nad) jenem Princip, fondern nah dem Zweck, 
den man dabei verfolgt, betrachtet (ſ. fpäter). Er hat dadurch 
mehr als alle andern dazu beigetragen, den allgemeinen Grund» 
ſatz zur Anerkennung zu bringen, da die Gelege der Vollswirth- 
ſchaft den Gejegen über die Steuern zu Grunde liegen müffen; 
aber er hat auf das BVerftändniß der einzelnen Steuern viel wer 
iger gewirkt, als man hätte glauben follen. Die Finanzwifjen- 
ſchaft ward durch ihn zu einem immanenten Theil der Nationalöfo- 
nomie in Frankreich und England; nur.die deutihe Wiſſenſchaft 
bat ihr ihre Selbſtändigkeit wiedergegeben. Und in der That 
find die franzöſiſche und englifche Literatur größtentheils nicht 
einmal an ihn herangefommen, viel. weniger, daß ſie ihn über 
troffen hätten. . 

In England hat vor allen Nicardo in feinen „Principles 
of politäeal economy and taxation” von ber ganzen Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft nur die Stenerlehre und diefe durchaus nur als ein Moment 
an der Vollswirthſchaft, in ihren rein nationalöfononifchen, Ye 
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dingungen und Folgen unterfuht (Kap. 8-18); freilih zum 
„Theil ausgezeichnet, wenn auch oft haarſpaltend und ebenfo wenig 
als Adam Smith über die Vorftellung hinwegkommend, daß die 
ganze Steuer von irgendeinem beftimmten Princip getragen werde. 
Zu einem Syſtem der Steuern erhebt er ſich nicht; viel weniger 
zu einem Spftem der ganzen Finanzwirthſchaft. Yon den übri— 
gen ift nur noch J. H. Mil zu erwähnen, der im fünften Buch 
feiner „Principles ofpoliticaleconomy”in völliger Richtbeherri hung 
des Stoffs unter dem allgemeinen Titel „Influence of govern- 
ment” eine ziemlich mwillfürlihe und unwiſſenſchaftliche Reihe 
von Kapiteln über Befteuerung, Rechtspflege und einige zufällig 
ihm vorliegende Maßregeln der Regierung zufammenftellt. Seine 
Anſichten über Befteuerung find namentlich nichts weniger als 
neu und originell, faft immer ohne Klarheit, immer aber ohne 
alles Syftem und ohne alles Material. Die engliihe Finanzwirth- 
ſchaft ſcheint von ihren Theoretifern nur wenig erwarten zu dürfen. 

In Frankreich nahm 3. B. Say auch in Beziehung auf die 
Finanzen die Grundideen Adam Smith's auf und zeigt fih in 
Gedanken und Ausführung durchaus als den geiftreihen Nach— 
beter eines denkenden Mannes. Die Ausgaben zwängte er in 
den Begriff der „öffentlihen Confumtion“ („Cours complet“, 
VH, 3), wo er übrigens einiges Neue fagt. Das Staatsfinanz- 
wejen (VIII, 1) behandelt die Lehre. von den Steuern mit 
geiftreihen Aphorismen kurz und ohne Werth, und den Staats 
credit (ebend., 2) noch Fürzer und ohne Ordnung. Sismondi hat 
in feinen,„Nouveaux principes” (L.VI) der Staatswirthſchaftslehre 
einen focialen Beigef mad zu geben und namentlich in Kap. 8 die 
vier Orundfäge Adam Smith’s zeitgemäß zu erneuern gefucht. 
Die franzöfihe neuere Literatur hat fih um das Finanzivefen 

. eigentlih gar nicht gekümmert; erft das deutſche Werk von 
Hock's hat das Finanzwefen Frankreichs mit großer Klarheit und 
vollendeter Gründlichkeit dargelegt. 

Während auf diefe Weile die Franzofen und Engländer über 
den abftracten Principien und vereinzelten Anwendungen die Fi 
nanzwiſſenſchaft als jelbftändiges Gebiet gänzlich aus den Augen 
verloren, hat die deutſche Literatur diefelben zu einem große 
artigen und. mächtigen, alle andern Leiftungen weit überragenden 
Ganzen ausgebildet. 
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Schon im Jahre 1752 erſchien die erfte jelbftändige Behand, 
lung der Finanzwiſſenſchaft in G. 9. v. Juſti's „Staatswirth⸗ 
ſchaft“ und defien „Spftem des Finanzweſens“ (1766), in dem na⸗ 
mentlich die Arbeiten Sedendorf’3 nachwirken. So mar ſchon 
vor Quesnay hier Theorie und Praris zu einem Spftem ver: 
bunden, während Sonnenfels in feinen „Grundfägen der Po- 
lizei, Handlung und Finanz” (1765; Bd. 3: Die Finanzwiffen- 
ſchaft) weit geiftreicher und .ebenfo gelehrt als Juſti, aber nur 
weniger ſyſtematiſch, freifinnige und richtige Grundſätze eifrig und 
rüdhaltslos vertrat. Won da an blieb es der deutfchen Literatur 
vorbehalten, die Finanzwiſſenſchaft als einen felbftändigen Theil der 
Staatswiſſenſchaft aufzufafien und fie dadurch in fo hohem Grade 
zu fördern, daß in allen finanziellen Dingen die Deutſchen ohne 
allen Zmeifel die erften unter allen Bölfern find. Sie haben 
num einerfeits die Finanzwiſſenſchaft als organiſchen Theil der 
Staatswiſſenſchaft beftändig feftgehalten, mas zu einem großen 
Theil der kühnen und großartigen, wenn auch oft unklaren und 
abftrufen Auffafjung Soden’3 zu danken ift, der in feiner „Na- 
tional-Defonomie” (Bd. 5: Die Staats-Finanzwirthſchaft, 1811) 
dieſelbe ala einen organifchen Ausfluß der Idee des Staatslebens hin⸗ 
ftellte, ein Gedanke, den die folgenden Encyklopädiſten der Staats- 
wiſſenſchaften, namentlich) Eifelen, Schmitthenner, Schön, Lob 
fefthielten. Andererſeits haben fie die Finanzwiſſenſchaft als ganz 
felbftändiges Gebiet behandelt; unter den hierhergehörigen Wer: 
en ftehen von Jakob's „Staats-Finanzwiſſenſchaft“ (2 Bde., 
1821; neue Ausgabe von Eifelen 1837) und von Maldus’ 
‚Handbuch der Finanzwiſſenſchaft und Finanzverwaltung” (2 Bde., 
1830) obenan; letzteres noch durch Eingehen in die Verwaltung 
beſonders ausgezeichnet. Zu vollfommener Anerfennung gelangte 
die Finanzwiſſenſchaft theils als inneres Syſtem, theils als or- 
ganifches Glied der Staatswiſſenſchaft durch Rau's „Lehrbuch ber 
politifhen Delonomie”, deſſen dritten Theil die „Grundſätze der 
Finanzwiſſenſchaft“ bilden (vierte Ausgabe 1859), ein Werk, das 
wie kein anderes im ganzen verftändlih, im einzelnen klar und 
im Angaben und Roten reichhaltig ift. An diefe Hauptwerke 
ſchloß fi nun eine ganze und höchſt reiche Literatur, die fi 
nad den Gebieten des Finanzweſens leicht ordnen läßt, aber 
ebenbeshalb bei den einzelnen Theilen des folgenden Werkes 
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eingeln angeführt werben fol. Wir bemerken jedoch, daß man 
diefe große Literatur in drei Gebiete theilen kann. 

Das erfte gehört der Geſchichte der Finanzen. Sie ift, 
mit Ausnahme der Finanzen des Alterthums (Böckh, Letronne, 
Burmann, Hegewiſch, Buſſe) nur jehr dürftig, Wir haben nur 
Hüllmann’3 „Deutiche Finanzgeſchichte des Mittelalter” (1805) und 
Lang's „Deutihe Steuerverfaffung“. Die Quellen mangeln bier 
oft, öfter die Luft, fie zu ſuchen und zu bearbeiten. Wenn die 
Wiſſenſchaft erkannt haben wird, was ſchon Montesquien ahnte, 
dab das Finanzweien nicht? als die mwirthichaftliche Geftalt der 
geſellſchaftlichen Herrſchaft ift, jo mird man um bes Großen 
willen das ſcheinbar Kleinere wieder achten und lieben lernen. 

Das zweite Gebiet gehört den ftatiftiiden Arbeiten über das 
Finanzweſen, deren jchwellende Maſſe mit jedem Tage Klarheit 
und Einfachheit der Grundbegriffe nothwendiger macht, damit 
wir von dem Stoffe nicht erdrüdt werben. Die umfangreichfte 
ift ohne Zweifel von Reden's „Allgemeine vergleichende Finanz 
ftatiftif” (1851— 56). 

Das dritte Gebiet endlich enthält die wiſſenſchaftlichen Be 
arbeitungen der einzelnen Theile der Finanzwiſſenſchaft, 
deren Name und Bedeutung dem Folgenden angehört. 


Die Stellung der Stantswirthfhaft in der 
Staatslehre. 





Die Staatswirthſchaft bildet einen Tpeil desjenigen, was 
wir die Verwaltung des Staats im weitern Sinue 
nennen. 

Der Staat iſt die zur ſelbſtändigen und ſelbftthätigen PBer- 
fönlichleit erhobene Gemeinſchaft der Menichen. 

Als felbfithätige Perſbnlichkeit het der Staat einen Organis⸗ 
mus, mit welchem er feinen Willen beftimmt und ihm bie Kraft 
zur Verwirklichung verleiht. Dieſen Organismus in feinen höchſt 
verſchiedenen Formen und Fr | n nennen wir ‚bie 
Berfaffung im weitern Sinne. . 
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Die Berfaffung des Staats ift, wie der Wille im Menichen, 
vorhanden ohne Beziehung auf irgendeinen Gegenftand deſſel⸗ 
ben. Wir nennen ihn ebendeshalb den Willen an fi. Geis 
nen Gegenftand und Inhalt empfängt er aus dem wirklihen 
Reben des Staats. " 

Der Staat ift aber nicht blos eine Perfönlickeit am ich, 
fonbern er ift zugleich eine wirkliche Perfönlichkeit. Er enthält 
and umfaßt eine unendliche Menge wirklicher Lebensverhältnifie, 
die nach allen Seiten hin feine Aufgaben bilden und, indem fie 
feinen Körper ausmachen, beftändig neue Forderungen an ihn 
und die Thätigkeit feines Willens ftellen. 

Es ergibt fi daraus, daß diefe Thätigfeiten des Staats 


fih nach diefen gegebenen Verhältnifien des wirklichen Staats: ' 


lebens ordnen und beftimmen. Es gibt daher: keine Thätigfeit 
jenes Staatswillens ohne Gegenftand. Und da mithin dieſe 
Dbjecte der Stantsthätigkeit den Staat felbft erſt zur wirklichen 
Tätigkeit bringen, jo muß diefe letztere ihrerſeits fich nad der 
Natur, der Geſchichte und den Berürfniffen der wirklichen Les 
bensverhältniffe richten, ſich nach ihnen eintheilen und durch fie 
in ihrem wefentlihen Inhalt beftimmt werben. 

Auf diefe Weife entfteht die wirkliche Thätigkeit des Staats, 
geordnet nad den Grundverhältniffen des wirklichen Lebens und 
diefe zu ihrem Gegenftande machend. Und diefe wirkliche Thä— 
tigfeit des Staats nennen wir die Verwaltung des Staats 
im weitern Sinne. 

Der Inhalt diefer Verwaltung Tann demnach dem Staate 
nicht willkürlich gegeben werden, ſondern derjelbe ift vielmehr 
objectiv der Inhalt des Gejammtlebens überhaupt. Und es folgt, 
daß die Zweige der Verwaltung mithin nichts anderes find ala 
die Grundverhältniffe des wirklichen Lebens. 

Diefe nun find zunächſt das Güterleben, in welchem bie 
BPerjönlichteit ſich das natürliche Dafein für ihre Zwecke unter 
wirft. Das Güterleben als Gegenftand der Verwaltung im weis 
tern Sirme bildet die Staatswirthſchaft. 

Dos zweite Grundverhältniß iſt das Verhältniß der einzel- 
nen Perfönlichfeiten zueinander, deren Selbſtändigkeit durch dao 
Recht aufrecht gehalten wird. Das Recht als Gegeuſtand der 
Verwaltung im weitern Sinne bildet die Rechtspflege. 
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Das dritte Grundverhältniß ift das Bedürfniß nach der Ent- 
widelung der Perfönlichleit, infofern dieſelbe durch die Gemein- 
ſchaft bedingt wird. Diefe Entwidelung ſowol der wirthichaft- 
lihen al3 der geiftigen Perfönlichfeit durch die Verwaltung ift 
die eigentliche Verwaltung oder die Verwaltung im engern 
Sinne. 

Dies ift im allgemeinen die Stellung der Staatswirthſchaft 
in dem weiten Gebiete der Verwaltung des Staats. . 


Wefen der Staatswirthſchaft. Verhältniß zum Finanzweien. 


Die Staatswirthſchaft ift demnach ihrem Begriffe nad die 
Verwaltung des wirthſchaftlichen Lebens des Staats. 

Sie hat daher für den Staat dieſelbe Bedeutung, welche 
das wirthſchaftliche Leben überhaupt für die Perfönlichfeit hat. 
Sie enthält das ganze weite und reihe Gebiet der materiellen 
Bedingungen des perſönlichen Lebens, feiner Bewegungen und 
feiner Zwede. Sie umgibt und beftimmt den Staat wie den 
einzelnen auf jedem Punkte feines Daſeins. Daß fie für ihn 
eine große Macht ift, iſt feinem Zweifel unterworfen. Daß fie 
deshalb vielfach bereit? betrachtet und wiſſenſchaftlich ſowol als 
praktiſch unterſucht iſt, iſt bekannt. Daß ſich dabei die verſchie— 
denſten Geſichtspunkte ergeben haben und wol auch künftig er- 
geben werden, iſt erklärlich. Daß endlich ihr reicher Inhalt ſich 
nicht mit Einem Worte wird darlegen laſſen, ſondern vielmehr 
eine ausführliche und ſyſtematiſche Darſtellung fordern wird, liegt 
nahe. Dieſe auf einfache Grundlagen zurückgeführte Darlegung 
als wiſſenſchaftliches Syſtem geordnet bildet die Staatswirth= 
ſchaftslehre, die den Inhalt des Folgenden abgibt. 

Es ift dabei von Wichtigkeit, die organiſche Stellung 
oder vielmehr die organifhe Function zu bezeichnen, melde 
die Staatswirthſchaft für das Gefammtleben des Staats ein- 
nimmt. Denn im Grunde wird dieſe es fein, melde die ganze 
Entwidelung der Staatswirthſchaftslehre beherrſcht. Sie jelbft 
aber Liegt in der Natur ihres Stoffes, des wirthſchaftlichen 
Gutes, 

Während nanich die Verfaſſung und Verwaltung des Staats 
im allgemeinen die höchſte und ebendeshalb unmeßbare Entiwide- 
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lung der Staatsidee zum Juhalt und Object hat, ift es die Auf-. 


gabe der Staatswirtbfhaft, diefen an fih im Weien des Staats 
liegenden Beftrebungen ihr Maß durch die. Beftimmung und 
Bemeſſung der wirthſchaftlichen Mittel zu geben, melde die 
Staatswirthſchaft der Verfaffung und Verwaltung zur Ber 
fügung zu ftellen vermag. Die Staatswirthſchaft bat es da- 
ber mit der Enttwidelung des Staat? immer in negativer 
Weiſe zu thun; dagegen aber erſcheint dasjenige, wofür die 
wirthſchaftlichen Mittel des Staats dur die Staatswirthichaft 
geboten werden, aud als etwas wirklich Erreichbares. Was 
duch die Staatswirthſchaft möglich ift, ift überhaupt möglich; 
was durch die Staatswirthſchaft verweigert wird, ift nicht mög: 
lich. Darin liegt die enticheidende Bedeutung der legtern, und 
darum ift die Staatswirthſchaft ein fo tief greifendes Moment im 
Staatzleben. Die organifhe Function derjelben befteht demnach, 
wenn man fie mit Einem Ausdrud zufammenfaffen will, darin, 


daß fie im gefammten Staatsleben das wirthſchaftliche Gleich— | 


gewicht zwifhen den Staatszweden und den Staats: 
mitteln beftändig herzuftellen hat. Und da diefe Function 
von feinem andern Drgane des Staats vollzogen werben kann, 
fo ergibt ſich, daß die Störung der Staatswirthſchaft zu einer 
Störung des gefammten Staatslebens wird, während die ftrenge 
Ordnung derfelben die erfte und legte. Bedingung einer maß⸗ 
vollen, aber dafür auch geficherten Entwidelung des Staates 
lebens ift. " 

Diefe negative Function der Staatswirthſchaft im allgemeinen 
bat nun aber ihren tiefern Grund, und diefer tiefere Grund ift 
es, aus dem die Ordnung und die Principien der Staatswirths 
ſchaft entfpringen. 

Alerdings nämlich iſt· der Staat eine jelbftändige Perfönlich- 
Teit, aber er ift zugleich die, Einheit gleichfalls felbftändiger ein- 
zelner Perſönlichkeiten. Diefe find es, deren Wirthſchaſten den 
Inhalt des Begriffs und auch der wirklichen Bewegung aller 
Staatswirthſchaft erfüllen. Wenn daher die Staatswirthſchaft 
Zwecke aufftellt, jo ſtellt fie fie für dieſe einzelnen auf; und wenn 
fie ihrer Natur nach die Grenze für alle andern Aufgaben des 


Staat? bildet und in diefem Sinne functionirt, fo thut fie es 


darum, weil diefe Grenze nicht in ihrer Willfür, fondern in dem 
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Maße liegt, in welchem die einzelnen mit ihrem wirthſchaft⸗ 
lichen Leben verpflichtet und fählg find, der Staatsverwaltung 
die materiellen Mittel für ihre Tätigkeit darzubieten. Die 
Staatswirthſchaft, und innerhalb derjelben namentlih die Fi - 
nanzwirthſchaft, ift mithin ihrem Weſen nach der Ausdrud des 
Maße, in welchem das Einzelleben fih den Bebürfniffen ber 
Gefammtheit auch in wirthſchaftlicher Beziehung zu opfern hat 
und opfern Tann, ohne ſeine eigene Eriftenz zu vernichten. Und 
‚ die Staatswirthſchaftslehre hat daher zur Aufgabe, die Princi- 
pien aufzuftellen, welche im wirthſchaftlichen Leben fur das Ver⸗ 
hältniß der beiden großen Elemente aller Entwickelung, ber ‚per 
ſonlichen Einheit des Staats und der perfünlichen Selbftändigkeit 
des einzelnen, ‚die Harmonie enthalten. Die wirthſchaftliche 
Staatsverwaltung hat dann diefe allgemeinften Principien zur 
Anwendung zu bringen. 

Bon der Staatswirthichaft in diefem "allgemeinen und höherm 
Sinne ift nun das Finanzweien ein Theil, und zwar, wie es 
ſich ergeben wird, derjenige Theil, der es mit den Einnahmen 
des Staats zu thun hat, melde ihrerfeit3 wieder die äußere 
Grenze für die Ausgaben und Aufgaben des Staats bilden. Zus 
nächſt und im allgemeinen gelten daher für beide dieſelben allge: 
meinen Principien, und fo hat theils die innere, theils die äußere 
Natur der Sache einerfeits die Verwechſelung, andererſeits die Ver 
ſchmelzung, der Grundbegriffe und Benennungen erzeugt, die wir 
jedoch beftimmt abweiſen müfjen, weil der pofitive Inhalt beider 

‚ein jo weſentlich verſchiedener ift. Es wird mithin darauf anfom- 
men, zunächſt die allgemeinen Principien zu entwideln und dann 
das Berhältniß der Finanzwiſſenſchaft zur Staatswirthſchaft zu 
beftimmen. 


, Die theoretiihe Betrachtung der Staatswirthſchaft fängt hiſtoriſch 
bei der Darftellung der Einnahmen des Staat? an und erſcheint 
bei Bodinus, den Negalitäts » Schriftftellern und felbit bei Seden- 
dorf nur als Lehre von den Einnahmen, höchſtens mit beiläufigem 
Bid auf die Rüdfiht, welche der Staat theils bei der Eintreibung 
jeiner Einnahmen, theils bei der Verwendung berjelben auf das Volk 
nehmen müfle. Auch Montesquieu ſpricht noch nicht von den Finan— 
zen, fondern nur von den Steuern. Es gibt noch keinen Begriff vr 
Staatswirthſchaft; diefe entfteht erft mit der Lehre Duednay’s, welche 
die Befteuerungsprincipien in directe Verbindung mit dem Reichthum 
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des Staat? und der einzeln brachte (j. oben), olme jevod den 
Begriff einer Staatswirthſchaft zu entfalten. Erſt Adam Smith hat 
der Staatswirthſchaft ihren Inhalt gegeben, der für die Theorie bis 
auf den heutigen Tag maßgebend geweſen iſt. Ohne daß er den 
Namen der Staatswirthichaft oder ven der Finanzen gebrauchte, ftellte 
er den Grundgevanten an die Spite, den ſchon Montesquieu aus- 
geſprochen (f. oben), daß die Abgaben des einzelnen an den Sous 
verän die Mittel bieten follen „für gewiſſe dffentlide Werte und 
Einrihtungen, die der einzelne oder.menige weder berftellen noch er⸗ 
halten tönnen, weil der Nutzen daraus ihnen nie Erſatz bieten 
würde, obwol fie oft einer großen Gemeinjchaft viel mehr einbringen 
als fie toften“ (Bud IV, Kap. IX). Daher fam er naturgemäß 
darauf, die Lehre „von den Emnahmen“ in die Lehre von ven 
Ausgaben (Bud V,Rap.I) und von ven Einnahmen (Buch V, Kap. LI) zu 
theilen, alfo eigentlich das Gebiet der gefammten Staatswirthſchaft 
als das Allgemeine, das der Finanzen al das Befondere aufzuftellen. 
3: zeigte ſich dabei, daß die englifhe, und fpäter, daß auch die 
franzoſiſche Sprache unfähig find, den Unterſchied der Staatswirth- 
ſchaft, Finanzwinhſchaft und Vollkswirthſchaft in mörtlicher Bezeich⸗ 
nung außzubrüden. Bon da am galt die Lehre von den Staats: 
ausgaben al3 ein zwar integrirender, aber felbftändiger Theil der 
Staatswirthihaft, was freilich bei Ricardo und Mill wieder ver 
ſchwindet, bei Say dagegen ftreng in der Weife Smith's wieder: 
gegeben wird. In Deutſchland entftand dadurch einige Verwirrung. 
Soden's „Staats: Finanzwirthichaft” mit feiner „Staats: Finanzpro: 
duction“ und „Staats: inanzconfumtion” war der erfte, ungefüge 
Verſuch, die Staatswirthſchaft in Einnahme und Ausgabe zu theilen; 
ven Einfluß Juſti's fieht man in der Aufnahme gewiſſer Grund: 
füge und Grundbegriffe über die Finanzverwaltung, ihre Behörden, 
das Verrechnungsweſen u. |. w. (Elites Buch: Erhebungsform. Na- 
mentlich die zweite Abtheilung ©. 378.) Sonnenfels bezeichnet da: 
gegen mit vihtigem Takte die Finanzwiſſenſchaft als „die Grundfäge, 
nah melden die Staateintünfte auf das vortheilhaftefte erhoben 
werben“ (Finanzwiſſenſchaft, 8. 1), und fpricht dabei gar nicht von 
den Ausgaben, die im erften und zweiten Theil berüdfichtigt werben. 
Dagegen hat er den Staatscrebit zuerft volfftändig und zum Theil 
vortvefflich mit bearbeitet. Jakob dagegen will die Finanzwifſenſchaft 
als „die Wiffenfhaft von den Grundfägen bezeichnen, mie. einerjeits 


die Mittel des Staatsaufwandes am zmwedmäßigften zufammengebradt ' 


und andererfeit3 am beften verwandt werden (f. deſſen „Einleitung in 
das Studium der Staatswiſſenſchaften“, $. 161.500, und, Finanzwiſſen⸗ 
f&aft“, Einleitung, $.2). Die Anmerkung zeigt, daß ihm felbft dieſe Der 
zeichnung nicht ganz recht war. Aehnlich Fulda: „Handbuch der Zinanz- 
wiffenſchaft/ (1827),8.3u.5. Dagegen hat Malchus zuerft ganz beftimmt 
vie Lehre von der Verwendung des Staatseinfommens oder den Aus: 
gaben von der Finanzwiſſenſchaft getrennt (S. 3) und dagegen zuerft 
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die eigentliche Finanzverwaltung zu einem felbftändigen und aus— 
führlihen Theile der Finanzwiſſenſchaft erhoben. Der erfte Band 
feines Handbuchs handelt von der Finanzwiſſenſchaft, der zweite von 
der Finanzverwaltung (ſ. auch unten). Das war richtig; nur 
ging ihm dadurch der Vegrifj der Staatöwirthihaft verloren, der 
doch ohne die Ausgaben nicht zu denken ift. Daher nahm Rau die: 
felben mit der etwas unglüdlihen Bezeichnung wieder auf, daß „bie 
Sorgfalt der Regierung für die Befriedigung ver Staatsbebürfnifie 
vermittelft ſachlichet Güter. Finanzweſen, Yinanzverwaltung over 
Regierungswirthſchaft, bisweilen auch Staatswirthſchaft oder Staats: 
haushalt genannt werde” („Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft“, $.1), 
und till den Ausdruch „Staatswirthſchaftslehre“ befier der gan: 
zen politiihen Defonomie vorbehalten“ ($. 5). Demgemäß bilvet 
bei ihm wie bei Smith und Say die Lehre von ven Ausgaben 
einen felbftändigen Theil der Finanzwiſſenſchaft. Es ift nie gut, 
Willkur in der Wahl der Ausprüde beftimmter Begriffe zuzulafien. 
Die Lehre von den Staatsausgaben gehört darum nicht zu dem 
Finanzwefen, weil das legtere nie die Ausgaben zu beftimmen, fon- 
dern fie nur zu begrenzen bat, und die Gründe und Zwede ber 
Ausgaben daher aud nicht in der „Sorge für die Befriedigung 
der Staatsbedürfniſſe“ zu juhen find, die ja doch auch nah ihm 
den Inhalt des Finanzweſens bilden. Man muß daher am beften 

— die Staatswirthſchaft als den allgemeinen Begriff, das Finanzweſen 
als den beſondern ſeten. So auch richtig Deflary, „Grundſatze der 
oſterreichiſchen Finanz: Geſetztunde“ (1855), $. 1. 

Daß aber die wahre und legte Junction der Staatswirthſchaft 
im Staatsleben eben in der geordneten Zurüdführung der an ſich 
unenblihen Staatdaufgabe auf ihr möglihes Maß beftehe, hat 
man über den Grundjägen und Formen, nad denen eben -biefe 
ſchwierige Aufgabe vollzogen werben muß, offenbar überfehen. 


a) Bas Princip des abfolnten wirthfhaftlihen Rechts des Staats. 
Der Staat ift feinem Begriffe nah die höchſte Form des 
perjönlichen Lebens und dadurch die abfolute Bedingung für das 
ganze perſönliche Leben des einzelnen. Es ift nit nur fein 
! Buftand der einzelnen ohne irgendeine Form der ftaatlihen Ein— 
heit jemals dagemeien, fondern es iſt auch Feiner zu denken. 
Der einzelne ohne den Staat geht nicht blos an dem andern 
einzelnen, ſondern auch an dem Mangel alles deſſen unter, was 
der Staat allein dem einzelnen in allen Richtungen, de geiſtigen 
und wirthiehaftlichen Lebens bieten Tann. Indem auf diefe Weife 
die Eriftenz und Thätigkeit des Staats die abfolute Vorausfegung 
für jeden feiner Angehörigen in jeder Beziehung bildet, ergibt 
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ſich, daß andererjeit3 der einzelne dem Staate wieder bevingungs- 
los die abfolut nothiwendigen Mittel feiner wirthſchaftlichen Exri- 
ftenz mit feinem eigenen Vermögen darbieten muß, ment und 
inſoweit diefe Mittel felbft die Bedingung der Eriftenz und Er- 
haltung des Staats bilden. Und diefes Princip nennen wir 
das Princip des abfoluten wirthſchaftlichen Rechts des 
Staats. j \ ö 
‚ Dies Pincip hat nur dadurch zweifelhaft werden können, daß 
man es einfeitig aufgefaßt hat. Während niemand daran zivei- 
felt, daß der Staat im Kriege, mo es fih eben um feine Eriftenz 
handelt, über Leben und Gefundheit feiner Angehörigen ver- 
fügen Tann, läßt es ſich noch weniger beftreiten, daß der Staat 
daſſelbe Recht in noch höherm Grade für die wirthſchaftlichen 
Güter befigt. Allerdings muß babei vorausgejegt werben, daß 
erſtens die Anwendung diefes abfoluten Rechts des Staats zur 
einzigen Bedingung für die Eriftenz des Staats geworben jei, 
und zweitens, daß der Staat daſſelbe gleihmäßig gegen alle 
Angehörigen ausübe. Der Regel nad- wird ebendadurch die 
factiſche Austibung dieſes Rechts in feinem vollen Umfange 
theils unmöglih, theils aber auch, ſoweit es eintritt, erft efträg- 
lich. Nicht daher das Princip, fondern die Grundformen feiner 
Ausführung find es, welche zu weiterer Entwidelung Anlaß geben. 
Dies an ſich einfache Princip ift zwar nie bezweifelt worden, aber " 
untergegangen in der rein wirthſchaftlichen Auffaflung, nach welcher ver 
Staat die Einnahmen von dem einzelnen fo verwalten foll, daß dieſe 
Verwaltung dem legtern feine Abgaben wieder einbringt. Das ift 
zwar richtig; allein wenn dies die Aufgabe ver erhobenen Einnahme 
iſt, fo darf es doch nicht als die Bebingung für die Erhebung ver 
Einnahme gefegt werben; denn dad Verhaltniß zwiſchen Staat und 
einzelnem ift fein gegenjeitiges Gejhäft, fondern ein organifches Der: 
haltniß des Glieves zum Ganzen, und das abfolute wirthſchaftliche 
Recht des Staat? ift nur der wirthſchaftliche Ausprud dieſes 
Sage. Seit Adam Smith ift jene dkonomiſche Verflühtigung ver 
wahren Staatsivee eigentlih erft allgemein ‚und dauernd gemorven; 
man hat die Auffaflung der höchften Principien erft mit dem folgen- 
den begonnen. Let in feinem „Handbuch“, II, 51, ftellt ven obigen 
Grundfatz geradezu auf den Kopf: „Der Staat muß dem Bolle un: 
bedingt leiften, was für die Bwede des bürgerlichen Lebens wirt: 
lich nüglih ift, und deshalb ift vie Pflicht des Volls, Abgaben 

zu zahlen, ſtaatswirthſchaftlich und gewiß auch ftantörechtli be: 
gründet.” Wenn Soden, a. a. D,, $. 87, nicht gar fo unklar wäre, fo 

Stein, dinanzwifſenſchaft. > 2 


38 


„würde er als derjenige. zu begeishnen fein, ber das angeführte Ruhe: 
yin zuerſt aufgeftellt hat. Bergl. aber unten, „Princip der Staafü: 
ausgaben“. Malhus (a. a. D., IL, 11) vrüdt venfelben Gedanken per 
abfoluten Pflicht des Staatsbürger? nur in der halben Form der ab: 
foluten Pfliht der Finanzverwaltung aus, die Mittel für die „noth⸗ 
wendigen“ Bedürfniſſe herbeizuſchaffen. 


b) Bas Prineip der Harmonie der Intereffen des giaeie und. fehter 
Angehörigen. 

Allerdings nämlich befigt der Staat jenes abfolute Net 
über das wirtbfhaftliche Leben des Volks. Allein der Staat hat 
gar. kein wirkliches Dafein außerhalb feines Volks. Das Bolt 
iſt mit allem, was es ift, eben der Inhalt und Körper bes wirk- 
lichen Staats. Es ergibt fi) daraus eine doppelte Folge, welche 
die Grumblage der eigentlichen Staatswirthſchaft bildet. Es leuch⸗ 
tet nämlich 'zuerft dabei ein, daß ber Staat in jedem einzel 
nen die Quelle und das Maß feines eigenen Wohlſeins 
bat; er wird ſtets um fo mächtiger und reicher fein, je ftärfen 
und reicher jeder einzelne iſt. Daher tft es das höchſte Intereſſe 
des Staats, mit allen ihm zu Gebote ftehenden Mitten für das 
geiftiße, körperliche und wirthſchaftliche Wohlſein feiner Angehö— 
rigen zu ſorgen; und zugleich iſt es nicht zweifelhaft, daß jeder 
Verluſt und Nachtheil, der den einzelnen in feiner wirthſchaft⸗ 
Aichen Entwidelung trifft, ftets auch als ein Schaden für den 
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Staat erfcheint. Die Störung de3 mwirthichaftlichen Lebens ber ' 


einzelnen, obwol fie natürlich zuerft den einzelnen trifft, äußert 
ſich daher zulegt immer als eine Störung des wirthſchaftlichen 
Lebens des Staats; es ift unmöglich oder vielmehr ein Wider 
ſpruch, eine Grenze zwiſchen beiden zu feßen. Indem. daher. der 
Staat für ben einzelnen am beften forgt, forgt er im Grunde 
am beiten für fich felbft; indem er alle Gefahren und Störungen 
des wirthſchaftlichen Lebens von dem einzelnen. abivendet, mögen 
nun dieſe aus feinen eigenen Gejegen pder aus fremden Urſachen 
berrühren, mendet. er zugleich von fich ſelbſt jede wirthſchaftliche 
Gefahr ab. Und ver erfte aller Grundfäge für die Ausübung 
der. wirklichen Staatswirthfehaft befteht deshalb barin, die wirth— 
ſchaftliche Entwidelung des einzelnen als Quelle der wirths 
ugen Dat! des a ” verein, u irtten und zu 
rdern. 
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. Dagegen iſt wieberum ber Staat dem einzelnen wicht eiiik 
eine äußerlide Gewalt, fondern er ift die erfte und. wichtigſte 
Bedingung jeines indivibmellen Lebens. Was immer der Staat 
felbft leiftet und leidet, es wird ber einzelne es genichen umd 
fühlen. Je mehr der Staat daher vermag, je mehr wird er für 
den einzelnen thun Tönen und thun; je reicher. der Staat ift, 
deſto reicher fließen die allgemeinen Bedingungen ber individuellen 
Entwidelung dem einzelnen durch den Staat zu. Und es ift da= 
ber durchaus nicht zweifelhaft, dab es im höchſten Jutereſſe der 
.Staatsangehörigen liegt, dab der Staat in möglichit reichlichem 
Maße auch die wirthſchaftlichen Mittel für die Bethätigung fei- 
ner Aufgaben habe. Denn die Mittel des Staats find ftets 
die Mittel für das wirthſchaftliche Einzelleben, foweit dafjelbe 
auf den allgemeinen Bedingungen beruht, und wirgends it in 
.ber That für den Einfluß der letztern eine objective und fefte 
Grenze zu finden. 

Faßt man dies zuſammen, fo ergibt fh, daß die Selbftän- 
digkeit des Staat? und die des einzelnen auch in wirthſchaftlicher 
Beziehung nicht etwa einen Gegenjag bilden, ſondern wielmehr 


auf einer innern durchgreifenden Harmonie ihrer Intereſſen bes 


ruben. 

Die Lehre von der Verwaltung im weitern Sinn ift num 
nichts anderes, als die wiſſenſchaftliche Darftelung der Brundfäge, 
nad welchen der Staat dies Princip der Harmonie der Intereſ⸗ 

. fen in feiner Thätigkeit organiſch zu verwirklichen hat. 

Da nun der Inhalt der wirklichen Wirthfchaft des Stunts 
weſentlich in ber Einnahme befteht, melde berfelbe aus dem 
Einkommen der eingelnen für fi in Anfpru nimmt, und in 
der Ausgabe, zu welcher er biefe Einnahme verwendet, ſo folgt 
als praktiſche Anwendung jenes Principe der Sat, daß der 
Staat die Einnahme in der Weile verwenden muß, daß fie 
durch den Rugen, bet fie dem eimgelnen bringt, wieder zur 
Bergrüßerung der Einmahme des Staats ſelbſt beiträgt. 


‚ 


Der Inhalt ber Stiotwicthfchaftslehee ergibt: fih 'beme, 


gemäh als die ‚Belomnutheit: derjenigen Principien un es 
gen, nad) welchen tiefe ‚Zere der. Garmsnie der wärtfghafte 


lichen Imtereffen des Staais und feiner Ungehörigen fi.iber . 
weſe ei 


2 


Verwaltung. des wirthſchaftlichen Staatslebens zur Bollgiehung 
m kommen bat. . 

In dieſem Principe Löfen fi daher am legten Orte alle 
ſcheinbaren Widerſprüche der Theorie und alle Gegenſätze des 
wirklichen Lebens auf, freilich weder zufällig noch willkürlich, 
fondern erft unter voller Anerkennung des legten Principe ber 
Staatswirthſchaft. 

Dieſe höhere Idee ver Harmonie ber wirthſchaftlichen Intereſſen 
des Staats und des einzelnen iſt ſchon angebeutet in dem Sprid: 
wort der Phyſiokraten (f. oben ©. 5). Dies legt fie einfach als eine 
wirthſchaftliche Verpflihtung ver einzelnen zur „Befrievigung ver 
Staatsbedürfnifie” aus, und dieſe greifbare und berechenbare Auf: 
faſſung ift von da am berrfchend geblieben, wie namentlih Rau's 
Definition zeigt. Nur Soden geht über dieſe praktifhe Seite der 
Sache hinaus, kommt jevoh nur dahin, die Staatsfmanzwirthſchaft 


als einen eigenthümlihen nationalötonomifchen Proceß zu betrachten, . 


da ihm die Grundlage der Harmonie, die Selbftändigteit der Einzel: 
wirthſchaft innerhalb des Staats, fehlt. Daraus denn freilih die 
Inhaltlofigkeit der Vorftellung von der Staatswirthſchaft, die dann 
für Ausgaben und Einnahmen des Staats die höhere Vereinigung 
bietet, 5 


c) Bas Princip der wirthſchaſtlichen Ordnung oder das Staats- 
wirthfehaftsfpftem. 

Die Drdnung der Staatswirthſchaft enthält die Grund- 
formen, unter denen das Recht des Staat? und die Idee der 
harmonischen Intereflen in dem wirklichen Leben dur Einnahme 

"und Ausgabe des Staats durchgeführt wird. 
: Sie beruht im allgemeinen darauf, daß die Staatswirthſchaft 
zunaͤchſt die abjoluten Grumdverhältniffe der Wirthſchaft beibchal⸗ 
ten oder ein Staatshaushalt bleiben muß. J 
Sie entwidelt ihren unendlich reichen Inhalt andererſeits 
dadurch, daß das wirkliche Staatsleben eine unendliche Menge 
der verſchiedenſten wirthſchaftlichen Verhältniſſe ſowol des Staats 
als der Einzelwirthſchaft enthält, die im Staate und mithin auch 
in feiner Wirthſchaft als eine Einheit erſchelnen und verwaltet 
werden miüflen. Die Ordnung der Staatswirthſchaft iſt dabei 
die Form, in welder dieſe Einheit für jene verfchiedenen und 
zugleich wechſelnden Verhältniffe gefegt wird. Und indem .biefe 
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Ordnung in ihrer Geſtaltung und wirklichen Vollziehung wieder 
der Geſammtausdrud eines großen, einheitlichen, der Idee des 
Staats entfprechenden Princips iſt, nennen wir fie ein Syſtem 
der Sirthfchaft. 

Die höchſte Aufgabe der wirllichen Staauawitthſchaft iſt es 
daher, eine ſyſtematiſche zu ſein. Das Syſtem der Staats 
wirthſchaft iſt der Ausdruck der Verſchmelzung der böhern lei⸗ 
tenden Grundbegriffe und Principien mit der wirklichen Thätig-. 
feit der wirklichen Verwaltung. Erſt im Syſtem empfangen da— 
ber die Grundlagen der Staatswirthſchaft ihren eigentliden Ras 
men, ihre tiefere Begründung und ihre wiſſenſchaftliche Entwicke⸗ 
Tung; und erft indem man bdiefes anerkennt, kann im vollen 
Sinne des Wort3 von einer wiſſenſchaftlichen Staatswirthſchafts- 
lehre die Rebe fein. 

Jene Elemente der Staatswirthihaft find nun die Einnah⸗ 
men des Staat, die Ausgaben und die Berechnung des Ber- 
hältniffes beider zueinander; alle drei Aufgaben des Staats | 
Haushalts, geleitet von dem höchften wirthichaftlihen Princip, daß 
die Ausgaben fo zu verwalten find, um wieder eine Quelle neuer 
Einnahmen zu werden. 

5 Der Inhalt des Syſtems der Staatswirthſchaft ift demnach 
zuerſt die ſyſtematiſche wirthſchaftliche Verwaltung der Staats- 
einnahmen oder das Finanzweſen; dann die Verwaltung 
der Ausgaben des Staats, welche wir die wirthfhaftlige' 
Staatsverwaltung nennen; endlich die wirthſchaftliche 
Ordnung des Staatshaushalts, die wir kurz als die Bil» 
dung des Staatswirthſchaftsplans und ſeine Vollziehung be— 
zeichnen. F 
Das Verhältniß dieſer drei großen Gebiete der Staatswirth⸗ 
ſchaft iſt nun kein Nacheinander, wie die Theorie deſſelben für 
ihre Darſtellung bedarf, ſondern fie find natürlich alle zugleich 
vorhanden. Die wirkliche Staatswirthſchaft enthält auf. jedem 
Punkte des Staats und in jedem Augenblid alle dieſe Functio- 
nen im gleichzeitiger voller Thätigkeit. Das Bedürfniß wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Behandlung muß indeß ſcheiden, was in der Wirk- 
lichkeit eins if. Und da mun ber eigentliche Gegenftand des 
Folgenden die Finanzwiſſenſchaft ift, fo wird es zwednäßig fein, die 


Heinen erſten Theile der Shintöiwirthfhaftslehre, die wirthfchaft⸗ 
liche Staatiwerwaltung ober die Lehre von den Ausgaben bes 
Staats und bie Bildung und Vollziehung des Staatawirth 
ſchaftsplans oder den Staatshaushalt infomweit voraufzuſchien 


als dies für das Verſtändniß des Finanzweſena nothwendig 


Aent 


Staatswirthſchaftslehre. 


Erſter Theil. J 
Die. Ausgaben des Staats. 


Weſen derfelben. 


Die Lehre von den Ausgaben des Staats erſcheint zunächſt 
als ein ſehr einfachet Theil der Staatswiſſenſchaften, inſofern 
war unter jenen nichts verſteht als ven Zahlungsproceß, 
vermöge deſſen der Staat fich bie wirthſchaftlichen Bedingungen 
für die Erreigung feiner Zmede verſchafft. Im diefem Sinne 
enthalten die Ausgaben nur das Ausgeben für die Beditefniffe 
des Staats, 

Im weitern und höhern Sinne dagegen umfaflen die Aus 
gaben zugleich dasjenige, wofür fie eben gemacht werden, nam⸗ 
lich die Zwede des Staats ſelbſt. Sie find Ausbrud und 
Bedingung für dieſe Zwece, und es ift daher leicht erflärlid, 
wie män dazu gekommen iſt, die Lehre von den Staatsausgaben 
als: die Darftellung-der Staatszwecke felbft aufzufaffen. 

In der That iſt dies aber nicht richtig. Die Staatezwecke 
find nicht durch die Ausgaben, fondern die Ausgaben find viel- 
mehr Durch die Staatszwecke gejeht. Zwar fünnen fie ebenjo wenig - 
gelcenut werden tote Mittel und Zweck, aber andererſeits find doch 
hier wie allenthalben Mittel und Zweck woneinander weſentlich 
verſchieden. Die Verbindung beider fordert indeifen fiber ihr 
getzenſeltiges Verhatnit v volle Ruhe, und dieſe iſt nich Wine 
zw gewinuen. .. 
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Die Aufgaben des Staats liegen, tie die einer jeden Per- 
önlicgleit, in dem Weſen des Staats und beftimmen fi im 
allgemeinen nad dem Staatsbegriff, im einzelnen dagegen nach 
den gegebenen Berhältniffen des wirklichen Staats. Die ſyſtema⸗ 
tiſche Entwidelung der Staatsaufgaben ift demgemäß nicht? an= 
deres als die Entwickelung derjelben, inſoweit fie im reinen Be 
griff des Staats Liegen; fie enthält daher die rein wifjenichaftliche 
Darftellung der Verwaltung des Staats im weitern Sinne. An 
fh hat fie daher mit den Ausgaben des Staats gar nichts zu 
thun, fondern dieje werden in ihrer Ordnung und Verwendung 
von den Staatsaufgaben ſowol begrifflih als factiſch bedingt. 
Der Zufammenhang, in meldem fie ftehen, ift bier nur ein 
äußerlicher; denn es ift eimleuchtend, daß die Vertheilung der 
Ausgaben durhaus dieſelbe fein muß wie die Bertheilung der 
Aufgaben der Verwaltung, indem eben die Ausgaben des 
Staats jeder einzelnen Aufgabe ihr Mittel geben. 

Dennoch ift diefe Verbindung von großer Wichtigfeit, und 
jmar. aus zwei Gründen. 

Erftens ift die duch das Weſen des Staatshaushalts noth- 
wendige Eintheilung der Ausgaben die materielle Grundlage 
für die Berechnung der Staatsaufgaben. Sie erzeugt die Er— 


kenntniß des Syſtems, welches in der Verwaltung des Staat 


flattfinden muß, und die Vertheilung der Ausgaben ift zugleich 
die Ordnung der Aufgaben der Verwaltung. Und diefer Einfluß 
zeigt ſich zuerſt in der Bildung des Staatshaushaltungsplans, 
von dem fogleich zu reden ift. - 

Zweitens bedeutet bie ‚Verbindung der Staatsausgaben mit 
der wirklichen Verwaltung das Maß, in welchem ber Staat ſeine 
einzelnen Aufgaben wirklich vollziehen kann. Denn die Grenze 
der materiehen Mittel ift zugleich bie Grenze ber Thätigteit, melde 
auf ihnen beruht. Das Syſtem der Staafsausgaben ift daher 
nicht das Syſtem der Verwaltung felbft, ſondern wielmehr bie 
Beftimmung der Summen, melde jeder Theil derjelben von ber 
gefammten Einnahme fordern kann. Dieſe Verbindung ift an fi 
nothwendig, aber fie ift zugleich die Grundlage des perftändigen: 
Staatshaushalts. 

Und fomit leuchtet es ein, daß die Lehre von den Staats⸗ 
ausgaben keinen ſelbſtändigen Theil der Staatswirthſchaft bildet, 
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fondern nur als Anhang zu der Verwaltung erfcheinen Tann. 
Inſofern fie Als begrengend für die einzelnen Zweige berfelben 
auftritt, vollzieht fie fi in der Lehre vom Budget; infofern 
fie dagegen das Weſen diefer einzelnen Zweige enthalten fol, 
wird fie zu einer Verwechfelung mit der Lehre von der Verwal- 
tung felbft. ' 

Dennoch bildet die Drbnung in der Verwaltung der Aus⸗ 
gaben einen Gegenſtand ſelbſtändiger ——— in der Staats⸗ 
wirthſchaft. 


Das Verſtaͤndniß des Weſens der Slaataengeben hat ſeine 
eigene Geſchichte, die man vor Augen haben muß, um die Bedeu⸗ 
tung de3 gefammten Finanzweſens in der neuern Zeit richtig zu 
würdigen. 

Die Grundlage der Auffaffung war bis in das vorige Jahre 
hundert der Gedanke, daß die Staatöverwaltung über die Berwen- 
dung der Ausgaben keinem andern als ſich felbft Rechenſchaft abzu⸗ 
legen habe; und das beruhte allerdings auf der Thatjahe, daß die 
Einnahmen aus Domänen und Negalien. als unbeftritienes Recht des 
Landesherrn, die Einnahmen aus ben ftändifchen Bewilligungen da: 
gegen als ein Geſchenk ver Stände betrachtet wurden. Daher finden 
wir denn bis zur Schule von Adam Smith aud feine Lehre von 
den Ausgaben neben der von den Einnahmen; höchſtens Regeln über 
die richtige Claſſificirung der Ausgaben in der Rechnung, mie bei 
Sedenborf im „Teutſchen Fürftenftaat” (8. III, Kap. 4, $.19): 1) Zu 
der fürftlihen Hofftatt; 2) zum Regiments: und Staatsweſen. 3) 
zu milden Sachen; 4) zum Bauweſen; 5) zur Bezahlung der Schul⸗ 
den. Erſt Adam Smith ging tiefer auf die Sade ein und ftellte 
in der Lehre von den Ausgaben die Lehre von den Inſtituten 
und Aufgaben dar, welche der Staat vermöge der Ausgaben über: 
nehmen follte (Buch V, Kap. 1): 1) Vertheivigung; 2) Rechtspflege; 
3) Öffentliche Anftalten und Arbeiten. So warb aus ber Lehre von 
nen Ausgaben eine Theorie der Staatsverwaltung. Say machte da⸗ 
zu einige geiftreihe Bemerkungen in feiner Lehre von her „öffent: 
Hicyen Confumtion“ (Cours compl., P. VIL, Ch. 3), die meift wenig Werth 
haben. Erſt die deutſche Literatur nahm die Sache ernfthafter. Schon 
Soden begnügt ſich nicht mehr wie Smith damit, die Ausgaben als 
Thatfahen hinzunehmen, fondern fucht nad einem Princip; Jakob 
widmet den Siaatsausgaben das ganze zweite Buch, in welchem er 
das Weſen der Ausgaben mit dem. Begriffe des Staats zu verflechten 
ſtrebt; Rau hat enblich verſucht, ein vollftändiges Syftem der Staat: 
außgaben in die Wiſſenſchaft der Finanzen hineinzubringen, während 

RMaichus ſich strenger an den Staatshaushalt hält. Der Grund vier 
fer Richtung lag num offenbar darin, daf die Ausgaben durch die 


26 

Berjaffungen. Gegenſtand der Beurtheilang und Abftimmung ver⸗ 
jenigen wurden, welche die Steuern zu zahlen verpflichtet waren, 
und daß man daher von der Finanzwiſſenſchaft neben den Regeln 
für die Beiteuerung auh vie Darlegung der Negeln für die Ver— 
wendung der Beſieuerung forderte. Natürlich konnten vieſe hier 
wicht gegeben, ſondern nur Die Gebiete aufgezahll werden, für welche 
Ausgaben nöthig waren; und fo warb aus ber ‘Lehre von den Aus 
gaben ein Schematismus, bei welden die einzig bebeutfame Frage 
über dad Recht zur Beflimmung der Ausgaben ganz in den Hinter: 
grund frat, obwol Malhus daſſelbe (f. unten) felbft mit Recht zu 
einem wefentlihen Gegenftande der Finanzwiſſenſchaft gemacht hatte, 
Die Lehre von den Ausgaben, wie fie bei Rau vorliegt, leidet da= 
ber an dem doppelten Mangel, die Rothivendigkeit der einzelnen Aus- 
gaben nicht gehörig entwideln und das Maß verfelben, worauf es 
eben ankommi, nicht von diefer Nothwendigkeit, fondern von ver 
Einnahme äbhängig machen zu müffen, was dem ganzen Abſchnitte 
eine Ziitterftellung gibt. Malhus hat daher das Richtige gefunden, 
indem er Buch FI, IV, 8.14 nicht weiter geht ala bis zur „Claffi- 
ficatton des Staatsaufwands nad Maßgabe feiner abminffttativen 
Beziehungen“, deren Grundbegtiffe ſtets in ver Verwaltungslehre und 
nicht in der Finanzwiſſenſchaft liegen werden. 


Die Ordnung der Stankdanögaben. 

Die Ordnung in den Staatsausgaben entfteht dadurch, daß 
nicht blos durch die Vertheilung derfelben jeder Theil der wirk— 
lien Verwaltung das Maß der materiellen Mittel empfängt, 
durch welche er feine Zwede vollgieht, ſondern daß jeder folder 
Theil zugleich diefe Ausgaben des Staats als feine Einnah— 
men betrachtet und fie zum Theil felbft wieder ausgibt. In die 
ſer Weiſe bildet jeder Theil der ganzen Staatsverwaltung tie: 
des ein felbftändiges wirthſchaftuches Ganges mit den ihm 
eigenthümlichen Einnahmen und Ausgaben, und das Berhälmiß, 
im welchem die gefammte Staatswirthichaft zu dieſem Haushalt 
der einzelnen Verwaltungszweige fteht, nennen wir bie Ordnung 
der Staatsausgaben. 

Diefe nam zerfällt in zwei große Gruppen. . 

Des erſte Theil dieſer Ordnung bezieht fi auf diejenigen 
Vedurfniſſe der Staatsverwaltung, melde als regelmäßige und 
dauernde angefeben werden müfjen, und deren Betrag ſowol 
als ihr Zweck vollkommen feſtſteht, wie z. B. die Gehälte. der 
Boamten, Koften des Militärs u. a. eins 
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> Für dien Theil iſt eine ſelbſtändige Verwaltung durch die 
einzeinen Organe des Stantd weder nothwendig noch zwedmäßig. 
Die dafür erforderlihen Summen werben in der Staatsrechnung 
auigeftellt und dann nicht erft durch die Organe der Verwaltung, 
fondern direet ans den Finanzen angewieien und bezahlt, ſodaß 
Dom einer felbſtãndigen Wirthfchaft für die erſtere bier nut m 
einem jehr entfernten Sinne die Rede fein kann. Dennoch bilden 
Re den bei weiten wichtigen Theil der Ausgaben und erſcheinen 
eben im Plane. des Staatshaushalts mit ihren beftimmten Ziffern. 
Es iR die weſenilichſie Aufgabe bes Plans, gerade dieſe einzeinen 
Summen feftzuftellen; die Verwaltung derjelben befteht im Gruude 
nachdem einmal das Budget feftgeftellt ift, nur im der Auszahlung 
durch die Kaflen der Finanzen. 

Eimen andern Charakter bat der zweite Theil der Orduung 

. der Ausgaben 

In jedem Zweige der Staatöverwaltung Tommen ſiets Auf: 

gaben vor, die man als zeitliche und mithin vorübergehende be 

.zeihnen Tann, obwol die Dauer der Ausführung oft eine große 
iſt. Zür ſolche Aufgaben koͤnnen die Ausgaben nicht in dem re— 
gelmäßigen Plane der Staatswirthſchaft enthalten fein, ſondern 
Nie bedürfen ftet3 einer befondern Bewilligung und werden dann 
den betreffenden Behörden für die Ausführung jener Ausgaben 
zur Verfügung geftelt. Dieſe Bewilligungen nennt man Grebite; 
wad folde Grebite hat baher jeder Zweig der Verwaltung bes 
Staats. Sie theilen fi nach der Ratur jener Aufgaben wieder 
in zwei Arten. 

Ordentliche Credite nennt man diejenigen Summen, 
welche den einzelnen höchſten Berwaltungsorganen, namentlich 
den Minifterien, für eine Reihe vom Heinern, an ſich in der Na- 
tur der beſondern Verwaltung liegenden, aber tm einzelnen nicht 
vorher zu beftimmenden Anfgaben bewilligt werden, und die eben= 
deshalb mit einer Durchſchnittsſumme ſchon in dem regelmäßigen 
Budget des Berwaltungszweigs mit eingeijloffen find. Sie fiehen 
der Regel nach dem höchſten Organe der einzelnen Verwaltung 
zur Verfiigung und bedfirfen weder für Ihre Auszahlung noch fr 
ihre Verwendung einer befondern Beftätigung. 

Außerordentlide Eredite ſind dagegen diejenigen Sum: 
mpg, welde dem einzelnen Berwaltungsziweige für irgendeine be⸗ 


28 


Fimmte Aufgabe zugefprohen werden. In diefem Falle muß die 
Anerkennung diejer Aufgabe voraufgehen; an biefe knüpft fi 
dann erft die Bewilligung der Summe, die fir jene erforderlich 
iſt. Der Regel nad wird damit die möglichſt genaue Feſtſtellung 
der Vollziehung ber Aufgabe nebft der Berechnung ber Koften 
verbunden; die Verwaltung jelbft hat dann bie Ausführung und 
die Rechnungsablage. 

Beide Arten des Credits gehören daher mehr der Verwaltung 
als der Staatswirthſchaft an; die ordentlichen Credite bilden als⸗ 
dann eine zwar fleinere, aber regelmäßige Ausgabe, bie außer 
‚ordentlichen eine größere, aber untegelmäßige. Das Gebiet der 
Eredite iſt demnach das des eigentlichen Haushalts in den ein- 
zelnen Zweigen der Adminiſtration; aber diefer Haushalt fallt 
wieder unter Feine allgemein feftftehende Regel, indem jeder ein- 
zelne Theil deffelben ſich nad der Befonderheit der Sachlage oder - 
der bejondern Aufgabe zu richten hat. 


Anfanglich ift das, was wir die Ordnung der Staatsausgaben 
nennen, nur noch eine Drbnung der Buchhaltung oder des „Rech - 
nungsweſens der Commune“, wie bei Sedenborf. Bergl. darüber 
einige jehr gute Notizen bei Baumitart, „Encyklopädie“, $. 11—20. 
Durch Neder’s Wert „L’Administration des finances de la France“ 
(1785) wurde jedoch das Aufftellen einer ſyſtematiſchen Orbnung, 
die nicht bios Zahlen, fondern Verwaltungszweige zu Grunde legte, 
durch die Deffentlichkeit nothwendig, und dadurch ift Neder al ber 
Begründer des. Ausgabenfpftems anzujehen; nicht das Princip der 
Deffentlichleit der Finanzverwaltung an fi, wie Ganil („De ia 
seience des finances”, S. 20) meint, ſondern diefe Folge bilvet 
die Bedeutſamkeit der Nederihen Finanzverwaltung, obwol zum Theil 
Malchus recht hat, wenn er da Verbienft, die Drdnung im Prin⸗ 
cip geforbert zu haben, ſchon Sully in feinen M&moires zuſchreibt 
(a.a. O. II, 3 fg.). Die ſtrengere deutſche Wiſſenſchaft fuchte alabald die 
allgemeinen und feiten Grundbegriffe für die Aufftellung einer Ord⸗ 
nung der Ausgaben zu gewinnen. Hier muß man fagen, daß, wäh- 
vend Jakob und Rau nur Theorie treiben und viel Selbſtverſtänd— 
liches breit motiviren, das Wert von Malchus ven Charakter einer 
wirklich tiefgehenven, mit den praktifhen Yinanzzuftänden und Be- 
griffen eng vertrauten Auffaffung an fi trägt, den die reine Theo» 
vie weber gehörig verſtanden nach benugt bat. . Der erfte Abſchnitt des 
zweiten Buchs mit feinen „Allgemeinen Bemerkungen über die Anorbs 
nung des Staatsfinanzhaushalt3” ift vortrefflih und aus dem Leben 
gegriffen. Der zweite Abfchnitt „Qom Staatzaufwande “ enthält die 
allgemeinften Gruppen der Ausgaben. Der dritte Abſchnitt (8. 15—20) 
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„Weber die Gtatifirung des Staatsſtnanzhaushalts“ enthält in der 
& 16 durchgeführten Unterjheivung von Specialetats und Haupt: 
etats die Grundlage aller Ausgabenordnung; der Begriff der orbent- 
lien und außerorbentlihen Credite enthält nur nod die weitere Be: 
siehung auf die Form, in welcher die Ausgaben zur Verfügung ge: 
ftellt werben, und auf die Freiheit der Bewegung, welde nothivendig 
die wirkliche Stastönerwaltung haben muß, um ihre Zwede zu ers 
reihen. Rau bat dagegen aus ve Tameraliftifchen Arbeiten vie 
Frage in die Lehre von ven Ausgaben aufgenommen, nad melden 
Grundſatzen im einzelnen Falle vie Vorträge und Leiftungen derer, 
welde dem Staate zu liefern und zu leiten haben, abgeſchloſſen wer: 
den ſollen; ob durch Adjudication und Licitation, durch befondere 
. Berträge u. |. w. Es lann das nicht Gegenftand der Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft fein, da ſich dies ſtets nad wen Verhältniſſen richten muß, die 
das Verſchiedene und felbft Entgegengefegte praltiih oft als gleich 
richtig erſcheinen laſſen. 

Der Unterſchied zwiſchen den ordentlichen und außerordent⸗ 
lien Ausgaben hat ſich eigentlich nicht wiſſenſchaftlich, ſondern prak⸗ 
tiſch herausgebildet, und zwar an dem Steuerbewilligungsrechte der 
Kammern, obwol er an ſich in der Natur der Sache liegt. Die 
Vorlage der Budgets forderte natürlich eine Durchſchnittsberechnung 
des wahrſcheinlichen Bedarfs, und dieſe wurde von den Kammern 
anerlannt. Es ergab ſich daraus die beſondere Begrundung ſolcher 
Forderungen, welche über dieſen ordentlichen Bedarf hinausgingen, 
und es lag in der Natur der Sache, daß gerade dieſe Gegenſtand 
vielfacher Debatten wurden. Dadurch ſchieden ſich außerordentliche 
und ordentliche Ausgaben, und die letztern nahmen als Acte be— 
ſonderer Bewilligung den Charakter von außerordentlichen Crediten 
an. Im Jahre 1827 ſtellte Laffitte ven Antrag in der franzöfifchen Der 
putirtenfammer, zu dem Ende zwei Budgets aufzuftellen, le budget des 
fonds consolides — de ce qui est permanent — und le budget 
extraordinaire. Er wollte die nutzloſe Discuffion über die Bewil⸗ 
ligung deſſen, was ja überhaupt nicht verweigert werden kann, mit 
gutem Recht und guten Grunden abfepneiven und rechnefe in bie 
erfte Budget: la dette publique, les traitements, les gervices, in: 
dem er die vorhandene Staatsſchuld, die gefeglihe Giniffiße und die 
Benfionen überhaupt naturgemäß jeder Berathung entgag. Der An⸗ 
trag fiel aus andern Gründen; dennoch ift er fehr beachtanswerth. 
Die außerordentlihen Ausgaben wären danach das eigentlihe Ge: 
biet der Steuerbewilligung; fie find es aud ihrer Natur nad; „il 
n’y aurait plus & se prononcer (que sur des differences, ou sur 
des accidents.“ Es dürfte laum zu beziveifeln fein, daß dieſet Ge⸗ 
Danke noch eine bebeutfame Zukunft für fi bat, da eine Bewilligung 
des abfolut Nothwendigen ‚an fih ein Unding und feine Berweige: 
rung als Migstrauensvotum gegen Perfönlichfeiten ein durchaus ber; 
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tehries Mittel ik, denn fie würbe in der That ein Mittrauenkootum 
gegen die Grifteng de Staats felbft fein. Die Zorm des außer 
orbentlihen Credits für die einzelne Ausgabe ift dagegen ſtets ein 
Botum für die Sache und für Die Lerſen zugleich. Vergl. Malchus, 
a.a. O., II, 114 fg. 

In Deſterreich unterſcheidet man zwei Arten der. Staatsaus- 
lagen: die Erhebungs: oder Regieauslagen, die nit abgeſondert, 
fondern unmittelbar bei dem Einkommenszweige ftattfinven, ben fie 
treffen, umd die Staatdausgaben, welche auf bie Nettoeinnah: 

- men angewieſen find. Der erjte Theil wird unter dem Titel ber 
„Allgemeinen Verwaltungsauslagen“ von dem fegenannten Ratweral- 
arar ober Kameralfonds verrechnet, foweit fie nicht einer beſondern 
Verrechnung überwiejen find. Die Staatsauslagen werben in Ge— 
mäßheit des Minifterialberihts vom 27. October 1854 in vierzehn 
verſchiedenen Rubrifen mit Unterabtheilungen eingetheitt und verrech⸗ 
net. Vergl. Deſſary, „Orundzüge der öfterreichifchen Finanzgeſetz⸗ 
gebungslunde“, $. 94. 

Der Name und der Begriff der Credite ftammt aus Frankreich 
und beruht, wie ſchon gefagt, auf dem Princip der Steuerbewilligung. 
Malchus, a.a.D., 6.165, hat fie als „Kategorien ver Abweichungen vom 
ordentlichen Budget“ richtig bezeichnet (‚„‚er&dits compl&mentaires, ere- 
dits suppl&mentaires und credits extraordinaires“, Moniteur, Nr. 
110 und Nr. 144 von 1827). Später find dieſe drei Kategorien 
richtiger auf zwei zurüdgeführt: eredits supplementaires („Weber 
fhreitung der Eredite”) und credits extraordinaires („Eröffnung 

> nicht vorgefehener Erebite”). Bergl. von Hod, a. a. O., ©. 91. 


Das Princip der Staatsausgaben als das Princip ber wirth- 
ſchaftlichen Staotsverwaltung. 


"Die Staatsausgaben find aber nicht blos Zahlungen des 
Staats, welche nah der Drbnung und dem Maße der Staats- 
zwede geſchehen. Sie haben wie jeder wirthſchaftliche Act auch 
ihren poſitiv wirthſchaftlichen Charalter; und diefer greift fo tief 
m die gefammte Staatswirthſchaft ein, dab er beſonders her= 
vorgehoben und bezeichnet werden muß. " 

Das wirthſchaftliche Weſen einer jeden Ausgabe befteht näm- 
lich darin, daß fie, um nicht ben Charakter, eines Verluſtes, fon- 
dern -den einer wirthſchaftlichen Berwendung zu haben, ihre eige⸗ 
nen wirthſchaftlichen Bedingungen iwmieber erzeugen muß. Dieſe 
Faͤhigkelt nennen wir die Reproductivität einer Ausgabe; das 
Ergebniß der Wiedererzeugung ift das Kapital, und der Proceß, 


. 
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Wasch welchen die Wiedererzeugung das Kapual hervorbringt, iñ 
die Kapitalbildung. 

Auch bie Staatseausgaben muſſen daher, um wirthſchaftliche 
# ſein, reproductiv wirken und dem Staate ein wirthjchaftliches 
Kapital bilden. In der That thun fie dies au, nur gewinnt 
die Reprobuctivität und Kapitalbildung hier durch die Quelle 
der Staatseinnahmen einen eigenthiualichen Charakter. 

Da nämlid diefe Einnahmen des Staats aus der Geſammt⸗ 
beit der Staatsangehbrigen hervorgehen, jo wird die Größe dieſer 
Einnahmen davon abhängig fein, daß alle einzelnen Staatsange: 
Yörigen. die wirthſchaftliche Fahigkeit befigen, dem Staate durch 
ihre Beiträge eine möglichſt große Einnahme zu verichaffen. Da 
nun biefe letztere im höchften Jutereſſe des Staats, die erſtere 
aber ‘im höchften Intereſſe der einzelnen liegt, fo folgt zunächſt, 
daß das höchſte wirthſchaftliche Intereſſe des Staats, bie möglichtt 
große Summe der Einnahme, zugleich das hoͤchſte wirthſchaftliche 
Quigceffe ber einzelnen, bie höchſte Entwidelung des einzelnen 

" Vermögens enthält. So greifen Staatseinnahmen und Staats: 
ansgaben bier harmoniſch ineinander. 

Nun ift damit einlenchtend, dab biefes Berhältniß der Ab⸗ 
bäugigleit ber Stuntsausgaben von ben Einnahmen nicht die 
Wechſelwirkung der Theile ber Staatswirthſchaft erihäpft. Denn 
es ift Har, daß auch die einzelnen Aufgaben. und Zwecke der Ber- 
waltung des Staats ſchon um ber Erhöhung und Gicherung der 
Einnahmen des. Staats willen zugleich ſich auf. bie wirthſchaftlichen 
Jutereſſen der einzelnen beziehen müfjen. Unb da nun dies ſiets 
durch die Berwentang vor Gütern geſchieht, fo ergibt fi, daß 
die Ausgaben des Staats, welche durch die Einnahmen deſſelben 
bediugt werden, ihrerſeits wieder für die wirthſchaftliche Entwiche- 
lung der einzelnen beftimmt ſein muſſen. Gerade dadurch erft 
gewinnen nun bie Ausgaben des Staats ihren eigentlich wirth⸗ 
ſchaftlichen Charakter. Denn indem dieſe Ausgaben durch die 
Girnahmen bedingt find, welche aus Beiträgen der einzelnen an 
den Sant euäiteben, wird bie Werutehrung der Einnahmen. — 
das iſt der. wirthſchaftlichen Entwideleng ber einzelnen — darg 
jene: Ausgahen des. Staats zur Vermehrung der Quelle der Stacus / 
eiimahnen und: mithin der Staatsausgaben. Auf dieſe Meile 
kehrt dis Aus gabe ‚bes Staate zu ihrem eigenen Urſprunge zurück 
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und vermehrt fih durch fich ſelbſt. Ste empfängt dadurch ven 
ihr eigenthümlichen Charakter. Sie erſcheint nicht mehr ala ein- 
face Ausgabe, durch irgendwelche Staatszwecke bedingt, ſondern 
fie wird zum großen Organismus der Verwaltung ber Beiträge 
aller einzelnen, welche dieſe einzelnen als Abgaben an den Staat 
für die Zwecke und Interefien des Staats hergeben; und da biefe 
Intereſſen weſentlich die Förderung bes Einzelinterefles enthalten, 
fo erſcheint jene wirthſchaftliche Staatsverwaltung damit als die 
Berwaltung der Gefammtmittel für die Gejammtzwede, welche zus 
glei) die Zwecke des einzelnen find. Das. rein wirthſchaftliche 
Berhältniß der Ausgaben des Staats befteht mithin darin, daß 
der Staat mit feinen Ausgaben im Grunde nur der Vertreter ber 
Intereſſen des einzelnen und der Verwalter derjenigen Angelegen- 
beiten iſt, welche fonft der einzelne aus eigenen Mitteln vielleicht 
gar nicht, gewiß aber theuerer und jchlechter beforgen würde. Die 
Ausgabe des Staat? macht daher diefe Ausgabe des einzelnen 
ummöthig; fie erzeugt ihm die allgemein nothwendigen Bebingun- 
gen feiner Wirthſchaft; und in diefer organifhen Rückehr der 
Abgaben und Leiftungen der einzelnen an die Staatswirthſchaft 
zum wirthſchaftlichen Intereſſe des beiftenernden einzelnen wird 
die Staatswirthſchaft im höchften Sinne des Worts zur Trägerin 
der Harmonie der wirthſchaftlichen Interefien des Ganzen und der 
einzelnen. 

Auf diefe Weife getvinnt nun aud der Begriff ber Kapi- 
talbilbung in ber Staatswirthſchaft feine eigene und eigens 
thümliche Bedeutung. Das Kapital ift die erfte Duelle bes Ein- 
kommens. Das Einkommen bes Staats fließt aus dem wirth⸗ 
ſchaftlichen Leben der einzelnen. Das mirthichaftlihe Kapital des 
Staats ift daher nicht ein einzelnes Kapital, wie bei der indivi⸗ 
duellen Wirthſchaft, ſondern die Gefammtheit aller Einzellapita- 
lien. in ihrer Fähigkeit, dem Staate Einnahmen zu bringen. Die 

. Bildung eines Kapital® für den Staat befteht daher nicht in 
der Herftellung eines eigenen wirthſchaftlichen Kapitals für den 
Staat, ſondern in der Bildung der Kapitalien aller einzelnen, 
welche dem Staate angehören, da biefe Kapitalien dem Staate 
fein Einfommen geben. Die Kapitalbildung in der Staatswirth- 
ſchaft ift daher nichts anders als ber Proceß, durch melden bie 
Ausgaben des Staats die Kapitalien und mit ihnen das Eins‘ 
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kommen aller Staat3angehörigen in ihrer wirthſchaftlichen Ent 
widelung befördern und dadurch ihre eigenen Quellen vermehren. 
Dies ift der höhere Kreislauf der Güter, den wir als die Staats: 
wirthſchaft bezeichnen. Und aus dem Princip diefer ihrem We— 
fen nad abfolut harmoniſchen Bewegung ergeben fi naturgemäß 
alle Grundfäge, welche für jeden einzelnen Theil und für jede 
einzelne Thätigfeit der Staatswirthſchaft zu gelten haben. ' 

Bon diefem Gefihtspunfte aus pflegt man nun auch wol 
eine Unterſcheidung zwifhen productiven und unproductiven 
Ausgaben des Staats zu machen, die aber in der That nur auf 
einer unklaren Verwechſelung der Begriffe beruht. 

Unter productiven Staat3ausgaben verfteht man diejeni— 
gen, melde dur ihre Verwendung ein unmittelbar zinstra= 
gendes Kapital bilden, wie z. B. Anlagen von Eifenbahnen und 
ähnliches. Unproductiv find diejenigen, bei denen dies nicht der 
Fall ift. Es leuchtet ein, daß diefe Unterſcheidung, an fi richtig, 
fo hingeftellt weder ein richtiges Verftändniß der Sache noch auch eine 
richtige Bezeichnung enthält. Jede Staat3ausgabe, auc) die ſchein— 
bar unproductiofte, wie etwa die für die Waffenmacht des Staats, 
ift indirect productiv, indem fie irgendeine Bedingung der in- 
dividuellen Productivität enthält und ſichert; ebenfo wenig aber, 
wie in der Einzelwirthſchaft jede Ausgabe deshalb eine unpro: 
ductive ift, meil man ihre Zinfen nicht fpeciell nachrechnen und 
bemeifen kann, ebenfo wenig ift dies für die Staatsausgaben der 
Fall. Und daß in der Staatsmwirthfchaft auch wirklich unproduc- 
tive Ausgaben vorkommen, jo gut wie in der Einzelwirthichaft, 
ift ebenfo gewiß, als es gewiß ift, daß damit Fein Grund ge- 
geben ift, jede Ausgabe, deren Probuctivität ſich nicht berechnen 
laßt, für eine unproductive zu erklären. Der Gegenſatz zwiſchen 
productiven und unproductiven Staat3ausgaben in dem obigen 
Sinne ift daher ein durchaus falſcher und bedeutet etwas anderes. 
Das, was man dort unter den productiven Ausgaben verfteht, 
ift nämlich nichts anderes als diejenige Ausgabe, welche die Her: 
ftellung eines privatwirthichaftlicden Anlage: oder Betriebsfapitals 
enthält, und melde, eben weil fie ein privatioirthichaftliches Unter: 
nehmen bildet, der Regel nah Zinfen tragen muß, um wirth: 
ſchaftlich gerechtfertigt zu fein, während fie auf die Erhebung des 

witrthſchaftlichen Lebens der Gejammtheit enttoeber feinen Einfluß 
J Stein, dinanzwiſſenſchaft. 
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bat, oder doch nicht um biefes Einfluſſes willen geſchaffen ward, 
Es iſt daher entſchieden falſch, von productiven und unproducti— 
ven Staatsausgaben im obigen Sinne zu reden; am klarſten wird 
dies, wo es ſich um die Productivität der Anleihen handelt, die 
ſelbſt bei hoher Verzinſung dennoch ſehr productiv ſein können. 

Die Frage aber, ob und unter welchen Bedingungen die 
Staatsausgaben in jenem höhern Sinne productiv find, gehört 
nicht in die Lehre von der Staatswirthſchaft, ſondern in diejenige 
der Verwaltung. Allerdings aber liegt ſie der Staatsrechnung 
bei jedem einzelnen Punkte derſelben zu Grunde. 


Nachdem der allgemeine Begriff der Staatsausgaben im ftreng 
wirthigaftlihen Sinne fhon von Montesquieu ausgefprohen und vie 
Ausgabe des Staats jomit ald eine Verwaltung der öffentlihen Be— 
dingungen der Wohlfahrt und Gntwidelung der Einzelwirthſchaft aufe 
geftellt war, blieb im Grunde für die Beſtimmung des Principe in 
der Verwaltung der Staatsauögaben nur noch eins übrig. Man 
mußte fragen, wo denn die Siaatzausgabe dem Principe nach ihre 
Grenze zu ſuchen habe. 

Adam Smith batte dies nicht unterfuht, aber er hatte die all- 
gemeinen Grundfäge der Nationalökonomie auf die befondern Ber: 
hältnifie der Finanzverwaltung anwenden gelehrt. Die Folge davon 
war, daß man in ber Vergleihung des Inhalts der leptern mit den 
Grundfägen der erftern zu der Frage fam, wie jih denn die Staats: 
wirthſchaft und die Einzelwirthſchaft zueinander verhielten und wo 
die Grenzen für die Anmendung der Grundjäge der leptern bei der 
exftern zu finden fein. Diefe etwas wunderlihe Form. jener Frage 
hat bis auf die neuefte Zeit mande befchäftigt, aber natürlich nur 
auf die Ausgaben und den Haushalt Anwendung finden können. 

Schon Say verwirrt durch, feinen Begriff der „öffentlichen Con- 
ſumtion“ bier die natürliche Grenze. Soden verfuchte dann die Frage 
in abftract wiſſenſchaftlicher Form zu ftellen und zu beantworten: 
„Der Staatöbürger darf nicht mehr confumiren al& er zu produciren 
vermag ; die Gtaatöfinanzvermaltung hingegen muß confumiren, 
was der ölonomifche Organismus des Staats, alfo der Zwech des 
Staatövereins fordert. Dieſer Organismus ift das gebieterifhe Ge— 
feß feiner Conſumtion. Die Staatöfinanzwirthiaft muß alfe 
alles dasjenige probuciren, was fie conſumiren muß.” Dabei 
blieb denn eben nur die Frage, wieviel der Staat und wie ex 
„sonfumire“, d. h. wie er das „Producirte“, nämlich die Staats: 
einnahmen, ausgeben muß, um darum für fi probuciren, näm⸗ 
lich einnehmen zu können. Die Folgenden kamen dagegen einfach auf 
den platten Begriff der Sparfamleit, der für beide Formen ber 
Wirthſchaft nothwendig fein müfe. Zwar fügt Say (VAL, 13): 
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„Niemand wird annehmen, daß bei öffentlihen Auzgaben die Spar: 
famfeit darin beftehe, wenig auszugeben; aber jever wird zugeben, 
daß fie darin befteht, nur das Nöthige auszugeben und die Sachen 
nicht über ihren Werth zu bezahlen.” Darauf bafirte Jakob feine 
Unterfheidung der Ausgaben der Nothwendigteit, ver Bequemlichkeit und 
des Lurus ($. 831); obwol er nicht die Beſchränkung auf das Nothz 
mendige will. Auch Lop fteht auf derjelben Bafıs (II, 81). Mal: 
chus dagegen faßt au hier ven Gegenftand großartiger auf. „Das 
Erfparen und daß erfpart werden foll, tann niemald® zu einem 
leitenden Princip in dem Staatshaushalte erhoben, das Erſpa— 
ven jederzeit nur als eine Klugheitsregel, als eine öffentliche Tugend 
hetxachtet werden. Die Kumſt ver Staatdverwaltung befteht in dem 
Abwaͤgen der Nachtheile, melde für die Staatdangehörigen aus 
den Opfern, melde die Dedung eine? Aufwand koſtet, ent— 
ſtehen konnen, gegen die Bortheife, welche für fie aus den Sweden 
und Anftalten, für melde verfelbe ftattfindet, erwachſen Sinnen“ 
(U, 13). Bei Rau ift die Betrachtung der „Wirkung der Ausgaben 
in Bezug auf bie Gütererzeugung‘ (8. 27) fehr eng und kurz, vie 
Frage nad der „Größe des Aufwand: im Bergleih mit feiner Wir 
tung“ (8. 28 fg.) der Form nad beitimmt, dem Juhalte nach ſehr 
unbeftimmt beantwortet. Bei alledem muß man jagen, daß über 
das Princip an fi nirgends ein Zweifel ftattfindet; aud liegt nas 
turlich nicht in dem Princip, fondern in jeiner Anwendung die eigentz 
liche Schwierigkeit. Die verfchiedenen Auffafjungen umd Bezeichnun: 
gen find gut behandelt bei Sap (, Handbuch der Staatswirihſchafts- 
lehre“, III, 69 fg.); er jelbit will auch vie Staatsausgaben „nur ” 

. unter der Vorausfehung gelten lafien, daß fie „als ein Theil des 
nothiwendigen Koftenpreifes der Erzeugniſſe des betriebfamen Volts 
angejehen werden“, was „ver wahre Culminationzpuntt für jedes 
Abgabenſyſtem fein muß“. Siehe ebenfo Sismendi, „Nouveaux 
principes de l’conomie politigue“, II, 156. Die Frage freilich 
bleibt, auf die alles ankommt, mas has Nothivenbige iſt. 
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Bmeiter Theil. 
Der Stantshaushalt, feine Ordnung und Verwaltung. 


Weſen des Staatshaushalts. 


Der Staatshaushalt entſteht, indem die durch die Staats— 
zwecke nothwendigen Ausgaben des Staats mit den Einnahmen 
deffelben in Verbindung gebradht und gegenfeitig ziffermäßig 
berechnet und verwaltet werden. Er ift daher bie ziffer- 
mäßige Grundlage der Staatöverwaltung überhaupt. Aber weil 
er auf diefe Weile das ganze wirthſchaftliche Leben des Staats 
umfaßt, ift er weder in jehr einfacher Weile zu bilden, noch auch 
ift feine Durchführung eine einfache. Er enthält vielmehr eine 

“ ganze Reihe von Momenten, deren jedes feine eigene Aufgabe 
bat und daher auch felbftändig dafteht, während dennoch alle zu: 
ſammen erft die Durchführung defielben umfafjen. 

Natürlich ift num auch dieſer Theil der Staatswirthſchaft 
nit etwa als ein äußerlich bon dem übrigen getrennter. zu 
denten; mir fehen vielmehr feine Beftimmungen beftändig 
und. auf allen Punkten thätig. Und au von einem Unterſchiede 
in der Wichtigkeit feiner Momente kann man nicht reden, um fo 


weniger, als bei ihm zum Theil wieder ganz andere Organe des. 


Staatslebens thätig find als bei den Ausgaben und Einnahmen. 
€3 kommt nur darauf an, daß man die Drbnung des Staatd- 
haushalts und ihre Verwirklihung als einen Proceß betrachte, 
der eine ganz beftimmte, theils von dem übrigen Staatsleben bes 
dingte, theils dafjelbe bedingende Function zu erfüllen hat. 

Der Inhalt diefer Function ift nun ein dreifacher. 

Der erfte ift die Bildung des Staatshaushaltsplans oder, die 


Aufftelung des Budgets; ber zweite ift der Kaſſen- und Zab- 
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Tungsorganismus, durch welchen die Befitimmungen de3 Bud» 
gets vollzogen werben; der britte iſt das Rechnungs weſen. 
Es iſt ſehr zu wünſchen, daß man die bisherige Unbeftimmtheit der 
Ausdrüde verlaffe, wo im Grunde ganz Mare und beftimmte Bes 
griffe vorliegen. Der Staatshaushalt ift in der That für die Wirth- 
ſchaft des Staats, was die Berechnung des Haushalts für die. Eins 
zelwirthſchaft ift, die Berehnung und Verwaltung der wirklihen Eins 
nahmen und Ausgaben. Man wird viel ſchon allein dadurch ger 
minnen, daß man ein für allemal ven Ausdruck Staatshaushalt 
in diefem beftimmten Sinne nimmt und ihn fomit von Staatswirth⸗ 
ſchaft, Staatsausgaben und Finanzweſen ſondert. Er hat fen an 
ſich feſt beftimmtes Gebiet und dies wirb im Folgenden bezeichnet fein. 
Die Folge von ver bisherigen Unflarheit over Uneinigfeit über 
Wort und Begriff des Staatshaushalts zeigt fih nun in unangeneh- 
mer Weiſe darin, daß -alle die Bunkte, welche den Inhalt veilelben 
ausmachen, bei den verſchiedenen Schriftftelleen entweder, wie na— 
mentli bei den Franzoſen und Englänvern, gar nit, oder, wie 
bei den Deutſchen, in der verfchiedenften Art und an den verfchiedens 
ften Orten behandelt werben, ſodaß man meiftend zu gar feiner 
Ueberfiht über das ganze Gebiet gelangt. Das’ hat hier noch dazu 
nicht blos wiſſenſchaftliche, ſondern auch manche praftifche Webelitänve; 
es macht den Eindrud, als ob die praftiihe Verwaltung feine rechte 
Heimat. in der Wiſſenſchaft hätte. Hält man feft an dem Begriffe 
des Staatshaushalts, fo ift das alles leicht befeitigt. Die richtige 
und ſcharfe Auffaſſung ift bei von Hod, a.a.D., Kap. 10, Har durch⸗ 
geführt. 
I Bie Bildung des Budgets. 

Die Bildung des Budgets oder bie Feſtſtellung der Haus: 
haltsrechnung des Staats ift derjenige Act, durch welchen einer-- 
feit3 die Einnahmen des Staats, andererſeits die Ausgaben beffel- 
ben feftgeftellt werden, und zwar theils im ganzen, theils auch 
im einzelnen in Beziehung auf die Quellen der Einnahmen und 
auf die einzelnen Ausgaben für die Verwaltung. 

Es ift daher klar, daß diefe Feftftellung des Staatshaushalts 
durchaus weder feinem Inhalt noch feiner Form nad etwas Ein- 
faces ift: Sie zerfällt vielmehr -in eine Reihe von einzelnen 
Acten und wird am Teichteften verftändlih, wenn man jeden der⸗ 
felben für fich betrachtet. 

Die Staatshanshaltsre[hnung beginnt mit der Aufftellung 
des Bedarfs der einzelnen Zweige der Verwaltung, und zwar ſo⸗ 
wol des vegelmäßigen als der Erebite. Diefe Aufſtellung geſchieht 
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von feiten der betreffenden oberften Berwaltungsbehörbe und wird 
dadurch fehr einfach, dab der bei meitem größte Theil in feften 
und regelmäßigen Ausgaben befteht. Nur bei der Forderung der 
außerordentlichen Credite ift nicht blos die Vorlage der Anſchläge 
and Rechnungen, fondern aud die des Zwecks derfelben erforder- 
lich, und die Berathung und Beftimmung de3 lettern fällt dann 
mit derjenigen der Ausgaben zufammen. 

Neben der Beltimmung der Ausgaben tritt die Beſtimmung 
der Einnahmen auf. Diefe hat naturgemäß immer bis zu einem 
getotffen Grade auf einer wahrſcheinlichen Annahme zu beruhen. 
Die Beltimmung diefer wahrſcheinlichen Größe der Einnahmen ift 
eine ber ſchwierigſten, aber auch der twichtigften Aufgaben der 
Finanzverwaltung. Sie fegt eine genaue Belkanntſchaft mit den 
volkswirthſchaftlichen Zuftänden und der Fähigkeit derfelben vor- 
ans, dem Staate ein beftimmtes Maß von Einnahmen zu geben; 
die Nichtigfeit diefer Berechnung wird die Grundlage für die 
Summen, welde die Staatsverwaltung für ihre Zwede gebrau- 
Gen darf, und auf ihr beruht daher zuerft und zumeift das 
Gleichgewicht der Einnahmen und Ausgaben des Staats. Es ift 
natürlich unmöglich, darüber etwas Allgemeingültiges zu fügen, 
da dies ſich ftet3 nach den befondern Verhältniffen des einzelnen 
Landes richten muß. 

Nur das muß als Pprincip gelten, daß zur Wahrjcheinlich- 
keitsrechnung ſtets die Durchſchnittsrechnung der vergangenen Jahre 
zu Grunde liegen muß und daß erft_diefe für die erftere ein 
gewifjes Maß der Sicherheit gibt, indem ein Abweichen der wahr⸗ 
ſcheinlichen Annahme von den Durchſchnitten vorliegender Ergeb- 
niſſe ſtets eine befondere Begründung bedarf, um gelten zu kön⸗ 
nen. Imrallgemeinen kann man jedoch, wenn die wirklichen Ein— 
nahmen eine regelmäßige Steigerung erfahren haben, eine ſolche 
aud für die Zukunft als wahrſcheinlich fegen; jedoch muß dabei 
als Grundfag gelten, daß man die Thatſache des Fortichritts der 
Einnahmen niemals blos nach ihrer ganzen Summe ohne Unter 
ſcheidung der Wahrfcheinlichleitsrechnung über den zu erwartenden 
Fortſchritt zu Grunde legen darf, ſondern vielmehr diefelbe auf- 
löfen and die Quellen der Steigerung in den eingelnen Etnnah⸗ 
men aufſuchen und erft nad dem Verhältniß diefer Iehtern die 
Wabhrſcheinlichteit der Zunahme und Abnahme beftinmen muß. 
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Der finanzielle. Werth einer folgen Berechnung beruht demmarh 
auf dein Eingehen in diefe einzelnen Punkte der Einnahme; je 
genauer das letztere ift, defto größer ift der Werth des Boran- 
jchlags für das Staatseinfommen umd umgekehrt. Und es ift 
nicht überfläfig, daran zu erinnern, daß auch das Urtheil 
einzelner in feinem Werthe ſich nach denſelben Negeln richtet; 
nirgends find allgemeine PBhrafen tveniger zuläffig als gerade auf 
diefem Puntte. 

Auf Grundlage der Nachweiſung des Erfordernifies für die 
Berweltung und der Wahrfcheinlichkeit der Einnahmen für bie 
Finangen wird dann der Staatsvoranſchlag gebildet, deſſen In— 
halt bie Nachweiſung der wahrſcheinlichen Einnahme und die ziffer- 
mäßige Zuweiſung der einzelnen Summen für die Nusgaben ber 

‚ Verwaltung enthält. Der Staatsvoranſchlag ift demgemäß die 
Grundlage für ven wirklihen Staatshaushalt. 

Dem Staatsvoranſchlage folgt dann die Berathung deſſelben, 
welde von den verſchiedenen Organen der Verwaltung über bie 
einzelnen Punkte des Anfchlags begonnen wird. Der Inhalt und 
Zweck dieſer Berathung ift durch die Natur der Sache gegeben. 
Sie erſcheint der Regel nad) als der Verfuh, die Anforderungen 
der einzelnen Theile ber Verwaltung gegenüber den Finanzen 
geltend zu maden. Die Form diefer Berathung ift naturgemäß 
je nad ber Verfaffung der Staaten eine verfchiedene, aber ber 
Inhalt derfelben ift im mefentlichen ſtets derſelbe. Bei den Staa— 
ten mit Volksverttetung geht die Berathung des Voranſchlags im 
Minifterrathe der Berathung inı Körper der Volksvertretung vor= 
auf, und dieſe ſchließt jih dann als zweites Glied an jene am. 
Bo bie legtere nicht. ftattfindet, ſchließt die minifterielle Berathung 
mit einem Uebereinfommen der einzelnen höchſten Organe der - 
Verwaltung über die einzelnen ®ofitionen des Voranſchlags. 
Kommt ein ſolches Uebereinfommen nicht zu Stande, fo bleiben 
Sie unentſchiedenen Punkte der Entfeivung der höchſten Staats- 
gewalt vorbehalten. 

Eine bejondere Geftalt empfängt diefer Act der Berathung 
dann, wenn ber Vollsvertretung das Recht der Steuerbewilligung 
zuſteht. Umfang und Inhalt deffelben beruhen ſtets auf befkimm: 
ten Geſetzen, welche Geganftand und Umfang biejes Rechts feſt⸗ 
fielen. 68. leuchtet jedoch ein, daß die Steuerbeiwilligung ein 
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abfoluter Widerſpruch wäre, wenn fie als der Ausbrud bes Rechts 
aufgefaßt würde, daß das Volk eines Staat? die Verpflichtung, 
Steuern zu zahlen, überhaupt in Zweifel ziehen könne. Die 
Steuerbetwilligung fann daher diefen Namen nur uneigentlich füh- 
ren. Sie kann ſich nur auf die Bewilligung zur Vornahme einer 
einzelnen beftimmten Beftenerung oder ihrer Form, oder auf 
eine einzelne beftimmte Verwendung der Einnahme beziehen. Sie 
ift daher im Grunde auch vom ſtaatswirthſchaftlichen Gefichts- 
punkte gar nit eine Bewilligung oder ein Beſchluß der Volks- 
vertretung über die Steuern, fondern vielmehr ein Beihluß über 
den ganzen Staatsvoranſchlag, der feinerfeits wieder in der Ver- 
teilung des Staatseinfommens das Syſtem der Verwaltung des 
Staats enthält. Mit Recht hat man daher die ganze Frage nach 
der Steuerbewilligung von der Finanzwiſſenſchaft im befonbern 
und von ber Verwaltung im allgemeinen getrennt und fie in die 
Berfaffungslehre hineingelegt, wo allerdings ihr einzig richtiger 
Blog ift. 

Wenn die Berathung des Staatsvoranſchlags beendet ift, fo 
wird derſelbe der allerhöchſten Sanction unterlegt. Die aller 
höchſte Sanction des Voranſchlags macht aus bemfelben das 
Staatshaushaltsgefeg für die Zeit, auf welche daffelbe berechnet 
iſt. Sie legt der Finanzverwaltung die Pflicht auf, den übrigen 
Zweigen der Verwaltung die im Voranſchlage beftimmten Sum— 
men zu zahlen und für ihre Herbeiſchaffung zu forgen; fie gibt 
den Verwaltungsziweigen das Recht, in der vom Voranfchlage be 
ftimmten Weije über die ihnen zur Verfügung geftellten Summen 
zu disponiren. Sie enthält.damit zugleich die Anerkennung aller 
Geſetze, melde die Formen der Einnahmen beftimmen; eine Aen— 
derung muß dann fhon durch ein bejonderes Geſetz erlaffen wer- 
den. Die allerhöhfte Sanction ift eigentlich der Punkt, wo die 
Berantwortlifeit der Finanzverwaltung beginnt. Die legtere hat 
dafür einzuftehen, daß einerſeits ihre Berechnungen im weſent⸗ 
lichen richtig find, und andererſeits, daß die einzelnen Verwal: 
tungszweige ihre Erforderniſſe wirklich ausbezahlt erhalten. Es 
ift gänzlich falſch, die Verantwortlichkeit in der Staatswirthſchaft 
von der Steuerbemwilligung als irgendwie abhängig zu denken; fie 


hat nur einen Sinn dem StaatZoberhaupt gegenüber und enthält. 


die Verpflichtung, nah dem. Staatsbudget zu verfahren, eine 
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Berpflichtung, melde nicht auf der Steuerbewiligung, fondern 
auf der allerhöchſten Sanction beruht, da erft diefe aus dem 
Voranſchlage ein Geſetz macht. Daß in gewiſſen Verfaffungen 
die BVollövertretungen ganz oder zum Theil das Gericht conftis 
tuiren, welches ſolche Uebertretungen beurtheilt, ändert an dem 
wahren Verhältnig nichts; ebenfo wenig das Recht der Anklage, 
welches demfelben zuweilen zufteht. Das Weſen der Sache bleibt 
dabei ftet3 daſſelbe und beruht auf dem Grundſatz, daß die aller- 
höchfte Sanction aus dem Voranſchlage ein Geſetz macht, welches 
vor niemand verlegt werben darf. 

Berechnung, Voranſchlag und allerhöchſte Sanction haben 
nun endlich, wie das in der Natur eines guten Haushalts Liegt, 
auch nur Gültigkeit für eine beftimmte Zeit, für melde Einnah- 
men und Ausgaben feftgeftelt werden. Dieſer beftimmte Zeit— 
raum für den Entwurf und die Gültigkeit des Voranſchlags heißt 
die Wirthfchaftsperiode des Staatshaushalts. Diefe Wirth- 
ſchaftsperiode hat wieder zwei Formen und daher auch zwei Namen. 
Zuerft ift ein formeller Abſchluß der Rechnungen nothivendig, wie 
bei jeder Verwaltung, der ſich dann freilich nur auf die wirklich 
begeitö eingefommenen oder fälligen Einnahmen bezieht; und der 
Zeitraum dafür heißt die Rechnungsperiode. Derjenige Zeit 
raum dagegen, der die geſammte Bewegung der Einnahmen und Aus⸗ 
gaben nad einer wahrſcheinlichen Berechnung in einer beftimmten 
Zeit umfaßt, heißt die Finanzperiode. Die Finanzperiode ift 
naturgemäß ftet3 länger als die Rechnungsperiode; bei ihr find die 
Ziffern nur der Ausdruck des eigentlichen Gegenftandes der Staats 
wirthihaft, der Steuerkraft des Volks und des Ganges ber 
Staatsverwaltung; bei der Rechnungsperiode find fie dagegen die 
eigentlihe Hauptſache. Die Nechnungsperiode ift demnach die 
Periode des Staatshaushalts, die Finanzperiode ift die Periode 
der Staatswirthſchaft. 

5 Auf dieſe Weiſe beftimmt fi die geſetzliche Ordnung der 
ganzen Bewegung der Einnahmen und Ausgaben. Man nennt 
diefelben auch mit fremdem, aber ungenauem Namen Budget 
und das Ergebniß des Budgets die Bilanz des Staatshaushalts. 
Es ift mit dem Namen nichts gewonnen; im Gegentheil macht 
derfelbe duch den in ihm liegenden Mangel an Unterſcheidung 
der einzelnen Momente die Sache nur für die oberflächlihe Ber 
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ſprechung, nicht für das wiſſenſchaftliche Eingehen auf ben Gegen⸗ 
ftand leichter. 


Das Budget ift in der Geftalt, in der es gegentärtig gegeben 
wird, das Grgebniß eines langen nnd ſchwierigen Proceſſes, der fait 
mehr dem wirklichen Staatsleben als ver Wiſſenſchoft angehört. 

Anfänglich) beftann ver ganze Staatshaushalt in ven Rechnungs- 
büdern der Kammern, und das Rechnungsweſen mußte die Stelle 
de3 heutigen Budgets vertreten. Sully (j. oben) forverte zuerft Ord⸗ 
nung dafür, wie Sedendorf zuerit ein Schema aufftellte. Die Phy— 
ſiokraten fo gut als Adam Smith und feine Nachfolger verloren über 
den Principien die praftiihe Aufgabe des Staatshaushalts ganz aus 
ven Augen... Der erfte weientlihe Schritt geſchah erft durch Neder’s 
„Compte rendu“, der mehr durch den Grundſatz der öffentlichen 
Aufftellung des Staatshaushalts als durh feinen Schematismus 
wirkte, Die Idee der Bilance ward dadurch zu einer Grundlage des 
Staatshaushalts. Die Erlaffe vom 4. Thermidor, Jahr VII, und vom 17. 
Germinal, Jahr XI, gebrauchten zuerft officiell den Ausorud budget 
(wahrſcheinlich von dem normannifchen bougette, Iederner Gelobeutel). 
"Seit diefer Zeit ift derſelbe allmählich allgemein üblich geworden, 
jedoh nicht immer genau in vemfelben Sinne Mit Recht jagt Co: 
quelin („Dietiohaire de l’&conomie politique”), daß es eiſt feit 
der Errichtung der Steueibemilligung ein eigentliches Budget gibt. 

Mit der Steuerbewoilligung, auf verjelben tiefern hiſtoriſchen d⸗ 
lage ruhend, trat nämlich an die Stelle der örtlich verſchiedenen Ber 
jtalt des Staatshaushalt3, der Privilegien, Vefreiungen und ftänz 
diſchen Bewilligungen das Princip der Einheit des Staat? und ver 
Gleichheit in der Vetpflichtung feiner Angehörigen, dem ein ſyſtema⸗ 
tiſcher Plan für die Thätigfeit der Staatsverwaltung zur Seite trat. 
Damit war e3 möglich, einen Staatshaushaltsplan zu entwerfen, und 
nothiendig, ihn auf dem Durchſchnitt der Bedürfnifje und Forderuns 
"gen zu bafiren. Der Act der Feſtſtellung dieſes Plans theilte ſich 

jet in drei große Gruppen: die höchſte Verwaltung, welche ihn ent: 

warf, die Kammern, welche ihn billigten, und das Oberhaupt des 

Staats, weldes ihn fancttonirte. Die Vollziehung des Plans ge 

ſchah dann durch die Organe des Staatshaushalts, die Rechnung 

durch das Rechnungsweſen. In allen diefen Operationen ift die Sub: 
ftanz der vorgelegte Plan felbit, und alle Ausprüde, Voranſchlag, 

Stat, Rehnung, Bilanz u. ſ. w., bezeichnen daher nur die Stadien, 

welche jener Plan von feinem Entſtehen bis zu ſeiner Bildung durch- 

läuft. Das Ganze kann man eben nicht mol anders bezeichnen als: 
vie Bildung des Budgets. CS ift durdaus unzwelhmäßig, mit Rau ' 

(8. 465) wieder verjchievene Worte mit gleicher Bedeutung zuzulafien. 

Der Charakter des Budgets beftimmt ſich weſentlich dadurch, daß it 

demfelben alte Zweige der Einnahme und Ausgabe zufammengefaßt 

werben, was als einheitlihes Finanzgeſetz erft 1815 im Frankreich 
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geihah und was als Princip von der Eharte in die übrigen tonfti- 
tutionellen Verfaſſungsurkunden übergegangen iſt. Die Orbnung und 
die Form, in welchen ver Staatsvoranſchlag nun jene Stadien durch: 
läuft, werden natürlich dutch die Grundgeſehe jedes Staats beftimmt; 
doch gibt es im weſentlichen nur Eine Differenz, indem nämlich die 
Berathung, bezüglich die Bewilligung durd die Volksvertretung ge- 
ftattet ift oder nicht. Es find dadurch eine Neihe von Fragen über 
Map und Form diefeg Steuerbewilligungsrechts entftanden, die nicht 
in die Verwaltungs, fondern in die Verfaflungslehre gehören. Aber 
auch reine ragen des Staatshausbalts haben fih daran ange: 
fötofien. 

Während in England vieje Fragen wenig praftiihe Bedeutung 
hatten, find diejelben in Frankreich wefentlih in ven Kammern, na- 
mentlih in der Epoche von 1820— 30, verhandelt worden. Daß 
Adam Smith darüber nicht ſpricht, Tiegt tool in der ziemlich irras 
tionellen Form des englifhen Budgets, das überhaupt die Einheit 
des Staatähaushalts nicht zeigt; was Say jagt (P. VIIL, Kay. 2 
und 3), befteht aus einigen mehr oder weniger geiftreihen Bemerkun: 
gen. In Deutſchland hat die wiſſenſchaftliche Theorie fih derſelben 
bemädtigt. Die Kämpfe der verſchiedenen Arten ber Oppofition ges 
gen die Reftauration, die einem großen Theile nach auf dem Gebiete 
des Budgets ausgefämpft wurden, haben viel dazu beigetragen, die 
richtigen Aufgaben der Bildung des Budgets feitzuftellen. Zuerſt 
ward der Grundſatz allgemein, nicht nur die Reineinnahmen, fondern 
aud die Roheinnahmen und damit die Erbebungs- und Verwaltungs: 
toften der Einnahmen jelbftändig aufzuführen. Dann bildete die 
Nothwendigkeit die Aufftellung von Finanzperioden aus, troß des 
wunderlihen, auf Unkenntniß beruhenden Haſſes, den einige, wie 
Soben (IV, 547 und V, 482) und Ganilh („Science des finan- 
ces”, S. 247) gegen viejelben hatten. Ferner mußte die Un: 
terſcheidung zwilchen ordentlichen umd außerordentlihen Ausgaben und 
Crediten den größten Einfluß auf die Entwidelung des ſyſtematiſchen 
Staatscredits äußern. Dann ſchloß fih am die Budgetberathung 
naturgemäß eine neue wichtige Richtung der Statiftit an, namentlich 
die Berechnung der Steuerlaft nad der Kopfzahl der Bevölkerung 
(ion bei Say, a. a. O., Rap. 3). Endlich und vor allen Dingen 
aber vief vie ganze Behandlung große Klarheit in ver ganzen Dar- 
ftellung der Lage und Erforberhifie des Staatshausbalts hervor, und 
gerade bier find die Fortſchritte außerordentlich groß. In der deut: 
ſchen Literatur ift das, mas Malchus darüber jagt, nod immer das 
Befte, was über die Grundfäße für die Bildung des Budget? auf: 
geheltt if. Die Regeln, vie  $. 17 a. a. D. angibt, bleiben 
dauernd. Die zweifelbaftefte Frage war die, wer bie „Initiative in 
Betreff der Anoronung des Staatsaufwands“ habe, wo die Steuer: 
dewilligung gilt. Malchus entſcheidet (Rap. IV, S.116) mit Recht, 
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daß dieſe Initiative fomol in Beziehung auf vie Steuern ala auf 
die Verwendung ber eingebrachten Ginnahmen nur der Regierung zur 
ftehen konne und daß die Kammern zwar dad Recht ver Prüfung 
und der Beſchränkung, nicht aber das ber Erhöhung der Steuern 
haben können; daß dagegen andererſeits die Steuern oder fonftigen 
Beträge, einmal bewilligt, auch nur für das gebraudt werden dur⸗ 
fen, wofür fie betwilligt find. In von Hod’8 außgezeihnetem Merle 
„Die Finanzverwaltung Frankreichs“ find ©. 115 die einzelnen Pu— 
blicationen aufgezeichnet, welche aus Anlaß des Voranſchlags und 
der Jahresrehnung jährlih von dem Finanzminifterium ausgeben; 
von großem Intereſſe ift dabei die Angabe der Jahreszahlen, in 
denen ſucceſſiv dieſe einzelnen Publicationen entftanden find, Das 
dritte Kapitel „Das öffentlihe Rechnungsweſen“ (S. 85 fg.) enthält 
vie vorzüglich Mare und Iebendige Darlegung des ganzen Proceſſes 
der Bildung des Budget non dem erften Beginn bis zum legten 
Abſchluß der Rechnung, vie über ven praftifhen Gang dieſes hoch— 
wichtigen Theils der Staatswirthſchaft in mancher Beziehung neues 
Licht verbreitet. 


I. Kaſſen- (und Zahlungs-) Wefen. 

Die Kaffen find nun die Organe, durch welche die materielle 
Bewegung und Vertheilung der in der Staatsrehnung aufgeftell- 
ten Normen für den Staatshaushalt vollzogen wird. 

Die Kaffen haben als Grundlage diefer materiellen Bewegung 
eine bedeutende Wichtigkeit für die gefammte Verwaltung. Sie 
find für jeden Zweig derfelben nöthig und auf ihrer orbnungs- 
mäßigen Verwaltung beruht die Ungeftörtheit und Leichtigkeit in 
dem ganzen Gange der materiellen Berwaltungsmittel. . 

€3 ift- daher nothwendig, daß die Kaffen und die Kaſſen— 
führung in der Staatstwirthichaft einen möglichſt zweckmäßigen 
und klaren Organismus haben. Die geieglihe Einrichtung der— 
felben und die Gefammtheit der für die Kaffenführung geltenden 
Beitimmungen bilden das Kaſſenweſen. Die Thätigkeit der Kaſ-— 
fen aber befteht in den Zahlungen, die fie theil leiſten, theils 
empfangen. Die gejeglichen Beftimmungen über die Zahlungen 
in allen ihren verſchiedenen Formen bilden das Zahlungsweſen. 
Kaffen und Zahlungsweien gehören daher auf das engfte zu— 
fammen, wie Organ und Thätigkeit; doch ift es natürlich, daß 
jedes für ſich befondere Beftimmungen fordert. 

Das Kaſſenweſen zunächit ſchließt ſich nun in jedem Staat 
an die befondern Verhältniffe feines Organismus an, wie das 
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Zahlungsweſen dur die Beſonderheit des Steuerſyſtems in ber 
Ausführung des einzelnen eine jolde Verſchiedenheit hat, daß bie 
Darftellung derſelben ſchon an und für ſich ein meitläufiges Uns 
ternehmen fein würde. Dennoch gelten auf der Bafis der ger 
meinihaftliden Natur aller Kaffen und Zahlungen gemiffe all- 
gemeine Grundfäge für alle organiihe Einrichtung der Stants- 
wirthſchaft, und dieſe bilden den wiſſen chaftuchen Inhalt für 
diefen Gegenftand. 

& iſt ein charalteriſtiſches Zeichen für die deutſche Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft, daß fie allein ſich mit dem Kaſſen- und Rechnungsweſen ernſt⸗ 
haft beſchäftigt hat. Und zwar gibt es nicht blos eine eigene Liter 
tatur über daſſelbe, fondern die ganze Lehre bildet auch einen inte: 
grirenden Theil der ſyſtematiſchen Finanzwiſſenſchaft. Es ift in diefer 
Beziehung namentlich hervorzuheben, daß das Kaſſenweſen zuerft in 
feiner Wichtigfeit in der deutſchen Literatur gewürdigt und rationell 

behandelt ift (f. unten). Im ganzen vagegen hat vie Theorie viel 
mehr fih mit dem Rechnungsweſen beihäftigt, weil vaffelbe aller- 
dings ſowol in feinen Principien al3 in feinen Anwendungen zu: 
ganglicher ift. Die franzöfifhe Literatur hat über das ganze Gebiet 
nur einige Andeutungen; die Deutfhen haben es dagegen zu einer 
förmlihen Wiflenfhaft erhoben. Indeſſen leuchtet es ein, daß das 
einzelne durchaus in das Reich der Praris fällt; die theoretifche 
Darſtellung -ift deshalb nur da gründlih und zugleih ſachgemäß, 
wo man eine praftiihe Kenntniß ver wirklichen Finanzverwaltung 
zu ‘Grunde liegen fieht, wie das namentlich hei Malchus der Fall 
ift, deſſen Darlegungen bei weitem das Bedeutendſte unter allem find, 
was über Kaffen: und Rechnungsweſen gefagt ift. 


3) Kaſſenweſen. 

Die Gejammtheit der Kafjen zerfällt zunächſt außerlich i in 
zwei große Syſteme, die an Umfang zwar ſehr verſchieden, in 
der innern Einrichtung aber weſentlich gleichartig find. 

Das erſte Syſtem der Kaſſen iſt dasjenige, was wir als das 
Syſtem der Verwaltungskaſſen bezeichnen. Darunter verſtehen 
wir die Kaffen jedes felbftändigen Verwaltungsgebiets, deren 
Aufgabe es iſt, diejenigen Zahlungen zu leiſten, welche wir unter 
den Ausgaben als die ordentlichen und außerordentlichen Credite 
bezeichnet haben und die für die beſondern Zwecke der Verwal⸗ 
tung nicht auf die folgende Art von Kaffen angemwiefen find.. Der. 
Umfang diefer Kaſſen und das Map ihrer Selbftändigfeit ift fo 
verſchieden, daß map kaum etwas anderes Allgemeingültiges darüber 
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ausſprechen kaun, als daß fie ihre Einnahmen meiſtens direct aus 
den Finanzkaſſen beziehen, während ihre Ausgaben vorwiegend 
von den höchſten Behörden des einzelnen Verwaltungszweiges 
frei beichloffen und angemiefen werden. Gine ganz ſelbſtändige 
Ordnung der Bermaltung ift für diefelben alsdann da höchſt zwed- 
mäßig, wo die Einnahmen nicht blos aus den im Staats- 
budget bereit? aufgeführten Summen, fondern aus befondern 
Quellen fließen. Wo daher die Grenze gezogen werben ſoll zwi⸗ 
ſchen den beiden Arten. der Kaſſen, ift eine reine Frage der Zived- 
mäßigfeit umd läßt fi, ohne den Verhältuifien Gewalt anzu= 
thun, durchaus nicht im allgemeinen, fondern nur nad den ein- 
zelnen Fällen beftimmen. 

Das zweite Syſtem ift nun dasjenige, welches wir dag eigent- 
lie Kaſſenweſen nennen und das mit feiner Thätigkeit das 
ganze Gebiet der Staatswirthſchaft umfaßt. Die Aufgabe diefer 
Kaſſen ift die organiſche Vermittelung zwiſchen der gefammten 
Einnahme und Ausgabe des Staatälebens. Ihre Grundlage ift 
daher naturgemäß die Einnahme, und deshalb nennen wir alle 
diefe Kaffen zum Unterſchiede von den obigen die Finanzkaſſen 
und ihr Spftem dag Finanzkaſſenſyſtem. 

Das Finanzlaffenfyitem hat feine große Bedeutung dadurch, 
daß es als die Maſchinerie des Geldumlaufs in der Staatswirth- 
ſchaft erſcheint und daher durch feine Zweckmäßigkeit ſowol die 
Leichtigkeit des Umſatzes vermehrt, als die Koſten deſſelben ver— 
mindert. Es bildet ſich daher auch mit der zweckmäßigen Finanz= 
wirthſchaft zugleich aus, und der Charakter feiner Ausbildung ift 
die Klarheit im einzelnen und die Gentrafifirung im ganzen. Die 
Grundlage dieſes Syſtems ift nun in allen Stadien ber Unter 
ſchied zwiſchen den Einnahmelaffen und ben Ausgabebaſſen, bie 
eben in ihrem Zufammenhange das Finanzbaffensyftem bilden. 

A. Die Einnahmefajjen. Die Aufgabe. der Einnahme 
kaſſen ift ‚vie Sammlung aller einzelnen Einnahmen des Staats 
in guößern Summen zur Verfügung. ber Finanzen. 

Es ergibt fich daraus, daß es Fein einfaches Einnahmes 
kaſſenſyſtem geben Tann. Es muß vielmehr die Orgauiſation 
derfelben auf beftimmten Prineipien beruhen. Dieſe find fül« 
gende : . 
Erſtlich muß jede als ſelbſtändig erſcheinende Quelle der 
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Staatseinnahmen ihre eigene Einnahmekaſſe haben; ift fie eine 
ſehr untergeordnete, jo wird es genügen, die Selbftändigfeit dies 
fer Quelle blos in der Buchführung feftzubalten umd eine Gefammt 
kaſſe aus ben verſchiedenen Quellen zu bilden, 

Zweitens muß die Vertheilung biefer Einnahmekaſſen zu— 
gleich Brtlicg eine jo zmedmäßige jein, daß die Zahlung an die 
ſelben mit dem geringften Maße von Koften und Beitaufwand 
für die Zahlenden verbunden ift, ein Grundſatz, deſſen Wid- 
tigteit in dem Grade fteigt, in welchem die Beträge Heiner oder 
die Einzahlungen hänftger werden. 

Die weitere Einrichtung der Kaſſen als ſolche hat nichts, 
mas von ber wirthſchaftlichen Einrichtung jeder Kaffe verſchie— 
den wäre. 

B. Die Ausgabefaffen haben die Zahlungen des Staats, 
nach den Grumbjägen zu beforgen, melde ‚über die Zahlung 
gelten. 

Es ergibt ſich, daß es gleichfalls Fein einfaches Syſtem der 
Bahlungs= oder Ausgabelafien geben kann. Die Drganifirung 
diefer Kaſſen Bann aber nur gedacht werden in Verbindung mit 
dem Organismus der Ginnahmelaffen; beide in ihrem Ineinan⸗ 
dergveifen ergeben folgende Grundzüge jedes rationell geord⸗ 
neten Kaſſenſyftems. 

a) Für alle Steuern und rein örtlichen Zahlungen iſt es 
am zweckmäßigften, die Einnahmelaſſen direct ala Ausgabekaſſen 
zugleich zu verwenden und dies durch das Syſtem der Anweiſum⸗ 
gen zu vollziehen. 

b) Bür alle größern Ausgaben muß zunädft eine Samms 
Iungstafle der Einnahmen aller Fleinern errichtet werden, mit 
welcher dann eine Ausgabekaſſe als zweite Abteilung örtlich und 
organiſch verbunden iſt. Die Geihäftsführung geſchieht alsdann 
in der Weiſe, daß die Einnahme- oder Sammlungskaſſe diejeni— 
gen Beträge, welche die Ausgabekaſſe zu zahlen hat, an diefelbe 


nad beftimmten Regeln überführt und mithin ein eigenes Buch 


fir dieſe Ueberführung an bie Ansgabefaffe errichtet, während 
andererſeits die Ausgabekaffe in gleicher Weiſe als Einnahme die— 
felbe Summe, die fie von der Einnahmelaffe empfängt, verrech- 
net. Died Spftem gibt nicht blos die größte Sicherheit, fondern 
auch Die größte Leichtigkeit in der Geldbewegung, indem dadurch 
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ſich gleichfam ‚von felbft der Ueberſchuß der Einnahmekaſſen gegen- 
über den Beträgen der Ausgabekaſſen von der ganzen umgeje- 
ten Summe ablöft und nunmehr ein getrennter und leicht 
verftändlicher Gegenftand des dritten Organismus bes Geld- 
mejens wird. 

©) Diefen dritten Organismus bilden nun die Gentral= ober 
Staatshauptkaſſen, die unter mannichfach verſchiedenen Namen 
immer diejelbe Aufgabe haben, nämlih die Sammlung aller 
Ueberſchüſſe der örtlichen Hauptkaffen in Eine große Maſſe und 
die Ausgabe derjelben für Zwecke, die nicht mehr örtlicher, fon= 
dern ganz allgemeiner Natur find: Theoretiſch wäre es am ein- 
fachften, für diefen legten Theil’ des Kaſſenweſens eine einzige 
große Kaffe mit den zwei Abtheilungen der Einnahme und ber 
Ausgabe zu errichten. In der Praris ift dies aber weder vor- 
handen noch auch nöthig, da die Einheit der gefammten Staats« 
rechnung, melde in jener Kaffe eben repräfentirt fein fol, leich— 
ter und beſſer durch eine rechnungsmäßige Ueberfiht als, Sum- 
marium aller einzelnen Kaffen zu erreichen if. Die große Bes 
deutung, welche die allgemeinen Aufgaben und mithin auch Aus- 
gaben für den Staat haben, macht es dabei nothivendig, daß fir 
die hauptſächlichſten diefer Ausgaben jelbftändige Kaffen errichtet 
werden, während eine felbftändige- Einnahmelaffe nicht nothwen⸗ 
dig ift, ſondern jeber jener Ausgabekaſſen bie Ueberſchüſſe vorher 
beftimmter Sammlungskaſſen zugeführt und dadurch die Ausgaben 
gedeckt werden. Das Central⸗Kaſſenſyſtem erfgeint daher in der 
Praris vorwiegend als ein Syitem von Ausgabekaſſen, bei wel- 
Gem die Buchhaltung bie Stelle der Einnahmefaffe zu vertreten 
bat. Im einzelnen ift jedoch der Grundſatz ber tZweamaßigteit 
immer dabei der entſcheidende. 


Es iſt einleuchtend, daß Did ſpecielle Organiſirung der Kaſſen, 
ihrer Abtheilungen und deren ſyſtematiſche Verbindung ſich ſtets aus 
den beſondern Verhältniffen ver einzelnen Staaten ergibt und daher 

‚. nicht Gegenftand der Theorie fein Tann. . Die einzige wirklich theos 
retiſche Frage ift die, ob das Kaſſenweſen eines Staats auf dem 
durchgeführten Princip der Centralifirung beruhen foll oder nicht. 
Diefer Streit ift namentlich ſeit ven zwanziger Jahren dieſes Jahr: 
hunderts angeregt und ging naturgemäß aus ver Herftellung ver 
Einheit in dem Vefteuerungsfyftem hervor, dem die Einheit des 


Kaſſenweſens entfprechen müffe. Schon Jufti hat in feiner „Stadts« _ 
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wirtbfägaft” (Thl. II, 8. 408) die ganze Frage angeveutet, aber 
doch nur in einzelnen Punkten das Richtige erfannt. Die beiven 
vorzäglichften Schriftiteller aber ſind Feder, „Handbuch über das Staats- 
rehnungs: und Kaſſenweſen“ (Stuttg. 1820), ver ſich jedoch mehr 
auf das Rechnungsweſen bezieht, und Kiefhte, „ Örundzüge zur zmed: 
„mäßigen Einrichtung des Staatöfafjen: und Rechnungsweſens“ (Berl. 
1821). Die übrigen bei Malchus (U, $. 23) angeführten Schriften von 
Neugebauer, Wöhner und Hornburg gehören mehr dem Rechnungs: 
weſen an, Unter den Obengenannten ftelltg zuerit Kiejhle den Sa 
auf (S. 88—104), daß ein Gentralfajlenfgftem, weldes die Auf: 
gabe babe, alle wirklich verfügbaren Gelver in Eine Kaffe zu ſam⸗ 
meln und erft von vieler aus die Ausgaben abgehen zu lafjen, nicht 
entfprehend fei. Der Grundgedanke fei dabei allerdings ein richti— 
ger: Zufanmenftellung und Ueberſicht des verfügbaren Kaſſebehalts; 
allein es fei- eritlih wermöge einer folhen Centralkaſſe nicht möglich, 
die Ausgaben der einzelnen Zweige ver Verwaltung zu überjehen; 
zweitens bebürfe die Ueberſicht des Ganzen eben feiner Kaffe, ſon— 
dern laſſe fih durch Buchführung und Ausweiſe erreichen. Die 
Gründe, weiche Malchus gegen dieſe Anſicht geltend macht ($. 23 
und 24), find ofienbar mehr gegen die Furcht vor einer Zerfplitter 
rung des Kaſſenweſens, als gegen das Princip der Einheit der Kaſſen 
vermöge des Rechnungsweſens gerichtet und haben die Borftellung 
eines Heinen Staats ald Grundlage, bei welchem vie Gentralifirung 
phyſiſch möglich ift. Dagegen gibt er die Richtigkeit für die Auf: 
ftellung von. felbftändigen Haupttaffen „beitimmter Revenuenzweige 
(Generalvomänen, Generalaccife:, Generalzolltaffe und dergl.)“ zu, 
was im Grunde da Princip der Einheit aufhebt. Der Unterſchied 
zwifhen Ginnahme: und Ausgabelafien ift nirgends gehörig ent: 
mwidelt. Was Jakob ($. 1283 fg.) und Rau ($. 566) fagen, ift 
unbedeutend. - 

Für Defterreich .ift die frühere Geftalt des Kaſſenweſens fehr gut 
dargeftellt bei 3. Neugebauer: „Drganifhe Darftellung des Control: 
weſens und der Kafjeneinrihtungen in den k. k. Staaten” (Wien 
1845), mo aud nod jegt einzelne Punkte nicht unpraktiſch gewor⸗ 
den find. Die gegenwärtige Organifation des öfterreihifchen Kaſſen- 
weſens findet fih in allgemeiner und klarer Ueberficht bei A. Deſſary, 
„Grundzügeer öfterreichiichen Finanzgeſehlunde“ (Wien,1856), 8.95 fg. 
Das Syſtem des öfterreichifhen Kaſſenweſens beruht zunächſt auf ver 
Selbftändigfeit der Verwaltungskaſſen, „ſoweit die Verwaltungszweige 
oder Fonds ausprüdlih von andern Minifterien geleitet werden, z. B. 
das gefammte Militärweien, over das dem Handelsminifterium übers 
wieſene Communicationdwefen und vergl.” (Deflary, a. a.D., 6.257), 
und ber Finanzlaſſen, die wieder in Brutto: und Nettofafjen zerfallen. 
Die Nettokafjen find im Grunde nichts anderes als die reinen Aus: 
gabetafje und bilven ihre Einnahmen aus den Zufuhren der Bruttor 

Stein, dinanzwiſſenſchaft. 4 
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taſſen, melde das Syſtem ver Einnahmelafien bilden. Diefe Brutto: 
oder Einhebungskaſſen haben aber, je nachdem fie den birecten ober 
indirecten Steuern angehören, oft einen verſchieden außgebehnten 
Wirkungskreis, bei deſſen Beſtimmung vie Zwedmäßigteit vorgemaltet 
bat (8. 96). Die Netto: (Ausgabe:) Kaffen umfafien ein völliges 
Syftem, am deſſen Spite die Staatscentralfafle fteht, welche alle 
Ueberfhüfle der einzelnen Kafien empfängt und zunädft an bie 
Staatshaupttafjen (Zahlämter) abgibt, deren fieben beftehen, und die 
diejenigen Zahlungen zu leiften haben, welde ihrer Natur nad nicht 
örtlich gefchehen künnen. Die örtlichen Zahlungen geſchehen durd 
Auftrag an die örtliche Kaſſe (f. unten). Die dritte Klaſſe der Aus: 
gabefafjen find eben bie Ausgabeabtheilungen der Landeskaſſen, die 
ihre Einnahme von den Einnahmeabtheilungen derſelben empfangen 
(Abtheifung IL und I), fovaß jede Sandeshauptlaffe die Gpipe des 
Landestaſſenſyſtems bilvet, deren Unterabtheilungen bei den großen 
Kronländern wieder die Sammlungslafien bilden, die gleichfalls mit 
den beiden Abtheilungen der Ausgabe (Abtheilung IT) und Einnahme 
(Abtheilung I) verfehen find. Die legten Gliever des Kaſſenſyſtems 
find dann die Steuer: oder Einhebungskaſſen aller Art, die natürlich 
je nad den Arten der Einnahmen wieder befondere Namen, FZunc- 
tionen und Inſtructionen haben. Es bilvet auf diefe Weile das 
Ganze ein fehr gut eingerichtete und rationelles Syftem, deſſen Ein— 
zelheiten, wie es denn auch naturgemäß ift, zum großen Theil aus 
der frühen Einrichtung herftammen und von dort ihre Namen und 
Competenz ‚haben, namentlih freilih in ben untern Kaſſen. ©. 
darüber vorzüglih Neugebauer, a. a. D., Bud I, Abtheilung II, 
mo Abſchn. I von den Fondskaſſen, Abſchn. II von den Einnahme— 
kaſſen und Abſchn. III von den Ausgabefafien handelt. Sehr zwed- 
mäßig ift die ©. 59 für die Einnahme: und ©. 62 fg. für bie 
Ausgabelafjen gegebene tabellarifhe Ueberſicht. Man fieht hier am 
beiten, daß die Grundlagen des frühern Syſtems aud bie jetzi— 
gen find. 

Ueber die Kaſſenordnung in Frankreich f. von Hod, a, a.D., S. 103, 
128, 129 und öfter. Das Kaſſenweſen Preußens, fowie die allgemeinften 
Grundfäge über die Buchführung find dargeftellt bei Dezfelo, „Preußen 
in fameraliftifcher und ftaatwirthfchaftlicher Beziehung“, ©. 144—146. 


b) Zahlungsmweien. 

Das Zahlungsweien enthält die Regeln, nad) denen die Ein- 
nahmekaſſen Geld zu empfangen und die Ausgabekaſſen foldes 
zu zahlen haben. 

Diefe Regeln beziehen fi) für die Brutto- Einnahmen neben 
den BVorfehriften für die Empfangnahme und Quittirung ber 
Gelder, die größtentheils ſchon der Buchführung angehören, 
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weſentlich auf bie Art und den Preis der Münzen, in melden 
die Zahlungen an die Kaffen zu leiften find, und welche in Be— 
ziehung auf. die Goldmünzen und Papiergeld die Unterſchiede 
zwiſchen der vollen, halben und zufammengejegten Währung con= 
fituiren. 

Für die Ueberführungen aus den Einnahmelafien in die 
Ausgabekaſſen oder an eine beftimmte Gentralfaffe werben be— 
ſtimmte Regeln ftattfinden, die ſich namentlich auf die Buchhal— 
tung beziehen. ° 

Für die Zahlungen der Ausgabefaffen gibt e3 zwei Grunde 
formen, welche die Grundlagen der Zahlungen bilden, 

Diefelben können nämlich fefte Zahlungen fein, die für feſte 
Ausgaben nah dem genehmigen Staatsvoranſchlag durch die 
Zahlungskaffen regelmäßig zu leiften find und bei melden es 
daher einer befondern Zahlungsanmeifung nicht bedarf. 

Oder e3 können außerordentliche Ausgaben fein, welche die Kaffe 
zu leiften hat. Diefe geſchehen alsdann ſtets auf Grund bejonderer 
Anmeifungen, die dann nad ihrer Form geprüft und nad ihrem 
Betrage ausbezahlt werden. 

Diefer Zahlungsproceß ift nun ein einfacher, folange es ſich 
am einzelne Zahlungen handelt. Er wird aber zu einer ſyſte— 
matifchen Operation, wenn man davon ausgeht, daß die Zahlun- 
gen weder den Beträgen noch den Terminen nad) bei jeder Kajje 
genau mit den Beträgen oder Terminen der Einnahmen zufams 
menfallen. Alsdann bilden fi zwei Verhältniffe, melde die 
Grundlage jener Operationen werden. Da, wo die Einnahmen 
die Ausgaben überfteigen, bilden fi) Kaffenbeftände, während da, 
mo das Gegenteil der Fall ift, Ausfälle ftattfinden. Die Ver: 
waltung des Zahlungsweſens hat nun zur Aufgabe, die Ausfälle 
der einen Kaffe durch die Beftände der andern in der Weile re= 
gelmäßig zu deden, daß der Zahlungsproceß nirgends und in 
feinem Augenblid unterbrochen wird. Dies gefchieht durch das 
Syſtem der Webermweifungen, durch melde jene Differenz res 
gelmäßig ausgeglichen wird. Die Ueberweiſungen beruhen auf 
den Rejultaten der Staatsbuhführung, und ihre Ordnung fordert 
nicht bloß, daß fie erft dann geſchehen, wenn der Ausfall wirk— 
lich vorhanden ift, jondern daß fie durch richtige Berechnung 
ſchon vorhergejehen und durch rechtzeitige Dispofitionen verhindert 

. * 
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werben. Sie forbern daher vorzugsweiſe einen Haren Ueberblid 


“über die gefammte Kaffenverwaltung des Staat? und über den 


ganzen Gang der großartigen Geldbewegung, melde die Staatö- 
wirthſchaft umfaßt. 

Der Zahlungsproceß in der Staatswirthichaft bietet damit 
ein reiches und vielgeftaltiges Bild. Ex bewegt ſich gleichſom in 
verſchiedenen Kreifen, welche, um lauter jelbftändige Centren fi 
bemwegend, von fehr verſchiedenem Umfange, aber dennoch alle 
untereinander verbunden find, ſodaß neben der Bewegung der 
Einnahme und Ausgabe zwiſchen den Kaffen und den Einzelnen 
ala Empfängern eine zweite Bewegung herläuft, welche die Kaſſen 
wieder in gegenfeitiger Einnahme und Ausgabe untereinander zu 
einem Ganzen verbindet. Die ziffermäßige Regelung diefer Be- 
megung liegt num in dem britten Theile, dem Staatsrech- 
nungsweſen. 

Allerdings hat ſchon Malchus im allgemeinen auf die Wichtigkeit 
der Kaffenverwaltung nachdrüclich hingewieſen, doch geht fie ihm auf 
in den Regeln für die Staatsbuhhaltung. Die übrigen Schriftfteller 
haben von der Sahe nur fehr geringe oder gar feine Vorftellung. 
Bisher waren daher die Verhältnifie und Aufgaben des Zahlungs: 
weſensnur Gegenftand fpecieller Fachſchriften. Betreffs Deſterreichs 
vergl. namentlich Neugebauer, a. a. O., Buch IL, Abſchn. II, und Deſ⸗ 
ſary, $. 100, wo das obige Verfahren kurz, aber deutlich angebeu- 
tet ift. Die erfte wiſſenſchaftliche Auffafjung des Gegenftandes hat 
jedoch von Hod in feiner Schrift gegeben, wo S. 93—96 die Grund: 
züge der Zahlungen ver einzelnen Kaſſen und S. 125 das organi- 
ſche Smeinandergreifen von Zahlungen, Rechnungen, Ueberweifungen, 
Anmeifungen und Gegenfeitigleit der Kaſſen in lichtooller Weiſe in 
feinem Zufammenhange mit dem ganzen Gange der Finanzverwal: 
tung dargelegt ift. Weber ven Kaffendienft in Frankreich vergl. von Hod, 
a. a. O., ©. 116 fg.; über die Bedingungen deſſelben in Defterreich 
Deſſary, a. a. D., 8.103 fg. 


IH. Bas Staatsrechnungsweſen. 

Das Staatsrechnungsmeien ift die ziffermäßige Darlegung 
des ganzen Ganges der Geldbewegung in der Staatswirthichaft. 
€3 ift daher auf allen Punkten auf das engfte mit der ganzen 
Staatswirthſchaft verflodhten und empfängt feine äußern Abthei— 
lungen natürlich durd ‚die Eintheilung der Staatswirthſchaft im 
allgemeinen und de3 Kaſſenweſens insbefondere. Das Staats- 
rechnungsweſen zerfällt daher äußerlich gleichfals zunächſt in die 
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zwei Haupigruppen des Berwaltungs- und des Finangrehnungs- 
weſens; allein in allen. diefen verſchiedenen Formen umd Organen 
wird es dennoch ſtets von denfelben Grundfägen geleitet, da es 
in ber That auf den verſchiedenſten Punkten: doch immer diefelbe 
Aufgabe hat. Daraus nun ergeben fi) die weſentlichen Momente, 
welche den Inhalt. des Staatsrechnungsweſens bilben. 

Die erfte Aufgabe ift einfach die der Buchhaltung über die 
wirklich ftattfindende Bewegung der Gelder nach allen Richtungen 
und in allen Kreifen. . 

Die zweite Aufgabe ift die der Bildung einer flet3 fertigen 
Ueberſicht über die in jedem Augenblid verfügbaren Mittel der 
Finanzen. 

Die dritte Aufgabe endlich ift die Gefammtheit der Einrich- 
tungen, welche die Controle der wirklichen Verwaltung des Geld- 
weſens der Staatswirthſchaft enthalten. 


Das Staatsrehnungswefen ift hier in einem höhern Sinne auf: 
gefaßt, als dies gewöhnlich gefhieht. Der Regel nad bilvet bie 
Staatsbuchhaltung den Kern der Vorftellungen vom Staatsrehnungs- 
weſen, an das fi) dann einige Bemerkungen über Controle u. ſ. w. 
je nad dem Ermeſſen des betrefienden Autors anfhließen. Es ift 
offenbar wichtig, in diefer Beziehung einen Grundbegriff feitzuftellen, 
an den fih dann die übrigen Gebiete naturgemäß anſchließen, und 
das Tann nur gefhehen, indem man Staatsbuchhaltung und Con— 
trole als felbftändige Theile deſſelben Proceſſes hinftelt. 

Auch in Beziehung auf das Staatsrechnungsweſen ift die deut⸗ 
ſche Literatur die einzige, die auf den Namen und Werth wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Leiftungen Anfpruhd mahen kann. Soden war wol ber 
erfte, der das Rechnungswefen in feine rein theoretifhe Darftellung 
der Finanzwiſſenſchaft al organifchen Theil aufnahm (a. a. D., Buch 
XII, Abtheilung II, wo einige fehr verftändige Bemerkungen vor: 
tommen, beſonders S. 379). Jakob that dafjelbe, kurz und freilich 

ſehr unvollftändig; doch ift zu bemerfen, daß er vie Lehre von ber 
„(Staat3:) Controle” unmittelbar an das Rechnungsweſen anſchließt 
(8. 1305 und 1314 fg). Maldus widmet der „Comptabilität in 
dem Staatsfinanzhaushalt“ einen eigenen Abſchnitt (Bud II, VI.), 
der im einzelnen ſcharfſinnig, im ganzen jeboch nicht ausreichend ift. 
Rau hat für das Staatsrechnungsweſen den jegt unpafjenden Namen 
des „Kameralrechnungsweſens“ wunderlicherweiſe beibehalten und, 
wie auch Malchus, die Revifionen mit hineingenommen ($. 539). 
Die Behandlung iſt forgfältig und gut. Im allgemeinen laßt fih 
taum verfennen, daß bie fogenannte „Rechnungswiſſenſchaft“, die ja 
nichts ift ald die Theorie der zwedmäßigen Buchführung, die Grunds 
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lage dieſes ganzen Theil ber Finanzwiſſenſchaft ift, weshalb vente 

- aud fo viel Verſchiedenheit und Zufall in demjenigen herriht, was 
vie einzelnen herbeigiehen oder weglaſſen. Die franzöfiihe Literatur 
hat überhaupt feine Finanzwiſſenſchaft, alfo auch feine Staatsrech- 
nungslehre. Say hat allervingd das nicht geringe Verbienft, in fei- 
ner Weife zuerft die comptabilit@ commercisle in die Rationaldtos 
nomie aufgenommen zu haben (a. a. D., II, 472 fg.). Was er aber 
in diefem Werke (Abſchn. VII, Kap. III) fagt, ift ohne alle wiſſenſchaft⸗ 
lihe Bedeutung. Die englifhe Doctrin hat fi mit der Sache bisjegt 
um fo meniger befhäftigt, al3 fie überhaupt die Finanzen fait nur 
unter dem Gefichtöpuntte der Steuern und diefe nur in ihrer volks— 
wirthſchaftlichen Stellung anhangsweiſe behandelt. Der größte 
Uebelftand dabei ift, daß namentlich das wichtige Syſtem der Eon» 
trole feine. gehörige Entwidelung neben ver Staatsbuchhaltung ger 
funden hat. 


a) Die Staatsbuhhaltung. 


Die Staatsbuhhaltung im meiteften Sinne des Worts ift 
naturgemäß auf der unterften Stufe mit dem Kaſſenweſen eng 
verbunden; doch muß in der Regel für die Erhebung und die 
Kafje einerfeits und für die Rechnung amdererjeits ein eigener 
Beamter da fein. Die Buchhaltung begleitet das Kaſſenweſen 
von der unterften bis zu der höchſten Stufe; es liegt jedoch 
in der Natur der Sache, daß fie fih in den unterften Kaffen 
mit der Verwaltung derfelben verſchmilzt, dagegen ſchon bei der 
mittlern Inftanz ſich von der legtern trennt und jelbftändig als 
eigene Buchhaltung neben fie hintritt. Alsdann nimmt fie zus 
gleich einen neuen Charakter an. Sie wird hier das Hauptmittel 
der Controle, und die Aufgabe der Kaffencontrole befteht dann 
darin, die Uebereinftimmung der Ergebniffe der Buchhaltung mit 
dem Kaffenbeftande aufrecht zu erhalten. Die Buchhaltung wird 
auf diefe Weife gleichſam das Gemifjen der Kaffe und muß des— 
halb auch in den Perfonen von den Kaffenbeamten getrennt 
fein. Zugleich bietet die Buchhaltung der höhern Kaffen damit 
das Mittel, die Verwaltung der unterften Kaffen bei jeder Ein- 
nahme und Ausgabe zu überwachen, mas natürlih von höchſter 
Wichtigkeit ift. Die Buchhaltung der höchſten oder Centralkaſſen 
der Staatswirthſchaft nennt man wol vorzugsweiſe die eigentliche 
Staatsbuchhaltung, was inſofern einen guten Sinn hat, als in 
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ihr zuletzt die Ueberſchüſſe aller andern Kaſſen zufammenfliegen 
und durch diefelben verrechnet werben. \ 

- Dur) diefe große Bedeutung der Buchhaltung für den Staats- 
haushalt ift nun die Gefammtheit der Regeln, nach welden fie 
geführt werben muß, zu einer eigenen Lehre, der Lehre von der 
Staatsbuchhaltung, geworden. Die Aufgabe, welche diefe Dis— 
ciplin hat, ift eine zwiefache. Sie muß zuerft zeigen, nad wel 
Ken Grundfägen die möglicfte Sicherheit der Rechnung gefunden 
werden kann, d.i.: Aufftellung derjenigen Regeln der Buchung, 
welche foweit thunli die Willfür in der Aufftelung der Ein: 
nahmen befeitigt und durch die Ordnung der Buchung” die 
Richtigkeit der einzelnen Poſten gewährleiftet. Sie muß zweitens 
in die Buchhaltung die möglichſte Klarheit bringen. Unter der 
Klarheit der Buchhaltung verfteht man diejenige Ordnung ders 
felben, vermöge deren die einzelnen Poften jo aufgeführt oder 
gebucht werden, daß jede Hauptſumme alle ihre gehörigen Einzel:- 
beträge wirklich enthält und die einzelnen Hauptfummen damit 
ein vollftändiges und jeden Augenblid überfichtlihes Bild des 
ganzen Zuftandes der wirklichen Einnahmen, des Kafjebehaltz, 
der ausftehenden Forderungen und der gemachten Ausgaben dar: 
bieten. Die Bedingung ber Sicherheit ift die gute Anführung 
der Belege in der Rechnung; die Bedingung der Klarheit ift 
die gute Eintheilung der Hauptconti. Dieſe müſſen fih dann 
natürlich nad der Art der Einnahmen rihten, und es wird da= 
her die Buchführung eine andere Geftalt bei den Staatsgütern, 
eine andere bei den Negalien und noch eine andere bei den 
Steuern und Staatsſchulden haben. Die Klarheit der Buchfüh— 
rung führt zur Leichtigkeit in der erften Revifion derfelben, fo- 
weit diejelbe innerhalb des Finanzminifteriums geſchehen kann. 
Die legte Controle aber fält dann unter den oberiten Red 
nungshof. 

Die Lehre von der Buchhaltung wird faſt immer als die Lehre 
vom Rechnungsweſen (zu weit) bezeichnet, was ſeinen Grund in der 
hiſtoriſchen Entwidelung dieſes Zweiges der Theorie hat. 

Die Lehre von der Buchhaltung ift bereit? mit dem Ende des 
16. Jahrhunderts felbftändig (Muñoz de Escobar, „De ratioci- 
niis et computationibus administratorum“, 1599 und öfter, und 
‚Heefer, „De rationibus reddendis”, 1665). Wäre fie aber jhon 
damals in die Staatsrechnungen in irgendeiner Weiſe tationell 
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übergegangen, fo hätten gewiß Bodinus oder doch Sedendorf ihrer 
genauer Grmwähnung gethan. Die Buchhaltung ward erft durch vie 
Entwidelung des kaufmännischen Lebens ein Gegenftand eigener theo= 
vetifcher Forfhungen, und erft durch das Princip der doppelten Buchs 
haltung fam man vazu, einerfeit® allgemeine Grundfäge für bie 
Buchhaltung over „Rechnungswiſſenſchaft“ aufzuftellen, anvererfeits 
diefe Grundfäge auf die Staatrehnung anzuwenden. Geit der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts ift darüber eine fehr reiche Literatur ent: 
ftanden, welche die Buchführung der Staatswirthſchaft bald ala „Fir 
nanzrechnungswiſſenſchaft“, bald als „Staatsrechnungswiſſenſchaft“, 
bald als „Kameralrechnungswiſſenſchaft“ bezeichnete. (Desfelo, „Fir 
nanzrechnungswiſſenſchaft/, Berlin 1773; Jung, „Anleitung zur 
Kameralvehnungswillenihaft“, Leipzig 1786; Brand, „Grundſätze 
der Staatsrechnungswiſſenſchaft“, Wien 1790.) Vergl. 3. Schrott, 
„Lehrbuch der allgemeinen Verrechnungswiſſenſchaft“ (Prag, 1856), 
&.6—8. Die Frage jener Zeit war die Zmedmäßigteit der Anwendung 
der doppelten Buchhaltung auf die Staatsbuchhaltung. Die betrefz 
fende Literatur unſers Jahrhunderts hat die Verrehnungs: und Buch- 
haltungslehre kaufmaänniſch für ſich ausgebifvet, die Staatsbuchhaltung 
dagegen faſt ſtets in die engſte Verbindung mit dem Kaſſenweſen 
gebracht, was auch durchaus praltiſch ſcheint, obgleich dabei oft ver: 
geſſen wurde, daß die Staatsbuchhaltung in einem großen Theile 
ihrer Formen durch das gegebene Kaſſenſyſtem beſtimmt werden muß 
und daher nur wenig abſtracte Grundſatze zuläßt. Selbſtändig find 
jedoch in dieſer Beziehung Fröhlich, „Handbuch der Staatsrechnungs- 
wiſſenſchaft· (Wien 1852), und Eſcherich, „Lehrbuch des allgemeinen 
und des Staatsrechnungsweſens“ (Wien 1852). In den allgemei: 
nen Werten über Finanzwiſſenſchaft hat, wie fehon bemertt, vie 
Staatsbuhhaltung ihre mehr oder meniger ernithaft berüdfichtigte 
Stelle. Bei Malhus ift ver Gegenftand mit höchſt fcharffinnigen Be— 
merfungen im einzelnen behandelt (II, 8. 27 fg.; ſ. beſonders 
S. 152 fg.). Bei Baumftark finden ſich über die einzelnen Verwaltungs- 
rechnungsablegungen der Domänen gute Angaben. Bei Rau ift bie 
Darftellung theoretiſch am MHarften und eingehenvften (8. 539 fg.). 
Doch kann es nicht-die Aufgabe der Finanzwiſſenſchaft fein, ſich mit 
den Einzelftagen der. Zwedmaäßigleit genauer zu beſchaftigen; freilich 
iſt es ebenfo einfeitig, fie mit Wirth ganz wegzulaſſen. 

- Die Grundzüge der Staatsbuchhaltung in Defterreih find theo— 
retiſch in ven angeführten Schriften von Fröhlih und Eſcherich ent» 
halten; vie praftiihe Geftalt derfelben in Verbindung mi: dem Kaſſen— 
weſen ift fehr gut dargeftellt in dem Werke von Neugebauer, Bud II, 
Ab h. II; die neuern Grundfäße find principiell herworgehoben bei 
Deſſary, a. a. O., 8.104, 122, 123. Das franzöfifhe Staatsrechnungs- 
weſen ift bei von Hod, Kap. II, zum erften mal von feinem Beginne 
biß zu feinem Ende in einem grofartigften Beifpiele durchſichtig und 
verftändlic dargelegt. 
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b) Bildung der Ueberſicht. (Tägliche Evidenz.) 

Die Ueberfiht über den gefammten Stand der Kaflen und 
Zahlungen der Finanzen bildet gleichſam die Grundlage des täg— 
lichen Haushalts des Staat3 und ift erforderlih, damit die höchſte 
Finanzverwaltung- in jedem Augenblide über die Gefammtheit der 


. bisponibeln Staatsmittel verfügen und die Bewegung derfelben 


genau berechnen könne. 

Diefe tägliche Weberfiht wird von eigenen Rechnungsmän— 
nern beforgt und kann, wenn es nöthig erſcheint, bis ins eins 
zelnfte Detail gehen. Natürlich ift das der Regel nad nicht der 
Tal, fondern fie wird fih nur auf die Hauptverhältniffe des 
Kaffenbeftandes und der Kaffenbewegung der Finanzen beziehen. 
Es ift ferner erklärlich, daß ihre Wichtigkeit in dem Grade wach— 
fen muß, in welchem außerordentliche Berhältniffe außerorbent- 
liche Anftrengungen nöthig machen, während bei vollfommen re— 
gelmäßigen Verhältniffen die Nothwendigkeit der täglihen Details 
zurüdtritt. Endlich leuchtet es ein, daß diefe Weberficht mit den 
ordentlichen und außerordentlihen Erediten nur infofern zu thun 
bat, als es fih um Webermweifung derjelben an die einzelnen Mi— 
nifterien handelt, während über die Verwendung derfelben eine 
Evidenzhaltung nur bei den legtern nothivendig ‚erfcheint. 

Aus "alem diefem geht hervor, daß dieje tägliche Ueberficht 
an fi zwar nothiwendig, daß aber ſowol ihre fpecielle Einrich⸗ 
tung als ihre VBenugung von der individuellen Auffaſſung der 
höchften Finanzverwaltung einerfeit3 und von den Beſonderheiten 
des Organismus der Staatswirthſchaft in einem gegebenen Lande 
andererſeits abhängig ift, fodaß ſich kaum etwas weiteres Allge: 
meingültiges darüber fagen läßt. 


©) Die Eontrole 
Die Eontrole der Staatsrechnung, deren Nothwendigkeit kei— 
ner weitern Erörterung bedarf, ift feine einfache Maßregel, fon- 
dern aud fie befteht in einem Syſtem von Einrichtungen und 
Anftalten, die fo ineinander greifen, daß der letzte Rechnungs— 
abſchluß die Gemißheit gibt, daß Fein einzelner Poften weder in 
der Ausgabe noch in der Einnahme auf der Willkür irgendeines 
Einzelnen beruht, fondern fi) dem gegebenen Spitem der ganzen 
Staata wirthſchaft geſetzmaͤßig unterorbnet, 
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Die Ausbildung der Controle fet daher ſelbſt ſchon einen 
ſehr ausgebildeten Finanzorganismus voraus. Diefelbe geht nicht 
etwa dem legtern vorauf, fondern fie folgt ihm vielmehr, und 
zwar Schritt vor Schritt. Das Spftem der Controlinftitute hat 
daher auch ſeine eigene Geſchichte und diefe ift natürlich in jedem 
Lande. an das Spftem der Finanzverwaltung angefchloffen und 

- von biefer abhängig. Troß der Verſchiedenheit, die dadurch in 
dem Syſtem der Rechnungscontrole je nad) der Beſonderheit der 
finanziellen Lage eines Staats entfteht, erſcheinen doch gewiſſe 
Grundfäge für daffelbe als allgemein gültige, und jedes wirkliche 
Eontroligftem ift nur eine mehr oder weniger ſtarke Mobification 
dieſer leichtverſtändlichen Grundprincipien. 

Alle Controle der Finanzverwaltung muß nämlich in drei 
Haupttheile zerfallen, welche die drei Hauptaufgaben bedeuten. 
Der erſte dieſer Theile bezieht ſich auf die eigene Buchhaltung 
der Finanzverwaltung und kann als das Syſtem der Reviſion 
bezeichnet werden. Der zweite umfaßt die Geſammtheit der wirk- 
lichen Geldbewegung in Einnahmen und Ausgaben des Staats 
und bildet das Syſtem der Inſpection. Der dritte endlich ſchei— 
det fi von der Finanzverwaltung direct aus und erfcheint als 
felbftändiger oberfter Rechnungshof. 


Der Grund, mweshalb die Lehre von der Controle in ver bis— 
herigen Theorie nicht zur rechten fyftematifchen Entwidelung gediehen 
ift, liegt einerfeit3 darin, daß man fie nur als einen Act der Staats- 
buchhaltung betrachtete, ambererjeit3 aber darin, daß das ganze Syitem 
ala etwas faſt Mechaniſches erſchien, das für eine wiſſenſchaftliche 
Beiprehung feinen Anhaltspuntt bieten wollte. Während daher die 
Praxis die genaueſten Beitimmungen über viefelbe aufitellt, find in 
der Theorie nur zerftreute und unvollftänbige Andeutungen mitge- 
theilt. Dennoch ift es feine tage, daß man die Controle und zwar 
nicht - blos für die Einnahmen oder die Finanzen im eigentlichen 
Sinne, fonvern für die ganze Staatswirthſchaft als einen ſyſtema⸗ 

tiſch fungivenden Organismus betrahten muß, und das folgende 
bat eben zur Aufgabe, dem Ieptern feiner felbftändigen Stellung 
und Ordnung in der Finanzwiſſenſchaft zu vindiciren. 


1) Das Syſtem der Reviſion. 


Die Aufgabe der Reviſion ift es, bie ziffermäßige Richtigkeit 
. aller einzelnen Angaben der Staatsbuchhaltung durch genaue 
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Nachrechnung ber betreffenden Bücher feſtzuſtellen. Die Reviſion 
im ganzen hat demnach dafür zu ſorgen, daß die geſammte Buch⸗ 
haltung der Finanzverwaltung in volltommen genauer ziffermäßis 
ger Richtigkeit der höchften Controle des oberften Rechnungshofs 
übergeben werde. Auf diejer ihrer Aufgabe beruht ihre Einrih- 
tung und ihr Prineip. " 

Die Revifion muß nämlich danach im Gegenfaß zu dem 
oberften Rechnungshof mit der Staatsbuchhaltung verbunden fein, 
und zwar muß fie jo eingerichtet werden, daß fie vor jeder Rech— 
nungsablage eines untern Organs an das obere bei jenem ſtatt⸗ 
findet und bei dem obern Drgane wieder zu einer Reviſion der 
Bücher des untern Organs wird. Die Revifion ift daher die 
Selbftcontrole der Staatsbuhhaltung im weitern Sinne. Es ift 
natürlich, daß zu diefem Zwecke nur bei den höhern Stellen 
eigene Nemter errichtet jein können; in den meilten Fällen wird 
der untere Beamte felbft der Revident feiner eigenen Kaſſen— 
bewegung fein. Das Princip der Nevifion ift, daß fein Acten- 
ſtück als erledigt angejehen werden kann, folange es nicht menig- 
ſtens eine Revifion durchgemacht hat. Die etwaigen Fehler, die 
fih dann bei der Reviſion ergeben, werden durch Anfragen und 
Bemerkungen bei den betreffenden Stellen erledigt. Im Falle 
diefe Revifion ergibt, daß Unordnungen und Vergehen vorgelom- 
men find, tritt dann ein eigenes Verfahren ein, das mir den 
Rehnungsproceß nennen und deſſen Aufgabe es iſt, einerfeits 
den beſchuldigten Beamten zu hören und feine Bertheidigung in 
Empfang zu nehmen, andererfeit3 die Vorwürfe und Anklagen 
genau zu formuliven, endlich ein entſcheidendes Urtheil zu fällen. 
Dabei ift die Stellung, welche der oberjte Rechnungshof zu die 
jem Verfahren bat, eine verichiedene und hängt ihrer Natur 
nad) meiftens davon ab, ob die Entvedung und mithin auch die 
Verfolgung des Fehlers ſchon innerhalb der untern Stadien des 
Staatsrechnungsweſens oder erft bei den höhern vorkommt. 

Was in den Lehrbühern über das Syſtem der Revifion vor: 
kommt, beſchränkt ſich zaeiften® auf die Bezeichnung der Aufgaben 
des oberften Rechnungshof. S. von Jakob ($. 1314 fg.), wo je: 
doch ſchon eine, wenn au unklare Vorftellung de weitern Gebiet3 
der Controle zu Grunde liegt. Malchus hat fih gleichfalls gerade 
bier in Allgemeinheiten gehalten ($. 28). Nur Rau hat die Con- 
trole innerhalb der Staatsbuchhaltung richtig von der durch ben 
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oberften Rechnungshof gefüßrten geſchieden ($. 557) und eine Reihe 
ſehr verſtandiger Bemerkungen hinzugefügt. 

In der That läßt fi die Reviſion der Rechnungen zunächſt nur 
in organifher Verbindung mit der Staatsbuhhaltung im allgemeinen 
tie im eigentliden Sinne denken; und mit Recht find dafür wol 
allenthalben eigene Reviforen unter verſchiedenen Titeln angeftellt, 
deren Aufgabe immer diefelbe if. Die praktiſche Durchführung des. 
oberften Grunbfages, daß das Syſtem des Buchhaltungsweſens in 
feiner eigenen innern Orbnung feine eigene Controle tragen müfle, 
ift mit vieler Klarheit bei Neugebauer, a. a. D., Buch III, für die öfterreiz 
chiſche Finanzverwaltung dargelegt. Neuere, jedoch meiſtens auf den 
oberiten Rechnungshof und den Rechnungsproceß bezüglihe Grund: 
fäge und Gejege bei Deflary (a. a.D., 8. 107); über die Cautionen der 
verrechnenden Beamten und über den Wieder-Verzichts-Revers eben- 
dafelbft, $. 105 u. 106), Weber das Rechnungs- und Controlmefen in 
Preußen vergl. Wöhner, „Handbuch des Kaſſen- und Rechnungsweſens“ 
(2. Aufl. von Symanski, Berl. 1824), und Graaf, „Handbuch des 
Etats, Kaſſens- und Rechnungsweſens des preußiſchen Staats“ (1851). 
Für Frankreich |. von Hock, ©. 90 fg.. 

Es würde dies ganze Gebiet wefentlic gewinnen, wenn die Lehre 
von der Staatsbuchhaltung in möglichft beftimmter Weiſe die Grund: 
fäge formulirte, nad denen die Einrihtung derſelben ſich felbft con- 
trolirt. Das Einzelne wäre dann Sache der praftifhen Handbücher. 


2) Das Syftem der Infpection. 

Die Aufgabe der Infpection geht dahin, durch die Thätig-- 
keit der höhern Stellen der Finanzverwaltung nicht nur- die Bü— 
er und die Kaffen, fondern die gefammte Thätigfeit aller nie 
dern Organe in Einnahme und Ausgabe zu überwaden. Die 
Infpection fordert daher nothwendig eigene, von den untern, Bes . 
hörden gänzlich unabhängige Organe. Ihr Gebiet ift anderer- 
ſeits fein einfaches. Sie hat es nicht blos mit den Kaſſen und 
der Buchhaltung, fondern auch mit der Einnahme und Ausgabe 
felbft zu thun; und bei dem außerorbentlich weiten Gebiete der 
Inſpectionen muß man folgende Hauptgruppen ihrer Thätigfeit 
unterfcheiden. 

Die Kaffeninfpectionen haben es damit zu thun, die Jden- 
tität des Kaffebehalts mit den von der Buchführung jedes einzel 
nen Finanzamts ausgemwiefenen Rechnungsſummen zu conftatiren. 

Die Steuerinfpectionen find diejenigen, welche die Bewe— 
gang der Steuern zu überwachen haben. Sie find verſchieden, wie 
die Steuern ſelbſt, und fungiren vermöge ihrer Inſtruetionen. Sie 
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haben aber nit blos die Infpection der Verwaltung der Finan- 
zen, ſondern zugleich die Infpection der Quellen der Einnahmen 
und der Gẽnauigkeit der wirklichen Durchführung der Finanze 
geiege. Sehr oft haben fie auch die Kaffeninfpectionen vermöge - 
befondern Auftrags. Sie haben feine ausübende Gewalt; nur 
im äußerften Fall können fie, wenn es ihre Inftruction zuläßt, 
verbietend auftreten. Der Regel nad haben fie nur zu beobadj- 
ten und zu berichten, und biefe ihre Berichte werben dann zur 
Grundlage für das, was die höhern Stellen für die praktiſche 
Verwaltung im einzelnen anorbnen. 

Die Berwaltungsinfpectionen find dagegen vorwiegend 
wirthſchaftlicher Natur. Sie treten da ein, io der Staat nicht mehr 
aus den Steuern, fondern entweder aus feinen Gütern oder aus 
feinen Unternehmungen wirthſchaftliche Einnahmen - erzielt; und 
beziehen fi daher im Grunde nur auf die Verwaltung des 
Staatsvermögens. Ihre Aufgaben und die Inftructionen, die fie 
in Gemäßheit derfelben empfangen, fließen fih demnach auch 

. an die fpecielle Natur jener Unternehmungen an und verfchmels 
zen dabei oft mit den Aufgaben eigentliher Adminiftratiobeamter, 
wie 3. B. bei Poftinfpectionen, Bahninfpectionen u. |. w. 


Das Spftem der Inſpection bat nicht blos ein ſyſtematiſches 
Recht auf felbftändige Stellung in der Staatswirthſchaft, fondern ift 
zugleih ein fo weſentlich praktifhes Inſtitut, daß ed ohne Zweifel 
dazu beftimmt ift, mit der weitern Entwidelung namentlid ber 
Selbftverwaltung bei der Beſteuerung eine immer wichtigere Rolle zu 
fpielen. Es ift dabei. indeſſen nothwendig, das Charakteriftifhe in 
demſelben feitzuhalten. Das befteht num darin, daß der Drganis- 
mug der Infpection von einem felbftändigen, nach eigenen Geſeten 
und Inſtructionen thätigen Körper, defien Glieder von den ausüben: 
dei Gewalten unabhängig vaftehen, beſtändig vertreten fe, Mm 
tann im allgemeinen jhon bier jagen, daß dies in dem Grade mehr 
der Fall ift, in welchem die Verwaltung freier wird, was freilich 
jelbft wiederum nicht von der Richtigkeit des Princips, ſondern von 
der Bildung des Volls abhängt. Ueber das Syftem der Jnfpectio: 
nen findet man in den Lehrbüdern fo gut als gar nichts, felbft in ven 
Darftellungen de3 Kafien: und Rechnungsweſens nicht. Betreffs Defter- 
reichs vergl. über die Scontrirung ber Kaſſen Deſſary, a. a. D., $. 108; 
über die Stellung und Aufgabe der Inſpectoren und die Grundlage 
derfelben die Amtsinftruction vom 28. Februar 1855 (ebenvaf., 8.111). 
Eine genaue und ſehr gute Darlegung für die Steuerinfpectiom, ihren 
Drganismus und ihre Thätigleit nad) der dſterreichiſchen Geſetzgebung 


gibt M. v. Tamer, „Wirkungen und Übliegenheiten der Vehbrden, 
in Angelegenheiten ver directen Steuern” (Wien 1855), ©. 4 und 
22: Kataftralinfpectoren, und S. 32—64: Steuerinfpectoren. Kür: 
zer find Konopajet und Mor, „Leitfaden zur Finanzgeſetzkunde des 
öfterreihifhen Kaiſerſtaats I, $. 77, 78. Für Frankreich f. von Hod, 
a. a.D., ©. 57 fg., wo der Dienft der Infpectoren überhaupt bezeidh: 
net ift. Jeder Theil der Einnahme bat dann wieder feine eigene 
Infpectoren (f. S. 171: directe Steuern, S. 222: Enregistrement, 
&. 237: Zoll, S. 444: indirecte Abzaben, S.503: Poſtweſen). 6.55 
heißt es: „Ihre Hauptaufgabe ift die periodifche Bereifung der ihnen 
unterftehenden Bezirke. Sie reifen nach ihrem eigenen Ermeſſen und 
zeigen dem Director blos den Tag ihrer Abreife und die Hauptorte, 
bie fie bereifen werben, an. Sie gehen auf ihren Neifen in alle 
einzelnen Amtshandlungen ein. Sie ftehen allein, ohne Hülfebeam- 
ten da, meil man will, daß fie fo wenig als möglih in Schreib: 
geihäften fih verlieren.” Welche Verantwortlikeit fällt ihnen dann 
zu? Died wird ſtets die Grundfrage für vie Ausbildung des Sy: 
ſtems derfelben abgeben. 


3) Der oberſte Rechnungshof. 

Der oberfte Rechnungshof entfteht aus der Nothwendigkeit, 
das Rechnungsweſen der Finanzen zur objectiven Sicherheit feis 
ner Refultate zu bringen. Allerdings läuft, wie das Vorher- 
gehende ergibt, dur die ganze Verwaltung der Finanzen eine 
beftändige Controle, die bei der Uebernahme der Ergebniffe jeder 
untern Stufe von feiten der höhern durch Nachrechnung und In— 
fpection der ganzen Verwaltung derſelben ftattfindet. Es leuchtet 
indeffen ein, daß dabei das Finanzminifterium als Gefammtheit 
immer Richter in eigener Sade ift. Die Gemißheit demnach, 
daß das Yegtere als Ganzes in feiner Gefammtverwaltung nad 
den Befteuerungen der Geſetze richtig vorgegangen ift und die 
Finanzabrechnung daher als eine vollfommen abgeſchloſſene und 
damit als bie feftftehende Grundlage einer neuen angefehen wer- 
den Tann, muß eine Nachrechnung von einer andern, außerhalb 
des Finanzminifteriums ftehenden Behörde ftattfinden, und diefe 
felbftänbige Behörbe ift der oberfte Rechnungshof. 

Die Drganifation de3 oberften Rechnungshofs ift danach 
einfach und ergibt fih aus feinen beiden Functionen von felbft. 
Er bat nämlich zuerft die Rechnungen der ganzen Finanzverwal- 
tung zu prüfen und feine Bemerkungen zu madjen, die von der 
Finanzverwaltung erledigt werden müſſen. Dann, wenn bie 
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Ziffern richtig geftellt und die Bemerkungen des Rechnungähofs er- 
ledigt find, gibt der Iegtere. fein Abfolutorium, umd erft mit die 
ſem Act ift der garze Proceß der Finanzverwaltung, der bei dem 
Finanzgefeg beginnt, erledigt. 


Es gab ſchon früher etwas dem gegenwärtigen oberften Rech— 
nungsbofe Wehnlihes, allein das Charakteriftiiche ift die Scheibung 
vefielben von dem ganzen Syftem der Staatsbuhhaltung, die felbfts 
ftändige Stellung deſſelben gegenüber der Finanzverwaltung und 
damit das Recht, dab erſt durd fein Abfolutorium die Staatdredh- 
nung im ganzen wie im einzelnen als definitiv vichtig anerkannt fein 
fol. Das Princip für ven oberften Rechnungshof wurde zuerft in Frank⸗ 
teih durch Anſchluß an die alte Cour des comptes (j. auch von 
Hock, S. 111) aufgeſtellt und in dieſem Jahrhundert auch in meh: 
teren deutſchen Staaten durchgeführt. Die Theorie hat die Richtig- 
keit der Sache im Grunde immer anerfannt, wo fie fih mit dem 
Gegenftand bejhäftigt hat. Vergl. Jakob, $. 1318 fa. (nicht vet Har 
über die Haupffrage), und Rau, $. 536 (to aber immer eine etwas 
unflare Verſchmelzung der Dberrechmngelammer und der „oberſten 
Buchhaltung“ erfheint; vergl. auch $. 558 und 560). Malchus ft, 
faft der einzige, der das Weſen der Sache richtig erfaßt hat. Die‘ 
©. 159 angeführten Mittheilungen beziehen ſich indeß vielmehr auf 
die Revifion als auf den oberiten Rechnungshof und zeigen, daß eben 
dad Princip, die felbftändige Stellung dieſes Organs, nod nicht 
ganz durdgebrungen ift. — In Oeſterreich warb bereit im Jahre 1803 
das Generaltehnungsdirectorium al eine eigene, von den übrigen 
Gentralbehörden vollkommen unabhängige Hofitelle errichtet, die ſchon 
damals die Aufgabe hatte, die Hauptabſchluſſe und Bilanzen ver 
Buchhaltungen zu empfangen und zu. controliven und ihre Bemer- 
tungen den einzelnen Hofitellen mitzutheilen; doch befaß fie niht das 
Recht, ein Abfolutorium zu geben. An feine Stelle trat durch kai— 
ferlihes Hanpfhreiben vom 27. März 1854 die „oberfte Rechnungs- 
comtrolbehörde”, die unmittelbar dem Kaifer unterfteht und der wier 
der die Staatsbuchhaltungen felbftändig untergeoronet find, ſodaß fie 
damit einen höchſt wichtigen pofitiven Wirkungskreis hat und als 
das felbftändige Organ für die Drbnung und Revifion ver ganzen 

. Staat3buhhaltung angefehen werden muß. Sie hat daher das Recht 
auf Anorbnungen, foweit fie zur Controle der Buchhaltungen gehö- 
ven; fie hat die Ueberwachung der Ausübung der Kaſſenunterſuchungs⸗ 
vorſchriften; fie hat die Erörterung der vorſchriftswidrigen Vorgänge 
in dem Kaſſen- und Zahlungsweſen zu bewirken und eventuell den 
Rechnungsproceß einzuleiten; fie hat für da Zuftanbefommen ver Bars 
ticular⸗ und Centralrechnungsabſchluſſe zu forgen, und endlich hat fie 
für alle Haupt: und Sammlungskaſſen das Entlaftungserfenntniß 
außzufertigen. (Vgl. Deſſary, a.a.D., $. 122,123.) — Ueber Frankreich 
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ſ. von Hod, ©. 111. Das Verfahren des Rechnungshofs ift ganz 
dem eine3 Gerichtshofs gleih; er hat zwei feierliche Erklärungen ab⸗ 
zugeben; vie erfte bezieht ſich auf die Entiheidungen über bie vor— 
läufigen Rechnungen, die zweite befteht. „in der vollen Kenntniß der 
Gefammtergebniffe des Rechnungsjahres“. Dieſe Unterfheivung it - 
praktif und nachahmenswerth. Die Entſcheidungen heißen arréts. 
Mit diefen arr&ts werden die „Bemerkungen und Wunſche“ des Hofe 
an den Kaiſer dur den Finanzminifter zurüdgeleitet und von diefem 
wieder an den Staatsrath gegeben, ſodaß hier die Controle zur Grund» 
lage einer Beurtheilung des ganzen Ganges der Staatswirthſchaft 
wird, was freilich viele Sicherheit, aber aud viele Discuffionen er— 
zeugt. — In Preußen ift durch Art. 104 der Verfaſſungsurkunde 
ein befonveres Geſetz über die Einrichtung und Befugnife der Ober: 
rechnungslammer in Ausſicht geftellt, bisher aber nicht erlafien. Bis 
dahin befteht die alte Oberrechnungsfammer feit Friedrich II. und ift 
feit 1810 als felbftänbiges Organ die oberfte Behörde für vie Pru— 
fung aller einzelnen Rehnungen der gefammten Verwaltung, mit der. 
Aufgabe, einen jährlihen Bericht mit Vorfchlägen an den König ab- 
zuftatten. — In Baiern befteht ein oberfter Rechnungshof mit der: 
jelben höhern Competenz und eine Rechnungskammer für die Ziffer: 
mäßige Richtigſtellung der Rechnungen. (Hauff, „Bairiſche Gefepgebung“, 
8. 376 fg.). 


Das Finanzweien and die Finanzwiffenfchaft. 
(Mritter Theil der Stantswirthfchaftslcher.) 


Das Finanzweſen enthält die Gejanimiheit ber Einrichtun— 
gen, Grundfäge und Thätigkeiten, vermöge deren der Staat fi 
feine Einnahme für feine Staatsverwaltung verſchafft, und bil- 
det fomit einen ſelbſtändigen (dritten) Theil der. Staatswirthſchaft. 

Das Finanzweien zeigt uns baher nicht einen ruhenden, ge: 
gebenen und feften Theil des Staat3 und feines Lebens, fondern 
& enthält vielmehr ein Zweifaches. 

Es enthält zuerft die Gefammtheit und Ordnung und ben 
Zuſammenhang der Organe, durch welche der Staat feine Ein- 
nahme fich beſchafft. 

Dann enthält es bie wirkliche Staatseinnahme in ihren 
Hauptquellen und ihrer Vertheilung. 

Demnach wird der erſte Theil der Finanzwiſſenſchaft den 
Organismus des Finanzweſens und die Thätigkeit deſſelben dar- 
fiellen, ber zweite Theil das Object dieſer Thätigkelt. 

Jenen eiften Theil bezeichnen wir als die Lehre vom Or— 
ganismus des Finanzweſens, den zweiten Theil als bie Lehre 
vom Gegenftande der Finanzverwaltung oder ‚don den Staats: 
einnahmen. 

Das Finanzweien kann daher jegt ala die Einheit beider 
Theile, die Lehre vom Finanzweſen als die organifche Darftel- 
hung der Einrichtungen und Grunbfäge bezeichnet werben, vermöge 
deren der Organismus die Einnahmen veriafft. ie Finanz 

Stein, Sirenmifenfgef 
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verwaltung ift dann diefe Thätigkeit ſelbſt als folde und Kann 
daher natürlich zwar eine Darftellung ihrer thatſächlichen Geftalt 
und ihrer ‚pofitiven Aufgaben und Bewegungen, nicht aber noch 
wieder eine eigene Wiſſenſchaft haben. Es gibt daher allerdings 
eine Wiſſenſchaft des Finanzweſens, und eben dies ift bie Finanz 
wiſſenſchaft; es gibt aber keine Wiſſenſchaft der Finanzverwaltung 
oder eine Finanzoerwaltungslehre, fondern nur eine pofitive 
Darftellung derjelben, welche mithin ftatt der Principien des Fi- 
nanzweſens das gegebene Finanzweien eines beſtimmten Staats 
darzulegen bat. Es verſtoht fi, daß bie Finanzwiſſenſchaft ihre 
Belipiele aus der Finanzverwaltung und daß dieſe ihre Grund- 
füge aus der Finanzwiſſenſchaft zu nehmen hat; beide find aber 
dennoch weſentlich verſchieden und haben ihre eigenthümliche Be— 
deutung und Aufgabe. 

Das Folgende ift die wiſſenſchaftliche Darftellung der abfo- 
Inten Grundlagen des Finanzweſens oder die Finanzwiſſenſchaft. 


Es iſt wol faft Aberflüffig zu bemerken, daß auch der Ausdruck 
Finanzverwaltung zu denen gehört, bie nod immer keinen recht feften 
Sinn haben. Jakob bat vie Finanzverwaltung als drittes Buch 
den Ginnahmen und Ausgaben des Staatd entgegengefegt und dabei 
einen großen Theil ber Beſteuerungs- und Erhebungslehre hinein- 
gebracht, was die Sache fehr verwirrt. Malchus hat wieder in die 
Finanzverwaltungslehre die Staatsausgaben hineingezogen und fie 
wunderlicherweiſe der Finanzwiſſenſchaft entgegengefegt, wobei denn 
gar nicht abzujehen ift, weshalb z. B. der Staatsaufwand nur Fir 
nanzverwaltung, die Steuererhebung feine folhe Finanzverwaltung 
fein fell. Rau hat mit Recht dies geſchieden, aber ex nennt die Yi- 
nanzverwaltung bie „äußere Einrihtung des Finanzweſens“, ala 
ob der innere Organismus für die Thätigleit eine Außere Cinrihtung 
fei._ Es wäre praftifh‘ und theoretiich gut, wenn man ein für 
allemal fd übes den beſtiamten Sinn ver obigen Ausdrude ehtigte. 
Bon großem Gewicht ik es, daß von Hod feine poſuive Darſtellung 
des Finanzweſens Frankreichs „die Yinanzvermaltung Frankreichs” 
ggramt und dad Werk ganz im Sinue der obigen Bedeutung des 

jorts durchgeführt hat. Die Bezeichnung ift meit richtiger als 
„Siaatshaushalt“ u. ſ. w. und dürfte für biefe Gruppe der finan- 
siellen Arbeiten fünftig maßgebend bleiben. 


Erfter Theil. 
Der Organismus des Sinanzwefens. 


Die abfolute Grundlage des Organismus des Finanzweſens 
iſt die Nothwendigkeit, die beſtändig vorhandenen und ihre Befrie— 
digung fordernden Bebürfniffe des Staatsweſens durch eine be 
ftändige Thätigleit, melde. auf die Einnahmen gerichtet ift, zu 
deden. Derjenige Theil des Staat3organismus, der für bieje 
Aufgabe als ein dauernder eingejegt ift und deſſen Thätigfeit da- 
her auch durch dauernde Regeln beftimmt ift, ift der Organismus 
des Finanzweiens. 

Der Organismus des Finanzweiens liegt daher feinem be 
grifflihen Inhalte nah in dem Weſen und der Aufgabe des 
Staat3 und feines Begriffs und bildet dadurch einen integriren- 
den Theil der reinen Finanzwiſſenſchaft. Allein der wirkliche 
Organismus ift von den pofitiven Verhältniffen der einzelnen 
Staaten abhängig und daher bei denfelben mannichfach verſchie— 
den. Im allgemeinen kann dabei als Recht gelten, daß der Dr- 
ganismus des Finanzwefens mit der Entwidelung ber einheit- 
lien Staatsidee und dem Principe ber Gleichheit aller Rechte 
und Pflichten der Staatsbürger gleihmäßig fortſchreitet. Er ift 
daher in der Geſchlechterform der Staaten faft gar nicht vor 
banden und erſcheint nur als Verwaltungsorganismus für die 
Staatögüter. In der Epoche der ſtändiſchen Geſellſchaftsordnung 
liegt dem Organismus der Einnahme zu Grunde, daß jeder 
Stand feine Verwaltung und feine Aufgaben und Keiftungen 
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und daher auch feine Organifation für jeine Einnahmen hat. Erft 
in der Epoche der ſtaatsbürgerlichen Gleichheit entfteht der eigent- 
lide Organismus des Finanzweſens als Ausdrud berjelben. 
Und mährend fomit der Begriff des Staats den ſyſtematiſchen 
Inhalt gibt, gibt der Begriff der Gefellihaft die Grundlagen für 
„die Geſchichte auch de3 Organismus der Finanzen. 

Diefer Geſchichte entbehren wir noch gänzlih, mit Ausnahme 
einiger einzelnen Andeutungen. 

Die ganze rein nationalöfonomifhe Schule ver Finanzwiſſenſchaft, 
wie fie von Adam Smith begründet ward, hat fi ihrem Princip 
nad mit der Organifation der Finanzen überhaupt nicht beichäftigt. 
Man fuht vergebens in viefem „Gebiete der engliihen, franzd— 
ſiſchen und deutſchen Literatur nah Andeutungen ober gar nad 
Grundfägen darüber; felbft diejenigen Schriftiteller, melde fi 
fpeciell mit den Finanzen beihäftigen, wie Ganilh, oder 
welche wie J. Mill oder Log und Wirth das Finanzweſen doch 
als felbitändigen Theil ver ſogenannten politiihen Delonomie auf: 
nehmen, haben die Finanzorganifation fait ganz außer Acht gelafien. 
Die deutſche eigentliche Finanzwiſſenſchaft dagegen hat es mit Recht 
für. eine wefentlihe Aufgabe erachtet, jenes Gebiet jelbftändig zu be> 
handeln; Die Literatur theilt ſich im Diefer Beziehung in zwei große 
Theile. Der erfte ift die der Lehrbücher über Finanzwiſſenſchaft, welche 
dem Finanzorganismus merktoürbigerweife ausnahmslos ihre Stelle 
am Ende der Finanzwiſſenſchaft anmeifen. Die zweite ift die prak— 
tifch = ftatiftiihe, welche die gegebene Finanzverwaltung mit ihrem Or— 
ganismus entweder nah den einzelnen Gebieten und Aufgaben der 
Verwaltung oder nad ben einzelnen Staaten darlegt. Es ift das 
ein entſchiedener Fortfhritt, da namentlih der Organismus der Fir 
nanzkorper und ihrer Selbſtverwaltung einen höchſt wichtigen und bes 
ftändig wachſenden Einfluß auf das ganze Syftem der Staatseinnah: 
men bat und felbft jegt noch lange nicht genug berüdjictigt iſt. 
Die Aufgabe der Finanzwiſſenſchaft befteht nun dieſen Thatjähen 
gegenüber darin, den Grundfag feſtzuhalten, daß die Gleichartigkeit 
ver Grundverhältnifie des wirthſchaftlichen Lebens, die den Charatter. 
unferer Zeit bilvet, aud die Gleihartigkeit der Grunpformen des 
Finanzorganismus fordert. Dieſe darzuftellen ift das wiſſenſchaft- 
lie Ziel, und erft ‘dur dieſe erhält die befonvere Geftalt der di 


lien Finanzverwaltung ihren Werth, weil erft durch fie eine Ber- 


gleihung und damit ein Fortihritt möglich wird. 

Dagegen kann die Finanzwiſſenſchaft die wirklichen Drganifatio: 
nen für die Finanzverwaltung der einzelnen Staaten dieſen letztern 
um fo eher überlafien, als die Grundzüge derfelben ohnehin im jever 
Statiftit, ja in jevem Staatshandbuche genau angegeben find. Nur 
vie ‚Lehre von den Finanzlörpern macht dabei eine Ausnahme. 
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Die beiden Theile des Organismus der Finanzen. 


Der Organismus des Finanzweſens umfaßt wieder zwei we 
ſentlich verſchiedene Organiſationen, deren Prineip, hiſtoriſche 
Grundlage und wirkliche Thätigkeit ſo deutlich unterſchieden ſind, 
daß man fie ohne Unklarheit nicht in eine Darſtellung zuſammen⸗ 
faſſen kann. 

Der Staat iſt einerſeits feinem Begriffe nach die perfünliche 
Einheit des Lebens der Gemeinſchaft. Im feiner Wirklichkeit um- 
faßt er dabei eine unendliche Menge von verſchiedenen Verhältniffen 
und zwar auch in wirthichaftlicher Beziehung, deren einheitliche 
Beziehung er theils vertritt, theils leitet, theils auch erzeugt. 
Er hat daher in jedem Theile feines Organismus diefen Charak- 
ter der centralifirenden Einheit, der in allen Verſchiedenheiten 
und Befonderheiten das einheitlich Gleichartige vertritt. So auch 
in der Verwaltung der Einnahmen. Und diefen Organismus 
des Staat3, der die Einnahme des Staats aus den verſchiedenen 
Arten und Gebieten derjelben aufbringt und für die Zwecke des 
Staat3 al3 eine große Gefammtmafje fammelt und zur Verfügung 
ftellt, nennen wir den Finanzorganismus. “ 

Allein der ‚Staat jelbft ift nicht blos diefe Einheit. Die 
Menſchen und die Verhältnilfe, aus denen er befteht, verlieren 
in ihm*feineswegs durchaus ihre Selbftändigkeit; nur infofern fie. 
als Einheit auftreten, find fie nichts als Glieder des Staats; 
infofern fie dagegen ihre eigenen Verhältniffe mit eigener Thätige 
teit ordnen und fördern, ftehen fie felbftändig da. Das nun 
gilt von andern Dingen umd jo au von der Wirthſchaft. Wie 
daher der Staat Gemeinſchaften verſchiedenen Umfangs und ver— 
ſchiedener Art überhaupt- in ſich enthält, fo enthält aud die 
Staatswirthſchaft verſchiedene Geftaltungen der Wirthichaft felbft- 
ftändiger Gemeinschaften. Auch diefe haben num, wie der Staat 
jelbft, ihren Organismus. Und biefe organifirten, felbftändigen 
wirthſchaftlichen Körper innerhalb des Staats ünd- feines Finanze 
weſens nennen wir die Finanzlörper. 

Die Darftelung des Organismus des Finanzweſens muß 
daher in zwei Theile zerfallen. Sie muß zuerft denjenigen Or— 
ganismus barftellen, den wir als den eigentlichen Finanzorganig- 
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mus bezeichnet haben, und zweitens muß fie die Darftellung der 
Finanzkörper enthalten. Obgleich die letztern auf das engfle mit 
dem Drganismus der Verwaltung zufammenhängen, fo ift doch 
jede Darlegung der finanziellen Organifation ſowol theoretiſch 
als ſtatiſtiſch unvollftändig, die nicht von vornherein auf beide 
Gebiete zugleich gebührende Rüdfit nimmt. j 

Es find auf diefem Punkte zwei Bemerkungen zu machen. 

Erſtlich ift die Darftellung des Yinanzorganismus in ven Lehr: 
büchern nicht blos furz, was ſehr richtig ift, fondern auch ungleich: 
mäßig, was fehr falſch iſt. Vergl. von Jalob, $. 1208 fg. Mal- 
us, „Andeutungen über den Organismus”, II, VII. Rau das 
gegen, Buch IV, enthält das ganze Staatsrechnungsweſen, was auf 
der Verwechſelung von Staatswirthſchaft und Finanzweſen beruht. 

Wichtiger dagegen iſt der durchgreifende Mangel in der Berüd- 
fihtigung desjenigen, was wir als inanzlörper bezeichnet haben, 
und mit ihm der Mangel an Verſtändniß der organijchen Elemente 
der finanziellen Selbitwerwaltung des Volle. Das Tann nur daher 
rühren, weil die Finanzwirthſchaft ih der Vorftellung nah ven 
Staat im Gegenfage oder doch gänzlich getrennt vom Volle dachte. 
Das ift die übelfte Folge der unzureichenden Bearbeitung des Finanz⸗ 
organismus in der Xheorie und erzeugt ferner einen fait vollftäni- 
gen Mangel des Material für dies Gebiet, da das Material doch 
immer nur dem wiſſenſchaftlichen Bedarfe folgt. Auf diefem Bunte 

iſt daher no ſehr viel fowol theoretiih als ſtatiſtiſch zu leiſten. 
Möchte das Folgende dazu dienen, den weitern Anſtoß dafür zu 
geben ! . 


A. Der Finanzerganismus, 


Weſen deffelben. 

Der Finanzorganismus enthält die Gefammtheit der ftaat- 
lien Organe oder Aemter, durch melde der Staat die aus 
verſchiedenen Quellen entipringenden,; in verjchiedener Form und 
aus, den verjchiedenen XTheilen des Staats zufammenfließenden 
Einnahmen der Staatswirthſchaft zu einer großen Einheit ſam⸗ 
melt und fie als eine Geſammtmaſſe der Staatsverwaltung zur 
Verfügung ſtellt. 

Da ſich nun dieſe Einheit des Staats oder dieſe auch wirth- 
ſchaftliche Herrichaft des Ganzen liber die Theile weder allent- 
halben gleichzeitig noch gleihmäßig hat ausbilden können, fo 
leuchtet es ein, daß der Finanzorgasismus nicht blos bei den 
verſchiedenen Staaten verſchieden fein wird, fondern daß er auch 
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innerhalb eines una deſſelben Staats ſtets einem bald größern, 

bald geringern Wechſel unterworfen if. Die in allem ſolchen 
Wechſel dennoch gleichartige Natur des Staats ergibt aber 

ſtets eine große und weſentliche Uebereinſimmung in den 

Grundlagen diefes Finanzorganismus, und die Lehre vom Fi 

nanzorganismus hat daher zur Aufgabe, diefe gleichartige Grunde 

Tage deſſelben als bie Bafis für die Betrachtung aller zeitlich und 
örtlich verſchiedenen Yinanzorganifationen aus dem Weſen bes 

Staat darzuftellen. 

Die Geſchichte der Finanzorganifationen "enthält die Mor 
Dificationen und Gntwidelungen, welche bie befonbern Ber 
Hältniffe und Ereignifje innerhalb der einzelnen Staaten in jener 
woturgemäßen Organifation der Finanzen oder dem Finangorga⸗ 
ismus an fi) erzeugt haben. 

Der Finanzorganismus zerfällt denmach in drei große Theile. 

Das erſte Gebiet deſſelben enthält das Finanzminiftes 
rium, bas zweite Gebiet bie Finanzbehörden. Zu diefem ges 
Hört bie Gontrole der Finanzverwaltung, die aber, weil fie na—⸗ 
turgemäß zugleich die Gomtrole der Ausgaben ift, vielmehr der 
Staatawirthſchaft im ganzen angehört und daher ſchon oben cha⸗ 

ralteriſirt iſt. Das dritte Gebiet wird durch die Verwaltung bes 
Finanzrechts gebildet, mweldes einen zwar untergenvbneten, 
aber immerhin wichtigen Theil des geſammten Organismus 
ausmacht. 


I Bas Finanzminifterium. 


"Des Finangmisifterium ift im ganzen das Drgam der per 
fönlicpen Einheit in dest gefammten Finanzweſen. Alle Thätig- 
keiten und Berhältniffe des gefammten Finanzweſens werden das 
ber von ihm ans beſtimmt und entſchieden. Im ihm findet jeber 
Theil des ganzen Finanzweſens gleichſam den Punkt wieder, durch 
ben er mit dem Ganzen miammenhängt und als ein @lieb ber 
Einheit dafieht. Das Finanzminiſterium beruht deshalb in ſei⸗ 
men innern Orgaeisund auf zwei großen Forderungen. Es 
mh zuuächft das Finanzweſen als eine perſönliche Einheit für 
Geſetz und Ausführung darftelen, und dann muß es in feinen 
Abtheilungen die Grundverhältniffe des gefammten Finanzweſens 
tepräfentiren. : So verſchieden daher auch die Drganifationen des 
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Finanzweſens in-den verſchiedenen Staaten Guropas fein mögen, 
ſo fimmen fie dennoch in dieſem ‚Hauptpunkte überein, daß fie 
als das Haupt des ganzen Finanzweſens einen Finanzminiſter 
and zunächſt unter ihm das Minifterium ber Finanzen mit feinen 
Abtheilungen haben, welche ftet3 im weientlichen den Hauptquel- 
len der, Staatseinnahme entſprechen. 
“1... Der Finanzminifter zunächſt hat im Organismus bes 
Staats eine: doppelte Stellung. Er ift einerfeits das perlönliche 
Haupt des gefammten Finanzorganismus, der. Träger der Ein- 
beit in. Beſchluß und Ausführung aller Maßregeln, melde im 
Gebiete des Staats die Finanzen betreffen. Er ift andererſeits 
aber das Drgan, durch welches die Finanzen mit dem böchften 
Staatsleben zufanmenhängen. und vermöge deſſen mithin die Ein- 
nahmen de3 Staat3 und die Anforderungen, welche dieſe Ein- 
‚nahmen vermöge ihrer volkswirthſchaftlichen Bebingungen an die 
höchſte Staatsverwaltung machen, in dei letztern ſich zur Geltung 
bringen, - ſowie der Vertreter des Einfluſſes, den ebendadurch 
das Finanzweſen ſeinerfeits direct oder indirect auf die Staats 
‘verwaltung ausübt. Es ift nicht thuulich, eine folge Stellung 
:genau. durch objective Gefege und. jonftige Beftimmungen zu befi- 
‚nicen. Die Natur der. Sache bringt e8 mit fi, daß bei einer 
ſolchen auf die Individualität berechneten Stellung eben die In— 
Dioldualität einen ganz’ enticheidenden Einfluß nimmt. Nur gmei 
Punkte gehören unbedingt dem Finanzminifter, da fie ben Haupt 
ausdruck eben jener Stellung bilden. Zuerſt das Recht und die 
Pflicht, dem Minifterrathe überhaupt, als dem Organe ber höch— 
ften : gelammten . Staatöverwaltung, beizuwohnen und bei jeder 
den ‚Staat. umfaffenden Mafregel gehört zu werden; dann das 
Recht und die Pflicht, daß alle die allgemeinen Verhältniffe des 

Finanzweſens betreffenden Maßnahmen nur dutch ihm vollzogen 
werben. . 

Cbendadurch iſt bie Einfegung eines wirklichen Finanzmini⸗ 
fs’ als Haupt des Finanzweſens ein entſcheidender Punkt in 
der Geſchichte des letztern. Diefelbe bezeichnet nämlich. das Ein⸗ 
“treten der herrſchenden Einheit in alle Gebiete. der Verwaltung 
und das Gültigwerben der Gleichheit für. alle Theile der Staa— 

"ten. Entftanden aus biefem Princip, wirkt auch die Stellung 
des Finanzminifters machtvoll im Geiſte deſſelben, und zivar in 


73 


einem um fo hohern Grade, je wichtiger überhaupt die volks— 
wirthſchaftlichen Iutereffen für das Staatsleben werden. 

2. Das Minifterium und fein Organismus. Als 
Finanzminifterium im engern Sinne bezeihne: man diejenigen 

höchſten Organe des Finanzweſens, welde die Zeitung ber ein- 
zelnen Hauptzweige der Staatseinnahmen haben. 

Es ift daher in der Natur der Sache begründet, daß biefen 
Hauptzweigen ebenjo viele Hauptabtheilungen im inanzminifte 
rium entiprehen (Sectionen, Departements u. |. w.). Doch zerz 
fallen diefe Abtheilungen menigftens ihrer Natur nad) wieder in 
gewiffe Gruppen. 

A. Die Sectionen des Minifteriums. Nach den 
allgemeinen Quellen der Einnahmen getheilt find es fol- 
gende: 

a) Die Seition für die allgemeinen Angelegenheiten; 
b) die Leitung des directen Steuerweſens; 

ce) die Leitung des indirecten Steuerweſens; . 
d) die Leitung der Verwaltung der Staatsgüter; 

e) das Staatsſchuldenweſen. 


B. Die Finangdirectionen. Die Finanzdirectionen 
find Diejenigen dem Finanzminifter. unmittelbar unterftehenden 
Organe, welche die höchfte Leitung gewiſſer einzelner Staatsunter- 
nehmungen haben, dur welde fi der Staat eine Einnahme 
verſchafft. Sie heißen deshalb aud mol „unmittelbare Finanz 
ftellen“. Da fie zum Theil auch eigentliche Verwaltungsziwede 
verfolgen, während andererſeits gewiſſe Theile der eigentlichen 
Verwaltung au wieder Einnahmen abwerfen, die in die Finan- 
zen gehören (z. B. die Poſt), fo läßt ſich hier Feine abfolute Be 
ftimmung über dasjenige aufftelen, mas bem Finanzminiſterium 
und was den andern Minifterien angehört. Es ift das im ein- 
zelnen auch nicht weſentlich und ordunet ſich leicht nad) den be- 
sondern Verhältniſſen der einzelnen Staaten und ihrer Ber: 
maltung. 


3. Die Finanzprocuratur. Die Finanzprocuratur it 
‚ gebildet durch die Gefommtheit ber Organe, melde die privat 
rechtlichen Berbältniffe der Finanzen zu vertreten haben. B 
Ihre Aufgabe iR daher naturgemäß eine dreifache. 


TA. 


" Sie Hat zuerſt bei den vorkommenden Prinatresitsfällen ber 
Finanzen ihr juriſtiſches Gutachten zu geben, das für die Ver— 


- träge ober fonftigen privatrechtlichen Verhältniſſe des Staats maß⸗ 


gebend wird, 

Sie hat zweitens den Staat ald Mandatar zu vertreten, wo 
es fih um Abſchluß oder Vollziehung folder Gefchäfte handelt, 
am durch die Auffiht auf die Erfüllung der juriftiihen Formen 
den Staat gegen jeden Schaden ſicher zu ftelen. 

Sie hat drittens unter Umftänden die eigentliche Anwalt: 


{haft für den Staat zu übernehmen, wobei jedoch ebenfowol _ 


auch die privaten Anwalte benugt werden, deren Thätigkeit als— 
dann unter die Leitung der Finanzprocuratur geftelt wird. 

Die Finanzprocuratur hat dadurch unter allen verſchiedenen 
Namen, unter denen fie vorkommen mag, ftet3 eine doppelte 
Stellung, melde aus diefer ihrer Aufgabe refultiet. Erſtlich ift 
fie ein. Spftem von Beamten dem Staate gegenüber und gehört 
in diefem Sinne dem Syſtem der Finanzbehörden an; ihre 
Pflichten und Rechte werden daher auch ganz als amtsmäßige 
behandelt. Andererſeits fteht fie den Einzelnen gegenüber als 
private DVertretung der Rechte des Staats in allen finanziellen 
Angelegenheiten da und hat daher in biefer Beziehung nicht mehr 
Rechte als jede private Anwaltſchaft. Es ift dabei natürlich, daß 
fie um fo mehr ausgebildet ift, je verfchiedenartiger die Rechte 
und Angelegenheiten der Finanzverwaltung find, und daß daher 
auch Einrihtung und Ausbildung derſelben ftets von den befon- 
dern Berhältnifien des betreffenden Staats abhängen werden. 


IL. Bie Finanzbehörden. 

- Ms Finanzbehörden bezeichnen wir bemjenigen Theil bes 
Organismus ber Finanzverwaltung, der biefe Verwaltung brtlich 
vollzieht. 

Der Organismus ber Finanzbehörden hat daher einen dop- 
pelten Charakter. Er fol einerſeits die Gefammtheit aller ein- 
zelnen und örtlichen Verhältniffe des Finanzweſens mit ihrer faft 
unendlichen Vielgeſtaltigkeit als eine. Einheit darfiellen und ift der 
Organismus der centralen und gleicpartigen Verwaltung bes 
Verſchiedenen im ganzen Stante; andererſeits richtet er ſich in 
der Ordnung feiner einzelnen Organe, in ber Zuftändigtett ihrer 
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Thätigfeit, in der Hierarchie der einzelnen lieder und in Ra- 
men, Charakter und Bezeichnung nad den gegebenen Verhäft: 
niſſen des Ortes. 

Dieſe einheitliche Ordnung ber Finanzbehörden nennt man 
das Syſtem berfelben. Das Syſtem ber Finanzbehörben ent 
hält demnach die Gliederung aller örtlichen und ausführenben, 
Organe des Finanzminifteriums. 

Es leudtet aus diefem Charakter der Finanzbehörden ein, 
daß ihr Syſtem kein abfolutes fein Tann. Es werden nicht blos 
je nad den bejondern Verhältniſſen der verſchiedenen Staaten 
die Spfteme diefer Behörben verſchieden fein, jondern fie werden 
auch inmerhalb deffelben Staats keineswegs immer diefelbe Drb- 
nung, biejelbe Hierarchie und diefelben Namen haben. Man 
kann daher jagen, daß dies Spftem feine eigene Geſchichte hat, 
die ihrerjeit3 wieder auf das engfte mit der Geſchichte der gan- 
zen Verfaffung zufammenhängt. Der Charakter und Inhalt die: 
ſes Zufammenhangs ift leicht verftändlih und in den civilifirten 
Staaten auch im weſentlichen gleichartig. 

Das Gyftem der Finanzbehörden fällt baher unter. zwei 
Hauptgeſichtspunkte, von welchen Aus jede Ordnung beffelben 
leicht verſtändlich ift. 

Die Eintheilung der Finanzbehörden zuerſt iſt eine dop⸗ 
pelte. Sie ſcheidet ſich nach den beiden Hauptquellen der Staats- 
einnahmen in die Behörden der directen und in die der in— 
directen Steuern; dann enthält fie das Syſtem ber ört- 
lich en Vertheilung beider Arten von Behörden. Die Darftel- 
hung dieſer Einteilung und Vertheilung, die naturgemäß durch 
die gegebenen Berhältnifie eines jeden Landes bebingt ift, enthält 
jedesmal das Staatshandbuch. 

Der zweite Gefichtspunkt für die Betrachtung der Finanz⸗ 
behörben betrifft das Verhältniß derjelben zu dem Syftem und 
der Thätigkeit der eigentlichen Verwaltungsbehörden. 

Da nämlich das Finanfvefen die Einnahmen für die öffent- 
lichen Zwecke anfbringt, jo liegt es in der Natur der Sache, 
daß die Eintheilung ımb Hierarchie der Finanzbehörden im we⸗ 
ſentlichen diefelbe fei, melde von der eigentlichen Verwaltung 
als der Vollzieherin diefer öffentlichen Zwecke angenommen ift. 
Das Spftem der Finanzbehörden fchließt fi) daher mit wenigen 
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. Ausnahmen an das Syſtem der Verwaltung&behörben an und 
zwar meiftens in der Weife, daß die untern Glieder beider Or⸗ 
ganismen örtlich nebeneinander ftehen, während in den höchſten 
örtliden Organen diefelben ein gemeinſchaftliches, direct unter 
dem Finangminifterium ftehende® Haupt haben. Davon bilden 
gewiffe Quellen der Staatseinnahme ziemlich allgemeine Ausnah- 
men, namentlih diejenigen, welche nicht ben Finanzfectionen, 
fondern den Zinanzdirectionen angehören. 

Es ift die Aufgabe der Finanzkunde der einzelnen Länder, 
ben gegebenen Buftand dieſes Syftems der Finanzbehörden dar— 
zulegen. Die Geſchichte des Finanzweiens zeigt dann die Um— 
geftaltungen, welche fattgefunden haben, und die Gründe, aus 
denen die Befonderheiten der einzelnen Spfteme hervorgehen. 


B. Die Finanzlörper. 
Weſen derfelben. 

Begriff und Inhalt der Finanzkörper entftehen, wenn man 
ben Begriff der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben nicht blos 
auf den Staat, ſondern auf alle Zwecke ausdehnt, melde von 
der Gemeinihaft der Menſchen für diefelben aufgeftellt und ver— 
folgt werden. Alle dieje Zmede haben zu ihrer Grundlage das 
Princip, daß die Gemeinschaft dem einzelnen durch ihre Thätig- 
feit die Bedingungen feiner individuellen Entwidelung bieten muß, 
ſpweit fie für feine individuelle Kraft principiell nicht erreichbar 
erſcheinen, weil die jo geförderte Entwidelung jedes einzelnen 
wieder zu einem Duell für die des Ganzen wird. Die Erreihung 
diefer Zwede ift im Staat für alles. dasjenige gegeben, was als 
abfolut allgemeine und für alle gleichartige Bedingung des Ge 
ſammtlebens gelten muß. Wo aber entweder beſondere örtliche 
BVerhältniffe befondere Anitalten oder Mafregeln nothwendig ma- 
hen, oder einzelne bervortretende Smede einer befondern 
Pflege bedürfen, da treten entißeder örtliche oder fachliche 
Vereinigungen innerhalb der Einheit des Staats auf und begin- 
nen dieſe Zwecke zu verfolgen. Diefe Vereinigungen gehören da— 
her nach Form und Gegenftand. der Verwaltungslehre des Staats 
als Organe der Selbftvermaltung ber Staatsangehörigen, 
‚allein fie fordern, wie der Staat jelbft, wirthichaftliche Mittel, 
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die dann einen wirthſchaftlichen Organismus und eine wirthſchaft⸗ 
lie Verwaltung erzeugen. Da nun Zwed und Form dieler 
Verwaltungskörper dem Gefammtleben angehören, jo fält auch 
das wirthſchaftliche Leben derfelben unter das Gebiet des Staats: 
haushalts; in diefem Sinne haben jie ihr eigenthümliches Finanz: 
weſen und beöhalb nennen wir fie Finanzlörper. 

Es leuchtet dabei zweierlei ein. Erftens, daß das Finanz 
weſen dieſer Finanzkörper im ftrengen Sinne des Worts nicht 
unter das eigentliche Finanzweſen des Staats gehört, da e3.theils 
nit von den Gejegen des Finanzweiens, theils nicht von den 
Drganen deffelben umbedingt abhängt. Andererſeits ergibt fi 
leicht, daß diefe Körper in den verjchiedenen Staaten ſtets jehr 
verſchieden fein werden, ſodaß man wenigſtens im einzelnen feine 
Uebereinftimmung in ihnen finden wird. Allein trogdem find fie 
auch für das Finanzweſen von hoher Wichtigkeit. Und zwar 
erſtens direct dadurch, daß fie durch ihre Einnahmen wie durch 
ihre Ausgaben die Summe vermindern, melde fonft der Staat für 
feine Einnahmen fordern oder für feine Zwecke auszahlen müßte, 
da fie im Grunde ftet3 diefelben Zwecke verfolgen, melde dem 
Staate obliegen; indirect aber dadurch, daß mwenigftens ein Theil 
jener Finanzkörper die Grundgefege der Finanzen als maßgebend 
für feine Einnahmen angenommen hat und die letztern oft durch 
die Drgane des Finanzminifteriums zugleich mit erheben läßt. 
Sie können daher nicht füglich fehlen; und zwar müfjen fie in 
der Wiſſenſchaft als erfüllende Glieder des Finanzweſens auftre 
ten, im Staatshaushalte dagegen als derjenige Theil der Staats- 
wirthſchaft, der die finanzielle Selbftverwaltung repräfentirt. In 
jedem Falle ergibt fih ſchon hieraus, daß man ben gefammten 
Staatspaushalt verjchiedener Staaten niemals blos an den rei- 
nen finanziellen Ergebniffen vergleichen Tann, ſondern ftets bie 
Einnahmen dieſer Ftnanzkörper hinzutechnen muß, um dasjenige 
zu vergleihen, was die Gefammtheit des Staatslebens an twirth- 
ſchaftlichen Mitteln für ihre Zwecke leiftet und verwendet. Und 
das wird leider keineswegs immer beobachtet. 

Diefe Finanzkorper theilen fih nun in zwei große Öruppen; 
die örtlichen find die Provinzen und. Gemeinden, die ſach⸗ 
lien find bie felbftändigen Anftalten und Vereine y 
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Die vetaiitauua viel zu umbebeuteube Berbdfichtigung, 
melde tiefe ganze Frage in ber bisherigen Finanzwifienfhaft gef 
ven hat, beziehen ſich eigentlih nur auf den einen Punkt, ob es 
überhaupt zmwedmäßig fei, daß die organifhen Theile des Staats 
ein felbftänbiges Finanzweſen haben follen over nicht. Es ift zu be 
merlen, daß auf die innere Verwaltung beffelben nirgends eingegans 
gen wirb und daß aud das, was endlich darüber gejagt wirb, bem 
bei weitem größten Theile nad) durchaus unbedeutend iſt. 

Allerdings hat jhon Jakob, II, $. 828 und 925 fg., die Frage 
angeregt, jedoch faft nur als eine Frage der Cintheilung des Lan: 
des zum Zwede der Einnahmen und Ausgaben, fern von jeder Idee 
einer finanziellen Selbftwerwaltung; ebenfo Fulda, „Handbuch“, $. 21. 
Log fpricht gar nicht davon. Rau ſeht Ras Ganze wunderlicherweiſe 
unter die Lehre von den Staatsaußgaben, was an und für fi ſchon 
einen ſchiefen Gefihtspunft ergeben muß, und bleibt dann ziemlich 
in Allgemeinheiten. . Der einzige, der den Gegenftand ernftlih er— 
örtert, ift Malchus (Bub H, 8.7). Auch er geht von der Anficht 
aus, daß derfelbe dem Staatsaufwande angehörte, und gelangt aber 
gleich anfangs zu einem negativen Nefultate für bie Selbitänbigteit 
des Finanzweſens aller „‚Verwaltungsbezirke‘; doch ſcheint er bie 
„Gommune” davon auszunehmen. Sein Stanbpunft ift der der Er⸗ 
Örterung der einzelnen Vortheile und Nachtheile einer folhen Selb: 
ftändigteit, und feine Anführungen find in diefer Beziehung fehr lehr⸗ 
reich; doch ſieht man nicht recht, ob er blos gegen felbftändige Ver— 
waltungsbezirke oder gegen jede Art jelbftänbiger Finanzkorper ift 
(S. 48). Dadurch iſt e8 denn geſchehen, daß die Unterfuhung über 
die theil® lotalen, theils hiftorifhen Cigenthümlichleiten der Finanz- 
törper und mamentlih der Gemeinden aus der Finanzwiffenfhaft fo 
gut als verſchwunden ift; was darüber gejagt wird, bezieht ſich 
eigentlid nur anf die Uebertragung franzöfiicher Znftitutionen auf 
Deutſchland. Der Kern der Frage ift daher noch gar nicht berührt. 
Dem fteht übrigens aud bier noch ſehr wejentlich die beinahe völ- 
lige Unfenntniß der factiichen und rechtlichen Zuftände der finanziel- 
Ien BVerhältniffe diefer felbftändigen Körper entgegen, die ein Erörtern 
der Sache ftet3 ein menig in der Luft ſchweben läßt. Wenn man 
das franzöfifihe Shſſem nicht mit Gewalt sinfähren will, fo folgt 
daraus noch keineswegs, daß man die beftehenden, hiſtoriſch und 
meift auch abminiftrativ berechtigten Zuftände bei ung darum aufs 
heben muß. Die Bemerkung von Rau ($. 53 neue Aufl.) ift ganz rich⸗ 
tig: „Die Einrichtung ift defto mehr Bebürfniß, je weiter die Prowin- 
zen eines Staats im Wohlſtand, Bildung, Sitten ꝛc. voneinander 
unterſchieden find.” Es ift ſchon deshalb Leine Frage, daß prine 
cipiell dies ganze Gebiet dem Finanzwefen und der Finanzwiſſenſchaft 
angehört und jeine felbftändige Beachtung fordert. Freilich gehört 
dazu nicht blos eime ſyſtematiſch richtige Anordnung des Stoffs, 
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fondern vor allen Dingen eine genauere Kerntniß ber poſitiven Ver⸗ 
hältnifje dieſes fo hochwichtigen Gebiets der ganzen Sinanzuerwältumg, 
die ung in einem faft unglaublichen Grade abgeht. Dier müflen 
noch auf lange Zeit hinaus fih Statiftit und Geſchichte die Hände 
reihen. 

Mebrigens haben alle bisherigen Beiprehungen des Gegenſtandes 
den Gevamten ver Gelbftverwaltung, der im Grunde doch fowok 
die Vergangenheit als die Zulunft dieſer Gebiete beberricht, gänzlick 
unberüdfichtigt gelaflen. Gerade dadurch ift die Hauptanwendung ber 
Finanzkörper im Finanzwefen, die richtige Vertheilung der Steuer: 

beträge nad der wechſelnden Größe der Steuerquelle oder des 
Reinertrags der Steuerobjecte, gar nicht zur Sprache gekommen. 

- Und dennoch iſt es ungweifelhaft, daß bier noch wiel mehr ald in 
dem Gebiete lolaler und hiftorifger Aufgaben und Intereſſen die 
eigentliche Bedeutung ver Finanzlörper liegen wird. Tas Folgende 
Tann dabei nicht viel mehr thun, al3 den Standpunkt feftitellen, von 
welchem ausgegangen werben muß. Die Erledigung der Trage muß 
als Aufgabe vieler und zwar nicht blos im ganzen, fordern aud 
im eimzelnen einſchneidender Unterfuchungen betrachtet werben. 


1) Die Provinzen und das Landesfinanz weſen. 


Die Provinzen (Länder, Departements, Kronländer) find 
nur dadurch und infoweit Finanzlörper mit felbkändiger, vom 
Finanzweſen des Staats gefiedener Einnahme und Ausgabe, 
als fie jelbftändige Aufgaben der Verwaltung haben, die fi ent 
weder ihrer Ratur nach oder hiſtoriſch nur auf das eigene Land 
beziehen. 

Auf diefer Grundlage beruht die geſchichtliche Stellung der 
Provinzen oder Sünder zum Finanzweſen überhaupt und in ben 
meiften Fällen auch Gegenftand und Umfang derjenigen Finanz : 
verwaltung, die ihnen noch geblieben iſt. Ehe die Idee der Ein- 
beit der Staaten durchgriff, war die eigentliche Verwaltung über 
wiegend eine provinziele, und das Finanzweſen der Provinzen 
in feiner großen Verſchiedenheit fand daher unmittelbar neben 
demjenigen des Staats mit faft gleicher Bebentung Die Ge 
ſchichte des flaatlicden Finanzweſens enthält einem weſentlichen 
Theile nach eben den Sieg der gleichartigen und centralen Ver⸗ 
waltung des Staats über jene faſt fouveräne und doch Lokale 
Geſtaltung derfelben. Mit diefem Stege Hand in Hand ging 
dann der Gieg des ſtaatlichen Finanzweſens über das der Pros 
vinzen. Die neuere Geftaltung des. Staatslebens hat den Pro- 
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vinzen daher nur wenig gelaſſen, und dieſes Wenige iſt ſogar in 
vielen Fällen nicht immer feſt beftimmt, ſodaß die Darſtellung 
der Provinzen als Finanzlörper weder allgemeingültige Grund: 
fäge für ihre finanzielle Organifation, noch für Maß und Art 
ihrer Einnahmen und Ausgaben zuläßt. Es muß daher das pro- 
vinzielle ſowol als landſchaftliche Finanzweſen ftet3 eine vorwiegend 
pofitive Darſtellung fordern; dennoch aber finden in den meiſten 
Ländern Europas die Ornndverhältniffe der Staatsfinanzen mit 
Einnahmen aus Staatägütern, aus den Reſten der Hoheitsrechte 
und aus Abgaben ftatt; auch gibt es faft allenthalben ein eigenes 
provinzielleg Schuldenwefen. Es ift von großem Intereſſe, dies 
genauer kennen zu Iernen, aber e3 ift durchaus nicht zu verken⸗ 
nen, daß dies ganze Gebiet des öffentlihen Haushalts der Völ— 
ter faft beftändig an felbftändiger Bedeutung abnimmt, und zwar 
um fo mehr, je gleichartiger die Grundverhältniſſe aller Reichs— 
theile, je ausgedehnter die Gegenfeitigfeit der Interefien und je 
enger daher das Gebiet wird, auf welchem man noch von befon= 
dern and felbftändigen Intereſſen der einzelnen Provinzen inner- 
halb der Staaten reden kann. 

Die Aufgaben der Provinzen (oder Länder) als Finanzkör⸗ 
per find demgemäß den Aufgaben des Staats analog; doc find 
an vielen Punkten hiſtoriſche Verſchiedenheiten vorhanden, die 
ſich meiftens ihrem Wejen nad) auf einzelne Gebiete reduciren 
laſſen. 
Die erſte Aufgabe beſteht in ber Verwaltung des Eigen- 
thums einer Provinz oder eines Landes. Dies Eigenthum — das 
Provinz⸗ ober ſtändiſche Eigenthum — flammt immer aus zwei 
Quellen. Erftlih aus den- Reften der Landesgüter, die man als 
ſtaändiſches Eigenthum bezeichnen Tann, weil in der Regel die 
etlichen Verhältniſſe diefer Güter fih an die alte Ordnung der 
ſtandiſchen Unterſchiede und Rechte anſchließen. Zweitens aus 
dem Befige derjenigen öffentlichen Anſtalten, welche aus Landes: 
mitteln hergeſtellt find und dabei den Charakter entweder des Staats- 
befiges oder der volkswirthſchaftlichen Domäne haben (f. unten), 
Für den erfien Theil, wo derſelbe noch gilt, find alsdann die 
alten Rechte noch maßgebend. Für den zweiten Theil treten die 
allgemeinen Principien öffentlicher Verwaltung in Kraft. : 

Die - zweite Aufgabe iſt ein förmliches Steuerweſen der 
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Lander. Auch bier find jene beiden Geſichtspunkte herrſchend. 
Die provinzielle Hauptfteuer war ehedem je nad) den Landesver⸗ 
faffungen durch die Landftände felbft beftimmt; ihr Umfang und 
. ihre Bertheilung ift Gegenftand der Landesfinanzgeſchichte. Diefe 

ganze Art von Einnahmen ift num faft allenthalben gänzlich ver- 
ſchwunden, und mit der Staatsforge für die Landesangelegenheiten 
ft auch die Staatsſteuerordnung an ihre Stelle getreten. Nur 


hin und wieder findet man ſchwache Nefte derfelben. Sept befteht, 


die provinziele Steuer in dem Zuſchlag zu den Staatsfteuern 
und zwar tationell aus dem Grunde, mweil eben das Staatäfteuer- 
weſen die rationelle Beſteuerung in weit höherm Grade verwirt- 
licht als die alte Landesſteuer. Die wichtigſte Frage ift dabei 
nur die, ob nicht jeder Zufchlag, der über einen gewiſſen Pro- 


centſatz der Staatäftener geht, nicht mehr dem einzelnen Lande, ’ 


fondern dem ganzen Staate auferlegt werden müſſe; umd es ift 
wol gewiß, daß man fi} für eine ſolche Beſchränkung wird ent 
ſcheiden müflen. Natürlich ift dabei vielfach auch dasjenige maß- 
gebend, was für diefe Steuer hergerichtet wird, und namentlich, 
ob diefe Herftellungen productiv (ein unmittelbares Einkommen 
abwerfend — Brüden, Wege u. ſ. w.) oder unproductiv (Kaſer⸗ 
nen ꝛc.) find. Ye unmittelbarer die Productivität der Verwen— 
dung ift, defto mehr muß das Land jelbft die Koften durch Steuer- 
aufchläge aufbringen. 

Endlich hat jedes Land auch feinen Landescredit und fein 
Landesſchuldenweſen. Und aud bier befteht das letztere theils 
aus alten Schulden, theild aus neuen. Die wichtigfte Frage 
ift dabei ftet3 die, wie die Dedung und Amortifirung der Schul- 
den beſchafft werden fol, Es verfteht fih, daß dabei das 
Land felhft durch feine befondern Einnahmen die Hauptſache bil- 
det. Im einzelnen regelt fih dies nach den Grundſätzen für den 
Drganismus der Landesfinanzverwaltung. 

Im allgemeinen wird nämlich die organiſche Stellung und 
Tpätigkeit der letztern dur zwei. Hauptgrundfäge beherrſcht. 
Erftens gilt das Princip, daß jede Landesfinanzverwaltung troß 


ihrer Selbftändigkeit im einzelnen unter der höchſten Staatäfinanz: - 


verwaltung ſteht, die dies ihr Recht in der einen oder andern 

Form -ausübt. Zweitens wird die höchſte Verwaltung fid in Be 

ziehung auf das ‚Gebiet des hiſtoriſch überfommenen nderſnen⸗ 
Stein, Sinanzwiffenfhaft. 
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weſens, fofern fie nichts mehr zu ändern beabſichtigt, dennoch 
Ret3 die Oberaufſicht vorbehalten; in Beziebung auf das Gebizt 
des neuen Landesfinangmweiens dagegen neben dem Rechte der 
Oberaufſicht auch noch das Recht der Zuſtimmung zu jedem ein- 
zelnen oder wenigftens den wichtigen Acten. Wieweit beives geht 
und in welcher Form e8 ausgeübt wird, ift dann Sache der Beier 
gebung und Verwaltung des eigenen Landes. 


Das pofitiv geltende Landesfinanzweſen hat — mol in gany 
Mitteleuropa — zwei hiftorifhe Grumblagen : einerjeits wie hifter” 
riſchen Landesrechte, mit denen bie einzefnen Länder in die neuere 
Zeit hinübertraten, und die natürlih je nah den Ländern jelbft 
durchaus verſchieden find; andererſeits aber das franzöfiiche Inſti— 
tut der Departement? und des Departemental:Finanzwejens. Waäh— 
rend ber erfte Theil mehr und mehr im Verſchwinden begriffen iM, 
ward der zweite Gegenftand Iebhafter Streitigkeiten in Beziehung auf 
die Selbſtaͤndigkeit der Provinzialfinangen, und bier ftehen fih bie 
obenerwähnten Anſichten einander ziemlich beftimmt gegenüber. Der 
praftifhe Ausdruck des Fegticen Streit3 ift wol am deutlichſten in 
den bei Malchus (a. a. D., I, 6.46) aufgeführten Verhandlungen aufe 
geftellt: „daß die Steuern zu den Kreifen in dem nämlichen Ber 
haͤltniß zurüdfließen, wie fie begahlt werden.“ Mit Recht hat ſich 
Malchus, der das ganze Yinanzweien überhaupt vom ftaatgmänni- 
ſchen Gefihtäpunft betrachtet, gegen diefe Grundanſchauung erklärt; 
doch ift er zu feinem recht pofitiven Grundfag gelommen, ebenfo 
wenig als die übrige Literatur. 

In Defterreih ift die Grundlage des Finanzweſens ver Länger 
als ſelbſtandiger Finanzkorper durch die Berfaffung vom 4. März 
1848 und durch bie darauffolgenden Landesverfafjungen in her 
Weiſe feitgeftellt und. fpäter in der Verwaltung der Finanzen beis 
behalten, daß der dee des Reichs als Einheit und der Kronländer 
als Xheile die allgemeinen Reichs- und die Landeserforderniffe ent 
ſprechen, ſodaß die Kronlander ihren eigenen, durch fie ſelbſt aufgu« 
briggenven. Landesaufwand und mithin ihr ſelbſiandiges Zinanzmeien 
haben, das in ber eigenen Berechnung als „Landesfondg” anerkannt 
und durch Erlaß vom 20. Dec. 1853 im einzelnen georbnet üft., 
Die Aufgaben der Landesfinanzverwaltung find einerfeit8 gewiſſe 

" Bffentlihe Anſtalten und Maßregeln (Sanitätsanftalten, Vequartierung, 
Gewerbe⸗ und Haudelztammern, Gchuhvefen und Wohlthätigteits: 
onfalten) , dann ber gimeitens hie Vallziehung der „ Örumpante; 
laftung“, die zwar vom ganzen Reiche verbirgt, aber doch natur, 
gemäß von den einzelnen Provinzen ausgeführt wird, zu welchem 
Ende in jedem Kronlande ein eigener „Entlaſtungsfonds“ mit eigener 
Direction eingerichtet ift. Die Landesfonds haben für dieſe Aufgaben 

dwei Quellen der Giunahmen, ‘die den ebenamgeführten mutigen: 
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Die ſtandiſchen Domefticalfonds fir die wirtbfhaftlihen Befigihäimer ' 
und Einkommensquellen, weldhe die Stände der Kronlänver vor 1848 
hatten, foweit fie nicht durch die Grumbentlaftung befeitigt find. 
Ihre Beitimmung befteht meiftens darin, die alten Landesfchulden 
zu verzinfen und zu amortifiren. Die gegenwärtigen Landesſteuern 
over Landeauflagen merden unter dem Namen des Lanbeserfor- 
derniß⸗Beitrags in der Weiſe eingebraht, daß fie als Landes— 
zuſchläge zu den directen Steuern umgelegt und erhoben werden 
(„Anlage nad dem Steuergulven“, weil der Gulden der diretcen Steuer 
als Steuereinheit gilt). Diefer Landeserforderniß: Beitrag wird je 
nad dem Zwede etwas verſchieden vertheilt (Sanitätzkoften auf fümmt- 
liche divecte Steuern, Bequartierungstoften auf den Regimentsbezirk, 
Hanvelstammertoften auf die directen Steuern der Wahlberechtigten). 
Der Grundentlaftungszufhlag dagegen ruht auf allen divecten Steuern 
fämmtliher Steuerpflihtigen. (S. Aber venfelben Deſſary, a. a. O., 
©. 76, 77.) Neben dieſen Landesſteuern fehen nun noch emige 
ſtandiſche Steuern und Abgaben, deren Urfprung in frühern Ver— 
hältniften liegt, veren Ertrag aber in den Landesfonds fließt und 
mit viefem verwaltet wird, (S. Deflary, a. a. D.,$.31 u. 34.) Die Mi- 
litärgrenze bilvet außerdem einen ganz felbitänvigen Finanzkörper 
mit eigenthämficher Steuerverfafjung (Grundzüge bei Deſſary, 8. 37 
u. 38). Grundgeſetz ift das Grenzftatut vom 7. Mai 1850 (Be: 
ſteuerung namentlih $. 10 u. 65). Die Verwaltung biefer Lars 
desfonds hat das Minifterium des Innern und unter bemfelben bie 
Statthaltereien. Doch hat über die Größe des Landezerforberrifies 
das Minifterum der Finanzen zugleih zu entſcheiden (Erlaß vom 
12. Dec. 1853). 

Es mürbe in hohem Grave nüglid; fein, wenn man eine ähn- 
liche Ueberſicht über vie Verfaſſung und Wirkſamkeit der Landes⸗ 
finanzförper anderer Staaten hätte. Der Betrag des Landesaufwends 
in Oeſterreich ift natürlich theils nad) den Kronländern verſchieden, theils 
wechſelt er nad ven Jahren. Nah Defary (S. 78) war biefer 
Betrag inclufive der Grundentlaftung 15 Ar. pr. Gulven oder 25 Proc. 
der directen Steuern in den meiften Ländern, in nur fieben weniger, 
in vier mehr. Im faſt allen Ländern nahm davon freifich vie 
Granventlafeng den guößten Theil in Auſpruch; namentlich in ben 
dftlichen Provinzen betrug diefer Beitrag das Doppelte, in Kroatien 
und. der Wojwodina das Sechsfache des eigentlihen Landeserforder⸗ 
niſſes. Don den italienifhen Provinzen hatten die Lombardei 4*/, und 
Venedig 3%, Kr., alfo am wenigften in der ganzen Monarchie; freilich 
haben- fe gar feine Grunventlaftung. 

Sr Irmkeih ift das Syſten der ottlichen Beſteuerung aud⸗ 
ſchließlich auf die vier directen Steuern gebaut und befteht in den 
centimes additionnels, welche die Duelle aller Zuſchlage find. Das, 
Gefep vom 10. Mai 1838 kann als Grundgeſeß für die, Provinzial: 

. et 
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verwaltung und fur die Finanzen der Departements angeſehen werden. 
Das Syſtem derſelben iſt ſehr Har bei von Hod, a. a. O., S. 159 fg., 
angegeben, wonach die Angaben bei Rau ($. 54 der neuen Aus— 
gabe) zu berihtigen find, der aud ſchon in ben frühern Ausgaben 
feines Werts den Jrrthum begeht, die depenses departementales fixes 
mit den d&penses departementales communes zu vermifhen. Die firen 
Zufchläge betragen nach von Hod 16 Proc. der Grund: und Wohnungs: 
fteuer. Die Zuſchläge für die Gemeinden werden grunpfäglih als 
veränderliche betrachtet. Die Beftimmung geſchieht durch das jährliche 
-  GSteuergejeg, die Verwaltung durch den Präfecten; es ift aljo eigent- 
lich von einer Selbftverwaltung keine Rede. Nah ver Angabe von 
Hod's (6. 161) betrug die ganze Sumnte der eentimes additionnels 
66 Proc. der directen Steuern; die directe Steuer (principal) 264,8 
Mil. Fr., die centimes additionnels 1735 Mil., zufammen 
4384 Mill. Fr. Für Baiern findet man mehrhere Angaben bei Malchus, 
„Politik“, III, 36, und „Sinanzwifienfhaft“, II, 47. ©. aud 
Rau, $. 54 der Alten Ausgabe. J 
Für England bat in neueſter Zeit R. Gneiſt eine vortreffliche 
Darſtellung gegeben, die zum erſten mal Licht in dieſes wirre Ge— 
biet der engliſchen Steuerverfaſſung gebracht. Sein Werk: „Das 
engliſche Grundſteuerſyſtem“ iſt eine höcft dankenswerthe Arbeit, 
die zugleich die Fragen nad Steuerfuß, Steuerobjeet und Steuer- 
erhebung loſt und die zugleich den ungemeinen Abftand des wirklich 
volltommen irrationalen engliihen Steuerfoftems won demjenigen des 
Continents zeigt. Man kann bier nicht einmal die Provinzial: von 
der Gemeinbebefteuerung unterſcheiden, denn dieſe Steuern find nicht 
nad ihrer Duelle, fondern nad den Zweden eingetheilt, für welche 
jede derfelben mit eigenen Dbjecten, eigenem Fuß, eigenem Namen, 
eigener Erhebung uud fogar mit eigenen Steuerbezirken feinerzeit, 
oft vor Hunderten von Jahren, eingeführt ift! 


2) Die Gemeinde und ihr Finanzweſen. 

Den michtigften von allen Finanzlörpern bildet ohne Zweifel 
die Gemeinde. Die Gemeinde, mag fie immer auftreten, mo 
und wie fie will, ift ihrem Begriffe nach die Örtliche Einheit 
aller Geſammtintereſſen und die daran gefnüpfte örtliche Geftalt 
der Selbftverwaltung. Die Gemeinde enthält dadurch gleichfalls 
ihrem Begriffe nad nothwendig eine jelbftändige wirthſchaftliche 
Tätigkeit, die mit eigenen Einnahmen und Ausgaben eigene Ört- 
liche Zwede — die örtliche Verwirklichung allgemeiner Bivede — 
verfolgt. Mit dem Begriffe der Gemeinde ift daher nothwendig 
das Vorhandenſein eines eigenen Finanzweſens verbunden, und 
da der ganze Staat aus Gemeinden befteht, fo ift es nicht frage 
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lich, daß dies Finanzivefen zwar im einzelnen dem Ganzen gegen— 
über al3 unbedeutend erſcheinen Tann, daß aber die Gefammtheit 
des Finanzweiens alles Gemeinden einen außerordentlich wichtigen 
Factor der gefammten Staatswirthſchaft abgeben muß. 

Trogdem ift das Finanzwefen der Gemeinden im ganzen 
nicht blos von der Wiſſenſchaft faft ganz unbeachtet geblieben, 
auch die praktiſche Finanzverwaltung einerſeits und die Statiftif 
fowie die Rechnungsführung des Staat? andererfeits haben nur 
ſehr wenig Rüdficht darauf genommen. Es ift vollfommen uns 
thunlich, über den Zuftand des Gemeinbefinanzweiens in Europa 
irgendetwas an fi Gültiges zu fagen. 

Der Grund diefer Erſcheinung Liegt zwar einerfeits in dem 
Mangel an gehöriger Aufmerkſamkeit auf die Sache, andererſeits 
aber au in ber bisherigen großen Verſchiedenheit, welche für 
das Gemeindewefen überhaupt und für die wirthſchaftlichen Ver— 
hältniſſe der Gemeinden im befondern gegolten hat. Dadurch 
hat bisjegt die Grundlage jeder eingehenden und zugleich gemein- 
gültigen Betrachtung diefes fo reichen Stoffe, der allgemeine 
Geſichtspunkt für die Gefammtheit aller in diefer Beziehung er⸗ 
ſcheinenden Verfchievenheiten, gemangelt, und jede Berüdfichtigung 
der Sache ift bei Einzelheiten aller Art ftehen geblieben. 

Es wird demnach für die Aufnahme des Finanzweſens der 
Gemeinde in die foftematifh behandelte Finanzwiſſenſchaft vor 
allem darauf ankommen, eben jenen einheitlihen Geſichtspunkt 
für daffelbe feftzuftellen, der fähig ift, aud die verfchiedenften 
Berhältnifie des Gemeindeweſens in Beziehung auf die Finans 
zen mit zu umfaflen. Und biefer ift allerdings nicht ſchwer zu 
finden. 

Das Finanzwefen der Gemeinde ift nämlich nicht etwa ein 
Princip, ſondern es ift eine Conſequenz aus den adminiftrativen 
Aufgaben, melde die Gemeinde als Gegenftand ihrer Verwaltung 
übernommen bat: Es folgt daraus der erfle ganz allgemeine 
Grmdfag für alles communale Finanzweſen, daß daffelbe in Um⸗ 
fang und Selbftändigfeit unmittelbar bedingt wird dur) Umfang 
und Selbftänbigkeit der abminiftrativen communalen Verwaltung. 

Auf diefem Prineip beruht zunächft der Gang ber Geſchichte 
für das communale Finanzweſen. Bei bem Entftehen der felb- 
Rändigen Gemeinden entwidelte fi ſofort aud ein vollfommen 


86 


felbftändiges Gemeindefinanztvefen, was in ben feinerzeit fou- 
veränen Gemeindeftaaten — den Freien Reichsſtädten — durchaus 
den Charakter einer ftaatlihen Finanzverwaltung annahm, tväh: 
rend es bei den landesherrlichen Gemeinden feine Selbſtändigkeit 
in. der Form von Rechten und Privilegien empfing, die fi dann 
namentlich auf indirecte Steuern bezogen, und dies einfach des- 
halb, meil die letztern von den Städten au über andere als 
die ftädtiihen Angehörigen ausgedehnt werden mußten. Die Ber- 
waltung der auf diefe Weile eingehenden Einnahmen mar den 
Städten gänzlich ſelbſt überlafjen; dafür hatten fie aber auch 
alle Gemeindeauslagen ſelbſt ohne Beihülfe des Staats zu tragen. 
Mit diefer völligen Selbftändigfeit der Gemeinde verband ſich 
dann allmählih ein zweites Verhältniß, das auch gegenwärtig 
noch befteht und den zweiten Hauptgefihtspunft für die Grund: 
verhältniffe de3 communalen Finanzweiens abgibt. Als nämlich 
fih das ſtändiſche Steuerbewilligungsrecht ausbildete, übernahmen 
die Städte als dritter Stand einen Theil der Landesſteuer; diefen 
aber trieben die Städte felbft ein und traten dadurch ſchon da= 
mals indirect al3 ein Organ des eigentlichen Finanzorganismus 
auf. Bei alledem blieben die Gemeinden in finanzieller Be— 
ziehung, was fie in abminiftrativer waren, felbitändige Körper 
mit eigener Verwaltung. 

In der neuern Zeit entwidelte fih nun die Einheit des 
wirthſchaftlichen und geiftigen Xebens der Staaten, und die Selbft- 
Rändigleit der Gemeinden verfhwand, weil fie ihre innere Be— 
rechtigung verlor. Es mard unmöglih, eine Verwaltung aus 
einem ganz örtlihen Gefihtspunkte zuzulaflen. Die Gemeinde 
ward zu einem Hauptorgan für die Örtliche Verwirklihung der 
Aufgaben und der dee des Stagts. Allein dieſe Örtliche Ver⸗ 
wirklichung hatte dennoch gewiſſe Brtliche Bedingungen, die am 
beiten der Gemeinde überlaffen wurden. Jetzt fing daher das— 
jenige Verhältniß an, weldes auch für die communale Finanz- 
verwaltung entieidend wurde. Der Staat hob jene commamale 
Soyseränetät auf, zog die Gemeinde in feinen eigenen Wirkungs- 
kreis und lief ihr von ihrer alten Selbftverwaltung nur ſo viel, 
ala. fie für die Erfüllung der Staatszwede durchaus nöthig hatte. 
Die Gemeinde entwidelte jept gleichſam ein boppelies Kleben. 
Finerſeits war. fie ‚ein ſelbſtanbiger Körper, andererſeits war fe 
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ein Organ des Staats. Als Organ des Staats behielt fie aber 
ihrer Natur nach noch immer eine gewiffe Selbftändigfeit, welche 
fie und ihre Thätigkeit von den eigentlichen Staatäbehörden wer 
ſentlich unterfchied; als felbftändiger Körper dagegen mar fie doch 
wicht ſelbſtherrſchend wie früher, ſondern ſtets der Träger des 
Staatswillens und feiner Principien. In diefer Doppelftellung 
der Gemeinde lag natürlich ein weiter Raum für unendlich viele 
und fehr tiefgehende Mobificationen; allein dennoch find es die 
Grenzen dieſes Gebiets, innerhalb deſſen fih die Gemeindeord- 
nungen der nenern Zeit in ganz Europa beivegen. Und von der 
beftimmten Stellung, melde vie Gemeinderechte eines beftinnmten 
Staat3 in diefer Hinficht einnehmen, hängen nun aud die Be 
fimmungen über die Ordnung und Verwaltung des Gemeinde 
finanzweſens ab, ſodaß dies Gemeindefinanzweien den Ausdruck 
für das Maß der Gelbftändigkeit bietet, melde der Gemeinde 
überhaupt gegeben ift, während die Gemeindeordnung zugleich 
die Formen angibt, in welchen die Gemeinde felbft die Functio— 
nen einer Finanzbehörde übernehmen kann. 

. Demgemäß ift das gefammte Gemeindefinanzivefen unter zwei 
Hauptgefichtspunkte zufammenzufaffen, welche als die Baſis ber 
Vergleichung aller Gemeindeverhältniſſe zunächſt in finanzieller 
und dann auch in anderer Beziehung gelten müſſen. Der erſte 
enthält die Gemeinde ald Finanzförper, der zweite bie Ge 
meinde als Finanzbehörde. ö 


Gerade bei den Gemeinden tritt der Unterſchied der neuen fran— 
zoͤſiſchen Gemeinde und der alten germanifhen deutlich aud im Fir 
nanzwefen hervor. In Frantreich emtbehrt die Gemeinde, mit Aus⸗ 
nahme der ganz großen Stadte, aller Selbſtändigleit und erfcheint 
num als ein drtlickes Glied des Departenients, ſodaß ihr gamzes Fir 
nanypefen eigemtlich nicht? anderes iſt als eine Form her Ver— 
mehrung der Staatöfteuern durch die centimes additionnels, deren, 
GSefammtfüumme nad von Hod für 1857 316 Mil. Sr. für rer 
gelmäßige und 27,2 Mil. Ft. anferotbentlihe Ausgaben ber 
Ang. St den beutfhen Gemeinden hat ſich eine Menge vom- Gigene 
tptanliäteiten ımıts Selbſtandigkeiten erhalten. Dieſe beruhen in nem: 
ver Zeit auf den Gemeindenrbnungen, vie freiikh nur das Princip. 
ver Gelbftverwaltung des Gemeindegut® und Gemeindeeinkommens 

“unter Oberaufficht der Regierung und unter öffentliher Rechnungs- 
legung ausſprechen, ohne ſich auf bie Quellen dieſer Einnahmen · zu 
deziehen, fobais wir ſehr wenig von dei Finanzweſen der Gemeinden 
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wiſſen, was in mehr als einer Hinfiht zu bedauern if. In Betreff 
Englands f. die vorhergehende Note über Gneiſt's „Engliſche Grund⸗ 
fteuerverfaffung”. Was Deſterreich betrifft, fo beruht fein Gemeinde 
finanzwefen auf den Principien feiner Gemeindeordnung vom 17. 
März 1849, und danad haben wir die folgende Darftellung an 
genommen, weil fie in ber That die einzig rationelle für jenes Ber 
meindefinanzwefen überhaupt ift, Preußens Gemeindefinanzverhältnifie 
find überfichtlich charakterifirt bei Desfeld, „Preußen in fameraliftiz 
ſcher und ſtaatswirthſchaftlicher Beziehung“ (1858). Hier liegt die 
neue Stäbteorbnung vom 30. Mai 1858 zu Grunde. Princip: 
Die Stadtverordneten Tonnen Gemeindeauflagen beſchließen, bevürfen 
jedoch der Genehmigung der Staatsregierung, wenn bie Zufchläge 
50 Proc. der Staatäftenern überfteigen ober nicht nad) gleihen Sägen 
mit dieſen vertheilt werben follen. Steuern von Berzehrungögegen- 
ftänden bürfen bie Gemeinden nicht bejchließen. In einigen Gemein« 
den erhebt der Staat die Steuer für die Gemeinde (S. 149—152). 
In Baiern hat das Gemeindeumlagegefeg vom 22. Juli 1819 die 
Vunlte feitgeftellt, für melde die Gemeinde directe Steuern aus: 
ſchreiben Tann; die Erhebung indirecter Steuern wird beſonders bes 
wiligt. Bol. Hauf, „Bairifche Gejepgebung“ (1853), $. 135 u. 136. 


&) Die Gemeinde als Finanzlörper. 

Die Gemeinde als Finanzkörper zeigt uns die Gemeinde al 
den innerhalb ihrer Brtlihen Grenzen für die Selbftverwaltung 
ihrer wirthſchaftlichen Aufgaben fungirenden Körper. 

Sie hat zu dem Ende einen eigenen Finanzorgenismus und 
mithin au eigene Finanzbehörden, die bei großen Gemeinden 
oft einen ſehr bedeutenden Organismus darbieten. Die Drbnung 
der diefen Organismus betreffenden Einrichtungen ift der Regel 
nad in denjenigen Gefegen gegeben, melde die Gemeindeordnung 
bilden. 

Diefelbe Gemeindeordnung enthält zugleich die Beftimmungen, 
nad melden ber Gemeindehauspalt im einzelnen und die Ge 
meindewirthſchaft im ganzen theils geführt, theils controlirt wird. 
Die Regel ift dabei in allen Ländern mit einer Gemeindeord- 
nung, daß die Beitimmungen über Wirthſchaft und Haushalt der 
Gemeinden duch Mitglieber der Gemeinde. ausgeführt werben, 
welche aus der Wahl der Gemeinbegliever hervorgehen. "Die 
Form der Wahl ift für dieſe Frage im übrigen natürlich fehr 
verſchieden, aber auch nicht ſehr weſentlich. 

Die Einnahmen der Gemeinden und ihre Verwaltung, oder 
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das Gemeindefinanzweſen im engern Stan, haben dabei natur⸗ 
lich dieſelben Grundformen wie die des Staats. Die Gemeinde 
bat ihr Gemeindegut, ihre Gemeindeeinnahmen und ihren Ge 
meinbecredit. Allein in der Verwaltung biefer Elemente bed Ges 
meinbefinangweiens tritt nun das große Princip des gefammten 
Gemeinbelebens unferer Zeit wieder in ben Vordergrund, daß 
die Gemeinde eben öffentliche Aufgaben zu vollziehen hat, und 
daß daher die Einnahmen der Gemeinde, da fie die Bafis der 
öffentlichen Aufgaben der Gemeinde find, von derjelben Gewalt 
geregelt und georbnet werden müſſen, welde ven Gemeinden 
Maß und Art ihrer Aufgaben überhaupt vorfhreibt. Diefe Ger ' 
walt ift der Staat. Der Staat greift daher naturgemäß in die 
finanzielle Verwaltung der Gemeinden auf das tieffte hinein, und 
die Grundfäge, welche dafür gelten, find im mejentlichen in allen 
Gemeindeorbnungen enthalten. Sie laſſen fid) in folgenver Weiſe 
bezeichnen. 

1) Die Verwaltung des Gemeindeguts fteht unter der Ge— 
meinde, hat aber der Gontrole der höhern Verwaltungsbehörben 
fi zu unterwerfen. VBeräußerungen des Gemeindeguts können 
wicht ohne Zuftimmung der höhern Verwaltungsbehörden geichehen, 

2) Die Benugung des Gemeindecredits fordert noth- 
wendig die Zuftimmung der höhern Verwaltung, und zwar wicht 
blos aus finanziellen Gründen, jondern auch deshalb, weil der 
Gemeindecrebit ftet3 beftimmte Öffentliche Aufgaben der Gemeinde 
vorausſetzt, die ala außerorbentliche betrachtet werben müſſen 
und für welche daher ſchon an und für fi die Zuftimmung der 
hohern Berwaltungsbehörden nöthig wird, Die Eontrole der 
böhern Behörden über Gemeindegut und Gemeindecredit hat da⸗ 
her ebendiefen doppelten Sharalter, zugleich eine finanzielle und 
eine abminiftcative Controle zu fein, und man kann im allgemei- 
nen annehmen, dab es eben die Nothwendigkeit der Iegtern ift, 
welche die erftere mit ihrer Zwedmaßigleit erzeugt hat. 

3) Das Verhältnig der Gemeindebeftenerung bat einen 
etwas andern Charakter, und gerade bier zeigt fi am deutliche 
ften die neue Stellung der Gemeinde im Staate. 

Früher hatte die Gemeinde das Recht, ſich ihre Abgaben 
ſelbſt nach eigenem Ermeſſen zu beftimmen. Die Abgeſchloſſen ⸗ 
heit, in welcher die Gemeinden einander gegenüberſtanden, er⸗ 
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zeugte dabei ſehr weſontlich verſchiedene wirthſchaftliche Verhalt⸗ 
niſſe, und aus dieſen gingen dann die verſchiedenſten Formen der 
Bertheilung und Ordnung der Gemeindeſteuern hervor, melde 
wieder ſowol für bie birecten als die indirecten Steuern vers 
ſchieden waren. Die gewaltige Entwickelung der Einheit auch 
im wirthſchaftlichen Leben der Völker hat nun naturgemäß auch 
die Gleichheit der wirthſchaftlichen Verhältniſſe im weſentlichen 
hervorgebracht. Diefe Gleichartigkeit hat es dem Staate möglich 
gemacht, das Syſtem feiner Einnahmen allenthalben auf diejelben 
Grundſcthe zurüczuführen und das rationelle Steuerfpftem zur 
Geltung zu bringen. Nachdem dies einmal anerkannt und durch⸗ 
geführt war, mußte jede Abmeihung vor demfelben nicht etwa 
blos als eine Unterſcheidung vom Staatsfinanzweſen, fondern 
vielmehr ald eine Abweichung von dem rationellen Steuerigftem 
exfheinen und außerdem noch eine bejondere Erhebung und 
Verrechnung derfelben mit allen ihren Koften und Uebelftänden 
nothwendig maden. Es lag daher in dem natürligen Gange 
der Dinge, daß die Gemeinden für ihre Einnahmen allmählich 
ihre alten Steuerfyfteme aufgaben und ſich mehr und mehr an 
das Steuerſyſtem und an die Steuererhebung der Staatsſteuern 
anſchloſſen. Die Grundform, in welcher dieſet Abſchluß geſchah, 
iſt der, Zuſchlag zu den Staatöfteuern, der die Dedung für die 
Erfordernifje der Gemeindeverwaltung enthält. Die Zusüdfüh- 
rung aller Gemeindeſteuern auf Steuerzuſchläge zu den Staats: 
ſteuern ift an fi fo vationel amd in der Ausführung fo pral- 
tiſch, daB dies Syſtem faft mit jedem Schritte, den das Ges 
meinbeleben weiter thut, ſich gleichfalls immer entſchiedenere Gel- 
tung erwirbt und zwar aus den zwei Durchgveifenden Gründen, 
daß die Zuſchläge ſtets die beſte Wertheilung ber Steuern ent- 
halten und daß fie in der Erhebung am wenigften koſten. Den⸗ 
noch iſt auch in dieſer Beziehung noch keineswegs in Europa all⸗ 
gemeine Gleichartigkeit der Gemeindebeſtenerung erzielt, und man 
Tann ſagen, daß ſich noch immer zwei Syſteme der Beſteuerung 
gegenllberſtehen: das Syſtem der hiſt oriſchen Gemeindefteuern 
und das Syſtem der Zuſchläge, die oben daburch, du fie noch 
nebeneinander. beſtehen, eine Vergleichung feldft da ſchwierig ma= 
chen, wo man die fo feltenen Daten über das eoneminale Rnany 
weſen mini zur Sand hat. 5 
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Diefes Syſtem der Gemeindezufſchläge ft nun dadurch von 
dem Syftem der Landeszuſchläge verfchieden, dab es, zum Theil 
wenigftens, auch die Indirecten Steuern trifft. Es liegt dabei 
in der Natur der Sage, daß es nur in den Städten geſchehen 
Tann amd nur für gemiffe Steuern ausführbar ift. Unſere Kunde 
über diefe Verhältniffe ift noch immer eine ſehr geringe. 


Das allgemeine Princip für die Gemeinde ald Körper einer felb- 
ftändigen Berwaltung ihres Finanzweſens ift, daß die letztere fo weit 
gehen muß als vie ſelbſtandige Verwaltung innerer Gemeindeange⸗ 
legenheiten überhaupt. Die Grundlage bildet demnach eben das Ge- 
meindegejeg, und hier find die drei weientlihen Punkte: das Ar: 
meniwejen, das Schulweſen und das Wegeweſen. Je nachdem 
diefe drei Punkte den einzelnen Gemeinden zur eigenen Verwaltung 
übergeben find oder nicht, wird auch das Gebiet des felbftändigen 
Finanzweſens größer oder Heiner fein. 

Ueber das Gemeindeſtnanzweſen in Deſterreich wergleihe namentlich 
Deſſary, $. 32. Auch bier ſcheiden ſich die Einnahmequellen in Ab: 
gaben oder Einnahmen, welche die Gemeinden durch Privilegien, 
Statuten und andere Geſetze, und ſolche, welche ſie durch das Ge— 
meindegeſetz erheben und die in Form von Zuſchlagen erhoben mer: 
den. Die euftern find theils allgemeine, wie die Pflichtlegate aus 
Verlaſſenſchaften fur Gemeinde, Wohlthätigfeitd: und Schulauftalten 
G. 694 des bürgerlichen Geſetzbuchs), theils befondere, wie der Zins: 

* Kreuzer in Wien. Die Gemeindezuſchläge zu ven Staatzfteuern wa: 
ven ausnahmsweiſe ſchon vor 1848 bewilligt. Das Gemeindegeſetz 
vom 17. März 1849 enthält vie betreffenden Beftimmungen im Ab: 
ſchnitt IL, $. 72 fg. Nah $. 79 kant die Gemeinde 10 Proc. bei 
tirecten und 15 Proc. bei inbirecten Steuern felbft als Zuſchlag anf 
erlegen; was darüber geht, iſt an höhere Bewilligung gebunden, 
Nah $. 80 kann fie Schulven bis zum Belaufe der Hälfte des jähr: 
lichen Einkommens felbitändig contrahiren. Zur Aufnahme von Schulz 
den im Belaufe höherer Summen ift gleichfalls höhere Bewilligung nötig. 
Nah einem officiellen Ausweife betrug die Gefammtjumme in ber 
Monarchie für alle Stöhte über 10000 Sinwehner zuſammen in 


FIl. C.⸗M.: 
Einnabmen. ' Ausgaben. Deficit. 

Für 1855: 14,369785 21,168219 '7,849637 

Fur 1860: 16,418682° 23,766093 7,931763 

Vir 1857; 14,848584 24.625710 8,764597. 
Die Einnahmen bezeichnen Hier. wie: felbfändigen Einnahmen; das 
Deficit iſt demnad, die Summe, welche eben durch Zuſchlage gevedt 
werden mußte. Es liegt dabei in ver Natur ver Sache, daß der 
Proerntbetrag der Zuſchlage je nach den einzelnen Gemeinden ſehr 
ſtatt variirte; DA einigen. war. ver Zuſchlag zu den bireeten; bei 
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andern ver Zufchlag gu den inbivecten Steuern größer, was bei ber 
großen Verſchiedenheit der Verhältnifie nicht auffallen wird. Die Summe 
der Zuſchlaäge zu den birecten Steuern in allen Gemeinden betrug 





für das Jahr 1857, Land und Stadt ...... 17,894159 I, 
wovon auf die Hauptftäbte und Stäbte über 10000 
Einwohner film ... 2.2220 enn ne 5,116270 „ 
ſodaß für die Heinen Orte und das flache Land 
entfielen ................... 12,777889 3Il. 
Für Wien waren die gewdhnlichen Einnahmen nah dem Budget 
für 1859 berechnet zu............ 2,402429 $., 
die außergewöhnlihen Ginnahmen zu . . 204753 „ 
die Zufhläge (in fieben Arten) zu ......... 2,233618 „ 


Summa: 4,840800 Fl. 
Die Ausgaben betrugen 4,829478 ZI. 


b) Die Gemeinde als Finanzbehörbe, 


In ganz anderer Weile erſcheint die zweite Seite des com- 
munalen Finanzweſens, die zwar als Thatfahe hinreichend an= 
ertannt ift, deren Bedeutung aber ohne Zweifel weit über die 
nächſte Gegenwart hinausreicht. Das ift die Stellung der Ges 
meinde als Finanzbehörde. ” 

Die Gemeinde hat ihrer Natur nach die Fähigkeit, als thä— 
tiges Glied im Finanzorganismus des Staats ebenſo nützlich ein- 
zugreifen, als fie dies in Beziehung auf die Rechtspflege und die 
eigentlihe Verwaltung theils vermag, theils aber auch wirklich 
that. Indeß muß man im allgemeinen jagen, daß diefe Seite 
im Gemeindewefen größtentheils noch fehr umentwidelt if, und 
wir müffen uns deshalb damit begnügen, bier die allgemeinen 
Pringipien aufzuftellen, unter welche diefe Thätigkeiten zu fallen 
haben. 
Die Gemeinde Tann nämlich in dreifacher Weiſe als Finanz 
behörde wirkſam fein. , 

1. Die Gemeinde Tann die Erhebung der Steuern für 
den Staat bejorgen. Wo dies einmal als wünſchenswerth ange: 
ftrebt ift, da werden folgende Geſichtspunkte maßgebend. 

Die Erhebung der directen Steuern wird am paſſendſten 
durch die Gemeinde für den Staat gefchehen, weil diefelbe nur 
zu gewiſſen Zeiten eine ſtarke Beichäftigung fordert und daher 
ein Amt ftets entweder zu viel oder zu wenig bamit zu thun hat. 
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Die Erhebung der indirecten Steuern wird dagegen umge: 
kehrt am beften durch ben Staat für die Gemeinde geſchehen, 
weil bier theil3 eine viel umfaffendere Aufſicht, theils auch eine 
größere Zuverläffigteit nöthig ift, als dies bei den Meinen Be— 
trägen der Gemeindewerzehrungsfteuer dur; Gemeindebeamte er- 
reihbar wäre. Am beutlichften ift dies gerade in dem Haupt: 
fall, der ftäbtifchen Acciſe. . 

Nur dei der Erhebung gewiſſer Gemeinveabgaben, die auf 
dem Verkehre ruhen (Mauthen, gewiſſe Präftationen, Brücken⸗ 
und Hafengelder 2c.) und bei denen der Gemeinde zugleich gewiſſe 
Koften obliegen, find eigene Gemeindebeamte für die Gemeinde 
ſelbſt anzuftellen. ‚ . 

2. Biel weniger entwickelt, aber auch viel tiefgreifender tft 
die Stellung der Gemeinde zur Vertheilung der Staats 
abgaben. Ohne Zweifel ift die Gemeinde in vieler Beziehung 
das geeignetfte Organ, um dieſe Vertheilung einer Abgabe an die 
einzelnen nad) ihrem wahren Vermögenzftande am richtigften her 
zuftelen. Es laffen fi dabei aber zwei Wege denken, die wieder 
ſehr verſchieden in ihrem Grfolge find. 

Die Gemeinde Tann nämlich erſtens bei der Vertheilung der 
Staatsabgabe inſoweit ‚mitwirken, als diefe auf der Selbitihägung 
der einzelnen beruht, und zwar durch unmittelbare Theilnahme 
on dem Acte der Selbſtſchätzung des einzelnen durch Vertretung 
vermättelft Abgeorbneter, oder aber dadurch, daß der Geneinde- 
rath die Exgebnifie der Selbftihägung zur Revifion und Begut- 
achtung, ja fogar zur erften Entſcheidung erhält. Diefe Aufgabe 
der Gemeinde tft eine jo naturgemäße, daß fie allenthalben, wo . 
die Befteuerung durch Selbſtſchätzung geſchieht, ſich gleihiam 
von ſelbſt ergibt und in, leicht verſtändlichen Formen durchge⸗ 
fabrt wird. 

Em anderes Verhaltniß dagegen tritt ein, wo die Gemeinde 
als’ Ganzes: das Steuerfabject iſt und direct die Aufgabe empfängt, 
die gegebene Steuerfumme als Ganzes aufzubringen. In diefem 
Falle muß die jeilung diefer gefammten: Steuerſumme auf 
die einzelnen Witglieber der. Gemeinde entweder direct durch bie 
Gemeindevermaltung, oder inbirect duch Selbſtſchähung der ein- 
seinen: umter Zuziehung der Gemeinveverwaltung geſchehen. &s 
wird diesbei den birechen Stenern allenthalben , ‚bei bes indirecten 
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nur für diejenigen möglich fein, bei denen das Giewerobjert ein 
örtlich begrenztes ift. Diefes Spftem der Stenermmlage bietet 
zwei ſehr große Vortheile. 
J Erſtens koſtet es dem Staate weniger, als wenn er es durch 
feine eigenen Beamten ausführen läßt, uad zweitens Tann der 
Aniheil, den der einzelne zu tragen bat, viel leichter richtig ber 
ſtimmt werden. Mein daſſelbe hat dafür auch gewifle Bedinguns 
gen, unter denen. es allein feine wahre Wirkſamkeit entfalten 
tom. Der Staat muß nämlich nicht blos bie Steuerfähigleit 
des Gemeinden in diefem Falle kennen, fondern bie öffentlihe 
Bildung des Volks muß hoch genug Reben, um dieſe Aufgabe in 
richtiger Weife vollziehen zu können. Wo beides der Fall ift, 
wird die Gemeinde in den dazu geeigneten Steuern die befte und 
billigſte Finanzbehörde fein, welche es überhaupt gibt. Nur kauu 
ſelbſt in diefem Falle der Staat niemals die Vertheilung abſolut 
an die Glieder der Gemeinde überlaffen, fondern muß ſich bie 
Stellung der Necuräorgane vorbehalten, wie diefelben fi nach 
den verichiedenen Steuern verſchieden geftalten. 

3. Auf das engite hängt mit diefer Stellung der Gemeinde 
die Pflicht derjelben zur jolidarifhen Haftung für die Steuer- 
beträge der einzelnen zufammen. Eine folde ſolidariſche Haftung 
ft da, mo die Gemeinde nur die Erhebung der Steuern als Fin 
nangbebörde hat, eine nicht gerechtfertigte Laft, da fie bier im 
Grunde nur die Erecutivbehörbe iſt. Wo fie dagegen auch die 
Vertheilung hat, da muß im Grunde die Gemeinbehaftung fir. 
die Eingelftener naturgemäß eintreten, da der Act der Verthei⸗ 
lung felbt die Erklärung ber Gemeinde it, dab der eingelne die 
ihm zugetheilie Summe zahlen füune, während die Erhebung die 
Pfücht enthält, den einzelnen zu nötigen, daß er auch wirklich 
zahle, was er zahlen kann. Dieſe ſolidariſche Haftung bildet da⸗ 
ber wieder ben Uebergang von der Gemeinte als Finanzbehorde 
zum. Finanzkörper; fie fent aladann heſendere Beitimmungen und. 
Einrichtungen voraus und if da, wo fie gut durgefühtt wirk; 
der höchſte Ausdruck des connnunalen Finanzwejens 

Eine Bergleidrang dieſes commmmaler Finanzwelens Lane: 
daher, wie ſich aus allem. Obigen ergibt, durdans: wicht blos in 
den Summen gefunden werden, welche die Gemeinden zahlen: 
mer verbranchen, ſondern wird zuerſt und nunciſt war ‚ben nl: 
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gemeinen Grunbfägen auszugehen haben, welche über daſſelbe in 

den betreffenden Geweindegeſetzen feſtgeſtellt find. Der Unterſchied 

in dem Finanzweſen wird fih demnach an dem Verhältniß zu 

meſſen haben, in weldem die Grundſätze des Gemeinderechts zu 

ben obigen Primipien fishen. Die Eigenthumlichteit deſſelben 

wird fih in der Art und Weile zeigen, wie in bem gegebenen . 
Gomeinderecht jene Beſtimmungen aufgenommen am) verarbels 

tet find, 

Die ganze Frage nad dieſem Theile des Gemeindeſinanzweſens 
iſt eine Frage der Beiteuenmgspohtit und läßt fi daher in Ber 
zichung af ihre Ausfliheung durchaus nur nad ven befondern Bars 
hältniflen entſcheiden. Die Grundlage dieſer Eutfheibung ift dabei . 
die Beftimmung des Unterſchieds zwiſchen der Verwaltungs: (politis 
fen) und der Steuergemeinde. Der Regel nah wird die letztere 
eine größere fein als die erftere, umd daher hat man hier vielfady 
vie Bezirlsgemeinde mit der. Gteuergemeinde verwechſelt ober, mie 
Rau, die fehtere über der erſtern vergeſſen. Der Unterſchied 
ift jedoch weſentlich; denn die Bezirlsgemeinde bat zugleich ad⸗ 
miniftrative Aufgaben zu vollziehen, während vie Steuergemeinde 
eben nur die Gemeinde als Finanzbehörde enthält. In diefer Be: 
ziehung iſt das Gemeindeweſen wol in. ven meiften Staaten noch 
auf der erſten Stufe, mo es Ah um die bloße Einholung und 
Abzahlung der directen Gteuem handelt (Weitere. Gemeinbegejeg vom 
17. März 1849, $. 128: „Dem Burgermeiſter obliegt die Einholung 
und Abfuhr der directen Steuern.”) Auf die Steuervertheilung und 
die folidarifhe Haft ift die Gemeindegefeggebung mol noch nirgends 
eingegangen. 


3) Deffentliche Anſtalten und Vereine und ihr Haushalt. 


Die öffentlichen Anfalten und Bereine unterjepeiven ſich von 
Provinz und Gemeinde dadurch, daß ſie ftets nur einen gang bes 
finamten eingeinen Zwed' verfolgen, dev aber dafür fein örtlich 
beſchranbter iſt. Anftalten find biefenigen Ginrichtungen, bern 
Eriſteng und Verwaltimg eine dauernde Hi amd daher auch ſteta 
ein dauerndes and feſtes Kapital vorausſetzt. Vereine entſtehen 
durch den freien Veſchluß ihrer Theilnehmer an werben nach 
dieſe m auch verwaltet. Der Staatswirthſchaft gehören Auſtalten 
und Vereine an, ſobald fie ala Zwedh ihrer Thaͤtigkeit wicht 
das wirthſchaftliche Zutereſſe und bie Etzielung eines Ertrags, 
ſeudern die Surge fiir ein Betürieig ber Gejammithett ſeten. 
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Dazu bedürfen fie der Einnahmen, und in diefem Sinne 
Bilden fie einen nicht unmichtigen Theil der öffentlichen Ber: 
waltung. 

Der Urfprung der meiften Anftalten befteht in frommen 
Stiftungen, die oft aus fehr verichtedenen Gründen und fehr ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten herrühren. Diefe Stiftungen find entweder 
Grundbefigungen ober fie find beftimmte Renten. Ban nennt 
fie deshalb auch Fonds. Anfängli ging die Aufgabe der An— 
falten (Schulen, Hospitäler zc.) nicht weiter als ihre Rente. Als 
die Rothiwendigfeit größern Umfangs gefühlt ward, entftand ein 
zweifaches Verhältniß. Der Staat gab entweder einen Zuſchuß 
zu den Einnahmen und nahm daher das Recht in Anſpruch, auch 
bei der Verwaltung thätig einzugreifen; oder er zog die Fonds 
ein, fiherte aus dem Staatseinfommen den Anftalten ihre Rente, 
erhöhte fie nöthigenfals und übernahm dafür ganz die Verwal⸗ 
"tung berfelben. Auf diefe Weiſe ift ein großer Theil folder An- 
ftalten als felbftändige ganz verſchwunden und bildet einen nicht 
mehr äußerlich geſchiedenen Theil der Staatsverwaltung. Wo 
fie aber tnoch felbftändig beftehen, da bilden fie mit ihrer eigenen, 
unter der Oberauffiht des Staat? ftehenden Berwaltung ben 
Mebergang von der Staatsverwaltung zur Selbftvermaltung. Es 
ergibt fih, daß fie nicht blos an fich fehr verfchieben find, Sondern 
es find fogar in einzelnen Staaten noch ſolche Angelegenheiten 
Gegenftand der Anftalten, die in andern bereits ganz oder zum 
Theil der Staatsverwaltung übergeben find und daher gar nicht 
mehr den Finanzen, fondern nur no) der Verwaltung angehören. 
Es muß daher dies ganze Gebiet nach den befondern DVerhälts 
niſſen der einzelnen Staaten und in biejen wieder oft nad) ber 
Beſonderheit der einzelnen Orte betrachtet werden. 

Die legte Stufe der öffentlichen Gelobewegung bilden bie 
Bereine für öffentliche Bwede im obigen Sinne, die ihre Ein« 
nahmen entweder Durch fefte oder durch willkürliche Beiträge 
ihrer Mitglieder beſchaffen. Hier ift eine ſcharfe Grenze gar nicht 
mehr zu ziehen, da bei ihnen oft ſelbſt die Oberaufſicht der Ber 
maltung faft ganz verſchwindet. Dennoch ift bie Summe, bie 
durch fie als Einnahme umd Ausgabe in Bewegung geſetzt 
wird, keineswegs unbeträchtlich, und fie find daher gleichſam bie. 
Grenzpuntte, auf denen bie Tpätigleit der. Stantswirthidaft 
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und die Selbftverwaltung fat ununterjheibbar ineinander über- 
gehen. 

Das Berhältniß diefer Formen der Selbftverwaltung ift in ven 
einzelnen Staaten. fo verjchieden, daß ſich gar nichts Specielles theo- 
retiſch feſtſtellen laßt. Im Deſterreich ift der Unterſchied der dotir⸗ 
ten und nichtbotirten Fonds durchgreifend. Vergl. darüber im ein 
zelnen Deffary, 8. 17 und 18. 


Stein, dinaugeiſſenſchaft. — J 7 


Zweiter Theil. 
Die Staatseinnahmen. 


Begriff. 


Die Staatzeinnahmen bilden die Gefammtheit der Einnab- 
men, welche der Staat als wirthſchaftliche Perfönlichfeit für die 
Bebürfniffe feiner Verwaltung ſich verſchafft. 

Die Quellen diefer Staatseinnahmen liegen nun im Weſen 
des Staats jelbft und find daher ihrer Natur nach nicht blog zu 
allen Zeiten vorhanden, fondern auch zu allen Zeiten gleid. 
Nur ihre Größe und damit ihr Verhältniß zueinander ift iu 
fo hohem Grade verſchieden, daß in den unentwidelten Zuftän- 
den des Staats bald die eine, bald die andere mehr oder we— 
niger verſchwindet, und daß felbft in Staaten, die auf gleicher 
Entwidelungsftufe ftehen, die Vertheilung derfelben nie eine ganz 
gleiche ift. 

. Die Finanzwiſſenſchaft hat es num mit der Natur und 
mit dem durch diefe Natur gegebenen Inhalte derjelben zu thun. 

Die Finanzlunde zeigt Zuftand, Art und Maß derjel- 
bei in einem gegebenen Staate. 

Die Finanzgeſchichte endlich weiſt aus den einzelnen That- 
ſachen und ihrer Hiftoriichen Reihenfolge nad, daß mit der in= 
nern Entwidelung der Staaten die gleihmäßige, organiihe und 
der Idee der Staatswirthihaft entiprechende Benugung .aller 
Quellen der Staatseinnahme naturgemäß Hand in Hand geht. 
Erft diefer Nachweis der organifhen Entwidelung nad dieſem 
Biele macht aus den biftorifhen Angaben über das wechſelnde 
Finanzweſen eine Finanzgefhihte im höhern Sinne des Worts. 
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Eine ſolche Finanzgeihichte hat. jeder Staat; fie ift von diefem 
Geſichtspunkt aus betrachtet ein Theil der Geſchichte der Civili- 
fation, und es ift weder möglich, ſich über ihr Intereſſe, noch 
über ihre praktiſche Bedeutung einen Wugenblid zu täuſchen. 

Die Grundlage ‘jedes organifhen Finanzweiens und mithin 
auch das Ziel ihrer Geſchichte beſteht demnach in dem Ber- 
ſtändniß der Natur jener felbftändigen Quellen der Staatzein- 
nahmen und in der Nichtigkeit des Verfahrens, vermöge deſſen 
der Finanzorganismus diefe Quellen zur, Bildung der Staats: 
einahmen berbeizieht. Dies Verfahren ift die Finanzpermwal- 
tung. Die Finanzverwaltung ift nun allerdings für jeden ein- 
zelnen Staat eine ebenſo befondere und eigenthümliche ala die 
Geftalt feiner wirthſchaftlichen Zuſtände und Elemente und läßt 
daher aud nur für den einzelnen Staat eine ausführliche Dar- 
legung zu. Mlein die Gleichartigfeit der allgemeinen. Natur der 
Einnahmequellen fordert und erzeugt dennoch auch gewiſſe all- 
gemeine Grunbfäge für die Verwaltung, welche ſich an bie be 
fondern Quellen der Staatseinnahme anſchließen und melde da- 
ber gleihfam den allgemeinen Theil bilden, an den fi dann 
die Lehre von den einzelnen Quellen der Stantseinnahme als 
befonderer Theil oder als Finanzlehre im engern Sinne an: 
flieht. 


Allgemeines Priucip der Verwaltung der Einnahmen, 


Unter der eigentlihen Finanzverwaltung verftehen wir nun 
die Gefammtheit der Thätigfeiten, für melde jener Organis— 
mu3 der Finanzen beftimmt ift und als deſſen Aufgabe daher 
die Bildung der Staatseinnahme je nah den Quellen berfelben 
erfcheint. 

Allerdings nun umfaßt die eigentliche Finanzverwaltung ihrem 
meiteften Sinne nach jede Art und jede Form der Thätigfeit, 
durch welche der Staat zu einer Einnahme gelangt, um damit 
die Ausgaben der Staatswirthſchaft zu beftreiten. Allein im 
böhern Sinne des Worts muß die Finanzverwaltung dennoch 
beftimmter befinirt werden. 

Solange die Thätigkeit des für die Eirinahme des Staats 
und ihre Beſchaffung beftimmten Organismus nur nod dahin 
geht, das einmalige gerade vorhandene Bedürfniß des Staats 
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durch die Herbeiſchaffung einer Einnahme für denſelben zu deden, 
fo lange iſt von einem Principe der Finanzverwaltung nicht die 
Rede; denn offenbar wird man fagen, daf das bloße gemalt 
ſame und unorganifhe Herbeiziehen von Mitteln für den Staats- 
bedarf und feine augenblidliche Lage überhaupt nicht den Na- 
men einer Finanzverwaltung verdient; und aus biefem Grunde 
ſpricht man denn auch auf den nievern Stufen der ftaatlichen 
Entwidelung nit von den Finanzen, oder von der Verwaltung 
derfelben. J 

Die eigentliche Verwaltung der Finanzen beginnt im Ge— 
gentheil erſt da, wo jene Thätigkeit des Finanzorganismus ſyſte- 
matiſch ſtrebt, ſich nach der Natur der Quellen der Einnahmen 
und derjenigen der Ausgaben zu richten, und in dieſem Streben 
das allgemein gültige Princip für ſich findet. Eine Finanzver- 
waltung muß daher im ganzen eine principielle und im ein- 
zelnen eine foftematifche fein, um ihrer Idee und ihrem Zwede 
zu entſprechen. 

Das Princip,. welches auf diefe Weile fi für die Verwal- 
tung der Finanzen ergibt und weldes gleihmäßig für alle 
Seiten und Zmeige derjelben zu gelten hat, ift ein jehr einfaches. 

Da die Finanzen für die dauernden und an fi} gleiche 
mäßigen Bebürfnifje des Staats ihrerjeit3 dauernd zu forgen 
haben, fo Tann es ſich bei ihrer Verwaltung nicht darum handeln, eirte 
einmalige ausreihende Einnahme zu erzielen. Es muß vielmehr 
die Verwaltung des gejammten Finanzweiens jo geordnet werden, 
daß die Einnahmen dur ihre Vertheilung, ihre Erhebung 
und ihr gejegliches Maß es möglich machen, daß ihr Betrag 
regelmäßig und dauernd erhalten werden Tann. Dies ift das 
allgemeinfte Finanzprincip. 

Die Bedingungen, unter denen dieſe regelmäßige Wieder: 
tehr der gleichen Einnahme erreicht werden Tann, liegen nun 
aber nicht unmittelbar in der Finanzverwaltung, denn die Ein- 
nahmen de3 Staats entitehen aus den Einnahmen der Einzel 
wirthſchaften. Jene Bedingungen der Staatseinnahmen find 
daher in der That die Bebingungen der Blüte jeder einzelnen 
Wirthſchaft. Die Bedingungen der legtern aber find in ben 
Grundfägen der Nationalöfonomie gegeben. Damit -alfo das 
Finanzprincip zur Verwirklichung gelange, darf es ſich Teines- 
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wegs mit den Grundſätzen der Finanzwiſſenſchaft begnügen. Es 


muß vielmehr auf allen Punkten zu den Gejegen des volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Lebens zurüdtommen. Die Volkswirthſchaft bildet 
fomit die Grundlage der Finanzen, und die Bedingung jeder 
richtigen Anwendung des Finanzprincips ift mithin das entfchie- 
dene $efthalten an den Grundlagen, welche die Nationalökonomie 
darbietet. 

Die Anwendung biefes Princips entfaltet fih nun dadurch 
zu einem Syfteme, daß die Einnahmen bes Staats nicht gleich— 
artig find. Die Befonderheit der Arten der Staatseinnahmen 
erzeugt die Modificationen des Princips. Wir nennen diefe Ar- 
ten die Quellen der Staatzeinnahmen. 


Der Unterſchied dieſer Auffaffung von der gewöhnlichen beiteht « 


eigentlih nur darin, daß man in der Theorie die Einnahmen und 
Ausgaben zufammen als Gegenftand der Finanzwiſſenſchaft aufs 
faßt und daher das Princip für die Staatswirthſchaft zugleih als 
Princip für die Finanzverwaltung aufftellt. gl. namentlih Malhus, 
a. a. O., I, 6 fg. Die Nothwendigkeit ver Scheidung wird fih am 
beiten aus dem Folgenden im ganzen ergeben. 


Die Onellen der Staatseinnahmen oder die Finanzquellen. 
Unter den Duellen der Finanzen verftehen wir diejenigen 


wirthſchaftlichen Grundverhältniffe, welche dem Staate feine Ein- 


nahme geben. Sie zerfallen in drei große, ihrer Natur und 
ihrer Benugung nad) weſentlich verſchiedene Gruppen. 
Die erfte Duelle der Finanzen des Staats ift das mwirth- 


Ihaftlide Einkommen des Staats. Wirtſchaftliches Staats 


einfommen ift alles dasjenige, welches durch eine auf die Er— 
zeugung deſſelben gerichtete wirthſchaftliche Thätigkeit des Staats 
und ſeiner Organe hervorgebracht wird. In Beziehung auf 
dieſe Quelle gelten daher für den Staat im weſentlichen dieſel⸗ 
ben Grundfäge, melde überhaupt für jede wirthſchaftliche Thä— 
tigkeit gelten. Das Finanzprincip. ift hier daher ein öfonon 
ſches, und die Ergebniffe der Verwaltung hängen von der pris 
vatwirthſchaftlichen Tüchtigkeit mehr als von ſtaatswirthſchaftlicher 
Richtigkeit ab. Die beiden Hauptquellen des wirthſchaftlichen 
Einkommens des Staats find das Staatsgut und die Rega— 
lien, ‚die natürlich ihre eigene Darftellung fordern, 
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Die zweite Quelle der Staatöfinanzen ift das wirthſchaft⸗ 
lihe Einkommen des einzelnen, das in ber Form ber 
Steuer zu einer Einnahme für den Staat wird. Bei der Steuer 
gelten wefentlich andere Grundfäge als bei Domänen und Re 
galten; fie ift der wichtigſte Theil aller Staatseinnahmen und 
bildet ein ganzes Syſtem von Finanzquellen, die im ganzen wie 
im einzelnen bejonbere Beachtung fordern. 

Die dritte Quelle endlich ift der Staatscredit, der in 
feinen Grundfägen zwar auf dem allgemeinen Weſen des Cre— 
dits, in feinen Vorausfegungen aber auf jenen beiden eriten 
Quellen umd ihrem Berhältniß zu den Ausgaben beruht, ſodaß 
im Grunde beim Staatscredit die Duelle deſſelben die ganze 
Staatswirthſchaft ift und ſomit die Wirthſchaft des Staats als 

“ eine Duelle ihrer eigenen Einnahmen erſcheint. 

Es leuchtet nun ein, dat das an fi einfache Finanzprincip 
in feiner praftiihen Anwendung auf jene drei Quellen der Ein- 
nahmen vielfache Geftaltungen annimmt. Die Darlegung aller 
biefer verfhiedenartigen Beziehungen des Yinanzprincips zum 
wirklichen Leben des Staats und feiner Wirthſchaft bildet eben 
den Inhalt der Finanzwiffenihaft. Der Ausgangspunft- der 
Finanzwiſſenſchaft ift das Finanzſyſtem. 


Ueber das Wefen und die Bezeichnung der Duellen kann man 
im Grunde nur in einem Punkte eine weſentlich und in einem 
zweiten Punkte eine formell abweichende Anfiht haben. Wir haben 
den Staatscredit als eine dritte felbftändige Einnahmequelle aufge: 
nommen und miüjlen daran fefthalten, daß dies richtig ift. Die 
Theorie hat ferner bisher ſtets die Domänen und Regalien als 
jelbftändige Duellen ohne gemeinſchaftliche Einheit geſchieden. Das 
iſt falſch; ohne den Begriff des mirthichaftlihen Einkommens wird 
man feine foftematifhe Oxpnung in das Ganze hineinbringen. Es 
ift übrigens ſchon bier varauf aufmerkſam zu maden, daß bie fyfter 
matijhe Ordnung in ver deurfchen Literatur fhon von Anfang an 
die Domänen und Regalien als felbftändige Einnahmequellen auf: 
genommen hat (feit Sedenborf bis auf vie neuefte Zeit), während 
die englifh-franzöfifche feit Smith ſich faft ausfchlieplih mit den 
Steuern beidhäftigt und eben deshalb e3 zu keiner Finanzwiſſenſchaft 
gebraht hat. Do hat Adam Smith dafür das Staatsfhuldenweien 
als integrirenden Theil hinzugefügt (Bud 5, Kap. 3), was dann 
aud dauernd geblieben if. Daß aber Domänen umd Regalien 
felbftändige Gebiete der Finanzwiſſenſchaft bilven, kann im Grunde 
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keine Frage fein. Die veutfche Willenfchaft fteht daher auch auf 
dieſem Punkte höher als die fremde. 


Das Finauzſyſtem. 


Das Finanzſyſtem muß demnach von dem Syſteme der 
Staatswirthſchaft wohl unterſchieden werden. Das letztere hat 
es zugleich mit den Ausgaben des Staats und ihrer reproducti⸗ 
ven Kraft zu thun; das Finanzſyſtem bleibt einfach bei den Ein- 
nahmen de3 Staats und den Quellen ftehen, aus welchen dieſel⸗ 
ben fließen. 

Das Finanzſyſtem geht davon aus, daß dieſe verſchiedenen 
Quellen der Staatseinnahmen als ein wirthſchaftliches Ganzes 
zu betrachten find, daß aber jede derſelben wieder nach ihrer. be 
ſondern Natur verſtanden und verwaltet werden muß. 

Das Finanzſyſtem enthält daher als ſeine Grundlage das 
Bild der Quellen, aus denen die Einnahmen des Staats flie— 
ben; es ift feine Aufgabe, die ganze Summe des Staatsbedarfs 
an dieſe Quellen zu vertheilen, und zwar im Geifte des Finanz: 
princips in der Weile, daß der Antheil, der auf jebe dieſer Quel—⸗ 
len von dem Ganzen fällt, die wirtbichaftliche Fähigkeit derfelben, 
dem Staate dauernde Einnahmen zu geben, nicht vernichte. Das 
Finanzſyſtem zeigt daher zunächſt das Verhältnig der Summen, 
welche dieje einzelnen Quellen zum Ganzen beiträgen; es zeigt 
aber zugleich, melde Quellen noch gar nicht benugt find. Seine 
Aufgabe ift es demnach, diejenige Ordnung unter den einzelnen 
Zweigen der Staatseinnahme herzuftellen, bei welcher feiner zu 
viel und keiner zu wenig belaftet erſcheint. Die Erfüllung dieſer 
Aufgabe bezeichnen wir als bie Gleihmäßigkeit und die All 
gemeinheit der Staatslaften, und deshalb jagt man mit Recht, 
daß es die Nufgabe jedes Finanziyftems fei, in Größe, Verthei⸗ 
lung und Erhebung der Staatseinnahmen Gleihmäßigfeit und 
Allgemeinheit. herzuftellen. 

Die Vorausfegung eines folden Syſtems ift nun im wirt 
lien Staatäleben zuerſt die möglihft genaue Kenntniß des 
ſtaats⸗ und volfswirthieaftlihen Zuftandes überhaupt. Diefe 
Statiſtik, infofern fie ſich mit der Darftellung der wirklichen, 
aus dieſem Zuftande fließenden Einnahmen beichäftigt, iſt die 
Finanzftatiftil. Die erfte Thätigkeit für die Bildung eines 
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guten Finanziyftens it demnach die Bergleichung der vollswirth⸗ 
ſchaftlichen Statiftit mit ber Finanzftatiftit, welche das Verhält- 
niß zwiſchen dem. beftimmten Theile des belafteten Volkseinkom— 
mens und der Größe feiner wirklichen Belaftung ergibt. Erft 
auf dieſer Vergleihung beruht die wirthſchaftliche Berechtigung 
zur Erhöhung oder Verminderung ber einzelnen Staatzlaften; 
jedes Streben, dieſe oder jene zu erzielen, wird zulegt immer 
auf dieje ftatiftiihe Vergleihung zurüdkommen, und jede. Aende— 
zung eines Finanzſyſtems hat einen um fo größern oder um fo 
geringern Werth, je genauer und umfafjender die Vergleihung 
der wirthſchaftlichen und der Finanzſtatiſtik geweſen ift, bie ihr 
voraufgeht. Dies ift einer der weſentlichſten Vortheile, melde 
die Statiftit der Verwaltung überhaupt und namentlich der Fir 
nanzverwaltung gebracht hat; und es ift auf biefem Gebiete noch 
vieles zu thun übrig. 

Da nun aber die Statiftif zeigt, daß die einzelnen Staaten 
wirthſchaftlich ſehr voneinander verſchieden ſind, ſo leuchtet es ein, daß 
auch die Finanzſyſteme derſelben keineswegs volle Gleichheit in den 
Hauptquellen ihrer Einnahmen zeigen können. Die Vergleichung 
der verſchiedenen Finanzſyſteme iſt aber von großem Intereſſe, 
und zwar nicht blos, weil ſie eine Vergleichung der Einnahmen 
und mithin auch der wirthſchaftlichen Kraft der Staaten bietet, 
ſondern ebenſoſehr, weil ſie ſtets auf die Vergleichung der 
Grundgeſtalt des wirthſchaftlichen Lebens der Völker zurückführt, 
welches die Baſis der Finanzen iſt. Dieſe Vergleichung nennen 
wir nun, inſofern fie blos die gegebene Vertheilung ber Einnah— 
men zeigt, die vergleichende Finanzftatiftif. Infofern fie von diefer 
zu einer Vergleihung der ihr zu Grube liegenden volfswirth- 
ſchaftlichen Geftaltung fortſchreitet, wird fie zur vergleihenden 
Finanzwiſſenſchaft. 

Die Finanzpolitik endlich enthält die Grundſätze, nach 

denen das Finanzſyſtem im Finanzweſen zur Anwendung Tom: 
men und fomit den beften Zuſtand des letztern hervorrufen 
fol. Die praktiſche Finanzpolitit ift die Anwendung berjelben 
auf die gegebenen Verhältniſſe eines beftimmten einzelnen Lan- 
des. Es gibt daher nur eine Finanzpolitit an fih, aber jedes 
Sand hat feine eigenthümliche praktiihe Finanzpolitik, deren 
nädjfte Grundlage das Verhältnig der drei Einnahmequellen bes. 
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Staats zu den gegebenen volkswirthſchaftlichen Zuſtänden und 
Bewegungen des Landes bilde. Es leuchtet ein, daß in dieſen 
Punkten eine Uebereinftimmung niemals volftändig möglich ift. 
Mlein da die Finanzwirthſchaft ftet3 auf der Voltswirthſchaft 
mit ihren Grundlagen beruht, fo -ergibt fih, daß die fleigende 
Gleichartigkeit in den Grundverhältniffen der vollswirthſchaft- 
lichen Zuftände aller Länder auch eine immer größere Annähe— 
rung in den Grundfägen der Finanzpolitif erzeugt; und das if J 
die Baſis der Bedeutung, welche die Finanzwiſſenſchaft für das 
praktiſche Leben hat, da fie ſtets als die Trägerin der allgemein 
und gleihmäßig gültigen Grundſätze dafteht. 

ö Diefe Finanzpolitif, übrigens durchaus einfach ihrem Be 
griffe nad, ift wieder in ihrem Inhalte ebenfo verfchiedenartig 
als die Einnahmequellen felbft; oder es hat jede einzelne Ein- 
nahmöquelle der Finanzen ihre eigene, oft ſehr ſchwierige Finanz- 
politit. Es ift deshalb unmöglich, die Finanzpolitif für ſich dar- 
äuftellen. Sie fann' nur an die Darftellung der einzelnen Ein- 
nahmequellen des Staats angefehloffen werden und bildet damit 
den integrivenden Theil der gefammten Lehre von den Staats— 
einnahmen, welche den Inhalt des Folgenden ausmachen fol. 

Das natürlide Finanzfyftem ergibt daher als. Grundlage 
der Eintheilung der Finanzwiſſenſchaft die drei Abtheilungen 
des wirthſchaftlichen Staatseinkommens, de3 Steuertdefens und 
des Staatscredits. Die pofitive Finanzverwaltung und ihre 
Darftellung braucht fid an dieſe Eintheilung nicht fireng zu 
halten, ebenfowenig als das Budget in feinen Rechnungsabtheis 
lungen, wenn es auch wünſchenswerth fein muß, daß dies ge-' 
ſchehe, damit eine Vergleihung der pofitiven Syſteme möglich 
werde. Denn die größte Schwierigkeit der letztern beruht eben 
auf der Unbeftimmtheit deffen, was die einzelnen Ausdrüde in 
den einzelnen Finanzverwaltungen genau umfafjen und bezeichnen. 
Ebenſo wird das Urtheil über die Finanzpolitif einer Verwal— 
tung die genaue Uebereinftimmung in der Bedeutung ber eingel- 
nen Rubrifen zur Vorausfegung haben. 

Die allgemeinfte Aufgabe des Folgenden wird in diefer Be 
ziehung darin beftehen, dur die Einfachheit des Syftems und 
die möglichfte Klarheit der Brumdbegriffe die. Bafis für die Be— 
urtheilung der bisherigen "Auffaffungen zu geben. . 
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. Wir werden demnach das ganze Gebiet der Einnahmen 
nad den drei Hauptquellen der Staateinnahmen in die Lehre 
von dem wirthichaftlichen Einkommen, von den Steuern und vom 
Staatscrebit eintheilen. 

Die Aufgabe jedes einzelnen Theils wird es dabei fein, das 
allgemeine Princip der Verwaltung der Staatseinnahmen in fei- 
ner befondern Antvendung auf diefe drei Hauptquellen fowie auf 

„ Ihre weitern einzelnen Formen darzulegen. 


Erſtes Zauptſtũck. 
Das wirthſchaftliche Einkommen des Staats. 


Begriff. 


Unter ‚dem wirthſchaftlichen Einkommen des. Staats ver- 
ftegen wir die Gejammtheit aller derjenigen Einnahmen, welche 
durch eine wirthſchaftliche Thätigfeit des Staats erzeugt werden. 

Diefe Einnahmen zerfallen wieder in drei große Gruppen. 
Die erfte. entfteht durch die Bewirthſchaftung derjenigen Güter, 
welche Eigenthum des Staats find und durch die mirthfchaft- 
liche Thätigfeit des Staats zu einem Ertrage gebracht werben. 
Die zweite: befteht dagegen aus Einnahmen, melde der Staat 
für ſolche Leiftungen von den Einzelnen empfängt, die ihrer 
Ratur nah nur von der Staatögewalt im Intereffe des Ge- 
fammtlebens vollzogen werben können. Wir nennen die erften 
die Einnahmen aus den Staatsgütern, die zweiten die Einnahmen 
aus den Regalien oder den wirthſch aftlichen Hoheitsrechten des 
Staats. Die dritte Gruppe entfteht durch Einnahmen, die der 
Staat für Leiftungen empfängt, die er im Intereſſe eines ein- 
zelnen vollzieht und die wir die Gebühren nennen. J 

Der allgemeine Charakter dieſer Formen der Staatseinnah⸗ 
men ift neben innerer Gleichheit dennoch tief verſchieden. 

Bei den Staatsgütern ift der Staat nichts anderes als 
ein Einzelwirthichafter und muß fih daher für die Erzielung 
eines Ertrags aus denſelben an die. rein nationalökonomiſchen 
Grundſätze jeder Wirthſchaft halten, die für ihn durchaus maß- 
gebend find. Es gehören‘ dahin aber nicht blos die eigentlichen 
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Stoatsgüter, fondern auch die gewerblichen Unternehmungen des . 
Staats. 

Bei den Regalien ift zunächſt zwar die Leiftung, welche der 
Staat darbietet, gleichfalls eine rein wirthſchaftliche und muß 
nad) wirthſchaftlichen Grundfägen über Verwendung und Ertrag 
berechnet werden. Allein das Wejen der Regalien befteht darin, 
daß diefelben nicht um des Reinertrags willen, fondern für die 
Bedürfniffe der gefammten Volkswirthſchaft betrieben werden, 
und daß daher der Gefihtspunft des Ertrags und der Einnahme 
dem des öffentlichen Nutzens untergeordnet werden muß. Dar 
aus folgt, daß auch der Betrieb der Regalien kein ſtreng wirth— 
ſchaftlicher ift, fondern vielmehr den Charakter einer Verwal: 
tungsmaßregel hat, jodaß nicht: die Verwaltung derfelben, fondern 
nur ihr Haushalt dem Finanzweien angehört, während bie 
Grundfäge für ihren rationellen Betrieb in der Verwaltungs: 
lehre zu finden find. Daß es dabei für die Sache jelbjt völ— 
lig gleichgültig und eine veine Frage der Zweckmäßigkeit ift, ob 
diefe Verwaltung dem Finanzminifterium oder einem andern 
Minifterium untergeordnet ift, verfteht ſich von ſelbſt. 

Bei den Gebühren endlich treten theils für das Weſen ders 
jelben, theils für ihre Grenzen, theils für ihre Höhe befondere 
Gefichtspunfte ein, die diefelben als den natürliden Uebergang 
zu den Steuern erſcheinen laſſen, fodaß, mie fi zeigen wird, 
auch die Gefeßgebung und die Budgets fie jehr oft mit denſelben 
zuſammenfaſſen, während die Theorie über Stellung und’ Bebeus 
tung derfelben jehr wenig einig erſcheint. 

Nah diefen drei Theilen wird daher der Inhalt des wirth— 
ſchaftlichen Einkommens des Staat darzuftellen fein. 


Erſtes Kapitel. 
Die Staatsgũter und ihr Ertrag. 
Wirthſchaftliche Natur derfelben. 


Das Staatsgut ift er mwirthichaftliches Kapital, welches der 
Staat als einzelne Perfönlichkeit im privatrechtlichen Beſitz bat. 
\ Die Bewirthſchaftung der Staatsgüter ift daher die .erite 
Duelle aller Staatseinnahmen. Je mehr der Staat als ſelb⸗ 
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. Rändige Macht dem einzelnen noch gegertüberfteht, je entfernter die 
Idee ift, daß die Staatsgewalt die Trägerin der Harmonie aller 
Intereffen der Gemeinſchaft ift, je meniger der Staat daher an 
die Einzelwirthſchaft für die Herftellung feiner Einnahmen An— 
ſpruch macht, defto mehr ift er auf die Staatögüter und ihren 
Ertrag angewieſen. Je teiter dagegen die innere und äußere 
Verſchmelzung des geſammten Staats: und Einzellebens gebt, 
deſto weniger find ſelbſtändige Staatsgüter ein Bedürfniß. 

Auf dieſen Sätzen beruht die Geſchichte der Staatsgüter. 
Im Anfange aller Staaten und ihrer Wirthſchaft bilden ſie die 
Hauptquelle des Staatseinkommens; dann tritt ihnen das Ein- 
kommen aus den Steuern immer großartiger zur Seite, und der 
Uebergang der Staatsgüter ins Privateigenthum beginnt, ſodaß 
zuletzt nur noch diejenigen Staatsgüter übrig bleiben, welche der 
Staat nicht mehr um ihres Ertrags, ſondern um anderer Zwecke 
willen für ſich behält und der Staatsgüterertrag damit aus der 
wichtigſten Finanzquelle allmählich zur unwichtigſten wird. Dies 
ſen Gang hat die Geſchichte aller Staatsgüter bisher durchgemacht, 
und in der That iſt es der Ausdruck der Natur derſelben. 

Die Verwaltung der Staatsgüter hat demgemäß auch eine 
doppelte Natur. | 

Sie ift zunächſt allerdings eine rein wirthſchaftliche und hat 
als folde die Aufgabe, aus den vorhandenen Staatsgütern den 
möglichft hohen wirthſchaftlichen Reinertrag zu ziehen, was dann 
nad den Regeln geſchieht, welche dur die Natur des einzelnen 
Staatsguts gegeben find. 

Sie hat aber zweitens ein höheres Princip. Das Staats: 
gut ift nicht Selbftzwed‘, fondern nur ein Mittel zu einem höhern 
Zweck. Diefer Zweck ift die höchſte wirthſchaftliche Entwidelung 
aller einzelnen. Die Verwaltung der Staatsgüter muß daher in 
der Weife geſchehen, daß fie den einzelnen Neinertrag aus den 
Staatögütern der Gefammtentwidelung der Volkswirthſchaft unter= 
ordnet und daher auch nur diejenigen Staatsgüter behält und 
verwaltet, deren Verwaltung in den Händen des Staats für das 
Ganze nothmwendig erfeheint. 

Das Verwaltungsſyſtem für die Staatsgüter befteht demnach 
aus der Verſchmelzung diefer beiden Principien in ihrer Anwen— 
dung auf die einzelnen Arten der Staatögüter. Der Inhalt bier 
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ſes Spftems ergibt fi daher im allgemeinen aus der befonbern 
Natur diefer einzelnen Arten, im befondern dagegen aus ben für 
den einzelnen: Staat: wirklich vorhandenen Staatägütern, ihrer 
Größe und ihren wirthſchaftlichen Verhältniſſen. In diefem Sinne 
kann man fagen, daß jeder Staat fein Verwaltungsſyſtem ber 
Staatsgüter hat; die Finanzwiſſenſchaft hat dabei nur die allge 
meinen Grundjäge aufzuftellen, welche für alle Formen der Staats- 
güter gemeinfame Gültigkeit .befigen. 

“ Das Kameralipftem ift nun dasjenige. Syſtem, welches 
die Staatsgüter vein als Privatgüter des Staats betradtet; die _ 
Kameralwirthichaft ift die Bewirthſchaftung diefer Güter, infofern 
fie nur als jelbftändige Quelle der Einnahmen des Staats dienen 
follen ; die Kameralwiſſenſchaft endlich enthält bie theoretifchen 
Grundfäge, nah melden aus diefen verſchiedenen Arten der Ka— 
pitalien der größtmögliche Reinertrag erzielt werden Tann. Die 
Kameralwiſſenſchaft ift daher durchaus keine jelbftändige Wiſſen— 
haft, fondern in der That nichts anderes ald die Lehre von 
den einzelnen Arten der Unternehmungen, infofern biefelbe auf 
den Staat und feinen Befig als Einnahmequelle Anwendung fin- 
det. Die Kameralverwaltung ift die Kameralwirthſchaft in ihrer 
Anwendung und Geftalt in einem einzelnen beftimmten Staate. 

Es ift daher einleuchtend, daß die Kameralwiſſenſchaft in 
dem Grade aus ber Reihe] der eigenen Wiſſenſchaften verſchwin⸗ 
det, in melden die Staatsgüter eine geringere Bedeutung im 
Finanzweſen befommen. Sie gibt dann ihre allgemeinen Grund⸗ 
fäge gleihfam an die Finanztoiffenfchaft und ihre befondern an 
die Gewerblehre ab, während die Lehre von den Staatsgütern 
die entſcheidende Frage in fih aufnimmt, inwieweit es überhaupt 
richtig fei, daß der Staat eigene Güter befihe ober nicht. 

Die Beantwortung: diefer Fragen hat num freilih die Un- 
terſcheidung der Arten der Staatsgliter zur Vorausfegung, die im 
Folgenden dargelegt werben. 

Die wirthſchaftliche Verwaltung der Staatsgüter aller Art 
beruht genau auf denſelben Grundfägen mie die eines jeden 
gleichartigen Privatunternehmens, ſoweit die Natur des Eigen- 
thümers — de3 Staat3 — bier nicht Modiftcationen erzeugt. 

Was zunächft den Organismus der Verwaltung betrifft, fo 
befteht derjelbe ftet3 aus zwei Elementen, den eigentlich wirth- 
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ſchaftlichen Berwaltern, die nach der Art der Staatögüter ver- 
ſchieden find, und aus den Beamten, welche die höhere Leitung 
baben. Die Natur der Staatsgüter bringt e3 dabei mit fh, daß 
nicht blos jede Art, ſondern meift auch jedes einzelne Staatsgut 
einen eigenen Verwaltungsorganismus hat: 

Die Thätigkeit der Verwaltenden hat nur da, wo die Finan- 
zen die Güter felbft verwalten, der Regel nach auf beftimmten 
Inftructionen zu beruhen, bei denen jedod der Sachkunde und 
dem Takte der betreffenden Directionen ftets viel überlaffen blei- 
ben muß. Wo dagegen der wirthſchaftliche Betrieb an Private 
überlaſſen ift, da bildet der Ueberlaſſungsvertrag die Vals des 
wirthſchaftlichen Betriebs. 

Die Rehnungsführung bei diefer Verwaltung fordert natür— 
lich einen eigenen Haushalt mit eigenem Inventar und Budget, 
deſſen Aufgabe die wirthſchaftliche Dedung der Ausgaben und der 
Reinertrag if. Jedes Staatsgut hat feinen Voranſchlag, feine 
Buchhaltung, feine Kafjenführung, die je nach der Art der ein- 
zelnen Domänen eingerichtet und geführt werden müſſen. Auch 
bierüber find felbftändige Inſtructionen nothwendig und vor 
handen. - 

Was endlich den Verkauf betrifft, fo tft auch biefer ſowol 
in feinem Princip als in feinen Ausführungen und endlich in 
feinem Umfange meift genau und zwar in eigenen entweder all- 
gemeinen oder befondern Gejegen und Erlafien vorgeſchrieben. 


Auch die Lehre von den Domänen hat in der Finanzwiſſenſchaft 
ihren eigenthümlichen Gang genommen. Man fann im allgemeinen 
fagen, daß die gegenwärtige Geftalt viefer Lehre aus den beiden 
ziemlich verſchiedenen Ausgangspunkten der franzbſiſch-engliſchen Liter 
ratur einerjeit3 und der deutſchen andererſeits hervorgegangen iſt. 

Der erite, der die Lehre von den Domänen als Theil ver Lehre 
von dem Standpunfte der Finanzwiſſenſchaft auffaßte, mar Bodinus 
(„De republica“, Buch 6, Kap. 2). Er fieht in ihnen den alten ager pu- 
blieus, ftellt den Grundſatz auf, daß derſelbe auf feine Weife ver- 
jähren ober veräußert werden dürfe, bemerkt indeß, daß die inculta 
praedia am beften veräußert werden, „ex quibas nihil utilitatis 
respublica decerpit”. Er citirt gute Beilpiele aus der franzoͤſiſchen 
Geſchichte. Auch Montesquieu, der übrigens die Domänen nur beiläu: 
fig erwähnt, ift gegen die Veräußerung (Buch 26, 17 u. öft.). 
Adam Smith faßt die ganze Domänenfrage rein von dem Ge: 
fichtspunkte der gewerblihen Unternehmungen des Staat? und ift 
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. daher für die Veräußerung. In unferm Jahrhundert ift diefelbe in 
der engliſch⸗franzoſiſchen Literatur fo gut als verſchwunden, beſonders 
wol, weil die Domänen in Frankreich und England fo unbebeutende 
Duellen der Einnahme bilden. In Deutſchland war fie zuerft eine 
Rechtsfrage; im vorigen Jahrhundert dagegen ward fie zur Grund: 
lage jener eigenthümlihen Formation der Wiſſenſchaft, die wir als 
Kameralwiſſenſchaft bezeichnen und die, weil die Domänen alle Arten 
von Befigungen, Rechten und Unternehmungen umfaßten, ein zwar 
praftifhes, aber durchaus unwiſſenſchaftliches Mittelving zwiſchen 
Gewerblehre, allgemeiner Nationalökonomie und Finanzlehre wurde. 
Als nun vie eigen:lihe Finanzwiſſenſchaft entftand, nahmen Sonnen: 
fels (II, $. 108), Soven ($. 38 fg.), von Jalob ($. 622 fg.) 
den Standpunkt der franzöfifch-englifhen Theorie auf, indem fie ſich 
auf die Verwaltung der Domänen .gar nicht einließen, ſondern ſich 
nur für den vationellen Verkauf entſchieden. Baumſtark dagegen, 
wie feine Vorgänger Schmalz und Rau („Rameralwifjenfdaft”),. mad: 
ten die Verwaltungslehre der Domänen zur Hauptfahe. In der 
neueften Geftalt der Finanzwifienihaft haben Malchus (S. 22 fg.), 
Lotz („Handbuh“, II, ©. 120 fg.) und Rau („Finanzwiſſenſchaft“, 
4. Ausgabe, S. 107 fg.) beide Standpunkte. verfhmolzen und for 
wol die allgemeine finanzielle Bedeutung der Domänen als aud) die 
Grundformen ihrer rationellen Verwaltung miteinander verbunden, 
was namentlich für Deutſchland ohne Zmeifel das Richtigfte ift, wenn 
aud auf das letztere fehr leicht etwas zu viel Gewicht gelegt wird. 
Die Darftellung des ganzen Verhältniſſes ift in jeder Beziehung aus- 
gezeichnet bei Rau und dürfte den vorzüglichften Theil des ganzen 
reihen Werkes bilden. Vergl. namentlich über den rechtlichen Unter: 
ſchied $. 90 u. 91 und über die Kafjenführung $. 92 u. 93. 


Die Arten der Stantögüter. 

Die Staatsgüter unterjcheiden fich nach den beiden Momen- 
ten, die in ihnen liegen, als Eigenthum und als Kapitalien, zu— 
nädjft in zweifacher Weife. Man muß fie zuerft nad) ihren tedht- 
lichen Verhältniſſen beftimmen und dann in ihre ſtaatswirth— 
ſchaftlichen Arten trennen. Nur fo gewinnt man das beftimmte 
Object und die richtige Eintheilung für das Verhältniß der 
Stoatsgüter zu den Finanzen und ihren Einnahmen. 

A. Die rechtliche Eintheilung der Staatsgüter. Die 
Nothwendigkeit, dieſe Eintheilung zu machen, entfteht durch die 
Ungenanigfeit des Umfangs, den man dem Begriffe der Staats- 
güter beilegt. Die Aufgabe der Eintheilung iſt, dasjenige genau 
wm bezeichnen, was dem Finanzweſen und feiner Verwaltung das 
bei angehört. 
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Im weiteften Sinne des Worts umfafjen nämlich die 
Staatägüter: 

1) Das Privateigentbum des regierenden gürften; die foge- 
nannten Chatoullegüter. Nur hiſtoriſche Gründe haben veran- 
laßt, daß man dahin nur die Grundbefigungen deſſelben rechnet. 
Es leuchtet ein, daß bier die Bezeichnung als Staatsgut nur 
ſehr uneigentlich gebraucht wird. Der Begriff des Privateigen- 
thums fchließt an fi den des Staatsguts aus; er zeigt, daß der 
Erwerbstitel ein privatrehtliher und mithin die ganze Verwals 
tung eine von dem Finanzweſen vollfommen unabhängige ift, 
daß alfo dafjelhe nie einen Theil der Staatzeinnahmen durch 
ihren Neinertrag bilden Tann. Im engern Sinne bezeichnet 
man als Chatoullegüter diejenigen fürftlichen Fideicommiß- 
güter, deren Ertrag dem, regierenden Fürften ein vollkommen 
freies Einkommen für feine individuelle. Verfügung gibt, ſodaß 
fie im übrigen unter die folgende Art fallen. 

2) Die Güter des fürftlihen Hauſes — fürftlihe Fidei- 
commißgüter — find diejenigen Staatsgüter, deren Ertrag das 
jelbftändige, vom übrigen Staatshaushalt unabhängige Einkom— 
men des fürftlihen Haujes bildet. Sie find Staatsgüter, info 
fern ihre Subftanz, die Güter felbft, der Verfügung des fürft- 
lichen Haufes entzogen find; fie gehören aber in die Kategorie 
privatrechtlicher Güter, infofern ihr Ertrag feinen Gegenftand der 
Finanzverwaltung bildet, fondern nur dem Bedarf des fürftlichen 
Haufes zur Verfügung fteht. Die Verwaltung berfelben ift daher 
meiften® auch. der Finanzverwaltung entzogen und fteht unter 
eigenen Angeftellten und Dienern des fürftlihen Haufe. Doch 
find hier Modificationen möglich, die jedoch nur durch förmliche 
Geſetze feftgeftellt werben Fünnen. 

3) Die eigentlihen Staatsgüter. Diefe umfafen alle 
Güterfapitalien, deren Ertrag und Verwaltung dem Finanzweſen 
de3 Staats zufteht. Nur fie haben die allgemeine, im Wejen der 
Staatswirthihaft liegende Beftimmung der Staatögüter, und nur 
bei ihnen kann daher von dem ftaatswirthicaftlichen Princip und 
Syſtem der Verwaltung die Rede fein. Erſt bei ihmen wird da— 
ber auch die wirthſchaftliche Eintheilung der Staatsgüter als 
Grundlage des Syſtems der ſtaatswirthſchaftlichen Verwaltung 
von Bedeutung, und dieſe iſt nun folgende. 
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B. Die wirthſchaftliche Eintheilung der Staats: 
güter. Die eigentlihen Staatsgüter zerfallen in den Staatz- 
bejig, die Staatsdomänen, die Gewerbe des- Staats und die Ge— 
fälle. Jede dieſer Arten hat ihre bejondere Natur, ihre eigen- 
thümlichen Principien und ihre bejondere Verwaltung. 


1. Ber Staatsbefig. 


Unter Staat3befig verftehen wir alle diejenigen Staatsgüter, 
die nicht dazu beftimmt find, einen eigenen Ertrag zu geben und 
durch denſelben die Einnahmen des Staats zu vermehren, fon 
bern die in ihrer Benugung nür die Mittel für allgemeine Staat3- 
zwecke barbieten. 

Diefe allgemeinen Aufgaben des Staats find die Vertheidi- 
digung des Staats, die Repräfentation deſſelben, die Verwaltung 
feiner Angelegenheiten, die Bedingungen des Güterumlaufs und 
die Bildung des Volks. 

Die Staatsbefigungen ordnen fih nach diefen Zweden. Sie 
find: der militärifche Beſitz (Feftungsiwerke, Arjenale, Kafernen zc.), 
die Schaffammer des Staats (Reichskleinodien) und Rejidenzen, 
die Gebäude und Einrihtungen für die Aominiftrationszweige, 
die Straßen, Wege, Brüden, Häfen und Uferbauten und die 
öffentlichen Unterrihts-, Bildungs- und Volksbeluftigungsanftals 
ten (Schulhäufer, Akademien, Bibliothefen, Mufeen, Galerien, 
Sammlungen u. |. w.). 

Durch diefe ihre Zwecke ſtehen alle dieſe Beſitze auf der 
Grenze zwiſchen der Finanzverwaltung und der eigentlichen Ver— 
waltung, ſodaß in den verſchiedenen Staaten verſchieden beſtimmt 
iſt, welcher Theil der Verwaltung und inwieweit derſelbe die 
Beſitze ſelbſtändig zu verwalten hat, die feiner Aufgabe angehören. 

Da die Befige keinen Ertrag geben, jo ift die Aufgabe ihrer 
Verwaltung meift nur Erhaltung und Erweiterung derjelben. Die 
Einnahmen diefer Verwaltung find daher der Regel nach ſchon 
in den Budgets der großen Verwaltungszweige mit beftimmt und 
ftehen daher nur dann in unmittelbarer Beziehung zur Finanz 
verwaltung, wenn eine Erhöhung ihres Bedarfs über die bub- 
getmäßige Summe eintritt. Im übrigen haben fie ihre gejeß- 
lichen Ordnungen, ihre Buchführung und ihre Controle fir fi, 
und faft immer auch das Recht der freien Verfügung über das: 
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Stein, Sinanzwiffenfchaft. 
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jenige, was ihnen temporär von ihrer betvilligten Einnahme übrig 
bleibt, jedoch nur unter der höhern, reſp. alerhöchften Zuftimmung. 
Der Gedanke, daS, was wir den Staatsbeſitz nennen, in die 
Finanzwiſſenſchaft aufzunehmen, gehört deshalb der neueften Zeit an, 
weil derſelbe eben feinen Ertrag bietet und bieten fol und im 
Grunde nur der Verwaltung der Ausgaben angehört. Man hat ven 
Unterfhied zwiſchen dem Staatsbeſitz und dem Staatögut zuerft in 
Frankreich gemacht, und zwar fhon im Code Napoleon. Vergl. die 
Darftellung bei von Hod, „Finanzverwaltung Frankreichs“: 6. 210, 
domaine public {Code Napoleon, 538, 541, 2226), unver: 
außerlich, unverjährbar, und dem Staate zur Erfüllung feiner Auf: 
gaben unentbehrlih, und domaine de Tetat, durch Gejeg vom 
1. Dec. 1790 veräußerlih und dutch Code Napoleon, 2227, ver: 
— jährbar. Der Ausdruck Gebrauchsvermdgen in der deutſchen Litera- 
tur iſt höchſt incortect. Vergl. Rau, $. 88. Die Schätzung in 
Geld wird ſchon von Rau als wenig bedeutſam bezeichnet. 


II. Bie Staatsdomänen. 
Begriff, Princip und Syftem. - 
Als Staatsdomänen bezeichnet man die Gefammtheit der für 


Urproduction und Landwirthſchaft beftimmten Staatsgüter. 


Die Domänen umfaſſen daher mehrere Arten, die in der 
wirthſchaftlichen Natur derſelben gegeben ſind: die Landgüter 
oder eigentlichen Domänen des Staats, die Forſten, den Berg: 
bau, die Jagd und die Fischerei. 

Die Lehre von den Domänen ift demnach zuerft die Dar- 
ftellung der volkswirthſchaftlichen Grundfäge, nad denen fie einen 
wirthſchaftlichen Ertrag abwerfen. 

Die Lehre von den Domänen in der Finanzwiſſenſchaft 
hat zu zeigen, in welcher Weiſe der Staat zu Werke gehen muß, 
um dieſen wirthſchaftlichen Reinertrag als Einnahme für ſich zu 
gewinnen. 

Die finanzielle Betrachtung der Domänenverwaltung iſt da= 
ber durchaus nicht? anderes als die gewöhnliche Anwendung der 
wirthſchaftlichen Grundfäpe auf diefen Zweig der Staatsthätig- 
keit. Eigenthümlich ift ihr nichts als die Mobificationen, melde 
durch die Ratur der Staatsverwaltung in die Formen des wirth- 
ſchaftlichen Betriebs hineingebraht werden. Diefe Lehre von der 
wirthſchaftlichen Verwaltung der Staatsgüter durch die Finanz 


behorden bildet, wie ſchon gejagt, die Kameralwiſſenſchaft. 
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Das einfache finanzielle Princip der Domänenverwaltung ift 
nun, aus dem Betriebe derjelben die möglichft große Reinein- 
nahme nad) den Orundfägen einer guten Bewirthſchaftung zu ziehen. 

Allein die Domänen find für den Staat wejentlih Mittel 
für die Entwidelung des gefammten ftaatlihen Lebens, wie alles 
andere, was er befigt. Und wie die Domänen felbit, fo ft au 
die Einnahme aus ihnen nicht Selbftzwed, fondern nur ein Mit: 
tel. Es entteht daher die Frage, ob Befig und Verwaltung der 
Domänen dur den Staat felbft das richtige Mittel für diefen 
Zweck ſei oder nicht. Und die Beantwortung diefer Frage kann 
nicht mehr vom einfeitigen finanziellen Gefihtspunft gegeben wer- 
den, jondern es tritt hier das ſtaatswirthſchaftliche Princip als 
entiheidend auf. » 

Dies Princip fordert nun, daß der Staat nur infoweit ſelbſt 
Domänen haben fol, al3 diefer Beſitz als eine abfolute Bedin— 
gung für die gefammte volkswirthſchaftliche Entwickelang erſcheint, 
die immer die wahre Grundlage der ganzen Staatswirthſchaft ift. 
Und aus diefem ſtaatswirthſchaftlichen Princip für die Domänen 
folgt dann der weitere Grundfag, daß der Staat feine Domänen 
in der Weile zu verwalten hat, daß fie durch diefe Verwaltung 
dem Einzelbefige zugeführt werden, inſoweit fie nicht eben im 
Beſitze des Staats al3 abjolute Bedingung der Geſammtentwicke— 
tung des Volks erſcheinen. 

Während es daher die Aufgabe der Kameralwiſſenſchaft ift, 
die Grundfäge zu zeigen, nad welden die Verwaltung der Do: 
mänen, folange der Staat fie nod) befigt, fo einträglih ala mög- 
lich wird, ift es die Aufgabe der Staatswirthichaftzlehre, ſoweit 
als mögli den Punkt und die Art und Weife zu beftiimmen, 
wann und wie die Domänen vom Staate dem Einzelbefige und der 
Einzelbewirthſchaftung zugeführt werden follen. 

Die verſchiedenen Arten der Domänen laffen nun natürlich 
feine einfache und ſtets gleihmäßige Anwendung’ diefes Grund» 
Tages zu. Seine Vollziehung wird vielmehr eine verſchiedene je 
nad der Bejonderheit der Domänen felbft. Allein alle Modifi— 
cationen erſcheinen dennoch als Ausfluß jenes an fi einfachen 
Grundfages, und diefe befonderte Anwendung defjelben höchſten 
ſtaatswirthſchaftlichen Princips auf die Gefammtheit der Domä- 
wen nennen wir nun das. Spitem der Domänenvermaltung. 

. . 8* 





116 


Die Grundlage des richtigen Syſtems der Domänenverwal- 
tung ift demnad das richtige Verftändniß der Natur der einzel- 
nen Arten der Domänen an fih und ihres Verhältnifies zu den 
Bedürfniffen der Volkswirthſchaft. 

Es ift bierbei nur zu beierten, daß die ſtaatswirthſchaftliche 
Seite der Frage, die Weberführung der Domänen in dad Privat- 
eigentbum, meiſtens ganz allgemein, ohne Rüdjiht auf die befonvern 
Arten der Domänen behandelt wird, was zu vermeiden iſt, da die Art 
der Domänen in diefer Beziehung fehr weſentliche Unterſchiede erzeugt. 


A. Die Domänen im engern Sinne oder die Grund» 
befigungen des Staats. 


Man nennt die Tandwirthichaftlihen Güter oder Grund» 
befigungen bes Staats die Domänen im engern Sinn, weil fie 
früher den weſentlichſten Ertrag unter allen Arten der Domänen 
gaben. Sie find auch jegt noch in einigen Staaten der einträge 
lichſte Theil der legtern umd daher Gegenftand eingehender Unter— 
ſuchungen geworben. 

Ihre finanzielle Bedeutung befteht theils darin, daß fie den Fi- 
nanzen eine Rente geben, welche den Charakter aller Renten aus 
Grundbeſitz hat: fie ift ſicher und regelmäßig; theils darin, daß der 
Staat durd fie an dem Fortjhreiten des Grundwerths überhaupt 
participirt; endlich darm, daß fie als ein Refervefapital für außer 
ordentliche Bedürfniſſe des Staats angejehen werden können. 

Mein die Rente aus diefem Grundbefig ift durhaus nicht 
fiherer und regelmäßiger al3 der (Geld-) Zins, den der Staat 
von den Kapitalien hat, die er aus ihrer Entäußerung löſen 
würde, namentlid dann, wenn ihr Preis zur Abzahlung von 
Schulden oder zur Dedung von Ausfällen verwendet wird, die 
fonft zur Contrahirung von Schulden führen müßten. An der 
Steigerung des Grundwerths participirt der Staat auch dann, 
wenn er die Güter veräußert hat, dur) die Steuer nämlich, melde 
mit diefer Steigerung rationell aud für den einzelnen wächſt 
und dem Staate eine Mehreinnahme bringt. Als Refervefapital 
endlich betrachtet find die Staatsdomänen die ſchlechteſte Form 
deſſelben, weil bie wirkliche Benugung eines folden Kapitals 
oder der Verkauf, der aus einem dringenden Bedürfniß hervor: . 
geht, hier wie immer den Verkaufspreis jo weit herabſetzt, daß 
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ber Staat bei eintretender Veräußerung unabweisbaren Verluften 
enigegengebt, die fo groß find, baß er der Regel nach den Ver: 
kauf gerade dann unterläßt, wenn er ihn am nötbhigiten hätte, 
um fo mehr, als dabei ſtets die Mafje des Angebots eine große 
ift, während gerade für Orundbefigungen ihrer Natur nad immer 
nur eine zwar feſte, aber geringe Nachfrage vorhanden fein kann. 

Es ift daher vom finanziellen Standpunkt durchaus fein 
Grund vorhanden, die Domänen im Befige des Staats zu 
behalten, wenn ihr Preis durch feine Zinfen dem bisherigen 
Reinertrage gleichkommt. Dagegen fordert die Staatswirthſchaft 
vom höhern volkswirthſchaftlichen Geſichtspunkte den Uebergang 
an die Einzelwirthſchaft faſt gt. Denn ber finanziellen 
Bewirthſchaftung fehlt ihrer Wa! H das mejentlichfte Moment 
aller guten Wirthſchaft, die Kapitalbildung durch Erfparniß und 
Amortifation. Jede Kapitalbildung kann nur vom einzelnen aus: 
gehen, weil fie nur für den einzelnen geſchieht. Sie erzeugt ne 
ben dem gegebenen Gut und aus feinen Ueberſchüſſen den Werth 
defielben durch beftändige Thätigkeit des Individuums noch ein- 
mal, und dies zweite Kapital wird dann der Keim der allgemei- 
nen Reproduction der Volkswirthſchaft. Es ift nicht gerade noth— 
wendig, daß die Bewirthichaftung in den Händen des einzelnen 
beſſer fei als in den Händen de3 Staats, obwol e3 in der Natur 
der Sade liegt, daß fie es der Regel nad) fein wird, und zwar 
namentlich auf gekauften Befigungen, wo der Zins des Anlage: 
Tapital3 gleihfam als Mahner dem Betriebe zur Seite fteht. 
Aber es ift gewiß, daß mit dem Mangel de3 individuellen Ins 
tereſſes an der Kapitalbildung das Entftehen der letztern unmög- 
lich und damit der Gefammtentwidelung ein unentbehrliher Fac— 
tor entzogen wird. Die Staatswirthihaft muß daher fordern, 
mas das Finanzweſen zuläßt, daß die Domänen aus dem Staats- 
beſitz in den Privatbefig übergehen. 

Demgemäß hat die Verwaltung der Domänen drei Theile. 
Der erſte lehrt die Grundſätze, nach denen die Domänen verwal⸗ 
tet werden müffen, folange fie im Befige des Staats find; der 
zweite zeigt die Regeln, nach denen fie in das Privateigenthum 
binübergeführt werden. Doch ftehen beide Theile in dem aus dem obi⸗ 
gen Brincip folgenden Verhältniſſe zueinander, daß die Geftaltung des 
erftern durch die Forderung des zweiten ſchon an fich beftimmt wird. 
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Den dritten Theil endlich bilden die abfoluten Domänen, 


x die jeder Veräußerung entzogen werden müſſen. 


Die Frage nah der Bedeutung der Domänen und ihrer Stel: 
fung in der Finanzwiſſenſchaft tritt naturgemäß in dem Grade im 


‚den Hintergrund, in welchem ver Antheil, den die Domänen zu ven 


Staatzeinnahmen geben, felbft geringer wird. Man Tann als allge 
meinen Grundſatz aufitellen, daß vieler Antheil um fo größer, je Heiner 
der betreffende Staat felbft it; ein Verhältniß, das ſich hiſtoriſch 
leicht erklärt. Die Gefhichte dieſes Verhältniffes ift zum Theil fehr gut 
in Hüllmann’3 „Finanzgefhichte des Mittelalter”, S. 19 fg. dargelegt; 
f. die übrigen Duellen bei Rau, $. 88, 89, 90; bei Log, ©. 117, 
die Zufammenftellung des Domänenertrags; daſſelbe bei Rau, 9. 89. 
Der Verſuch, viefen Antheil in Procenten der Staatzeinnahme zu 
berechnen, hat wefentlih nur das Bedenken, daß man babei die ver- 
ſchiedenen Arten der Staatsgüter confundirt, die jedoch eine weſentlich 
verſchiedene Stellung zum Ganzen einnehmen. Ueber die Geſchichte 
der Domänen in Frankreich ſ. von Hod, S. 209 fg. Beſchränkt 
man, wie es gewiß richtig ift, die eigentlihen Domänen nur auf 
die landwirthidaftlihen Güter, jo kommen weſentlich andere Reful- 
tate zum Vorſchein. Vgl. auch Malchus, I, $. 3. 

Die Frage nah der Beibehaltung oder Veräußerung der Domä- 
nen ward zuerft von Montesquieu (Bud 26, Kap. 16) dahin entfchie: 
den: „Si on aliöne le domaine, l’6tat sera forc& de faire un 
nouveau fonds pour un autre domaine“, weil mod nad) feiner Anficht 
die Domäne für die Eriftenz des Staats abfolut nothwendig iſt. 
Adam Smith dagegen fieht in den Domänen confequent nur ein Uns 
ternehmen und entfcheidet daher nad dem Gefichtspunfte der gemerb: 
lichen Thätigkeit des Staats. „Obgleih”, jagt er zuerft, „das Ein- 
kommen der Krone aus ihren Ländereien jheinbar den Unterthanen 
nichts koſtet, fo koſtet es in der Wirklichkeit der Gemeinſchaft mehr 
als vielleicht irgendein anderes Einfommen der Krone‘; daher ſoll 
man diefe Grundbeſitzungen duch öffentliche Verfteigerung an das 
Volt vertheilen. Der Staat foll nur die zum Zmede ver öffentlichen 
Erholung nothwendigen Gründe behalteri (Buch 5, Kap. 2). Diefer an 
ſich richtige Standpunkt ift geblieben, freilih mit feinem ganzen 
Mangel an Unterfheidung der Arten der Domänen. Die prattiſche 
Ausführung fand dann befanntlih im großen in Frankreich ftatt. 
(Gefeg vom 1. Dec. 1790; f. von Hod, ©. 210). In Deutſch- 
land ergriff die Theorie mit Eifer den Gegenftand, und es erhob ſich 
ein ziemlid lange dauernder Streit über die Zweckmäßigleit der Ver: 
äußerung . überhaupt ‚und dann zugleih über die Verwendung der 
daburd erzielten Summen, die man wefentlid als Abzahlung auf die 
Staatsſchuld gelten laffen wollte. S. Malchus, S. 29 u. 30. Wähs 
vend einige fo weit gingen, dem Staate das Recht der Veräußerung 
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abzufprehen, behaupteten andere, daß der Staat durd feine Domd: 
nen „ein Privatinterefje erhalte, welches dem öffentlihen Intereſſe, 
das er allein haben foll, wiverftreite” (won Jakob, $. 74). Diefe 
Auffaffung beruhte einem mefentlichen Theile nah darauf, daß 
im Anfange dieſes Jahrhunderts zu den Domänen eine Menge von 
gutäherrlihen Rechten gehörten, über deren Schävlichfeit man un: 
bebingt einig war. ©. von Jakob, $. 76, und namentlih Malchus, 
$. 4. Die legte Entſcheidung in dieſer vielbeftrittenen Frage gab 
indeß die namentlih von Log, ©. 116 fg., und dann von Rau 
a. a. D. theils nadhgewiefene, theil® in die Miffenfhaft aufgenom- 
mene ftatiftifhe Thatfahe, daß die Domänen thatfählih mehr für 
den Staat ertrugen, nachdem fie veräußert waren, als vorher bei 
eigener Regie. Rau hat außerdem das Verdienſt, die Ginfeitigleit 
befämpft zu haben, melde bisher die ganze Frage ohne Rüdficht auf 
die Arten der Domänen und die befondern Verhältniffe des betref- 
fenden Staat? rein von dem. Standpunkte der abftracten Wiſſenſchaft 
entſchied. Seine Grundfäge dürften als die gemeingültigen angefehen 
werben. Bergl. $. 98 fg. 


Berwaltungsformen der Domänen. 


Die Verwaltung der Domänen im rein finanziellen Sinne ift 
- daher diejenige, welche dem Staate aus feinen Grundbefigungen 
den höchſt möglichen wirthſchaftlichen Reinertrag ala Theil feiner 

- Einnahmen fidert. 

Die Verwaltung der Domänen im höhern ſtaatzwirthſchaft 
lichen Sinne iſt dagegen diejenige, welche die finanzielle Verwal⸗ 
tung fo einrichtet, daß dieſe jelbft den Uebergang der Domänen 
in das Privateigenthum vorbereitet. 

Für die richtige finanzielle Verwaltung gelten demnach feine 
andern als die einfachen wirthſchaftlichen Regeln in Bezug 
auf die Erzielung de3 Reinertrags aus der Bewirthihaftung von 
Grundſtücken. Das höhere Princip aber fordert die Unterordunng 
dieſes Geſichtspunkts unter. die Maßregeln, welche durch den Ueber- 
gang ins Privateigentpum geboten werden, und gibt ihnen ihre 
Geftalt. Und in diefem Sinne ſprechen wir von einem ftaatd- 
wirthſchaftlichen Syſtem der Domänenverwaltung. 

Die beiden Grundformen der finanziellen Verwaltung find - 
nun die eigene Verwaltung und die Verpachtung. 

Allerdings müffen die befondern Verhältnife der Länder, in 
denen die Domänen liegen, dafür maßgebend fein, ob für eine 
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Verpachtung ausreichende Bedingungen ſowol in Beziehung auf 
den rationellen Betrieb der ‘zu verpachtenden Güter, als in Bezie- 
bung auf die richtige Zahlung des Pachtſchillings vorhanden find. 
Iſt das nicht der Fall, fo kann immerhin die eigene Verwaltung 
die einzig zuläffige werden. Indeß liegt e3 in den Weſen der 
Privatwirthſchaft, daß fie auch in der Form der Pachtung der 
überwiegenden Regel nah der eigenen Regie vorzuziehen ift. 
Grundfag ift daher, daß die eigene Regie in Pachtungen zu ver: 
wandeln und mithin jelbft da, wo fie temporär als unvermeidlich 
erſcheint, nur als Webergang zu der Herftellung von Pachtungen 
anzufehen ift. 

Die Grundfäge nun, welde für die Pachtungen gelten, find 
für den Staat vom Standpunkte der finanziellen Verwaltung 
durchaus Feine andern als diejenigen, melde für die Privatwirth: 
ſchaft gelten. Die Finanzwiſſenſchaft darf fie deshalb als befannt 
voraugjegen, ebenjo die drei Grundformen der Pachtung, bie 
Zeitpacht, die Gewährspacht und die Erbpadt. Die Anwendung 
der Grundfäge des Tandwirthihaftlihen Betriebs auf die Vers 
pachtung der Domänen bildet einen weſentlichen Theil der Kame— 
ralwiſſenſchaft. Die Finanzwiſſenſchaft hat dabei nur zu bemerken, 
daß an ſich Feine diefer Arten die abfolut richtige ift, fondern daß 
fih die Nichtigkeit der Anwendung vielmehr nad den befondern 
Verhältniſſen des einzelnen Landes zu richten hat. Dieſe Anwen— 
dung bildet daher einen zwar jehr wichtigen, aber zugleich einen 
ſehr fpeciellen Gegenftgnd der Finanzverwaltung, bei dem die Fach— 
fenntniffe, verbunden mit der Landeskunde, in jedem einzelnen 
Falle entſcheidend eingreifen und den höhern Organen der Finanz 
verwaltung nur die abminiftrative Oberaufiicht und die rechnungs⸗ 
mäßige Controle zufteht. 

Eine neue Bedeutung aber gewinnt das Syſtem der Verpach— 
tung, fobald man den höhern ſtaatswirthſchaftlichen Geſichtspunkt 
eintreten läßt. 


Die Aufnahme der Theorie von der Verwaltung der Domänen 
im einzelnen in vie eigentliche Finanzwiſſenſchaft ſtammt aus ver 
Kameralwifienihaft. Sie hat als befondere Form der landwirthſchaft- 
lichen Betriebslehre, foweit viefelbe durch die Natur de3 Staats als 
Eigenthümer bedingt iſt, natürlich ihren Werth; allein es ift kaum 
gerechtfertigt, fie als einen ſyſtematiſchen Gegenftand der Finangiije 
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ſenſchaft zu betrachten, da gerabe hier doch nur bie befondern Per: 
hältnifje des einzelnen Staats entſcheiden können und das Ganze 
daher der pofitiven Finanzverwaltungslehre des einzelnen Staat? an: 
gehört. Daß die Verwaltung felbft entweder nur die eigene oder die 
Verpachtung fein könne, ift natürlich mie bezweifelt worden. Ueber 
den Werth diefer beiden Formen, ſowie über die einzelnen Arten ver 
Verpachtung f. von Jakob, $. 85 fg. (ziemlich allgemein), Malchus, 

-8.7 (6. 42—62, zum Theil fehr praktiſche Bemerkungen), na: 
mentlih aber Rau's treffliche Darftellung (4. Aufl., S. 130 — 168). 

"Neben diefen allgemeinen Darftellungen esiftitt nod eine .fpecielle Li- 
teratur über died Gebiet, welche ſich aber meift auf beftimmte Staaten 
bezieht. Für diefe find die Grundfäge fait immer in einer jelbftäns 
digen Gefeggebung gejammelt. 

Für Frankreich find die geltenden Anordnungen gefammelt und 
&harakterifirt bei von Hod, a. a. D., ©. 211— 218. 

Defterreih® Domänenverwaltung ift ausführlich dargeftellt bei Kono⸗ 
pafe und von Mor, „Finanzgefegkunde des öfterreihiichen Kaiſerſtaats“, 
Bd. II, 8.11 fg. Genanntes Werk enthält gute hiftorifhe Daten über die 
öfterreihifhen Domänen und ihre Verhältniffe in ven verſchiedenen 
Kronlänvdern, wobei namentlih die Darftellung der Grundſätze für die 
Srundentlaftungsverhältniffe, joweit fie die Domänen betreffen (S. 44 fg.), 
und das Verhältniß der ungarifhen Provinzen insbeſondere ($. 14, 
©. 99) ausführlih und gut gegeben find. Unterabtheilung V ent 
hält die Darftellung der geltenden Beftimmungen für die „Arten 
der Benugung der Staatögüter” mit Angabe der zu dieſem Zwede 
erlaffenen Inftructionen und fonftigen amtlihen Grlafje. Ueber vie 
„Benutzung der Domänen im Pachtwege“ handelt namentlih $. 28; 
ſ. auch (S. 192 fg.) die. Formularien für Pachtverträge. Dafelbit 
Unterabtheilung VI, ©. 236 fg., gibt eine genaue, für die praf- 
tiſche Verwaltung berechnete Darftellung der Grundſätze und Geſetze 
für das Verfahren bei „Auslagen, Kaffegebarung, Berrehnung und 
Gontrole” bei den öfterreihifchen Staatägütern. Es ift nur zu bes 
merfen, daß bier allenthalben die Grundfäge und Regeln für das 
Forftwefen mit hineingezogen find; f. jevod unten. Vergl. auch Deſ⸗ 
ſary, a. a. O., 8. 20. j 


Uebergang der Domänen ins Privateigenthum. 
Die landwirthſchaftlichen Domänen ſind derjenige Theil 
der Staatsgüter, bei welchem der Vortheil des Uebergangs ins 
Privateigenthum jetzt wol weder praktiſch noch theoretiſch ir- 
gendeinem gegründeten Bedenken unterliegt. Die definitive Ent— 
ſcheidung für das Princip, über welches Wiſſenſchaft und 
Praris einig find, ergibt daher in ihrer Anwendung auf die finan- 
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zielle Verwaltung jener Domänen den allgemeinen Grundfag: daß 
die Ießtere fo geordnet werden muß, um dieſen Uebergang ins 
Privateigenthum fo leicht, To fiher umd zugleich fo vortheilhaft 
als möglich für den Staat zu machen. 

Die Form, unter ber dies geſchieht, ift der Verkauf der 
Staatsgüter. Allein au der Verkauf derfelben hat feine Grund» 
fäge, deren Befolgung in dem Maße wichtiger wird, je beveu- 
tender der Beſitz des Staats ift. ‚ 

1. Die erfte Vorausfegung des Verkaufs ift ein ausreichen- 

bes Kapital beim Käufer, und zwar nicht blos für den Ankauf, 
fondern meiftens auch für die Herftellung eines guten Betriebs, 
namentlih da, wo Parcellirungen ftattfinden müflen. Wo das 
Kauffapital nur für eins von beiden ausreicht, ift es gerathen, 
den Kaufpreis lieber als Grundbuchsſchuld zum Theil ftehen zu 
laffen, der Regel nah jo, daß eine Abzahlung in Annuitäten 
erfolgen Tann. Unter Umftänden kann der Vorbehalt eines Vor— 
kaufsrechts zweckmäßig fein. 
"2. Die zweite Bedingung einer rationellen Veräußerung iſt 
die richtige Vertheilung der Domänen. Die wichtige Aufgabe der 
Staatsverwaltung befteht hier darin, diefe Vertheilung der Ver— 
Kaufsparcellen in der Weife vorzunehmen, daß fie die Grundlage 
für die Herftellung einer foliden bäuerlihen Mittelklaſſe bilde, 
wo dieje fehlt. Die Anwendung diefes Grundfages hat daher 
eine genaue Kenntniß von der Vertheilung des Grundbeſitzes in 
dem Landesgebiete der Domänen zur Vorausfegung, und jeder 
Verkauf wird von diefem Geſichtspunkte um fo viel rationeller 
fein, je mehr derfelbe bei der Beſtimmung der Verfaufsparcellen 
davon ausgeht, die. an dem gegebenen Orte mangelnde Klaffe her— 
zuftellen. Es kann daher bei einem ſolchen Verkauf auch geboten 
fein, große Grundbefigungen zu erhalten; ebenfowol Kleine zu er— 
zielen. Etwas Beftimmteres läßt ſich darüber im allgemeinen durch— 
aus nicht jagen, da hierbei neben der vorhandenen Vertheilung 
auch die Landiwirthigaftlihe Bildung und Tüchtigfeit und das Vor— 
bandenfein von Betriebsfapitalien entjcheidend einwirken. Allein 
die praktiſche Durchführung diejes Grundfages ift von der höchſten 
Wichtigkeit für die landwirthſchaftliche Entwidelung ganzer Jahr 
hunderte und bildet dadurch den Höhepunkt in der ganzen Ver— 
maltung ber. Staatögüter. 
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3. Es ergibt fi daraus, daß da, mo der Mangel austei- 
Gender Nachfrage nicht den fofortigen Verkauf thunlich erſcheinen 
läßt, diefer Verfauf rationell durch die Herftellung von entſpre— 
enden Pachtungen vorbereitet werden muß, und zwar in der 
Weife, daß die Verwaltung dahin.zu ftreben hat, allmählich an 
die Stelle der kurzen Pachtungen lange Pachtungen bis zu 21 
Jahren zu ſetzen, von denen dann der Uebergang zum Privat 
eigenthum nicht ſchwer ift. Dabei ift zugleich ſchon bei der Be— 
ſtimmung der Größe ver Pachtungen jenes Princip der richtigen 
Vertheilung der Grundbeſitzungen um fo entfehiebener feftzubalten, 
als e3 gerade hier am leihteften durchzuführen fein wird. 

So leicht es nun aud fein mag, die Nichtigkeit diefer allge: 
meinen Orundfäge anzuerkennen, fo ſchwer ift es, fie den befon- 
dern Verhältniffen genügend anzupafien. Aber gerade bier zeigt 
ſich deshalb aud die Herrihaft richtiger ftaatswirthichaftlicher 
Principien in ihrer vollfommenften Form. 

Bon den beiden Gefihtspunften, die für den rationellen Verkauf 
der Domänen gelten müflen, dem rein finanziellen und dem höhern 
focialen, ift bisher nur der erfte gehörig gewürdigt, und auch bei 
diefem haben faft alle den Gegenftand nur auf das Princip, nicht 
auf die Modalitäten ver Ausführung bezogen, die bier vielmehr an 
ihrem Plage geweſen wäre, al3 bei den Arten der Verwaltung. ©. 
namentlich Log, IH, 121; von Jakob, Bd. I, $. 197; Mal: 
Aus, Bd. I, $. 3. Doch hat von Jakob die Frage nah dem 
fogenannten Abbau der Domänen (Verkleinerung derſelben durd Par: 
cellirung) beſonders hervorgehoben, wenn aud nur vom volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Gefihtspunfte, und fi dafür erflärt. Rau hat die Mo: 
dalitäten des eventuellen Verkaufs $. 99 u. 100 theils aus dem juribi- 
ſchen, theil3 aus dem kameraliſtiſchen Geſichtspunkte aufgeführt, kürzer 
al3 vie Lehre von der Verwaltung vderfelben. Im weſentlichen gilt 
aud bier der Grundſatz, daß jeder einzelne Staat dafür befondere Vor— 
ſchriften erlaffen muß und erläßt, die den beſondern Verhältniffen an— 
gemefien erfheinen, da die legtern höchft verſchieden find. 

Für Preußen hat die betreffenden ausführlichen Vorfchriften gefamz 
melt von Rönne, „Das Domänen>, Forſt- und Jagdweſen des preußis 
ſchen Staat?” (1854, S.122fg.) Diejelbenbeziehen ſich aber nur auf 
die finanziellen und fameraliftifhen Regeln; doch hält man an dem 
Gedanken feft, aus den pachtlos werdenden Domänen beim Verkauf 
Heinere Bauerhöfe zu errichten (von ungefähr 60 Morgen). Für 
Frankreich f. von Hod, a. a.D., 6.211 u.212. Die franzöfiihe Geſetz— 
gebung ſcheint wefentlih nur bie Aufgabe zu haben, die Verkäufe im 
Intereſſe der” Finanzen ftreng zu controligen; das Princip der aber 
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Iuten Theilbarkeit des Grund und Bodens laßt eine weitere Beftim- 
mung auch nicht zu. Im Defterreih hat der Verkauf der Staats: 
güter eine weit höhere Bedeutung ala anderswo, meil ihr Umfang 
ein fo großer iſt. Daher hat die Gejeggebung hierüber ihre eigene 
Geſchichte. Die vereinzelten Verkäufe hatten im vorigen Jahrhundert 
zum Theil fehr zmeifelhafte Erfolge gegeben. Es begann daher eine 
foftematifhe Verwaltung der Verkäufe durch Einfegung von Staats- 
güterveräußerungd: Commiffionen in allen Kronländern (Circular vom 
24. März 1789); Wortlaut vefjelben bei Konopafet und von Mor, 
©. 206 fg., an die fih eine weitere Reihe Directiven anſchloß. 
Mit Recht handelte es ſich dabei nicht blos um große Verkäufe, fon- 
dern daß Circular ftellt als Veräußerungsarten etwa auf: „Verkauf im 
ganzen oder in kleinern Theilen‘, Erbpacht, emphpteutifher Verkauf, 
Baht auf längere Jahre und Dotirung von Bisthumern und Fonda.“ 
Hier ift offenbar ein höherer, wenn auch nicht focialer, fo doc 
nationaldkonomiſcher Gefichtspunft zur Geltung gelangt: „damit die 
eine oder andere Art, welche ihnen (den Käufern oder Pächtern) befier 
befannt und eigen ift, mit Zuverficht mehr Nugen hoffen laſſe.“ — 
Diefe Veräußerungen find nun in neuefter Zeit in ein neues Sta— 
dium getreten durch das Uebereinfommen mit der Nationalbank vom 1. 
Nov. 1855, welches durch die Staatsgüter die Orbnung des Geldweſens 
dauernd begründen follte, und das Einwanderungsgejeg vom 23. Dec. 
1858, das erfte, welches in den Grundfäßen über den Verkauf der 
Staatsgüiter das gefellfhaftlihe Princip ver Bildung einer bAugrlihen 
Mittelllaſſe zur Geltung gebracht hat. 


Die voltswirthihaftlichen oder abſoluten Domänen. 


Unter den volfstwirthichaftlichen oder abjoluten Domänen ver= 
ftehen wir diejenigen Grundbeſitzungen des Staats, die er nicht 
um ihres Ertrags ober Werths willen hat, ſondern die in feiner 
Hand nur Mittel für die landwirthſchaftliche Entwidelung find. 

P Dahin gehören namentlih die Mufterwirthihaften, die Bes 
figungen landwirthſchaftlicher Schulen und Lehranftalten, die Ger 
ftüte und Aehnliches. . 

63 leuchtet ein, daß hier die Verwaltung durchaus nicht vom 
finanziellen Gefihtspunfte ausgehen kann, und daß diefe Art der 
Domänen daher nur durch ihre Subftanz Gegenftand der Finanzen 
ift, während ber Ertrag meiftens wieder dem Betriebe für die 
ihm eigenthümlichen Zwecke zufält. Die Lehre von diefer Ver— 
waltung gehört daher auch der Verwaltungslehre im allgemeinen 
an; im einzelnen ift fie Sache der Fachmänner. 
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Der einzige, ver, ſoviel wir fehen, dieſe Art der Domänen in 
der Finanzwiſſenſchaft zur felbftändigen Geltung gebracht hat, ift Rau 
(8.106). Da diefelben offenbar ver Verwaltungslehre angehören, fo 
tönnen die obigen allgemeinen Grunbfäge genügen. Ueber die wirth⸗ 
ſchaftlichen Ergebnifje dieſer „Rameralhöfe” in MWürtemberg |. Rau, 
a. a. O., Note a. 


B. Die Forften des Staats und ihre Verwaltung. 

Die Forften des Staats bilden in den meiften Staaten einen 
fehr bedeutenden Theil der Staatsgüter. Die Natur. und die 
volkswirthſchaftliche Bedeutung der Wälder unterfcheiden diefelben 
aber jehr beftimmt von den landwirthidaftliden Domänen und 
fordern ein anderes und eigenthümliches Princip und Syſtem 
ihrer Verwaltung. 

Die Forften find nämlid in dreifacher Weile für die Volks— 
wirthſchaft von Wichtigkeit. Sie find es erftlih dur das Holz 
und feinen Werth, dann duch ihr Verhältniß zu Feuchtigkeit und 
Klima, den beiden Grundlagen aller landwirthſchaftlichen Pro— 
duction; endlich dadurd, daß jie oft die einzige Art und Weife 
der Benutzung gewiſſer Arten von Grund und Boden bilden. 

Diefe allgemeine und unbeftrittene Bedeutung der Forften, 
melde die Finanzwiſſenſchaft als befannt vorauszufegen hat, läßt 
nun für die Verwaltung derjelben weder die ausfchließliche Gel- 
tung des finanziellen Betriebs, nod auch den Uebergang an das 
Privateigenthum ohne weiteres zu, fondern da der Forftbeftand 
auf diefe Weife eine der großen Bedingungen der gefammten 
Volkswirthſchaft wird, ſo kann auch für die Verwaltung defjelben 
nur das Princip gelten, daß eine Ertragsvermaltung umd eine 
Ueberlaffung an die Privatwirthſchaft nur dann und nur infoweit 
zuläffig erſcheinen, als die höhern Anforderungen der Volkswirth— 
ſchaft dies zulaffen. 

Die Anwendungen diefes Princips ergeben folgende allge 
meine Grundlagen des Syſtems ber ftaatlihen Forftverwaltung: 

a) Die Erzielung eines Reinertrags aus dem Beftande der 
Staatsforften wird der Regel nach nur fo weit ftattfinden dürfen, 
als die Erhaltung des Beftandes dies zuläßt, ſodaß die Verwal- 
tung die Erzielung diefes unmittelbaren Ertrags denjenigen allge— 
meinen Interefjen nachſetzt, welche für die Landwirthſchaft die Er- 
baltung des Forftbeftandes wünſchensperth machen. 
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b) Ein Uebergang ins Privateigenthum ift aus diefem Grunde 
nur da zuläffig, wo die mit diefem Uebergange verbundene und 
meiftentheila unvermeidliche Unficherheit der Erhaltung eines guten 
Forftbeftandes vermöge der ohnehin vorhandenen Menge von Wal: 
dungen entweder gleichgültig ift, oder jogar wünſchenswerth er= 
feint; ferner da, mo die Beftände von zu geringem Um— 
fang find, um von irgendeinem landwirthichaftlihen Einfluffe zu 
fein, während ihre Verwaltung durch den Staat zu viel Toftet. 
Wo dies ‚aber der Fall ift, da fol auch der Verfauf der Forften 
an Private ftattfinden; die Staatsnerwaltung ſoll nie roden, um 
Aeder zu gewinnen. 

©) Dagegen fol die Verwaltung allenthalben, wo abfoluter 
Waldboden vorhanden und Bewaldung wünſchenswerth ift, Forften 
anlegen und auf diefe Weile hier Forftvomänen.erwerben, um 
jo mehr, als dies bei der faft durchgängigen Ertragalofigkeit ſolchen 
Bodens für die Privatwirthſchaft nie von den einzelnen Privaten 
geihehen mird, jo nüglih es auch der Geſammtheit derjelben 
fein mag. 

Die wirkliche Durchführung diefer an fih einfachen Princi- 
pien hat nun in der Landeskunde ihre Grundlage zu ſuchen. Die 
Forſtwiſſenſchaft zeigt die Grundfäge der Forftverwaltung vom 
wirthſchaftlichen Gefichtspunfte. Die Forftgefepgebung geht von 
der Idee der Gefammtinterefien aus und gibt die Grundfäge, 
deren Ausführung innerhalb der Staatsforften die Staatsforftver- 
waltung zu leiten hat. 


Gerade bei der Lehre von den Forften des Staats hat ſich die 
deutſche Wiſſenſchaft wirkliche Verdienſte erworben; ihre Ergebnifje 
in dieſer Beziehung wie in der Forſtwiſſenſchaft überhaupt müſſen 
als Mufter angefehen werben. Die englifhe und franzoſiſche Literatur 
fteht nod ganz auf dem Standpunkte, die Forften von den Staats: 
gütern überhaupt gar nicht zu trennen und fomit für die eigenthüms 
lichen Verhältniſſe derfelben auch gar feinen Boden gewinnen zu Fön: 
nen. In Deutſchland arbeitete die Kameralwiſſenſchaft der Forſtlehre 
grundlich vor und ergab die erften Principien über die Verwaltung 
dieſes Theils der Staatsgüter. Die Lehre von den Forften vers 
ſchmolz dadurd mit den Grundfägen über die Pflege ver Volkswirth- 
haft, und zwar gleich anfangs jo, daß die Forftverwaltung der- 
Staatsgäter den höhern Bedürfniſſen der Gefammtheit principiell un: 
tergeorbnet ward. Dieſer Standpunkt ift zuerft bei Soden fehr deutlich 
ausgeſprochen (Bb. V, $. 74 fg), der bie ‚Erhaltung der Staats- 
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waldungen für Staat nnd Volk entſchieden fordert, im Gegenſatze 
zum Verlauf der Staatslandereien. Trotz einiger Wiverfprühe (j. bei 
Log, S. 131) hat fih diefer Grundfag mit den nothmenbigen Mo: 
dificationen erhalten. Jatob betradtet freilich vie Waldungen 
nod rein aus dem finanziellen Geſichtspunkte einer Einfommensquelle 
und will die gane Verwaltung im Detail darnach eingerichtet willen. 
Malchus dagegen, nachdem er das fogenannte Forftregal mit Rlarheit 
als „die Vethätigung der Auffiht und der Einwirkung der Regierung 
auf die Bewirtbihaftung der Waldungen überhaupt“ won ver Ver— 
waltung der Staatöwaldungen gejhieven — eine Unterſcheidung, die 
wir als eine jegt unbezweifelte anfehen dürfen, und die das fogenannte 
Forftregal in die Verwaltungslehre verweiit — geht ſchon auf das 
wahre Verhältniß der Staatswaldungen zur Volkswirthſchaft lebendig 
ein (Bd. I, 8.13 fg.) und ordnet die Bewirthſchaftung der Staats: 
walvungen ($. 15, ob diefelben der Privatbenugung zu überlafien 
feien?) jenem Geſichtspunkte unter. Lotz ift im allgemeinen für die 
Veräußerlichleit der Staatswaldungen, hält jedoch weſentlich den 
Standpunkt der Holzpreife ftatt des höhern der Bedeutung der Walz 
dungen für die Agricultur feft (Bd. III, ©. 134 fg.). Rau's Dar: 
ftellung dieſes ganzen Gebietes muß als eine mufterhafte bezeichnet 
erden (Bd. I, 8.133 fg.). Seine Grundfäge über den Verkauf und 
die Beringungen und Modificationen vefjelben ($. 143) liegen dem 
im Terte Geſagten zu Grunde, und feine Ausführungen über bie 
Formen der Verwaltung der Waldungen laſſen in jeder Beziehung 
faum eine andere Bemerkung zu, als vie, daß das kameraliſtiſche 
Element ein menig ftarf hervortritt. Die wirklihe Verwaltung bey 
Waldungen im Intereſſe der Finanzen läßt ſich aber faft unmöglich 
auf allgemeine Grundſätze für das Detail je nad den einzelnen 
Staaten zurüdführen; hier fünnen in ver That nur fpecielle Ins 
ftructionen aushelfen. Weber die Ablöfung ver Walvfervituten und 
das fehr wohl motivirte Bedenken gegen die unbedingte und abfolute 
Durchführung derſelben f. daf. $. 148; die Grundfäge der Staats- 
verwaltung und ihres Organismus $. 145 und 146. Rau bat zu: 
gleih die Anlage neuer Walvungen auf abfolutem Waldboden zuerft 
mit Recht hervorgehoben ($. 147). 

Für Defterreih ift die Verwaltung der Staatsforften neu geregelt 
feit 1853. Die allgemeinen Grundfäge f. bei Konopafef und von Mor, 
Bo. II, $. 11; über die Veräußerung der Forſtproducte 8.9. Die 
Grundfäge fir das Rechnungs: und Kaſſenweſen nah den Erlaſſen 
vom 24. Sept. 1853 und 10. Juni 1854 finden ſich ebenv., 8.36. Vor 
befonderer Wichtigkeit find die Beltimmungen über vie Regulirung 
und Ablöfung ver Holz: Weide: und Foritproductenbezugsrechte. vom 
5. Juli 1853, die in der öfterreihifhen Monarhie durch ven großen 
Umfang der Staatsforften eine ſehr große Wichtigkeit haben und die 
in vieler Beziehung die Ideen der Grundentlaſtung im Gebiete des 
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Forftwefens durchgeführt haben. S. Konopaſek und von Mor, $.15,5.100 
— 132. Für Frankreich f. von Hod, ©. 223 fg.: „Das Forftweien wird 
noch immer nad) den Principien des alten Colbert'ſchen Code von 1669 
geleitet, im Geifte der VBevormundung und des Staatsſchutzes. Das 
Gefeg vom 21. Mai 1827 behandelt das Holz nit wie ein 
Glied der großen Reihe der Güter, fondern behütet den vegetabi« 
liſchen Brennftoff vor der Verfügung „des Eigenthumers und der 
Fremden. . .. . Der Holzbeftand foll für alle Zeiten unvermindert 
bleiben.“ 


C. Der Bergbau des Staats. 


Der Bergbau hat mit den Forften das gemein, daß feine 
Producte zu den allgemeinen Bedingungen der volfswirthichaft: 
lichen Production gehören; er unterfcheidet ſich von jenen dadurch, 
daß diefe Producte in gegebener Mafje vorhanden find und fi 
nicht veproduciren. Der Staat kann daher nicht für ihr Vor— 
bandenfein forgen, fondern nur dafür, daß die vorhandenen 
Maſſen durch die Art ihrer Production wirklich vollftändig aus— 
genugt werden. Die Aufgabe, dies zu erzielen, gehört der Ver— 
maltung. Das Net des Staats an den noch uneröffneten 
Bergproducten, die fogenannte Regalität, bildet gleichfalls 
feine Einfommenzquelle defjelben (j. unten). Der Bergbau des 
Staats ift daher in der That nichts anderes als eine privatwirth- 
ſchaftliche Einnahmequelle für die Finanzen, deren Ordnung und 
Betrieb den allgemeinen Regeln für den Betrieb des Berghaus 
unterliegt und mithin, wie Land» und Forſtwirthſchaft, in der 
Theorie Gegenftand einer eigenen Wiſſenſchaft, der Bergbau: 
lehre, in ihrer Verwaltung, der Montanverwaltung, eigener Fadı- 
männer bedarf. Die Finanzwiſſenſchaft hat die erfte als Fach— 
ſache vorauszufegen und die zweite als einenTheil ihres Orga— 
nigmus aufzunehmen und unter ihre höchſte Adminiftration und 
Eontrofe zu ftellen. 

Es ergibt fi nun aus dem Weſen des Bergbaus, daß an 
fi durchaus fein Grund vorliegt wie beim Forſtweſen, daß der 
Staat feine Bergwerke in feinem Eigenthum behalte. Im Ge 
gentheil gehören die Bergwerke unter diefelben Grundſätze wie 
die Gewerbe überhaupt, und es ift wünſchenswerth, daß auch fie 
dem Privatbetrieb übergeben werden. Nur bringt es die Natur 
diejer Art von Unternehmungen, die nur dur die Verwendung 
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großartiger Kapitalien gedeihen Tönnen, mit ſich, daß der Staat 
das Intereſſe der Gefammtheit an dem wirklichen Betrieb der Ur- 
production dadurch ftchert, daß er die Bergwerke nur an große 
Rapitaliften, und zwar am beiten an Geſellſchaften hingibt, die 
ihrerfeit3 am leichteften Kapitale zur Verfügung ftellen, am leichte: 
ften Ausfälle ertragen und am leichteften für günftige Ergebnifje 

beſſere Zeit abwarten können. Doc kbnnen beſondere Verhält- 
niffe eintreten, welche dem Staate den Beſitz gewiſſer einzelner 
Bergiverfe dauernd wünſchenswerth machen. Das hängt von den 
beſondern Berhältniffen: ab, welche auf das Finanzweſen feinen 
unmittelbaren Einfluß haben. 


Bei dein Bergbaue muß man vor allen Dingen über die be 
treffenden Ausprüde einig fein. Urfprünglic faßte man alle Rechte 
des Staats auf den Bergbau unter dem Ausorude Bergregal zus 
jammen, ohne Nüdfiht auf die atminiftrativen und die finanziellen 
Seiten defjelben. In der neuern Zeit hat man (Rau, $. 172) die 
Berghoheit als das Oberauffihtsrecht des Staats, das beim Bergbau 
wie bei jedem andern Privatunternehmen im Wefen des Staats liegt, 
vom Bergregal geſchieden und dieſes als „die Befugniß der Re— 
gierung, aus der bergmännijchen Gewinnung eine Einnahme zu bezier 
ben, fei es durch eigene Betreibung oder durd Abgabe von Privat: _ 
bergwerten“ bezeichnet. (Rau, a.a.D.) Es ift Har, daß er zur Gewinnung 
einer Einnahme aus eigenen Bergwerken feines Regals bedarf, und 
zweitens, daß Einnahmen, die aus den Abgaben hervorgehen, bier 
jo wenig als anderswo der Negalität, jondern dem Steuerwefen an: 
gehören. Der Bergbau ift nur infomeit ein Regal, al3-fid der Staat 
von den Producten des Bergbaus einzelne vorbehält, wie namentlich 
das Salz beim Salzmonopol und zumeilen die eveln Metalle, wie 
nad) dem öfterreihifchen Berggejeg vom 23. Mai 1854, unter gewiſſen 
Bedingungen, was auf der Anſicht beruht (Jufti, „Staatswirthidaft”, 
I, 246), daß der Staat Gold» und Silberbergmerke auch mit Verluſt 
betreiben müffe. Die Lehre vom Bergbau gehört daher den Kameral- 
wiſſenſchaften; die Beſteuerung des Vergbaus bildet dagegen eine 
befondere Form der Gewerbfteuer. Was die Befteuerung betrifft, fo 
vgl. über das Spftem derfelben in Defterreih Konopajet und Mor, 
a.0.D., Kap. III, $. 26 fg. Für Frankreich j. von Hod, ©. 158 fg. 
Bel. Stein, Lehrbuch ver Vollswirthſchaft, S. 189. Ueber die Ueber: 
lafjung ins Privateigenthum |. Maldus, I, 88, und Jatob, $. 357. 

Dad Syſtem der Veiteuerung des Bergbaus, wie es gegen: 
märtig gilt, hat durch jene Verbindung mit ver Regalität ein befon- 
deres nterefje, indem ed dadurch zum Theil mit den frühern 

Rechtsanſchauungen zufammenhängt. Man fann alle frühen Berg: 
Stein, Sinanzwifienfhaft. 9 
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werksabgaben in drei Gruppen theilen. Die exite Gruppe beftand in 
ven Abgaben für die Verleihung des Rechts auf ven Bergbau, alſo 
als ver Erfag für die Hingabe des Regals an die Bergwerksunter: 
nehmung (Receßgeld). Dabei war die Steuereinheit das Maß der 
benugten Fläche; dahin gehören auch vie frühern Berglehns- und 
Bergfameraltaren in Defterreih (Deflarg, S. 70) und die Maßen: 
gebühr (S. 58). Die zweite Gruppe beftand in ber Erwerbsſteuer, 
die duch die Zehnten und die Bergfrone aufgelegt und theils im 
Natur, theils in Geld erhoben wurden. Die dritte endlich bildeten 
die Abgaben, welhe für die Ausübung ver Staatsaufjiht gegeben 
wurden und den Charakter von Gebühren hatten und zwar 
theils als jährliche feſte Abgabe (Quatembergeld), tbeils in einzelnen 
vielnamigen Gebühren. Dies höchſt vermidelte uud zum großen Theil 
ganz irrationale Syftem ward nun durd das ſranzöſiſche Gejeg vom 
21. April 1810 (fpäter mehrfach modificirt) aufgehoben. Die Refte 
ver Regalität fielen bier fort; Frankreich feßte das Bergwerk einfah 
als eine beftimmte Art von Unternehmungen feft und beftimmte, daß 
die Befteuerung jet eine doppelte fein folle: die redevance fixe, 
"wobei die Fläche als Object und der Quadratkilometer ala Einheit gilt, 
und die redevance proportionale, bei welder der Reinertrag Object 
und 5%, der Steuerfuß ift. Dieſes an ſich einfahe Syſtem ift noch 
nicht zur völligen Herefhaft außerhalb Frankreich gelangt, und daher 
hat das ganze Bergwefen in Beziehung auf Finanzwirthſchaft und 
Verwaltung eine ganz verſchiedene Stellung. In Frankreih und 
Belgien geht man’ davon aus, daß der Bergbau feine Einkommens- 
quelle für den Staat bilden folle, jondern daß derfelbe lieber noch 
Zufhuß geben müjje, um ihn zu heben (in Frankreich, namentlich 
von 1837—49, durchſchnittlich jährlih 320672 Fr., in Belgien 
104420 Fr.) In andern Staaten ſucht die Befteuerung noch immer 
ein Einkommen zu ziehen. Vortrefflihe Beleuchtung der ganzen Frage 
namentlih bei Carnall, „Die Bergwerke in Preußen und ihre Be: 
iteuerung“ (1850). 


D. Jagd und Fifgerei. J 

Jagd und Fiſcherei bilden nur inſofern einen beſondern Ge— 
genſtand der Staatsgüter und ihrer Verwaltung, als ſie nicht 
einen integrirenden Theil des ſonſtigen Beſitzes des Staats aus— 
machen. Sie ſind alsdann Eigenthum am Benutzungsrechte; und 
man nennt fie Regalien in dem Sinne, daß man ſie als wirth— 
ſchaftlichen Ausfluß der rechtlichen Selbftherrlichfeit des Staats 
betrachtet. 

Nur in wenig Fällen kann der Staat ein Jagdrecht jelbft 
beuugen, das ihm anderswo als in den eigenen Forften zufteht. 
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Die Fiſcherei wird da, wo der Staat fie auf öffentlichen Gewäfſern 
bat, ftet3 durch Private ausgeübt werden müflen. Die Jagd wird 
daher eine Quelle der Einnahmen durch Verpachtung; die Fifcherei 
gleihfals, nur daß bei der letztern der Pacht zugleich den Charak⸗ 
ter einer Gewerbſteuer hat. 

Die wichtigſte Frage iſt die, ob der Staat ſeine Jagd auf 
nicht ihm eigenthümlich gehörigem Boden behalten und verpachten 
oder fie den einzelnen, bezüglich den Gemeinden überlaſſen fol. 

Gs ift eigentlich für das legtere um jo weniger Grund vorhanden, 

als’ meiftens bei der Verwaltung der Jagd durch die Gemeinden 

ſelbſt diefelbe nur ſelten nach ihrem wahren Ertrage geſchätzt wird. 

° Im übrigen gelten für Jagd und Fiſcherei da, wo fie ala Ein- 

nahmequele de3 Staats vorkommen, ihre eigenthümlichen fach: 
gemäßen Grundfäge. 

Für Jagd und Fiſcherei gelten bei dem Staate die gleichen 

Grundfäge wie oben. Aud fie find aus den Kameralwiſſenſchaften 


in die Finanzwiſſenſchaft übergegangen. Bon einem Regal kann da— 
bei feine Rede fein. . 


E. Erwerb durd Anfall. 


Der Staat als allgemeine Perfönlickeit tritt ftets da ala 
privatrechtlicher Nachfolger auf, wo feine einzelne Perfönlichkeit 
mehr ein Recht zur Nachfolge aufzeigen kann. Der Erwerb durch 
Anfall ift num zwar im einzelnen in den verfhiedenen Staaten 
verſchieden beftimmt, allein im allgemeinen beruht er auf dem 
angegebenen Grundfage. Der Staat macht daher dur diefes 
Recht eine Einnahme, die man als außerordentliche bezeichnen muß. 
Bon befondern Grundfägen für die Verwaltung folder Eriverbe 
kann nun um fo weniger die Nede fein, als das Object, wenn 
& in Güterfapitalien befteht, unter die Principien für Staats— 
güter oder Gewerbe fällt; befteht es in Gelvfapitalien, fo wird 
es naturgemäß als Einnahme der Kaffe in Rechnung gebracht, 
wo e3 erhoben wird, und mit den übrigen Einnahmen verwendet. 

Das Heimfallsrecht theil bei Erbſchaften, theils bei Auswanderun: 
gen bilvete bekanntlich früher eine nicht unbedeutende Einnahmequelle 
für die Finanzen. Sein Grund war aber kein wirthſchaftlicher, fon 
dern ein rechtlicher; der Staat hatte dies Recht als oberfter Lehnsherr 
gegenüber den ausſterbenden Vaſallen und als Grundherr gegenüber 

g* 
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den einzelnen Unterthanen. Jetzt find dieſe Rechte weggefallen, und 
das Anfallsreht ift auf ein ſehr beſchränktes Maß zurüdgeführt. 
Uebrigens beitehen hier noch manche Reſte aus den Rechten früherer 
Zeit, die man wol am beten mit Malchus (I, $. 44) als Filcial- 
rechte (jura fisci) bezeichnen kann. Sie find ohne Bedeutung für 
die Staatswirthſchaft, oft aber höchſt Täftig für die einzelnen und 
daher am beften ſoweit als möglich zu befeitigen. 


F. Gewerblige Unternehmungen des Staats. 


Die gewerblichen Unternehmungen des Staats find diejenigen, 
bei welchen er nach den Grundſätzen der Privatwirthſchaft durch 
gewerbliche Betriebe eine Einnahme zu machen ftrebt. 

Urfprünglid hatten die Staaten nur diejenigen Gewerbe, 
welche mit dem Befige der Domänen unmittelbar verbunden waren. 
Dann trat während längerer Zeit das Princip in den Vorder— 
grund, daß der Staat mit eigenen Mitteln mindeftens die größten 
und wichtigſten Gewerbe betreiben müſſe; freilich ſchon damals 
mehr von dem Geſichtspunkte von Mufterunternehmungen als von 
dem einer eigenen Erwerbaquelle. In der gegenwärtigen Zeit ift 
man wol allgemein überzeugt, daß der Staat weder ſich ſelbſt 
noch dem Ganzen Nugen bringt, wenn er Gewerbe befißt und 
betreibt. Sie kommen daher nur noch ausnahmsweiſe vor, und 
zwar in den Fällen, wo die Verhältniffe gewiſſe Unternehmungen 
nur durch wirthſchaftliche Anftrengungen des Staats möglich 
maden, während jie dennod Bedingungen der gejammten Ent 
widelung find, wie Eifenbahnen, Telegraphenlinien, Dampfſchiff⸗ 
fahrtslinien u. a. m.; oder da, mo der Staat die Production 
gewifjer Güter nicht von der Einzelwirthichaft, ihrem Vorhanden- 
fein und ihren Interefien abhängig machen kann, wie bei militäri- 
ſchen Productionen, Staatsörudereien, Papierfabriken; oder endlich 
da, wo der Staat Mufterunternehinungen aufftellen will, wie bie 
Gobelinsfabrifen, Borzellanmanufacturen und ähnliche. In allen 
diefen Fällen ift die Verwaltung eine rein wirthſchaftliche; ihre 
Grundjäge liegen in der Natur der einzelnen Unternehmung ſelbſt, 
und nur die höchſte Leitung und die Gontrole fällt unter die 
eigentliche Finanzverwaltung. * 

Adam Smith ift wol der erfte, der fih ganz entſchieden gegen 
die Gewerbe als Einnahmequelle der Finanzen ausgejproden hat. 
(Bud 5, Kap. 2): „Es gibt kaum zwei Dinge, bie ihrem Weſen nah 
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fo verſchieden find als die Natur eines Kaufmanns und die des 
Souverans.“) Gay folgte ihm im diefer Anfiht (7, Kay. 26) 
Die Lehre von den Staatögewerben blieb von da an nur noch in 
ver Kameralwiſſe nſchaft heimiſch; foweit die gewerblichen Unterneh: 
mungen ber Staaten dur das öffentliche Wohl geboten find, gehören 
fie nunmehr ver ‚Verwaltungslehre, und der allgemeine Grundfag gilt 
durchgreifend, daß keine gemerblihe Unternehmung eines. Staats mehr 
um des bürgerlihen Erwerbs, fondern nur um eines höhern Zwedes 
willen bergeitellt werden darf, dem ver Grmerb nöthigenfalls unter 
zuordnen ift. 


II. &efäle. 


Die Gefälle umfafien die Gefammtheit aller Einnahmen, 
welde der Staat weder als Staat noch als privatrechtlich Be 
rechtigter, ſondern nach den Grumdlägen der feudalen Ordnung 
entweder als Lehnsherr oder als Grundherr von den nad dem 
frühern Lehnsrecht Verpflichteten zu erheben hat. 

Die lehnsherrlichen Gefälle find demnach diejenigen, welche 
von den Grundherrſchaften, deren Lehnsherr der Staat war, ge: 
keiftet wurden. Dahin gehören im mweitern Sinne aud die Gefälle 
aller Art von bäuerlichen Freigütern, bei denen fehr oft die alte 
Steuer mit den fpäteren Gefällen verſchmolzen oder verwechſelt ift. 
Die grundherrlihen Gefälle erideinen da, wo der Staat Grund: 
herr über die auf feinem Grund und Boden wohnenden Hinter: 
ſaſſen war, und in diefer Beziehung find die-Berhältnifie des 
Staat3 denen der übrigen Grundherren im Princip immer, in 
Form, Art und Maß ehr häufig gleich. 

Während der Lehnsepoche bildeten die Gefälle natürlich einen 
höchſt bedeutenden Zweig der Staatseinnahme. Die lehnsherr- 
lihen Gefälle find dann aus verſchiedenen Grimben zuerft ſehr 
verringert worden, während die grundherrlichen geblieben find. Die 
neuere Zeit, die Vertreterin der Selbftändigfeit und wirthſchaftlichen 
Freiheit des bäuerlichen Grundbeſitzes, hat nun das Princip durch⸗ 
geführt, die Grundherrlichkeit überall aufzuheben, und faft in 
ganz Europa find die Staaten. ihren eigenen Angehörigen darin 
mit glänzendem Beifpiel vorangegangen. Pie Gefälle find dadurch 
in einigen Staaten gänzlich verſchwunden, in andern beftehen noch 
gewiſſe Reſte derfelben, deren Verwaltung meiftens den Steuer- 
behorden obliegt. Es Tann aber keinem Zweifel: unterliegen, daß 
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fie auch bier allmählich einer geordneten Ablöfung eutgegengehen, 
da fie neben der gänzlichen Aufhebung der grundherrlichen Gefälle 
als eine Anomalie erfheinen, bei der nur Form und Zeit der 
Ablöfung, nicht aber die Iegtere felbft zweifelhaft fein kann. 

Diefe neuefte Entwidelung, im höchſten Grade fegensreich 
für alle Staaten Europas, hat daher ein ganzes, einft jehr wich 
tiges Gebiet aus der Staatslehre verſchwinden laſſen, in welchem 
die Finanzwiſſenſchaft und die Vermaltungslehre auf das innigfte 
miteinander verfhmolzen waren. Das mar die Theorie ber 
Grundentlaftung. Es ift in diefer Beziehung für die Hauptfrage 
fo wenig unklar oder beftritten, daß man die Frage und ben 
Gegenftand felbft in Princip und gelegliher Anordnung als defi— 
nitiv erledigt betrachten Tann, und daß das bereits Geſchehene die 
fefte Richtſchnur für dasjenige gibt, was noch zu thun übrig bleibt. 
In jedem Falle fteht feſt, daß der Geſichtspunkt der bloßen finan- 
zielen Einnahme fi) dem des volkswirthſchaftlichen Rechts bier 
in jeder Rückſicht unterordnet. 

Es ift natüclih, daß das ganze Gefällweien in den verſchiede- 
nen Staaten jehr verſchieden ift und daher der Negel nah auch 
befondere Grundjäge und Einrichtungen dafür beftehen. In Frankreich 
lann das Gefällwefen gar nicht mehr vorfommen. In den deutſchen 
Staaten find die Gefälle vem Namen wie dem Ertrage nach fehr ver- 
ſchieden; |. Rau, 8. 156 fg. In Defterreih find die Gefallverhält- 
niffe wieder innerhalb ver einzelnen Provinzen fehr abweihend und 
haben noch feine wifienihaftlihe Darftellung gefunden. Doc iſt die 
Summe, melde durch Gefälle eintgmmt, fehr bedeutend. Manche 
Unklarheit entfteht auch hier durch den Austrud, indem man nament: 
lih in Defterreih als Gefälle fehr häufig verſchiedene Gebühren 
fowol al3 verſchiedene Formen der Verzehrungsfteuer bezeichnet. Uebri— 
gens iſt das ganze Gebiet im Verſchwinden begriffen. Bergl. über 
die Bedeutung de3 Wortes für Defterreih Deilary, a. a. D., $. 25. 
Ueber die Jura Fisei ſ. Sonnenfels, $. 111; Malchus, $. 31. 


weites Kapitel. 
Bie Begalien. 
Begriff. 


Es gibt kaum einen Begriff in der ganzen Staatswiſſenſchaft, 
. der unbeftimmter wäre ald der ber Negalten. Man Tann zu 
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einem feften Begriffe berjelben überhaupt nur vom geſchichtlichen 
Standpunkte aus gelangen. 

Urfprüngli (Libri feudorum, II, 56) bezeichnete das Regal 
jedes Hoheitsrecht des Staats, welches durch Belehnung dem Bajallen 
verliehen werden Eonnte. Der Umfang der Regalien war daher 
urſprünglich ein abjolut unbeitimmter. 

Später, als die Staatswiſſenſchaft in ihren erften Anfängen 
entftand, bezog man die Regalien auf jedes Hoheitsrecht, deſſen 
Ausübung dem Staate eine Einnahme brachte, und verband daher 
die Regalien mit den Anfängen der verwaltenden Thätigkeit, ſodaß 
die Oberauffiht des Staats über bie verfchiedenen Zmeige des 
wirthſchaftlichen Volkslebens dadurch zu einem Regal ward, daß 
der Staat fi vermöge jener Oberauffiht einen Erwerb auf die 
verſchiedenſte Weile bildete. Natürlich ward der Umfang der Re 
galien dadurh nur noch unbeftimmter, da die Verwaltungen 
allenthalben Regalitäten fanden, um allentpalben Abgaben er- 
heben zu können. . Daher die endloſe Menge von Regalien jeit 
dem 14. Jahrhundert. * 

Das Auftreten eines rationellen Syſtems der Befteuerung 
machte nun eine Reihe biefer Regalitäten dadurch überflüffig, daß 
die Abgaben der einzelnen Erwerbsarten durch Steuern einkamen 
und andererſeits die freie Bewegung der Volkswirthſchaft fi) von 
dem Spftem der Bevormundung losmachte. Gegen Ende des vorigen 
Jahrhuuderts fing daher der Begriff der Regalien an, fi auf 
ein engeres Gebiet zu beſchränken, indem man damit nur dieje- 
nigen Hoheitsrechte bezeichnete, die ihrer Natur nad) dem Staate 
ein Einkommen abgeben fonnten. 

Allein au dies war fehr unbeftimmt; denn wenn der Staat 
vermöge feines Hoheitsrechts z. B. Salz und Taback befteuert, 
fo nannte man das ein Negal, obmol es in der That nur eine 
Steuer ift. Ebenfo gebrauchte man Begriff und Namen des Regals, 
two der Staat als Obereigenthümer gewiſſe Vorrechte an dem 
Grundbeſitz des Eigenthümers ausübt, wie beim fogenannten Forft 
umd Jagbregal; endlich bezeichnete man auch ſolche Dinge als 
Regal, bei denen der Staat ganz einfach entweder als Gigenihü- 
mer ein wirtbfchaftliches Einkommen bezieht, wie z. B. die Regalität 
ber Bergwerke, der Öffentlichen Fifcherei, oder mo er gar nur die 
Oberauffiht ausübt, wie bei gewiſſen Gemerben, mährend man 


5 136 


bei andern, wie bei den Banken, wieder nicht von einem Regal 
ſprach. Das Regal umfaßt daher auch jet noch theils einzelne 
Formen der Beftenerung, theils gewiſſe Functionen der Admi— 
niſtration, die mit Einnahmen verbunden find, theils auch die 
wirklichen Regalien. 

Das nun erzeugt eine große und nicht wünſchenswerthe Ver- 
wirrung in den Grundbegriffen der Staatswirthihaft, und es 
wird daher nothwendig, den Begriff der Regalien auf ein ganz 
feftes Gebiet zurüdzuführen, defjen Inhalt und Umfang nicht mehr 
zweifelhaft fein Tann. 

Wir beftimmen das Regal als das wirthſchaftliche 
Hoheitsrecht des Staats, und zwar in folgender Weile: 

Ein Regal ift diejenige wirthihaftlihe Unternehmung, deren 
Eriftenz und gefiherte Ordnung als eine abjolute und allgemeine 
Bedingung der wirthſchaftlichen Wohlfahrt eines Volkes ericheint, 
und die ebenveshalb nicht dem Zufall oder der Willfür der 
einzelnen in ihrer Begründung und „Durhführung überlaffen 
werben kann. 

Es ift daher weder ein Regal vorhanden, wo der Staat, wie 
bei den Monopolen, eine Steuerform oufftellt, nod da, wo er, 
mie bei der Verleihung von Bergwerksrechten, im allgemeinen 
Interefje das Expropriations- und Oberauffihtsrecht anwendet; 
noch viel weniger da, wo er rein abminiftrative Maßregeln durch⸗ 
führt; am-twenigften da, wo er, wie bei eigenen Forften ober 
Gewäſſern, ein Eintommen aus feinen Domänen bezieht. 

Ein Regal ift.im Gegentheil eine Unternehmung, die vor 
allen Dingen als ein allgemeines, organifhes und dauerndes 
Verwaltungsinftitut erſcheint, welches der Staatswirthſchaft nicht 
tin feinem Princip, fondern nur in feinen Einnahme- und 
Ausgabeverhältnifien angehört. Die Regalität hat ihrem Princip 
nad da aufzuhören, wo der Zwed durd ein Privatunternehmen - 
erreicht, werben Tann. 

Es würde ein entjchiedener Gewinn für die Klarheit der 
Sade und für das richtige Verftändnig der Regalienverwaltung 
fein, wenn man diejen einfachen Begriff der Regalität an die Stelle 
der hiſtoriſch überkommenen Unklarheit ftellte. Und das um fo 
mehr, als ſich erft aus diefem Begriffe die Arten und bie Po 
cipien ber Verwaltung ergeben konnen. 
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Schon Sonnenfels (, Finanzwiſſenſchaft““, $. 108 fg.) bat mit 
größter Klarheit ven obigen Begriff der Negalien aufgeftellt, indem 
er die Negalien, „die ihrer Weſenheit nad) bloße Steuern und Ab: 
gaben find“, von denen unterſcheidet, „die als Hülfstheile. zur 
Beförderung der Polizei und Handlung beitragen“. Da man fn 
Deutſchland fo viele franzöfifhe Bücher zu leſen hatte, jo hat man 
aud bier von diefem fo bedeutenden deutfhen Schriftfteller durchaus 
feine Notiz genommen. Die richtige Vorftellung von dem Weſen ver 
Regalien Mmüpft ſich in der deutfhen Literatur an die Frage: ob es 
nüglic fei, daß der Staat gewiſſe Gewerbe als Regal betreibe, oder 
der Privatmann? und arbeitet fi, auf diefem Wege mühfam zu 
dem Rau'ſchen Standpunkt, der Hiftorifhes und Politiſches in Un- 
tlarheit gemifcht feithält. (Siehe Jatob, $. 309 fg.; Malchus, $. 24 fg.; 
Rau, 8.166 fg. Die neueften Forfcher, wie Mar Wirth („National- 
dtonomie“, II, 330) haben die Unbequemlicheit vermieden, der Sache 
auf den Grund zu gehen, und das ganze Gebiet in einer halben Seite 
erledigt. Bei den Engländern ift von dem Begriffe naturlich gar feine 
Rebe, wie fie denn ja überhaupt feine Finanzwiffenfchaft haben. In 


Frankreich hat man dagegen: die Sache praltiſch durchaus "richtig ‘ 


aufgefaßt; von Regalien ift feine Rede, fondern wie Hod’3 Wert es 
zeigt, hat man einfach die fogenannten Regalien ala Theile des Steuer: 
weſens (Rap. VII: Zuder, Tabad, Schiekpulver) oder als felbftän- 
digen Verwaltungstheil (Rap. I, 3: Münzweien; Kap. IX: Poſt- 
weſen) aufgefaßt. Es ift zu hoffen, daß wir dieſem Beifpiel folgen 
werden, 


Die Arten und das Verwaltungsprincip der Regalien. 

Durch den ‚reinen Begriff der Negalien find diefelben auf 
ſehr wenige Arten eingeſchränkt. Wir können als jolde nur an= 
erfennen das Poftregal in Verbindung 'mit den Telegraphen, das 
Münzweſen in Verbindung mit dem Zettelregal und das Glücks— 
fpielregal. J 

Das Princip der Verwaltung dieſer Regalien ergibt ſich nun 
aus dem Weſen derſelben. 

Da dieſelben als abſolute und allgemeine Bedingungen der 
Bolfswohlfahrt erſcheinen, fo ift es die erfte Aufgabe ihrer Ver- 
waltung, fie fo einzurichten, daß fie diefem Zwecke dienen. Sie 
empfangen daher ihren Organismus und ihre Adminiftration durchs 
aus nicht vom Finanzweſen, fondern das legtere hat biefelben 
vielmehr als gegeben und zwedmäßig vorauszufegen; es ift Sache 
der Verwaltungslehre, die Einrichtungen diejer Imftitute zu ord⸗ 


nen. Da ferner bie Volkswohlfahrt die letzte Duelle aller Ein. 
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nahmen des Staats ift, fo muß ſich der finanzielle Erwerb dur 
die Regalien dem Bedürfniß des Volkes unterordnen, und jedes 
Regal darf daher nur infomeit eine Einnahmequelle für den 
‚Staat abgeben, als dies mit den Bebürfniffen der Gefammtheit 
vereinbarlich ift. 

Das Verwaltungsſyſtem der Regalien liegt demnad in den 
gegebenen Berhältniffen der Verwaltung; das finanzielle Syftem 
derfelben muß den wirthſchaftlichen Geſichtspunkt der Erzielung 
eines Reinertrags dem höhern ftaatlihen der Förderung deö Ge: 
ſammtwohls unterorbnen. 

Es ergibt fi daraus, daß die Regalien jegt in der Finanz: 
wifjenfchaft einen jehr untergeoroneten, in der Vermwaltungslehre 
dagegen einen jehr wichtigen Play einnehmen, während früher 
gerade das umgekehrte Verhältniß ftattfand. Das aber muß als 
ein bebeutfamer Fortſchritt angefehen werben. 

Man Tann übrigens fagen, daß diefe ganze Auffaffung in 
ihren weſentlichen Punkten bereits anerkannt ift und daß ihr nur 
noch .die traditionelle Ungenauigteit im Gebraudy des Ausdruds 
Regal entgegenfteht, die keine dauernde fein kann. 

Der einzige, der fih deutlich gegen alle andern Regalien als 
Poſt- und Münzregal ertlärt, ift mol Lop („Staatswirthſchafts- 
lehre“, IIL, 146 fg). Den Begriff der Regalien nimmt er übri- 
gend im gemöhnlihen Sinne. ©. auch Deſſary, 8. 25. Einen 
ganz andern Standpunkt nimmt Umpfenbach („Lehrbuch ver Finanz- 

wiſſenſchaft“, 1859, ©. 62 fg.) ein, der davon ausgeht, „daß die 
meiften Schriftiteller weder von dem Namen noch von dem Begriffe 
auch nur eine Ahnung haben“, und dabei Negalien und Gebühren 

. gänzlich verfhmilzt, ohne zu verftehen, warum andere die Sache an— 
ders verftanden haben. Daher im einzelnen zum Theil richtige, zum 
Theil ganz falſche Auffaffungen. Vgl. unten, namentlich beim Münze 
regal. Eine etwas weniger abſprechende Würdigung der Thatfahen und 
Anfihten würden viel dazu beigetragen haben, die Gefabr als be: 
deutend getinger erfcheinen zu laflen, die die Wiſſenſchaft ohne ihn 
gelaufen wäre. 


Die einzelnen Regalien. 
Bas Pofregal. 
Aufgabe und Verwaltungsprincip. 


Das Poſtweſen umfaßt die Gefammtheit der Organe, Ein- 
richtungen und Geſetze bes Staats, durch melde derjelbe den 
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regelmäßigen Verkehr der Perfonen und Nachrichten zum Gegen- 
ftand einer eigenen Unternehmung macht. 

Diefe Unternehmung oder das Poſtweſen bildet dadurch ein 
Regal, daß die abfolute Nothwendigkeit eines ſolchen regelmäßigen 
Verkehrs nicht geftattet, die darauf berechneten Inftitute von der 
Willfür der) Einzelunternehmer abhängen oder durch ihre Preife 
die auf ihre Benutzung angewieſenen einzelnen ausbeuten zu 
laffen. Der Staat al3 der einzige Träger des Geſammtintereſſes 
ift daher auch allein verpflichtet und damit berechtigt, ein Poſt— 
wefen herzuſtellen, und diefe Ausfchlieplichkeit, die im Weſen der 
Sache und im Begriff des Staats liegt, bildet die Negalität des 
Poſtweſens. 

Das Poſtweſen iſt demnach zuerſt ein Inſtitut der wirth- 
ſchaftlichen Verwaltung des Staats. Es ergibt ſich daraus, daß 
die für ſeinen Organismus, ſeine Einrichtungen und Thätigkeiten 
maßgebenden Grundſätze aus der Natur ſeiner Aufgabe fließen 
müſſen. 

Aus dieſer ſeiner Natur folgt als Princip, daß das Poft- 
weſen für alle Berfonen und für ale Arten von Nachrichten einen 
regelmäßigen, den ganzen Staat und alle feine Beziehungen zum 
Auslande umfaſſenden und vollfommen geficherten Verkehr here 
ftellen muß. 

Die Grenze der Yufgabe dieſes Syſtems ift da, wo das Bes 
dürfniß eines regelmäßigen Verkehrs nicht mehr vorhanden oder 
durch Privatunternehmungen und deren Goncurrenz vollkommen 
gevedt ift; jenes bei den größern Waarenfendungen, die der 
Frachtfuhr zu überlaffen find, dieſes namentlich in und bei großen 
Städten, wo die Lohnfuhr einträglih wird. Dabei künnen auf 
gewiffen Linien Poſt- und Fuhrunternehmungen nebeneinander 
beſtehen; alsdann hat die Poftverwaltung au die Oberaufficht 
über die legtern, die ihre Stelle vertreten. 

Die Darftellung diefes ganzen Syſtems der Poftverwaltung 
und der Grundſaͤtze, welde dafjelbe leiten, gehört demnach nicht 
in die Finanzwiffenihaft, jondern in die Verwaltungglehre. Die 
Finanzwiſſenſchaft hat jie als befannt vorauszufegen. 

. Die Aufgabe der Finanzen aber ift nun dadurch gegeben, 
daß die Poftoerwaltung nothwendig zugleich ein wirthichaftliches 
Unternehmen ift. Die Finanzwiſſenſchaft hat es mit der Poſt⸗ 
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verwaltung demnach infofern zu thun, als die wirthſchaftlichen 
Momente der Einnahme, Ausgabe und des Ueberſchuſſes beftim- 
mend auf die Poftverwaltung einwirken. Und da nun die leßtere 
von den erftern ihrer Natur nach anf allen Punkten durchdrungen 
iſt, fo ift auch die Verſchmelzung der Finanzen und der Ver: 
waltung gerade hier eine faft durchgreifende. 

Die meisten Schriftfteller haben die Frage, ob die Poſt als Regal 
ausſchließlich vom Staate oder au durch Privatunternehmungen be— 
trieben werden ſolle, ausführlich unterſucht und fi für das erſtere 
entſchieden. Jakob, $. 417—425; Malchus, $. 29; Rau, $. 205. 
Nur Log ift darüber im Zweifel (UT, 148 fg.). Praktifd ift die 
Sache längft entſchieden. 


Die Poſtverwaltung und ihr Syſtem. 


Aus dem Principe des Poſtweſens folgt nun das Syſtem 
deffelben, indem die Poft auf die verfchiedenen Objecte des Ver: 
kehrs ihre Anwendung findet. Diefe Anwendung, in wirkliche 
Ausführung gedacht, ift die Poſtverwaltung. Und diefe Poſtver— 
maltung, einerjeit3 durch die Natur der Objecte, andererfeits 
durch die Forderungen der Verwaltung beftimmt, empfängt ihre 
legte Geftalt durch die Herbeiziehung der finanziellen Principien. 

Die beiden Hauptobjecte des Poſtweſens find die Briefe, 
zu denen die Zeitungen und fonftige gedrudte Nachrichten hinzu— 

- kommen, und die Perfonen mit demjenigen Theile des Güter: 
verkehrs, der dem individuellen Leben angehört (einzelne und Beine 
Sendungen). 

Für beide Objecte ift die Aufgabe des Syftems die gleiche. 
Es foll jeden Punkt des Staats durch regelmäßige und fiddere 
Verbindungsmittel mit dem Ganzen in Berbindung erhalten. Die 
befondere Natur beider Objecte erzeugt aber für beide eine bejon- 
dere Art der Ausführung. Daher gibt es in jedem Poſtweſen 
zwei Syfteme der Verwaltung mit eigenen Grundſätzen, eigenen 
Einrihtungen und eigenen Gejegen. Das erfte Spitem nennen 
wir kurz die Briefpoft (oder das Briefpoftweien), das zweite 
nennen wir die Perſonen- nud Frachtpoft (Perfonen» und, 
Frachtpoſtweſen). 

Es liegt in ver Natur der Sache, daß beide nicht äußer— 
lich und abfolut voneinander getrennt find; allein es iſt Regel, 
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daß fie fih um jo Harer ſcheiden und mit ganz unabhängigen 
Anftalten daftehen, je größer die Bewegung als folde ift und je 
+beftimmter daher jedes Object feine eigenthümliche Beförderung 
fordert. Die zweite Regel ift, daß die Briefpoft beftändig eine 
regelmäßige fein muß, während bie Perfonenpoft eine Einrichtung 
fordert, nach der fie eine mwechjelnde Benutzung geftattet. Es 
leuchtet ein, daß demgemäß auch die Abgabe für beide einen ver- 
ſchiedenen Charakter haben und eine verſchiedene Berechnung for⸗ 
dern muß. 

Diefe beiden verfchiedenen Ausführungen des Spftems wird 
man am fürzeften bezeichnen, indem man die Briefpoft als eine 
abfolute Staatsanftalt aufftelt, melde von Boftmeiftern ver: 
waltet wird, während die Perfonenpoft nur ausnahmsweiſe eine 
»jelbftändige Staatsanftalt, dagegen der Regel nad ein Syſtem 
von Verträgen, mit Einzelunternehmern ift, die wir Poſthalter 
nennen. Das Syſtem der Briefpoftverwaltung ift daher der Or: 
ganismus der Poftmeiftereien, das Spitem der Perfonenpoftver- 
maltung der Organismus der Pofthaltereien. 

Boftmeiftereien und Pofthaltereien jind nun in der verſchie— 
denften Weife miteinander verbunden; dabei gibt es jedoch Fein 
abfolutes Princip, ſondern es muß die Bejonberheit des einzelnen 
Landes die zwedmäßige Verbindung ergeben. Darauf beruht es, 
daß das Poftwejen der einzelnen Staaten oft ein ſehr verſchiede— 
nes Bild darbietet. Indeß find dennoch die allgemeinen Regeln 
ziemlich gleih. Diefe nun gehören wie gefagt der Verwaltung, 
infofern fie fih auf den Zweck der Poft beziehen; den Finanzen 
dagegen, infofern das Poſtweſen ſelbſt als ein wirthſchaftliches 
Unternehmen erfcheint. Und aud dabei find SBoftmeiftereien und 
Bofthaltereien ſehr verſchieden. 


In allen Lehrbüchern der Finanzwiſſenſchaft findet man eine 
Darftellung des Organismus und der Verwaltung des Poftwejenz, 
die durchaus nicht dahin gehört, fondern der Verwaltungslehre über: 
wiefen werden muß. Namentlih bei Rau. Im übrigen ift man 
befonder im der jüngften Zeit darüber einig, daß nicht blos vom 
Eulturftandpunfte, fondern aud von dem finanziellen die möglichſte 
Ermäßigung des Porto und die Erleichterung der Zahlung die Ein: 
nahmen der Finanzen bei vergrößertem Briefverfehr jteigern, während 
andererſeits das gänzliche, Aufheben ver Differenz des Porto durch 
die Entfernumg ſich als nicht zuträglih herausſtellt. S. Malchus, 
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©. 136 fg., nnd namentlih Rau, $. 2168. Die Aufftellung von Poft: 

 organifationen, welche mehrere Staaten umfajlen, ſowie die Poſt- und 
Telegraphenverträge gehören dem Gebiet der internationalen Ber:. 
waltung an. 


Briefpoft und Briefportoſyſtem. 

Die Einnahmen des Poſtweſens ‚beruhen darauf, dab die 
wirkliche Benutzung der Poſt ſtets von ſeiten des einzelnen geſchieht 
und daher auch von dem einzelnen eine Abgabe für dieſe in ' 
feinem fpecielen Interefje geihehende Benugung gegeben werden 
sn (Porto; Perjonenpofttarif ; Fracht). 

> Da nun für Briefe das Poftregal dem Stagte das ausſchließ— 
liche Recht der Beförderung gibt, fo ‚hat der Staat darin die 
Möglichkeit, dur eine willkürliche Erhöhung des Porto ſich eine” 
ſcheinbar faft unbegrenzte Einnahme zu. verihaffen. Ebenſo kann 
er ben Perſonenverkehr bis zu einem gewiſſen Grade (ſoweit nicht 
Beförderung mit eigenem Fuhrwerk ftattfindet) zwingen, fi der 
Poſt zu bedienen; in gleicher Weife den Güterumlauf, ſoweit der- 
felbe nicht dem Handel, fondern dem perjünlichen Verkehre an: 
gehört (Eleine Packete bis zu einem gewiſſen Gewicht). 

Mein die wirkliche Benugung folgt auch bier dem wirth: 
ſchaftlichen Gejege, daß fie nur da ftattfindet, two der der Poſt zu 
zahleude Preis nicht den Werth überfteigt, den die Mittheilung 
für bie Mittheilenden hat. Es ergibt ſich demnach die Regel, daß 
ſich die Zahl dieſer Mittheilungen in dem Grade verringert, in 
welchem das Porto fteigt, und umgekehrt, daß die Briefbewegung 
fteigt, wenn fich die Brieftare vermindert. Da nun aber die Koften 
des Poſtweſens ſich ‚bei großem und kleinem Verkehr weſentlich 
glei) bleiben, fo fordert das finanzielle Princip des Poſtweſens 
ein fo geringes Porto, daß durch die mit dem Sinken des Porto 
fteigende Briefbewegung die Dedung der Ausgaben gefihert er= 
ſcheint. Und diejer Forderung entſprechend ift daher der möglichſt 
geringe Belrag des Porto das erfte Princip der finanziellen 
Boftverwaltung. 

Das zweite Princip bezieht fih auf das Ausmaß des Porto. 
Die natürlihe Grundlage defjelben ift erftlih dag Gewicht der 
Briefe, wobei das Porto von dem (allenthalben ziemlich gleichen) 
einfachen Briefgewicht in verſchiedenen Abjtufungen aufwärts geht. 
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Die zweite Grundlage ift die Länge des Briefumlaufs. Scheinbar 
muß das Porto genau nah Maßgabe der Entfernungen fteigen, 
auf denen ber Brief befördert wird; allein bei genauerer Be: 
trachtung ergibt fi, daß nicht die Beförderung der Briefe, fordern 
vielmehr der Act der Aufnahme und Ausgabe derfelben die größ- 
ten Koften verurſacht. Daher hat man die Entfernung als Grund: 
lage des Ausmaßes des Porto auf wenige einzelne Unterſchiede 
zurüdgeführt und ein gleiches Maß deffelben für gewiſſe (meiſtens 
vier) Poftrayons aufgeftellt (Stadtpoften, 6 Meilen, 20 Meilen 
ind mehr). 

Die größte Erſparniß der finanziellen Poftverwaltung befteht 
aber in der Form der Erhebung des Porto durch die Brief- 
marken. Die Briefmarken, indem fie die Koften der Beförderung 
ungemein verringern, machen ihrerjeits wieder allgemeine Herab- 
fegung des Porto und dadurd die Vermehrung des Briefverfehrs 
möglich, welche theils für die finanzielle, theils aber auch für die 
ſtaatswirthſchaftliche Seite des legtern hochwichtig ift. Daher hat 
man eine Zeit lang den Grundſatz feftgehalten, die unrichtige 
Benugung der Briefmarken als ein Berfehen durch Nichtanrech— 
nung der falſchen Marke zu ftrafen. Doc liegt für eine folde 
Strafe fein Grund vor, und die Nachzahlung des zu geringen 
Betrags reicht für diejen Zweck aus. 

Auf diefen Grundlagen ift das Briefpoftweien eine jelbftän- 
dige Unternehmung de3 Staats, die aber zugleich die meitere 
Aufgabe hat, nicht blos anf den fehon beftehenden Linien den 
Briefumlauf fo raſch, fiher und bequem als möglich zu erhalten, 
fondern aud noch immer mehr Linien in das Poſtnetz hinein- 
zuziehen, fodaß womöglich fein Punkt des ganzen Staats ohne 
Briefoerbreitung duch das Poſtweſen bleibe. Es ift klar, daß 
auf diefe Weife die neueften Linien jedesmal die am wenigften 
einträglichen find und der Regel nach nur mit Nachtheil betrieben 
werden. Die Aufgabe des Ueberſchuſſes der Hauptlinien ift nun 
dabei, den. Ausfall der Nebenlinien zu deden umd fie fo lange 
zu erhalten, bis fie ſelbſt wieder ihre Koften tragen. Diefes 
Verfahren eutſpricht der wirthſchaftlichen Anlage; nur darf letztere 
von der Gewißheit eines zu erwartenden Ueberſchuſſes nicht ab- 
bängig fein. 
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Die eigentlihe Natur des Poſtweſens hat fih im Grunde erft 
Bahn gebrochen, feit der frauzdſiſche Brieftarif vom 1827 der 
Beratbung und Beſchlußfaſſung durd die Kammern unterzogen wurde. 
Seit dieſer Zeit find die Gefeggebungen über Poſtweſen und Poſtporto 
namentlich für Briefe jehr thätig geweien. Im allgemeinen ift der 
Charakter diefer Beftrebungen bis auf den heutigen Tag fich weſentlich 
glei und darauf gerichtet, den Charakter einer Einnahmequelle bei ver 
Poſt dem einer Öffentlichen Anftalt unterzuordnen. Den entſcheidenden 
Schritt dafür bildete jevoh das Rowland-Hill ſche Syſtem, das feit 
1840 allgemein durchgreifend, allenthalben das Princip der niedrigen, 
einfachen und durch Marten zu zahlenden Portofäge geltend machte. 
Schon bei Malchus ($. 29 u. 30) Koßen wir auf jehr gefunde Anfichten ; 
bei ihm wie bei Log (S. 150 fg.) befondere Berudſichtigung der eng-. 
liſchen Einrichtung und ihrer Ergebniffe. Bei Rau, $. 2168, die über- 
fichtlichften Angaben. Ueber das franzöfifhe Poſtweſen j. beſonders Hod, 
Kap. 9;.namentli über die Benugung der Poſt zu Zahlungen durch 
Geldmandate gegen 2 Procent Provifion, eine höchſt nüglide und von 
Frankreich herſtammende Einrichtung. S. 479 u. 480. Die Poſt- 
literatur iu Deutſchland hat erft eine Bedeutung, feit namentlich 
Klüber („Das Poſtweſen in Deutfhland, wie es war, ift und fein 
tönnte“, 1811) au bier die dee einer organischen Einheit zum 
Ausdrud bradte, die dann durch den- beutfch : öfterreihifhen Vertrag 
von 1850 im wefentlihen zur Verwirklihung gelangte. Ueber vie 
neuern Zuftände al3 Folgen deſſelben ſ. Hüttner, „Poſtweſen unferer 
Zeit“ (1854). Für Defterreih, befonders für bie frühere Zeit, 
vgl. Deflary, „Die öfterreichifhe Poſtverfaſſung“ (1848), und für 

Gegenwart die defjen „Grundzüge, 8. 43. 


.  Vofthaltereien und Fahrtare. 

Da, wo der Perfonenverkehr ein regelmäßiger ift, Tann der 
Staat derjelben felbft übernehmen und eine eigene Anftalt dafür 
einrichten. Das ift die eigentliche Fahrpoft. Wo derſelbe aber 
unregehnäßig wird, muß er Einzelunternehmern übergeben werden; 
dies find die Pofthalter. Ihr Verhältniß beruht auf einem Ber: 
trage, "deifen Inhalt einerfeits die Pflicht des Pofthalters ijt, in 
näher zu beftimmender Weije entiveder regelmäßige oder unregel 
mäßige Beförderungen herzuftellen, andererfeit3 das Recht deffelben, 
daß fich die zu befördernden Perfonen, wenn fie nicht mit eigenen 
Beförderungsmitteln reifen, nur der Pofthälterei bedienen dürfen. 
Das erfte geſchieht, um den Perfonen die Führung der Befür- 
derung, das zweite, um den Pofthaltern die Sicherung für den 
Erfag ihrer Auslagen zu geben, die fie durch Vereithaltung der 
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Beförderungsmittel, der Pferde und Wagen, haben. Es leuchtet 
ein, daß die Modificationen diefer Verträge fehr groß fein können 
und ſich jedenfalls an die örtlichen Verhältniſſe anſchließen müſſen. 
Auf ſehr vielen Linien ift vabei die Beförderung der Briefe mit 
der Beförderung der Perfonen verbunden, dann ift der Pofthalter 
zugleich Poftmeifter. Das Nähere dafür gehört in die Verwal— 
tungslehre. 

Die finanzielle Seite des Poſthaltereiweſens beſteht nun in 

ber Feſtſtellung der Fahr- und Frachttarife, ſowie der Nebenaus- 
gaben, welche die Beförderung für Perſonen und Sachen mit fi 
bringt. Da ferner jede eigene Beförderung den Erwerb der Bolt: 
balterei beeinträchtigt, Privatunternehmungen zum Perſonen- und 
Gütertransport aber doch nicht ausgeſchloſſen werden können, jo 
figert man die Einträglichkeit der Pofthaltereien noch durch fol- 
gende Beftimmungen: - 

1. Me Unternehmungen, welche auf regelmäßige Beförderung 
von Perfonen innerhalb einer Pofthaltereiroute berechnet find, 
bedürfen einer eigenen Conceflion und müſſen der Poſthalterei 
eine gewiſſe Abgabe zahlen. 

2. Güter von kleinem Gewicht dürfen nit anders als mit 
der Poſt befördert werden. 

Nachdem in neuerer Zeit die Hauptverfehrslinien dur ihre 
immer wachſende Benugung die Anlage von Eifenbahnen und 
Dampfichiffslinien hervorgerufen, mar die Verſchmelzung der 
Poſt, fowol der Brief- als der Fahrpoft, mit diefen Anftalten 
nothwendig, da neben jenen Unternehmungen eine eigene Poft 
nicht beftehen Tonnte. Hier ift das Poftregal theils durch die bes 
treffenden Beftimmungen der Gonceffionen, theils durch einzelne 
Verträge mit diefen Unternefmungen zur Ausübung gelangt, die 
zwar viele Modificationen zulaffen, im weſentlichen jedoch darauf 
hinausgehen, daß die Bahnzüge einen eigenen Wagen für die 
Poſt, die Dampfſchiffe einen eigenen Plag für diefelbe anweiſen, 
fodaß die Function der Poftverwaltung gegen einen billigen Erfag 
an die betreffenden Unternehmungen ungeftört bleiben und zugleich 
den Vortheil einer vafchen Beförderung genießen Tann. Das Ein 
zelne gehört auch bier der Verwaltung des Poſtweſens an. 

Im allgemeinen find die Pofthaltereien viel weniger berüdfichtigt 
als das Briefpoftwefen und nehmen aud beftändig an Wichtigkeit 
Stein, Finanzwiffenfaft. 10 
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ab. Grundſatz ift, in diefer Beziehung die möglichſt freie Concurrenz 
an die Stelle der Staatsanftalt zu fegen. Daher in den Gefep- 
gebungen immer freiere Bewegung. Doc müfjen die örtlichen Ver 
bältniffe entſcheiden. So biegjame. Auffafjung wie bei Umpfenbach 
($. 41) tann zwar wie unrichtig werden, aber auch nie etwas nügen. 
In Frankreich heftiger Kampf gegen das Recht der Pofthalter; ſ. auch 
Dietionnaire de ’&conomie politique (Art. Postes; einfeitig). 

Eingehende Darftellung des Sachverhaͤltniſſes findet man bei Hod, 

a. a. O., ©. 493 fg. 


Eifenbahnen und Telegraphen. 


Die Eiſenbahnen und Telegraphen bilden den neueſten Theil 
der Finanzwiſſenſchaft. Es kommt bei ihnen vorzüglich darauf 
an, fi Über den Gefichtspunkt zu einigen, von dem «aus man 
für die Finanzwiſſenſchaft bei ihnen auszugehen hat. 

Die Eijenbahnen haben ‚vorwaltend den Charakter einer ges 
werblichen Unternehmung, die Telegraphen wegen der bei ſihnen 
nothwendigen, dem Amtsgeheimniß entfprechenden Verſchwiegenheit 
nicht. Eifenbahnen follen daher nur dann vom Staate gebaut werden, 
ivenn fie troß ihrer allgemeinen Nothwendigfeit doch ihr Anlages 
Tapital nicht felbft verzinfen. Alsdann find fie aber kein Zweig 
der Finanzwirthſchaft, fondern eine Verwaltungsanftalt und fallen 


unter die nad) denen diefe eingerichtet und verwaltet 
werden, ı t, ob fie eine Einnahmequelle bilden. Die 
wirklich h aatseiſenbahn iſt dann ein Staatsgut und 
wird der » am beſten dem Privateigenthum über— 
geben. Jſſenſchaft hat es daher mit der Erbauung 


oder den Betriebverhältniffen der Staatzeifenbahnen nicht zu 
thin, fo wenig wie mit denen der Poft; fie hat nur die Vebürf- 
niſſe, bezüglich die Erträgniffe derjelben zu verrechnen. 

Das Telegraphenmweien bildet dagegen ein Regal im eigent— 
lichen Sinne des Worts, und zwar nicht etwa dadurch, daß es 
ausihlieglih vom Staate betrieben werden darf, jondern auch 
dadurch, daß der Stagt die Aufgabe hat, daſſelbe auf die Gefahr 
eines regelmäßigen Verluftes bei diefer Unternehmung herzuftellen 
und zu unterhalten. Bon diefem Gefichtspunfte aus find aud die 
Telegraphen allenthalben eingerichtet. Die weitern Fragen dabei 
gehören weſentlich der Verwaltungspolitif oder der Technik. 
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Das Weſen der Münze, als des feften Maßes für das edle 
Metall und dadurd Grundlage‘ des ganzen Verkehrs, ſoweit dere 
jelbe auf dem Werthe beruht, fordert, daß die Münzung allein 
vom Staate vorgenommen werde al3 derjenigen Gewalt, melde 
durchaus Fein Sonderintereffe an der falſchen Bemefjung-der Fein 
beit und des Werthes der Münze hat. Das Münzregal ift daher 
das ausſchließliche Hoheitsredht des Staats, Münzen zu prägen. 
Die Grumdfäge, nah denen dies zu geſchehen hat, bilden die 
Lehre vom Münzweſen. Diefe Lehre gehört daher der Lehre von 
der Verwaltung an. 

Das Münzregal bildet nun einen Theil der Finanzwiſſenſchaft 
dadurch, daß es zugleich ein wirthſchaftliches Unternehmen ift. 
Denn die Münze ift zunächft nur wirthſchaftliches Product der 
Münzanftalten und fordert ala folhe Verwendungen, welche eines 
Erſatzes bedürfen. Die Münze ift ſomit zugleich eine Quelle von 
Einnahme für den Staat, für welche er jedoch feinerfeits Leiftun- 
gen zu übernehmen hat. Die finanzielle Frage ift dabei nur bie, 
in welchem Verhältniß beide ftehen, oder wie groß die Einnahme 
des Staat? aus den Münzregal fein darf. 

Nachdem in diefer Beziehung der Standpunkt überwunden ift, 
nad welchem der Staat fi eine Einnahme aus der Münzver- 
ſchlechterung zu ziehen trachtete, fteht es jegt allgemein feft, daß 
der, Staat bei der Münzung gar feinen Gewinn haben, jondern 
höchſtens nur den Betrag feiner Verwendungen für das Münzen 
ſich wieder einfordern darf. Dies .geſchieht durch den Schlag: 
ſchatz. Doch ift diefer Schlagſchatz felbit wieder an fi unbeftimmt 
und daher ein Anlaß, den Metallwerth der Münzen unſicher zu 
maden, während die Koften der Prägung im Verhältniß. zu 
diefer Gefahr nur gering find. Daher dringt jegt allgemein das 
Princip durch, daß aud der Schlagihag gänzlich aufzuheben und 
jeder Staat, verpflichtet fei, die Münze ohne Schlagfhag genau 
zu ihrem Münzwerthe auszuprägen;-und dies ift der einzig rich— 
tige Standpunkt für diefe Frage. 

Anders ift es dagegen bei den Scheidemünzen. Bei diefen 
lonnte von jeher der Münzgewinn viel größer fein, da bei ihnen 
die Innehaltung des Miünzfußes der Hauptmünze nicht nothmwen- 
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dig if. Die Beftimmungen über den Münzfuß der Scheidemünze 
find fehr verſchieden und wechſeln oft bei gleihbleibendem Münz- 
fuß der Hauptmünze. „Regel ift dabei, daß der Münzfuß der 


- Scheidemünze demjenigen der Hauptmünze um jo näher ftehen 


und der Gewinn der Münze daher um fo geringer fein muß, ie 
größer die Scheidemünge felbft und je größer daher auch die ge— 
ſetzlich beftimmte Summe ift, die man in Sceidemünze zah— 
Ien darf. 

Der finanzielle Grundfag für das Münzweſen als Unter- 
nehmung des Staat? beruht demnach darauf, die Hauptmünzen 
in dera bfolut erreihbaren Richtigkeit auf Koften des Staats her= 
zuftellen und die Dedung dieſer Ausgabe durch den geringern 
Münzfuß der Scheivemüngen wieder einzubringen, foweit dies 
ohne Nachtheil für den Verkehr thunlich ift. 

Während daher die Grundbegriffe und Regeln der Prägung 
dem techniſchen Gebiet, die Principien des Münzgehalts und der 
Münzeintheilung der Verwaltungslehre angehören, gehört das 
Münzregal der Finanzwiſſenſchaft nicht als eine Einnahmequelle 
des Staats, fondern im Sinne des wirthſchaftlichen Hoheitsrechts 
nur injomweit, als es einerſeits Koften erzeugt und andererjeits 
dieje Koften durch den Scheidemünzfuß wieder zu deden fucht. 

Auch die Behandlung des Münzregals hat ihre beftimmten Epochen 
durchgemacht, deren Verfolgung die Bedeutung und Stellung ber 
einzelnen Arbeiten leiht verftändlih macht. Die italienifhe Schule 
bat die Nothwendigkeit eines feiten Munzfußes zuerſt wiſſenſchaftlich 
feitgeftellt, während die ältere engliihe Schule vie wirthſchaftliche 

Bedeutung des Geldes an die Spige ftellte. In Frankreich und - 

Deutſchland betrachtete man die Münzfrage bis zum Ende des vorigen 

Jahrhundert? wejentlih aus dem Gefihtäpunfte des Rechts. Erſt mit 

dem Anfange- dieſes Jahrhunderts fing die Ueberzeugung an allgemein 

zu werden, daß die Prägung keine Einnahmequelle der Finanzen, fein 
dürfe. Zugleih aber entitand die für das Weſen des Regals ent: 
iheidende Frage, ob denn der Staat überhaupt einen Schlagſchatz 
erhalten jolle ? Hier hat Jakob das Verdienft, zuerſt und gründlich 
ven Sag vertheidigt zu haben, daß der Staat gar feinen Schlagihag 
erheben dürje („Abhandlung über die Wirkung des Schlagfhages“ 

[Bufas zur Ueberjegung von Say, Il, 468] und „Örunbjäge ver 

Polizeigefepgebung“, $. 221; jehr gut deſſen „Finanzwiſſenſchaft“, 

$. 412 fg). Cr berief ſich dabei auf Englands Beiipiel, vergaß aber, 

daß in England zwar fein Schlagihag auf der Hauptmänze (Gold), 
wol aber ein beveutender Schlagſchaß auf der Scheivemünge, dem 


149 


filbernen Shilling ruht; und dadurch ift es gefommen, daß ber fül« 
gende Streit über den Schlagſchatz ftet? ohne Unterfiheidung ber 
Haupt: und Scheivemünze geführt worben ift. Bgl. Maldus, 8. 27, 
und ebenfo Rau, $. 197, der fich ohne jene Unterſcheidung fir den 


Schlagihag als Erjag der Prägungskoſten ausfpriht. Erledigt it 


die Sache durch ven trefflihen Münzvertrag vom 24. Jan. 1857, 
Art. 6, in den Separatart. IV, der den Schlagſchaz und das Re: 
mebium aufhebt, und Art. 14, der für die Scheidemünzen einen leid: 
teen Münzfuß zuläßt, welcher in ver That nicht? anderes als ver 
Schlagihag ift. Die Anwendung auf Defterreih im Patent vom 
19. Sept. 1857 f. bei Michel, „Die neuen Münzgefege in Oeſterreich“. 
Es dürfte hier für die Zukunft nur wenig mehr unklar fein. Für 
Frankreichs Verhältnifie |. von Hod, ©. 572. 


Das Papiergelöweien. 

. Das Papiergeldweien kann von dem Münzivefen der Staaten 
au in der Finanztoiffenfchaft nie getrennt werben, obgleih es 
bisher gar nicht in diejelbe aufgenommene ift. Die Theorie hat 
bier den Vortheil, ohne mit hergebrachten Vorftellungen Tämpfen 
zu müffen, ihre Grumdfäge in reinfter Einfachheit aufftelen zu 
innen. 

Die Errihtung einer Bank, welche Noten ausgibt, ift fein 
Regal, fondern eine volfstwirthichaftlie Aufgabe der Regierung 
und gehört daher der Finanzwiſſenſchaft nicht an. Das Bank— 
notenwefen unterfteht daher auch nicht den Finanzen, fondern ber. 
innern Verwaltung. 

Sowie dagegen die Noten einer Bank als gültiges Zahlungs⸗ 
mittel vom Staate anerkannt werden, fo wird die Sicherheit die- 
fer Noten, die eben durch jene Anerkennung zu Papiergeld werden, 
eine Angelegenheit aud) der Finanzverwaltung, infofern diefe fi 
zu erflären hat, ob auch bie Staatslaffen die Noten als Geld 
-annehmen follen oder nicht. 

Da nun diefe Erklärung einen großen Werth für eine jede 
Bank hat, indem diefelbe der Bank die Stenerfundation ihrer Noten 
der Bankfundation hinzufügt, fo wird diefe Erklärung der Finanzen 
der Regel nach als Mittel gebraucht, um vermöge derfelben bie 
betreffende Bank zu einem Darleihen in Silber oder Papier zu 

. beivegen. So.entfteht die Zettelſchuld des Staats. 

Durch diefe Zettelſchuld wird nun das Interefie der Finanzen 
fo eng mit dem der Bank verflochten, daß das ganze Papiergeld 
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weſen zu einem mejentlichen Theile der Finanzverwaltung gehört. 
Da aber das Medium biefer Berihmelzung die Staatsjhuld. ift, 
fo fällt das Papiergeldivefen und feine Verwaltung praktiſch unter 
die Lehre vom Staatscredit, obgleich es theoretiih dem Minz 
vegal angehört. 

Es ergibt fi daraus, .daß die Notenemiffion an fi fein 
Regal ift; nur die Emiffion von Noten, welche Papiergeld find, 
bildet ein Regal. Cine Einnahme von diefem Regal ift auf 
directem Wege nicht thunlich, da trog der Drudkoften hier die 
Erhebung eines Schlagſchatzes abfolut unthunlich erſcheint. Die 
Verwerthung des Negals- wird daher ftet3 in der Benugung dei: 
jelben für den Staatscredit beftehen und dort ihre Darftellung 
finden. 

Von diefer Grundlage aus ift das Gebiet der Berührungen 
zwiſchen Papiergeldweſen und Staatshaushpalt leicht zu beherrichen. 

Das Papiergeldweſen hat jeine hauptſächlichſte Bedeutung für die 

Finanzverwaltung als Mittel zur Eingehung einer Staatsfhuld und 

wird deshalb bei diejer zu behandeln fein. 


Das Lotterieregal. 


Die Nothivendigkeit für den Staat, die Lotterie für ein Regal 
zu erklären und ihre Verwaltung entweder jelbft zu übernehmen, 
oder die Errichtung nur unter den von ihm vorgejchriebenen Bedin— 
gungen, die Ausführung unter feiner Oberaufficht zu geftatten, beruht 
darauf, daß erſtlich das Glücksſpiel ſchon an ſich ein für die ge— 
ſammte Volkswirthſchaft nicht unbedenklihes Unternehmen iſt, 
zweitens darauf, daß das Publikum die Refultate der Wahrfchein: 
lichkeitsrechnung, auf denen das Verhältniß zwiſchen Einfag und 
‚Gewinn beruhen muß, nicht berechnen kann oder mag. Gibt man 
aljo «einmal ein Glüdsfpiel zu, in der Meberzeugung, daß das 
Bedürfniß der Menſchen ſich auf unerlaubten Wege Befriedigung 
verjchaffen würde, wenn fein erlaubter offen fteht, jo kann es 
nur al3 Regal behandelt werden. 

Daß dies Regal als Einnahmequelle der Finanzen durchaus 
nicht zu empfehlen ift, darüber ift man vollftändig einig. Es 
ift jedoch nicht Sache der Finanzen, dies zu befeitigen, wenn fie 
auch die Aufgabe haben, die entfallende Einnahme durd eine 
andere zu erjegen. Wo es aber befteht, da liegen die Regeln 
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feiner Verwaltung in feiner Natur und bedürfen feiner meitern 
Auseinanderfegung. . 

Ohne allen Zweifel find nun die Zinfenlotterien, ober Lotte: 
rien, bei denen nicht um den Einfaß, fondern um die Zinjen der 
Einfäge gefpielt wird, die einzig rationellen Formen der Lotferien, 
da fie den Trieb zum Spiel’zu einem Antrieb zur Erſparniß der 
Einfäge machen, die ihrerfeits nicht verloren gehen. Wo alfo 
Zahlenlotterien beftehen, da ift e8 eine wichtige Aufgabe,‘ die 
Umgeftaltyng der Zahlenlotterien in Zinfenlotterien zu erzielen; 
eine Aufgabe, die der Wiſſenſchaft ebenfo würdig wäre als der 
Verwaltung. 

Was Jatob (I, 577 fg.) darüber ſagt, iſt ſehr verſtändig 
und enthält eine Art Rechtfertigung, freilich nur auf das Zahlen— 
lotto bezogen. Malchus (I, $. 65) fteht ungefähr auf demſelben 
Standpunkte, das Lottofpiel als ein nothwendiges Uebel und 
“die Beauffichtigung durch den Staat als die mögligite Milderung 
deſſelben anzujehen. Nau ift grundlich und ausführlih; $. 220 fg. 
entſchieden gegen das Lotto, ſowol das Bahlenlotto (genueſiſches) als 
das Klaſſenlotto. Die Zinfenlotterie hat er nicht erwogen, Die 
öfterreihifche Gefeggebung hat das Lotto überhaupt als ausſchließende 
Staat3unternehmung bezeichnet. Das Patent vom 13. März 1813 
ik die Grundlage aller Betimmungen; die einzelnen Grundjäge und 
Vorſchriften findet man bei Konopafel und Mor, a. a. O., IH, $. 17 fg. 


Drittes Kapitel. 
Gebühren. 
Finanzielle Natur derjelben. 


Während bei den Negalien Staatsanftalten vorausgefegt 
erden, die den dauernden Zweck haben, den Verkehr zu ordnen 
und zu fördern, treten anbererfeits auch Fälle ein, wo Staate- 
anlagen und Staat3organe von einzelnen zum Zived des Verkehrs, 
alfo für ihr befonderes Intereſſe benugt werden. Allerdings ver- 
bindet ſich hier wie immer das allgemeine Intereffe mit dem 
individuellen, allein das individuelle erſcheint dabei als erfter 
Zwet und erfte Veranlaffung der Leiftung des -Staatg. Die 
Abgaben nun, welche für ſolche einzelne Benugung einer beftehen- 
„ven Staatsanlage oder Leiftung eines Staatsorgans gejahlt wer- 
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den, heißen Gebühren. Und da diefe Anlagen und Organe des 
Staats regelmäßig, der Verwaltung angehören, jo Tann man die 
Gebühren au als Verwaltungsabgaben — Abgaben an die Ber 
waltung — bezeichnen. 

‚Die Gebühren bilden daher den Uebergang von den Abgaben 
überhaupt zu den privatlichen Leiftungen der einzelnen an den 
Staat, wie andererjeit3 die ihnen zu Grunde liegenden Leiftun 
gen des Staat3 wieder den Uebergang von dem privaten Erwerb 
des Staats zu den öffentlihen Functionen bilden. Das ift ber 
Grund, weshalb einerjeit3 der Begriff der Gebühren ein jo un— 
beftimmter, andererjeit3 das Gebiet derfelben ein jo ſchwankendes 
iſt. Es erllärt fi dadurch auch im allgemeinen leicht, weshalb 
die Gebührenverhältniffe der einzelnen Staaten fo verſchieden find. 

Unmfang und Betrag derfelben hängen zunächſt davon ab, ob 
und inwieweit bie betreffenden öffentlihen Functionen in den 
einzelnen Staaten bereit3 als organifche Thätigfeiten der Verwal⸗ 
tung allgemein anerfannt find, oder noch als befondere und facul⸗ 
tative angejehen werden. Je mehr das erfte der Fall ift, deſto 
mehr wird aud der Grundgedanke wegfallen, daß der einzelne 
als folder für eine ſolche Leiftung zu zahlen habe, und an die _ 
Stelle der Gebühr wird daher die Steuer treten. Daher denn die 
allgemeine Erfheinung, daß die Gebühren im Anfange der Finanz: 
verwaltung ſtets ſehr umfangreich find, bei ehr vielen Fällen von 
den einzelnen an die Aemter gezahlt werden, wo fie fpäter ver— 

ſchwinden, und daher in der That die Steuern, welche die Aus— 
gaben des Staats für diefe amtlichen Zunctionen zu deden haben, 
vertreten. Dies ift auch der Grund, weshalb die meiften Schrift 
fteller die Gebühren als eine Art der indivecten Steuern betrachtet 
haben, obwol bei ihnen das erfte Princip jeder Steuer, die All 
gemeinheit fehlt. Die Entwidelung einer guten Finanzwirthſchaft 
bringt es dagegen mit fih, daß die Gebühren auf ganz beftimmte, 
gejeglih geordnete Fälle beſchränkt und ihr Betrag gefeglich feſt— 
geftellt werde. Nur ift diefe gefegliche Feftftelung nicht immer 
füglid in einem und demſelben Geſetz thunlich, fondern es er- 
ſcheint zweckmäßig, die Bemeffung der Gebühren bei den geſetzlichen 
Ordnungen für die betreffenden Anftalten felbft einzufügen. 

Die Gebühren zerfallen ihrem Gegenftande nah in drei 

Hauptgruppen. Sie beziehen ſich entweder auf die Benugung von 
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Staatsanlagen, oder auf befondere Leiftungen beftehender Staats- 
organe, oder vertreten als einmalige Abgaben gewiſſe Steuern. 


Man muß jagen, daß zuerſt Rau das Gebührenweſen auß ber 
abfoluten Unbeftimmtheit herausgehoben hat, die bis auf ihn mit 
dem Ausprude „Gebühr verbunden war und dadurch jede willen» 
ſchaftliche Berudſichtigung vefelben hinderte. In den frühern Werfen 
von Jakob, Malchus, Log u. a. kommt kaum das Wort, geſchweige 
denn die Sade vor. Rau's Auffafjung ift zugleih dem Princip nah 
die richtige ($. 227); nur im einzelnen muß man abweihen. Wenn 
Hoffmann (,„Würtembergifhes Finanzreht”, I, 694) auch da Ge: 
bühren anerfennt, wo der Staat feine Leiftung für die Gebühr thut, 
ober wenn Umpfenbah („Finanzwiſſenſchaft“, $. 26 fg.) Gebühren 
und Regalien ungefchieden durcheinander wirft, fo ift beides ent: 
ſchieden falſch. Vor allem muß man ſich über zwei Punkte Har fein. 

Zuerſt darf man die Gebühr felbft nicht mit der einzelnen Form 
ihrer Erhebung verwechjeln und die letztere als eine felbftänbige Art 
der Gebühren bezeichnen. Dies geſchieht namentlich bei der Stempel: 
gebühr, die gemöhnlid — in ver Theorie zuerit bei Rau — als 
eine felbftändige Gebühr bezeichnet wird. EB ift einleuchtend, daß 
der Stempel überall feine Gebühr, fondern nur die Form der Er: 
hebung einer beftimmten Abgabe ift; dieſelbe Gebühr fönnte in vielen 
Fällen ohne Stempel erhoben werden. Man muß daher, um das 
Gebüßrenweien zu verftehen, dieſe Form für fich betrachten und fie, 
ftatt als eine jelbjtändigen Abgabe, vielmehr aus dem Gefichtäpunfte 
der zwedmäßigen Erhebung ind Auge faſſen. J 

Da nun aber der Stempel in vielen Fällen als -abjolut zwed⸗ 
mäßig erf&eint, fo hat man diefe Erhebungsform ausgedehnt und 
fie au da angewendet, wo es ſich gar nit mehr um eine Gebühr, 
fondern um eine wirkliche Beiteuerung handelte. Dadurch ift in das 
Gebührenmwefen eigentlich erft die Unklarheit hineingelommen, indem . 

- man durch die Gleichartigkeit in ver Erhebung Gebühren und Steuern 
ſelbſt verwechſelte. Man muß daher, mill man anders zu einem 
feften Begriffe der Gebühren gelangen, vom Stempel abfehen und 
den Begriff ver Verfehröfteuern fefthalten, deren einzige Erhebung: 
form eben in vielen Fällen der Stempel if. Der Stempel an ſich 
Kann daher entweder veine Gebühr (Stempel bei gewiſſen eigentlihen 
Gebühren) ober reine Steuer (z. B. Erbſchaftsſtempel) oder Gebühr 
und Stempel zugleih enthalten. Und aus dieſem Grunde geſchieht 
es, daß in den verſchiedenen Staaten, wie es ſchon Rau auffiel, in 
Beziehung auf die fogenannten Gebühren ein fo großer Unterſchied 
obwaltet. Diefer. Unterſchied liegt nicht in ven Gebühren, fordern 
darin, daß durch die Erhebung die Gebühren mit den Steuern. viel: 

fach verfepmolzen werden. Von diefem Stanppunfte ift das Gebühren: 
wefen unſchwer zu verftehen. Weberbied erklärt verjelbe auch zum 
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Theil die Erfheinung, daß die Gebühren im ganzen ſtets als Ein- 
nahmequelle gebilligt werden, während jede einzelne Gebühr faft immer 
vielen Zweifeln und Angriffen ansgefegt worden ift. 


I ‚Gebühren für Benugung von Staatsanlagen. 
(Verwaltungsgefälle over Verwaltungsgebühren.) 


Alerdings Liegt es in der Natur jeder Staatsanlage und 
namentlich auch derjenigen, welche für die Erleichterung des Güter- 
umlaufs bergeftellt werben, daß fie aus den Gefammteinnahmen 
des Staat? zu decken find, weil fie am Ende der Gefammtheit der 
Staatsangehörigen nügen. Allein namentlich die Wege (Straßen, 
Chauffeen), die Kanäle, die Hafen und Brüden haben zugleich einen 


"örtlich jo beſchränkten Wirkungskreis, und ihre Benugung er-_ 


ſcheint als ein fo directer Vortheil für den einzelnen, daß ein 
Erjag für das, was der Staat für diefe Verbindungsmittel thut, 
von feiten desjenigen einzelnen, der fie benußt, als durchaus 
mohlbegründet angejehen werden muß. Es ift kaum zweifelhaft, 
daß ſonſt der Vortheil, der dem Transport dur) folde Anlagen 
erwächſt, wenigftens zum größten Theile ganz in den Händen der 
Zransportunternehmer bleiben und nicht, wie man wol gemeint 
Hat, durch größere Billigkeit der Waaren wieder der Gefammtheit 
zugute fommen würde. Auf diefem Grunde beruht die Gebühr 
‘für die Benugung der Staatsanlagen für den: Transport, oder 
die Wege-, Kanal-, Brüden- und Hafengelder. Aus diefem 
Weſen der erften Art der Gebühren folgt aber auch die Grund» 
lage für das Spftem derſelben. 

Erftens muß eine ſolche Gebühr mit dem Werthe der Lei 
ftung ber Anlage in Verhältniß ftehen. Es ift nit ihre Aufs 
gabe, einen Beitrag zu den Reineinnahmen des Staat zu leiſten, 
-fondern fie fol nur die Koften der Anlage amortiſiren ünd bie 
Unterhaltungsfoften deden. Es muß babei der Verwaltung über: 
laffen bleiben. die Verwendung folder Einnahmen nad) ihrem Er- 
meſſen zu beftimmen und diefelben zu vertheilen; nur muß der 
Einnahme aus diefen Gebühren zugleih eine Ausgabe für das 
Verbindungsweſen in der Weile entipreden, daß jene eine beftän- 
dige und allgemeine Verbeſſerung des Verbindungsſyſtems zur 
Folge hat. 
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Zweitens muß die Erhebung eine moöglichſt einfache und 
leichte ſein. 

Drittens muß der Betrag genau feſtgeſtellt und für alle Bes 
theiligte erfichtlich fein. 

Die Frage, ob es Einzelunternehmern geftattet fein foll, 
unter Auffiht des Staats auf Privatkoften Verbindungswege an 
zulegen und fi für die Benutzung derfelben von dem einzelnen 
Gebühren (Wegegelder) zahlen zu laſſen, muß im allgemeinen 
ohne Bedenken bejaht werden. Auf diefem Princip beruhen ohnehin 
die Eifenbahn= und Dampfſchiffahrtsgeſellſchaften. Es verfteht ſich 
dabei von jelbft, daß die Verwaltung fih vorbehalten muß, ſowol 
die Richtung als die Einrihtung und endlich den Betrag des 
Wege- ober Fahrgelds zu beftimmen und überhaupt. das Unter- 
nehmen zu überwachen. . 

Die erfte und wichtigſte Anwendung diefes Grundfages findet 
ftatt bei den Conceffionen der Eiſenbahngeſellſchaften und Dampf: 
ſchiffahrtslinien. 

Die zweite Anwendung deſſelben iſt den Wegen, Straßen 
und Waſſerbauten der Communen gegeben. 

Die dritte bilden die eigentlichen. Privatwege und Privat 
megegelder, die fogenannten Privatmauthen, bei denen das mei- 
tere Princip hinzutritt, daß fie nicht als ein ewig dauerndes Recht, 
jondern unter den angemefjenen Beftimmungen nur auf beftimmte 
Beit verliehen werden dürfen. 

Die Strafen: oder Wegeabgaben erſcheinen in der frühern Fi— 
nanzwiſſenſchaft gar nicht; es gehört zu Rau's Verdienſten, ſie in 
dieſelbe aufgenommen zu haben. Doch darf man die Frage nad) 
ihrer Zwedmäßigleit keineswegs als geſchloſſen betrachten, wenn aud 
Neuere, wie Wirth und Umpfenbah, dieſen wichtigen Theil des Ab: 
gabenweſens ganz fiberfehen. 

Alle Strafenleiftungen (Abgaben, Frohnen) hatten nämlich 
friiher einen durchaus communalen Charakter, und der Wegehaushalt 
hatte deshalb mit dem Finanzweſen nur wenig zu thun. Selbſt die 
Wegegefepgebung enthielt früher mejentlih nur Beftimmungen, die 
durch die Gemeinden ausgeführt wurden. Daher fand die Wege: 
gebühr, vie für Landſchaften und Gemeinden oft fo wichtig warb, 
in dem Finanzweſen feine Stelle. Dies ward anders, ald mit un: 
fern Jahrhundert die Verſchmelzung der drtlihen Intereffen das Di 
weſen als eine Anftalt für die Gefamutheit ver Volkswirthſchaft er: 
ſcheinen ließ. Jept war jede communale Straße zugleich eine allge- 
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meine, und bie Frage mußte entftehen, ob die Mittel für die Her: 
ftellung ver Straßen aus dem allgemeinen Staatseinfommen oder 
durch die Gemeinden aufgebraht, und ob überhaupt ned eine befon: 
dere Abgabe für die Benugung ver Wege zuläffig fein folle. Fur 
den erftien Punkt gelangte man bald zu der Entſcheidung, die Wege 
in öffentliche und Gemeindewege zu theilen (Frantreih); für den 
zweiten entftanden verfchiedene Anfichten. Die einen wollten alle 
Wegeabgaben aufgehoben wiſſen und die Ausgaben durd die Steuern 
einbringen; andere brachten es zu dem Verſuch, diefe Ausgaben durch 
eine befondere Steuer aufzubringen (3. B. in Baiern Zugviehſteuer; 
Rau, $. 241), oder wie Defterreih, diefelbe zum Theil in der Form 
von Gemeindezufchlägen zu erheben; in nod andern Fällen ließ man 
aber die Abgabe als Mauth beftehen und erhob fie entweder direct 
oder im Wege der Verpachtung. Im allgemeinen ift das Refultat 
diefer verſchiedenen Richtungen, daß man vie völlige Aufhebung aller 
Wegeabgaben als unzwedmäßig anerkennt, weil die Abgabe als die 
richtigſte Form der Vertheilung der Wegelaft anerkannt wird; daß 
man dagegen die möglihfte Einfachheit und Leichtigfeit der Grhebung 
alfenthalben einführt und zugleih das Ausmaß für die Abgabe ftets 
unter dem ®Betrage hält, den die Herftellung und Erhaltung ver 
Wege .toftet. Es ift offenbar, daß dies der richtige Standpunkt ift. 
Dabei kommt dann wieder alles auf die Tofalen Verhältnifie an, welche 
darüber entſcheiden müfjen, wo, wie hod und won went die Wegeab⸗ 
gabe zu entrichten iſt. In dieſer Beziehung iſt eine völlige Weber: 
einſtimmung der Geſetzgebung der verſchiedenen Länder natürlich nicht 
moglich. Waſſerbaubeiträge (Deichlaſten) gehören febftwerftämtih 
nicht Hierher: (Rau, 8. 238.) 


U. Gebühren für die Feihungen von Staatsorganen. _ 
(Eigentlihde Gebühren.) 


Wo einzelne Staatorgane zu beftimmten Thätigfeiten von 


einzelnen in Anſpruch genommen merden, die nur durch dem’ 
Staat erfüllt werden Fönnen, da fordert es zwar das Weſen des 
Staats, daß er den einzelnen dieſe Leiftungen- nicht vorenthalte, 
aber es ift gleichfalls begründet, daß der einzelne für eine ſolche 
für fein Privatintereffe geſchehende Function einen wirthſchaftlichen 
Erfa gebe, den wir auch hier eine Gebühr nennen. Diefe Ge- 
bühr hat den Namen der Sportel, wenn fie nit an das öffent: 
liche Organ als ſolches, fondern an eine einzelne Perjon diejes , 
Organs für eine Thätigkeit zu entrichten ift, die fonft der Betref- 
fende auf eigene Koften umd daher and) mit geringerer Sicherheit 
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zu vollziehen gehabt hätte. Dagegen gehören nicht dahin die Aus: 
gaben, welche nit an das Staatsorgan, fondern an Private zu 
- zahlen find, die aus ihrer Hülfe und Unterftügung des einzelnen 
bei feiner Hinwendung an das öffentliche Drgan einen Erwerb 
machen, wie Anwälte, Mandatare, Notare u.f. m. Die für folde 
Seiftungen beftehende Tare geht ebendeshalb nicht aus finanziellen, 
fondern aus abminiftrativen Principien hervor und gehört daher 
in Aufftellung und Durchführung der Finanzwiffenshaft nit an, 
da fie durchaus nicht auf eine Einnahme für die Finanzen be= 
rechnet iſt. 

Man kann dieſe Gebühren in drei Hauptgruppen theilen. 

Die Gerichtsgebühren entfallen für die einzelnen gericht⸗ 
lichen Xcte, die im Intereſſe der einzelnen gejhehen oder von den 
einzelnen durch ihre Schuld veranlaft werden. 

Die Gebühren der Polizei (Polizeigebühren) werden für 
diejenige Tätigkeit der Polizei gezahlt, durch melde die letztere 
einem im Privatintereffe geſchehenden Act feine polizeiliche Gültig- 
keit gibt. Sie gehören meiftens den Sporteln an. 

Die Regiftergebühren umfafjen alle Arten von Gebühren 
und Sporteln, melde für die Thätigfeit der amtlichen Eonftatirung 
privatrechtlicher Verhältniffe und Acte des Verkehrs zu entrichten 
find. Diefe dritte Gruppe ift diejenige, welche einerſeits am mei- 
ften Schwierigkeiten in der richtigen Spftematifirung, andererjeits 
am meiften Zweifel über ihre Zweckmäßigkeit hervorruft. Es 
muß daher ſchon bier bemerft werden, daß der größte Theil der 
gewöhnlich hierher gerechneten Gebühren gar feine Gebühren, 
fondern vielmehr Steuern find, teil fie nicht für die Thätigfeit 
des betreffenden Organs, fondern fir allgemeine Bebütfniffe des 
Staats erhoben werden, daher auch nicht ala Erfag einer wirt: 
lichen Leiftung von feiten der Staatsgewalt, fondern als eine 
Beſteuerung des Verkehrs erſcheinen. Wir finden diefelben daher 
unten unter den Verfehräfteuern als Abtheilung der Einfommen- 
fteuern wieder, mit allen Gefihtspunften, welde für und gegen 
biefelben zur Geltung kommen. Die eigentlihen Regiftergebühren 
beziehen fich dagegen nur auf zwei Fälle. Die erfte Art derſelben 
betrifft die Eintragung in öffentlihe Bücher, mo dieſe für 
Privatzwecke nöthig ift, um aus der Stellung im Negifter die nö- 
thigen Gonfequenzen für die Sicherung des Verhältniffes ableiten 
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zu kbnnen; die zweite Art betrifft die Mittheilungen aus ben Bü— 
chern für Privatzwecke. Man fanıı daher die erfte Art die Ein- 
tragungs=, die zweite die Auszugägebühren nennen. 
+ Eine befondere Art der Gebühren find nod die Gebühren für 
die Stempelung oder Punzirung von Gold: und Silberarbeiten. 
Da die Gebühren "ihrem Begriff nah für Leiftungen: des 
Staats gegeben werden, fo dürfen fie nicht dem einzelnen Beam— 
ten, fondern nur ber betreffenden Staatskaſſe felbft zufallen, 
mozu eine eigene Verrechnung ftattfindet. 


Während bei den Wegeabgaben der Grund ihrer Nichtberüdfichti- 
gung in der bisherigen Finanzwiffenshaft in dem communalen Cha: 
vafter verjelben lag, lag er bei den eigentlihen Gebühren darin, daß 
diefelben zum großen Theil früher einen Theil der Gehalte der ber 
treffenden Beamten abgaben, und daher theil® den Charakter von 
Steuern hatten, theils auch in ven verſchiedenen Ländern fehr ver: 
ſchieden normirt und in fehr verſchiedener Weiſe (bald durch Stempel, 
bald durch directe Zahlung) erhoben wurden. Das Auftreten der 

Staatsbeſoldungen ließ daher auch Hier die Frage entftehen, ob nicht 
wei: richtiger das ganze Gebührwefen aufzuheben und jeder Act der 
Gerichte und Polizei unentgeltlich für jeven zu vollziehen fei. Die 
vorwiegend inbividuelle Benugung der amtlichen Thätigteit in eins 
zelnen Fällen zwang indeß, die gänzlihe Aufhebung aller Gebühren 
und Sporteln al3 unzmwedmäßig abzuweiſen (Rau, $. 234), während 
man andererjeit® aud hier die möglicite Gleihmäßigfeit und Herab: 
fegung zum Princip machte, und durch Aufftellung fefter Tarife für 
jeden Act die Wilffür der Aemter ausjchloß. "Dabei gilt nun, daß 
ein großer Theil viefer Gebühren durch Stempel erhoben werden, und 
dadurh dem Namen nad aus der Reihe der Gebühren verſchwinden, 
während fie als Stempelabgaben wieder erſcheinen. Dies an fih in 
den meiften Fällen zwedmäßige Verfahren darf die Wiſſenſchaft nicht 
hindern, auch hier die Abgabe jelbft von ihrer Erhebungsform zu 
ſcheiden. Es iſt dabei die. Aufgabe der Finanzgefeplunde, im jedem 
Lande die Stempelgejege zu unterjuhen und zu umterfheiden, inwie— 
weit ber vorgeſchriebene Stempel entweder eine eigentliche Gebühr, oder 
eine Verlehrsſteuer enthält, und danach die Höhe des Stempels zu 
beurtheilen. Mit Recht hat fih namentlih Rau, 8.234, für die Bei: 
behaltung der Gerichtögebühren erklärt; diefelben Gründe fprehen für 
die andern beiven Unterarten. Nur daß er ven Charakter einer Ber- 
tehräfteuer nicht deutlich genug ertannt hat. Die praltifhen Fragen, 
welche Acte mit diefen Gebühren zu belaften find, und nah welchen 
Grundſatzen das Ausmaß derfelben feftgejtellt werden foll, find num in 
jedem Staate verſchieden beftimmt, und es muß die Hinweifung auf die 
Gebühren: und Stempelgefeggebung genügen; in "jeder Gefepgebung 
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find aber in ven Tarifen. ſelbſt Steuern und eigentliche Gebühren ver: 
mengt. Das franzöfiibe Gebührenfyftem ift in dem Syſtem des 
Enregistrement. und Droit de greffe enthalten; jevoch gehört ein 
weſentlicher Theil unter die Stempeljteuer (j..unten bei den Einkom— 
menftenern.) Hod hat zuerft eine Hare Weberfiht deſſelben (Kap. 5) 
dad enregistrement im engern Sinne hat die amtliche Conftatirung von 
Rechtsgeſchäften zur Aufgabe und war-urfprünglidh nur Gebühr; dann 
ward feit dem Hauptgejeß vom 12. Dec. 1798 ein Syſtem ver Be 
ſteuerung des Verkehrs mit feſtem und proportionalem Steuerfuß daraus, 
bei welchem ver juriftifche. Verfehrsact Steuerobject war (Hod, ©. 178 
— 192). Died enregistrement gehört daher nit unter die Ger 
bühren. Die Stempel Frankreichs find gleichfalls Verkehrsſteuern 
(ebend., S. 193 fg.). Nur die Droits de greffe find wahre Gebüh: 
ven, und zwar bilven fie die eigentlihen Gerichtögebühren (Gefetz 
vom 11. März 1799), Eintragungen, Austragungen, Erpebitionen 
uf. w. (ebend., S. 201 fg). Rau ($. 234) hat das Ieptere 
richtig erkannt, hält dagegen an ver Vorftellung feſt, daß alle Regiſter— 
gebühren Gebühren feien ($. 236). Ihm fehlt noch der Begriff ver 
Verfehräfteuer. Das Gebührengefeg für Oeſterreich hat eine befondere 
Geſchichte; hier zeigt fich ver Zufammenhang des Gebührenfuftems mit 
der allmählichen Befreiung des Grund und Bodens von der Patri- 
monialjurisdiction am deutlichſten. Das neue Gebührengefeg vom 2, 
Aug. 1850 ward nad dem Kundmadungspatent vom 9. Febr. 1850 
augdrüdlih „mit Rüdfiht auf die Entlaftung des Bodens“ und „vie 
Umgeftaltung der Verwaltungsbehörden und Gerichtsverfaſſung“ er: 
laſſen. Das Princip defjelben war, Gleichheit der Gebühr allenthal: 
ben durchzufilhren und jede Willkur auszufhließen. Im übrigen iſt 

. daß öfterreichijhe Syſtem wefentlih ein Verkehrsſteuerſyſtem, und die 
Gerichts- und Regiftergebühren find in diefes Syftem in der Art auf: 
genommen, daß ihr Tarif dadurch feitbeitimmt ift, ſodaß das Geſetz 
gleihfam ein zweifaches, ein Steuer und ein Gchührengefeg ift. In 
der Auffaffung gilt das ganze Gefeg daher auch meiſtens als ein 
Steuergeſetz; ſo auch bei Eyfar, „Handbuch des öfterreihifhen Gebühren: 
geſetzes vom 9. Febr. und 2. Aug. 1850” (1855) Sammlung aller 
beziehenplichen Verordnungen, S. unten Verkehrsſteuern. Deſſary, a. 
a. D., S. 55, erklärt die Gebühren geradezu für „reine Steuern“, 
was ir ganzen ” weit gegangen ift. 


II. Gebühren, welche die Stelle von Steuern vertreten. 
(Berleihungsgebühren.) 
In einzelnen Fällen wird der directe oder indirecte Rutzen, 


den eine Gnadenbezeigung der höchften Staatsgewalt dem ein- 
zelnen im wirthſchaftlichen Sinne verleiht, als Gegenftand der 
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Befteuerung betrachtet und in der Weife einer Abgabe unterzogen, 
daß für den Erlaß, der diefe Gnadenbezeigung enthält, ‚eine be— 
fimmte Gebühr entrichtet wird. Dieſe Gebühren, da fie gejeglich 
normirt find, nennt man Taren, und zwar Taxen von Anftellun- 
gen, Beförderungen, Verleihungen, Dispenfationen. Sie haben 
der Regel nah mehr die Aufgabe, einen befondern Zweck, na 
mentli die Bildung von Penſionsfonds, zu erleichtern, als eine 
eigene Einnahme für den Staat zu bilden. Ihr Betrag fteigt na= 
türlich nach Verhältniß der Größe der Verleihung, und es ift ebenjo 
irrthümlich, darüber eine allgemeine Regel aufzuftellen, als die 
Bivedmäßigfeit derfelben zu bezweifeln, wo fie für einen folden 
jpeciellen Zweck beftimmt find. 

Eine bejondere Art derfelben bilden die Patentabgaben. : Die 
Lehre von den Patenten, ihrer Einrichtung und ihrem Rechte ge- 
. hört in die Verwaltung. Bisher find die Patente indeß ſtets mit 
einer gewiſſen Abgabe ſowol für die Ertheilung als für die Dauer 
ihres Beſtands belegt worden. Man kann diefe Abgabe für die 
Berleihung eines Patents von zwei Seiten betrachten. Sie ift 
erftlih eine Gebühr für die Unterfuhung der Berechtigung zur’ 
Löfung eines Patents, und da diefe Unterfuhung eine befondere 
Tpätigkeit öffentlicher Organe bedingt, die im Einzelintereffe ge- 
ſchieht, fo ift durchaus Fein Grund vorhanden, die Angemefjenheit 
einer folhen Patentgebühr, die dabei nah den Verhältniſſen ein- 
zurichten ift und ihrerfeit3 von einer leichtfinnigen und unbegrün- 
deten Patenthajcherei abhält, zu bezweifeln. Dagegen ift anderer: 
ſeits die Ausdehnung der Patentgebühr je nach der Zeitdauer, für 
melde das Patent ertheilt wird, durchaus nicht zu motiviren, da 
fie in der That nichts ift als eine Erwerbfteuer und als ſolche 
vielmehr um fo größer fein müßte, je länger eine patentirte Er- 
findung befteht und mithin je mehr Ertrag fie gewährt. Die Un— 
terſcheidung zwiſchen Patentgebühr und Patentfteuer in der Pa— 
tentabgabe, melde bisher beide ungeſchieden umfaßt hat, ift des- 
balb von Wichtigkeit und die rationelle Bafis diefer Art von Ab- 
gaben überhaupt. 

€3 gibt in jedem Staate eine Reihe von Gebühren, vie bei Ver: 
leihungen aller Art, bei Dispenfationen, Prüfungen, Würbenerthei- 
lungen u. f. w. entrichtet werden und in den meiften Fällen hiftoris 
ſchen Urfprungs find. Sie haben für die Finanzwiſſenſchaft nur fehr 
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wenig Intereſſe. Die Batentjteuer dagegen ift fehr wichtig; das We- 
ſentliche dabei ift indeß die voll3wirtbicaftlihe Seite. Weshalb Rau 
(8. 245) fie nicht ala Steuer behandelt wiflen will, ift nicht recht 
abzufehen. Kleinſchrod („Patentgefepgebung”) hat die Sache richtig 
aufgefaßt. Weber die franzdfifhe Tare für die brevets d’invention 
ſ. Hoch, a. a. D., ©. 422. 


Zweites Gauptfüc. 
. - Das Steuerwefen. 


Alfgemeinfter Standpuntt. 


Einem weſentlich andern Theil der Staatswirthichaft begegnen 
mir nun in dem zweiten großen Gebiete der Staatzeinnahmen, 
dem Gebiete des Steuerweſens. 

Es wird daher nothwendig werden, den allgemeinen Geſichts- 
punft für daffelbe in Begriff und Weſen der Steuer feftzuftellen, 
ebe wir zum Inhalt defjelben im einzelnen übergehen. 

Die Steuer ift der regelmäßige, geſetzlich beftimmte und vom 
Staate erhobene Beitrag, den die Einzelwirthihaft für die Be 
dürfniffe des Staats hergibt. 

Die Steuer hat daher ihrem Wejen nach zwei Geſichtspunkte, 
aus denen fie betrachtet werden muß. 

Sie ift zuerft eine an fi abfolute, unbedingte Pflicht des 
einzelnen. Denn der Staat als die perſönliche Einheit des or⸗ 

ganiſchen Gejammtlebens enthält, erzeugt und ordnet alle Bebin- 

gungen de3 Einzellebens überhaupt und der Einzelwirthſchaft im 
befondern. Er ijt daher jelbft die unbedingte, abjolute Voraus— 
fegung jeder individuellen Eriftenz. Die Vorausfegungen, unter 
denen ex felbjt Iebt, find daher für den einzelnen nicht Sache der 
Wilfür, ſondern an ſich nothwendig, wie der Staat jelbft. Und 
da der Staat wie jede Perfönligjkeit der wirthſchaftlichen Güter 
abjolut bedarf, jo ift die Pflicht, ihm dieſe darzubieten, ebenjo 
abſolut wie der Staatsbegriff felbit, oder: die Steuerpflicht if 
ihrem Begriffe nach eine abjolute und unbedingte, 

Allein der Staat ift für den Steuernden feine blos äußer— 

Stein, dinanzwiſſenſchaft. 1 
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liche Gewalt: Er iſt zugleich der Vertreter und Träger des Prin- 
cips, daß die höchſten Intereffen der Gejammtheit in der höchſten 
Erfüllung der Intereffen jedes einzelnen gegeben find. So in 
geiftigen, fo auch in wirthicaftlichen Dingen. Die Steuern find 
daher nicht bloß eine unbedingte Pflicht für den einzelnen, ſon— 
dern dag Princip der Identität der- Intereffen fordert, daß die 
Steuern in Princip, Maß, Art und Erhebung ihre Ordnung nad 
ben Grundverhältniffen der. Einzelwirthihaft empfangen, aus denen 
fie hervorgehen. Wenn daher die Steuerpflicht an fi zwar eine 
abjolute ift, fo ift die Ordnung diefer Pflicht nothwendig eine 
wirthſchaftliche. Die Gefammtheit aller auf dieſe Pflicht jedes 
einzelnen bezüglichen Grundfäge, Einrichtungen und Thätigkeiten 
nennen wir nun das Steuerweſen, und dies Steuerwefen wird 
durch die grundſätzliche Beziehung auf das wirthichaftliche Leben des 
Volks zum rationellen Steuerſyſtem, das durd die Steuer: 
verwaltung des Staats feine Vollziehung erhält. Die Lehre vom 
Steuerweſen oder die Steuerlehre im allgemeinen hat demnach zur 
Aufgabe, zuerit das Princip aller Steuern, dann das Spftem 
und endlich die Verwaltung berfelben auf diefer Grundlage dar- 
zulegen. Die Lehre von den einzelnen Steuern oder die Steuer- 
Iehre in ihrem befondern Theile hat dann die Anwendung jener 
allgemeinen Begriffe und Grundfäge für die im Spftem der 
Steuern erſcheinenden einzelnen Steuern zu enthalten. 





Allgemeiner Theil, 
Die Cehre vom Steuerwelen. 


Begriff. 

Wenn man die Natur des Steuerweſens richtig verſtehen 
will, ſo muß man das Weſen der Steuer mit der oben gegebenen 
Definition zwar als äußerlich bezeichnet, nicht aber als innerlich 
erſchöpft betrachten. Man muß vielmehr einen höhern Standpunkt 
dabei einnehmen. 

Nach der gegebenen Begriffsbeſtimmung iſt die Steuer nämlich 
zunächſt eine nothwendige und geordnete Einnahme für den Staat 
und eine gleichfalls nothwendige und geordnete Ausgabe für den 
einzelnen. Allein dieſe Ausgabe des einzelnen, welche die Steuer 
bildet, hat naturgemäß wieder eine Einnahme deſſelben zur Vor— 
ausfegung. Die Einnahme des Staats dur die Steuer beruht 
daher unabmweisbar auf der Einnahme des einzelnen in feiner 
Wirthſchaft; die erftere kann nie ohne die zweite fein, und die 
erſte Grundlage alles Steuerweſens ift daher das Verhältniß, in 
weldem die Einnahme der Einzelwirthſchaft zur Steuer fteht, durch 
welche der Staat feine Einnahme von dem einzelnen macht. Das 
Verſtändniß diefes Verhältniffes ift die abfolute Grumdlage der ras 
tionellen Steuerlehre. 

Es läßt ſich nun diefes Verhältniß fehr Teicht bezeichnen. 

Der Staat jelbft ift feinem Begriffe nah dauernd, und fo 
find aud feine Bedürfniffe dauernder Natur, Er muß daher als 
feinen oberften wirthſchaftlichen Grundſatz anerkennen, daß er 
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dauernd für die Befriedigung diefer Bedürfniſſe forgen muß. 
Diefe Befriedigung wird ihm durch die Abgabe geboten, melde 
ihm ber einzelne als Steuer gibt. Es muß daher die Steuer 
jelbft jo eingerichtet fein in Maß, Art und Ordnung, daß fie jelbft 
dauernd gezahlt werden kann. Und von dieſem erften 


Grundſatz gehen alle folgenden Principien in einfacher Weife aus. 


Die Fähigkeit der Einzelwirthſchaft nämlich, eine dauernde 
Steuer an den Staat für feine Bebürfniffe zu zahlen, Liegt nicht 
in dem Kapital derſelben. Es ift ein Kapital undenkbar und 
natürlich aud nicht vorhanden, welches auf immer im Stande 
wäre, von feinem Beftande als ſolchem eine Steuer zu zahlen. 
Iene dauernde Fähigkeit liegt nur in derjenigen Kraft des Kapi— 
tal3, melde den in der Steuer enthaltenen Abgang immer aufs 
neue erfegt. Dieſe Kraft nennen wir die Reproductionskraft des Ka- 
pitals, und den Ausdruck diefer Kraft bildet das Einfommen, in- 
fofern es nicht als Bedingung der reproductiven Thätigfeit des Ka— 
pitals für die Production verbraudt wird, oder das Reinein- 
Tommen. 

Jede Steuer ift daher ihrem oberften Princip nach eine Ab- 
gäbe vom Reineinfommen. Jede Steuer, welde dies ift, ift eine 
ihrem Grundprincip nad rationelle; jede Abgabe, melde dies 
nicht ift, ift felbft da, wo fie zuläfig erſcheint, Feine Steuer mehr. 

Die Form, in mwelder dabei die Steuer auferlegt und er— 


hoben wird, ift für diefes Grundprincip der Steuer gleichgültig, 


wenn aud die übrigen wirthihaftlichen Folgen der Vertheilung 
und Erhebung ehr wigtig find. 

Aus diefem oberften Princip ergibt fi von ſelbſt, daß es 
demgemäß auch kein Reineinkommen im Staate geben kann und 
darf, welches nicht eine Steuer an den Staat zahlt. Die Noth: 
wendigkeit der Steuer ift ebenfo allgemein als das Reineinfom- 
men, denn für jedes Neineintommen ift der Staat die erjte und 
nothiwendigfte Bedingung. 

Endlich folgt in gleicher Weile, daß die Steuer, indem fie 
fi) an das Reineinfommen anſchließt, auch im Verhältniß zu 
dieſem Neineinfommen ftehen muß. Das Maß, in mweldem die 
Staatsthätigkeit zu jedem einzelnen Reineinfommen beiträgt, ift 
ein gleiches, mie der Staat überhaupt für alle derfelbe ift.- 
Das Maß, in welchem der einzelne zu den Staatäfoften bei— 
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trägt, ift daher auch gleich für jede gleiche Größe des Reinein— 
kommens. 

Dieſe drei Grundſätze für alles Steuerweſenn drückt mar nun 
einfad jo aus: die Steuer muß eine dauernde, eine allgemeine, 
und eine gleihmäßige fein. 

Es leuchtet dabei ein; daß die Allgemeinheit und Gleihmäßig- 
keit der Steuern einfache Conſequenzen aus dem erften Princip 
find, weldes die Steuer auf das Einkommen zurüdführt. Den: 
noch hat e3 lange gedauert, che man beide ſowol theoretiſch als 
praktiſch anerkannt hat, und zwar einfach deshalb, weil man erft 
fehr ſpät zu der Erkenntniß gelangt ift, daß jede Abgabe und Lei- 
ftung an den Staat nit auf dem Kapital, ſondern auf dem 
Einkommen aus diefem Kapital zu beruhen habe. Der Grund 
hiervon lag allerdings: theils in dem Umftande, daß die alten 
Steuern einem großen Theile nah in Naturalpräftationen und 
perjönlihen Leiftungen gegeben wurden, theils aber aud darin, 
daß man überhaupt erft feit dem Auftreten der phyſiokratiſchen 
Schule den Reinertrag als eine felbftändige Eriheinung von der 
Grundlage defjelben, dem Kapital, jcheiden lernte. Die Erkenntnig 
jener Principien ift nun offenbar die Baſis jedes rationellen 
Steuerweiens, und man kann daher jagen, daß das, rationelle . 
Steuerwejen vermöge der Geltung jener Grundjäge begonnen hat 
mit dem Uebergange von der Natural: in die Geldwirthichaft 
und mit dem Auftretön vichtiger Auffaffungen in der National: 
öfonomie. 

Ebendarum aber muß nun aud die Betrachtung des Steuer- 
weſens von biefer Grundlage aus fi zu einem organifchen Sy: 
ftem entwideln. 

Jede Steuer, indem fie jih an das Reineinkommen der Ein- 
zelwirthſchaft anſchließt, greift damit fo tief in das Leben- der 
letztern hinein, daß fie der klarſten Einfiht und der vorfichtigften 
Beftimmung bedarf, um ihrem wahren Zwecke zu entiprechen. 
Die Tätigkeit des Steuerweſens oder die Beſteuerung empfängt 
dadurch Inhalt und Aufgabe. Sie muß zuerft und vor allen 
Dingen nit als eine emfadhe Operation betrachtet werben. Sie 


. befteht vielmehr aus einer ganzen Reihe von Momenten, von de: 


nen jedes feine eigene Aufgabe hat, die alle wohl erfüllt ſein 
müffen, damit die Steuer felbft eine richtige ſei. Die Befteuerung 
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erſcheint daher als ein Proceß, der viele Stadien durchlaufen 
muß. In jedem biefer Stadien herrſchen wieder die obigen allge- 
meinen” Grundfäße; . und der allgemeine Theil der Steuerlehre 
bat demnach zur Aufgabe, die allgemeinen, d. i. die für jeden 
einzelnen ohne Rüdficht auf Art und Maß feines fpeciellen Ein- 
kommens gültigen Grundbegriffe und Grundſätze zu beftimmen, 
welde für die Befteuerung gelten und diefelbe als eine den 
Grundfägen der Nationalöfonomie folgende Thätigfeit erfcheinen 
laſſen. 

Dabei iſt indeſſen auch hier weſentlich daran zu erinnern, 
daß man dieſe Grundbegriffe und Grundſätze nicht als einfach ne— 
beneinander ſtehend zu betrachten hat. Das wahre Verſtändniß der 
rationellen Beſteuerung entſteht erſt dann, wenn man dieſelben 
als ein lebendiges Ganzes betrachtet, in welchem naturgemäß das 
eine aus dem andern folgt. In dieſem Geiſte iſt die folgende 
Darſtellung gegeben, und in dieſem Sinne muß ſie auch aufge⸗ 
faßt werden. 

Die abſoluten Grundlagen dieſes Procefjes bilden daher die 
natürlichen Abſchnitte der Lehre vom Steuerweſen im- allgemeinen. 
Es kommt zunächft darauf an, das Einkommen der Wirthichaften 
an fih als eigentlihes Steuerobject zu finden und daran das - 
Map der Steuer feftzuftelen. Es wird dann die Verſchiedenheit 
der Quellen diejes Einkommens und ihre Bewegung zur Grund: 
lage de3 Syſtems der Steuern; und endlich wird die Erhebung 
der Steuern die Grundſätze für die Thätigkeit der Steuerverwal- 
tung in ihrer wirthſchaftlichen Begründung darlegen. 

Es ift von großem Intereſſe, fih den Gang zu vergegenwärtigen, - 
den die Auffafjung des Begriffs der Steuer und die Stenerlehre über: 
haupt genommen haben. Es wird leicht fein, vie einzelnen Notizen 
an bie folgende Ueberficht anzuſchließen. 

Man kann im allgemeinen fagen, daß die Geſchichte des Steuer⸗ 
begriffs in drei große Epochen zerfällt. Die erſte iſt die der hiſto— 
vifch = kritischen, die zweite die der vationellen, die dritte die der for 
cialen Richtung. 

Anfänglid wurden die Steuern als eine außerorbentlihe Duelle 
ver Staatseinnahmen betrachtet. Bodinus, De republica, Bud) 6, nimmt 
fie als „‚septimum genus conficiendarum pecuniarum et aerarii mu- 
niendi: si tamen civitatem undique eircumsessam hostes sic te- " 
neant, ut superioribus quae dixi generibus frui non liceat, aut si 
qua vis major rempublicam oppresserit, tunc demum cives 
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ipsos aerario succurrere oportet.” Aehnlich Sedenborf, „Teutſcher 
Fürftenftaat”, Thl. 3, achtes Regal: „Bon der Landes Gtewrbar: 
keit“: „Die Stewren oder die alfo genente Anlage find feine ordent⸗ 
liche gewiſſe Gefälle, fondern find Extraordinär- Anlagen und, Ein- 
nahmen, welche ihrer rechten Art und Gelegenheit nad freiwillig und 
als gutherzige Veiftenern gereihet werden.” — Sie fielen daher ins 
offentliche Recht; fo bei Pfeffinger, Vitr. illustr., III, 383. Erſt 
als der Volkswohlſtand an den Steuern zu Grunde ging, entftanden 
die erften theoretifhen Betrachtungen, verbunden mit ſcharfer Kritit 
des Beſtehenden und organiſchen Vorſchlägen zur Beſſerung, namentlich 
in Frankreich. Dahin gehören vorzüglich Boisguillebert, „Factum 
de la France“ (1697), und Vauban, „Dixme royale“ (erfte 
Auflage 1707). Damit war die Bahn für die folgende Epoche 
geöffnet. 

Diefe beginnt mit der Vorftelung, daß die. Steuer eine Leiftung 
des einzelnen für die durch den Staat gegebene Sicherheit fei. Mon- 
teäquieu, Esprit des lois, XIII, 1 fagt: „Les revenus de l’&tat sont 
une portion que chaque citoyen donne de son bien pour avoir la 
süret& de l’autre, ou pour en jouir agr&ablement“, woran ſich 
ſogleich das Princip ſchloß (Boxhorn, Institutiones politicae, I, e. 10): 
In tributis aequalitatis maxime habenda ratio. Die Borausfegung 
aller vationellen Behandlung des Steuerweſens jevoh, ven Begriff 
des Reineinfommens, fand erſt die phyſiokratiſche Schule. Das mar 
der entſcheidende Schritt; die Idee der einzigen Steuer war nur ein 
vorubergehender Irrthum. Faft gleichzeitig mit diefem Princip ftellte 
Adam Smith, ara. D. (V, 7) die vier Grundfäge für die Anwendung def 
ſelben auf, deren Richtigkeit unzweifelhafter ift als ihre ſyſtematiſche For⸗ 
mulirung (Berhältnigmäßigfeit, Beſtimmtheit, Leichtigkeit der Erhebung 
und Billigfeit derfelben). Diefe Grundſatze wurden einfach beibehalten 
und find au in ber neueften Epoche bei J. Mill (V, c. 11) und 
Mar Wirth (II, 347 fg.) wörtlich wiederholt. Damit war die 
praltiſche Richtung ver rationellen Steuertheorie begründet; fie fand 
alsbald auf die einzelnen Steuern Anwendung, und zwar in. ber 
Form, daß mar vie Folgen jeber einzelnen Steuer für die Volks- 
wirthſchaft zu unterfuhen begann, namentlich für den Grundbeſitz und 
die Grumdrente, in welder Beziehung Ricardo mit großem Scharf: 
finne die Bahn brach (Principles, Chap. 8 fg.). Die theoretiſche 
Richtung fiel wie gewöhnlich den Deutſchen zu, und zwar theils in 
weitläufigen Beſprechungen des Rechts der öffentlichen Gewalt auf 
Steuern, theild abet in Unterfuhungen über das Weſen derſelben 
und, über das wifjenfhaftlihe Syitem. Dies Inüpft ſich meiſtens an 
die Lehrbücher. Zuerſt Juſti's „Finanzwiſſenſchaft“ (mehr formelle 
Anordnung), dann Soden's „Nationalölonomie”, III, 526, be: 
fonder8 aber Bo. V, mo in dem abftracten Gegenfag ver „Staats: ’- 
finanz: Production“ uñd „Staatöfinanz« Confumtign“ jede’ Klarheit ver: 
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Toren geht. Die erfte ftreng dogmatiſche Behandlung finden wir bei Jatob, 
„din anzwiſſenſchaft“, mit großem hiftorifhen Blid (I, $. 11 fg.) und 
foftematifcher Eintheilung ; doch fefthaltend an der Idee, daß die Steuern 
erſt eintreten, wenn Domänen und Regalien nicht ausreichen ($. 454). 
Er hat die Fragen über Recht und Berhältnig zur Nationaldfonomie 
zuerſt theoretiſch Har, wenn auch etwas flach formulirt ($. 456 fg.) 
und den Grundſatz feitgeftellt, daß „alle Abgaben zulegt vom Er: 
trage gezahlt werden müfjen, wenn bie Urfahen des Ertrags nicht 
geſchwaͤcht werden follen“ ($. 476), ein Sag, deſſen Wichtigfeit nie: 
mand, aud nicht die Schule vor Smith, vor ihm fo beftimmt ausgeſpro⸗ 
hen und erfannt, denn Adam Smith fpriht nur von den Einkünften 
im allgemeinen und ftellt einfach die Forderung auf Berhälmipmäßig- 
leit der Steuer zu den. Einkünften überhaupt. - Seine . wunderliche 
BVorftellung vom „abgeleiteten“ Cinfommen und vefien höherer Be: 
fteuerung ($. 500) ift der erfte Anklang der focialiftiihen Richtung 
und daher trog der Crllärung von Malhus (I, 152) noch 
immer nicht ganz befeitigt. Man kann indeß Jalob als ven Gründer 
der finanzmwifjenfhaftlihen Dogmatik betrachten, während Malchus vie 
Steuerlehre mehr vom Standpunkte ber ſtaatsmänniſchen Beftenerung 
behandelt. Rau's Werk ift aud hier ausgezeichnet durch Reichthum 
an Notizen, Klarheit und Ordnung im einzelnen, aber auch Mangel 
an ſyſtematiſcher Idee und Begriff. Hoffmann's „Lehre von den 
-" Steuern‘ (1840) ift eine ver vorzüglichiten Monographien, welche 
die deutfhe Finanzwiſſenſchaft befigt. Eine Menge von einzelnen Ab- 
handlungen erſchienen nebenbei, theild über das Steuerweſen im ge 
zen, theil® über einzelne Steuern, ohne ver ganzen Richtung we— 
fentlih andern Charakter oder Inhalt zu geben. Ohne Zweifel hat 
aber die ganze Epoche zwei Dinge feitgeftellt. Erſtlich hat fie bie 
entſcheidende Wichtigkeit de3 ganzen Finanzweſens zum Bewußtſein 
gebracht, was dann durch finanzielle üffentlihe Publicationen aller 
Art immermehr klar wurde; zweitens hat fie die innigſte Verbin— 
dung des Steuerweſens mit der Volkswirthſchaft und ihren Forbes 
rungen zu einem nicht mehr zu beſeitigenden Princip erhoben. 

Die dritte Epoche hat erft begonnen. Wir nennen fie die fociale, 
weil fie die Frage nah dem Verhältniß nicht des Einkommens über- 
haupt, ſondern des Einkommens der niedern Klafie zur Beſteuerung 
aufgeftellt hat. Ihr Ausgangspunft ift das Entjtehen der Einfom: 
menfteuer und die Idee eines progrefiiven Steuerfußed. Die Haupt: 
vorftellung ift dabei, daß man mit einer Einfommenfteuer alle an: 
dern Steuern zwedmäßig erſetzen könne; das Syſtem verfelben fol 
das Syſtem der übrigen Steuern vertreten. Man muß im allgemeiz 
nen fagen, daß diefe ſociale Richtung ſich hier weit verftänbiger be: 
nommen hat als in der Volkswirthſchaft. Ihr Hauptvertreter in ver 
engliſchen Literatur ift I. Mill (Bd. V, Kap. 2). In Deutſchland 
iſt die Richtung außer mancher Heinen Brofhüre Hauptjählih in Mar 
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Wirth’3 „Rationaldtonomie” (II, Buch 4) vertreten. Das „Eri- 

ſtenzminimum“ und feine Steuerfreiheit bei Umpfenbah, „Finanz: 
mifienfhaft“, $. 54, gehören auch dahin. Jm einzelnen find dieſe 
Arbeiten über die Grundgedanken von Adam Smith, den fie citiren, 
und Jakob, den fie nicht citiren, nicht hinausgefommen. Ein fharfes 
Eingehen auf die organifhen Grundbegriffe der Steuern und ihren 
Zuſammenhang darf man bier nicht erwarten. 


A. Die Stener und die Beſteuerung an ſich. 
Begriff. 

Unter der Steuer und Beſteuerung an fih verftehen wir die 
Gejammtheit der Grundfäge, nad melden in jeder Wirthſchaft 
das Einkommen als die eigentliche Vorausfegung der Steuer ge- 
funden, das heißt vom Kapitale als Bafis des Einkommens ge: 
ſchieden, dann gemeſſen und endlich mit dem Betrage des Staats- 
bedarfs in Verhältniß geſetzt wird. 

Die bier aufzuftellenden Begriffe find im Grunde außeror: 
dentli einfach, aber fie find zugleich die weſentlichſten Grund: 
lagen für das ganze Steuerwejen. Die Wiſſenſchaft der Steuer 
bat fie auf jedem Punkte an jeden einzelnen Theil des Steuer- 
weſens anzulegen und durch fie das ganze Gebiet erſt Klar zu 
machen. Es ift dabei zu berückſichtigen, daß eine gewiſſe Unge— 
nauigfeit in den Begriffen und Vorftellungen auch eine große Ver- 
wirrung in den Ausdrüden hervorgerufen hat, die man durchaus 
befämpfen muß, wenn man nicht an die Stelle eindringliher Be— 
trachtung Wortftreit fegen mil. Wir find daher gezwungen, 
aud) hier eine fharfbeftimmte und ausreichende Terminologie auf: 
zuftellen und auf diefer das folgende Syftem zu entwideln. Die: 
felbe wird weder neue Worte noch neue Begriffe enthalten, wol 
aber jede Vieldeutigfeit der Ausdrücke und damit jede BVielfältig- 
feit der ſyſtematiſchen Auffaffung zu befeitigen traten. 

Die Lehre von der Beſteuerung an fih hat zuerft den 
Begriff des Steuerobject3 feftzuftellen, dann die Grundſätze, nad 
welchen e3 in feinem Maße beftimmt wird, und endlich das 
Princip, welches für die Höhe oder das Maß der Steuer aus 
dieſem Weſen der Beftenerung folgt. 

Es muß über diefen Theil der Steuerlehre bemerkt werden, daß 
die bißherigen Bearbeitungen viel zu wenig Werth auf die Klarheit 
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der einzelnen Grundbegriffe und ihren innern Zufammenhang gelegt 

haben. Einige Aufmerkfamteit auf den Gegenftand wird leicht zeigen, 

daß nicht etwa nur der Steuerbegriff, fondern daß aud jede einzelne 

Steuer de3 pofitiven Steuerfyftems nur durch die Anwendung diefer. 
“ Grundbegriffe richtig verftanden werben kann, während allgemeines 
» Reden zwar fehr leiht, aber wenig foörderlich erſcheint. 

Die Betrachtung der finanziellen Literatur ergibt dabei, daß im 
ganzen genommen die engliſch-franzöſiſche Literatur fih mit der Uns . 
terfuhung diefer Grundbegriffe jo gut als gar nicht beihäftigt, fon- 
dern ftatt deſſen die politiihen Steuerfragen betrachtet. Die deutſche 
Kiteratur läuft, tie die Werke von Wirth und Umpfenbad zeigen, 
Gefahr, aud in ver dogmatifhen Richtung ihren wahren Vorzug ein " 
zubüßen, ohne daß wir duch Nachbeten ver Fremden viel weiter 
tämen. 


1) Das Steuerobject und Stenerfubject. 


Die Lehre vom Steuerobject geht davon aus, daß jede Steuer 
aus dem Neineinfommen der einzelnen an den Staat abzugeben 
ift. Die erfte Aufgabe des Staats ift e3 demnach, das Reinein- 
Tommen zu finden. 

Nun eriftirt das Neineinfommen nicht für fi. Es ift das 
Erträgniß eines wirthichaftlihen Lebens. Um das Reineinfommen 
zu finden, muß daher zuerft dieſe Grundlage deſſelben, die Geftal- 
tung des wirthichaftlihen Lebens, beftimmt werden. 

Die Güterlehre unterfheidet nun zwiſchen dem Gut an fih 
und der Wirthichaft. Der Begriff des Einfommens gehört aber 
erft der letztern. Die Grundlage jedes Einkommens ift daher die 
Einzelwirthſchaft; das Einfommen ift die Reproductiofraft derfel: 
ben. Mit der Einzelwirthichaft ift daher das Reineinfommen ge: 
geben, ſowol begrifflich als thatſächlich. Die Einzelwirthihaft ift 
alfo das Steuerobject im allgemeinen Sinne. 

In der Einzelwirthſchaft unterſcheiden. wir nun wieder die 
Gefammtheit der wirthſchaftlichen Güter von der Perfönlichkeit, 
welcher fie gehören. Diefe Perfönlichkeit ift der individuelle Trä- 
ger der Rechte und Pflichten, welche jene wirthſchaftliche Geſammt— 
heit der Güter beſitzt. Sie ift alfo aud die perſönlich ver: 
pflihtete für die Zahlung der Steuer aus dem Einfommen ber 
Wirthſchaft. Während wir daher die Maffe der Güter, welche das 
wirthſchaftliche Einkommen geben, das Steuerobject nennen, nen 
nen wir den Eigenthümer der Wirthſchaft das Steuerfubject. 
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Da nun das wirkliche Vorhandenfein eines einzelnen Herrn 
einer Wirthihaft oder Unternehmung durchaus nicht nothivendig 
ift, während andererfeit3 Feine Wirthſchaft ohne eine Perfönlichkeit 
gedacht werden kann, und umgekehrt, fo kann man aud die Ber 
griffe von Steuerfubject und Steuerobject verſchmelzen und, den 
allgemeinen Begriff aufftellen: die wirthſchaftliche Perſonlichkeit — 
als Einheit der Güter und der Perſon in der Wirthſchaft — iſt 
der Träger der Steuer; im der wirthſchäftlichen Perſönlichkeit iſt 
die Summe der wirthſchaftlichen Güter das allgemeine Steuei- 
object und diejenige Perfon, welche die wirthſchaftliche Perſön— 
lichkeit vertritt, das Stenerfubject. . 

Dies nun wäre einfah, mern es nicht noch einen zweiten 


i Inhalt für den Ausdrud „Steuerobject” gäbe. 


Jede Wirthichaft befteht aus einer Vielheit von "Gütern. 
Jedes diefer Güter hat feine eigene Bewirthſchaftung und mithin 
trägt jedes derſelben auch in ſeiner Weiſe zum Reineinkommen 
bei. Es iſt daher für die höhere Entwickelung der Steuer noth— 
wendig, auf diefe Beionderheit jener einzelnen die Wirthichaft 
bildenden Güter Rüdhicht zu nehmen. Dadurch empfängt der Be⸗ 
griff des Steuerobjects einen ſpeciellen Inhalt. Inſofern man näm— 
lich von dem einzelnen Gute als Quelle eines beſtimmten Rein— 
einkommens und mithin als Träger einer beſtimmten Steuer 


redet, nennt man daſſelbe auch ein. Steuerobject, und zwar im 


engern Sinne. Dieſem engern Sinne des Steuerobjects entſpricht 
das Steuerſubject im engern Sinne, inſofern bei einzelnen Gü— 
tern nicht immer auf das Eigenthum des zur Steuer Verpflichteten 
an dem Steuerobject geſehen wird (wie beim Boll u. ſ. w.), fon: 
dern nur auf feine Fähigkeit, rechtlich über daffelbe zu verfügen. 

Die Ausdrüde Steuerobject und Steuerfubject find daher 
mehrveutig. Es wird danach ein Steuerobject im meitern Sinne 
viele Steuerobjecte im engern Sinne enthalten; jedes Steuerobject 
im engern Sinne ift Theil eines Steuerobject3-im meitern Sinne; 
und dieſe Unterſcheidung ift deshalb wichtig, weil die Steuerpflicht 
in den meiften Fälen ohne Rüdficht auf die Steuerfähigfeit des 
Object? im engern Sinne oder des einzelnen wirthſchaftlichen 
Gutes ſich an diejenige de3 Objects im meitern Sinne hält, oder 
an die wirthſchaftliche Perſönlichkeit. Das Steuerobject im en= 
gern Sinne ergibt daher im weſentlichen bie Grundlage des 
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Maßes, in melden die Steuerpflicht für das Steuerobject im 
meitern Sinne beftimmt wird. Es ift ein Uebelftand, daß bie 
Sprache dafür nicht zwei Worte ftatt eines hat. 

Das Stenerfubject, als die wirthiehaftliche, zur Zahlung der 
Steuer verpflichtete Perſonlichkeit, ift gleichfalls verſchieden. Als 
Steuerfubject gilt danach nicht blos das einzelne Individuum, fon 
dern. auch jede Vereinigung von einzelnen, melde als Einheit 
wirthſchaftliche Güter befigt und mithin wirthſchaftlichen Erwerb 
treibt. Dahin gehören Corporationen, Vereine und Erwerbsge— 
ſellſchaften. Die Frage, ob die einzelnen, welche folde Einheiten 
bilven und daher vermöge der Beiteuerung des Gejammtvermö- 
gens au ihren individuellen Antheil an demfelben verfteuern, 
diefen individuellen Antheil noch einmal in der Einfommenfteuer 
verfteuern jollen, indem fie den Ertrag als Neinertrag mit an: 
geben, muß natürlich verneint werden. 

” Die Natur des Stenerobjects kann nun Befreiungen von der 
Steuer mit fi bringen, wenn der Ertrag befjelben einem Zwecke 
dient, der font von dem Öejammteinfommen de3 Staats unterhal: 

„ten werden müßte (milde Stiftungen, öffentliche Anftalten und Aehn— 
lies). Eine Steuerbefreiung des Steuerjubject3 kann es princi- 
piell nicht geben und hat es im Grunde auch nie gegeben, da 
jede Steuerbefreiung früherer Zeit eine andere Form öffentlicher 
Leiftung vorausjegte. Jede Steuerbefreiung wird daher irratio= - 
nell, fobald dieje frühere Form wegfällt; alsdann muß die Steuer 
allgemein und gleich aud) für diefe gelten. 

Es ergibt fih daraus, daf in diefem Punkte die mannid- 
fahen Verſchiedenheiten der einzelnen Steuergefeßgebungen nicht 
auf das Wefen der Sache, jondern auf Hiftorifhe Verhältniſſe zu: 
rüdzuführen find. 

Die fociale Richtung hat die Frage nad) der Steuerfreiheit 
mit der Sage der niedern Rlaffe in Verbindung gebracht und eine 
ſolche Freiheit für -das „Eriftenzminimum“ gefordert. Sol diefe 
Frage bedeuten, daß. das Eleine Kapital fteuerfrei fein ſoll, jo hat 
fie feinen Sinn,. da das Eriftenzminimum nit im Kapital, ſon— 
dern in der Arbeit liegt. Soll fie bedeuten, daß die Arbeit fteuer- 
frei fein foll, jo muß die ganze Verzehrungafteuer wegfallen, oder 
e3 muß angenommen werden, daß der Arbeiter die Steuer nicht 
aus feinem Lohn, fondern aus feinem eigenen Kapital zahlt. In 
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jeder Weile enthält die Vorftellung nichts al3 eine Reihe von Un— 
klarheiten über die Grundbegriffe der Steuer. 


Meiftens werden Steuerobject und Steuerquelle (Gut und Rein 
ertrag) nicht gehörig geſchieden, und das iſt der Grund, weshalb 
denn aud der Begriff der Steuereinheit entweder gar nicht oder nur 
beiläufig berührt wird. Die Frage nad den Steuerbefreiungen ward 
im Anfange dieſes Jahrhunderts, wie wir aus Jatob, $.1146— 1184 
fehen, noch als ein organiſcher Theil der Wifjenfhaft angefehen; vgl. 
auch Krehl, „Das Steuerſyſtem nah Grundſäthen des Staatsrechts 
und der Staatswirthſchaft“ (1816), $. 91 u. ©. 239. Dagegen fagt 
ihon Malthus, S. 154, daß die Frage nad) der Steuerfreiheit der Ar- 
men müßig fei. Vgl. Rau, $. 204 u. 205. Die Steuerfreiheit der Er- 
werbsgeſellſchaften ift von C. Diegel gefordert („die Befteuerung ver 
Actiengeſellſchaften in Verbindung mit der Gemeinvebefteuerung“, 1859), 
weil jedes Mitglied (Actionär) ohnehin als Imdividuim für feinen 
Antheil aus dem Neinertrage der Geſellſchaft beiteuert werde. Das 
iſt rihtig, infofern es ſich um die Dividende handelt; nicht richtig, 
infofern jede Gefellfhaft als wirthſchaftliche Perſonlichteit wie jeder 
einzelne ihr Kapital und außerdem ihr Reineinfommen verfteuern 
muß. Das erftere thut aber der Actionär als jolher nicht; er kann 
& nur thun, infofern die Gefellfhaft\felbft mit ver directen Steuer 
belegt wird. Die ee, daß man ‚das geringfte Einfommen („ein 
gewiſſer nothwendiger Durchſchnittsbedarf, welcher durch das Einkom— 
men befriedigt werden muß”; Rau, $. 259) ausmitteln müſſe, um 
e3 der Steuer zu entziehen (Wirth, „Nationalötonomie”, II, 342; 
Mil, a. a. O.; Umpfenbah, $. 54: „fteuerfreies Eriftenzminimum 

“und „steuerfreie Kapitalifirungsquote”) ift durchaus unklar, wenn man 
fie nit auf die Einfommenfteuer begiebf; eine Unterfheibung, die 
man nicht madt. Wie die niedere Klaffe der Mittragung der bi: 
tecten oder gar gewiſſer indirecten Steuern dur die Herftellung eines 
fteuerfreien Einkommens zu entziehen fei, ift abfolut undenkbar. „Das 
Ganze hat für das prattiihe Steuerweſen fo gut als gar feine ‚Ber 
deutung; nur bei der Einfommenfteuer, bei der Verlehrsſteuer (Stem- 
pel und Abgabe bei gewiſſen Kapitalgumfägen der niedern Klaſſe, 
3. B. Dienftbücher, Sparkafjenbücher u. ſ. w.) und bei der Klaſſen— 
fteuerform der Verzehrungsſteuer ift eine Befreiung zu Gunſten der 
Heinften Kapitalbildung und Einnahme ausnahmsweiſe denkbar. 


2) Die Steuerquelle, die Steuerlraft und Stenereinheit, 


Das Steuerobject als joldes iſt es nun, wie gejagt, nicht, 
aus welchem die Steuer genommen wird, fondern es fol das Ein— 
kommen aus demfelben die Steuer tragen. Es genügt aber nicht, 


174 


dieſes im allgemeinen zu ſetzen, ſondern es muß in dem Steuer⸗ 
object dies Einfonmen auch wirklich gefunden werden. 
Indem nun dies Einfommen aus dem Steuerobject dasjenige 


ift, durch welches die Steuer bezahlt wird, nennen wir daſſelbe 


die Steuerquelle. Allerdings entipringt diefe Duelle aus dem Ka— 
pital, welches das Gut der Wirthſchaft bildet, und man kann 
daher jagen, daß das Kapital im entferntern Sinne die Steuer- 
quelle fei. Es ift aber beffer, dieſe Bezeichnung abſolut zurüd- 
zuweiſen, weil es fonft gar nichts mehr gäbe, was nicht zulegt 
als Steuerquelle bezeichnet werden könnte. Stellen wir feft, daß 
eben nur das Reineinkommen die Steuerquelle ift. 


Dies Reineinkommen ift nun ein verfchievenes, und zwar- 
ſowol ein abfolut als ein relativ verfchieden großes. Da nun 


jede Steuer’eine gleihmäßige fein, das heißt im Verhältniß zum 
Reinertrage beftimmt werden fol, fo ift gleichfalls die Steuer je 
nad dem Maße diefes Reineinkommens eine verſchiedene. Das 
Maß nun, in weldem ein Reineinfommen eine Abgabe an den 
Staat ohne Störung der wirthſchaftlichen Entwidelung hergeben 
Tann, nennen wir die Steuerfraft. Die Steuerfraft eines Kapi- 
tals ift daher in dem Maße. feines Reineinfommens gegeben, und 
es ift klar, daß fie mit diefem Maße auch wechſelt, und zwar 
ohne Rüdfiht auf die objective, fachliche oder numerifche. Größe 
des Kapitals in der Weile, daß ein großes Kapital ein Kleines, 
ein Kleines Kapital ein großes, dafjelbe Kapital bald ein großes, 
bald ein Kleines Reineinfommen abiverfen, und damit eine große 
und eine eine Steuerfraft haben Tann. Ob und wenn dies der 
Fall ift, zeigt die Entwidelung des wirthihaftlihen Lebens. Es 
ergibt ſich aber ſchon hieraus, daß die abfolute Grundlage aller 
Steuer und damit aller Staateinnahmen in der Vermehrung des 
Reineintommens aus denſelben Kapitalien gegeben if. Das 
Wachen der Steuer liegt einzig und allein in dem Wachsthum des 
Reineinkommens, aus welchem die Steuer gezahlt wird. 

Die Begriffe von Steuerquelle und Steuerkraft beziehen ſich 
nun auf da3 Steuerobject im weitern Sinne, die Einzelwirthſchaft. 
Die Beftimmung der in biefer Steuerquelle liegenden Steuerkraft 
hat aber zur Vorausfegung, daß man die einzelnen Güter oder 
die Steuerobjecte im engern Sinne auf ein wirthſchaftliches Gü— 
termaß zurüdführe, welches als Grundlage für bas Maß des Ein- 
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kommens aus diefen Gütern oder ihrer Steuerfraft gelten Tann. 
‚Hier entfteht num ein Verhältniß, welches durch ungenaue Auf 
faffung zur Bezeihnung weſentlich verſchiedener Dinge mit dem- 
ſelben Ausdrud und dadurch zu großer Unklarheit geführt hat. 
Bir müffen e8 näher bezeichnen. 

Unter den Gütern nämlich ſcheiden fih in Beziehung auf 
Steuerquelle und Steuerfraft oder Reineinfommen zwei Gruppen. 
In der erften diefer Gruppen kann man das Reineinfommen von 
dem Gute trennen und es in irgendeiner Weife direct und für 
ſich berechnen, oder man kann neben dem ſelbſtändigen Gütermaße 
das felbjtändige Maß der Steuerquelle (des Reineinkommens) 
aus dem Gütermaß feſtſtellen. In der zweiten Gruppe iſt dies 
nicht möglich; die Steuerquelle iſt ununterſcheidbar mit dem Steuer-, 
object verbunden. Die erfte Gruppe wird duch die Güter- und 
Werthkapitalien, die zweite durch die perſönlichen Kapitalien ge 
bildet. 

Es ergibt ſich daraus, daß für die erſte Gruppe der Güter 
und Werthlapitalien ein doppeltes Maß ftattfinden muß, und 
zwar in der Weife, daß zuerft die Güter für fi ihrem eigen- 
thämlihen Gütermaße (Joh, Haus, Geldfapital, Gewerbe) unter- 
worfen werden und dann erft das Reineinkommen aus dieſem 
Gütermaß in einem felbftändigen neuen Steuermaße beftimmt wird. 
Für die zweite Gruppe derjenigen Güter, welche dem perjönlichen 
Kapitale dienen, iſt nun folde Scheidung nicht möglich, da ſich 
bier das Reineinfommen nicht ablöft; es fällt daher hier das 
Gütermaß mit dem Maß für die Steuerquelle zujammen, oder 
das Gütermaß ift hier die Grundlage der Befteuerung. 

Nun nennen wir das Gütermaß, infofern es ein Maß des ' 
Reineinfommens enthält und mithin ein Maß der Steuerquelle 
it, die Steuereinheit. Der Ausdrud Steuereinheit bezeichnet 
demnach zwei ſehr verichiedene Verhältniffe, je nachdem er 
auf die erfte oder auf die zweite Gruppe angewendet wird. 
In der erften ‚Gruppe ift e3 zuerjt das Gütermaß, dann das 
Map des Neinertrags aus diefem Gütermaß, und zwar fo, daß 
das Gütermaß dabei nad der Natur des Kapitals fehr verjchie: 
den ift, während als das Steuermaß, auf Geld reducirt, ftets 
das möglichſt gleihmäßige gilt; am beften eine Decimalftelle. 
In der zweiten Gruppe fommt der Neinerttag gar nicht zur Er- 
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ſcheinung, fondern bier ift das Gütermaß felbft die Steuer 
einheit. 

Man ann diefe Säge in Beilpielen leicht erflären, ebenſo 
Teit mit Zuhülfenahme fpäterer Begriffe fie einfacher formuliven. 

Bei den directen und den Einkommenſteuern nämlich befteht 
die doppelte Steuereinheit, das Gütermaß des Steuerobjectd und 
das Gütermaß des Neinertrags, fo. zwar, daß das erfte zur Be— 
rechnung des zweiten gebraucht wird. Bei den indirecten Steuern 
dagegen ift ‚die Steuereinheit abſolut identiſch mit dem Gütermaß 
des Steuerobjects. 

Dieſes BVerhältniß" des Begriffs der Steuereinheit ift ein 
vollkommen rationelles; es wird fi fpäter als ein praktiich ſehr 
‚leicht verftändliches zeigen. Ueber den Unterfehied beider Arten 
von Steuern unten das Nähere, 

Mit der gegebenen Steuereinheit ift nun die Steuerquelle 
und Steuerfraft des Steuerobjects gemeſſen. Jetzt erſt hat die 
Steuer einen objectiven - Gegenftand, und nunmehr fehlt zur 
Grundlage der Beftenerung nur noch derjenige Act des. Beſteue— 
rungsprocefies, durch welchen das Maß der Steuer für dieſe ge 
gebene Steuereinheit wirklich beftimmt wird. Dann ift die Be— 
ftenerung an fi) fertig. 

Erſt Rau ($. 254) hat verſucht, dieſe Begriffe felbftändig zu bes 
zeichnen; doch ift ſeine Auffaffung ſehr ungenau. Daf das Rein 
einfommen die Steuerquelle jei, ftand ſchon feit Adam Smith feit. 
Ale fpätern Erörterungen bewegen fih von da aus innerhalb ver 
Frage, mas als Neineinfommen oder Steuerquelle anzujeben und 
wie dad Vermögen von demſelben geſchieden werden müſſe. Vgl. na: 
mentlich Jatob, $. 465 fg.; weitläufig bei Lotz, a. a. D., 8. 130. 
Der Mangel eines klaren Begriffs der Steuereinheit hat dieſe 
Unterfuhungen nit aus dem allgemeinen Sage herauskommen lafe 
ien, daß nur der Reinertrag, nicht das Kapital angegriffen werben 
dürfe. Die „abftracte. und concrete Beitragsfähigteit“ bei Unpfen: 
bach ($. 52) ift durhaus unklar. Wenn das Princip ‚ver Beiteue: 
zung des Einkommens ftatt des Kapitals einmal feititeht, fo kommt 
es darauf an, das concrete Einkommen eines Kapitals zum Zwecke 
der concreten Beitragsfähigfeit nicht blos als wunſchenswerth oder 
ala abjtract vorhanden zu fegen, fondern vor allen Dingen es zu 
meſſen. Und vie Frage ift und bleibt daher, wie dies geſchehen 
tann. Die obigen Begriffe find alfo die abfoluten Grunplagen 
eben für diefe Mefiung jener unbeftimmten „Beitragsfähigkeit” umd 

‚tönnen deshalb abfolut nicht entbehrt werden. 
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3) Das Steuermaß. 
Steuerfuß. Steuerfag. Steuerbetrag. 


Das Steuermaß enthält nur die Beftimmung desjenigen Theils 
an dem Neinertrag des Steuerobjects, den der Staat als ‚Ab: 
gabe für feine Zwecke fordert. 

Dies Steuermaß heißt nun der Steuerfuß, fobatb & als 
Maß für eine beftimmte Steuereinheit fetgeftellt ift. Der 
Steuerfuß bezieht ſich daher feinem Wefen nach immer und unbedingt 
auf den Neinertrag; allerdings aber kommt diefe jeine Bezie— 
bung nicht immer klar zur Erſcheinung. Ber Sprachgebrauch 
iſt dabei nit ganz Mar. Streng: gerommen fpriht man 
nur von einem Steuerfuß, mo die eigentlihe, auf das felbftän- 
dig berechnete Reineintommen bezüglice Steuereinheit ange: 
nommen wird; daher auch nur bei einigen directen Steuern, der 
Grundfteuer, Hausſteuer und etiwa der Bejoldungs - und Einfom- 
menftewer. Daß aber aud) die andern Steuern, deren Steuerein- 
heit mur ein Gütermaß ohne gejchiedenes Neineinfommen- ift, 
einen Steuerfuß haben, ift der Sache nad ganz unzweifelhaft; 
es ift nicht zu bezweifeln, daß ein Tarifiag aus einem Zolltarif 
per Centner und Maß, eine Stempelmarke, ein Salzdebitpreis u. j. w. 
ebenfo gut einen Stenerfuß enthalten, als die Feitftellung eines 
Procentantheils vom angenommenen Reinertrage eines: Jochs 
Bandes oder einer Unternehmung. Es ift daher durchaus nichts dar 
gegen zu erinnern, wenn man ben Ausdruck Steuerfuß ganz allgemein 
als. die Bezeichnung der Duote an Steuer braucht, melde für jede 
Steuereinheit zu zahlen ift; im Gegentheil wird das Verftändnig 
im ganzen erleichtert, und wir werden ihn daher beftändig: in 
diefem Sinne anwenden. Man kaun daher fagen: der Steuer 
fuß ift das Steuermaß der Steuereinheit, und: jede Steuereinheit 
bat ihren Steuerfuß. 

Diejenige Geldfumme nun, welche. diefer Steuerfuß für Die 
einzelne Steuereinheit ausmacht, heißt der Steuerſatz (Grunds 
ſteuerſatz, Tarifſatz u. ſ. w). Derjenige Betrag, der für ein 
ganzes Stenerobject als Einheit mehrerer Stenereinheiten. und 
ala Aobition der Steuerfäge für daffelbe zu zahlen ift, heißt ver 
Steuerbetrag: — Dies, find die allgemeinen Elemente des Steuns 
maßes. 

Stein, dinanzwiſſenſchaft. 12 
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Diefe Grundbegriffe find fo einfach, daß nichts hinzuzuſetzen ift 
als die Bemerkung, daß fie wol weſentlich deshalb fehlen, weil man 
bei den indirecten Steuern zum Theil von einem Steuerfuß nicht 
zu reden gewohnt ift, theils aber auch noch immer der Irrthum 
vielfach herrſcht, daß gewiſſe Abgaben, wie namentlich tie Mono: 
polfteuern, gar feine Steuern ſeien. Es bleibt aber das Steuer⸗ 
ſyſtem unverftändlih, folange man nicht diefe organifhen Grundbe⸗ 
geiffe in jeder Angabe wieberzufinden und eben nad ihnen jebe 
Steuer zu mefjen und zu beurtheilen verfteht. “ 

Die früher viel befprohene Anſicht, die namentlih von Mon: 
tesquieu ausging (f. oben), daß die Steuer ‘ihre Bemeffung 
nad den Dortheilen habe, welche ver einzelne aus der durch bie 
Steuern unterhaltenen Ihätigfeit de3 Staats ziehe, darf jept wel 
als befeitigt angefehen werden. Man if einig, daß es theoretiſch 
mit dem Weſen des Staat? im Widerſpruch ftehe, die Erhaltung des 
Staat? durh die Steuern von dem Nuten abhängig zu machen, 
den der einzelne hat, und daß es praktiſch unmöglidh wäre, biefen 
Nugen für dem einzelnen als Grundlage des Steuermaßes auszu— 
meflen. Vgl. noch Rau, $. 252. Auch darf man mol annehmen, 
daß die Ausprüde „gerechte‘ ober „gleihmäßige” Befteuerung als 
gemein al3 durchaus unklar und daher als unwiſſenſchaftlich aner: 
lannt find und nur noch discurſiv benugt werden. 


Die Höhe der Steuer. 

As die wichtigfte und praftifche Anwendung der Begriffe des 
Steuermaßes erjcheint nun ſtets die Frage nah der Höhe der 
Steuer; und diefe fordert eine felbftändige Darftellung, ba .fie 
auf ganz andern Verhältniſſen beruht. 

Es gibt nämlich feine Höhe der Steuer an fi, oder: fein 
Steuermaß, fein GSteuerfuß und fein. Steuerbetrag ift an fih 
hoch oder niedrig; es kann vielmehr ein Kleines Steuermaß eine 
hohe Stemer, ein großer Betrag eine niedere Steuer bilden, und 
es Tann endlich derfelbe Betrag bald hoch, bald niedrig fein. 68 
ergibt fi daraus, daß hier ein ganz anderes Moment eintrits, 
and dies nun iſt der Punkt, wo die Volkswirthſchaft mit. ihren 
Grundfägen zuerft in das Steuerweſen bineingreift. 

Jede Stewer fol nämlich ihrem Princip nach von dem wirth⸗ 
ſchaftlichen Reinertrage des Steuerobject? genommen werben. 
Das Vorhandenſein eines Neinertrags ift die weſentliche Be 
dingung für das wirthichaftliche Leben jedes Gutes; das Gut (oder 
die wirthſchaftliche Perſönlichkeit oder das Steuerobject) hört auf 
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zu leben, fobald der Reinertrag fehlt. Die Höhe des Rein- 
ertrags jedes Gutes oder. die Höhe feiner Productivität bildet 
daher die Grundlage und das Maß feines wirthihaftlichen Wohl- 
feins. 

Der Begriff der Höhe der Steuer entſteht daher erſt dann, 
wenn man das Verhältniß des Steuerbetrags zu dem Maße oder 
der Summe des (Dourchſchnittlichen) Reinertrags eines Gutes 
(Stemerobject3) feftfeßt. Eine Steuer ift demmad nie durch ihren 
Betrag, fondern danach hoch und niedrig, je mehr oder je 
weniger fie von dem Neinertrage des Steuerobject? dem Gute 
zurüdläßt. 

Man nennt demnach eine Steuer eine hohe, wenn fie von 
dem durchſchnittlichen Reineinkommen des Steuerobject3 einen 
großen, und eine niedrige, wenn fle einen geringen Theil dieſes 
Reinertrags wegnimmt. Bon einer Steuerlaft redet man in dem 
Sinne, daß duch die Verminderung des Reinertrags vermöge ber 
Stewer die. Reproduction ſchwerer und Iangfamer wird. 

Damit ergeben ſich die Grundfäge für die Grenze des Steuer- 
maßes. 

Da die im Neinertrage Tiegende Reproductivität jedem Gute 
als "Steuerobject abjolut nothmendig ift, ſo darf die Höhe der 
Steuer niemals jo groß fein, daß fie den Reinertrag gänzlich 
aufzehrt. Thut fie das, fo wirkt fie verderblich, weil fie das 
eben des Steuerobject3, der Duelle der Staatseinnahme, über- 
haupt vernichtet. Keine Steuer darf. mithin die Reproductivität 
der Steuerobjecte vernichten oder ftören, ohne ihre eigene "Duelle 
zu zeritören, oder: feine Steuer darf die Kapitalbildung des 
Steuerobjects unmöglich machen. 

Derſelbe Geſichtspunkt entſcheidet nun über die Frage, ob 
und inwieweit eine vorhandene Steuer zu hoc) fei oder nicht. 

Da nämlich der Reinertvag einer Unternehmung die Bedin—⸗ 
gung ihrer Entftehung umd ihrer Dauer ift, jo ergibt fi, daß 
eine jede Stewer ihre äußerfte Grenze erreicht hat, wenn die 
Reubildung gleichartiger Unternehmungen aufhört. Es. folgt 
ferner, daß jie zu hoch ift, wenn die ſchon vorhandenen Unter 
nehmungen an Zahl: und Production fih einſchränken. Es 

” folgt enblich, daß feine Steuer zu hoch ift, ganz abgefehen von 
. " - 12* 
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ihrem Betrag, folange noch neue gleihartige Unternehmungen 
neben den bisher befteuerten entftehen. 

Bon diejen an fi einfahen Grundjägen aus läßt ſich die 
Höhe der Beſteuerung beurtheilen; nur gehört genaue Kenntniß 
und Umſicht in allen voltswirthigaftligen Gebieten dazu, um 
die Frage richtig zu beantworten, ob die Production wirklich 
oder feheinbar zunimmt und abnimmt. Und deshalb bildet die 
Anwendung diefer Grundfäge den erjten Prüfftein für die volks⸗ 
wirthſchaftliche Befähigung einer jeden Steuerverwaltung. - 

Die erfte Vorausſetzung der praftiihen Anwendung. berjelben 
iſt nun wieder die einzelne Steuer und das Steuerjyftem. - 


Die Stellung, welche die Literatur zu diefer Frage einnimmt, 
läßt fih im allgemeinen leicht bezeichnen. Ginig ift man, daß feine 
Steuer fo hoch fein darf, daß fie das Einfommen verzehrt und das 
Rapital angreift, obwol einige verftändig genug find, zuzugeben, 
„daß es nicht in der Macht irgendeines Syitems fiscalijher Anord- 
nungen liege,’ hervorzurufen, daß die Beſteuerung ganz auf das Ein: 
tommen und gar nicht auf das Kapital falle” (Mill, IL, 289). 
Jenes Princip, auf verſchiedene Weile ausgebrädt,. bleibt immer 
dafielbe. Einig ift man ferner darüber, daß die Steuern: einen 
großen Einfluß auf die wirthſchaftlichen Verhaltniſſe ihres Objects in 
Production und Confumtion haben; natürlich in der Weife, daß fie 
die Producte um ihren Betrag vertheuern und die Einnahme ver: 
mindern. Wie Log (TIL, 222) bezweifeln kann, was Ricardo zuerft 
klar nachgewieſen, daß jede Steuer den Preis ver Producte jchließ- 
lich erhöhen müfje, auf vie fie gelegt wird, ift unverſtändlich. Die 
Anwendung dieſes Satzes auf die einzelnen Steuerarten hat dann, 
namentlich bei der Frage nad) der Zwedmäßigleit derfelben überhaupt, 
3. B. bei ver ganzen Gruppe der Grundſteuern, der indirecten 
Steuern u. f. w., zu einer Menge einzelner Anfichten und Regeln 
geführt, welche man mol ald Stewerpolitit bezeichnet hat, die ſich 
aber einem großen. Theil nad, ftatt auf die Höhe der Steuer, viel- 
mehr auf die Grundfäge über die Steuerverwaltung und Erhebung 
beziehen. Die fhließlihe Frage, auf die am Ende alles antommit, 
mann eine Steuer zu hoch fei, und mie lange fie e8 nicht tft, ift 
+ bisher nicht formulirt. Das Voraufgehende dürfte die eimzige Ant: 
wort darauf enthalten, vie für die Steuer im allgemeinen gültig 
feig kann. Gin großer Theil der einfchlagenden Fragen wird dgun 
gewöhnlich auch unter der ſogenannten Weberwälzung und Verthei— 
kung der Steuer abgehandelt; ſ. unten, S. 191 fg. 
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B. Das Stenerfyften. 
Begriff. 


Das Steuerſyſtem ift diejenige Ordnung der einzelnen Steuern, 
welche durch die Verſchiedenheit der Stenerobjecte und ihrer 
Steuerkraft entfteht. 

Die Nothiwendigfeit und der ‘Inhalt des Steuerfnftems bes 
ruht auf den Hauptgrundfäßen, welche bereitd oben angeführt 
worden find. 

Jede Steuer fol die Steuerauelle, aus der fie entipringt, in 

"verhältnißmäßig gleihem Maße zur Befteuerung herbeiziehen. 
Nun aber find es zwei Dinge, welche diefe Gleichheit nicht un— 
mittelbar zulaffen. Zuerft haben die Steuerobjecte im engern 
Sinne fein gleihartiges Gütermaß, das man der Bemeffung 
ihrer Steuerkraft zu Grunde legen könnte; dann haben diefe 
Stenerobjecte auch da, wo fie ein gleichartiges Gütermaß zu— 
Täffen, dennoch keine gleiche Steuerfraft. Die Befteuerung mit einem 
gleihen Steuerbetrage würde daher für die erftern etivas ganz Un- 
denkbares fein (4. B. ein Grundftüd, ein Gewerbe und etiva der 
Salzverbraud) u. f. w.); für die zweiten aber würde der gleiche 

“ Steuerbetrag bei ‚gleihem Gütermaß eben zur Ungleichheit der 
Befteuerung werden: wie wenn man alle Joche Landes mit dem 
gleichen Betrage an Grundfteuer belegen wollte. Das Princip der 
Gleichheit der Beftenerung fordert daher eine Verſchiedenheit von 
Gütermaßen und eine nad) dem Reinertrage derfelben verſchiedene 
Beftimmung des Steuerfußes. Beide können wiederum nicht will 
kürlich eingerichtet fein, fondern fie müffen fi nad der Natur 
der Steuerobjecte richten. Umd dies nach der Natur der Steuer 
objecte aufgeftellte Syftem von Steuereinheiten und Steuerfußen, 
deſſen Aufgabe es iſt, die gleichmäßige Beftenerung in die Un 
gleichartigkeit der Stewerobjecte und ihrer Steuerkraft hineinzu> 
bringen, ift das Steuerſyſtem. 

Es ergibt fih daraus, daß das Steuerſyſtem zur Voraus: 
jegung feiner Entwidelung ein eingehendes Verftändniß von der 
wirthſchaftlichen Natur der Steuerobjecte und der auf diefer Na- 
tur beruhenden Steuerfraft einerfeit3 und andererfeits das Stre— 
ben nad} einer möglichſten Erfüllung des Princips der Steuer: 
gleichheit hat. Es ift daher durchaus weder leicht, ein tüchtiges 
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Steuerſyſtem zu gründen, noch ift daſſelbe ſehr ſchnell entſtanden, wo 
es vorhanden iſt. Das Steuerſyſtem iſt im Gegentheil ſtets das Reful- 
tat langer Ueberlegung und eingehender Beobachtung aller einzelnen 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe, und es hat Jahrhunderte bedurft, 
bevor man über die erſten Grundlagen deſſelben einig gewo— 
den iſt. Selbſt jetzt iſt auch für Europa ein allgemein g 
tiges Steuerſyſtem kaum in den Grundzügen vorhanden; doch tre⸗ 
ten die Hauptgruppen und Hauptgrundfäge theils durch die Theorie, 
theils durch die Praris immer beftimmter hervor, und die Wil: 
ſenſchaft ift mit der wirklichen Verwaltung menigftens über die 
herrſchenden Geſichtspunkte einig. 

Die Lehre vom Steuerſyſtem hat daher zur Aufgabe, auerft 
die Hauptarten der. Steuern aufzuftellen, dann die Verthei— 
lung der Steuerfumme an diejelben zu beftimmen und endlih 
die Grundfäge für den Wechſel in den einzelnen Punkten bes 
Spftems zu ſuchen. Das erfte enthält die Grundlage des Steuer: 
ſyſtems, das zweite die Anwendung im wirklichen Leben, das 
dritte die Elemente feines Fortſchritts. 


Man darf Aber das Steuerfoftem in ver engliſchen und franzd: 
ſchen Literatur keine Unterfuhungen erwarten; dort wird nur das 
Beſteuerungsprincip und dann die einzelne Steuer beſprochen. Die 
dogmatiſche Richtung der deutſchen Literatur hat die letztere gezwun⸗ 
gen, für ihre Darftellung nah einem Syſtem zu fuhen. Man muß 
geftehen, daß die deutſche Syſtematik fih bier wenig glüdlih be: 
megt bat, theils indem fie fein richtige Princip der Einteilung 
fand, theils indem fie viele Abgaben nicht als Steuern erkannte, 
theils meil e& ihr überhaupt an feiten Begriffen mangelt. Daß 
dennoch das theoretiſche Syſtem ein wichtiger praktifcher Factor ift, 
wenn man eben die Grundbegriffe der Beſteuerung damit verbindet, 
dürfte die Behandlung der einzelnen Steuern im Folgenden ar 
maden. Denn es ift feitzuhalten, mas Hoffmann eigentlich zuerft be: 
ſtimmt formulirt hat: es ift unmdglich, die Steuern auf die einzelnen 
Steuerpflihtigen genau nach ihrem wirklichen Einkommen zu vwertheilen 
(„Lehre von ver Steuern’, S. 37 fg.). Die Aufgabe des Steuerfyftems ift 
es deshalb, durch feine richtige Cintheilung die Vertheilung der 
wirklichen Befteuerung der Vertheilung des wirklihen Einkommens in 
ver Nation jo nahe als möglich zn bringen. Darin liegt die mahre 
Bedeutung und ber Werth eines jeven Strebens nad einer foftemati: 
ſchen Ordnung der Steuern. 
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1) Die Stenerarten. 
Der Begriff der einzelnen Steuer und die drei Dauptarten. 


Die einzelne beftimmte Steuer entfteht, indem das Rein: 
einfommen einer ganzen wirthihaftlihen Perfönlichkeit auf feine 
einzelnen Arten -oder Quellen zurüdgeführt und diefe mit einer 
beftimmten Steuer belegt werben. 

Diefe einzelnen Steuern find untereinander gleich durch ihrem 
Zweck, aber verſchieden dur ihre Form. Sie follen alle das 
Reineintommen, jomeit es wirthichaftlih als vorhanden ange 
nommen werden fann, gleihmäßig treffen, und darin befteht ihre 
Gleichheit. Da aber dies Reineinkommen im wirthſchaftlichen 
Leben der Perfönlichfeit nicht etwa auf einem einzelnen Punkte 
abgejondert erſcheint, jo wenig es im der Wirklichkeit eine ganz 
reine Production oder Confumtion gibt, jo muß die Steuer viel: 
mehr, um das Neineinfommen zu finden, fo viel Formen anneh- 
men, als es Elemente des Reineinfommens gibt, weil jedes diefer 
Elemente in verjchiedener Weife und in verjchiedenem Maße zum 
Reineinfommen beiträgt. Jede diefer Formen muß demgemäß ihr 
eigenes Steuerobject, ihre eigene Steuereinheit, ihren eigenen 
Steuerfuß und mithin auch ihre eigene Höhe haben; und die 

- Steuer, infofern fie demnach in Object, Einheit, Fuß und Be 
trag jelbftändig daſteht, naturgemäß mit einem felbftändigen 
Namen, nennen wir eine einzelne Steuer. Die Aufgabe bei 
der Aufftellung einer jeden folden einzelnen Stener ift es nun, 
vermöge der Einrichtung derfelben Art und Maß des Reinein- 
kommend oder der Steuerquelle zu treffen, ſoweit es durch ein 
foldes Element bedingt ift. Die einzelnen Steuern follen daher 
eben durch ihre Verſchiedenheit in Art und Maß die Gleichheit 
der Beiteuerung überhaupt erzielen. 

Diefe ihre höhere. Natur haben nun die einzelnen Steuern 
niemals ganz verleugnet. Es iſt aber klar, daß dies Ziel nur 
langjam und nur vermöge eines tiefern Blicks in die Grund 
verhältniffe des wirthſchaftlichen Lebens erreicht werden Eonnte. 
Darauf beruht dann der Gang der Steuerentividelung im großen 
und ganzen, die von dieſem Geſi chtspunkte aus ſehr leicht ver⸗ 
ſtändlich wird. 

Die Grundlage der Geſchichte der Steuern und der Entwide 
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bung ihres Spftems ift zunächſt die Trennung aller Abgaben, 

melde auf der Eroberung und dem aus derfelben herborgehen- " 
den Unterthänigfeitsverhältniß beruhen, von den Steuern. Es 

iſt vor allen Dingen davon auszugehen, daß eine jede Steuer 

eine freie mirthichaftliche Perſönlichkeit vorausfegt. Alles mas 

don Unfreien geleiftet wird, ift Feine Steuer,‘ weil es erſtlich 

nit vom Staate ausgeht und dann nit für den Staat gege— 

ben wird. Alles was vom Unfreien gezahlt wird, gehört der 

Grundherrlichkeit, wobei e8 als befannt vorausgefegt werden darf, 
daß der Staat felbft bis auf die neuefte Zeit vielfach als Grund— 

herr aufgetreten ift. 

Die Geſchichte diefer grundherrlichen Abgaben zeigt nun 

allerdings, wie diefelben in dem Maße aus Abgaben zu Steuern 

inerden, in welchem die Unfreiheit verſchwindet und die Unfreien. 
feldft zu Freien werden. Durch dieſen Proceß, den man im 

einzelnen nachweiſen kann, geſchieht ein Zweifaches. Diejenigen 

Abgaben, welche durchaus nichts als unfreie Laſten ſind, ver— 

ſchwinden ganz; diejenigen dagegen, in welchen eine wirkliche 

Steuer verſteckt iſt, werden allmählich zu organiſchen Steuern. 

Die wirklichen Steuern aber haben gleichfalls einen beſtimm— 
ten, für die ganze Steuergefichte der Welt gültigen Grundzug 
ihrer allmählichen Bildung, der fi freilich erft dann verftehen ' 
Kt, wenn man die Örundarten der Steuerquellen und mit 
ihnen die in der Natur der wirthſchaftlichen Perfönlichkeit abſolut 
gegebenen Arten der Steuern vor Augen bat. 

Jedes Einkommen entipringt aus den drei Orundlagen jeder 
Wirthihaft. Dieſe find das Kapital in feinen verſchiedenen For: 
men, dad an und für fi) productiv ift; die Arbeit, die gleich- 
falls nothwendig productiv fein muß, und endlich die im Weber: 

ſchuſſe felbftändig ericheinende Reprobuctivität, die wir dad Rein- 

tinkommen nennen, und deſſen Function es ift, neues Kapital 
mit neuer ‚Arbeit und neuem Reineinkommen aus fi zu er: 
zeugen. 

Jede Befteuerung muß daher, indem fie die Quellen de3 
Einkommens als Steuerquellen ſucht, diefe drei Grundformen an- 
nehmen und Kapital, Arbeit und Ueberſchuß als die drei allge 
meinften Arten der Steuer feſtſtellen. Es gibt daher drei abfos 
lute Grundarten der Steuer: die Kapitalfteuer, die Arbeitsfleuer 
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und die Reineintommenfteuer,; oder, wie man im ſtreng wilfen- 
ſchaftlichen Ausdruck fagen kann, die Productionsſteuer, die Con: 
fumtiongfteuer und die Reproductiongfteuer. 

Da nun Kapital, Arbeit und Ueberihuß in fehr verſchiede— 
nen Formen vorhanden find, welche verjhiedene Gütermaße und ver 
ſchiedene Neproductionsfähigfeit bejigen, fo ift e8 die Aufgabe, 
fo viele Formen und Arten der einzelnen Steuern herzuftellen, 
als e3 einzelne Arten von Kapitalien, Confumtion und Weber: 
ſchuß gibt. Und die allmähliche Entwickelung diefer einzelnen 
Arten bildet dann das pofitive Steuerfpftem, das auf bier 
ſem Wege eben durch die Verſchiedenheit die "Gleichheit herſtellen 
fol. 

Die Gedichte der Steuer ift daher im Grunde die Geſchichte 
de3 Steuerſyſtems, und die Grumdlagen derjelben beruhen auf 
dem Obigen. 

Ale urſprünglichen Steuern find nämlich Kapitalfteuern und 

zwar naturgemäß. jolhe, die fi an die urfprünglihe Form des 
Kapitals, den Grundbefig, anſchließen. Die Grumdfteuer ift ſtets 
die ältefte eigentlie Steuer. Die Beſteuerung des perſönlichen 
Kapitals im Erwerbe folgt erft fpäter. . 

Die zweite Form der Steuer ift die Beſteuerung der Arbeit 
dur) die Confumtionsfteuern, die gleichfals urſprünglich fih an 
die einfachſten Confumtionsgegenftände, die abjoluten Nahrungs: 
mittel (Korn und Fleiſch) anſchließen und erſt allmählich ſich 
zur Verſchiedenheit der einzelnen Verbrauchsſteuern entwideln. 

Die dritte Form der Steuer ift die Beſteuerung des Reinein- 
kommens, die mit der rohen Form der Zurusfteuern beginnt, 
dann auf’ die Verfehräfteuer übergeht und erſt in unferer Zeit 
zu einer organifchen Einfommenfteuer ſich erhebt. 

Diez find mithin die Grundlagen jedes Sſteuerſyſtems und 
jeder wahren Geſchichte der Steuern. 

Es ift nun für die pofitiven Spfteme der Beſteuerung in 
den verſchiedenen Staaten feltzuhalten, daß alle noch in der Ent- 
widelung begriffen find und daher, theils weil noch viele hiſto— 
riſche Steuerformen ihnen ankleben, theils weil andere Gründe 
einwirken, eine Gemeingültigfeit eines ſolchen Syſtems nicht vor— 
handen fein kann. Die Aufgabe der Steuerfunde ift'es, die get 
tenden Syſteme der einzelnen Staaten darzulegen. Die Mifgabe 
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der Steuerlehre ift es dagegen, dieſe geltenden Syſteme auf jene 
abjoluten Grundlagen jedes Syſtems zurüdguführen. 

Zu dem Ende ift es nothwendig, einige hergebrachte Bor: 
ftellungen genauer zu beftimmen. 


Der Grundfag, daß die Arten der Steuern ſich auf bie Duellen 
des Einkommens reduciren, ift feit Adam Smith als unbeftritten an: 
zuſehen. In ver That enthält auch, wenn man von Unfertigkeiten 
in der Definition abfieht, ſchon der Grundgevante der Schule im 
Boden das Kapital (denn man befteuert ja nicht den. Boden als 
Boden, fondern als Kapital), in ver Arbeit die Confumtion und 
im Kapital doch nur den Reinertrag oder die Reproduction, ſodaß 
die Theilung in jene drei Arten durhaus mit den erften Anſichten 
Adam Smith’s harmonirt. Man wird die Aufftellung aud) leicht zu: 

* geben, fobald man jih nur über den Sinn der directen und indie 
recten Steuer einigt, was nicht ſchwer ift. 

Eine directe Vergleihung der verſchiedenen pofitiven Steuer: 
fofteme der einzelnen Staaten ift deshalb unthunlich, meil dieſelben 
nicht immer unter dem gleichen Wort die gleihe Sache veritehen. 
Sie wird erft Werth haben, wenn man die verfchiedenen pofitiven - 
Steuern auf das reine Syſtem zurüdführt; und e3 ift nicht die legte 
Aufgabe des Porliegenden, dies durch Suchen nah dem reinen 
Spitem wenigſtens anzubahnen. 


Direrte und indirecte Steuern. — Die Bder der Vereinfachung der Steuern. — 
Die Bdee einer einzigen Steuer. 

Das Bewußtſein, daß es ein an und für ſich gültiges Syſtem 
der Steuern gebe, bat theils in der Wiſſenſchaft, theils in der 
Praris eine Eintheilung entftehen laſſen, die alle Steuern in di- 
recte und indirecte Steuern theilt und .diefe beiden Begriffe dem 
Steuerſyſtem auch wiſſenſchaftlich zu Grunde legt, während wie: 
der andere, von dem Unflaren und Unzureichenden in dieſer 

> Scheinbar fo einfachen Unterſcheidung abgehalten, lieber gar fein 
Spftem, fondern nur die einzelnen Steuern als ſolche zu Grunde 
legen. 

Dennod) ift durchaus Fein Grund vorhanden, Begriff und Bes 
zeichnung der directen und indirecten Steuer gänzlich zu befeitigen, 
wenn biefelben nur richtig verftanden werden. 

-In der That nämlich entſprechen die directen Steuern den 
Rapitalftenern, die indirecten den Arbeits- oder Conſumtions- 
ſteuern, laffen dagegen das ganze Gebiet der Einkommenſteuern 
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unberührt. Es kommt nur darauf an, ſich über bie Natur jener 
Bezeihnung Elar zu fein. 

Die Grundvorftellung bei der gewöhnlichen Unterſcheidung 
von birecten und indirecten Steuern befteht darin, daß bie die 
recten Steuern jo genannt werden, meil fie theils denjenigen 
treffen, der das Stewerobject befigt, theils aud in einem be 
fiimmten Berhältniffe zur Steuerquelle ftehen. Die indirecten 
Steuern dagegen werden auf Güter gelegt, welche theils in dem 
Augenblide ihrer Veftenerung noch feinen ‚legten Eigenthümer 
haben, theils auch Feine ſcharfe Veftimmung ihrer Steuerquelle 
oder ihres Reinertrags zulaffen. Daraus ergibt ſich ſowol ein 
verichiedene3 Syſtem der Befteuerung, als auch ein verſchiedenes 
Spftem der Steuerverwaltung. Und endlich beruht auf denſelben 
Gründen, daß der Gefammtbetrag der directen Steuern ein 
zwar geringerer, aber auch ein fefterer ift, während die indirecten 
Steuern ein größeres, aber ein unfichereres Erträgniß abwerfen. 
Aus diefen Gründen hat man in den meiften Staaten das ganze 
Syſtem aller Steuerarten in die beiden Gruppen der directen 
und indirecten Steuern eingetheilt, wobei denn freilih die Ein- 
Tommenfteuern zum Theil unter die directen, zum Theil unter die 
indirecten Steuern gejegt werben. 

Diefe ganze Unterſcheidung braudt nun, wenn man eben nur 
die Gruppe der Einfonmenfteuern von den directen und indirecten 
Steuern trennt, durchaus nicht verworfen zu werden. Es fommt 
nur darauf an, fie auf ihren wiſſenſchaftlichen Inhalt zurüdzus 
führen, und das ift in Beziehung auf das Frühere nicht ſchwer. 

Die Steuerobjecte trennen fih nämlich, wie ſchon hervorge— 
boben, in Beziehung auf die Beitimmung des Stenermaßes in 
zwei Gruppen. Bei der erften Gruppe Tann man das Gütermaß 
von dem Maß der eigentlihen Steuerquelle defjelben trennen, 
oder man kann, wenn aud mehr oder weniger genau, den Be: 
trag bes Einkommens, der mit einem beftimmten Gütermaß re: 
gelmäßig verbunden ift, für ſich berechnen; bei der zweiten Gruppe” 
nicht. Bei jener enthält daher der Begriff der Steuereinheit zu= 
erft bie Einheiten des Objects und dann die der Steuerquelle 


°. aber bes Einkommens aus dem Object, nach jenen Einheiten be— 


rechnet (am deutlichſten bei Grundftüden und Häufern); bei bie- 
fer fällt Gütermaß und Steuereinheit zufammen. Es ergibt ji 
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daraus, daß man bei der erften Gruppe bie Steuerquelle direct 
und felbftändig zum Steuerobject nehmen oder das Einkommen 
aus den einzelnen Gütern direct befteuern kann, während bei der 
zweiten Gruppe das Einkommen aus den in ihr enthalteneit 
Steuerobjecten, den Gegenftänden der Verzehrung, erft durch die 
Arbeit erzeugt und daher erſt indirect beftenert werden Tann. 
So ift der Unterichied zwischen directen und indirecten Steuern 
ein vollfommen richtiger und drüdt das Verhältnik des Einkom— 
mens zu ben beftimmten Objecten (freilicö alfo nicht das Verhält- 
niß der Steuer zu dem Befteuerten) aus, und zwar in der ber 


Natur von Kapital und Arbeit entſprechenden Weiſe, daß alle _ 


Rapitalfteuern directe, alle Arbeitsſteuern indirecte find. Nur 
tann alsdann die Gruppe der Einfommenftenern nicht in diefer 
Eintheilung aufgehen, weil bei dem einen Theil derjelben das 
Princip der directen, bei dem andern (Stempel u. f. iv.) das Prin- 
cip der indirecten Steuer zur Anivendung kommt, während das Pin 
cip des Steuerfußes bei ihnen ein weſentlich anderes ift. 
" Man. wird daher jagen, daß die Unterſcheidung und Bezeich— 
nung der directen und indirecten Steuern an fi durdaus rich— 
fig iſt und nur dadurd) falſch wird, daß man entweder den Un— 
terſchied auf die Erhebung zurüdführt, oder daß man ihn als 
den ganz durchgreifenden aufftellt. 

Demnad) find die Kapitalfteuern Productionsfteuern, infofern 
das Kapital an ſich ein productives Element ift; directe Steuern, 
injofern die Steuerquelle, vom Gütermaß getrennt, den directen 


Gegenftand ber Befteuerung bildet. Die Arbeitsfteuern ſind Con- 


fumtiongftenern, inſofern die Arbeit nur in der Confumtion, auf 
- der jie berubt, ein Gütermaß und eine Steuereinheit empfängt; 
indirecte Steuern, infofern die „Steuerquelle oder das Einkommen 
aus der Arbeit von dem Confumtionsartifel ſich nicht trennen 
läßt und daher durch die Vermittelung des Ietern beſteuert 
wird. Die Einkommenfteuern haben zu ihrer Grundlage die 
felbftändige Erſcheinung eines Neineinfommens‘, werben aber theils 
als directe, theils als indirecte Steuern gemeffen. 

” An diefen Begriff des Syftems der Steuerarten, das mar 
auch wol kurz das Steuerigftem nennt, hat fi, nun die Frage 
angeſchloſſen, ob es nicht ziwmedmäßig fei, daſſelbe foviel als 
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moglich zu vereinfaden, um dadurch Berechnung und Erhebung 
leichter und billiger zu machen. 

Diefe Forderung eines möglichft einfachen Steuerſyſtems iſt 
aber bei genauerer, wiſſenſchaftlicher Betrachtung nur ein Beweis 
der Unklarheit über die erſten Elemente der Beſteuerung. 

Die Vereinfachung der Steuer würde praktiſch nur als die 
Herſtellung der gleichen Steuereinheiten und gleichen Steuerfuße 
gedacht werden können. Dieſe hat aber wieder zur Vorausjegung 
die, wirtbichaftliche Gleichheit der Steuerobjecte und Steuerquellen, 
Die letztere ift aber eben nicht vorhanden; es ift vielmehr Klar, 
daß bei ungleihartigen Gütern eine gleihartige Einrichtung der 
Steuereinheiten.abjolut unmöglich ift (wie z. ®. bei Grüundftüden, Ges 
werben und Confumtionsartifeln), und daß jelbft bei gleichartigen 
Gütern die Geltung eines gleihen Steuerfußes für gleiche Güter: 
maße, ohne Rüdficht auf die Ungleichheit ihres Reinertrags 
(4 8. hei glei) großen Gebäuden in Städten und auf dem Lande); 
eben aus der formalen Gleichheit gerade die wirkliche Ungleichheit 
erzeugen würde. Eine Vereinfahung des Steueripitems durch 
Herftellung gleicher Steuereinheiten und Steuerfuße ift daher, ftatt 
ein. Fortfepritt zu fein, vielmehr geradezu ein Rückſchritt. Man 
muß im Gegentheil fagen, daß die Entwidelung des Steuerſyſtems 
nicht in der Auffindung gleicher Einheiten und Fuße, fondern 
vielmehr darin befteht, daß jedes Steuerobject foviel als irgend 
möglid feine eigenthümliche Einheit und feinen Steuerfuß be: 
komme, ſodaß das Steueripftem aus fo viel einzelnen Steuern 
befteht, als es Arten der Steuerobjecte gibt. Und in ber That 
ift die Gedichte der wirklichen Steuerigfteme der entſcheidende 
Beweis dafür, daß die, Bewegung der Befteiterung zwar nad 
möglichfter Klarheit und Einfachheit der Steuerprincipien, nicht 
aber nach Herftellung einer möglichft geringen und einfachen Zahl 
von einzelmen Steuern, jondern vielmehr nach einer ſyſtematiſchen 
Entfaltung des Steuerſyſtems auf Grundlage ber einzelnen Steuer⸗ 
objecte geſtrebt hat und ſtreben wird. 

Daß die Idee einer einzigen Steuer unter dieſen Umſtänden 
auf. dem Misperftändniß des Weſens der Steuer ſelbſt beruht, 
bedarf feiner meitern Ausführung. Die Aufgabe der einzigen 
Steuer wäre nämlich nicht etwa die, alle andern Steuerobjecte 
- mit Ausnahme de3 einzig beftenerten umbefteuert zu laſſen, fon 
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dern vielmehr. die Vertheilung der Befleuerung dem Verkehr mit 
dem befteuerten Object zu übergeben» ſodaß der Antheil ar 
Steuer, der jedes Steuerobject träfe, von. allen Wechfelverhält- 
niffen der Production, der Probuctivität und der Vernünftigkeit 
der Einzelwirthſchaft abhinge. Es ift Mar, daß jene einzige 
Steuer daher durchaus nur dem Namen nad) eine einzige Steuer, 
in der Wirklichkeit dagegen nicht? anderes fein würde, als eine 
Vertheilung der Steuer durch den Verkehr an alle Stemerobjecte 
vermöge eines einzelnen Steuerobjects. Erkennt man, daß dies 
die wahre Bedeutung der einzigen Steuer ift, fo ift damit im 
Grunde bie ganze Frage vollftändig erlebigt, da einerſeits der 
Staat jene Vertheilung nicht der Einzelwillfür principiell über 
laſſen kann, andererjeits diefelbe ohnehin jo weit ftattfinbet, als fie 
ftattfinden fol (f. unten). 

Infofern man aber bei, ver Forderung nad Vereinfachung 
der Beſteuerung an die Formen der Vertheilung und Erhebung 
der Steuern denkt, ift biejelbe ſehr richtig, gehört aber nicht dem 
Steuerſyftem, fondern der Steuerverwaltung an. - 

Der Streit über den Sinn des Unterjchieves zwiſchen directen 
und indivecten Steuern hat deshalb geſchadet, weil er von der Aufs 
ſtellung eines felbfänbigen Syſtems abgehalten hat. Er ift des⸗ 
halb unentſchieden geblieben, weil eben ver Unterſchied einen guten 
Sinn hat und mit dem Unterſchied zwiſchen Arbeit und Kapital, 
zwiſchen Befig und Erwerb, ziwifhen bdirecter und indirecter Er— 
bebung zufammenfällt; auch Rau's Schägungen und Aufſchläge find 
eben nicht? anderes. Vgl. über bie Literatur dieſer Frage Log, III, 
210 (miht 173, wie bei Umpfenbah, ©. 151). Hoffmann will 
die Steuern auf den Befig directe, die Steuern auf die Hand— 
kungen indirecte nennen (a. a. D., ©. 62 fg). Vgl. Rau, 
$. 291 fg. Wenn der Ausprud nicht in faft alle Budgets über: 
gegangen wäre, wäre die Frage ohne alle tiefere Bedeutung. In— 
dep wäre auch bier leicht zu beifen, indem man die Rubrit der Ein- 
tommenfteuerarten eröffnete, was in mancher Beziehung von praktie 
iger Wichtigkeit fein würde. Die Idee der Vereinfahung der 
Steuern ift ſchon von Rau ($. 278) richtig beurtheilt, wenn auch 
nicht eingehend. Ueber die Idee der einheitlihen Steuer des phyfio- 
fratifchen Syftems vortreffliche Anseinanvderfegungen bei Hoffmann, 
aa. O., S. 42 fg. Dal. auch die fehr gute Kritil bei Log, 
U, 198, nebft einiger Literatur; 
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2) Die Steuervertheilung und die ſogenaunte Heberwälzung der Steuer. 


Die Steuervertheilung geſchieht durch die Beftimmung besjemi- 
‚gen Gefammtbetrages, den zunächſt jede Gruppe der Steuern, dann 
innerhalb berjelben jede. einzelne Steuer. zu leiften hat. Dieſe 
Beſtimmung enthält die Feſtſetzung des eigentlichen Steuerobjocts, 
dann der Steuereinheit und endlich des Steuerfußes für jede _ 
diefer Einheiten, gültig für jede wirthſchaftliche Perjünkichkeit. 
Sie ift, weil fie eben nur durch die Geſetzgebung geichehen Kann, 
die eigentliche oder geſetzliche Steuervertheilung. 

Die Aufgabe der Steuervertheilung liegt nun darin, für jede 
Gruppe von Stenern im allgemeinen und für jede einzelne Steuer 
im befondern dasjenige Maß der Abgabe zu beftimmen, welches 
von dem Reineinkommen des Steuerobject? genug übrig läßt, 
um die Reproduction nod möglich zu machen. Die Bedingung 
der. richtigen Steuervertheilung befteht daher in des genauen 
Kenntnih der wirthſchaftlichen Verhältniſſe eines jeden Steuerob⸗ 
jeets, und es iſt klar, daß die Richtigkeit der Steuervertheilung 
deshalb eine der erſten Bedingungen für die ganze vollstsirtk- 
ſchaftliche Entwidelung fein wird. Die Vollgiehung der Steuer 
vertheilung beiteht endlich in der Beſtimmung bes Steuerſubjects 
und der Form der Steuererhebung. 

Neben dieſer eigentlihen Steervertheilung, die durch bie 
ftaatlide Beiteuerung gefchieht, fteht nun diejenige, welche von 
dem einzelnen im wirthſchaftlichen Verkehr vollzogen wird und 
die man die Ueberwälzung der Steuern zu nennen pflegt. 

Weber diefe Ueberwälzung der Steuern bereichen höchſt un⸗ 
Hate Borftellungen. Man denkt fi mol, daß mır gewiſſe Steuern 
der Ueberwälzung fähig find; au mol, daß die einzelnen es 
direct auf die Uebermälzung der Steuer abgefehen, und Aehnliches. 
Es ift nothiwendig, darüber ins Klare zu kommen, und dus kann 
‚nur durch das Weſen der Steuern felbft geſchehen. 

Jede Steuer gehört zu den Verwendungen, die auf bie 
Sade. gemacht werben. Jede Verwendung, die auf eine Pros 
duction gemacht wird, wird aber als Geftehungspreis der Sache 
die Örundlage des Verfanfspreifes bilden. Es ift daher ganz ums 
denkbar, daß nicht ein jeder jede feiner Steuern in bie Verlaufs 
preife feiner Güter einrechnen und mithin ben Käufer nöthigen 
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follte, die Steuer zu zahlen. Es ift ebendeshalb einleuchtend, 
daß nicht etwa eine Steuer, fondern daß jede Steuer von jedem 
überwälzt wird. ‘Dabei eriftirt nur der eine Unterſchied, der zu 
dem obigen Misverftändniß Anlaß gegeben hat. Einige Steuern 

laſſen ſich in der. Weile berechnen, daß man für .jedes einzelne 
zum Verkauf gebrachte Gut den Steuerbetrag beitimmen Tann, 
andere nicht. Bei den erftern erſcheint daher die Steuer un 
mittelbar und jelbftändig als ein Element des Verkaufspreiſes, 
bei. den andern verſchwindet die Steuer unter den übrigen Ge— 
ftehungstoften, wie 3. B. die Steuer bei der Pacht und 
Miethe ſelbſtändig berechnet wird, ebenfo beim Zoll, während die 
Berzehrungsfteuer nicht felbftändig erſcheint, «Tondern in dem 
Tagelohn liegt, der einen Theil der Geftehungskoften bildet. 
Daß aber in beiden Fällen die Steuer berechnet wird, leuchtet 
ein. Es gibt daher gar eine Steuer, die nicht überwälzt 
würde. Und zwar in der Weife, daß jeder einzelne die ihm.von 
dem Weberwälzenden aufgebürdete Steuer auf irgendeine Weiſe 
einem andern wieder in Rechnung bringt; diejer dem dritten, und 
fo ins Unbeftimmte fort. Es ift fein Zweifel, daß es für die 
Steuer umd ihre Webertälzung ebenjo wenig eine Grenze gibt; 
als für die Geftehungskoften überhaupt; denn die Steuer gehört 
ja zu den Geftehungsfoften. 

- Die gewöhnlichen Vorftellungen von der Ueberwälzung der 
"Steuer als einem befondern und eigenthümligen Act hören da— 
durch auf; die fogenannte Ueberwälzung ift ein abſolut allgemeiner 
und am fi unbegrenzter Proceß, der jeine Erflärung einfach in 
der Natur der Productionsfoften findet. Die nächſte Frage, die 
daraus entfteht, ift num aber die, wer denn eigentlich die Steuer 
zahlt und ob man die Steuervertheilung dadurch beftimmen laſ— 
jen tönne? - 

Offenbar nun legt derjenige die Steuer aus, ber die. Pro— 
ductiongkoften zahlt. Dieſe Productionskoſten aber zahlt derjenige 
zunächſt zurüd, für den beim Kauf das Product den Werth des 
Kaufpreiſes hat. Den Werth des Kaufpreifes hat das Product 
für denjenigen, der mit demſelben mindeftens diefelbe. Summe 
von Gütern probucirt, die es ihn koſtet. Da nun die Steuer 
in ben Probuctionäfoften enthalten ift, jo wird der Betrag ber 
Steuer duch Kapital und Arbeit desjenigen probacitt, der fie 
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zahlt, ganz wie jeder andere Theil der Productionsfoften. Sie 
mird daher mit diefen ein Beftandtheil eines andern Guts, wenn 
das Product zur Weiterproduction verwendet wird, und die Auf- 
gabe des zweiten, der dieſes Gut Fauft und mithin im Kaufpreife 
dem erſten Producenten neben den übrigen Geftehungstoften auch 
die von ihm gezahlte Steuer wiedergibt, weil das Gut den Werth 
aller diefer Geftehungsfoften für ihn hat, ift e8 wiederum, durch 
fein Kapital oder feine Arbeit den Werth des neuen Gutes um 
den Betrag der neuen Steuer, zu erhöhen, die er ſeinerſeits wie— 
der zu zahlen hat. Bei dem dritten tritt dafjelbe ein, bei dem vier= 
ten wieder u. f. w. So hat z. B. das Korn in feinen Produc— 
tionskoften die Grundfteuer, mit diefer wird es dem Bäder ver- 
kauft, der Bäder berechnet zum Kaufpreife des Korns Haus: und Ge— 
merbefteuer in dem Brot; der Tagelöhner bezahlt in dem Laib Brot 
die Grundfteuer, die Hausftener, die Gewerbeſteuer und außer: 
dem die Verzehrungsfteuer, aber er läßt fih in feinem Tagelohn 
alle diefe Steuern wiedergeben. Der Fabrikant, der den Tagelohn 
zahlt, berechnet wieder vermöge des Tagelohns alle Steuern in 
der Elle Tuch, melde der Grundbefiger kauft, und die diefer mit 
fanımt der Steuer wieder bei dem Verkauf feines Korns in An: 
ſchlag bringt. Dies ift der Proceß der fogenannten Steuerüber- 
mälzung, die demnach in der That etwas ganz anderes enthält, 
als was man unter dem Ausdrud einer Ueberwälzung von Steuern 
verftehen muß. Wenn nämlid das, was das Product vermöge 
der Steuer koſtet, für den jedesmal Staufenden nicht den Werth 
hätte, den er zahlen foll, jo würde er es eben nicht faufen. Den 
Werth hat es dadurch, daf er den Preis des Gefauften in dem 
Werthe deffen, mas er daraus macht, wiederbefommen Tann. 
Jeder, der ein Product Fauft und mithin auch alle Steuern zahlt, 
die darauf haften, muß daher diefe Steuer, die er dem Verkäufer 
zahlt, bei feiner Production reproduciren, d. h. er muß den Werth 
der von ihm gezahlten Steuer in dem von ihm zum Wiederver- 
Kauf gebrachten Producte wieder erzeugen; jo der zweite, fo der dritte 
u. ſ. f. Und diefe Production des Werthes der Steuer dur den- 
jenigen, der fie in feiner Confumtion zahlt, ift der eigentliche 
wirthfepaftliche Inhalt der fogenannten Steuerüberwälzung. Sie 
ift daher nur die Ueberwälzung der Steuerzahlung auf den Kau— 
fenden, während der Verkaufende die Production des Werthes 
“ Stein, dinanzwiſſenſchaft. . 13 
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der Steuer zu leiften hat. Gelingt dem legtern das nit, hat , 
fein Product auf dem Markte nicht den Werth feiner Geftehungs- 
koſten, inclufive der Steuern, die darauf haften, ſo arbeitet derjelbe 
eben mit Berluft, wobei e8 niemals zu erweiſen ift, ob er dieſen 
Verluſt den Steuern oder ſich jelbft zuſchreiben darf. Es ergibt 
fih daraus, daß diefe fogenannte Weberwälzung der Steuern in 
ihrem volkswirthſchaftlichen Gefammteffect nichts anderes als bie 
Bertheilung der Production des Steuerbetrags an die 
gefammte wirthſchaftliche Production enthält, die ſich dadurch voll- 
‚zieht, daß jeder einzelne in feiner Production den Werth der 
Steuer zu produeiven hat, der auf jedem einzelnen Theile der 
Geftehungstoften haftet. Diefen Betrag der Steuer hat er wäh- 
vend der Production für den künftigen Käufer auszulegen, wie 
jeden andern ‚Theil der Geftehungsfoften, und feine Aufgabe ift 
es, feine Production jo einzurichten, daß ihm dieſer Käufer bei 
dem Kaufe die Steuer mit allen andern Geftehungskoften und 
feinem Gewinn zurüdzahlt. 

Aus diefem mahren Weſen der Ueberwäljung der Steuer, 
die daher nichts anderes ift ala die Production des Steuerbetrags 
durch die Production eines Gutes aus dem andern, ergeben fi 
nun hochwichtige Conjequenzen für das gejammte Steuerweſen. 

€3 folgt daraus zunächſt, daß eine und dieſelbe Steuer bei 
zwei ganz gleihen Geſchäften. für das eine leicht, für das andere 
ſchwer, und daß dieſelbe gleihfals zu verſchiedenen Zeiten für 
daffelbe Geſchäft leicht und ſchwer fein Tann. Denn die Steuer 
ift nie durch ihren Betrag an fih, fondern dur ihr Verhältnig 
zu der Productionskroft desjenigen Unternehmens ſchwer, welches 
das belaftete Product zur Weiterproduction braucht und daher 
den Werth der alten und der eigenen Steuer in feinem Product 
erzeugen muß. Deshalb muß die Befteuerung vor allen Dingen 
ftet3 auf die Productivität und nicht auf die bloße Production 
der befteuerten Unternehmungen fehen. 

€3 folgt aber weiter, daß ebendeshalb daſſelbe Steuermaß 
für dafjelbe Steuerobject nicht immer, ein gleiches it. Es muß 
daher der Steuer die Fähigkeit gegeben werden, fi nah dem 
Wechſel diefer Steuerkraft zu richten, und dafür nun gelten die 
folgenden Grundfäge. 

Die Lehre von der fogenannten Ueberwälung ver Steuern ift 
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eine der wunderlichften Begriffverwirrungen, die es wol je in ver 
Wiffenihaft gegeben hat. Obgleich man die Steuer als Theil ver 
Geſtehungskoſten unzweifelhaft anerkennt, fo denkt man doch, daß es 
in. ver Natur gewiffer Steuern liege, ganz, in der Natur anderer, 
gar nicht, und in der Natur noch anderer, bis zu einem gewiſ⸗ 
fen Grade übermälzt, d. h. in den Geftehungstoften der Producte an— 
gerechnet zu werden, was eben der Natur der Geftehungsfoften ab- 
ſolut widerſpricht. Das ganze Chaos von Vorftellungen ftammt 
aus ber Behandlungsweiſe her, mit der Ricardo zuerft die Gegen: 
fäge der Grundrente, der Pacht und des Kapitals und der Arbeits- 
löhne in der Beſteuerung der Arbeit varftellte, wobei er zu dem 
gänzlich verfehlten Satze kam, „daß eine Beſteuerung des Arbeits: 
lohns weder den Kapitaliften noch den Grundbeſitzer treffe, fondern 
nur auf dem Arbeitgeber ruhe“ (Kap. 16). Als ob. der Unter 
nehmer, wenn er daS Product der Arbeit dem Grundbeſitzer ver- 
fauft, in dem Preife deilelben den Steuerbetrag der Arbeitäfteuer 
dem Grundheren ſchenken würde oder wernünftigerweife ſchenken 
könnte! Dem entſprechend ſchieden num die Folgenden übermälz- 
bare und nicht Aberwälzbare Steuern, was zu ber gründlich ver- 
kehrten Vorftellung Anlaß gab, als fei es Aufgabe der Finanzver- 
waltung, die Steuern fo einzurichten, daß fie nicht übermälzt würz 
den, damit fie womöglich ven treffen, der fie zahlt, ein Unving, da 
dies weder erreichbar noch wünſchenswerth fein kann. Diefe ganze 
Ueberwälzungslehre ift nichts als ein gänzlich misverftandener Ver: 
ſuch, das wahre Verhältniß der Steuern zum Einkommen varzuftel: 
len, und ver bei dem nur zu großen Mangel an Selbftändigfeit 
unferer deutſchen Finanzliteratur, gegenüber namentlich der engliſchen, 
die Steuervertheilung bei der Grundrente als Grundform der Steuer 
vertheifung überhaupt erſcheinen ließ. Man muß daher envlih an 
die Stelle diefer ganzen Verwirrung den einfahen Sag fegen: Jeder 
muß in den Werthe und Preiſe feine Product? den Steuerbetrag, 
der darauf ruht, wieder produciren, indem er in feinem Product 
neben den Geftehungsfoften und dem Gewinn auch nod den Werth 
der Steuer erzeugt, um ſich denfelben dadurch zurüdzahlen zu laſſen; 
das ift die wahre Weberwälzung. Keine einzelne Steuer kann daher 
überwälzt werden, fondern auf jedem Product ruhen alle Steuern 


zugleich, und jeder Käufer wird fie alle zahlen, wenn das Product 


nebjt den übrigen Geftehungstoften aud den Steuerbetrag werth iſt, 
der- darauf lieg. An vie Stelle ver confufen Borftellung ver 
Ueberwälzung muß daher der Begriff der Steuerprobuction durch 
die gefammte wirthſchaftliche Thätigfeit einer Nation und der Steuer: 
vertheilung durch den Verkehr treten, dann erft wird man das 
richtige Verhältniß der Steuer zur Production verſtehen lernen. 
Uebrigens fordert ſchon Log, a. a. D., III, 189, „vom Gange 
des Verkehrs die Ausgleihung der Ungleihheiten (der Befteuerung) 
13* 





196 
zu erwarten“, was im Grunde diefelbe Idee enthält. Aehnlich Mal: 
Aus, $. 34. Daß Wirth nod über die „Abwälzung“ eine eigene 
Theorie aufftellt (S.350 fg.) muß billig wunder nehmen. Umpfenbach 
liefert gar nichts als das wichtige „Gebot der Vermeidung einer 
verfehlten Beſteuerung“ ($. 69) worunter er werfteht, daß eine ver- 
fehlte Beteuerung nicht dur den Verkehr ganz wieder gut gemacht 
werben ‚Tann. 
3) Der Wechſel der Beſteuerung. 
Prindip. 

So einfach nämlih an fi der Begriff und die Aufgabe des 
Steuerſyſtems ift, jo beruht dennoch die Schwierigkeit feiner rich⸗ 
tigen Anwendung auf einer Vorausfegung, die man nicht immer 
ſcharf genug beftimmt und die ein neues Gebiet für die Steuer- 
ordnung eröffnet. 

Jeder Steuerfuß einer jeden Steuerart und einzelnen Steuer 
fol feinem Weſen nad) einen beftimmten Theil der Steuerquelle 
oder des Reinertrags der Steuereinheit treffen. Nun ift es zwar fehr 
leicht, das Gütermaß diefer Steuereinheit definitiv feftzuftellen (3. B. 
Joch Landes, Gewicht, Maß u. ſ. w.). Mlein der Neinertrag 
jelbft, den dieſe Gütereinheit trägt und der die eigentliche Steuer— 
quelle bildet, ift der Natur der Sache nad) ein beftändig wechſeln⸗ 
der; theil3 aber läßt ſich derjelbe überhaupt nicht ſcharf berechnen. 
Die geſetzliche Beſtimmung von Steuerfuß und Steuerbetrag kann 
daher einerjeit3 niemals eine dauernd richtige fein, fepbft wenn. 
fie es in einem beftimmten Augenblide wirklich gemwejen wäre; 
andererſeits ift fie nothmendig-nur eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung 
über den Beitrag der Steuerquelle der Steuereinheit. 

Beides ift nun allerdings ‚nicht zu vermeiden. Allein die 
Aufgabe des Steuerfyftens ift es, mit dem gefeglichen Steuerfuße 
dem wirthſchaftlichen Reinertrage fo nahe zu kommen als irgend 
möglid und mithin für jeden Steuerfuß das Princip des Wed- 
ſels der Beſteuerung als ein nothivendiges und richtiges anzuer— 
fennen. 

Der Wedel der Befteuerung erſcheint num natürlich in dem . 
Wechſel des Steuerfußes und damit des Steuerbetrags für jedes 
Object. Man wird daher im allgemeinen jagen können, daß das 
Princip diejes Wechſels dag Streben einer jeven . Steuereinheit 
und eines jeden Steuerfußes ift, dem wirklichen Reinertage der 
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Steuereinheit fo nahe zu Tommen als möglih, und daß die 
Richtigkeit jedes neuen Steuerfußes in dem Grade gegeben ift, 
in welchem derfelbe diefe Annäherung wirklich erreicht. 

Es ergibt fih daraus, daß ein ftarres Fefthalten an dem 
einmal gegebenen Steuerfuße- volfommen ebenfo untichtig ift als 
der urſprünglich unrichtige Steuerfuß. Im Gegenteil ift die 
richtige Entwidelung de3 ganzen Steuerſyſtems eben in derjenigen 
Bewegung des Steuerfußes zu ſuchen, melde das richtige Maß 
der Steuer durd die möglichft genaue Berehnung der Steuer: 
quelle in jeder Steuereinheit zu erzielen ftrebt. ' 

Faft alle Aenderungen gegebener Steuern haben nun dieſen 
Zweck vor Augen gehabt. Allein die Ausführung diefes Princips 
ift bei der großen Verſchiedenheit der Steuerobjecte dadurch eine jo 
ſchwierige, daß fait jedes Steuerobject in einer ihm eigenthüim: " 
chen Weile in Beziehung auf feine Stenerquelle berechnet werben 
muß. Auch bier ift der Unterfchied der directen und indirecten 
Steuern durchgreifend, indem das Object des Wechſels, der Rein- 
ertrag, bei jenen felbftändig berechnet werden kann, bei diefen 
nit. Es wird daher die Aufgabe der Lehre von den einzelnen 
Steuern fein, die Anwendung des obigen Princips ſoviel als 
möglich im einzelnen nachzuweiſen. J 

Gemeinſam aber ſind dennoch allen Arten der Steuer gewiſſe 
Grundlagen für den Wechſel der Beſteuerung, die ſich in die Aen— 
derung der Steuereinheit und in die der Steuerfuße ſcheiden laſſen. 


Auch beim Wechſel der Beſteuerung begegnen wir einer Begriffs: 
verwirrung, die im Grunde nur die überwiegende Abhängigkeit von 
fremden Gedankenweiſen zeigt. Mit der rationellen Steuertheorie trat 

der Biweifel ein, ob überhaupt ein Wechſel der Befteuerung richtig 
fei, ein Btweifel, den Adam Smith noch nicht ahnt, dem aber Canard 
in feinem „Prineipes d’&conomie politique” ven erften Ausvrud 
gegeben hat. Diefer Zweifel beruhte auf einem doppelten Irrthum. 
Erftlih bezog man alle Gründe, melde gegen den Wechſel ver 
Grundfteuer fprehen, ohme Weberlegung auf die Steuer überhaupt, 
und indem man jede alte Grundfteuer als eine Hypothet des Staats 
anſah, die wie jede andere Schuld im Kaufpreiſe des Gutes vom 
Käufer abgerechnet werde, jede neue Grundſteuer aber nicht als neue 
Steuer, ſondern als eine zu verzinjende neue Realſchuld betrad: 
tete, gelangte man zu der unklaren Vorſtellung, daß „das Leben vie 
Steuern in alle feine Verhältnifje vollſtändig aufnehme“ und des— 
halb die alte Steuer beijer ſei alß die neue (Hoffmann, a, a. D, 
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©. 60), was Canard zu dem bekannten Sage brachte: „Tout vieil 
impöt est bon et tout nouveau impöt est mauvais‘, ober wie 
Prittwig fagt: „Man kann von jeder Steuergefeggebung fagen, 
daß fie mit einer Ungerehtigfeit verbunven ſei“, was freilih zur 
Confequenz haben würde, daß auch ſchon die erfte Steuer, mithin 
die Steuer an und für fi eine Ungerechtigkeit fein muß. Was nun 
den Wechfel der Beiteuerung bei den Grundſteuern betrifft, fo vgl. 
unten. Der zweite Grund beftanb darin, daß man an viele Steuern 
dabei gar nicht dachte, z. B. an ben Zoll over die ‚Stempelfteuer; 
wir glauben, daß nicht leicht jemand vie Kühnheit haben würde zu 
fagen: Jever alte Zoll oder jever alte Thorfteuerfag oder jede alte Stem⸗ 
pelftener ift gut, und jede neue ift fchleht. Sobald man fi daher 
von der Einfeitigleit des Zweifeld und feiner Beziehung zur Grund⸗ 
ſteuer Rechenſchaft ablegt, jo ift damit im Grunde die Sache befeitigt, 
und die folgenden Regeln treten in ihr volles Recht auch theoretiſch 
ein, während ihnen daſſelbe praktiſch feinen Augenblid lang jemals 
beftritten worden ift. 


Allgemeine Formen für den Wechſel der Beftenerung. 

Der Wechſel der Beſteuerung tritt nad dem Vorigen in 
doppelter Wgije ein. 

1. Aenderung der Steuereinheit. Der Wechſel in der gejek- 
lichen Feſtſtellung der Steuereinheit folgt zunächft aus der Aufgabe 
jeder Befteuerung, fih an die wirklichen Verfehrsverhältniffe an— 
zuſchließen und mithin ſoweit als möglich die Verkehrseinheiten 
der Güter in Maß und Gewicht anzuerkennen. Die Aenderung 
der Steuereinheit muß daher folgen, wo der Verkehr eine Aen- 
derung der Maß- und Gewichtsverhältniſſe entweder fordert oder 
ſelbſt erzeugt. , 

Da aber ferner die Steuer eine gleihe für alle Güter fein 
fol, fo folgt zweitens, daß der Staat in feiner Beſteuerung nicht 
die zufälligen Varietäten von Maß und Gewicht anerkennen kann, 
welche ſich örtlich zu erhalten oder neu zu bilden pflegen, fondern 
daß er ein allgemeines Maß und Gewicht für die allgemeinen 
Verhältniſſe anerkennen oder ſchaffen muß. Es ergibt fi daraus 
die Regel für die Geſchichte alles Wechſels in den Steuereinheiten: 
daß diefer Wechſel fih an die Geſetzgebung über die Maß- und 
Gewichtsverhältniffe überhaupt anfchließt und mithin benfelben 
Weg verfolgt, den diefe Gefeßgebung naturgemäß einſchlägt — 
die allmähliche Herftellung einer einheitlichen und gleichartigen 
Maß: und Gewichtsordnung fir den ganzen Staat. 


19 


2. Aenberung bes Steuerfußes (oder Steuerbetrags, |. oben). 
Die Aenderungen des Steuerfußes oder Betrags werden! in zivei- 
facher Weife nothwendig: erftens, wenn nad den Grundſätzen 
über die Steuerhöhe (ſ. oben) eine Steuer zu groß erſcheint; 
zweitens, wenn bie Staatsaudgaben durch die beftehenden Steuern 
nicht gebedt werden und daher eine Erhöhung nothwendig wird. 

Jede Nenderung im Steuerfuße ift num von größter Wichtig. 
feit nicht blos für das Staatseinfommen, fondern au für die 
Volkswirthſchaft. Nur muß man fi Yabei vor allem vor Ein- 
feitigfeit hüten. Denn bier gelten zwei Gefihtöpunfte, bie gleiche 
Bebeutung haben. ö 

Zuerſt ift es Mar, daß jede Erhöhung der Steuer, da fie 
regelmäßig einen Theil des Neinertrags der Güter hinwegnimmt, 
duch ihre Steigerung den Kapitalwerth biefer "Güter um fo viel 
verringern wird, als die Fapitalifirte Vermehrung der Steuer 
beträgt. 

Dagegen leuchtet e8 ein, daß dieſe Kapitalverminderung durch 
Steuervermehrung wieder aufgehoben wird, wenn die Verwendung 
der erhobenen Steuer derart ift, daß fie den Erwerb aus der 
beftimmten Steuereinheit wieder um foviel erleichtert und indirect 
vermehrt, ald die Steuer die Koften der Production regelmäßig 
erhöht hat. 

Es folgt, daß eine Steuererhöhung demnach keineswegs an 
fi$ den Werth der Güter verringern muß; im Gegentheil fteht 
es als eine europäifche Thatſache feit, daß der Werth aller Güter 
bei beftändiger Steuererhöhung im beftändigen Steigen begriffen 
iſt. Es ift ferner unzweifelhaft, daß der Werth der Güter, der 
Güterfapitalien ſowol als der perfönlihen, auch örtlich da ftets 
am größten ift, wo die Steuern die höchften find (fädtifche Grund: 
ftüde, ſtädtiſcher Arbeitslohn, reihe und arme Provinztheile), Und 


in der That beftimmt ja nicht die Größe eines Kapitals, fondern - 


feine Productivität, d. b. das aus ihm erzielbare Reineinkom— 
men, feinen Werth, oder die Größe des in einem Kapital gegebenen 
Vermögens. Wo demnach die Erhöhung der Steuer zur Ber: 
wendung auf diefe Productivität jedes einzelnen Kapitals wird, da 
wird diefelbe die indirecte Vermehrung des Vermögens zur Folge 
haben. Und zwar läßt fi für die Art und Weife, wie die Ieg- 
- tere dabei vor ſich gebt, eine ganz beftimmte Regel aufftellen. 
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Das, was die Verwendung der Steuern für den einzelnen dar⸗ 
bietet, ift feine unmittelbare Steigerung feines Vermögens, fondern 
nur die Herftellung der allgemeinen Bedingungen, unter denen 
die individuelle Tüchtigfeit einen größern Erwerb mahen Tann. 
Die richtige Verwendung erhöhter Steuern hat daher zur Folge, 
daß die wirthſchaftlichen Tugenden Fleiß, Geſchicklichkeit, Ordnung 
und Sparjamkeit leichter und fiderer zu Erwerb und Vermögen 
gelangen und dadurch zur Hebung der ganzen Volkswirthſchaft 
beitragen. 

Daraus ergibt fih das allgemeine Geſetz für die Steuer- 
erhöhung, daß ihr Einfluß durchaus bedingt ift von der Steuer- 
verwendung, die ihrerſeits durch die Verwaltung geſchieht und 
daher nicht in die Finanzlehre gehört. Allein da die Folgen der 
Steuererhöhung unmittelbar, die Folgen der Steuerverwendung 
exft mittelbar erſcheinen, fo liegt zwiichen beiden ein Zwiſchenraum, 
und auf diefen hat’die Steuergefeggebung ihr Augenmerk zu richten. 

Hier nämlich kommt es darauf an, die Steuererhöhung 
in der Weile eintreten zu lafjen, daß die durch die Steuerver- 
wendung eintretende Hebung der Productivität aller Kapitalien 
fo jehr als thunlich gleichzeitig mit der Steuererhöhung eintrete. 

Dies nun geſchieht nad) den drei Gattungen der Steuern am 
beiten in folgender Weife. 

Bei allen Productions oder Kapitalftenern muß der Wech— 
jel der Steuern ein langjamer fein. und die. Erhöhung des 
Steuerfußes, wenn möglih, in angemefjenen Terminen vorher 
geſagt werden. 

Bei allen Confumtions- oder Arbeitsfteuern Tann der Wechfel 
zwar raſch fein, aber er muß um fo geringer fein, je allgemeiner 
die betreffende Confumtion ift. 

- Bei allen Einfommenftenern darf der Steuerfuß nur wenig 
und vorſichtig geändert werden, und dieſe Aenderung muß je 
nad) dem Betrage der Erhöhung terminmweife auf eine beftimmte 
Beitfrift ausgedehnt merden, die nicht öffentlich bekannt zu 
machen iſt. 

Die Grenzen der Aenderungen des Steuerfußes find in den 
Principien über die Steuerhöhe bereit angegeben. Eine Vermin- 
derung der Steuern bei zu großer Höhe muß bei den Productiong- 
ftenern plöglich um den-ganzen Betrag der Verminderung geſchehen, 
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damit diefer Betrag menigftens für Ein Jahr ein frei verfügbares 
Kapital bilde; bei Confumtionzftenern je nach der Art derfelben 
und nad der Höhe der Steuer plöglih um ein bedeutendes Maß, 
wenn die Natur der Confumtion e3 wahrſcheinlich macht, daß die 
Maſſe derjelben in dem Verhältniß fteigen wird, in welchem bie 
Steuer abnimmt; im entgegengefegten Falle (Salz, Wohnungen) 
langjam und. wenig. Bei Einfommenfteuern muß ſtets ein feiter 
und leicht verftändliher Bruchtheil des Steuerfußes aufgehoben 
werben. ‚ ö 


Die bier aufgeftellten Regeln bedürfen kaum eines Commentarz; 
es leuchtet ein, da das Nähere erſt bei den einzelnen Steuern ge: 
geben werben fann. Gie bilden aber einen mefentlihen Theil der” 
fogenannten Steuerpolitit und bilden fomit den Webergang von dem 
Steuerfgftem zur Steuerverwaltung. Eine immer wichtiger mer 
dende Anwendung dieſer Grundſätze findet in der internationalen Be: 
ftimmung gleihmäßiger Steuereinheiten und Steuerfuße, namentlich 
im Gebiet des Zollweſens ftatt, wobei freilih nicht immer vie im 
Zoll enthaltene Steuer allein, fondern ebenfo fehr vollswirthſchaftliche 
Momente mitwirken. Die einzelne Anwendung f. unten. Das, was 
Umpfenbah ($. 74) die „internationale Befteuerungspolitit” nennt 
(mit Bezug auf Jakob, $. 1175: „Von der Beſteuerung ver 
Ausländer”), bezieht fih nur auf die Frage, inwiefern die außlän- 
diſchen wirthſchaftlichen Perfönlichleiten und Güter Steuerobjecte und 
Steuerfubjecte fein können. 


€. Die Steuerverwaltung. 
Begriff. 

Die Steuerverwaltung enthält die Gefammtheit der organi— 
ſchen Thätigfeiten des Finanzweſens; fie ift e8, welche die Steuern 
geſetzlich anordnet und fie wirklich erhebt. 

Sie hat daher ihre Grumdlage in der Steuergefeßgebung, 
ihren Organismus in den Steuerbehörden und ihre Ausführung 
in der Steuererhebung. 

Alle diefe drei Theile bilden wieder felbftändige Gebiete der 
Finanzgejeggebung, des Finanzorganismus und der Finanzver⸗ 
waltung. 

Wie nun die Steuer felbft nur einen, freilich den wichtigſten 
Theil der Staatseinnahmen bildet, fo find auch jene drei Theile 
in ihren höchſten Spigen fo eng mit den höchften Ordnungen des 
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Finanzweſens verſchmolzen, dab man fie nicht durchaus felbftändig 
binftellen Tann. Doc fordern fie befondere Betrachtung. 


Seit Adam Smith mit praftiihem Blick die Principien der Steuer: 
verwaltung neben die Principien der Befteuerung überhaupt hin- 
geftellt hat, ift in dieſer Hinfiht 'theoretifch fo gut als gar nichts 
für das Gebiet der Steuerverwaltung im allgemeinen geſchehen; va= 
gegen hat man ‘allerdings "die Steuerverwaltung bei den einzelnen 
Steuern zum Theil mit großer Umfiht unterfucht. Bei Adam Smith 
find im Grunde drei feiner vier großen Steuerprincipien nichts anderes 
„als Verwaltungsprincipien de3 Steuerweſens: „Die Steuer muß nicht 
willkurlich, fondern feſt beftimmt fein” (damals praftifh, jetzt fo 
ſelbſtverſtändlich, daß man e3 kaum nod ein Princip der Verwaltung 
nennen Tann); — „Die Steuer muß zu ber Zeit und in ver Meife 
erhoben werden, wenn und wie es dem Steuerpflichtigen am leichteften 
fällt, fie zu bezahlen‘ (das volkswirthſchaftliche Princip der Steuer: 
verwaltung); — und: „Jede Steuer foll fo eingerichtet fein, daß biefelbe 
möglihft wenig mehr koftet als fie dem Staate einbringt” (das 
finanzielle Princip der Steuerverwaltung). Diefe einfahen Grundſatze 
hatten im vorigen Jahrhundert eine fehr große Bedeutung, wo alle " 
Steuern noch zum Theil im Maß, zum Theil in der Umlegung und 
Erhebung in hohem Grade unorganiſch waren. Sie find es daher 
eigentlih, melde die praftiihe Seite der Smith’ihen Steuerlehre 
bilven und ihr den mohlvervienten Ruf der volkswirthſchaftlichen 
Finanzwifienihaft gegeben haben; venn fie haben das ganze hoch— 
wichtige Gebiet der Steuerverwaltung der Steuerlehre erft hinzugefügt. 
Die Spätern haben wenig anderes gethan, als dieſe Säge — zum 
Theil wörtlih, wie 3. Mil und Wirth — wiederholt, over fie 
ſtillſchweigend vorausgejegt, wie Malbus und Umpfenbadh. Dagegen 
ift die Unterfuhung über die Aenderung derſelben bei den einzelnen 
Steuern zum Theil fehr eingreifend und zum großen Nutzen von 
Praxis und Wiſſenſchaft geführt. Nachſt Malhus (I, 370) hat aud 
auf diefem Gebiet Rau feine praktifh:adminiftrative Richtung bewährt, 
„und die „Ausführung (Verwaltung) der Steuern“ genau und licht: 
vol dargeſtellt ($. 281 fg.). Ihm gebührt das Verdienſt, dieſen 
hochwichtigen Theil als ein felbftändiges Gebiet ver allgemeinen 
Steuerlehre erhalten zu haben, und fehr mit Unrecht behandeln einige 
Neuere die Sache entweder gar nicht oder ala einen beiläufigen 
Buntt. 


A. Die Steuergefeßgebung. 
Das Bebingtfein des ganzen Steuerweſens von den gejell- 
ſchaftlichen Zuftänden der Staaten einerfeit3 und von den mirth- 
ſchaftlichen Verhältniffen derſelben andererſeits, in denen ſich 





203 


Dauerndes und Vergängliches beftändig verſchmelzen, macht eine 
foftematifhe, in einem Geſetzbuch zuſammengefaßte Steuergefeg- 
gebung ſchwierig und zum Theil unmöglid. Die Grundlagen der 
Steuergefeßgebungen, ihrer Form nad, find deshalb weſentlich 

. Steuergefeggebungen über einzelne Steuern, am melde fih ge 
ſetzliche Modificationen allgemeiner Natur und befondere örtliche 
ober zeitliche Beftimmungen in der ‚Form von Verordnungen und 
Erlaſſen anfchließen. _ 

Die Aufgabe der Steuergejeßgebung ift bemgemäß nicht, 
die wiſſenſchaftliche Stellung und Bedeutung der Steuern feft- 
zuftellen, fondern vielmehr, für jede einzelne Steuer die Ele 
mente derfelben, das Object, die Steuereinheit und den Steuerfuß, 
genau anzugeben und die Erhebung zu beftimmen. Alle Steuer- 

geſetze find demnach Befteuerungsgeiege, melde das erftere, und 

Steuererhebungsgejeße, melde das zweite betreffen. Es verfteht 
fi dabei, daß beide ſowol getrennt als in Einem Geſetz ver- 
einigt fein Tönnen. 

Die Befteuerungsgefege zerfallen, nach den drei Gattungen 
der Steuern in drei Gruppen, in denen dem eigenthümlichen 
Verhältniß auch ein eigener Name entſpricht. Die erfte enthält 
den Katafter und die Kataftralfteuergejeßgebung, die fih auf die 
Productiongfteuer bezieht; die zweite den Tarif und bie Tarif 
fteuergefeggebung für die Gonfumtiongfteuer; die dritte die Tare 
und die Targefeßgebung für die Einfommenfteuer. Daß man diefe 
Arten nicht prattiſch ſcheidet, Liegt in der Natur der einzelnen 
Steuern, die wir oben bezeichnet haben. “ 

Die Kenntniß der in jedem einzelnen Staate beftehenden Be 
ſteuerungsgeſetze bildet die Steuergeſetzkunde. Faſt jeder Staat 
hat eine eigene Literatur über feine eigenen Finanzgefege, denen 
meiftens Gejeßfammlungen und zum Theil auch regelmäßig er= 
ſcheinende Verordnungs- und Gejegblätter zu Grunde liegen. 

‚ Die Wihtigkeit und die unleugbare organiſche Entwickelung des 
Finanzweſens haben dieſer Literatur einen bedeutenden Umfang 
gegeben. 


B. Die Steuerbehörben. 


Die Steuerbehörden bilden ein felbftändiges Glied des großen 
Körpers der Finanzbehörden. Ihre Einrichtung beruht auf dem 
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an ſich einfachen Grundfage, daß jede Steuer für ihre Erhebung 
örtliche Organe braucht, für ihre Verwaltung unter einer gemein: 
ſchaftlichen Landesfteuerbehörde fteht, für ihre Gefeggebung dagegen 
mit allen andern zugleich dem Haupte der ganzen Finanzvervalz 
tung, dem Finanzminifter untergeordnet ift. 

Die daraus entfpringende Ordnung der Steuerbehörben bildet 
den Organismus : des Steuerwejens eines Staats. Diefer Orga— 
nigmus ift nun aber theils duch die Verfchiedenheit der Steuern 
in ben verſchiedenen Staaten, theils durch die Verſchiedenartigkeit 
der Steuererhebung ein fo verfchiedener, daß hier an die Stelle 
der Finanzwiſſenſchaft die Finanzkunde eintreten und die gegebenen 
Berhältniffe der einzelnen Staaten darlegen, erklären und beleuch- 
ten muß. 

Die wichtigfte Frage ift dabei ftetS, inwieweit die Gemeinde 
einen Theil der Functionen der Steuerbehörden übernimmt. Im 
allgemeinen läßt fi hier nur wiederholen, daß die Gemeinde fi 
als Steuerkörper für fehr viele, aber nicht für alle Steuern eignet, 
und daß e3 von dem Grade ber Bildung der Gemeinden weſent⸗ 
lid) abhängt, wieviel fie deren wirklich übernehmen Tönnen. 


Der Organismus der Steuerbehörden ſcheint verſchiedener in den 
einzelnen Staaten, ala er es in Wirklichkeit ift, da nad ver bis— 
herigen Webung viele Abgaben gar nit als Steuern betrachtet 
werden, wie Tabad: und Salzfteuern. Die Stellung der Gemeinde 
gehört, wie ſchon oben erwähnt, zu den Punkten, die noch fehr in 
der Entwidelung begriffen find. Die finanzielle Literatur hat ſich 
mit der Frage im allgemeinen no jo gut als gar nicht beſchäftigt; 
meiften® nur infoweit biefelbe mit der Frage nad der Verpadtung 
der Steuereinnahmen zufammenhäng. S. Malchus, I, 371; Rau, 
$. 288 u. 289. Was die Frage nach der Theilnahme der Gemeinde 
und der Corporationen im allgemeinen betrifft, jo ift nur Malchus 
auf die Sache näher eingegangen. Gr erflärt ſich principiell gegen 
die Erhebung durch Korperſchaften, theild wegen der großen Nüdftände, 
die ſich fehr häufig finden, theils wegen der Willkür, die fih leicht 
einf&leiht, theil® aber, weil „vie Solidarität derſelben mit ihrem 
Weſen im Widerſpruch ſteht“ ($. 76). Die erften Einwürfe beruhen 
nur auf verfehrter Behandlung der Sache durh die Verwaltung, 
der legte ift um fo weniger abzufehen, ald die Gemeinden ja ohne: 
bin eine Gemeinvebefteuerung und zwar wie bei der Accife in un— 
mittelbarer Verbindung mit der Staatöfteuer haben. Was Rau 
$. 290 anführt, enthält nichts Entſcheidendes. 
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C. Die Erhebung der Steuern. 


Die Erhebung der Steuern umfaßt die Gefammtheit der Thä- 
tigfeiten, durch welche die Steuerbehörden in Gemäßheit ber 
Steuergefeßgebung die Steuern von dem Steuerfubject oder Steuer: 
object wirklich für die Staatskaſſe einziehen. 

Die Steuererhebung ift aber einer der michtigften Theile 
des ganzen Steuerweſens; denn fie ift es einerfeit3, durch 
welche das letztere eben in die Verhältniſſe der Einzelwirth- 
ſchaft unmittelbar eingreift, andererſeits ift fie als der eigent- 
lie Act der Erwerbung der Steuern für den Staat zugleih 
dasjenige, was die meiften Auslagen fordert. Die Principien 
des Steuerweſens in ihrer Anwendung auf die Steuererhebung 
fordern eine Einrichtung der legtern, vermöge deren diefelbe den 
wirthſchaftlichen Erwerb des einzelnen fo wenig ftört als mög- 
lich und dabei zugleich fo wenig Eoftipielig ift als thunlich ; denn 
die Störung der Einzelwirthſchaft durch die Erhebung macht die 
Steuer bei gleicher Höhe des Steuerfußes oder, Betrags ſchwerer, 
die Erhöhung der Erhebungsfoften dagegen fordert ihrerfeit3 eine 
Erhöhung des Steuerbetrags um den Betrag der Erhebungskoſten, 
da der Staat feine Reineinnahme aus den Steuern nicht entbeh- 
ven kann und jede nicht abfolut nothwendige Ausgabe für die 
Erhebung feine reproductive Fähigkeit enthält. 

Trogdem ift die erfte Bedingung aller Steuererhebung die 
Gewißheit, daß die Steuer nach dem Steuergefeg und von jedem 
Steuerobject wirklich und fiher erhoben werde. 

Der erften Aufgabe der Steuererhebung würde nun die freie 
Ueberlafjung der Steuerzahlung an den einzelnen am beften ent= 
ſprechen, der zweiten dagegen die ftreng durchgeführte Erhebung 
der Steuern durch die Steuerbehörben. ' 

Die Einrihtung der Steuererhebung nun, infofern fie die 
einheitlide Anordnung über die Formen derjelben enthält, nennen 
wir dag Steuererhebungsſyſtem. 

Man kann demnad) zwei Steuererhebungsfyfteme unterfeheiden: 
das freie und das amtlihe. Da aber jedes bei eigenthümlichen 
Vorzügen auch eigenthümlihe Bedenken hat, fo wird jedes 
wirkliche Steuererhebungsiyftem eine Lerbindung beider Arten 
enthalten. 
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Für die richtige Beſtimmung und Ordnung dieſer Berbindurg 
beider Spfteme zu einem pofitiven und geltenden Steuererhebungs- 
ſyſtem läßt fih nun durdaus feine abjolute Norm aufftellen, die 
für alle Staaten und Zeiten Gültigkeit hätte. Und zwar darum 
nit, weil die Vorausfegung der freien Steuererhebung ber gute 
Wille und die geiftige und wirthichaftliche Fähigkeit der Staats: 
angehörigen ift, ‘die Steuer in ihren gejegmäßigen Beträgen und 
Formen auch wirklich zu zahlen. Dagegen leuchtet es ein, daß 
das Streben der Steuerverwaltung einerfeit® und der Steuer- 
pflitigen andererjeits dahin gehen muß, auf allen Punkten der 
Steuerhebung die freie Steuerzahlung foweit, als mit der Sicher: 
heit und Ordnung der Steuererhebung vereinbar ift, an die Stelle 
der amtlichen Steuererhebung zu feßen. 

Da nun dies wieder nad) den verſchiedenen Gruppen der 
Steuern in verfhiedenem Grade möglih wird, fo ergibt ſich, daß 
jede Art der. Steuern ihr eigenthümliches Erhebungsſyſtem befigt, 
das auf ihrer Natur beruht und daher erft bei den einzelnen 
Steuern dargelegt werden Tann. 

Bei allen Formen des Stenererhebungsipitems enthält indeß 
der Act der Steuererhebung möge er nun dem einen ober dem 
andern Spftem fi mehr zuneigen, einzelne weſentliche Punkte, 
die wir hervorzuheben haben. 

Die dogmatifhe Behandlung der Steuererhebung in ihren ein- 
zelnen Punkten ift nur im ver deutſchen Literatur vorhanden. Die 
Ertenntniß, daß die Erhebung felbit für die Volkswirthſchaft der 
Regel nach ebenfo wichtig ift als der Steuerbetrag, ja daß der Nadı: 
theil der Steuern meift eben in der Erhebungsart liegt und nicht in 
der Höhe derfelben, ift jo alt wie die wiſſenſchaftliche Beobachtung 
des Steuerweſens. So ſchon Memoires de Sully (1588), 
IV, 332. Aehnlich bei Vauban, „Dixme royale“, an mehreren Stellen; 
die Nothwendigkeit einer möglicit ſchonenden Erhebung aud ſchon bei 
Sedenvorf, a. a. O., Thl. III, achtes Regal: „Die chriſtlichen 
Obrigfeiten, welche dieſes Rechts fähig find, jollen Billig defto 
behutjamer damit verfahren.” Sehr Har und einfah Hoffmann, a.a. D., 
©. 12 fg. In der neuern Zeit mit Recht befondere Hinwendung auf 
die Natur der einzelnen Steuern als maßgebend für ihre Erhebung. 
Rau hat faſt allein ven Gegenftand organiih im allgemeinen behandelt. 
Die Frage nad der Verpachtung der Steuern hatte im vorigen Jah 
hundert ihre befonvere Wichtigkeit; jegt kommt fie nur noch als 
befondere Ausnahme vor und bedarf daher kaum einer eingehenden 
Beſprechung. Am ausführlichften ift die ganze Verpachtungsfrage bes 
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ſprochen bei Sonnenfeld, „Finanzwiſſenſchaft“, 125 fo. gl. aud 
Malchus, I, $. 79. Dagegen find in neuerer Zeit die Erhebungss 
toften Gegenftand vielfacher Unterjuhungen geweſen. Man muß dabei 
vor allem eins feithalten. Die Koften der Steuererhebung lafjen zwar 
einen Durchſchnitt für die Steuern im allgemeinen zu, allein dieſer 
Durchſchnitt hat Leinen großen Werth, da ver Unterſchied der Er— 
hebungskoſten je nah ver einzelnen Steuer zu groß ift, um ein 
Urtheil möglih zu machen. Jede Darftellung ver Erhebungsloſten 
muß daher für jede einzelne Steuer gemacht und erſt auf diefer Grund- 
lage die Frage aufgeftellt werden, wo dieſe Koften vermindert werden 
tönnen. Dabei find natürlich die befondern Verhältnifje der einzelnen 
Länder von entjceidender Bedeutung. Die Baſis ift dabei, daß bie 
divecten Steuern die geringften und regelmäßig ziemlich feite, die in— 
directen dagegen die größten und wechjelnde, die Einlommenfteuern 
zum Theil große, zum Theil geringe Erhebungskoſten haben. Eine 
wichtige Frage ift die, bis zu welchem Grave die Erhebungstoiten 
fteigen dürfen, um die Steuer felbft noch als eine rationelle erſchei⸗ 
nen zu laflen. ’ 


1) Die Stenerumlegung und Steneransfdreibung. B 

Die Steuerumlegung, Regulirung oder Anlegung der Steuer, 
iſt die durch die gefegliche Behörde vollzogene und veröffentlichte 
Beſtimmung des Steuerbetrags, welcher zu zahlen ift. Dieſe 
Steuerumlegung enthält daher die genaue Beftimmung des Steuer: 
objects, der Steuereinheit, des Steuerfußes und de3 Steuerbe 
tags. Wenn dabei zugleich das individuelle Steuerfubject mit 
bezeichnet ift, jo heißt fie Steuerausſchreibung. 

Die Bedingung einer den Principien des Steuerweſens ent ' 
ſprechenden Steuerumlegung ift demnach die Genauigkeit und Ers 
tennbarfeit der gefeglichen Steuerpflicht in Object, Subject und 
Map. Diefe aber ift nach der verfchiedenen Natur des Objects 
naturgemäß eine verſchiedene, hat daher auch verſchiedene Namen 

"und bringt je nad) der Bejonderheit deſſelben auch eine weſentlich 
verfchiedene Form der Erhebung mit fi. 

Die gejeglihe Steuerumlegung der Productions: oder Kapitals 
fteuern gejchieht durch den Kataſter; die Steueranlage für die 
Conſumtionsſteuern ift der Tarif; die Regulirung der Einfommen- 
ſteuern beftimmt die Tare. Man kann daher die Steuern je nah 
der Form ihrer Umlegung in Katafterfteuern, Tarifftenern und 
Taren oder Tarſteuern eintheilen. 

Die Natur der drei Grundlagen ift num am beften bei der 
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Darftellung der einzelnen Steuerarten darzulegen. Es ergibt ſich 
indeß ſchon bier, daß die Katafterfteuern ftets, die Tariffteuern 
nur unter ausnahmsweiſen Bedingungen und die Taren nur zum 
Theil mit einer individuellen Stenerausfhreibung verbunden find. 
Je nahdem nun ferner in der Steuererhebung das Syftem der 
amtlichen oder der freien. Erhebung durchgeführt werden konnte, 
erſcheint auch hier die Steuerumlage als eine verſchiedene. 

Bei der freien Erhebung der Katafterfteuern wird das Steuer: 
fubject ein anderes; an die Stelle des Individuums tritt als 
Steuerobject die Gemeinde, und erft von biefer geht die Steuer- 
ausſchreibung wie die Steuereintreibung an den einzelnen. Bei 
der amtlichen Erhebung dagegen wenden fi die Steuerbehörden 
mit Ausſchreibung und Eintreibung direct an das individuelle 
Steuerfubject. 

Bei den Tarifiteuern kann die freie Steuerhebung die Steuer 
in eine Ratofterfteuer umwandeln und dann die Gemeinde oder 
bei andern Steuern anftatt der Gemeinde einen Verein der gleich- 
namigen Steuerfubjecte ftatt des einzelnen zum Steuerfubject 
machen. Doch ift dies nur bei gemifjen Steuern thunlid. Bei - 
einigen ift eine freie Erhebung gar nicht möglich (Tabag), bei 
andern fo unzuverläfjig, daß fie als unthunlich erſcheint. 

Bei den Tarfteuern ift die freie Erhebung für die erfte Art 
der Verkehrs: und Gemwinnfteuern unthunlich; bei der reinen Ein- 
Tommenfteuer ift fie in Beziehung auf die Beftimmung der Steuer- 

- quelle und Steuerkraft (Selbftihägung, Faſſionen) nothwendig, 
in Beziehung auf die Eintreibung (dur) die Gemeinde) zwar fehr 
wohl thunlich und räthlih, hat aber auch hier alle Vorausſetzungen 
zu fordern; unter denen überhaupt die Gemeinde als Steuerbehörde 
zuzulaſſen ift. 

Vgl. Rau, $. 282-u. 283. Verweiſung auf die einzelnen Steuern 


bei Malchus und Jakob. In der Praris nad den Verhältnifien der 
einzelnen Länder eingerichtet. 


2) Die eigentliche Stenererhebung. 

Die eigentliche Steuererhebung bedeutet den Act, durch welchen 
der Betrag der Steuer an die zum Empfang beredtigte Behörde 
wirklich abgegeben wird. . 

Bei diefer eigentlichen Steuererhebung kommen zwei fehr 
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wichtige Punkte in Betracht: erftens die Form der Leiftung oder 
die Steuerzahlung; zweitens der Zeitpunkt derjelben. 

a) Die Steuerzahlung. Solange die öffentlichen Functionen 
durch die Gemeinden oder die ftändifchen Körperichaften felbft voll- 
zogen wurden, war’ die perjönliche oder ſachliche Leiftung von - 
feiten der Mitglieder derfelben ausreichend, wie beim Schöffen 
gericht, dem alten Heerbann, hen Gemeindeftraßen u. |. m. Je 
allgemeiner aber die Thätigfeit der Staatögewalt ward und je 
gleihmäßiger fie fih über den ganzen Staat vertheilte, defto mehr: 
mußte der Betrag der einzelnen Leiftung auf ein für alle gleich— 
ortiges Maß zurüdgeführt werden, das feinerfeit3 wieder der 
Verwaltung die Möglichkeit gab, den Betrag, der auf die einzel: 
nen zu vertheilen war, nah der Summe de3 Bedarfs für die 
öffentlichen Zwecke genau zu berechnen. Dieſes Maß ift das Geld. 
Die Entwidelung des Staats in feiner Verwaltung bradjte es 
daher mit fih, daß allmählih an die Stelle der perfünlichen oder 
ſachlichen Leiftungen der einzelnen Gelbzahlungen als Steuer- 
leiftung eingeführt wurden. Es bedarf feiner Nachweiſung, daß 
und warum diefe Geldzahlungen allen andern Leiftungen, bei 
denen das wirthſchaftliche Element vorherrſcht, vorzuziehen find. 
Den Uebergang von den perſönlichen oder fachlichen Leiftungen zur 
Geldzahlung nennt man nun den Uebergang von der Naturalz 
wirthſchaft zur Geldwirthſchaft, und mit Recht hat man das 
Auftreten der legtern als einen weſentlichen Fortſchritt betrachtet. 
Mein dennoch gibt es gewiſſe Aufgaben, welche über der Sphäre 
des wirthſchaftlichen Lebens ftehen und bei denen daher eine 
Steuerzahlung die perſönliche Leiftung nie ganz erfegen Tann; 
andere, die ihrer Natur nach nicht durch bloße Steuerzahlung 
erledigt werden können. Zu den erftern gehören namentlich die 
Militärpfliht, die Theilnahme an den Gerichten (als Beifiger und 
Geſchworene), die Theilnahme an örtlihen Verwaltungen und die 
Pflicht, der Staatsgewalt bei augenblicklicher Störung des öffent: 
lichen Friedens perfönli zu Hülfe zu kommen. Zu den legtern 
gehören die Einquartierung des Militärs, gezwungene Nothleiftun- 
gen an Gütern und Dienften in plöglihen dringenden Gefahren 
und Aehnliches. Die Leiftungen haben daher noch immer eine 
wichtige Stellung neben den Zahlungen. Doc ift e3 Princip, 
daß man nur das eine Steuer nennt, was nad dem gefeglichen 

Stein, Sinanzwiffenfgaft. 14 
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Betrage regelmäßig gezahlt werden Tann, und in biefem Sinne 
ift die Steuerzahlung oder -die durchgreifende Anerkennung der 
Geldwirthſchaft das erfte Moment für die wirkliche Erhebung der 
Steuer. 

Die Steuerverwaltung bat in Beziehung auf die Steuer 
zahlung zunächſt drei Beftimmungen feftzuftellen. 

Es muß zuerft die Münze beftimmt werden, in welcher die 
Zahlung geſchehen kann oder muß. 

Es muß zweitens das amtliche Organ bezeichnet werben, bei 
welchem die Zahlung zu leiften ift. 

Es muß drittens die Form genau vorgeſchrieben werden, in 
welcher die geſchehene Zahlung conftatirt werden fol, theils wegen 
der Rechnungscontrole, theild um gegen Steueranſprüche ſicher 
zu ftellen. Die Beftimmungen hierüber hängen mit denen über 
die Steuereintreibung eng zufammen (j. unten). 

Die Steuerzahlungsordnung ift danach fo einzurichten, daß 
die Münze Landegmünze, daß das Organ zur Einkaffirung nicht 
örtlich zu entfernt und daß die Form auch für die weniger Ge— 
bildeten leicht verftändlich fei. 

Nicht minder wichtig aber find die Zeitfriften. 

b) Steuertermine. Die Steuertermine haben diejelben Bor: 
ausſetzungen wie die Steuern felbft. Da legtere von dem Ertrage 
der Wirthihaft gegeben werden follen, jo müffen die Termine jo 
beftimmt werben, daß fie womöglich mit den Zeitpunkten des 
Ertrags zufammenfallen und mithin der Steuerbetrag nicht aus 
dem Bettiebsfapital genommen zu werden braucht. Als allgemeiner 
Grundſatz für die Beftimmung der Steuertermine gilt demnad, 
daß jeder Steuertermin um fo richtiger. ift, je näher derjelbe dem 
Reinertrage liegt, den das Steuerobject bietet. 

Demgemäß werden die Steuerfriften nach den drei Steuer- 
arten einen verſchiedenen Charakter haben. 

Die Steuerfriften müſſen für die Productions» oder die 
directen Steuern fefte Termine haben (Zieler), die fih an die 
Herftellung des Ertrags anfchließen. 

Für die Conſumtions- oder indirecten Steuern muß bie 
Steuerzahlung auf den Zeitpunkt gelegt werden, mo das Steuer 
object in die Confumtion übergeht, weil dabei ber Ertrag aus 
der Verzehrung erzielt wird. 
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Für die Einkommenſteuern muß bei den Gewinn- und Ver— 
kehrsſteuern das Princip der indirecten Steuerfrift, bei den reinen 
Einfommenfteuern das Prineip der directen Steuertermine, alſo 
bei jenen Zahlung bei der Vornahme des Verkehrsacts, bei diefen 
fefte Termine durchgeführt werden. 

©. dieſelben Orundfäge in etwas 'anderer Form bei Malhus, 
I, 372. Ueber die Raturalleiftungen |. Rau,’ $. 284. Es ift wol 
beantragt worden, daß die Steuerzahlung „nur dann gefordert wetden 
folle, wenn die Regierung die Summe wirklid nothwendig habe” 
(2og, UI, 169); eine theoretifh richtige, praktiſch unvorftellbare 
dereruns, da die Regierung beſtändig Geld braucht. S. Malchus, 


3) Stenereintreibung; Nachläſſe, Rüdftände und Erecution. 

Die Steuereintreibung tritt ein, wenn bei der Steuerzahlung 
die Stenerfrift nicht eingehalten wird. Sie ift der At, durch 
melden der Staat den Betrag der Steuer duch Verwerthung des 
Steuerobject? zur Erhebung bringt. 

Die Steuereintreibung hat entweder den Mangel an gutem 
Villen von feiten des Steuerſubjects, oder den Mangel an 
wirthſchaftlicher Fähigkeit zur Zahlung als Vorausfegung. 

Sie ift, da fie fih an die Steuerquelle oder den Ertrag halten 
muß, verſchieden nach der verjhiedenen Art der Steuer. 

Bei den directen Steuern muß eine Mahnung an den Steuer 
pflichtigen vorausgehen, die, wenigſtens wenn fie wiederholt wird, 
mit gewiffen Koften für den Säumigen verbunden ift, damit fie 
Erfolg habe. Erfolgt die Steuerzahlung aud dann nicht, fo tritt 
das Verfahren ein, das wir als die eigentliche Steuereintreibung 
bezeichnen. 

Dies Verfahren aber ift wieder verihieden nad den Haupt: 
arten der Steuern jelpft. 

Bei den directen Steuern muß zunächſt unterſucht werden, 
ob der Ertrag, von dem die Steuer gezahlt werden foll, nicht 
ohne Verſchulden des PBroducenten untergegangen if. Wo dies 
der Fall ift, Kann die Steuerzahlung erlaffen werden, ganz oder 
zum Theil; dies ift der Steuernachlaß. Wo dagegen die Un: 
fähigkeit, die Steuer zu zahlen, nieht durch äußere unabwendbare 
Gründe hervorgerufen ward, da muß der Betrag der'Steuer ent 

weder geftundet oder erequirt werden. 
ö . 14* 
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Die geftundeten Steuern bilden die Steuerrüdftände. Es ift 
bei diejen darauf zu halten, daß fie nieht jo- groß merden, daß 
fie mit den fälligen Steuern zufammen den Ertrag des Steuer- 
objects überfteigen; denn wo dieſes der Fall ift, kann natürlich 
der Rüdftand nicht mehr eingetrieben werben. Das rihtige Maß 
dabei muß fih nach den Verhältniffen richten. 

Die Erecutionbefteht in der auf amtlihem Wege vorgenom- 
menen Veräußerung des Steuerobjects, um den Steuerbetrag 
einzubringen. Diefe muß fo eingerichtet werben, daß fie jo wenig 
als möglich das Betriebskapital trifft, um die Bedingung der 
Steuerkraft, den Erwerb durch Production, fo wenig als möglich 
zu flören. 

Die genauere Darftellung der Regeln, welche hier eingreifen, 
bildet einen wichtigen Theil der praftiiden Steuerverwaltung, 
vorzugsweiſe bei der Grumdfteuer. Weit einfacher find diefelben 
bei den beiden andern Aiten der Steuern. 

Bei den indirecten Steuern muß die Steuerzahlung unmittel- 
bar in dem Zeitpunkte gejhehen, in weldem fie auferlegt: ift. 
Hier dürfen feine Nachläſſe ftattfinden, weil ein Wechſel des 
Reinertrags theils nicht nachweisbar ift, theils von dem Eon- 
fumenten jelbft berechnet fein mußte. Die Erecution erfolgt 
duch Beſchlagnahme des Steuerobject? und durch Verkauf 
deſſelben. 

Bei den Einkommenſteuern hat der erſte Theil derſelben, die 
Gewinn: und Verkehräftenern, den Charakter der Confumtions: 
fteuern; fie haben feine Nachläſſe, und bei den Verkehrsſteuern 
fällt die Execution meiftens zugleid mit einer Beſtrafung für bie 
verfuchte Umgehung der Steuern zufammen. Der zweite Theil, 
die reinen. Einfommenfteuern, hat den Charakter der Produc 
tionsftenern, nur daß bier Feine Nadläffe ftattfinden können, 
teil bei der Selbftihägung ein Irrthum nit angenommen wer⸗ 
den fann. 

Es ergibt fih daraus, daß im allgemeinen bei den Pro: 
ductiongfteuer-Eintreibungen Vorfiht und Nachſicht, bei den Com 
fumtiongfteuer-Eintreibungen Beftimmtheit und vafches Verfahren, 
bei den Einfommenftener - Eintreibungen die fefte Ordnung die 
Hauptgeſichtspunkte fein mäffen. 

Dem Rechte des Staats auf die Eintreibung ber Steuer 
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entipricht nun die Pflicht der Zahlung, und die Möglichkeit, dieſe 
Pflicht zu übertreten, begründet das Steuerftrafrecht. 

Die einzelnen Vorſchriften für die praktiſche Steuerverwaltung 
find meift Gegenſtand einer Reihe von fpeciellen Verordnungen, die 
fi auf die Formen der Grecution und die Bebingungen und Mo: 
dalitäten der Nachläſſe und Geftundungen beziehen. ©. Rau, $. 287. 


Befonderer Theil. 
Die Lehre von den einzelnen Steuern. 


Der befondere Theil der Steuerlehre enthält nun in der Lehre 
von ben einzelnen Steuern die Anwendung aller im allgemeinen 
Theile enthaltenen Grundſätze und Begriffe auf die einzelnen Arten 
und Gruppen der Steuerobjecte. 

Die einzelne, bejondere oder beftinmte Steuer iſt diejenige 
Steuer, die auf ein befonderes und beftimmtes Steuerobject be 
rechnet ift und durch die wirthſchaftliche Natur dieſes Steuerobjects 
ihre eigenthümliche Steuereinheit und ihren beftimmten Steuerfuß 
erhält. Das Entftehen der einzelnen Steuern beruht demnad 
darauf, daß die Bejonderheit der Steuerobjecte eine Beſonderheit 
von Einheit und Fuß fordert, um eine Gleichheit der Beſteuerung 
zu erzielen; die Aufgabe des Syſtems der einzelnen Steuern und 
ihrer Verfchiedenheiten ift daher die Vorausfegung und Vermwirk- 
lihung der Gleichheit der Beftenerung aller Steuerobjecte. 

Die Lehre von den einzelnen Steuern enthält demnad bie 
Darlegung der Grundfäge, nad welchen Steuereinheit und Steuer⸗ 
fuß fi) der Natur der Steuerobjecte anzupaffen ſuchen, um diefe 
Gleichheit wirklich ins Leben zu rufen. 

Die einzelnen Steuern zerfallen nun in die drei bereits 
erwähnten Gruppen der directen, der indirecten und der Einkom— 
menftenern ; das Object. der erftern ift das Kapital und fein 
Ertrag, das der zweiten die Arbeit und ihr Erwerb, das der’ 
dritten der Ueberſchuß und feine Verwerthung. 
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Erſte Stenerart. 
Bie directen Steuern. 


(Kapital: oder Productionsſteuern.) 
Weſen berfelben. 


Die erfte große Gruppe oder Art der Steuern ift die der 
directen, der Kapitalz oder Probuctionäftenern. . 
Diefe Gruppe geht davon aus, daß das Kapital feiner Natur 
nad) ein Element des Reinertrags aller Wirthichaft ift, und daß 
es daher das erfte und natürlichſte Object der Beftenerung bildet. 
Kapitalftenern nennt man fie, infofern das wirthſchaftliche Object 
das Kapital ift; Broductionsfteuern, infofern die Steuerquelle in 
dem Ertrage des Kapitals gegeben und mit der Benußung jedes Kapi- 
tals verbunden ift; directe Steuern, infofern man bei dem Ertrageı 
des Kapitals den Reinertrag von dem Rohertrage fondern und 


I\ı 


fomit in dem erftern die eigentliche Steuerquelle direct treffen Eanıt. ı ' ‘ ' 


Indem. auf diefe Weife das Kapital als Träger eines in 
feiner wirthſchaftlichen Natur liegenden Reinertrags angefehen 
und dadurch zum umbedingten Steuerobject gemacht wird, muß 
die directe Steuer diejelben Grundformen annehmen, welche das 
Kapital felbft hat. 

Das Kapital an fih hat num die drei Grundformen des 
Güterfapitals, des perjönlichen Kapitals und des Werthkapitals. 
Die Befteuerung des Kapitals muß daher ihrem Begriff nad) auch 
in die drei Gruppen der directen Steuer zerfallen. 

Diejenige Form indeß, bei der man diefe Arten des Kapitals 
nod nicht unterſcheidet, fondern das Kapital ala foldes als 
Object der directen Steuer fegt, bildet die fogenannte Vermögens- 
feuer. Es liegt in der Natur des umentwidelten Begriffs, daß 
derjelbe der Entwidelung feiner einzelnen Momente hiſtoriſch vor- 
aufgeht. Die Vermögenzftener als Kapitalfteuer an ſich ift daher 
die erfte Form der directen Steuer, die ſich erft allmählich zu 
den einzelnen Arten der letztern entfaltet. 

Die Beſteuerung des Güterkapitals zerfällt wieder in die 
beiden Grundformen der Grumbfteuer, bei weldher das Gut, und 
der Erwerbfteuer, bei welder das perſönliche Moment vorherrſcht. 
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Die Grundfteuer ift deshalb auch die hiſtoriſch erfte Form; die 
Ermerbfteuer in allen ihren Arten gehört erft der neuern Zeit an. 

Die zweite Grundform des Kapitals, das perſönliche Kapital, 
bat teine Grundlage im wirthſchaftlichen Befige, jondern erſcheint 
nur im freien Erwerbe. Die Beſteuerung deſſelben muß ſich -des⸗ 
halb an den Erwerb anſchließen; fie kann Feine Steuereinheit in 
einem rubenden Object, fondern nur in dem Erträgniß des per: 
* fönliden Kapitals fuchen. Sie hat darum auch Feine fcharfe 
Grenze, fondern geht einerjeit3 in die Ermwerbftener, andererjeits 
in die Verzehrunggfteuer über, und das ift der Grund, meshalb 
fie ſelbſt erft in der neueften Zeit fih zu einer felbftändigen 
Steuergruppe ausgebildet hat. 

Die dritte Grundform, das Werthlapital, erzeugt ein Ein: 
kommen, das als reines Einkommen die Bafis der Reproduction 
bildet und deshalb nur noch im Prineip. den directen Steuern 
angehört, der Form nad) aber unter die dritte Art der Steuern, 
die Einfommenfteuer, fällt. 

Es ift aus der oben dargelegten Unklarheit üher die Eintheilung 
der Steuern überhaupt und namentlih über den Unterfhied ver 
directen und indirecten Steuern leicht erflärlih, weshalb weder über 
den Umfang noch über die Arten und Eintheilung der directen Steuern 
in ver Praxis oder in der Wiſſenſchaft Einftimmigkeit herrſcht. Im 
Defterreich gelten al3 directe Steuern die Grundſteuer, die Käufer: 
feuer, die Grwerbfteuer und die Einfommenfteuer; in Frankreich 
die Grundfteuer, die Perfonal: und Wohnungsſteuer, die Thür: und 
Fenfterfteuer, die Ermwerbfteuer (ſ. Hod, Rap. 4; Lotz, III, 212); 
in Preußen vie‘ Orundfteuer, die claffificirte Einkommenſteuer, vie 
Klaſſenſteuer, die Gewerbſteuer. 


Der Kataſter als Grundlage der directen Beſteuerung. 
Die Kataſterſteuern. 


Die Aufgabe der Beſteuerung iſt es nun bei den directen 
Steuern, in dem Kapital als Steuerobject den Reinertrag deſſel⸗ 
ben als Steuerquelle zu finden, zu meſſen und mit dem Steuer: 
fuße zu belegen. 

Das Mittel, wodurch dies geſchieht, ift der Katafter. 

Die Steuerverwaltung muß nämlich zum Zmed der Befteuerung 
die vorhandenen Güterkapitalien aufnehmen und fie unter ein 
gemeinfames Gütermaß bringen. Dies Gütermaß ift eine Kapitals 
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einheit, die je nach der Art der Kapitalien beftimmt wird (Joch, \ 
Wohnung, Gewerbe). Diefe Kapitalseinheit nennt man wol aud 


die Steuereinheit; fie ift jedoch als die wirthſchaftliche Grundlage 
berfelben, wenigſtens bei der Grundfteuer, von der reinen Steuer- 
einheit wieder getrennt. 

Wenn nämlich diefeg Gütermaß feftfteht, fo wird nunmehr 
für dafjelbe ein wahrſcheinlicher durchſchnittlicher Reinertrag feft⸗ 
geſtellt, und dieſer Reinertrag bildet dann das wahre Steuerobject, 
für welches der Steuerfuß beſtimmt wird. Jedes Güterkapital 
wird dann den Steuerfuß jo vielmal bezahlen als, es Steuerein- 
beiten bat; und fo entfteht der Steuerbetrag für das Kapital, der, 
meil er auf dem für das Kapital ermittelten felbftändigen Rein 
ertrage rubt, eine directe Beftenerung der eigentlichen Steuerquelle 
oder eine directe Steuer ift. 

- Dies find die Grundlagen für die Auflegung der directen 
Steuer überhaupt. Die zweite Aufgabe befteht num darin, alle 
einzelnen wirklih vorhandenen Kapitalien auf gemeinſchaftliche 
und gleihe Maße zum Zwecke der gleichen Befteuerung zurüd- 
zuführen. Dies geſchieht durch die Glaffification und die Ein- 
ſchätzung, durd welche, erft der Katafter vollſtändig wird. 


Die Claſſification entfteht, indem Güterfapitalien von gleichem 


Umfange und gleiher Natur — alfo gleihe Steuereinheiten — 
dennoch fehr verſchiedenen Neinertrag — alſo verſchiedene Steuer: 
kraft — befigen. Es wird daher nothwendig, um bei biejer ver: 
ſchiedenen Steuerfraft gleiche Steuereinheiten (das Ziel aller rich: 
tigen Beſteuerung) die gleihe Steuer zu erreichen, für dieſe 
gleichen Einheiten je nad ihrer Steuerkraft einen verſchiedenen 


Fuß zu beftimmen. Die Aufftellung einer Eintheilung der Steuer: ' 


einheiten nad ihrer bejondern Steuerkaft, verbunden mit ber 
Aufftellung des entiprehenden Steuerfußes, ift die Glaffification 
im Ratafter. 

Dabei fann wieder jede Art der Kapitalien je nach den 
Verhältniſſen ihrer Production gewiſſe Unterarten nothwendig 
machen, deren jede natürlich einer ſolchen Claſſification fähig und 
meiſtens auch bebürftig ift (3. B. der Grundbeſitz, eingetheilt in 
Adler, Wiefen, Weinberg u. |. w., von denen jedes wieder je 
nad der Fruchtbarkeit [Steuerkraft] erſte, zweite, dritte u. |. w. 
Klaſſe Hat). 


218 


Die Elaffification des Katafters enthält demnach das Schema 
für alle Arten und Maße der Steuerkraft der Kapitalien. Sie ift 


die Bafis für die richtige Vertheilung der directen Steuern. 


An die Claffification ſchließt fih nun die Einfhägung an, deren 
Aufgabe es ift, jedes einzelne wirklich vorhandene Kapital nad 
feinem Umfange und feiner Productivität zu meſſen und zu ſchätzen 
und ihm damit für jeden Theil feinen Steuerfuß, für das Ganze 
feinen Steuerbetrag anzuweiſen. 

Die Meffung, die Claffificirung und die Einſchätzung, auf: 
gezeichnet und zur Grundlage für die Steuererhebung gemacht, 
bilden auf diefe Weife den Katafter der directen Steuern, und die 
durch den Katafter erhobenen Steuern nennen wir die Kataſter⸗ 
fteuern. 

Es ift nun einleuchtend, daß der Katafter ein fehr verichie- 
dener fein muß, je nachdem er für die Grundfteuern oder die Er— 
werbſteuern gemacht wird. Es erflärt ſich gleichfalls leicht, daß 
die Kataftrirung in den verſchiedenen Ländern oft in jehr ver 
ſchiedener Form auftritt; ebenfo verſtändlich ift es, daß dieſe 
Verſchiedenheit der Natur bes Kapitals gemäß bei den Grundſteuern 
viel gleihartiger, bei den Erwerbſteuern dagegen viel ungleid- 
artiger fein muß. Die Aufgabe der Steuerlehre ift es dabei, fo- 
weit möglich die feſten und dauernden Grundlagen der Kataftri- 
rung feftzuftellen;. die Steuergefhichte fol die Formen der Kata 
ftrirung und die allmähliche Entwidelung der Katafterfteuern nach⸗ 
weiſen. 

Aus dem Angefuhrten leuchtet indeß ſchon an und für ſich 
die hohe Wichtigkeit des Kataſters für das ganze Steuerweſen ein, 
und darum geht die Entwickelung der rationellen Beſteuerung auch 
dahin, den Kataſter einer immer größern Vollendung zuzuführen. 
Man kann ſagen, daß der Kataſter an ſich die Sicherheit, die 
Claſſification die abſtracte Gleichheit und die Einſchätzung die 
wirkliche Gleichheit der directen Beſteuerung bedingt, und daß 
daher jede directe Steuer ohne Kataſter nothwendig eine ſehr 
unvollkommene ſein muß. Der Grundſteuerkataſter iſt die Baſis 
der Grundſteuerverwaltung, der Erwerbſteuerkataſter die Baſis der 
Erwerbſteuerverwaltung. Die beſondere Natur beider Arten des 
Kapitals erzeugt nun die Grundſätze für die Art und Weiſe, wie 


dieſe Kataſter entworfen und wie fie ausgeführt werden müſſen. 
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Das oben Gefagte unterfheidet fi von der gewöhnlichen Auf: 
faflung vom NKatafter dadurch, daß e3 den Begriff und die Anwen- 
dung deffelben nicht blo auf die Grundfteuer, fondern ayf jede 
directe Steuer forbert. Es ift fein Zweifel, daß dies an ſich rihtig 
iſt; aud wird jede birecte Steuer durch diefen allgemeinen Begriff 
viel leichter verftändlih, und in der That gebrauht man aud jeht 
ſchon den Ausdrud Katafter für alle diefe Steuern ohne Unterfeivung. 
Die genauere Darftellung des Folgenden enthält dann die Mı 
cationen, welche ber Begriff des Kataſters durch die Natur der ein— 
zelnen Steuern leidet. In der Literarur liegt natürlich ver Schwerpunft - 
auf dem Grunpfteuerfatafter; ebenfo in der Praris. Bei den Englän— 
dern und Franzoſen darf mar in Beziehung auf diefe Grundbegriffe 
gar nichts ſuchen, da fie in der That. gar feine Parftellung des 
Steuerwefens, fondern nur Erörterungen der Steuerpolitit geben. Die 

deutſche Wiffenfhaft hat das Recht, diefen Theil ganz als ihren 
eigenen zu betrachten, und namentlich verdanken wir dabei am meiften 
dem Werke Rau's, das auch hier fheinbar mehanifhen Dingen ihren 
wiſſenſchaftlichen Werth angemiejen hat. 





Die einzelnen directen Steuern.” 


Die Bermögensfteuer oder die allgemeine Produrtions- oder 
Kapitalfteuer. 


Die einfachſte Art, das vorhandene Kapital in feiner Er— 
tragsfähigfeit zu meſſen und es danach zu. befteuern, ſcheint die 
zu fein, daß man als Steuerobject das Kapital ohne meitere 
Unterſcheidung aufftellt, feine Größe nach feinem Werthe als Ver- 
mögen mißt und die Einheiten des Vermögens als Steuereinheiten 
annimmt, für die man alsdann einen beftimmten Steuerfuß feft- 
ftelt und die Summe des Steuerbetrags damit für jedes einzelne 
Vermögen bemißt. Eine jolde Steuer, heißt eine Vermögenzfteuer. 

Die Vermögensfteuer ſetzt demnad voraus, daß alle vers 
ſchiedenen Arten von Rapitalien, die in einem Vermögen zufammen 
vorhanden find, zunächſt auf eine gemeinfchaftliche Einheit reducirt 
werden, welche dann das Maß der Steuereinheit fein muß. Diele 
Einheit ift nun, mie es fen im wirthſchaftlichen Begriff bes 
Vermögens liegt, der Werth aller Einzelfapitalien in Geld aus— 
gebrüdt. Die Höhe diefes Geldwerths der Kapitalien muß dabei 
durch Claſſificirung und Schägung für jede einzelne Art der vor- 
handenen Güterfapitalien genau beftimmt, oder es muß ein Preis 
der Rapitalien gefunden werden. Die natürliche Einheit aller jo 
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gefundenen einzelnen Geldwerthe der das Vermögen bildenden 
Rapitalien ift num eine numerifhe Einheit des Decimaliyftems, 
meiften3 die Einheit von hundert. Diefe Einheit wird dann als 
das Maß der Steuerquelle gefegt, oder e3 wird angenommen, 
daß je hundert vom Werthe der Kapitalien beftimmte Procente 
als Reinertrag geben; und von diefem nad) Procenten berechneten 
Reinertrage wird dann wieder ein beftimmter Theil als Steuer 
feftgeftellt. Diefer Theil ift der Steuerfuß von der Steuereinheit 
bei der Vermögensfteuer. Der Bermögenzfteuerfatafter enthält 
demgemäß die Angabe und Meffung ber in jedem Vermögen vor- 
bandenen Kapitalien, dann die Claffificirung und Schägung jeder 
der letztern in Geld, die durchſchnittliche Berechnung des Rein- 
ertrags, endlich die Angabe des Steuerfußes und in der legten 
Rubrik die Beftimmung des daraus ſich ergebenden, Stenerbetrags 
für das Steuerfubject oder den Eigenthümer de3 Vermögens. 

” Man fieht aus diefem Inhalt der Vermögenzfteuer, dab fie 
durchaus Feine eigenthümliche Steuer ift, wenn fie jo eingerichtet 
werben foll, wie das rationelle Spftem der Kapitalbefteuerung es 
fordert. Sie ift im Gegentheil gar nichts anderes als eine für 
das jedesmalige betreffende Steuerfubject zufammengeftellte ein 
fache Addition aller einzelnen Arten der Kapitalfteuern. Im 
Grunde muß man daher fagen, daß es entweder Feine Grund» 
und Gemerbfteuer oder Feine Vermögenzfteuer gibt; denn die 
erften bilden eben die zweite, ſobald fie abdirt werden, und bie 
zweite enthält die erftern, fobald man fie auflöft. Es ift unmög- 

lich, daß fie nebeneinander beftehen, wenn fie richtig eingerichtet 
find; denn es gibt Feine andere Art von Vermögen als die des 
Grundbefiges und des gewerblichen Unternehmens, und deshalb 
Tann aud) die Meflung, Schägung, Claffificirung und Befteuerung 
durchaus Teine derſchiedene fein, wenn fie für beide richtig 
fein fol. 

Der Begriff und die Einführung einer Vermögensfteuer als 
jelbftändiger Steuer hat deshalb einen andern Grund. Sie kann 
nur da vorfommen, wo man an die Stelle einer ftrengen und 
zuverläffigen Meffung, Claffificirung und Schägung der einzelnen : 
‚KRapitalien eine oberflächliche Werthſchätzung mit einem gleichfalls 
oberflächlich angenommenen Reinertrag ſetzt, ſodaß der Steuerfuß 
und Steuerbettag dabei den Charakter de3 Zufäligen und Will— 
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kürlichen unvermeiblid annehmen müffen. Eine Vermögensfteuer 
gehört daher vermöge dieſes ihres Inhalts zu den unklaren und 
anfertigen Formen der Beſteuerung. Sie kann nur da vorfommen, 
wo man noch feine genaue Kataftrirung der vorhandenen Kapi- 
talien bat; jie kann diefer voraufgehen, aber fie muß verſchwin— 
den, ſowie die legtere auch nur zum Theil auftritt. Sie geht 
daher auch naturgemäß den eigentlichen Productionzfteuern vorauf; 
wegen ihrer unvermeidlichen Ungenauigleit ift fie nie von großer 
- Dauer ; wird fie aber neben den beftehenden Kataſtralſteuern 
auferlegt, jo ift fie in der That die Erhöhung des Kataftral- 
fteuerfußes nach einem ſchlechtern Katafter ala dem beftehenden. 
Das Auftreten der Vermögensfteuer hat jedoch einen großen 
biftoriichen Werth. Sie ift meiftens die Form, in welcher das 
gewerbliche Kapital zuerſt neben den Grundlapital zu einer regel- 
mäßigen, wenn auch fehr ungenauen, jo doch principiell. aner— 
kannten Steuer auf Grundlage eines gleichfalls jehr willkürlichen, 
aber doch bereits ſyſtematiſch gefuchten Steuerkatafters herbeigezogen 
wird. Sie bezeichnet daher den Punkt, auf dem das Kapital 
oder Katafterfteuerfgftem entfteht, obgleich fie durchaus nit den 
nothivendigen Uebergang bildet. Aber jie hat weder einen vationel- 
len noch einen praftifhen dauernden Werth, und nur die Unklar 


heit Über das eigentliche Wefen der Kapitalfteuern kann fie als” 


eine ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Art der Steuern beibehalten 
laſſen. 


Die engliſche und franzöfifhe Literatur kennen keine Vermögens: 
fteuer in dem obigen Sinne; fie haben überhaupt fein Wort für 
Vermögen. Die Property tax in England war feine Bermögens:, fon: 
dern einfach) eine Einfommenfteuer (Income tax). In der deutſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft geht die Betrachtung derſelben von der hiftorischen Thatfache aus, 
daß urfprünglih in den Städten bei dem Mangel einer ſelbſtändigen 
Häufer: und Erwerbfteuer und bei einer unausgebilveten Verzehrungd- 
fteuer das ganze Vermögen als Steuerobject nad oberflächlichen 
Schäßungen ohne weitere Claffification angenommen und ein Steuer: 
fuß für die Einheit von je hundert gefegt wurde, der dann mieber 
nicht nad dem wahrſcheinlichen Reinertrage, jondern vielmehr nach 
dem Bedarf der öffentlihen Kafjen berechnet ward. Es leuchtet ein, 
daß dies die Elemente der directen Steuer, aber nur in fehr roher 
Weiſe enthielt. Sowie fih die einzelnen Arten der directen Steuern 
entwidelten, mußten die Vermögenzfteuern allenthalben verſchwinden, 
oder vielmehr ſich in ihre volllommenern Formen auflöfen. Jetzt gibt 


— — — 
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es nirgendd mehr Vermögenäfteuern. Der Grund, weshalb die Li— 
teratur fie noch aufführt, beruht einfad) darauf, daf man das Ber: 

mögen als Quelle der Einnahme anfieht und deshalb von einer 
Vermbgensſteuer ſprechen zu müſſen glaubt als einer jelbftändigen Art 
der directen Steuern. Es iſt daffelbe Verhältniß wie bei den Pers 
fonalfteuern. Daſſelbe jhon bei Jatob, $. 566. Malchus ($. 39) 
erledigt die Frage unter Anführung der Literatur für die Vermögens: 
fteuer, die übrigens unbedeutend ift. 


Die eigentlichen diretten Stenern. 
Erſte Gruppe. 
Bie Grundfteuern. 


Die Grundfteuern find im allgemeinen diejenigen Steuern, 
deren Object entweder der Grund und Boden felbft ift, oder das, 
mas mit ihm unmittelbar und dauernd zufammenhängt. Die Steuer- 
quelle äft dabei der regelmäßige Reinertrag aus dieſem feſten 
Kapital, die Steuereinheit ein beftimmtes Außeres Maß des Ob- 
jects; der Steuerfuß beftimmt ſich nad) dem Maße der Steuerquelle 
und der Steuerbetrag ift die Summe der Steuerfuße, die das 
Steuerfubject je nad) der in der Zahl der Steuereinheiten gemefje- 
nen Größe feines feiten Befiges zu zahlen hat. 

Die Grundfteuern haben daher einen gemeinſchaftlichen Cha⸗ 
rakter. Sie fordern einen in der Meſſung möglichſt genauen und 
in Claſſificirung und Schätzung bei jeder Steuereinheit möglichſt 
richtigen Katafter, und da das Object ein feftes ift, fo ift diefer 
Kataſter auch wirklich herzuftellen. Sie find ferner, da das Object 
in feinem Umfange wenig wechielt und gleichfalls in feinem durch⸗ 
ſchnittlichen Reinertrage fich ſtets wefentlich gleich bleibt, diejenigen 
Steuern, welche den fiherften Theil der Staatseinnahmen bilden. 
Sie find endlich, da hier das Object mit, feinem Ertrage vorliegt, 
aud naturgemäß hiſtoriſch die erſte Art der Steuern. Durch alle 
diefe Pünkte nehmen ſie die erſte und wichtigſte Stelle in jedem 
Steuerfgftem ein und erſcheinen dem entiprehend auch als die 
biftorifch erfte Form der Befteuerung. . 

Mein trogdem bat e3 Jahrtaufende gedauert, bis felbft diefe 
Steuergruppe zu einem eigentlihen Syftem in ihrer Befteuerung 
gelangt, und faft ein halbes Jahrhundert, bis das endlich ent 
midelte Spftem zu feiner Verwirklichung gebiehen ift. Gerade fie 
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bieten daher den deutlichiten Beweis, wie außerordentlich langſam 
die Entwidelung von der an fi einfachen Thatſache zu einer 
organifchen Geftaltung derjelben vor ſich geht. Die Geſchichte 
der Grundſteuern ift dabei, da Object und Duelle diefer Steuern 
nie zweifelhaft geweſen, mwejentli die Geſchichte der Steuereinheit 
und des Steuerfatafters einerfeit3, andererſeits aber greift diefelbe 
tief in die Geſchichte der focialen Geftaltung durch den auf der 
verfaffungsmäßigen Stellung der geſellſchaftlichen Elemente be— 
ruhenden Unterſchied der fteuerfreien und fteuerbaren Grumbbefige 
ein und gehört dadurch zu den freilich nod immer nicht gehörig 
beachteten Erſcheinungen der Wirkung, melde die Gejellichafts- 
ordnung auf das öffentlihe Recht hat. Dadurch gewinnt dieſe 
Geſchichte einen ebenfo reihen als interefjanten Inhalt. 

Die Grundfteuern zerfallen nun wieder in zwei Arten, bie 
in ſehr verſchiedener Weife in den, einzelnen Steuerſyſtemen der 
einzelnen Staaten aufgenommen find, die eigentlihe Grundſteuer 
und die Häuferfteuer. 


Wir faffen Grundfteuer und Häuferftener bier zufammen, weil fid) ! 


die leßtere aus der erften entwidelt hat. Uebrigens hat der Gegen— 
jap zmwifchen Grund: und Grwerbfteuer dod einen mehr als formalen 
Werth, namentlich in Beziehung auf den Katafter, der für beide nach 
ganz verjhiedenen Formen gemacht werden muß. 


A. Die eigentliche Grundftener. 
Begriff und erſte hiſtoriſche Geftatt. 

So einfach die Befteuerung des Grund-und Bodens zu fein 
ſcheint, jo bietet dennoch ihre Geſchichte eine Reihe tiefgreifender, 
mit dem gefammten Staatsleben fo eng zufammenhängender Um— 
geftaltungen, daß man den Gang derſelben menigftens in feinen 
Grundzügen vor Augen haben muß, um die Bedeutung ber gegen- 
märtigen Grundſteuerſyſteme und die Tragmeite der Fragen, die 
mit ihr zufammenhängen, richtig überfehen zu können. . 

Die Grumdftener ift die hiſtoriſch erfte Form der Beftenerung, 
weil der Grund und Boden_die hiftorifch erfte Form des Kapitals 
iſt. Sie hat, wie ihre Grundlage, der Grund und Boden felbft, 
urſprünglich alle divecten Steuern in fih geſchloſſen. Erſt allmäh- 
lich haben ſich diefe von ihr abgetrennt und find zu felbftändigen 
Steuern auf Häufer und Gewerbe geworden, und erft dadurch 


vn 
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ward wiederum ein Kapitalfteuerigftem möglid. Auch in diefer 
Beziehung find nun die einzelnen Staaten untereinander verſchie— 
den; doc gehen gemifje gleichartige Grundlagen duch alle Steuer- 
geſchichten hindurch, die man im allgemeinen nicht ſchwer bezeich- 
nen Fann. 

. Das erfte Stadium der Grundſteuer ift dasjenige, wo bie 
Steuer noch in der perjönlichen Leiftung des Grundbeligers für 
‚die Aufgaben des Staats, das Gericht und das Heer befteht. Der 
Grundbefig ift gleich wie die Leiftung; Heerbann und Gerichts- 
bann ordnen die letztere; eines Katafters bedarf man nicht. Die 
Steuereinheit ift die Hufe — huba, mansus. 

Das zweite Stadium tritt ein durch die Eroberung und den 
Unterſchied der freien und unfreien Giundftüde und Perfonen. 
Da die Unfreiheit die Unfähigkeit zu Waffendienft und Gerichte: 
ftand enthält, jo muß an die Stelle der Leiftung die Zahlung 
treten. Die Erſcheinung des Cenſus oder Zinſes bezeichnet den 
Anfangspunft der Leiftung der Grundſteuer in Geld. Von diefem 
Punkte aus entfteht nun eine Reihe neuer Verhältniffe. 

Der ſcharfe Unterſchied der Freien und Unfreien dauert nicht 
lange. ine fehr vielgeftaltige Bewegung tritt ein, melde die 
große Klaffe der Mittelfreien ſchafft. Das Princip der perfön- 
lichen Leiftung an den Staat zieht fi auf den engen Kreis des 
Adels zurüd. Die Grundbefigungen defjelben nehmen ftaatliche 
Rechte und Functionen als Eigenthum auf und bleiben fteuerfrei. 
Deshalb heißen fie jegt Grundherrſchaften. Die Klafje der Mittel- 
freien fteuert, und zwar zum Theil in Pflictigkeiten und Giebig- 
keiten, zum Theil in Gelb; anfangs faft ausfchließli das erftece. 
Das Königthum erſcheint felbft nur als die größte Grundherrlichkeit: 
nur wo es Grundherr ift, Tann es Steuern fordern; die Klaſſe 
der Grundherren hat dem Staate nur die Waffendienfte und den 
Gerichtäbienft zu leiften. So entitehen zwei Gruppen von Be 
ſitzungen in Beziehung auf die Grundſteuer, die Grundherren und 
die Steuerbaren, die legtern entweder dem eigenen Grundheren 
oder dem Fürften als Grundheren verpflichtet. Die unabjehbare 
Mannichfaltigkeit von Verhältniffen, die daraus entfteht, ift, wenn 
auch in den Grundlagen überall glei, im einzelnen kaum zu 
erihöpfen. Sie ift in allen Ländern Europas auf gleicher Bafiz 
verſchieden; die Folgen reihen aber big in die neuefte Zeit. 
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Aus diefer verwirrten Geſtaltung entwidelt fich allmählich 


in unſichern Umriſſen ein Syſtem der Grundſteuer, das wir das 
Lehnsſteuerſyftem nennen Können. Die Fürſten hatten zwar nicht 
das Recht der Grunbherrlichteit über ihre Grumdherren, aber die 
fides, die anfänglich den einzigen Inhalt der Lehnspflicht bildete, 
erweiterte fi) allmählich zu dem praftiihen Inhalt, daß die Va— 
fallen die Pflicht Jatten, ihrem Fürften als Lehnsherrn in feinen 
Kriegsunternehmungen aud mit wirthſchaftlicher Unterſtützung 
beizuſtehen. Doch war eine ſolche Unterſtützung keine Pflicht, 
ſondern erſchien als eine freiwillige Gabe der Vaſallen an den 
Fürſten als oberſten Lehnsherrn. Dies Princip blieb, auch als 
die jelbftändigen Lehnsherren der einzelnen Länder verſchwanden 
und die Länder dem Fürſtenthum unmittelbar unterworfen wurden, 
ein Recht des Landes. Die Ausübung diefes Rechts beftand darin, 
daß der Fürſt, jemer Unterftügung bebürftig, die fteuerfreien 
Grundherren bat, ihm eine Steuer freiwillig zu geben. Dies ge 
ſchah auf den Landtagen. Der Landtag bewilligte die Steuer 
und zwar von dem an fidh fteuerfreien Grunde; daneben konnte 
‚Natürlich der Fürft auf feiner eigenen Grundherrlichkeit jede Steuer 
unmittelbar nach Ermeſſen auferlegen. Auf diefe Weife entftan- 
den allmählich zwei Grundſteuerſyſteme, die man fi) Elar ver: 
gegenwärtigen muß, um bie fpätere Entiwwidelung zu verftehen. 

Das eine und urfprüngliche begriff diejenigen Anfäffigen, 
für welche der Landesfürft Grundherr mar. Hier konnte derjelbe 
bie Höhe des Steuerbetrags, die Steuereinheit und die Form der 
Erhebung als Grundherr und einfeitig beftimmen wie jeder andere 
Grundherr, ſoweit die Unterthanen der Klafje der Hörigen an— 
gehörten; bei der viel verſchiedenen Klaffe der Mittelfreien mar 
bies einem großen Theil nad) entweder ausbrüdlich oder durch 
Herfommen geordnet. Natirlih war dies Spftem faft in allen 
Rändern verſchieden; vermöge des gleichen Charakters Tann man 
es jedoch das Syſtem der grundberrlichen Steuer nennen. 

Das zweite Spftem nennen wir das der lehnsherrlichen 
Grundſteuer. Diefe Grumdfteuer wurde von dem Landtage als 
Eine Summe dem Fürften zugefagt. Dem Fürften gegenüber war 
dabei der Landtag das. Steuerfubject, daS ganze Land das Steuer: 
object. Die fürftliche Verwaltung hatte dabei nichts zu thun, 
als die ganze Summe, melde der Landtag bewilligt hatte, von 

Stein, Finanpwiffenfchaft. 15 


Wu ıdn 
La 
nal 





226 


ben Beamten des Landtags in Empfang zu nehmen. Der Land- 
tag hatte dafür das Recht, diefe Summe wieder zu vertheilen 
G,aufzubringen“). Er beftimmte daher die Steuerobjecte, bie 
Grundherrſchaften; er orbnete die-Stenereinheit an, fegte dem 
Steuerfuß feft und hatte die Erhebung der Steuer felbft zu befor- 
gen. Die lehnsherrliche Grundfteuer enthielt daher ſowol in der 
Beitimmung des Steuerbetrags als in der wirklihen Erhebung 
eine Selbftbefteuerung, die wiederum je nad) den einzelnen Län- 
dern jehr verſchieden ausfiel. Und auf diefe Weife.bot die Grund- 
ftener jener Epoche ein ungemein vermwirrtes Bild dar, das man 
damals ebenfo wenig auf allen Punkten überjehen konnte, als 
man e3 jet noch barzuftellen vermag. Trogdem wiederholte ſich 
allenthalben. bald eine und diefelbe Erſcheinung, die zu der folgen- 
den Epoche hinüberführte, 

Anfänglich waren die Iehnsherrlihen Grumdfteuern nur Aus- 
nahmen. Mit der Regelmäßigkeit der landesherrlihen Bedürfniſſe 
jedoch wurden die Anträge der Fürſten einerjeits, die Bewil- 
ligungen der Stände andererfeits gleichfalls immer vegelmäßiger. 
Die lehnsherrliche Grundftener ward dadurch felbft eine ordentliche; 
neben der ordentlien entitand die außerordentliche, die bald 
noch allein den Charakter der frühern ganz freiwilligen Befteuerung 
beibehielt, während die Bewilligung der ordentlichen Steuer höch⸗ 
ſtens zum Mittel ward, Wünſche und Beſchwerden des Landtags 
vor den fürftlihen Thron zu bringen. Die Staatsverwaltung 
lernte daher mit Sicherheit auf diefe Steuern, mindeſtens auf 
die ordentliche reinen. Und da nun auf diefe Weile die ganze 
Staatswirthichaft von der wirklichen Steuerzahlung abhängig ward, 
jo mußte die Staatsverwaltung zulegt ein unabweisbares Intereffe 
daran gewinnen, daß die Ordnung diejer Steuer in Einheit, Fuß 
und Erhebung in richtigem Verhältniß zu der Production des 
Steuerobjects ftehe; kurz, fie mußte dahin gelangen, die Steuer- 
kraft ala Grundlage der wirthſchaftlichen Eriftenz des Staats ind 
Auge zu faflen. 

Dabei nun ergab fi, daß derjenige Theil des Grundſteuer⸗ 
ſyſtems, den mir die lehnsherrlihen Steuern genannt haben, 
einer rationellen Ordnung ganz entbehre und daß mithin aud bie 
Erhebung derjelben ohne Eontrole von feiten- der Regierung, die 
doch am Ende am meiſten dabei intereffirt war, wor ſich gebe, 
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Die Landtage hatten für die Aufbringung ihrer Landesfteuer 
entweder überhaupt Feine Steuereinheit und einen Steuerfuß, oder, 


wo fie einen ſolchen annäherungsweiſe bejaßen, da gab es fein . 


Mittel, die Stenerumlegung, die durd die einzelnen Landtags- 
mitglieder geſchah, zu überwachen. Die Folge war, daß die 
zechtlofe Klafje der Steuerbaren, ohnehin ſchon durch die Laften 
ber Unfreiheit ſchwer leidend, die ungleich und unregelmäßig ver- 
theilte Grundftenerlaft nicht zu tragen vermochte. Die Grundftener 
nahm nicht blos den gefammten Reinertrag, ſondern bald noch 
mebr hinweg; die Landwirtbichaft ging zurüd und damit vermin- 
derten fi zulegt auch die Einnahmen der Staativerwaltung. 
Dazu Fam eine Steuererhebung, welche durch verkehrte Einrichtung 
und Misbrauch die Steuerlaft noch bedeutend erhöhte; Abhilfe 
ward immer nothwendiger, bis fie endlich durch die Regierungen 
geboten ward. 

Den erften Verſuch diefer Abhülfe bieten die Stenerregu- 
lirungen, die meiftens dem vorigen Jahrhundert angehören. 


Es möge bier verftattet fein, die Bemerkung oder Klage Rau's 
zu wieberholen, daß uns nit nur eine Geſchichte der Finanzen über 
haupt, fondern auch eine Geſchichte der Grundſteuer mangelt. Die 
deutſche Reichs- und Rechtsgeſchichte hat allerdings eine Menge Materia- 
lien gefammelt, und die Werke von Lang und Hüllmann enthalten einen 
Berfuh, das erite eine Art von Gteuerfuftem, das zweite eime or- 
ganifhe Geſchichte feiner Entwidelung zu geben. Doch bleibt das 
Meifte zu thun übrig, und fo müflen wir uns hier mit der obigen 
allgemeinen Form der Verbindung der focialen Entwidelung mit dem 
Grundfteuerwefen begnügen, für die Adam Smith in mander Beziehung 
ein unübertreffliches Vorbild ift und im der ihm für die Steuern 
Hoffmann in feinem mehrfach erwähnten Werke in ebenfo außgezeich- 
neter Weife gefolgt iſt. Daß im übrigen die deutſche finanzielle 
Literatur den hiſtoriſchen Gefihtspunft bei den einzelnen Steuern duch 
den rein rationellen ganz hat verbrängen lafien, ift gewiß nur 
ein Nachtheil für das Verſtändniß der Sahe. Uebrigens hat Rau 
felbft ($. 316) eine Reihe von Angaben gemacht, die vielfach werths 
vol find. Doch laßt ih eine eigentliche Geſchichte nicht ohne eine 
zufammenhängende Darftellung und zwar. mit beftändiger Beziehung 
auf das gefammte Steuerſyſtem geben. Lang's „Hiſtoriſche Ent: 
widelung der deutſchen Steuerverfaffung“ iſt zu wenig pragmatiſch; 
einzelne Mittheilungen gibt es genug. ö 
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. Die Grundſteuerregulirungen. . 

Unter den Grundftenerregulivungen verftehen wir die Ge 
‚jammtheit der in. den verfehiedenen Ländern Europas. während 
der legten Jahrhunderte vorgenommenen Berfuche, die Beftenerung 
her Landwirthſchaft auf feſte Steuereinheiten zu gründen, einen 
ber Größe der Steuerquelle angemefjenen Stenerfuß vermittelft 
der Schätzungen aufzuftellen und dadurch eine über der Willkür 
der Laudtage ftehende Ordnung und möglichſt gleihmäßige Ver- 
theilung der. eigentlichen Grundſteuer einzuführen. 
>... Der Charakter der Grundftenerregulicungen ift im allgemeinen 
der. Mangel -an einer eigentlichen Meffung des Grund und Bodens, 
ſowie an ‚einer regelmäßigen Claffification und Schäßung der 
Steuereinheiten; die letztere wird fehr häufig durch Selbftihägung 
erſetzt. Sie halten ferner den Unterfchied zwiſchen fteuerfreien und 
fteuerpflichtigen Grundftüden feft, jedoch nicht als volle Befreiung 
der. erftern, ſondern meiftens jo, daß fie die Steuerpflicht der 
erftern als Grundfag annehmen, nur daß fie für diefelben theils 
andere Steuerobjecte, theils auch andere Steuereinheiten und 
Steuerfuße als für die legtern aufftellen. Sie bilven daher nicht 
fo fehr ein neues Syſteni, als fie vielmehr das doppelte alte 
Spftem ordnen und deshalb aud als Regulirungen der grund: 
herrlichen Steuer einerjeit$ und der Iehnsherrlihen andererfeits 

erſcheinen. Sie haben ferner miteinander gemein, daß fie die 

N ! Häufer« und Gewerbfteuer noch von der Grundſteuer nicht ge— 

' trennt haben; allein indem fie diefelben als felbftändige Factoren 
in die Schägung der Steuerkraft hineinziehen, bilden fie do den ® 
erften Schritt zur Entwidelung einer felbftändigen Berechnung 
und Beſteuerung berjelben. Endlich fegen fie, indem fie vermöge 

dieſer Schägungen einen feften Steuerbetrag für jedes Steuerob- 
ject aufftellen und meiftens auch die Steuererhebung ordnen, der 
Willkür in der Einzelbefteuerung und dem ausfaugenden Steuer— 
erhebungsſyſtem der frühern Zeit ein Ziel. Sie müſſen daher als 
ein für die Entwidelung des Grundſteuerweſens jehr wichtiges, 

ja faft nothwendiges Uebergangsftadium angefehen werben. 
Die Orundfteuergefhichte des vorigen Jahrhunderts ift in hohem 

Grade interefjant für die ganze innere Geſchichte der damaligen Zeit. 

ALS. hervorragende Beifpiele führen wir hier das Verhältniß Frankreichs 

und Deſterreichs an. In Defterreih hatten ſchon im 16. Jahrhundert 
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einige Verſuche zur Regulirung ftattgefunven, bis das Censimento 
Milanese al3 ber erfte große Act einer fürmlichen Rataftralbeiteuerung 
auftrat. Frühere Verſuche zu Prag (1542) und Brud a.d. Mur (1578). 
In ver letztern Berfammlung ward fhon der Grundſatz aufgeftellt, 
daß jeve Realität gefhägt und der 60. Theil vom Schägungswerth 
als Grundfteuer angenommen werden folle. Das Censimento Mi- 
lanese, ward dur Patent vom 7. Sept. 1718 begründet, weldes bie’ 
Giunta einfegte. Orundfäße des Verfahrens: Meffung nah Perticha 
(182 wiener Duadratllafter) ; Erhebung der culturfähigen Grund: 
ftüde, ver Häufer und der Momente der Ertragsſchätzung (Pachtzins, 
Verkaufspreis und Erträgniſſe). Dann die Cinfhägung, wozu 
1725 —- 26 eine eigene Schaͤtzungscommiſſion niedergefegt wurde. Diefe 
claſſificirte zuerft die gemefjenen Grundftüde in drei Klaffen; die vierte 
bilveten das unurbare Land. Dann die Feitftellung des Reinertrag3 durch 
Grmittefung der. Cultur- und Unterhaltstoften. Dann vie Einſchätzung 
der einzelnen Grunpftäde, mit Bekanntmachung derfelben, unter Zus 
laffung von Inbividual:Reclamationen. Die Arbeiten wurden 1733 
durch den Krieg unterbrochen und erft 1749 wieder aufgenommen; bie 
definttive Annahme erfolgte 1750; vie legte peremtorifche Frift für 
Neclamationen ward 1759 gefchloffen und die Einführung 1760 
beftimmt. Dies Censimento Milanese ift bie erfte und faft voll: 
tommene Einführung der Kataftrirung und kann als Mufter für alle 
folgenden amgejehen werden. Es ift zu bemerfen, daß fi gegen 
viejelben niemals Bedenken erhoben haben. Die zweite Regulivung 
war die von Maria Therefia, die auf Grundlage eines Patent? vom 
2. März 1713 eingeleitet warb, nad welchem alfe Geiftlihen, Obrig- 
fetten, Städte und Unterthanen eine Selbitihägung zum Zmede ver 
Stener vornehmen follten. Die zur Prüfung eingefegte Commiffion 
arbeitete bis 1747; nach ihren Elaboraten erfolgte die Regulirung von 
1748. Princip: jedes Land folle feine bisherige Steuer aufbringen; dieſe 
Steuer folle nah den Grunbftüden vertheilt werden; dabei Unter: 
ſcheidung zwiſchen den fteuerfreien oder grundherrlihen Befigungen 
und ven bäuerlihen (Dominical: und Rufticalfatafter). Vermeſſung 
fand nicht ftatt, fondern nur Selbftihägung. Der Katafter enthielt 
nicht blos den Grund und Boden, fondern aud die Gebäude und 
die Realgemerbe. Abſchluß 1756. Der Katafter jelbft war natürlich 
hochſt ungenau und der Charakter der Unterfcheivung zwiſchen beiven 
Arten von Grunbftüden, ben freien und unfteien, machte jede gute 
Vertheilung unmöglich. Dieſer folgte die Jofephinifhe Steuerreguli- 
rung, bie zuerft den Reinertrag zum felbftändigen Steuerobject erhob 
und das Princip der vollen Gleichheit der Befteuerung ausſprach 
(Patent vom 20. April 1785: ",daß jede Provinz, jede Gemeinde 
- und jeber einzelne Grundbeſitzer nad Verhältnik des Nutzens Yon 
feinem runde in gleihem Maße zum Staat3erforberniß beitragen 
muſſe“). Zugleich follte das Ganze vermeffen werden; doch geſchah 
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die Vermeſſung durch die Gemeinden felbft in ziemlich roher Weile. 
Map: das Joh von 1600 wiener Duabratllafter; dann Selbft: 
ſchatzung; dann die Gontributionsfumme der Provinz als Steuer: 
betrag des Landes nah dem Rohertrag vertheilt und vie Cultur: 
koften abgezogen. Wefentlih war dabei der zuerft hier durchgeführte 
Grundfag, daß nicht mehr die Grundherren, ſondern die Steuerein— 
nehmer die Ausfhreibung und Erhebung der Steuern haben follen. 
Die Einführung diefes Kataſters und feines Princips der Steuergleich: 
beit ftieß aber auf den Widerſtand aller Grundherrlichkeiten; daher 
geihah fie nur an einzelnen Orten und ward fhon 1792 wieber 
aufgehoben. Im Jahre 1810 begannen dann die Vorarbeiten für den 
gegenwärtigen Kataſter. So ift daß 18. Jahrhundert in Oeſterreich für 
die Geſchichte der Grundſteuer hochwichtig; es dürfte faum in irgend- 
einem andern Lande fo viel theils gefhehen, theils werfucht fein. Zu 
bemerfen ift dabei, daß Ungarn mit den damaligen Nebenländern fi 
von allen dieſen Verſuchen grunpfäglih ausſchloß und daher ſeine 
alten, in hohem Grade unbilligen Grundſteuerzuſtände beibehielt. In 
Frankreich war die Klage über vie ſchlechte Vertheilung der Grund: 
fteuer in ihren beiden Hauptformen, der taille und der aides ſchon 
von Boißguillebert und Bauban laut genug erhoben. Zwei Dinge 
waren hier das abſolut Verderbliche: erftlih die volle Steuerfreiheit 
der Grundherrlichkeit, dann die Rüdfichtslofigfeit und Ungerechtigkeit 
der Erhebung. Das Auftreten der vollkswirthſchaftlichen Idee durch 
die Phyfiofraten machte den Zuftand noch unerträgliher; als Turgot 
fiel, konnte nur noch die Revolution helfen. Daher. hat Frankreich 
den Sprung vom Syſtem der feudalen Grundſteuer zu dem ber reinen 
Katafterfteuer ganz unvermittelt machen müflen, und das ift nicht ber 
legte Grund, weshalb vie legtere zum Theil jo umvolllommen aus: 
gefallen ift. In Preußen hat das vorige Jahrhundert fi aus dem 
Bereiche der hiftoriihen Geftalt der Grundſteuer nicht zu erheben 
vermocht; Preußen ift erft 1810 dem Anftoße zu einer rationellen 
VBelteuerung des Grunbtapitals gefolgt. Das Gejeg vom 27. Okt. 
1810 fprad die Aufhebung aller Grunpfteuerbefreiungen aus, hat 
aber das erfte Princip, die Steuergleihheit, unter allen Mächten 
Europas bigjegt allein nicht einmal grundfäglih ganz durchführen 
Tonnen. S. Reven, „Staathaushalt des preußiihen Staats”, ©. 
253. 2. Kühne, „Ueber den Gefegentwurf, betreffend die Grund: 
fteuerbefreiungen“ (1849). Die Verorpnung vom 27. Juli 1808 
bat die Grundbefige und Ablöfung der Domänenbauern zwar geregelt; 
dennoch beftehen noch immer die größten Unterfhieve. ©. den folgen: 
den Paragraphen. Desfeld, „Preußen“, ©. 80 fg., führt für die öfte 
lien Provinzen ſechs verſchiedene Grundfteuerverfafjungen auf; für 
die weſtlichen Provinzen ift die Kataftralgrundfteuer durchgeführt, die 
unter der Napoleonijchen Zeit begonnen und durch Gefeg vom 21. Jan. 
1839 vefinitiv geregelt ward (von Struenfee, „Die Grundfteuer mit 
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beſonderer Beziehung auf die Mniglich preußiſchen Staaten”, 1850), 
ſodaß Preußen mit feinem Dften der Epoche der Regulirungen, mit 
feinem Weiten der Epoche der Katajtrirung angehört (ſ. unten). Die 
Verhältnifie Englands find ganz befonverer Natur. Hier hat nie 
eine Regulirung des Steuerobject® durch Vermeſſung und Schägung 
ftattgefunden, fondern nur durch Beftimmung des Ertrag und zwar 
durch Selbftihägung als Cinkommenfteuer. Sie ift überhaupt erft 
1689 als Landtax aufgelegt auf Bodenertrag und gewerbliches Ein: 
kommen und dann erft 1833 von dem letztern getrennt. Steuereinheit: 
Pfund Sterling de3 Extrags, Steuerfuß: 4Schill. Steuerfuß ift für un 
veranderlich erflärt, die Steuer Tapitalifirbar und ablösbar. S. Hübner, 
„Berichte des ſtatiſtiſchen Gentralarhivs zu Berlin“, 1858, 5. 33; 
Rau, $. 315. Diefe Grundftener ift unzweifelhaft die unvolltommenfte 
in ganz Europa. 


Der Grundftenerfatafter. 


Mit der Herſtellung der Gleichheit aller Staatsangehörigen 
vor dem Gefege mußte nun der mwichtigfte von den Grundfteuer- 
regulirungen noch beibehaltene Reft des alten doppelten Grund: 
fteueripftems, der Unterfchied der fteuerfreien und fteuerpflichtigen 
Grundftüde und der darauf gebaute Unterſchied der Stenerfuße 
und der Steuerbeträge, wegfallen. Die Gleichheit in Recht und 
Pflicht forderte demnach auch eine Gleichheit in den Leiftungen an 
den Staat, und diefe konnte nur erreicht werden durch die Her— 
ftellung eines volllommen gleihen Maßes für die Steuereinheit, - 
die Steuerquelle und den Steuerfuß der Grundfteuer, ſowie durch 
die Einführung vollkommen gleicher Grundfäge für die Steuer- 
erhebung. Die Ausführung diefer großen, ihrer Natur nad den 
geſammten Grundbeliß der Staaten umfaffenden Aufgabe bildete 
die Herftellung des Grundſteuerkataſters. 

Die Einführung des Grundftenerfatafters bildet daher nicht 
blog einen fehr wichtigen Abſchnitt in der Geſchichte des Steuer- 
ſyſtems überhaupt, fondern hat eine tiefe und durdgreifende Um— 
geftaltung der Grundlage des gejammten Öffentlichen Hecht? zu 
ihrer Vorausſetzung. Sie ift ohne das Princip der Gleichheit des 
Rechts vor dem Staate nicht denkbar, und diefes zieht wiederum 
die Herftellung des Katafters nad) fih. Aber die Aufgabe der Ka— 
tafteirung ift, weil diefelbe nothwendig jedes einzelne Grundftüd 
in dem ganzen Staate umfaßt, eine fo gewaltige und große, daß 
fie ſehr Lange Zeit gebraudt, bis fie wirklich durchgeführt wird, 
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ja daß fie bisjeßt noch überhaupt nirgends genau durchgeführt 
it. Sie hat ebendeshalb faft in jedem Staate ihre befondere 
Gedichte, die ftet3 in zwei große Theile zerfällt: die Geſetzge— 
bung für die Herftellung des Katafter und die wirkliche Ausfüh— 
ung defielben. Während die erſte nun einfach ift, ift Die zweite 
‘eine ungemein ſchwierige. Sie kann auf einfachem Wege gar nicht 
erreicht werden, fondern fordert ein wohldurchdachtes, auf lange 
Beit hinaus berechnetes und allen Verhältnifien ſich anfchmiegen: 
de3 Syſtem von Gefegen, organiihen Einrichtungen und_ Maß: 
regeln. Das Princip aller diefer Beftimmungen ift die Herftel- 
lung einer der wirklich vorhandenen Steuerkraft aller verſchiedenen 
Grundftüde entfprechenden Beſteuerung. Sie ſchließt daher zuerft 
die Häuferftener aus, dann die Gewerbſteuer, die durch fie zu 
jelbftändigen Steuern werden. Sie enthält ferner einen ganz be: - 
ſtimmten Pröceß, der in gleichfalls beftimmte Theile zerfält. 

Das 19. Jahrhundert ift das Jahrhundert der rechtlichen Gleich⸗ 

heit und demgemäß der Einführung des Kataſters. Der Charalter 


. - ber Beftvebungen für den Katafter ift die principielle Anertennung 


feiner Nothwendigleit und eine große Energie im Beginne feiner Her 
ftellung; große, in der Natur der Sade liegende Unvollkommenheit 
feiner Ausführung, mannichfaher und fehr ernfter Zweifel über feine 
Zwedmäßigteit als Grundlage der Befteuerung überhaupt, aber dert: 
noch ein beharrliches Fortfchreiten veffelben. ever Staat ‘hat feit 
dem Beginn dieſes Jahrhunderts feine eigene Geſchichte der Grund⸗ 
- fteuer. B 
In Frankreich zuerft ward ver Katafter als Grundlage der Ber 
fteuerung zum Princip erhoben, um die Gleichheit aud in ber Steuer 
berzuftellen. Das Princip ward 1791 aufgeftellt; die eigentliche Ausr 
führung begann nah dem Gejeg vom 3. Rob. 1798, welches das 
Reineintommen als eigentliches Steuerobject erklärte; die Ausführung. 
des Kataſters begann unter dem Kaiſerthum und ift noch jept kei— 
neswegs fertig. Malchus, J, 209, und Literatur; ſ. auch S. 186. 
Namentlich Hock, a. a. O., Rap. 4, ©. 138 fg. Vergl. Kries 
in der „Zeitfhrift für Staatsrirthihaft”, 1858, und über denfel: 
ben M. Wirth, „Nationalötonomie”, II, 406 fo. In Oeſterreich 
nahm man einfach bie Vorlagen der frühern Zeit wieder auf; am 21. 
Aug. 1810 ward eine Steuerregulirungs : Hofcommiflion eingefeßt, 
deren Arbeiten durch die Kriege unmöglich gemacht wurden. Das De: 
cret vom 23. Dec. 1817 leitete die Ginführung des eigentlichen oder 
ftabilen Grunbtatafters ein, deſſen Aufgabe es fein foll, in allen 
Theilen der Monarchie auf Grundlage gleihmäßiger Vermeſſung, Claf- 
ſification und Shägung eine velftändige Gleihheit, ver Veſteuerung 
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hervorzubringen. Errichtung einer eigenen Behörde dafür.” Grundlage 
des Maßes das Fo zu 1600 wiener Quadratklafter. Claſſification 
in vier Klaſſen. Einfhägung unter Zuziehung von Gemeindevertre: 
tern. Steuerfuß nah dem Reinertrag und der bisherigen Steuer 
durchſchnittlich feftgeftelt mit 16 Proc. des Reinertrags. Cinhebung 
duch die Steuerämter. Einführung begonnen feit 1834 (Nieveröfter- 
reich) und 1840 (deutſche Kronländer), Ausdehnung feit 1849. Bis 
dahin das Grundfteuerproviforrum vom 1. Mai 1819, wirkſam feit 
1821. ®ergl. über das Einzelne die „Tafeln zur Statiftit des Steuers 
weſens“ (1858), namentlih. die Einleitung mit einer außerordentlich 
lichtvollen Darlegung des gegenwärtigen, noch keineswegs vollendeten 
Kataſtralſteuerweſens in Oeſterreich und der bisher noch geltenden ein: 
zelnen Orumbfteuern. Die genaue Angabe über das Kataftralverfahren 
bei Kreuzer, „Deſterreichiſches Steuerweſen“, Buch II. Kurz und gut 
dargeftelt von Chlupp, „Syſtematiſches Handbud der directen Steuern 
im Kaiſerſtaat Oeſterreich“, 2. Aufl., 1856, 9.12 fg. Die Gefepe 
gebung in Preußen fteht in diefer Beziehung hinter dem übrigen Europa 
zurüd. Anbahnung der gleihen Grundſteuer ſchon im Edict vom 27. 
Det. 1810 und vom 7. Sept. 1811, mobei jedoch die „Entſchadi— 
gung wohlhergebrachter Rechte‘ feitgehalten wird. Das Grundſteuer⸗ 
gejeg vom 21. Jan. 1839 Hat jogar einige Eremtionen wieder eins 
geführt. (S. Bergius, „Preußen in ftatiftiiher Beziehung“, ©. 12.) 
Beginn der Kataftrirung ſchon vor der. Befignahme Preußen? auf dem 
linken Rheinufer; Vollendung bis 1834 für die weſtlichen Provinzen, 
Daher doppelte Gefeggebung und zwei große, weſentlich verſchiedene 
Grundſteuerſyſteme. S. von Reven, a.a.D., 6.265 fg. Nicht recht 

"zu einer feften Anſicht gelangt Hoffmann, a. a. O., ©. 112 fg. 
Klare Darftellung der Verſchiedenheiten ver Grundſteuer in. Preußen; 
ebend., ©.123 fg. Neue Regulirung „angebahnt“ durch Gejeg vom 
"24. Febr. 1850; Franz, „Preußiſcher Staat”, S. 5333. In Spanien ' 
Regulirung dur Gefeg vom 15. Juni 1845, ohne Katajtralvermej- 
fung 8—12 Proc. vom Reinertrag und DVertheilung auf bie Provin: 
sialgemeinden durch die Provinzialeputationen. Minutoli, „Spanien“, 
©. 211. In Portugal dagegen noch der Herrſchaft des grundherr— 
lichen Abgabenfyftenis auf Baſis des Zehnten. Minutoli, „Portugal“, 
©. 148 fg. Die Grunpfteuer in Sachſen vorrrefflich hiſtoriſch dar— 
geitellt in der „Zeitfchrift des ftatiftiihen Bureau“, 1858, Nr. 1. 
Statiftifche Ergebnifie eben. Nr. 2 u.3. Auch hier ift das Princip der 
Gleichheit und der Kataftrirung noch nicht durchgeführt; die Grundſteuer 
Sachſens hat den Charakter der Grundſteuer des dftlihen Preußen. 
In Baiern ift das Gefeg nom 25. Aug. 1828 die Grundlage. Die 
Vermeſſung und Kataftrirung umfaßt das ganze Land; die Grund: 
ſatze der Claffification find nicht mefentlih von den allgemeinen ver⸗ 
ſchieden; die Einfhägung gefhieht durch Zuſammenwirlen von Selbſt⸗ 
betenntniß und Ertragsermittelung; eigenthümlid ift. jedoch Hier, daß 
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die Gteueteinbeit der Scheffel Korn Robertrag, und zwar zu dem fe: 
ften Preife von 8 Gulden, der Stenerfuß 1 Kr. von je einem Scheffel 
iſt. Hauf, „Bairifche Gefeggebung“, S. 521 fg. 


Die Kataftralbeftenerung. . 

Aus dieſen verfchiedenen Verfuchen haben fih nun durd die 
Ratur der Sache gewiſſe allgemeine Grundlagen der Befteuerung 
vermöge des Grundfatafters feſtgeſtellt, die für alle Formen bder- 
jelben ala maßgebend gelten müffen. 

Da die Kataftralfteuer eine directe ift, fo ift die erfte Aufgabe 
der Kataftrirung die Ermittelung des felbftändigen Reinertrags auf 
Grundlage der Mefjung des feiten und dauernden Steuerobjectd; 
dieſen erften Act nennen wir die Rataftrirung, die wieder die Ka— 
taftralmeffung, die Kataftralclaffification und die Einfhätung der 
einzelnen Grundftüde in diefe Kataftralflaffen enthält. 

Die zweite Aufgabe ift dann die Feftftellung ‘der Steuer für 
die fo ermittelten Kataftralfteuereinheiten, oder die Aufftellung des 
Steuerfußes und die Vertheilung deſſelben. 

Aus diefen Verhältniffen entwideln ih nun die Fragen und 
Zweifel, melde in der Kutaftralbefteuerung die Selbftbefteuerung 
und die Principien der organischen Entwickelung derjelben ent⸗ 
halten. 

Hält man diefe Punkte als Grundlage der Ueberficht feſt, fo 
ift das Kataſtralbeſteuerungsweſen leicht verftändlid. 

Das Folgende gehört nun allerdings meientli der Theorie an; 
es liegt jedoch in ber Natur der Sache, daß die meiften Punkte in 
den verjchiedenen Inſtructionen der einzelnen Regierungen genauer 
erörtert find. Mit Ausnahme von Malhus, I, 210, und 
Rau, $. 316 fg., bat die Literatur fih mit dem Inhalt der Kata-⸗ 
frirung und den Grundzügen des Verfahrens fo gut als gar nidt 
beſchaftigt. Defto reihhaltiger ift dieſelbe über die Schabung und die 
dabei ſtattfindenden Grunbjäge. 


‚Die Kataftrirung. 
Erſter heil. 
A. Die Kataftralmeffung. 


Die erfte Grundlage aller Kataftrirung ift nun die gemaue 
Nenntniß des reinen Flächenmaßes der einzelnen Grundſtücke oder 
Steuerobjecte, welche durch die Rataftralmeffung erlangt wird. 
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Die Kataſttalmeſſung it die amtliche Meſſung aller Grunb- 
Rüde vermöge der durch die dazu beftimmten Organe nach vorge: 
ſchriebenen, Regeln volljogenen Zurüdführung auf ein beftimmtes 
Grundmaß, weldes als Gütermaß der Steuereinheit zu Grunde 
gelegt wird. 

Die Regeln, nach denen dieſe Meſſung geſchieht, bilden die 
Landmeßkunſt. 

Die nach geſchehener Meſſung vollzogene Aufzeichnung der 


vorgefundenen Gütereinheiten und ihrer Vertheilung bilden die 


Flurkarte, die der Regel nach gemeindeweiſe nach demſelben 
Maßſtabe aufgezeichnet wird. 

Die einzelnen Beſihungen, nach der Zahl und Summe der 
bei ihnen vorgefundenen Steuereinheiten genau angegeben, bilden 
die Steuerobjecte. Die Geſammtheit der in einer Gemeinde vor= 
gefundenen und gemefjenen Befigungen, in ein Bud zuſammen⸗ 
getragen und nad den Ergebniffen der Kataftralihägung verzeich- 
net, bildet ben Gemeinbelatafter. 


Für die Vollziehung diefer Kataftralmefjung ift meiftend ein, 


eigenes Organ beftimmt, das unter dem Finangminifterium fteht. 
Rau hat von allen Schriftftellern den ganzen Proceß ber Kata 
ſtritung am ausführlicften und beiten beſchrieben, es fehlt hier nur, 
bei zu viel Einzelheiten, etwas die Ueberfihtlickeit. Ueber die Ver— 
mefjung insbeſondere ſ. $. 319 mit Angabe für die Manipulation. 


B. Die Rataftralclaffification. = 
Auf die Kataftralmefjung folgt num der zweite. Act: die Elaf- 
fification der gemeſſenen Kataftraleinheiten. 
Die Aufgabe der Kataftraldafiification ift e8, das Maß der 
Steuerfraft jeder einzelnen durch die Meſſung feligeftellten Ein- 
beit, oder den Neinertrag der Steuereinheit durch Ermittelung 


der wirthſchaftlichen Productionsverhältniſſe derſelben feſtzuſtellen. 


Dieſe Aufgabe theilt ſich in zwei Theile. 

a) Die Aufſtellung der Culturarten. Dieſe Aufſtel- 
lung beruht daranf, daß in der Landwirthſchaft die Steuerein⸗ 
beiten für ganz verſchiedene Arten der Gultur beftimmt find und 
alſo auch nit in den Grundfägen der Ertragsberechnung gleich 
geftelt werden können. Die ganze Summe der Kataftraleinheiten 
zerfällt daher in fo viele Arten, als es in einem Lande beftimmt 
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geſchiedene Benugungsarten der Grundſtücke oder felbftändige und 
dauernd durd die Natur des Bodens gegebene Ziveige der Land- 
wirthſchaft gibt. Die allgemeinen Arten find Ader, Wieſe und 
Bald; zu diefen kommt in den meiften Ländern noch unfrucht- 
barer Boden, in vielen eigenes Weideland, in einigen Weingär- 
ten. Dann auch Torfmoore, Gräber und Steinbräde, wenn fie 
nicht unter die Bergwerksabgabe fallen. Jede diefer Arten un= 
terliegt num ihrerfeit3 dem ganzen folgenden Proceſſe der eigent- 
lichen Schägung. 

b) Die eigentlide Glaffification. Die Elaffification 
befteht in der Aufftelung durchſchnittlicher Reinertraggeinheiten 
für die angenommenen Arten des Grund und Bodens je nad) 
der Fruchtbarkeit defjelden, und zwar für die Steuereinheiten jeder 
Gulturart, fodaß jede diefer Gulturarten wieder im ihre Rlafien 
zerfällt. 

Diefe Elaffification beginnt zuerft mit der Feftftellung des 
Reinertrags, welche den ſchwierigſten Punkt in der ganzen Schägung 


‚bildet. Ste bat den Rohertrag oder die Productionsfähig- 


keit der Einheiten zuerft zu ermitteln und darans nad feſt— 
ftehenden Regeln jenen Reinertrag zu beftimmen. Die Haupt: 
momente für diefe Feftftellung find erftlih die Beſtimmung ber 
Eulturfoften jeder Art, die wieder örtlich verihieden find und 
natürlid wieder nah den befondern Derhältniffen berechnet 
werden müffen; zweitens die Preife für die Producte auf dem 
nächſten Markt, wobei die Transportkoften in Berechnung zu zie— 
ben find; drittens die etwaigen Laſten, die fonft auf der Boden- 
production ruhen. Die Reinertragsfhägung muß demnach, wenn 
fie ganz regelmäßig geſchehen foll, enthalten: 1) die Angabe des 
Robertrags an Producten; 2) die Angabe des Preiſes derjelben; 
3) die Angabe der Abzüge von. dem fo ermittelten Preife ber 
Rohproduction; 4) die Summe, melde als Neinertrag übrig 
bleibt. Nach dieſem Reinertrag werden num die Klaffen gebildet, 
indem man verfchiedene Durchſchnitte aufftellt, unter welche man 
bie kleinern Differenzen ſubſumirt (3—5) und diefe auf die ein⸗ 
zelnen durch die Kataftralmeflung gefundenen Grunbftüde oder 
Steusreintheiten anwendet. ö 

Meſſung und Glaffification. bilden demnad die Grundlage 
oder das Schema, das für die Einſchätzung gebraucht wird. 
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Die Wichtigkeit der Cloffification iſt weſentlich debhalb micht „ger 
börig gewürdigt, weil man den Begrifj und die Bedeutung bed 
durchſchnittlichen Reinertrags nicht von dem des wirklichen der ein: 
zelnen Grunbftäde gefhieden hat. Sie ift natürlich einer der ent: 


jcheidendſten Acte der ganzen Nataftrirung. Die praktifhe Frage iſt, 


ob hierbei ſchon von einer Herbeiziefung ver Kauf: oder Pachtſumme 
die Rede fein fann, wie namenılih Ray, $. 324, es anijuinfien 
ſcheint. Offenbar nicht, da fie für den Durchſchnitt nicht benupt 
werben kann. Dagegen muß allerdings bei Waldungen und ohne 
‚Zweifel auch bei Weinbergen der Verlaufspreis des Holzes und Weines 
nicht blos bei der Einſchaͤtzung, fondern aud bei der Aufftellung von 
Klaſſen zu Grunde gelegt werden. S. Hauf, „Bairiſche Gefepgebung“, 
$. 393. Als Hülfemittel lonnen Treilid aud bier Rauf und Bat: 
beträge gebraudt werden (Nafjau; bei Rau, .a..a. D.). Nothwendig 
ift dagegen bei Bildung der Klaſſen die Seftftellung einer Anzahl von 
Betriebzjahren, aus deren ermittelten Reinertrag die Steuerfraft der 
einzelnen Klaſſe zu bilden ift, wie z. B. in Baden (die beiden Jahrzehnde 
von 1780—89 und 1800— 10). Rau, a. a. D. Das badifche 
Gefeg ift vom 20. Juli 1810. Die Unterfheivung der Glaffification 
von der Einfhägung iſt natürlich die Grundlage für das Verſtandniß 
des ganzen Verfahrens, um jo mehr, als der Wechſel der Beiteues 
tung von Grund und Boden die Claffification als eine im mejent: 
lichen fefte zu betrachten hat, während eben vie Einſchätzung das ei— 
gentlihe Mittel fein fol, die wirkliche Grundfteuer jedes einzeinen 
Grundes mit dem wirklichen Reinertrag deſſelben durch Einbringung 
in die richtige, Klafje in Uebereinftimmung zu, bringen. . 


C. Die Einfhägung. 


Die Aufgabe der Einfehägung ift es nun, jedes einzelne ge 
mefjene Grundſtück in die einzelnen Klaſſen der Glaffification ein- 


äureihen, um dann für jede Ginbeit ven Stenerfuß feftzuftellen. | 


Dies nun gefhieht, indem man Roh- und Reinertrag jedes ein⸗ 
zelnen Grundſtücks nach feftgeftellten Regeln ermittelt und bes 
ſtimmt. 

Da aber dieſer Ertrag feiner Natur nach beftändig wech— 
jelt, jo ift das erſte Princip jeder Kataſtralſchätzung die Anwen⸗ 


bung der Gruudfäge der Durchſchnittsrechnung und mithin der, 


Auffindung der richtigen und möglichſt umfafjenden Elemente dieſer 
Durchſchnittsrechnung auf jedes einzelne Steuerobject. 

Die Katakraleinihägung wird daduch zu einer ungemein 
wichtigen und jchmierigen Aufgabe, die niemals in kurzer Zeit 
vollzogen ‚werden Tann. und die ebendeshalb ſchon gleich bei 
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ihrem erſten Anfange auf ihre größte Schwierigkeit trifft, nämlich 
auf die Herſtellung eines Durchſchnitts, der auf dauernde Rich— 
tigfeit Anſpruch machen Tann. Und in der That liegt eben in 
diefem Punkte der Grund aller weſentlichen Mängel einer jeden 
rein auf dem Katafter und nad) Rataftraleinheit, Schägung und 
Steuerfuß dauernd durchgeführten Kataftralfteuer, die ihrerfeits 
die letztere troß ihrer fehr großen Vorzlige dennod nur wieder 
als Uebergang zu einem andern Syſteme der Grumdftener erjchei- 
nen laffen. 

Da aber auch dieſes ſtets auf die Ergebnifje der Kataftral- 
opgrationen als auf feine fefte Grundlage zurüdfommen muß, jo 
behält die Kataſtralſchätzung dennoch ihre volle Bedeutung. Und 
die allgemeinen Grundſätze, nad denen fie verfährt, find demnach 
folgende. 

Me Einſchätzung für den Katafter hat zwei Grundformen 
oder Spfteme: die Einihägung nad; dem wirklichen Ertrage und 
die Einfhägung nad) dem Verkehrsmerthe. Beide Grundformen 
haben ihre befondern Vorzüge und Mängel; doc) find bei beiden 
die Elemente des Verfahrens im mefentlihen gleih und in ber 
Natur der Sache gegeben. 

Gleichviel nämlich, ob die Einfhägung durch Ertragsſchätzung 
ober Verkehrsſchätzung geſchehen iſt, beginnt nad ihrer Voll- 
endung der dritte Act der Kataftralfhägung, die Prüfung und 
die definitive Feftftellung. 

Die Prüfung. ift zunächſt eine rein amtliche, die ihrerfeits 
wieder zuerft eine ziffermäßige der einzelnen Angaben und dann 
eine allgemeine duch Bergleihung der Ergebniffe der einzelnen 
Bezirke untereinander iſt. Hier ift es, wo die Schäßungen nad 
dem Verkehrswerthe als mefentlihes Hülfgmittel benugt werden 
können, um die Richtigkeit der Ertragsfhägungen zu beurtheilen. 
Dann tritt die Mittheilung der Ergebniffe an die einzelnen Be- 
figer ein, mit der Aufforderung, fi) über diefelben zu äußern, 
oder ſich bei ihnen zu beruhigen. Wo das Ießtere nicht der Falk 
it, beginnt das Recuröverfahren oder die Steuerreclamation der 
einzelnen, die einen gleichfalls in Form und Zeit feitgeitellten 
Berlauf nimmt. Nachdem dieſes Verfahren abgelaufen, wird eine 
definitive Beftimmung über die Einihägung getroffen, umd diefe 
bildet dann die Grundlage der Beftenerung. 
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Es ift nun einleuchtend, daß bei diefem ganzen Verlauf die 
Inftructionen on die betreffenden Behörden von entſcheidender 
Wichtigkeit find. Genauigkeit derfelben und die möglichſte Klar 
beit in Betreff der einzelnen Abſchnitte des Verfahrens bilden, 
wie es ſich ‚gerade bier von felbft verfteht, die erſte Vorausſezung 
einer Kataftralihägung, melde das nterefie des Ganzen mit 
dem ‚wahren Maße der Steuertraft des einzelnen in Harmonie 
bringt. 

Doc fordern die beiden Grundformen der Einſchätung eine 
beſondere Betrachtung. ” 


Rau ($: 335 fg.) hat nicht glüdli unter dem Ausdruck Abjhägung 


ſowol vie Claſſiſication als vie Einfhägung zufammengezogen, i 


mas den mefentlichen Unterſchied beider Acte Leicht verwiſcht. Im 
übrigen enthalten die beiden Inſtructisnen weſentlich über zwei. Punkte 
nähere Beftimmung. Erſtlich über die Zufammenfegung der Organe, 
durch welche die Einhägung vollzogen wird. Es ift natürlih, daß 
alle Inftr.ictionen die drei Theile der Einfhägung haben, die wir 
angaben; ver Unterſchied beiteht nur in dem Verhältnig, in melden 
fie zueinander. ftehen. Hier find mande Befonverheiten. Die Haupt: 
frage üft ſtets, wer Die eniſcheidende Stimme hat, das Ant, oder bie 
gewählte Commiffion. In Frankreich werden die Steuercontroleure 
vom Präfecten in dic Gemeinden gefendet, wohnen den Berhand: 
lungen bei und berichten an ven Steuerinfpector; dieſer an den 
Steuerdirector. Ueber die Recurſe entſcheidet der Präfect nah Auf: 
nahme eines Protokolls Aber die Veſchwerden durch den Gontroleur. 
Aus jeder Gemeinde wird ein Grundbeſitzer gewählt, viefe treten nach 
ven Cantonen zufammen und bringen die Einfhägungen in richtiges 
Verhältni. „Rec. methodique des lois sur le eadastre de la 
France“, 1811, &.734— 780. In Oeſterreich wird ein Gemeinde: 
ausſchuß gebilvet, jept umter Vorſitz des Bezirlsvorſtandes; für je 
12— 15 Duabratmeilen ein Schägungscommifjar, für je 100— 200 
Kotaftralgemeinden ein Schägungsinfpecter. Linden, I, 317. Das 
Verfahren befteht, nachdem die Claffification aufgeftellt ift, im der 
Erhebung des Bruttoertragd, dann in der Erhebung der Eulturs 
toften und endlich in der Beltimmung des Reinertrags. Die Reful: 
tate werden erjt zur Kenntniß der Rataftralgenteinden, dann zur Kenntniß 
der einzelnen gebracht; daher find vie Reclamationen erft gemeindeweife 
und dann erſt von ben einzelnen zu erheben. Linden, I, 8. 448, 445 fg. 
Neuere Darftellung bei Chlupp, a. a. D.,.$.52 fg. Rau, $. 336. 
Der zweite Hauptpunft betrifft die Regel für den Abzug der Eulturloften, 
je nad der Art der Cultur. In Oeſterreich find nad der Inftruction 
bei Xedern 20 — 60 Proc., bei Weingärten 40 — 80 Broc., bei Wiefen 
10 — 30 Proc., bei Hutungen und Wäldern hochſtens 4 — 5 Proc. zu 
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au. berechnen. Chlupp, $. 66. Rau, $. 335. Die Gnrechnung der 
Grundlaſten war natürlich jo lange von Wichtigkeit, als fie noch in 
größerm Umfange beftanden; daher genaue Vorſchriften: für Baden 
SGrundſteuerordnung von 1810, $. 4; Würtemberg Gefeß vom 15. 
: Juli 1821; Baiern Gefeg von 1828; Preußen Gefeg vom 21. Jar. 
1839 (weftliche Provinzen), 8. 24: „daß privatrechtliche Laſten mit 
angerechnet werben dürfen“. Rau, $. 309. 


Die Einſchätzung nad) dem Ertrage. 

Es leuchtet ein, daß die Einfhägung als derjenige. Act, der 
eigentlich erft das Individuum zur Steuer berbeizieht und mithin 
das individuelle wirthſchaftliche Leben trifft, nicht blos von höch— 
fter Wichtigkeit ift, fondern auch ebendeshalb vielfachen Unter: 
ſuchungen unterzogen zu werben pflegt. Das Streben der Ge— 
feßgebung, auf diefem entſcheidenden Punkte möglichſte Genauig- 
keit und Sicherung gegen Willkür herzuftellen, hat die betreffenden 
Theile der Inftructionen ftet3 mit befonderer Sorgfalt ausar- 
beiten laſſen. 

Der erite Ausgangspunkt, die Einſchätzung nach dem wirklich 
ermittelten Ertrage der einzelnen Grundſtücke zu vollziehen, iſt 
nun ohne allen Zweifel der richtige, wenn namentlich in geeig⸗ 
neter Weife die Verkehrsfhägung als Hülfsmittel hinzugezo- 
gen wird. 

Diefe Schägung Faun nun nur durch das Zuſammenwirken 
dreier Factoren in richtiger Weiſe geſchehen. 

Ihre Grundlage muß ſtets die detaillirte Selbſtſchätzung des 
Steuerpflichtigen ſein, der namentlich den Rohertrag ſeiner Steuer⸗ 
einheiten, und zwar durch mehrere Jahre, und die Culturkoſten 
derſelben anzugeben hat. 

Das zweite Element muß das Urtheil der hinzugezogenen 
Fachmänner ſein, die landeskundig ſind. Es iſt gut, wenn dabei 
nicht blos Gemeindeglieder, ſondern auch Beiräthe aus größerm 
Kreiſe gegenwärtig ſind. Dieſelben müſſen ſich nicht allgemein, 
ſondern ſpeciell über jeden Punkt der Selbſtſchätzung äußern, und 
zwar um ſo ſpecieller, je mehr ſie an der letztern zweifeln. 

Das dritte Element iſt das amtliche Organ, welches erftlih 
den Durchſchnitt für die mehrjährigen Angaben zu ziehen hat und 
welches zweitens zuletzt entſcheiden muß, wenn die Angaben richt 
ſtimmen. Ueber dieſe Entſcheidung tritt dann eventuell das Re 
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curs⸗ oder Reclamationsverfahren ein und wird bis zur Erledi- 
gung der Frage fortgefegt. 

Ueber die Schägung herrſchen viele Vorftellungen, die auf Un: 
Harheit in den Grumbbegriffen der Vollswirthſchaft beruhen und des— 
halb viel dazu beigetragen haben, auch das Weſen und die Aufgabe 
des Kataſters unrichtig zu beurtheilen. Man ift einig, daß die 
Schägung nur den Zwed hat, ven. Neinertrag als eigentliche 
Steuerquelle zu finden; es fragt fi nur, wie derfelbe zu finden ift. 
Man dachte dabei vielfah an eine Schägung der Productionsfähig: 
keit des Boden? , oder wie Log, III, 249, an die „Befteuerung nad) der 
natürlihen Beſchaffenheit des Bodens‘, wogegen mit Recht gejagt 
ward, daß ja nicht die natürliche Beſchaffenheit, ſondern der Ertrag 
aus derjelben die Steuerquelle bilden könne (Malchus, I, 188 fg.) 
Man hat ferner den Rohertrag als Steuerobject gefeßt und danach 
den Steuerfuß beftimmt, wie Sartorius: „Ueber die gleiche Befteue- 
rung“. ° Dagegen, wie die Natur der Sache e3 fordert, ſchon Mal- 
chus, I, 201, obgleich das frühere bairifhe Syſtem der Grundfteuer 
darauf beruht. ©. die Literatur darüber bei Malchus, S.202. Weber 
den Verlaufs: und Pachtpreis ald Grundlage ſ. unten. Wie Mal: 
chus zwiſchen der mittlern natürlihen Ertragsfähigkeit der Grundftüde 
in dem Obigen ſcheiden will, ift micht recht abzufehen. Die Idee, 
daß die Bodenrente der Schägung zu Grunde liegen folle, braudt 

nicht mit Wirth, IT, 384 fg., damit befämpft zu werden, daß man 
das Dafein der Bodenrente überhaupt leugnet, weil man nur den 
Ricardo’ihen Begriff derſelben hat, fondern ergibt fih einfach als 
einfeitig, weil die Bodenrente nicht felbtändig, ſondern im SPreife 
der gejhäpten Producte zur Erſcheinung kommt und daher ohnehin 
gefhägt wird. Der Gedanke, daß die Grundfteuer „als directe 
Einkommenfteuer umgelegt werden müfle”, was den Katafter über: 
flüffig machen foll (Wirth, S. 405), ift nichts als eine Unklarheit, 
da die Schägung auf der Grundlage des Katafterd ja eben nichts 
anderes ift als die möglichit genaue Beſtimmung de3 Einkommens 
aus dem gejhägten Grunpftüd. Wirth meint feine Gründe gegen ven 
Katafter überhaupt zu richten, während er fie in der That nur gegen 
den abfolut ftabilen Katafter und die umveränderlihe Grundſteuer 
richtet (f. unten). Die wichtigfte Frage ift wol die, ob man bie 
Einfhägung nah dem Rohertrage machen oder den Neinertrag ers 
mitteln foll. Mit Recht fpricht dagegen Rau, 8. 327; denn in der That 
ift der Robertrag au da, wo er als Maßſtab benupt wird, doch 
nichts ald die Grundlage für die Auffindung des Reinertrags als der 
eigentlichen Steuerquelle. Die Grundfäge der Ermittelung des Rein: 
ertrags für Defterreih enthalten die Schägungsinftructionen von 1826 
und 1828 am ausführlichften bei Linden, „Grundſteuerverfaſſung der 
öfterreihifchen Monarchie“, I, 209 — 411. Die Elemente der Erhebung 
des Reinertrags aus dem Bruttoertrage furz bei Chlupp, a. a. D., 8.55 
Stein, dinanzwiſſenſchaft. 16 
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u. 56. Für Preußen f. die Inſtructionen vom 11. Sehr. 1822 
(weitfälifh:theinifhe Provinzen) und vom 3. Juni 1822. ©. auch 
Hoffmann, a. a. D., ©. 129. Für Würtemberg, Memminger, 
„Jahrbücher“, IL, 403. gl. Rau, $. 328. 


Die Einſchätzung nad) dem Verkehrswerthe. 


Die Shägung nah dem Verkehrswerthe geht davon aus, 
daß der Verkehrswerth felbft als eine Kapitalifirung des betref: 
fenden Ertrags erſcheint. Die Feftftellung eines Verkehrswerthes 
wird demnach diejenige des Reinertrags enthalten und damit das 
Maß der Steuerquelle oder die Größe des Neinertrags als den 
Bing von dem in der Schägung gefundenen Kapital ergeben. 

Die beiden Formen des Verkehrswerthes der Grundftüde find 
nun der Verkaufspreis derjelben oder der Pachtzins. 

Die Aufgabe diefer Schägung ift demnach, zuerft den Betrag 
* beider amtlich fiher zu ftellen. 

Dies kann für den Verfaufspreis dadurch gefhehen, daß man 
den amtlich angegebenen Preis, der ſich in den Grundbuchsacten 
findet, herauszieht. Wenn ein Grundftüd mehrmals verkauft ift, 
fo muß ein Durchſchnitt aus den verſchiedenen Kaufpreifen unter 
Erwägung der bejondern Umftände gemacht werden. Wo Fein 
Verkauf vorliegt, oder fein Kaufpreis ermittelt werden kann, oder 
der ermittelte als ein erceptioneller erſcheint, muß der Kaufpreis 
dur die Schägung ermittelt werden. Soll aber eine folde 
Schätzung felbft wieder genau fein, fo kann fie gar nicht anders 
vorgenommen werden als die Kataftralfhägung. 

Es ergibt fi daraus, daß die Schäßung nad dem Verkehr: 
mwerthe eine höchſt ungenügende Form für die amtliche Beltim- 
mung der Größe der Steuerquelle ift, da fie bei verfchiedenen 
Beligungen niemals diefelben Grundlagen hat und daher auf 
nie für alle den gleihen Werth haben kann. Man muß daher 
jagen, daß die Schägung nad dem Verfehrswerthe für einzelne 
Befigungen unter gewiſſen Bedingungen fehr gut, ja die befte 
fein, daß fie aber nie für die Aufftelung einer gleichen Steuer- 
einheit und mithin einer gleihmäßigen Befteuerung in einem 
ganzen Lande ausreihen kann. Sie führt gerade durch ihre 
Mängel zu der zweiten, eigentlichen Schägung, der Extrags- 
ſchätzung hinüber. 
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Noch weniger kann man die Pacht als Maßſtab der Schägung 
des Verfehrswerthes gebrauden; ſchon darum nicht, weil fie nur 
ausnahmsweile vortommt und jeder Pachtzins auf gleichartige 
Grundlagen zu reduciren wäre, 

Me Schägungen nad dem Verkehrswerthe als Grundlage 
für die Herftelung eines gleichen Steuerfußes, obwol mehrfach). 
verſucht, haben fi) als unzulänglich erwiefen. Sie können daher nur 
noch als mitwirkende Factoren für die eigentliche Kataſtralſchätzung 
betrachtet werben, bie fih unmittelbar an die Kataftralvermefjung 
nad beftimmten Regeln anſchließt. Die Grundlagen: de3 Kata— 
ſtralſchätzungsſyſtems find einfah, wenn fie aud in der Ausfüh— 
rung großen Schwierigleiten unterliegen. 

Den richtigen Standpunkt hat der Herzog von Gadta ſchon in 
feinen M&moires, II, 315, ausgefprohen, als Princip de3 Per 
fahrens in Frankreich: „Les taux ne sont consultes que comme 
un point de comparaison des resultats des &valuations, et pour 
constater les differences, dont on pourrait avoir à se rendre 
compte.” Ebenſo Malchus, I, 200. Alle Zweifel über ven Werth 
der Schätung nah dem Verkehrswerth, fei es, daß man ihn als 

Kapital beftimmt, fei e3 in der Pacht als Neinertrag, rühren immer 
von der Behandlungsmweife her, als ob man ven Verkehrswerth als 
ausſchließlichen Shägungsmapftab gebrauchen wollte. So bei Jatob, 
$. 1020; Malchus, $. 45; Rau, $. 321-326; ſelbſt bei Wirth, 
©. 417 fg. (mo es nur unichtig ift, daß in England die Grund: 
fteuer nad den Miethpreifen umgelegt wird, noch unrichtiger, dies 
eine „Erhebungsart” zu nennen). Kein Verftändiger wird die Ein 
feitigleit einer Einfhägung nad dem Verkehrswerth, aber auch feiner 
die große Benugbarkeit der legtern für die wahre Einihägung ver- 
fennen. Die Schwierigkeiten der richtigen Ermittelung des mittlern 
Kaufpreifes findet man bei Malchus, I, 196 fg. Die bavifhe Re— 
gulitung nad dem mittleren Kaufpreis hat dazu geführt, venfelben an 
allen Punkten, wo er mangelte, durch die Kapitalifirung des Rein 
ertrags zu erjepen; ähnlich in Naflau. S. Maldus, ©. 198. 


D. Der Grundftenerfatafter und die Umfhreibung oder 
Evidenzhaltung. 


- Aus Meffung und Schätung, in diefer Weife vorgenommen, 
geht nun eine Aufzeihnung aller in einem Lande vorhandenen 
Grundbefigungen hervor, melde neben der Größe berfelben zus 
glei den amtlich feftgeftellten durchſchnittlichen Reinertrag oder 
neben ihrem Gütermaße auch das Maß ihrer Steuerquelle ent 

16 * 
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hält. Diefe amtliche, das ganze Lande umfafiende, jeden einzelnch 
Befig nad Meffung, Schägung, Steuerfuß und Steuerbetrag ent: 
haltende Aufzeichnung der vollendeten Kataftrirung ift nun der 
Katafter. Jede einzelne Angabe des Katafters ift demnach die 
amtliche, geſetzlich gültige Aufftellung einer Grundfteuereinheit. 
Der Katafter innerhalb des einzelnen Steuerbezirks ift das Kata— 
ftralhaupt= oder Grundbuch. Die Grundlage jeder einzelnen Anz 
gabe in demſelben ift einerfeitS die Flurkarte als Ergebniß der 
Bermeffung, andererjeit3 das Sqchabungeprotokol als Ergebniß 
der Schätzung. 

Die Einrichtung des Ratafters ergibt fi) aus feiner Beſtim⸗ 
mung. Sie muß enthalten die einzelnen Grundbeſitze als Haupt- 
rubrik, dann die einzelnen Steuereinheiten, die zu diefem Grundbe— 
fige gehören, und zwar jo, daß bei jeder Steuereinheit die Art 
des Betrieb3 und die Claffification des Reinertrags erfichtlich find. 
Endlich muß der Name des Grundbefigers aufgeführt fein, und 
der Steuerbetrag, ſowol nah Art und Klaffe für die einzelnen 
Steuereinheiten, als in addirter Summe für den ganzen Beſitz. 
Jeder Grundbefiger hat das Recht, auf Verlangen eine Abſchrift 
feines Kätafters zu erhalten. 

Der Wechſel im Grundbefige muß nun gleichfalls im Kata— 
fter regelmäßig erfichtlih fein, und zwar, da er felbſt ein drei⸗ 
facher iſt, in dreifacher Weiſe. 

Erſtlich muß der Wechſel in der Perſon des Beſitzers oder 
dem Steuerſubject in dem Kataſter eingetragen werden. 

Zweitens muß der Wechſel in der Größe des Grundſtücks, 
alſo der Uebergang von Theilen einer Defigung an andere genau 
verfolgt werben. 

Endlich muß der Wechfel der Enlturart angegeben werden, 
teil diefelbe zunächſt den Uebergang der Steuereinheit aus einer 
Art in die andere, dann aber im Grunde auch den Webergang 
von einer Klaffe zur andern enthält, und damit der Steuerbetrag 
wechſelt. Natürlich ift es der legte Punkt, der die meiften Schwie— 
tigfeiten bietet; von ihm aus gehen die Grundjäge, welde bie 
Entwidelung der Kataftralbefteuerung bedeuten. 

Die Gefammtheit der Thätigkeiten, welche diefen Wechſel in 
Subject und Object der Grundſteuer verfolgen, nennt man die 
Kataſtralumſchreibungen oder die Evidenzhaltung des Kataſters. 
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Sie ift fehr einfach in den erften beiden Theilen, aber fehr 
ſchwierig in dem legten, da bier für jede neue Beftimmung der 
ganze Proceß der Kataftralihägung aufs neue durchlaufen wer— 
den muß. Dennoch ift derjelbe natürlich ebenſo nothwendig als 
die Rataftrirung felbft. Man kann daher fagen, daß diefe ihrer 
Natur nah eine beftändige Thätigfeit der Steuerverwaltung ent 
hält, eme Nothivendigfeit, die nicht felten als ein Hauptgrund 
gegen die regelmäßige Rataftralfteuer gebraucht wird. Die Erle 
digung dieſes Zmeifels liegt aber nicht in den einzelnen Argus 
menten für oder wider den Katafter, fondern vielmehr in dem 
Weſen der ftrengen Kataftralftener jelbft, von dem meiter unten 
zu reden ift. 
Ueber die Formen der „Evivenzhaltung “des Kataſters in Defter- 
reich fpriht Har und gut Chlupp, a. a. D., ©. 86 fg. Für Preußen ſ. 
Reden, „Preußiſcher Staatshaushalt”, S. 259 fg. Formulare bei 
Malchus, „Organismus der Behörden“, IL, 37. Ueber die Gr: 
neuerung des Katafterd nad dem Gejeg vom 7. Auguft 1851 in 
Frankreich Hod, ©. 143. Rau, 8. 338. 


Zweiter Theil. 
Der Grundftenerfuß. Der Kataſtralſteuerfuß. Die Höhe deſſelben. 


Während die Aufſtellung des Ratafters auf dieſe Weife bei 
Proceß enthält, vermöge deſſen das Maß der Grundftüde gefun- 
den und der Befteuerung zu Grunde 'gelegt wird, tritt nun die 
zweite Operation der obigen zur Seite, welche den Steuerfuß für 
die Kataftraleinheiten feitftellt. 

Obwol diefe ſehr einfach erſcheint, fo iſt fie es dennoch kei— 
neswegs. 

Man kann ſich nämlich die Beſtimmung dieſes Steuerfußes 
in doppelter Weiſe denken. Sie kann erſtlich ausgehen von dem 
—Bedürfniß des Staats ohne beſondere Rückſicht auf die Steuer— 

kraft der Grundſtücke, und ſie kann zweitens ſtreng eben nach 
dieſer Steuerkraft berechnet ſein. Die Geſammtentwickelung des 
wirthſchaftlichen Lebens hat es hervorgebracht, daß „die Grund- 
fteuer bei der erften Form des Steuerfußes angefangen hat und zu 
der zweiten übergegangen ift, bei welcher ſich dann die dritte, unten , 
zu bezeichnende wieder vorbereitet hat. 
Urſprünglich waren nämlich alle Grundbefigungen gleich, und 
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die ſpätere Verfchiedenheit ihrer Größe erſchien nur als eine ein- 
face Theilung der Grumdeinheit, der Hufe, die zugleich Alod 
war. Ebenfo war die Bewirthſchaftung eine gleiche, ja zum 
Theil eine gemeinjhaftlide. Dazu kam, daß die Leiftungen der 
Hufner fehr einfach waren. Von einer Verſchiedenheit des Steuer: 
fußes konnte daher nicht die Nede fein. Als fpäter durch das 
Lehnweſen ſich die verſchiedenen Rechte der Grundbefigungen ent 
midelten und die Grundherrlichkeiten den Charakter einer örtlichen 
Souveränetät annahmen, war wieder von einer Gleichheit der 
Steuer feine Nede mehr. Die Abgabe, die auf dem Grund 
und Boden ruhte, hatte fomit ihr Maß vorwiegend duch ben 
biftoriihen Gang der Dinge empfangen, und man bezeichnete 
fie ohne weiteres als Gründfteuer. Inſofern man alſo zwiſchen 
Grundſteuer und Katafterfteuer einen Unterſchied macht, ift es 
der biftorifch gegebene, je nah den Ländern und Verhältniffen 
verfehiedene Steuerfuß für, die Grundſtücke. 

Der Kataftralfteuerfuß dagegen beruht auf dem Grundjage, 
daß jede Steuer auch für den Grund und Boden eine gleich: 
mäßige fein müfje, und daß man daher die möglichſt genaue Er— 
mittelung de3 Reinertrags aufzuftellen habe, welche, nach gleich: 
mäßigen Regeln geſchehend, eben die Kataftrirung ift. 

Grundſteuer und Kataftralfteuer verhalten fi daher wie die 
hiſtoriſche und die rationelle Beſteuerung. Und aus diefem ihrem . 
Weſen gehen aud die Bedenken hervor, welche gerade gegen das 
Princip der Kataftralfteuer erhoben werden. Andererfeits ift aber 
der Kataftralfteuerfuß von dem alten Grundſteuerfuß weit abhän- 
giger geworden, als man gemeinhin annimmt. Die Aufftellung 
des Kataftralfteuerfußes bedarf daher einer genauern Darlegung. 

Nachdem nämlich durch die Rataftrirung das Steuerobject und 
die Steuereinheit feſt beftimmt worden, foll der Steuerfuß als Ans 
theil des Staats an dem Reinertrage normirt werden. An ih 
hat diefer Steuerfuß gar fein beftimmtes Map. Man mußte da 
her zu andern maßgebenden Geſichtspunkten greifen. 

Diefe beftanden faft alenthalben darin, daß man den neuen 
Kataſtralſteuerfuß nicht willkürlich feftfeßte, fondern die Summe 

‚der alten Grunbfteuer, die ein ganzes Land als Steuergebiet bis: 
ber gezahlt hatte, annahm und diefe nach den Kataftraleinheiten 
über die einzelnen Befigungen fo gleihmäßig als möglich ver- 
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theilte. Statt daß man nun früher die Summe der Grundfteuer 
einfach durd die Summe der Steuerobjecte dividirte, mußte man 
jest diefer Divifion die Summe des Reinertrags zu Grunde le 
gen, in diefe Summe die Summe der alten Grundfteuer divi— 
diren, um damit den Procentantheil an der Summe des Reinertrags 
zu finden, der als Kataftralfteuerfuß zu gelten habe. Aus biefem 
Kataftralfteuerfuß wurde nun der Rataftralfteuerbetrag, indem bei 
jeder einzelnen Befigung die Fataftralmäßig erhobene Summe des 
„Keinertrags für jeden Theil einer ſolchen Beſitzung fomol nad 
Culturart als Klaffe genommen, abdirt und dem befteuerten Be— 


figer aufgelegt wurde. So entftand die neue Kataftralitener, bei - 


welder dann oft im gewöhnlichen Leben die Vermittelung der 
Beiteuerung durch den Reinertrag mweggelaffen, das Grundftüd 
jelbft ala Steuerobject, das Flächenmaß ala Steuereinheit ange- 
nommen umd fomit die Vorftellung üblih wurde, daß nicht der 
Reinertrag, jondern das Maß des Grundftüds — das Steuerjoch, 
der Steuermorgen u. f. m. — die eigentliche Steuereinheit fei, in= 
dem man fagte, daß „das Zoch“ oder „der Morgen” mit jo 
und fo viel beſteuert ſei. Im Grunde aber leuchtet ein, daß je 
der Steuerbetrag, den ein Grumbbefiger nad) der KRataftrirung 
zu zahlen hat, zufammengefegt it aus allen einzelnen Steuerbe- 
trägen für jeden Theil. feines Befiges, bei denen wieder je nah 
der Güte des Bodens und der Culturart troß gleichen Flächen— 
maßes ein jehr verſchiedener Steuerfag erſcheinen kann; daß 
aber, und das iſt das Weſen dieſer Kataſtralbeſteuerung, gerade 
dieſe ſcheinbare Ungleichheit des Steuerbetrags für jeden Theil 
des Grundſtücks die Verwirklichung der Idee der Gleichheit der 
Beſteuerung enthält. 

Auf dieſe Weiſe erreicht die Kataſtralbeſteuerung wenigſtens 
ihrem Prineip nad) die höchſte Idee einer Beſteuerung; fie iſt die 
BZurüdführung des Steuerfußes auf das Maß des als felbftändig 
ermittelten Reinertrags ober der Steuerquelle und enthält dadurch, 
daß fie allenthalben dieſen Neinertrag nach gleihmäßigen Gejegen 

ſucht, die höchſte Gleichheit aller Beſteuerung. Allein freilich hat 
ſie dabei zu ihrer Vorausſetzung, daß die Grundlagen der Kata— 
ſtralbeſteuerung, die Meſſung und die Schätzung, beide dauernd 
richtig bleiben. Die erſte nun iſt als eine richtige anzunehmen; 
allein eben die zweite iſt es, bei welcher die Frage nach dem 
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Werthe der ganzen Kataftralbefteuerung eine neue Geftalt ge— 
mwonnen bat. oo. 

Zuvor muß jedod das Syſtem der Erhebung der Steuer be= 
trachtet werden. 


Obgleich uns fpecielle Daten über die Grunfäge, nach denen der 
Grundſteuerfuß feitgeftellt ift, mangeln, fo beruht doch, wie es ſcheint, 
der überwiegende Theil der Grundfteuerfuße auf der Operation, daß 
man von dem irgendwie ermittelten Reinertrag nicht eben einen be- 
liebigen Procentfag als Steuerfuß nahm, fondern die frühere Steuer" 
fumme ganzer Länder zu Grunde legte und die Reinertragseinheit 
von 100 darin dividirte. Man wollte überhaupt bei allen Kataſtri— 
rungen ja nicht eine Erhöhung der Steuer, fondern eine gleihmäßige “ 
Vertheilung nad dem Neinertrag. Dies erklärt jhon das Verfahren 
bei den frühern Regulirungen; ebenfo bei der Ermittelung de3 Katajtral- 
fteuerfußed. So in Frankreich; ſ. das Verfahren bei Hod, ©. 140. 
Das Verfahren bei Beſtimmung des ftabilen Kataftralfteuerfußes in 
Defferreich ift gut dargeftellt bei Chlupp, a.a.D., S. 81 fg. Die verwirrten 
Verhältniffe der preußifchen Grundſteuer ſ. bei Reden, ©. 261 fg. 
In Weitpreußen gilt durdgängig verfelbe Grundfteuerfuß von 12 
Proc. des Kataftralfteuereintommens nad dem Gefeg vom 21. Jan. 
1839; in Oftpreußen dagegen find eine Menge verſchiedener Abgaben 
darin befaßt, und Hanfemann’® Denkſchrift zeigt nicht weniger als 
16 Spfteme mit 120 Grumpfteuerfußen (Dentihrift vom 26. Juli 
1848). Und doch hatte das Geſetz vom 27. Det. 1810 aus: 
drüdlich beftimmt, daß der Grundfteuerfuß, nirgends 20 Proc. des 
Reinertrags  überfteigen dürfe. Wo man ven Verkehrswerth als 
Grundlage der Schägung nahm, mußte freilich eine andere Methode 
befolgt werden, wie z. B. in Baden. Aladann nimmt die Grundſteuer 
ven Charakter einer Vermögenzfteuer an mit allen ihren Mängeln. Wo 
endlih die Grundſteuer nichts als Theil der Einfommenfteuer fein 
ſoll (f. Wirth, a. a. O.), da fällt natürlih überhaupt ver felbftän- 
dige Grundfteuerfuß weg (f. unten). 


Was endlich die Höhe des Grunpfteuerfußes betrifft, fo hat ſchon 
Hoffmann (S. 132 fg.) mit Recht die Bevölkerungsverhältniffe damit in 
Verbindung gebraht. Es ergibt fih daraus das allgemeine und 
ſehr wichtige Princip: daß der gleiche Fuß und Betrag der Grund» 
fteuer eine um fo höhere Befteuerung enthält, je dünner, und eine 
um fo geringere, je dichter die Bewöfferung ift. Diefer Sag führt für 
die Beſtimmung des Kataftralfußes aud bei Gleihheit des Ertrags zu 
ſehr wichtigen Folgerungen, die im Folgenden wieder aufgenommen wer: 
den. Es iſt beachtenswerth, daß die übrige Theorie ſich mit diefer Frage 
durchaus nicht befhäftigt hat; anftatt deſſen fehr viel-mit der Frage 
nad der Wirkung der Grundſteuer im allgemeinen, wo bie Grund 
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füge Ricardo's theil® Anlaß, theils Inhalt der Discuffion gebildet 
haben. ©. Rau, $. 301 fg. 


Dritter Theil. 
Die Erhebung der Kntaftralftener. 


Die Erhebung der Kataftralfteuer hat einige Momente, um 
derentwillen fie befonders betrachtet werden muß. 

Sie enthält die Umlegung, die Zahlung und die Behandlung 
der Rüdftände. 

A. Die Umlegung der Grundfteuer gejhieht, indem dem 
einzelnen amtlich die Anzeige de3 von ihm nad Maßgabe feines 
Katafters zu zahlenden Gejammtteuerbetrags gemacht wird. Der 
Regel nach wird diefe Umlegung zugleich als Ausſchreibung be— 
handelt, indem in der Anzeige zugleich der Ort der Zahlung und 
die Termine derſelben angegeben werden, ſodaß die einmalige Aus— 
ſchreibung als eine dauernde gilt und eine terminweiſe Ausſchrei— 
bung überflüffig erſcheint. Nothwendig ift eine Erneuerung der 
individuellen Umlegung und Ausihreibung nur dann, wenn ent- 
weder eine Kataftralumfchreibung ftattgefunden und der Steuer= 
betrag des Betreffenden dadurch eine Aenderung erfahren hat, 
ober wenn geſetzliche Modificationen in der Zahlung eintreten. 

B. Die Zahlung muß in beftimmten, vationell in viertel: 
jährigen Terminen ftattfinden. Die Form der Zahlung muß ein- 
fach und verftändli, fie felbft aber von einer Quittung, am beiten 
in einem eigenen Steuerbuche, begleitet fein. 

C. Die Rüdftände und ihre Eintreibung fordern eine bes 
fondere Beachtung und find auch meiftens Gegenftand eigener 
Grundſteuergeſetze. 

Da die Steuerquelle beim Grundbeſitz, der Ertrag überhaupt, 
von-Naturgewalten abhängig ift, fo gilt als Princip, daß, mo 
die Naturgemwalt den Ertrag ganz oder theilweiſe ohne Schuld bes 
BVerpflichteten vernichtet,. auch ein Steuererlaß nah Maßgabe des 
‚Schadens einzutreten hat. Dabei muß ein geſetzlich vorgeſchrie— 
benes Verfahren ftattfinden, durch weldes fowol das Vorhanden- 
fein des Schadens al3 der Umfang defjelben beftimmt und infolge 
deſſen der Erlaß gegeben wird. “Jede Grundſteuergeſetzgebung hat 
darüber ihre beſondern Vorſchriften. 
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Wo die Nichtzahlung ohne vorhergegangenen Schaden ein- 
tritt, da folgt die Steuereintreibung oder Execution. Die Ein 
treibung hat bier, vermöge der Natur des Steuerobjects, ver- 
fchiedene Grade. Der erfte Grad ift die Mahnung, bei der die 
Mahnungsgelver oder Ganggelver zu zahlen find; der zweite 
Grad ift das Einlager durch Militär; der dritte Grad erft ift der 
Verkauf, der wieder zuerft mit der Pfändung der beweglichen Sa— 
hen und der Sequeftration der Einkünfte beginnt, bis der eigent- 
liche Verkauf eintritt. Weber alle diefe einzelnen Maßnahmen be 
ftimmen der Regel nad) eigene Geſetze das Nähere. 


Die Formen der Umlegung in Steuerbühern u. ſ. m. find na— 
türlih für das praftifhe Leben von großer Wichtigkeit und hier dar 
ber ausführliche Inſtructionen und faßlihe Anordnungen nothmendig. 
Ueber das Verfahren in Defterreih ſ. Chlupp, a. a.D., ©. 90 fg. 
Ueber die Zahlung nad Naturalbeträgen, eifrig vertreten von Lo, 
IN, 216, Maldus, I, 208. 


Entwidelung der Kataftralgrundftener. 
1) Bie Aritik der Kataſtralbeſleuerung und ihr Werth. 


Ohne allen Zweifel ift nun die Kataftralgrumdfteuer ein ganz 
entſchiedener Fortſchritt, felbft von den bloßen Regulirungen. 
Denn erſt durch die Kataftrirung ift eine fefte Steuereinheit auf: 
gejtellt, das Maß der Steuerkraft auf eine gleichfalls fefte 
Grundlage zurüdgeführt und endlich durch das feite Verhält- 
niß des Steuerfußes zu der Steuerkraft die allgemeine Gleich: 
beit der Befteuerung bergeftelt. Das war ihre Aufgabe in der 
Geſchichte des Grundfteuermeiens. Es kann daher feine Frage 
fein, daß die Kataftrirung in diefer Geſchichte einen Durchgangs- 
punkt bildet, den mm als einen nothiwendigen erkennen muß. 
Allein dennoch wird man diefe Geftalt derfelben nicht als die 
abjolut volltommene erkennen. Und in der That hat diejelbe 
ſchon feit ihrem Entftehen eine ziemlich entichiedene Oppofition 
gefunden, die hier erklärt und auf ihren richtigen Inhalt zurüd- 
geführt werden muß. 

Man. muß zum Verſtändniß diefer Zweifel auf den Stand: 
punkt eingehen, zu welchem die Kataftralftener felbft den Anlaß 
gegeben. “ 
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Die ganze Operation der Kataftrirung in Meffung, Schätzung 
und Beftimmung des Stenerfußes nämlid ftellt ſich urſprünglich 
als die abſolute Erfüllung der Forderung hin, daß die Kataftral- 
fteuer die abjolut richtige Beſteuerung enthalten ſolle. Es zeigte 
fi) indeß bald, daß dies ein Irrthum fei. "Daher Tam es denn, 
daß nunmehr nicht blos die Mängel diefer Steuer, fondern daß 
das ganze Syſtem der Kataftralfteuer ernithaft bekämpft wurde. 
Es ift von hoher Wichtigkeit, die Gefichtspuntte feftzuftellen, aus 
denen dies geihah, um damit das Princip der Entwidelung des 
Kataftralfteuerigftems defto klarer hervortreten zu laſſen. 

I. Das erfte Bedenken ging gegen die Steuer an fih, und 
zwar nicht blos gegen die Kataftraliteuer, ſondern gegen jede 
Grundfteuer. 

Man fagte nämlih, daß die Grundſteuer überall feine 
Steuer ſei, jondern vielmehr ein Antheil an dem Kapitale des 
Grundbeſitzes, den der Staat für ſich in Anſpruch nehme. -Da- 
her komme es denn auch, daß der Grumbbefiger fie in fehr vielen 
Fällen gar nit zahle. Wenn er ein Grumbftüd kaufe, fo kapi— 
talifire er die Grundfteuer umd ziehe dies Kapital von feinem 
Kaufpreis ab, ſodaß das Steuerfubject der Beliger des Kaufpreis 
ſes, das Steuerobject der Kaufſchilling umd die Natur der Grund- 
fteuer damit eine ganz verkehrte werde, indem fie eben feine Ber 
fteuerung des Grund und Bodens, fondern die Befteuerung 
von etwas ganz anderm werde. Die Grumdfteuer an ſich fei 
daher eine faljche Befteuerungsform, und wenn fie einmal beitehe, 
fo könne fie zwar nicht einfach aufgehoben werden, allein da fie 
nur ein Antheil am Kapital des Grund und Bodens fei, fo 

müſſe man fie wie jede Grundlaſt ablögbar machen und damit 
namentlich die Abzahlung der Staatsfhulden vornehmen. 

Offenbar ift dies faljch, jobald man die Grundfteuer mit an— 
dern Beftenerungen vergleicht. Jede Steuer enthält ein Recht des 

. Staat3 auf einen Antheil von dem Gute, welches befteuert wird; 
es ift gar nicht möglich, fi eine Steuer auf ein Steuerobject ge 
legt zu denken, melde nicht fo lange als ein Antheil an dem 
Kapital erſchiene, das im Steuerobject enthalten ift, bis der Er- 
werb den Betrag der Steuer aus dem Kapital erzeugt hat. Ber: 
Unterſchied der Grundſteuer von andern Steuern befteht in dieſer 
Beziehung einzig und allein in der Natur des Steuerobjects, 
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welches, ſelbſt eine dauernde Größe, den Antheil des Staats auch ala 
eine dauernde Größe oder als ein Kapital erſcheinen läßt. Der Grund, 
warum bei oberflächlicher Betrachtung die Steuer bei einem Pfunde 
Tabad oder Salz weniger als ein Antheil an dem in diefem Pfunde 
enthaltenen Kapital, ſondern mehr als eine Steuer gilt, liegt nur 
darin, daß man jene Steuer nicht fo ſchnell kapitaliſiren Kann, 
als das Object durch den Verbrauch verſchwindet. Daß daher 
die Grundfteuer bier einen andern Charakter habe, ift nicht richtig. 

Die Behauptung, daß die Grundſteuer, weil fie ala Antheil 
an dem Kapital erfcheint, von dem Beliger des Grundftüds nicht 
getragen werde, fondern von dem Verkäufer und zivar ala Ver: 
minderung feines Kaufpreifes, und daß fie deshalb nicht den 
Charakter einer Steuer habe, ift erftlih darum falſch, weil es 
durchaus nicht zum Wejen einer Steuer gehört, daß fie von dem 
Beſitzer des" Steuerobjects wirklich getragen werde; jeder behält 
von -der Steuer, die er zahlt, immer nur einen Fleinen Theil; 
beim Zoll z. ®. gar nichts, obwol es niemand einfällt, den 
Zoll darum feine Steuer zu nennen. Zweitens ift e8 falich zu 
fagen, daß der Fapitalifirte Betrag der Steuer dem Verfäufer im 
Kaufpreis abgerechnet werde und daß nicht der Käufer, fondern 
der Verkäufer ihn deshalb zahle. Da nämlich der leßtere die 
Steuer aud) gezahlt hat, jo hat er das betreffende Kapital über: 
haupt nie gehabt, e3 findet daher auch Teine Art von Weber: 
mwälzung ftatt, fondern der Werth des Grundſtücks beftimmt ſich 
eben einfach nach den Betriebskoſten und dem Reinertrag. Sagt 
nan, daß aledann der Staat dem Beliger durch die erfte Auf- 
lage der Steuer das Kapital nehme, das jie vertritt, fo ift das 
zwar richtig, aber durchaus nichts Beſonderes für die Grund: 
fteuer, fondern es gilt für jede Steuer überhaupt. Wenn man 
nit will, daß der Staat etwas nehmen foll, was er bisher nicht 
gehabt hat, jo will man eben, daf er überhaupt nichts befommet. 
Die Steuern find aber nur diejenige Art der Betriebskoſten, welche 
der Landwirth für die außerhalb feines Grundſtücks Liegenden 
Bedingungen der wirthſchaftlichen Blüte defjelben umd zwar zu 
Handen des Staat? zahlt. Die Steuer hat aber diefen Charak— 
ter nicht etwa blos beim Grundbeſitz, ſondern allenthalben, und 
es iſt eine Unflarheit, deshalb den Charakter derſelben bezwei— 
feln zu wollen. J 
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Vielfach beſprochen ift die Frage, die ihren Grund in den 
obigen Vorftellungen von der Steuer bat, ob es nicht ange 
meſſen fei, die Orundfteuer ablöfen zu laffen, meil fie eine 
auf dem Grundbefig ruhende Kapitalſchuld fei. Geſetzt, fie wäre 
dies, fo würde die Folge einer folden Zulaffung unzweifel- 
baft fein, daß die Einnahme des Staats nicht mehr von der 
Fähigkeit des Grundbeſitzo zum Erwerb, jondern von der 
Ertragsfähigfeit der Ablöfungsfapitalien abhinge. Der Wider 
ſpruch, der in diefer Unficherheit mit dem abjoluten Bedürfniß 
des Staats liegt, könnte einzig und allein dadurch gelöft werden, 
daß man den Ablöfungsbetrag als Abzahlung der Staatzihuld 
und mithin als Verminderung ihrer Zinfen aufftellte. Und da- 
bin geht nun auch die dee einer ſolchen Ahlöfung. Allein die 
Grundfteuer ift eben eine Steuer und muß daher, mie jede 
Steuer, die Aufgabe und die Fähigkeit haben, mit der fteigenden 
Summe des .Reinertrags zu wechſeln. Das Princip der Ab: 
löfung kehrt alfo die Sache um: es macht erft aus der Steuer 
ein Kapital, indem es dem Steuerrecht des Staat? den Charakter 
eines Privatrehts gibt und es zu einem objectio feftftehenden 
madt. Es hat daher zu feiner Vorausfegung, daß die Steuer 
eine feſte und mithin Fapitalijirbare fei; eine Vorausfegung, melde 
natürlich nicht aus der Thatfache hervorgehen darf, daß fie Lange, 
Zeit hindurch eine fefte geweſen if. Da nun offenbar die Grund- | 
fteuer eine Steuer ift, fo ift die Ablöfung im Widerſpruch mit 
der innern Natur derjelben und Tann daher Feine Anwendung 
finden, um fo weniger, al3 der Werth des Geldes während der 
Ablöfung fi ändert und die legtere daher dem Staate direct zum 
Nachtheil gereihen würde. 

Es ergibt fi in jedem Falle daraus, daß es eben die Un— 
wandelbarfeit de3 Steuerbetrags für den einzelnen Grundbeiig ift, 
die den Steuercharafter der Grundſteuer gefährdet; und es iſt 
daher auch bei der Kataftralfteuer gerade diefe abjolute Stetigkeit 
derjelben, welche das mefentlihe Bedenken gegen fie bildet, 
und deren Bekämpfung die wahre Aufgabe der Zukunft des 
Grundfteuerweieng bilder. Judeſſen müſſen, ehe wir zu diefer 
übergehen, zwei andere Geſichtspunkte herausgehoben ‚werden. 

I. Dan hat gegen die Kataftralftener ferner eingewenbet, 
daß fie zu viel Zeit und Geld koſte. 
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Diefer Einwurf würde vielleicht ein begrünbeter fein, wenn 
die Kataftralmeffung und Schägung einzig und allein den Zweck 
hätte, für bie Vefteuerung zu dienen. Allein das ift eben nicht 
der Fall, oder foll es doch nicht fein. Die Kataftralmeffung und 
Schägung ift vielmehr die amtlihe Grundlage jeder Maßregel 
und Einrichtung, melde mit der Größe, DVertheilung und dem 
Ertrage der Grundftücde zufammenhängt. Sie ift daher im 
Grunde eine adminiftrative Maßregel und entſpricht der Zählung 
der Bevölkerung. Sie ift im Grunde auch weit weniger Toftipie 
lig als diefe, weil fie nur einmal vorgenommen zu werden braucht. 
Ihr Betrag ift dabei zwar im ganzen groß, aber der Werth ber 
genauen Meffung ift für jeden Grundbeſitz bei weitem größer als 
die Koften berfelben, und felbft die Schägung hat an und für 
fi) einen großen Werth. Der Werth der legtern erfcheint freilich 
erft dann in feinem ganzen Umfange, wenn auf die einmalige 
Schäßung neue erfolgen; derſelbe befteht alsdann nicht fo ſehr in 
feinem Refultat an fih, als darin, daß das letztere den einzig 
möglihen Maßftab für die Nichtigkeit folgender Schäßungen ab: 
gibt. Man Tann daher recht wohl fagen, daß die Kataftrirung 
auch ohne Beziehung auf die. Grundfteuer ein Act der Verwal: 
tung ift, der feine Koften werth if. Daß er lange dauert, ift 
wahr, aber die Zeit, die er fordert, ift doch nur kurz im Verhält⸗ 
niß zu feinem für immer dauernden Refultate. ‚ 

Allerdings hat diefe Auffaffung die weſentliche Vorausſetzung, 
daß die Kataftrirung eben nicht blos für die Vefteuerung vorge 
nommen wird. Ihre zweite weſentliche Benugung ift für das Grund- 
und Hypothekenbuch. Erſt durch die ſyſtematiſch durchgeführte 
Verbindung mit dem Grundbuchweſen empfängt ſie ihren vollen 
Werth; wie aber dies zu bewirken ſei, das iſt nicht mehr Sache 
der Finanzwiſſenſchaft, ſondern der Verwaltungslehre. 

III. Man hat endlich drittens gegen die Kataſtralſteuer als 
ſolche eingewendet, daß fie falſch ſei, weil ihr weſentliches Er: 
gebniß, die Schätzung, nothwendig und anerkannterweiſe ein un 
genaues ſei, oder doch in kürzeſter Zeit ein ungenaues werde. 
Es ſei daher unrichtig, auf die Kataſtrirung die Grundſteuer zus 
rückzuführen, und damit werde dieſe ſelbſt hinfällig. 

Man hat dies wol in dem bekannten Satze ausgedrückt, daß 
jede alte Steuer gut und jede neue Steuer ſchlecht ſei. 
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Es ift Har, daß diefer Grund über ſein Ziel hinausgeht. 
Wenn eine neue Steuerordnung deshalb unterbleiben follte, weil 
fie nicht fähig ift, den Neinertrag ihrer- Objecte genau feſtzu— 
ftellen, jo müßte man gar feine Steuer auflegen. Wer würde 
wagen, den Neinertrag des Steuerobject3 z. B. bei der Verzeh- 
rungsſteuer zu berechnen? Es folgt aber eigentlih, daß man 
unter den verſchiedenen Steuerorbnungen immer diejenige wäh— 
len fol, melde der Berechnung des wirklichen Reinertrags am 
nächſten kommt. Da nun die alten Grumdfteuern eine folde gar 
nit haben, die Kataftralftener dagegen diefelbe mit allen ihr zu 
Gebote ftehenden Mitteln aufſucht, fo ift in der That vielmehr die 
Annahme der Kataftralftener die Conſequenz des obigen Einwandes. 

Auch hier indeß fteht der Sat feft, daß die auf den Kata— 
fter gebaute Grundfteuer immer den einen mejentlichen Mangel 
bat, daß fie eine fefte Steuer bei einem anerkannt umd felbjt in 
meßbarem Grade wechſelnden Reinertrag auferlegt. Es ergibt 
fi daraus, das auch auf diefem Punkte die Aufgabe der Kata— 
ftralfteuer darin liegt, der Steuer diejenige Beweglichkeit zu geben, 
welche der Neinertrag felbft hat. Und die Löfung diefer Aufgabe 
dürfte im Folgenden Liegen. 


Der Kampf gegen die Kataftrirung ift faft fo alt als die Ka— 
taftrirung felbft; er bewegt fih immer auf ven obigen Grundlagen. 
Namentlich hat fi in neuefter Zeit wieder Hod gegen die Ka— 
tafteirung und die feite Kataſtralſteuer erflärt. Der Mangel des Ka— 
taſters in Frankreich wird ſchon von Benzenberg „Ueber das Katafter”, " 
2 Bde., 1818) darin gefuht, daß man dort zugleich eine genaue Karte 
von ganz Frankreich dadurch erreichen wollte. Vgl. aud) die gute Darftel- 
Yung bei Lotz, IH, 268. Hofjmann (S. 117 fg.) ift, wie gewöhnlich), bei 
feiner Maren Objectivität zu feinem feften Rejultate gefommen. Die 
ſeht richtige Bemerkung, „daß bei der Landwirthſchaft der Ertrag viel 
abhängiger von den perjönlihen Eigenihaften fei, ald man glaube” 
(S. 40), und „daß die gewöhnlihe Grunditeuer eine ſehr ſchlechte 
Steuerform fei” (S. 106), reihen denn doch nicht aus, fie an fi 
zu verurtheilen. Bei M. Wirth und bei Kries, a. a. D., fowie in 
deſſen Schrift: „Vorſchlaäge zur Regelung der Grundfteuer in Preußen“, 
herrſcht dagegen der Grundgedanke, daß die Kataſtralſteuer darum nicht 
zwedmäßig fei, weil fie eine abfolut feite und ftet3 gleihe Steuer 
bilde und deshalb ven Charakter einer Steuer verliere; daher bie 
Vorftellung, daß fie als Cinfommenfteuer erhoben werden müffe. 
Aber e3 ift feitzuhalten, daß die Unmanvelbarkeit in Steuerfuß und 
Betrag nicht mit dem Katafter gegeben ift, fondern daß fih die na— 
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turgemäße Entwidelung eben zu einer freien Bewegung auf Grund- 
lage des Kataſters hinwendet. Das richtige Urtheil über den Werth 
des Katafter3 beruht ftet3 darauf, daß man ihn nicht als abjolute 
Form der Steuervertheilung, fondern ald Baſis derſelben anerfennt; 
und auf diefer Grundlage dürften fih die Meinungen leicht eini= 
gen. Gerade jene Unabänderlichleit der Kataftralfteuer war es auch, 
melde die Ablöfung in England möglih erſcheinen lieh. Pitt's 
Rede vom 2. April 1798: „Ih geſtehe gern zu, daß ih es für 
einen urſprunglichen Mangel ver jegigen Vertheilungsart betradhte, daß 
feine periodiſche Reviſion angeordnet worden war.” Zu der Frage 
nad der Kataftrirung fam er nicht; feine Anficht bezieht fih daher 
aud nur auf die Selbftihägung und den Steuerfuß. Rau hat alle 
Bedenken gegen die Grundfteuer genau aufgeführt ($. 304—316), 
obne zu einem definitiven Reſultat zu gelangen. 


2) Verbindung der Aataſtralſteuer mit der Selbſlbeſteuerung. 


- Die Kataftrirung enthält unzweifelhaft in ihrer Schägung 
für die einzelnen Kataftralgrundflähen große Abmweihungen vom 
wirklichen Reinertrage. Aber ebenſo gewiß ift es, daß im gan= 
zen diefelbe fi dem wirklichen Reinertrag fo weit nähert, als 
dies überhaupt für die Annahmen durch die Staatsgewalt möge 
lich iſt. Man kann daher annehmen, daß der durchſchnittliche 
Schätzungsertrag der richtigſte iſt, der überhaupt gefunden wer— 
den kann, indem der Mangel der einen Schätzung durch den 

Werth der andern ſo weit aufgehoben wird, als dies überhaupt 
thunlich iſt. Dies ſcheint nicht wohl bezweifelt werden zu können. 
Es folgt daraus zuerſt, daß man berechtigt iſt, das auf die— 
ſem Durchſchnitt beruhende Geſammtreſultat der Schätzung als 
die allein richtige Grundlage für die Beſteuerung anzunehmen. 
Es ergibt ſich aber zweitens, daß man von da aus auch zu 
einer richtigen Beſteuerung der einzelnen Grundſtücke gelangt, 
wenn man einem ſolchen Geſammtreſultate der Schätzung ein Ge— 
ſammtobject und ein Geſammtſubject der Kataſtralſteuer entgegen 
ftellt. > 
Dies, nun geihieht, indem man entweder ganze Länder 
oder doch gewiſſe Landestheile, die unter weſentlich gleichartigen 
Ertragsverhältniffen ftehen, al3 das Gejammtfteuerobject oder 
Grundfteuergebiet und die Geſammtheit der Bewohner eines fol- 
hen Gebietes als Gejammtfteuerfubject aufftelt. Die Beſteuerung 
ift alsdann nad dem obigen Grundſatz fo zu regeln, daß auf ein 
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ſolches Grumdfteuergebiet ein Steuerbetrag gelegt wird, den man 
durch die Addition aller im Grunditeuergebiete ermittelten Ka— 
taftralfteuerbeträge herausbringt. Dieſer Grundſteuerbetrag wird 
dann den einzig erreichbaren Durchſchnitt für die mahre Steuer- 
quelle des Grumdfteuergebiet3 enthalten und daher diefem Satz 
die Pflicht des legtern entiprehen, jenen Gefammtfteuerbetrag 
wirklich aufzubringen. 

Diefe Aufftellung von Grundfteuergebieten und Grundfteuer- 
fummen würde dann, auf Grundlage des Katäfters, den erften 
Theil der: KRataftralbefteuerung bilden. Dieſer erfte Theil muß 
ein dauernder fein, weil fi) zwar im einzelnen, nicht aber im 
ganzen die Verhältnifje des Ertrag ändern können. Der Ter- 
min der Dauer Tann mindeſtens auf hundert Jahre feſtgeſtellt 
werden. 

Den zweiten Theil des Proceſſes der Grundbeſteuerung 
würde dann die Bildung von Grundſteuerkreiſen abgeben, welche 
die Eintheilung des Grundſteuergebiets in kleinere gleichartige 
Gebiete und die Beſtimmung der Kreisgrundſteuer als Verthei— 
hung der Landesgrundfteuer an die Kreife enthalten. Diefe Ope- 
ration würde gleichfalls die Kataftralihägung als Baſis fegen, 
" allein hier wäre ſchon eine Abweichung zu erwirken, wo fie mög- 
lich wäre. Das Verfahren dabei müßte auf einem Zuſammenwirken 
der Finanzverwaltung und der Landesvertretung beruhen, indem 
die erftere nah Maßgabe des Katafters der Iegtern eine Verthei- 
lung der Kreisgrundfteuer vorlegt, welche dann von Ddiefer be 
rathen und beſchloſſen wird. Es ift natürlich, daß diefe Verthei- 

kung nit als eine dauernde betrachtet werden Tann, fondern in 
gewiſſen Zwiſchenräumen wiederholt werden muß. in Zeitraum 
von fünf Jahren feheint dabei angemeſſen. Das Ergebniß der 
BVertheilung wäre dann an die Kreisfteuerbehörde zu übermachen 
und von diefer wiederum eine Bertheilung an die Grundfteuerge: 
meinden auf Grundlage des Katafters zu bewerfitelligen. 

Bei den Grundfteuergemeinden würde dann der Procek der 
Selbftbeftenerung feinen eigentlichen Anfang nehmen. “ 

Die Aufgabe der Grundfteuergemeinden wäre es demnad, 

den Gemeindebetrag der Grundfteuer an bie einzelnen Beliger zu 

vertheilen: Die Tendenz diefer Selbitvertheilung läge dabei in 
folgenden Sägen, die bereits in dem Obigen enthalten find. 

Stein, Finanzwiflenigaft. 17 


Fand, 
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Während nämlid der Gefammtreinertrag für eine Gemeinde 
ziemlich feftfteht, ift e3 eben der Reinertrag de einzelnen Grund- 
ſtücks, der beftändig und oft fehr ſtark variirt. Die vollkommen 
rationelle Vertheilung der Grundfteuer würde daher fordern, daß 
alljährlich diefer Neinertrag für jedes Grundftüd wirklich ge 
ſchätzt und nad diefer Schägung auch der Steuerbetrag für dafs 
jelbe feftgefegt werde, wobei natürlich nit der Steuerfuß, mol 
aber eben der Steuerbetrag wechſelt, indem die Steuerquelle 
theils durch innere landwirthſchaftliche, theils duch äußerliche 
Gründe, Eröffnung neuer Communication u. |. w., eine wechſelnde 
werben kann. Eine folde alljährliche rationelle Vertheilung ift 
aber für die Staatsgewalt theils unmöglich, theils da, wo fie ge 
ſchehen könnte, wiel zu koſtſpielig. Es gibt nur eim Mittel, fie 
berborzubringen, und dies befteht darin. daß die Steuergemeinde 
ihren Gejammtfteuerbetrag unter ihre einzelnen Glieder felbft ver- 
theilt. Dies Mittel enthält zunächft feine eigene Controle, in— 
dem die Bevorzugung jedes einzelnen zu einer Belaftung aller 
andern und daher von dieſen fiher verhindert wird. Eine Be 
laftung eines einzelnen durch die andern dagegen kann wiederum 
nur dur das Finanzamt verhindert werden, da nur dieſes ein 
Intereſſe an der wirklichen Gleihmäßigkeit der Steuer hat. Die 
Selbftvertheilung innerhalb der Gemeinde muß daher von dem 
Rechte des Necursverfahrens für jeden Belafteten begleitet fein, 
und die Finanzverwaltung hat dabei die Aufgabe, hier zu unter- 
ſuchen und zu entſcheiden. Auf diefem Punkte ift es nun, wo 


die Kataſtralſchätzung ihren eigentlichen Werth erhält. Die Fi- 


nanzverwaltung als Recursinftanz gegen die Vertheilung der 
Grundſteuer an die einzelnen befißt gerade in der Kataftral- 
ſchätzung den einzigen objectiven Mafftab für die Behauptungen 
der beiden Parteien und kann vermöge derfelben das Princip auf- 
ſtellen, daß jede Abweichung in der Vertheilung wie jede Be 
ftreitung derfelben durch die Begründung einer Abweihung von 
‚der einmal gegebenen Kataftralfhägung motivirt werden muß. 
Das ift ein fiheres Schugmittel gegen Willfür und zugleid eine 
ſichere Bafis für das eigene Urtheil der Finanzbehörde, und es 
zeigt fih daher, daß man ſchon aus diefem Geſichtspunkte eines 
Katafters bedarf, wo nod keiner vorhanden iſt. Jene Selbft- 
vertheilung der Steuer gibt aber der legtern das Moment wies 





\ 
269 


der, defien Mangel den einzig weſentlichen Einwurf gegen ven 
Ratafter eben begründete. Sie macht es möglih, daß der wirk- 
lie Steuerbetrag de3 einzelnen Grundftüds jährlih nah dem 
wirklichen Maße des Reinertrags und nicht nad) dem blos dur: 
ſchnittlichen des Katafters beftimmt wird, inbem die Vertheilenden 
jelbft, die Mitglieder der Grumdftenergemeinde, ftet3 am beiten 
und zugleich ohne Koſten erfahren, wie der Reinertrag für jeden 
einzelnen Grundbefiger wirklich ausgefallen ift, ſodaß auf diefe 
Weife der Steuerbetrag jedes einzelnen mit feinem Reinertrag 
jährlich fteigt und fällt, während der Staat dennoch die Ge— 
fammtjumme feiner Grundftener richtig einbringt. Die Grund- 
fteuer felbft aber empfängt damit erft den wahren Charakter einer 
Steuer, und ber legte Grund, fie als einen Kapitalbeſitz des 
Staats und mithin ala ablösbar zu erklären, fällt weg. Dem 
Volke aber wird mit der Freiheit der Selbſtbeſteuerung im ganzen 
zugleich das gebietende Intereſſe gegeben, dieſe Selbſtbeſteuerung 
im einzelnen richtig durchzuführen. 

Dieſe unzweifelhaft höchſte Form der Grundſteuer hat nun 
aber zur Vorausſetzung, daß einerſeits die Gemeinden für die 
wirkliche Einbringung der Steuer eine ſolidariſche Haftung in 
einer angemeſſenen Form übernehmen, andererſeits aber, daß ſie 
weit genug gebildet find, um die Selbſtbeſteuerung in angemeffe: 
ner Weife vornehmen und das große in derjelben ihmen über- 
Iaffene Recht würdigen zu können. Ebendarum kann man jene 
Selbftvertheilung zwar allenthalben als höchſtes Princip, nicht. 
aber allenthalben als unmittelbar gültige Form der Grundfteuer 
aufftellen. Ob und inwieweit fie möglth ift, muß nad den Ber 
hältniffen entſchieden werden, ihre wirkliche Einführung aber zu- 
glei von einer wohlertvogenen Drganifation und Inftruction an 
Gemeinde und Finanzbehörden begleitet fein; denn aud da, wo 
diefe Selbftvertheifung möglich iſt, wird fe im Anfange nicht leicht 
durchgeführt werden. 

Die Stellung der Literatur zu diefer Frage ift im allgemeinen 

\ leicht zu bezeichnen. Die englifhe Literatur hat ſich um das ganze 

" Katafterwejen überhaupt nicht befümmert. Da vie Feſtigkeit der-eng« 

liſchen Grundfteuer diefelbe als eine Kapitalfhuld anfehen ließ, fo 

find aud die obigen Fragen über die befte Einrichtung des Kata- 

ters gar nicht entftanden, fondern feit Adam Smith hat fid die 
17* 
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Literatur mit der allerding3 eingehenden Unterfuhung über die Fol⸗ 
gen der Grundfteuer, refp. ihrer Erhöhung, für die gefammten Ver: 
tehräverhältniffe befhäftigt, wo Ricardo's oben citirte Arbeiten den 
Grundton abgeben, ſodaß felbft 3. Mil und Senior neben ihm un— 
bebeutend find. Frankreich hat bei dem Mangel einer finanziellen 
Literatur überhaupt auch auf diefem Gebiete wenig geleiftet. Die 
deutſche Literatur hat allerdings vie eigentlihe Frage ſchon früh auf 
genommen, ift aber faft immer bei der Vorftellung ftehen geblieben, 
als folle der Katafter die abfolut richtige Grundfteuer abgeben. Alle 
Gründe gegen den Katafter gelangen, abgejehen won der Ko— 
ftenfrage, auf den Punkt, die Unmöglichteit der abfolut richtigen 
Grundſteuer vermöge des Kataſters nachzuweiſen, weil er felbit fein 
abfolut richtiges Bild ver Vertheilung des Reinertrags gebe, und lauz 
fen daher bei Malhus, Jakob, Hoffmann, Rau, Log u. a. ent⸗ 
weder darauf hinaus, zu gar feinem definitiven Abſchluß zu gelan- 
gen, oder darauf, wie bei Kries und Wirth, die richtige Verbin: 
dung des Katafterd mit der Selbftbefteuerung dunkel zu erkennen, 
ohne fie recht Har formuliren zu können. Vgl. beſonders Wirth, 
©. 426, 427. Wenn man nur fefthält, daß die Epoche wol vor: 
fiber ift, in der man von der Kataftrirung an und für fih alles 
Heil erwartete, und daß man jegt für die rationelle Selbitbefteuerung 
den Katafter als objectives Maß der Vergleihung und als Gegenge: 
wicht gegen Willkur und Sonderinterefie anzufehen hat, während 
er als Gemeinvelarte ohnehin feinen Werth behält, jo dürften die 
Grundlagen der Katafterfrage wol erledigt erſcheinen. 


B. Gebändeftener. 
Natur derfelben. 


Die Gebäudefteuer bildet die zweite Art der Grundfteuern, 
weil bei ihr das Kapital zwar ein unbeweglihes ift, allein Er: 
werb und Reinertrag auf wefentlid andern Verhältnifien beruhen, 
als bei der eigentliden Grundſteuer. 

Die Gebäubefteuer hat ſich erft langfam von der eigentlichen 
Grundfteuer getrennt, und zwar beruht dies auf der hiſtoriſchen 
Entwidelung des Güterlebens. 

Urfprünglid war das Gebäude bei allen aderbautreibenden 
Völkern fo eng mit der Landwirthſchaft verbunden, daß jelbft die 
Wohnung des Menſchen nur. als ein Beſtandtheil der landwirth— 
ſchaftlichen Betriebsgebäude betragtet ward. Wie die Wohnung 
daher nicht von der Landwirthſchaft, fo mar auch der Reinertrag ‘ 
der Gebäubefteuer von dem des Grund umd Bodens gar nicht 
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zu unterfheiden, und daher war an eine Trennung ber Bes 
fteuerung de3 Gebäudes von der des Feldes nicht zu denfen. 

Merdings entftanden nun allmählich die Städte. Aber in 
den Städten war die Wohnung gleichfalls dem Gewerbsbetriebe 
untergeorbnet, ward faft immer von ihrem Eigenthümer jelbft 
bewohnt, und daher erihien der Neinertrag der Wohnung nicht 
jelbftändig in dem Einkommen des Befigers. Man dachte daher 

ud bier nicht an eine Beſteuerung der in den Gebäuden Liegen: 
den Steuerquelle. - 

Erft als die Grumdfteuerregulirungen auftraten und man 
dur Mefjung und Schätzung erfannte, daß das Flächenmaß, auf 
welchem das Gebäude fteht, einen fpecifiich andern Reinertrag gab 
als jedes andere, drängte ſich die Nothwendigkeit auf, für die 
Gebäude eine jelbftändige, nad) der wirthſchaftlichen Natur der-- 
jelben bemefjene Steuer aufzuftellen. Die erften Verſuche einer 
felbftändigen Gebäudeſteuer erſcheinen daher zugleich mit den erften 
durchgreifenden Grundfteuerregulirungen. Sie kommen allenthal- 
ben zur definitiven Geftaltung durch die Einführung des Katafters 
und nehmen faft in ganz Europa neben der eigentlihen Grund: 
fteuer eine zweite jelbjtändige Stellung ein. 

Der Grundgedanke aller Gebäudefteuer ift nun der Sat, 
daß die Gebäude als folde einen felbftändigen Roh- und Rein- 
ertrag liefern, und daß e3 die Aufgabe des Grundfteuerfyitems fei, 
diefen felbftändigen Ertrag zu meſſen, zu ordnen, zu ſchätzen und 
ihm feinen eigenen Steuerfuß zu geben. 

Die Lehre von der Gebäudefteuer hat nun, indem fie die 
Thatſache eines felbftändigen Ertrags und mithin einer felbftän- 
digen Stenerkraft in den Gebäuden als anerfannt annimmt, die 
Grundfäge darzulegen, nad welchen die allgemeinen Grundbe— 
griffe der Beſteuerung auf die Gebäude und deren Ertrag ange— 
wendet werden. 

Es erklärt fih aus diefer hiftorifhen Stellung der Gebäudefteuer 
und aus ihrem Verhaltniß zur Grundfteuer, weshalb in viefer Be: 
ziehung faft gar feine Webereinftimmung in den beftehenden Gebäudes 

fteuern herrſcht, zum Theil au weshalb vie theoretiihen Anfichten 
jo verfhieden find. Man kann in den Geſetzgebungen zwei große " 
Gruppen unterfheiden: diejenigen, bei denen eine ſelbſtändige Ge— 
bäudefteuer vorhanden ift, und diejenigen, mo fie mit der Grundſteuer 
noch verbunden ift. Die erſte Gruppe ift die mit einem felbftänpigen Grund» 
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fteuerfatafter: Frankreich, Defterreih und einige deutſche Staaten; vie 
zweite ift bei der Grunbftenerregulicung ftehen geblieben und nicht 
zu einer felbftändigen Gebäubefteuer gefommen, wie Preußen, Sad: 
fen u. a. ber auch da, wo fie vorhanden ift, ift durchaus. feine 
Gleihartigkeit (ſ. unten). Ueber die hiſtoriſche Entwidelung, wenn 
auch mit beſonderer Beziehung auf Sachſen, fiehe die fehr licht: 
volle Dartegung in der Zeitſchrift des Statiftiihen Bureau für Sad: 
fen, 1858, Nr. 1 u. 2. 


Object und Arten der Gebändeftener. 


Da das „Gebäude” an fi eine unbeftimmte Bezeichnung 
ift, jo muß bier das Object erft durch die Beftimmung der Steuer 
quelle feftgeftelt werben, fodaß nur dasjenige Gebäude ald Ob-⸗ 
jet der Gebäudeſteuer gelten Tann, bei welchem jene Steuerquelle 
vorhanden ift. 

Diefe Steuerquelle ift nun der Ertrag, den das Gebäude als 
jelbftändige menſchliche Wohnung liefert. Und zwar find alle 
andern Gebäude darum ausgeſchloſſen, weil ihre Steuerquelle als 
ber Ertrag ihrer Benutzung ſchon in der Grund- oder Gewerbe: 
teuer direct und in der Einfommenfteuer indirect befteuert ift. 
Die Gebäudefteuer ift daher rationell nur eine Wohnhausſteuer; 
alle eigentlichen Betriebs: und Wirthſchaftsgebäude find von ihr 
ausgeſchloſſen. Aus demjelben Grunde aber iſt es vationell mo« 
tivivt, den Grund und Boden, auf welchem diefe Wirthſchafts- 
oder Betriebsgebäude ftehen, auf dem Lande als befte Klafje der 
Grundfteuer zu verftenern, in den Städten aber für dieſe Ge— 
bäude eine Grundſteuer einzuführen, welche auch die nichtbebau- 
ten Pläge, Höfe umd Gärten mit zu umfaffen hätte und in ben 
Grundſteuerkatafter der Städte nach denfelben Grundfägen wie die 
eigentliche Grumditeuer einzutragen wäre. 

Ausnahmen für diefen Begriff der Wohnungzfteuer treten 
nur da ein, wo Wohnungen entweder für öffentliche Zwecke be 
ſtimmt oder durch Unglüdsfäle unbrauchbar geworden fin, 
Die Gefege beftimmen das Nähere darüber. 

Die Unklarheit über die Steuerquelle bei den Gebäuden, 


theils hiſtoriſch, theils wirthſchaftlich begründet, hat daher auch 


die wirkliche Beſteuekung der Wohnungen zum Theil ſehr unklar, 
zum Theil ſehr verſchieden gemacht. Den Ausdruck diefer Ver— 


ſchiedenheit bildet die Steuereinheit und die Geſtalt des auf ihr 





263 


erbauten Häuferfteuerkataftere. Man kann in diefer Beziehung 
folgende Gruppen unterjcheiden. 

Alenthalben find die Gebäude für landwirthſchaftlichen Be 
trieb al3 Theil des letztern angeſehen; die Steuereinheit ift daher 
bier diefelbe wie bei der Grundſteuer, die Fläche und ihr Maß, 
melde zu Gebäuden benugt ift; der Steuerfuß ift der der höchſt⸗ 
befteuerten Steuereinheit des Grumd und Bodens, und ein eige- 
ner Katafter ift nicht nothiwendig, indem derſelbe hier mit dem 
Grundſteuerkataſter zufammenfällt. 

Bei den Wohngebäuden dagegen gilt der Gedanke, daß dies 
felben in ihrer eigenthümlihen Steuerquelle erfaßt und da— 
nah die Steuereinheiten aufgeftelt werden müſſen. Man bat 
deshalb als Steuereinheit theils die Grundfläche aufgeftellt, mas 
den Mangel hat, daß diefelbe nicht über die kubiſche Größe der 
Gebäude, und mithin nicht über ihren durch Bewohnung erzielten 
Reinertrag entſcheidet. Dann hat man den kubiſchen Raum und 
die Zahl der Wohnungen aufgeftellt, wobei der wirkliche Rein: 
ertrag gleichfalls nicht ficher ift, da die Wohnungen nit immer 
bewohnt werden. Man hat ferner die Bedingungen der Woh— 
nungsbenugung, Thüren und Fenſter, als Steuereinheit angenom⸗ 
men, was erftens für den Neinertrag durchaus Fein fiheres Maß 
gibt und zweitens die in jeder Beziehung ſchädliche Folge einer 
Beſchränkung von Thüren und Fenftern erzeugt. Endlich hat man, 
und dies ift unzweifelhaft die einzig rationelle Methode, als 
Steuereinheit den Werth der wirklichen Benugung oder ben 
wirklichen Ertrag entweder der eigenen Benugung oder der Miethe 
von Fremden als Steuereinheit aufgeftellt, und den Steuerfuß 
als einen Procentantheil von diefem Ertrage beftimmt. Der 
Gebäubefteuerkatafter wird fih danach in der Weife einrichten, 
daß derjelbe alle Wohngebäude enthält, und dieje wieder in zwei 
große Gruppen theilt; diejenigen, die nur zu eigener Benugung 
beftimmt find, und zivar foweit fie nicht dem gewerblichen Betriebe 
angehören; bier ift die Stenerquelle der Werth ebendiefer eigenen 

- Benugung, in Geld angeſchlagen; und diejenigen, die zum Ber 
miethen beftimmt find, wo die Steuerquelle der Miethzins ift, 
In der legtern Klaſſe ift der Steuerfuß ſehr leicht gleihmäßig 
zu beftimmen, da er in einem einfachen Procentfage befteht. Im 
erften Falle dagegen ift diefe Beftimmung ſtets ſchwierig und 
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man bat fi daher durch Glaffification der felbftbenugten Gebäude 
geholfen, nad) dem Vorgange der Grumdfteuerclaflification. In- 
deß ift dies Fein rationelles Auskunftsmittel, da der Miethpreis 
def eigenen Bewohnung innerhalb derfelben Stadt Feine Claſſifi— 
cation zuläßt. Die Claffification hat dagegen als Grundlage die— 
ſes Katafters allerdings einen jehr guten Sinn, fobald man nicht 
die Wohnungen derfelben Orte, fondern den Miethzins derſelben 
Räume nach den Landestheilen claffificirt, wie e3 für die Gewerbe 
geſchieht. Und fo entftehen die beiden Grundformen aller rationellen 
Gebäubdefteuer, mit ihrem doppelten Katafter, die Gebäudellaffenfteuer 
und die Gebäudezinzfteuer und zwar in der Weife, daß’ die erftere da 
anzuwenden ift, wo die eigene Benugung Regel und die Vermiethung 
Ausnahme ift (auf dem Lande und den Heinen Orten), die zweite 
da, wo die Vermiethung Regel ift, in den großen Städten. 

Die Bildung des Gebäubefatafters geſchieht dann durch Ein— 
befenntniß der Haugbefiger, welche duch die Steuerämter con- 


trolirt wird. Umlage und Eintreibung find mit der Grund: . 


fteuer glei. . 
Die Gebäudefteuer fordert nun gerade mie die Grumbfteuer 
bei feftem Kataſter eine Vertheilung durch die Gemeinde, um 
durch diefe dem wechſelnden Ertrage der einzelnen Käufer folgen 
zu können; indeß ift eine fol nur bei der Klaſſenſteuer denkbar, 
weil bei der Zinsſteuer das Steuerobject, der Zins, durch Be 
fenntniß und Controle überhaupt feftgeftellt wird. 


Das Obige erklärt es zum Theil, weshalb die Theorie über die 
Gebäudefteuer noch immer fo ſehr unflar ift. Dennoch hat ſchon 
Adam Smith (Bud 5, Kap. 2) die einfachen Grundfäge der Gebäude: 
fteuer mit überrafhender Klarheit dargelegt. Ihm find auch Ja— 
tob, ($. 624 fg. u. $. 1037 fg.) und Fulda ($. 176) gefolgt; fie 
f&eiden wie Smith die Örundrente für den Grund und Boden, auf 
dem da3 Haus fteht, und die Kapitalrente- für das Baufapital, mas 
aber zur Confequenz hat, daß die erftere eben der Gebäubefteuer 
nicht angehört, fondern mie gefagt der Grundſteuer. Ricardo 
(„Prineiples“, Kap. 14) unterfuht nur, auf wen die Steuer fällt, 
auf den Eigenthümer oder Miether, mas natürlich gar nicht objec- 
tiv entfchieden werben fann, da fie nur dann auf den Eigenthil- 
mer fällt, wenn fein Haus weniger werth ift, als es ihn gefoftet 
hat; fällt fie auf den Miether, fo berechnet er fie mit der Miethe in dem 
Verkehräpreis feines Erwerbes. I. Mil (Bud 5, Kap. 3) erklärt 
die Hauäfteyer „für eine ber gerechteften Steuern“; nur meint er 
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falſch, daß fie nicht das Einfommen aus: ven Häufern, fondern der 
wurd die Wohnung. gemachten Verausgabung fein fol. Jakob ſtellt 
zuerft die Grundfäge für die Aufftellung eines möglihft genauen 
Gebaudelataſters auf ($. 1039 fg.), wobei jedoch dig Idee der Kataſtri— 
rung des Miethzinfes viel zu jehr in den Hintergrund tritt. Log 
hat fih (II, 317) gegen die Gebäudeſteuer überhaupt erklärt, 
aus unzureichenden Borftellungen, namentlich bei Selbitbewohnung. 
Malchus hat fie mit Recht vertreten ($. 51). Ein fehr gutes Refume 
und richtige Anfichten findet man in ver Zeitfchrift des ſächſiſchen Stati— 
ftifchen Bureau, a. a. D., S. 2759. Was Wirth jagt (I, 439): „daß 
vie Gebäudefteuer als Einkommen- oder Kapitalfteuer behandelt wer: 
den muſſe“, um „gerecht“ zu fein, ift unklar gedacht, aber richtig ges 
fühlt; die Aufgabe des Kataſters ift e3 eben, das Einkommen aus 
dem im Gebäude ftehenden Kapital genau zu ermefien und „ges 
echt‘ zu vertheilen. Daß „die Anlegung einer Häuferfteuer nad 
dem Katafter in einem größern Lande zu den ärgften Bevrüdungen 
führen muß”, iſt eine Phrafe; dies würde nah Wirth’ eigener, 
nur nicht klar gedachter Meinung nur dann ver Fall fein, wenn der 
Steuerfuß ganz gleih und felten revidirt wäre, alfo nicht durch den 
Katafter an fi, fondern durch die verkehrte Anwendung deſſelben. 
Mit Recht eifert er dagegen gegen die auf die Thüren und Fenſter 
gelegte Gebäubefteuerr — Die englifhe Gebäubefteuer beginnt 1696 
mit der Steuereinheit de3 ganzen Gebäudes; die Fenfterfteuer, feit 1747 
von ihr getrennt, hatte urſprünglich die Aufgabe, die Differenz in der 
Größe der Gebäude auszugleichen; feit 1778, wo die Gebäubefteuer ald 
Steuereinheit dad Pfund Sterling und ald Steuerfnß 6 Pence von dem⸗ 
felben annahm, ift fie eine abfolut irrationelle Steuer geworben. 
Vgl. Otto Hübner, „Bericht des ftatiftifchen Gentralarhivs”, 1858, 
Nr. 2, S. 34. Noch irrationeller ift das franzöfifhe Syftem mit 
der Thür: und Fenſterſteuer neben der Wohnungsfteuer, die mit 
mit der Berfonalfteuer als Ginfommenfteuer verbunden ift. Vgl. 
namentlich Hod, a. a. O., ©. 145 fg. Die Begründung der 
Häuferfteuer auf den Kapitalwerth in mehreren deutſchen Staaten bei 
Malchus, Il, 236 u. 237. Das einzig rationelle Syftem iſt bei rich— 
tiger Ausführung unzweifelhaft das öfterreihijche, das durch Patent 
vom 23. Jan. 1820 die Gebäudefteuer von der Örundfteuer trennte 
und die Klaffenfteuer von der Zinsſteuer ſdied. Vgl. Chlupp, 
„Directe Steuern“, S. 113 fg. 


1) Die Gebäudeklaſſenſteuer. 


Die Gebäubeklaffenfteuer ift demnach big Beſteuerung derjeni⸗ 
gen Wohnhäufer, welche nicht dazu beftimmt find, durch Mieth- 
zins einen Reinertvag zu bringen, fondern wo die Benugung der 
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Wohnung als ungejchiedener Theil der Gefammtauslagen eines 
wirthſchaftlichen Betriebs erſcheint. 

Die Steuereinheit der Gebäudeklaſſenſteuer fällt ebendarum mit 
dem Steuerobject, dem Gebäude als Ganzem, zufammen, und nad) die⸗ 
fer Örundlage richtet fi das ganze Syftem diefer Art der Befteuerung. 

Die Steuerquelle ift der Reinertrag, den die eigene Benugung 
der Wohnung bringt. Ihre Größe ift natürlich eine verſchiedene 
je nad der Größe der, Wohnungen felbft. Das Verfahren, nah 
welchem die unendliche Verfchiedenheit in der Größe der Wohn— 
gebäude nach beftimmten durchſchnittlichen Größen geordnet wird, 
nennen wir aud bier die Claffification der Wohngebäude: Der 
Zweck ver Glaffification ift demnah, in der räumlichen Größe 
ein Maß für den Neinertrag zu gewinnen. Trotzdem ift diefer 
der. Haffenmäßigen Größe entjprechende Neinertrag ſehr ſchwer 
duch eigene Schägung zu beftimmen und erſcheint daher 
nit als felbftändige Ziffer; der Steuerfuß Tann mithin auch 
nicht ala ein Procentfag von dem fo ermittelten Hafjenmäßigen 
Reinertrag beftimmt werden, ſondern wird als ein fefter Steuer 
betrag nad den Klaſſen aufgelegt. Für die Zahl der Klaſſen 
gibt es Fein an ſich gültiges Princip.. Die Größe des klaſſen— 


- ftenermäßigen Betrag muß hervorgehen aus der Schägung des 


Werthes, den die Wohnung in den Gebäuden der klaſſenmäßigen 
Größe für den Bewohnenden hat; von diefem Werthe ift der 
Reinertrag zu berechnen und nah dieſem NReinertrage der 
Steuerfuß für die Klaſſe aufzuftelen, Dieſer Steuerfuß darf 
dann nicht höher fein als der der Zinsfteuer, wenn man beide 
auf das gemeinfame Steuergrundmaß von hundert reduciren 
würde. Nur wird, da jener Werth nicht genau feftgeftellt 
werden kann, au der Steuerfuß bei der Gebäudeklaſſenſteuer 
nie ganz genau dem wahren Steuerfuß entſprechen. Und das ift 
der Grund, weshalb man mit Recht danach ftrebt, die Klaffen- 
fteuer bei Gebäuden ſoweit als irgend thunlich durch die Zinsſteuer 
zu erfegen; «nur dürfte eine gänzliche Auflöfung der eritern in 
die Tegtere, wenn fie überhaupt möglich ift, nur langfam und 
mit der größten Vorſicht vor ſich gehen. 

Die Einfhägung, ift nun der Act, durch welchen das einzelne 
Gebäude in eine der gejeglichen Klaſſen eingereiht wird. Damit 
ift für daſſelbe auch zugleich der Steuerbetrag beftimmt. 
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Der Gebäubeflaffenftenerfatafter enthält endlich die amtliche 
Aufzeihnung aller Gebäude, mit Eintragung derjelben nad den 
verſchiedenen Klaffen und dem daraus für jede einzelne Wohnung 
entfallenden Steuerbetrag. Die Umfchreibung bezeichnet entweder 
den Wechſel des Beſitzers oder die Umgeftaltung des Objects; aus 
jener ergibt fi der jedesmal zur Zahlung Verpflichtete, aus die 
fer, wo fie ftattfindet, der Uebergang des Wohngebäudes aus 
einer Klaſſe in die andere und damit der Wechſel des Steuerbe— 
trags für dafjelbe. . 

Soviel befannt, nur in Defterreich durchgeführt. Die Steuerein: 
heit ift das Gebäude; die Claffification nah ver Fläche und ven 
Stodwerten; 12 Klaſſen; Steuerfuß fet; von 20 Kr. bis 30 Fl. 
urfprüngli ; jest von- 53%, Ar. bis 80 Fl. Darftellung bei 
von Kremer, „Das Steuerwefen Deſterreichs“, II, 132. Chlupp, a. 
a. D., S. 131 fg. Es mangelt hier wie bei der Grundfteuer die 
Beweglichteit durch Theilnahme der Gemeinde an der Umlegung. 


2) Die Gebäudezinsſteuer. 

Die Gebäudezinsſteuer entſteht da, wo das Erbauen von 
Wohnungen ein ſelbſtändiges Unternehmen wird, deſſen Roh- und 
Reinertrag auf dem Miethzins beruht. 

Die Gütereinheit als Grundlage für die Bemeffung ber 
Steuereinheit ift hier daher nicht mehr das Gebäude als ſolches, 
fondern die Wohnung, die zum Vermiethen beftimmt ift; das 
Gebäude ift nur noch das Steuerobject, das durch die Einheit 
der Wohnungen gemeffen wird. Ungenau nennt man deshalb 
wol aud jene Gütereinheit oder das Gitermaß die Steuerein- 
heit, wie das Flächenmaß bei der Grundſteuer, obgleich es auch 
bier nur die Einheit des Steuerobjectd und nicht die der Steners 
quelle ift. Es ift nicht richtig, ald Steuereinheit etwas anderes 
als die Wohnung zu fegen; jede andere Einheit, ala Zimmer-, 
Fenſter- oder Thürenzahl, Flächenraum, ift darum falfh, meil 
die Größe des Roh- und Reinertrags, alfo der Steuerquelle, auf 
melde alles ankommt, von biefen Einheiten entweder gar nicht, 
wie bei Thüren und Fenftern, oder unbeftimmbar, wie bei 
Flächenraum und Zimmerzahl, abhängig if. Eine „Wohnung“ 
aber ift eine für eine wirthſchaftliche Perſönlichkeit berechnete Ge- 
jammtheit von Wohnungsbeftandtheilen; der Begriff berfelben kann 
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nicht bezweifelt werden; er läßt ebenjo viele Mobdificationen zu, 
als es wirthſchaftliche Perjönlichkeiten gibt, und reiht daher in 
jeder Beziehung als Einheit für die Meffung der Gebäude aus. 

Die Steuerquelle ift nur der von dem Miethzins dem Ei 
genthümer übrig bleibende Reinertrag. Da nun hier ein folder 
Reinertrag berechnet werden Kann, fo läßt fi auch als (reine) 
Steuereinheit die Decimalftelle 100 als Grundlage des Steuer: 
fußes hier vollfommen anwenden, und ebendadurd ift die Ge 
bäudezinäftener eine fo richtige und rationelle Steuer. Das Ver 
fahren ift dabei das regelmäßige. Der Rohertrag wird gebildet 
dur die Summe der Miethzinfe, in welche der durchſchnittliche 
Zins der eigenen Wohnung bineingerehnet wird. Won diefem 
Rohertrage werden die durchſchnittlichen Beträge für Unterhaltung 
und fonftige Ausgaben einfach abgezogen; der Reſt ift der Rein 
ertrag de3 Unternehmens und von diefem wird ald Steuerfuß 
ein beftimmter Procentantheil beftimmt, der, jo vielmal addirt, 
als. der Neinertrag feine Steuereinheit von hundert enthält, den 
Steuerbetrag für das einzelne Gebäude ergibt. 

Da auf diefe Weife eine fefte Größe der Stenerquelle durch 
den ſtets nachweisbaren Zins vorliegt, fo tritt bei der Gebäude 
zinsftener an die Stelle der Einfhägung ein jelbftändiges Ber: 
fahren, vefen-Aufgabe es ift, für jedes Gebäude den Betrag des 
Miethzinfes oder des Rohertrags genau und von Jahr zu Jahr 
feftzuftellen. Diejes Verfahren ruht auf folgenden Grundlagen: 

Der Gebäudezinsfteuerfatafter enthält die Aufzeichnung nicht 
blos aller Gebäude, fondern auch aller Wohnungen in bie: 
fen Gebäuden, und zwar mit Angabe ver Räumlichkeiten, um den 
Umfang der Vermiethungen controliven zu können. Dieſer Ge 
bäubezingftenerfatafter ift in den Händen des Steueramts. 

Der Kataſter enthält ferner die Angabe des Beſitzers über die 
Vermiethungen, die in beftimmten (balbjährlihen) Terminen ab: 
gegeben werden muß. Diefe Angabe muß neben der Hausbe 
ſchreibung enthalten: 

a) die Namen der Miether, um dur Vergleichung mit der 

Berfonalmeldung die Nichtigkeit controliren zu können; 

b) die Dauer der Miethe und den Ort, wohin der Aus: 

ziehende ſich begeben hat; 

<) die Miethpreife. 
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Der Regel na wird jede Steuerverwaltung zum Zweck die 
ſer Angaben felbft die nöthigen Formulare druden und vertheilen 
laffen, eine Einrichtung, deren Zweckmäßigkeit jih von felbft ver- 
fteht und daher einer weitern Erläuterung bier nicht bedarf. 

Darauf folgt von feiten des Steueramt3 die Bezeichnung 
des Steuerbetrags für das ganze Gebäude, nachdem die Angaben 
mit dem Ratafter und, wo es 'nothig ſcheint, mit den frühern An- 
gaben über die erzielten Miethpreije verglichen find. 

€3 liegt im Begriff diefer Steuer, daß fie, auf den Mieth- 
zins als ihre Quelle gebaut, entweder ganz oder zum Theil weg⸗ 
fält, wenn die Vermiethung nicht oder nur zum Theil ftattfand. Ber 
heimlichungen und falſche Angaben fallen unter das Steuerftrafredht. 

Das Syſtem der öſterreichiſchen Gebäudezinsſteuer ift einfah und 
gut dargeftellt bei Chlupp, a. a. D., S. 119 fg., und die Ausdeh— 
nung derſelben ©. 139 fg. 


Zweite Gruppe der direrten Steuern. 


Die Gemwerbfteuern. 
Weſen derſelben. 


Die Gewerbſteuern ruhen auf der zweiten großen Form des 
productiven Kapitals, dem gewerblichen Kapital. 

Das gewerbliche Kapital iſt im Unterſchied vom feſten Ka— 
pital dasjenige, deſſen Umfang duch wirthſchaftliche Thätigkeit, 
die ſelbſt wieder auf Kapital ruht, vermehrt werden kann. Daſ— 
ſelbe wird, durch die regelmäßige und dauernde Thätigkeit der 
BVerjönlichkeit zur Production und zur Productivität gebracht, ein 
Unternehmen. Den Reinertrag des Unternehmens, indem berfelbe 
fomit vorwiegend auf der Perfünlichfeit beruht, nennen wir den 
Erwerb. Der Erwerb bildet daher einen zweiten großen, felbft- 
ftändigen Theil des Gejammteinfommens, und die Befteuerung 
defjelben nennen wir im allgemeinen die Erwerbſteuer, die nad 
ihrem Haupttheile oft auch die Gewerbfteuer genannt wird. 

Die Befonderheit diefer Steuer beruht num auf der Befon- 
derheit ihres Objects und ihrer Duelle. 

Das Steuerobject ift das gewerblie Unternehmen als fol- 
ches; die Steuerquelle ift der Reinertrag, den das Unternehmen er: * 
gibt. Im Unternehmen aber wie im Reinertrag tritt das perfönliche 
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" Moment gerabe bier als entſcheidend hervor. Die perfönlichen 


Fähigkeiten und ihre Bethätigungen in Fleiß, Geſchicklichkeit und 
Sparfamfeit bedingen einerjeits die Größe des Kapitals durch den 
Credit, den der Unternehmer fih ſchafft, andererfeit3 die Größe 
des Reinertrags ſelbſt bei gleichem Rohertrage. Dies perſönliche 
Moment entzieht fih aber der Meffung und Schägung, ja in 
den meiften Fällen ift der Reinertrag felbft oder die Steuerquelle 
überhaupt nicht objectio nachzuweiſen. Eine Beſteuerung daher, 
die wie die Grundſteuer auf der Grundlage einer berechneten und 
gemefjenen Steuerkraft ruht, ift hier nicht möglih; und da fie 
nicht möglich ift, fo Farin recht wohl die Frage entftehen, ob bier 
überhaupt eine Beftenerung möglich jei. 

Allein andererfeits ift e8 gewiß, daß fein Unternehmen be- 
ftehen kann, ohne ein gewerbliches Kapital mit einem Reinertrag 
zu haben, und ferner, daß das Maß diefes Reinertrags der Re— 
gel nad mit: dem Umfange des Betriebes fteigen wird. Es leuch— 
tet daher ein, daß diefe beiden allgemeinen Säge den Grund der 
Befteuerung für das gewerbliche Unternehmen abgeben müfjen. 
Ebendeshalb aber, weil diefer Grund ein vorwiegend principiel- 
ler ift und die Anwendung jener Säge auf mehr oder weniger 
fubjectiver Auffaffung beruht, erſcheint das Spftem der Gemerb- 
fteuer einerjeit8 al3 ein mannichfach verſchiedenes in den ver 
ſchiedenen Staaten, andererjeits ift zu einer feften theoretifchen 
Grundlage der einzelnen Punkte diefes Syſtems nur ſchwer zu 
gelangen. Dennod läßt es ſich durchaus nicht verfennen, daß die 
höhere Natur der Sade bie legtere nicht nur enthält, fondern 
fie auch in einer durchgreifenden Gleichartigkeit der Principien 
und Tendenzen in den einzelnen beftehenden Gewerbfteuern zur 
Erſcheinung gebracht hat. 

Die Aufgabe des Folgenden iſt es nun, dieſe naturgemäßen 
Grundlagen feſtzuſtellen und ihre geſetzliche Anerkennung und De— 
finirung in den pofitiven Erwerbfteuerfgftemen damit zu vergleichen. 

Das Verftändniß. der Gewerbfteuer ihrem Weſen nach ift viel 
leichter als das Verjtänpniß der Anſichten darüber, deren theilmeife 

* große Unklarheit fi durd folgende Bemerkungen erklärt. 

Adam Smith hatte neben Kapital und Grund die Arbeit als 
dritte Hauptquelle des Einkommens erklärt und das Princip zur 
Geltung gebraht, daß die Steuern auf den Duellen des Einfom: 
mens ruhen müflen. Er mußte mithin von einer Steuer auf den 
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Arbeitslohn reden; ſie bildete einen weſentlichen Theil ſeines Syſtems. 
Zwar erfannte er ſchon ſelbſt (Buch 5, Kap. 3), „daß eine Steuer 
auf die zum Leben nothmwendigen Dinge genau wirkt, wie eine 
Steuer auf den Arbeitslohn‘, und hätte deshalb naturgemäß dieje 
Steuer nur in der Verzehrungsfteuer fuchen müſſen; allein das ſchien 
mit dem Syftem nicht zu paflen und jo blieb in der Theorie die 
Steuer auf den Lohn ftehen. Da nun England feine ſyſtematiſche 
Gemerbfteuer hat, jo gelangte auch weder Adam Smith, zu deſſen 
Zeit es freilich überhaupt nod feine Gemerbfteuer in Europa gab, 
noch auch Ricardo und J. Mill, vie ih nicht die Mühe gaben, vie 
Sache zu ftudiren, zu einer Theorie der Gewerbiteuer, fondern blie: 
ben einfach bei der Frage nad) dem Einfluß der Beſteuerung ver 
Arbeit auf den Preis ftehen. Die deutſche Finanzwiſſenſchaft 
de3 vorigen Jahrhunders hat ven Ruhm, die erfte ſyſtematiſche Auf: 
fafjung des Gewerbſteuerſyſtenis in Juſti's vortreffliher Behandlung 
des Gegenftandes gegeben zu haben, ver ſchon die Elements der 
foftematifhen Beſteuerung klar angibt („Finanzwiſſenſchaft“, Buch 6, 
Abth. 5). Es wäre wol der Mühe werth, dies nicht zu vergeſſen! 
Sonnenfel® („Finanzmwiflenfhaft”, III, $. 165) bleibt ſehr zweifel: 
haft über die Nothwendigleit oder vielmehr die Ausführbarkeit die: 
fer Steuer. Die neuere Finanzwiſſenſchaft bringt mit Jakob ($. 673 fg.) 
gleich die englifhe Verwirrung hinein, indem fie als Steuerobject 
ftatt de3 einfahen Begriffs des Gewerbes den Begriff der Induſtrie— 
vente fegt, die wieder in perjönliche Induſtrierente und Rapital-Induftrie: 
vente zerfällt. Dadurch wird nun das Weſen der Sache unlar, da die per 
fönlihe Induſtrierente im Grunde der mechaniſche, alſo kapitalloſe 
Arbeitslohn war der als erfte Art der Gemerbfteuer aufgeftellt ward, 
während ein Gewerbe aud) im weiteften Sinne des Kapitals gar 
niet entbehren Tann, Jakob nimmt daher in das Gewerbefteuerfyften 
aud die „gemeinen Arbeiter” auf ($. 1069), mas wieder die Na— 
tur der inbirecten Steuern verwirren mußte; im übrigen find bie 
Grundzüge der Gewerbfteuerarten volljtändig aufgeftellt. Der Grundſatz 
jedoch, daß die Gemerbiteuer feine Steuer auf den bloßen Arbeitslohn 
jei, fondern auf den Reinertrag, den gewerbliches Kapital und Arbeit zu: 
jammen geben, warb nicht mehr Har feſtgehalten. Daher viel Un- 
fiherheit und wenig Nefultat, z. B. bei Log, III, 137 fg, und 
großer Mangel an feften Principien „über die Thätigfeitzäußerungen, 
die als gemerbiteuerpflichtig betrachtet werden“ (Malchus, I, $. 54). 
Auh Hoffmann (S. 189 fg.) kommt zu feinem rechten Refultat; 
der Unterjhied des Patentjtenerfyftems vom Gewerbiteuerfyftem wird 
nicht Mar; die Frage entftand, ob nicht die Landwirthſchaft auch als 
Gewerbe betrachtet und bejteuert werden müſſe (fhon bei Malchus, 
1, 245), was ſich nur daraus erflärt, vaf man den Begriff des 
gewerblichen, alſo in feiner Maſſe durch Thätigfeit vermehrbaren Kas 
pital3 nicht aufitellte. Dazu kamen vie Gefeggebungen, die bald 
einen Theil der Gewerbe unbefteuert ließen, bald einen Theil ver 
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Gewerbefteuer als Perfonalftener (Sachſen) bezeichneten, ſodaß noch 
Birth (II, 443 fg.), die Gewereſteuer ganz falſch unter die 
„Steuer auf den Arbeitslohn rechnet, in die alte engliihe Un: 
Harheit zurüdfallend. In der That aber ift die Gewerbſteuer 
etwas Specifiihes und jehr Alares, fobald man als Steuerobject 
das Unternehmen, als Steuerquelle ven Reinertrag aus Arbeit und 
gewerblihem Kapital und danach vie felbitändige Beſteuerung mit 
ihren ‚Bedingungen und Formen fegt. Die Gefeggebungen find. jet 
in diefer Beziehung der Theorie weſentlich voraus; fie haben nament- 
lich in neuefter Zeit viel geleiftet. Weber die Verwechſelung mit, der 
veinen Perfonalfteuer |. unten. Wenn Prittwig („Theorie der Steuern 
und Zölle”) die Gewerbſteuer überhaupt verwirft, weil fie auf die 
Eonfumenten fällt, jo bedarf das jegt wol feiner Wiverlegung mehr. 
Raus Behandlung der Gewerbfteuer, in der er die Grundlage im. 
Gewerbeverdienft einerjeit3 und den Zins des verwendeten Kapitals 
andererjeit3 aufftellt ($. 358 fg.), ift für die richtige Auffaſſung ent- 
ſcheidend geworben. 


Gefgiätlide Stellung dei Erwerbſteuer. 


Der Gedanke, daß das Unternehmen als foldes einen Rein: 
ertrag haben muß, daß alfo die Steuerfraft mit demfelben unmittelbar 
vorhanden ift, aud) wenn diefelbe nicht felbftändig und nachweisbar 
erſcheint, und daher jeder Erwerb, der durch ein beftimmtes 
Unternehmen gemacht wird, oder jedes Gewerbe ftenerfähig und 
fteuerpflitig fei, ſetzt ſchon eine freiere und reinere Auffaffung 
des wirthſchaftlichen Lebens und feiner Principien voraus. Es 
liegt daher in der Natur der Sade, daß die Erwerbſteuer 
überhaupt erft der neneften Zeit angehört, die eine ſolche freiere 
Auffaffung ‚des Weſens wirthſchaftlicher Begriffe und Elemente zu 
ihrem Rechte kommen ließ. 

Die Geſchichte der Beſteuerung des Erwerbes weiſt dies in 
ihren Hauptepoden nah, nur daß diefelbe mit andern öffent 
lien Zuftänden auf das innigfte verflochten ift. 

Man muß glei anfangs die zwei Formen des Gemwerbebe- 
triebs unterfheiden, auf denen die zwei Spfteme der Gewerb- 
fteuer beruhen. 

Das ftädtifche Gewerbe beftand in Zünften und Innungen. 
Die Zünfte waren nicht blos Gewerbeordnungen, jondern fie was 
ven zugleid die Formen, in denen das ftädtifhe Gewerbe feine 
öffentlichen Seiftungen ablegte, namentlich in Beziehung auf das- 
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jenige, was damals wie jet das meifte Geld koſtete, das Heer- 
weſen. Da bier die Gewerbmeifter perſönlich eintraten, jo war 
eine befondere Erterbfteuer bei ihnen nicht wohl denkbar und auch 
nit nöthig. In diefer erften Epoche glichen die Gewerbe dem- 
nad in dieſer Beziehung den Grundherren, und ganz ähnlich 
war ihr Verhältniß in der folgenden. 

Als nämlich das ſtändiſche Steuerſyſtem ſich entwickelte und 
die Städte als dritter Stand einen Theil der Landesſteuer zui 
eigenen Vertheilung und Aufbringung übernahmen, da mußten 
fie aud) das Gewerbe, die Grundlage ihres Wohlftandes, befteuern. 
Dabei nun wendete man fi) naturgemäß noch nit an das Ge- 
merbe als foldes, fondern an das, was als gejammter Reiner 
trag defjelben erſchien, an das Vermögen der Gemwerbtreibenden, 
als Steuerobject. So entftanden die Vermögensfteuern, deren 
Heimat deshalb die Städte find. Sie enthalten zugleich die Ge— 

baäude- und Grundfteuern mit und find, mie ſich aus dem Obi— 
gen ergibt, feine ftaatlihen, fondern Gemeindefteuern, 

Im diefe Geftalt ver Gemwerbfteuer, bei der nod) von dem 
eigentlichen Gewerbe nicht die Rede ift, tritt num die erfte Form 
der ſtaatlichen Gemerbfteuer hinein, durch die Gemwerbverleihun: 
gen oder Gonceffionen, die in verſchiedener Form faſt in allen 
Staaten auftreten. Sie enthalten das zweite Syftem der gewerb⸗ 
lihen Ordnung, das fi neben die zünftige Ordnung binftellt ; 
fie geben ein Meiſterrecht, meiftens freilich für nicht zünftige Ge 
werbe, und befteuern daffelbe durch die Verleihungs- oder Con— 
cefionstare. Nur daß diefe Tare dabei noch den Charakter einer 
Verleihungsgebühr behält und daher ohne feſte Steuereinheit, 
ohne Steuerfuß und ohne rechte Regel ift. 

Man kann daher jagen, daß in diefer zweiten Epoche die 
Gemwerbfteuer zu einem Kleinen Theil noch in perfönlichen Leiftun- 
gen der Gewerbtreibenden, zum größten Theil aber in den ftäbti- 
ſchen permogensſteuern “und den ſtaatlichen Verleihungsgebühren 
enthalten ift. 

Neben diefen ſiadtiſchen Gewerben ſtanden die ländlichen 
Gewerbe. Diefe umfaßten nur wenig Arten; einerſeits die noth— 
menbigiten ländlichen Gewerbsarbeiten, namentlich das Schmieder 
und Wagnergewerbe, andererjeits das Schenkwirthſchaftsgewerbe. 
Diefe Gewerbe erichienen mit ihrem Betriebe al3 ein Recht der 

Stein, Finanzwifienfhaft. 18 
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Grundftüde und unterlagen demgemäß, wie der Grundbefig ſelbſt, 
der Abgabe an den Gutsherrn. Hier konnte daher von einer 
ftaatlihen Steuer urſprünglich ebenjo wenig die Rede fein als 
von einer ftaatlihen Verleihung. Sie bildeten vielmehr einen 
Theil des Grund und Bodens, und bei den erflen Verſuchen 
einer organiſchen Grumdfteuer fielen fie. daher unter. das Steuer- 
object des Grundbefiges, dem fie angehörten. So entiprad ihre 
Beſteuerung ihrem Namen; fie waren Realgewerbe und wurden 
als folche befteuert. 

Es ift daher klar, daß dasjenige, was bis zum Ende des 
- vorigen Jahrhunderts die heutige Gewerbfteuer vertrat, auf das 
engfte mit der Ordnung des geſellſchaftlichen Rechts und Lebens 
zuſammenhing und in feiner Weile einen Ausdrud deſſelben bil- 
dete. Mit der neuen Geftalt der Geſellſchaft mußte daher auch 
eine neue Form der Gemwerbftener entftehen. 

Die Gleichheit des Rechts und der Derpflichtungen aller 
Staatsangehörigen gegenüber dem Staate, welche den Charakter 
der neuen gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung bildet, trat bekannt⸗ 
lich mit unferm Jahrhundert ins Leben. In ihrer Anwendung 
auf die Befteuerung der in der gewerblichen Thätigleit Liegenden 
Steuerquelle mußte fie darin erfcheinen, daß man dasjenige, 
was allen Gewerbtreibenden‘ ohne Unterihied gemein war, zum 
Steuerobject machte und möglichſt gleihmäßig zu befteuern ver- 
fuchte. Das aber war eben nichts anderes als das Gemerbe 
ſelbſt. Und fo entftand der großartige Verfuh, die Gewerbe als 
ſolche ohne Unterſchied der Beſteuerung zu unterziehen. 

Nachdem dies Princip einmal feftgeftellt war, kam es nun 
darauf an, dafjelbe einerjeits auf das Gewerbsrecht, andererjeits 
auf die Steuerfraft der Gewerbe organiſch anzuwenden und mit 
bin eine Steuerorbnung aufzuftellen, welche im Stande fei, nicht 
nur alle Gewerbe zu umfaffen, fondern auch für jedes einzelne 
Gewerbe eine Steuereinheit und eine Steuerkraft zu beredinen, 
die demfelben ſoviel als möglich in feinem wirklichen Reinertrage 
entfprad. Das erjtere war der Ausdrud der Allgemeinheit, das 
zweite der Ausdrud der Gleichheit diejer Steuer. Aus die 
jem Streben find nun die Gewerbfteuergejege unſers Jahrhun- 
derts hervorgegangen. \ 

Die Aufgabe diefer Gemwerbfteuergejege, ihrem Weſen nad 
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fehr einfach, war in der Ausführung dennoch fehr ſchwierig, und 
die Verſchiedenheit jener Gefeßgebungen beruht weſentlich auf den 
gegebenen Verhältniffen, welche jene Schwierigkeiten hervorriefen. 
Die Gewerbfteuergefege traten nämlich, wie das in der 
Natur der Sache lag, mitten in der Epoche auf, wo das ge 
werbliche Leben einer ebenjo durchgreifenden innern als recht 
lichen Umgeftaltung entgegenging. Diefe Umgeftaltung war kei— 
neswegs abgeſchloſſen, als die Befteuerung der Gewerbe ins Le 
ben trat, und ebenfo wenig konnte die legtere darauf warten, 
bis fi) die neue.Geftalt der gewerblichen Ordnung definitiv feft- 
. geftellt hatte. Dazu Fam, daß die rechtlichen Principien über die 
Gewerbeordnung keineswegs allenthalben gleih, noch auch al: 
lenthalben definitiv bejtimmt waren. Theils entftanden daher ' 
während und nad der erften Gewerbfteuerordnung neue Arten 
des Gewerbes, theils arbeitete die Gefeßgebung an neuen Grund- 
fägen über Zünfte oder Gewerbfreiheit; theils entftanden ſehr 
wichtige Fragen über die Art und Weile, wie man die beftehen- 
den Gewerbe in ihrem Ertrage bemefjen folle. Aus allen diefen 
Gründen erklärt fih nun leiht die Erſcheinung, daß die Ge 
werbfteuer in den verſchiedenen Staaten große Verſchiedenheiten 
darbieten mußte, um fo mehr, als man ficd auch theoretijch Feines: 
wegs über die Anwendung der Grundbegriffe der Beſteuerung auf 
diefe Steuerart ganz Har war. Dagegen ift e8 andererjeits nicht 
zu verfennen, daß gerade in der Gewerbfteuer die verfchiedenen 
Gefeßgebungen die größte Anftrengung entfaltet haben, um das 
Syſtem der Belteuerung der Natur des Object? und der umend- 
lichen Verſchiedenheit feiner Steuerkraft ſoweit als irgend möglich 
genau anzupaſſen. Auch die Wiffenihaft kann diefen Syſtemen 
ihre höchſte Anerkennung nicht verfagen; denn bei allen Ab— 
meihungen im einzelnen bieten fie dennoch ein jo organiſches 
Bild dar umd zeigen zugleich eine fo große Fähigkeit, ſich der 
Bejonderheit der einzelnen gewerblihen Verhältniffe und ihres 
rReinertrags anzufchließen, daß man unbedenklich in dem Gewerb⸗ 
fteuerfyftem einen der ausgezeichnetften Theile unfers europäiſchen 
Finanzweſens erkennen muß, einen Theil, in welchem wenigſtens 
in den mictigften Staaten der europäifchen Givilifation die 
Praris des Finanzweſens die Wiſſenſchaft überflügelt hat. 
Das Verſtändniß der beftehenden Gefeggebungen und die 
18* 
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Möglichkeit einer Vergleihung beruht nun einzig und allein in 
diefem keineswegs einfahen Gebiete darauf, daß man-die Grund» 
Begriffe der Beſteuerung überhaupt an bie Spige ftellt und fie auf 
die gegebenen Beftimmungen anwendet. Dies. ift die Aufgabe 
des Folgenden. 


Die eigentliche Gewerbfteuer beginnt mit‘ der franzöfifhen Ge— 
feggebung. Die englifhe ift vollfommen ſyſtemlos und weit hinter 
ven Anforderungen unferer rationellen Beſteuerung zurüd. Bol. 
Hübner, „Bericht des ftatiftiihen Centralarchivs“, 1858, ©. 29 fg. 
Jene ward als contribution des patentes im Principe 1791 aus: 
geiproden und dann durch die Hauptgefeggebungen von 1798, 1844 
und 1850 geregelt, melde einen vollitändig ausgebildeten Ge: 
werbſteuerlataſter aufftellen. Vgl. Hod, a. a. DO, ©. 153 und 
unten. Die preußifhe Gewerbfteuer von 1810, melde das Recht 
zum Gewerbäbetrieb allein auf die Steuer zurüdführte und die neue 
Gewerbfteuerorvnung vom 20. Mai 1820 find harakterifirt bei Hoff: 
mann, a. a. D., S. 189 fg. Neuere Refultate bei Reden, „Preußi— 
ſcher Staatshaushalt”, ©. 271. Franz, „Preußiſcher Staat“, I, 
577 fg. Im Defterreich beginnt die Gefdichte mit dem Patent vom 
31. Dec. 1812; die weſentlichſten Grundſätze deſſelben find jegt noch 
gültig; vgl. über den Inhalt Chlupp, a. a. D., ©. 152 fg.; vor: 
züglihe Nachweiſungen in den „Tafeln zur Statiftil des Steuerwe— 
ſens“, Einleitung S. Xxxvii und Tabelle XXIU—XXYIL. Das 
Erwerbſteuerſyſtem Defterreih® hielt fih auf feiner urfprünglichen 
Stufe des Gejeges von 1812—48, wo die Einkommenfteuergefeg: 
gebung in ihrer erften Klaſſe das Einkommen der Berg: und Hütten: 
betriebe, in der zweiten Klaſſe die ftehenden Bezüge und den Vervienft, 
der auf rein perfönlihem Kapital ruht (Schriftfteller, Gelehrte, 
Künftler u; |. m.) befteuerte, was, obwol der Form nad eine Eins 
fommenfteuer, in der Wirklichkeit eine Gewerbſteuer war. Die ungarifche 
Berfonalerwerbiteuer vom 2. Nov. 1850 mar die Ausdehnung des 
Princips der Erwerbfteuer auf die ungarifchen Länder in der Form 
einer Klaſſenſteuer, jedoh nur. für die niedern Klaſſen berechnet. Sie 
hat durchaus den Charakter einer Webergangsiteuer. Weber fie wie 
über die Verhältnifje von Siebenbürgen vgl. die „Tafelh” S. XXXIX, 
und Chlupp, $. 151. Das ſpaniſche Gewerbfteuergefeg (Gejeg vom 
23. Mai 1845) hat die Grundformen und Principien der franzöfi: 
ſchen Gefeggebung. Minutoli, „Spanien“, S. 212 fg. In Bortw 
gal fehlt eine Gewerbfteuergefepgebung. In Baiern neueite Ge 
feßgebung vom 28. Mai 1852 mit dem Unterfchied ber unverän- 
derlihen Normalanlage (Steuereinheit das Gewerbe an fih) und der 
veränderlihen Betriebsanlage (Meffung nah dem Umfange des Be: 
triebs durch Selbjtfhägung und Prüfung). Hauff, „Bairiſche Ge: 
feßgebung“, $. 396 fg. Sachen: geſchichtliche Weberfiht in der 
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Zeitfcrift, a. a. D., Nr, 4 u. 5. Hauptgeſetz v. 22. Nov. 1834. 
Dabei find Gewerbe: und Perfonaliteuer als Eine Steuer aufgefaßt; 
in der letztern ift die Beſoldungs- und zum Theil die Einfommen- 
fteuer mitenthalten. 


I. Das Object der Gewerbfteuer. 


Das Object der Gewerbftener ift das gewerbliche Unter- 

nehmen. 

Der Begriff des gewerblichen Unternehmens ift allerdings ein 
rein wiſſenſchaftlicher, und die Arten defjelben laſſen ſich daher 
allerdings auch rein wiffenihaftlih nad den drei Grundformen 
des Kapitals, dem Güterfapital, dem perfönlichen und dem Werth- 
fapital, al3 die Gewerbe der Waarenproduction, der Leiftungen 
und des Gewinns am Werthe unterfcheiden; doch hat dieſe rein 
wiſſenſchaftliche Betrachtung nur den Werth, durd) ihre Definition 
zu bewirken, daß nicht das eigentliche Geiverbe, fondern jeder auf 
irgendeiner Kapitalform beruhende Erwerb als Steuerobject an- 
erfannt werde, was bis auf die neuere Zeit keineswegs der Fall 
mar. Man ging nämlich urjprünglih von der Vorftellung aus, 
daß das Steuerobject nur das eigentlihe Gewerbe ſei und die 
freien Erwerbsfoygnen, die auf geiftigem Kapital ruhen, diefer 
Steuer nicht unterzogen werden ſollen. Erſt jegt hat man auch 
das freie Gewerbe ſyſtematiſch berbeigezogen. 

Daraus ift e3 erflärlih, daß die Gefeßgebungen über Ge— 
werbſteuer im Object nicht immer übereinftimmen. Die Geihichte 
der neuern Gewerbſteuergeſetze geht jedoch im allgemeinen dahin, 
durch die Ausdehnung der Steuer dem vollen Begriffe des Steuer: 
objects. nachzukommen. Es haben fi daraus in der Praxis ° 
zwei wichtige Confequenzen ergeben, die ſelbſt in der Theorie 
noch nicht gehörig zur Geltung gefommen find. 

1) Es ergibt fi nämlich erftens, daß alle Unternehmungen 

von der Gewerbſteuer nicht betroffen werden, melde ‚auf einem 
Kapital an Grund und Boden beruhen. Die Grenze zwiſchen 
der Grundftener und Getverbfteuer ift da gegeben, wo die Er— 
zeugung bei dem von dem Grund und Boden zum Bmede der 
Production getrennten Gute beginnt. 

2) €8 folgt zweitens, daß jeder Erwerb, der nicht ein be— 
reits vorhandenes und erworbenes Kapital zur Grundlage bat, 
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nit der Gewerbſteuer angehört, wie die rein phyſiſche Arbeit 
und ihr Lohn. Die Grenze für die Gemwerbfteuer nach diefer 
Seite ift bier im einzelnen Falle oft fehr ſchwierig zu ziehen; im 
allgemeinen muß die Regel gelten, daß die Gemwerbfteuer da be— 
ginnt, wo das ‚Übject der eigenen Thätigleit das eigene Ka— 
pital iſt. 

Die praktiſche Beſtimmung der Arten geht von dem Bedürf- 
niß der leihtern Beſteuerung aus, und fo entfteht die Claſſifica— 
tion der Gewerbe. Wie viele einzelne Gewerbsarten man dabei 
annimmt, ift natürlih durch die vorhandenen Arten zu beftim- 
men und Tann deshalb nicht allenthalben gleich fein. 

Die Steuergefegebungen gaben fi nicht damit ab, das Weſen 
des Gewerbes zu beftimmen, ſondern nahmen daſſelbe, wie e3 ge: 
geben war. Freilich kann das völlige Weglafien jedes Begriffs, 
wie bei Wirth (S. 455) wenig nügen. Die Befteuerung der Land: 
wirthſchaft als Gewerbe ift nichts als ein ſchlechter Erſatz für die 
fehlende Beweglichkeit der Grundfteuer. Die Befteuerung der Päd: 
ter in England und zum Theil au die Befteuerung ber Lanbwirthe 
in Deutfchland ift in der That, wie England zeigt, keine Gewerb⸗ 
fteuer, fondern eine Einkommenſteuer (Rau, $. 363). Die Beiteue: 
rung des reinen Arbeitzlohns ift bei den Neuern, Malhus, Rau, 
wieder weggelafien. Die Geſetzgebung über die Gewerbeclaffification 
gehört übrigens zu den ausgezeichnetſten Leiftungen ‚der Finanzwirth- 
ſchaft unferer Zeit. 


IL. Die Beſteuerung der Gewerbe. 
a) Claſſification, Gemerbfteuerfuß, Gewerbſteuerſyſtem. 

Die Veftenerung der Gewerbe enthält den Proceß, ver- 
möge deifen die Beſtimmung und Bertheilung des Steuermaßes 
gejeglih für die Arten der Gewerbe und ihre Unterarten felt- 
geftellt wird. \ 

Da nun aber auch die gleichartigen gewerblichen Unterneh: 
mungen in Beziehung auf ihre Steuerfraft unendlich verfchieden 
find, jo zerfällt die Aufgabe der Beſteuerung in zwei Theile. 

Der erfte Theil ift die Claflification der gleichartigen Unter 
nehmungen. 

Die Claffification hat innerhalb der gleichen Art Durchſchnitte 
aufzuftelen, melde die Grundlage für die Schägung und den 
Steuerfuß abgeben. Sie hat zu dem Ende ein beftimmtes Ver: 
fahren zu beobachten, das wieder verſchiedene "Wege einfchlägt. 
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Der erfie Weg beruht auf dem einfachen mwirthichaftlichen 
Satze, daß der Umfang des Abjates der Producte für den Um: 
fang des Reinertrags wenigſtens in feinem Minimum entſcheidend 
ift; der Umfang des Abfages beruht aber wieder auf der Größe 
des Ortes, in welchem das Gewerbe betrieben wird, weil diefer 
Drt den natürlichen Markt für die Erzeugniſſe defjelben bildet. 
Auf diefe Weiſe ift die Eintheilung der Ortſchaften nad) ihrer 
Einwohnerzahl die erfte Grundlage für die Beftimmung der Steuer 
kraft der Gewerbe überhaupt und für die Aufftellung eines ver— 
ſchiedenen Maßes der Steuerkraft gleihmamiger, aber mit un 
gleihem Erfolge betriebener Gewerbe. Dadurch ergibt ſich eine 
den größten Theil aller Gewerbe umfafjende Elaffification der- 
felben, und diefe Klafjen können wir am beiten die Ortstlaffen 
nennen. 

Der zweite Weg ift die Beftimmung der Größe des Anlage 
und Betriebsfapitals, welches in der Unternehmung zur Produc⸗ 
tion verwendet wird. Die Schwierigkeit, diefe Größe zu beftim- 
men, bebarf feiner Erörterung. Das nächſte Moment für diefelbe 
ift indeß der Umfang des unbeweglichen Kapitals, entweder der 
für den Betrieb nothwendigen Grundfläe, oder der Gebäude 
oder fonftigen unbeweglihen Einrichtungen. Das entferntere 
Moment ift-der Umfang des Betriebes ſelbſt, der ſtets ſehr ſchwer 
zu ihägen fein wird. Aus beiden zugleich werden dann Durch- 
ſchnitte gebildet, welche eine die Gejammtheit der betreffenden 
Gewerbe umfafjende Claffification derfelben ergeben, und zwar fo, 
daß jede Art der Gewerbe wieder innerhalb jedes Ortes der 
Slaffification unterliegt. Die hieraus fi ergebenden Klaſſen 
nennen wir die Betriebsklaſſen. 

Die Nichtigkeit jedes Steuerſyſtems für die Gewerbe wird 
nun ftet3 zuerft auf der Nichtigkeit der aufgeftellten Ortsklaſſen 
einerfeits und der Betriebsklaſſen ambererfeits beruhen. Die 
Grenze für beide Arten oder Klafjen liegt dabei ſchon in der 
Natur der Betriebe felbft. Bon der örtlichen Claſſification 
find nämlich diejenigen Unternehmungen ausgeſchloſſen, bie für 
ihren Erwerb entweder nicht auf einen bejtimmten Ort angewie— 
fen find, oder die nur an einem beftimmten Orte betrieben wer- 
den können. Bei diefen ift eine Beſtimmung ihrer Steuerfraft 
‚nur nad) dem Umfange ihres Kapitals, ſei es des beweglichen oder 
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des unbeweglichen, möglich; man kann fie in der Finanzwiſſen— 
ſchaft die Vetriebstlaffengewerbe nermen. Doch werden diefe 
Gewerbe ſtets die Ausnahme bilden. 

Im allgemeinen befteht daher die Claffification aus einem 
Schema, welches durch dieſe beiden Elemente der Größe des 
Orts und des Umfangs der Unternehmung in der Weife gebildet 
wird, daß alle Orte nach ihrer Einwohnerzahl in gewiffe (4—7) 
und alle Unternehmungen nah ihrem Umfange in eine Reihe 
ſehr verſchiedener Haupt= und Unterabtheilungen getheilt werden, 
fodaß damit für jede einzelne wirklich vorhandene Unternehmung 
in diefem Schema ein Platz ift, der dann wieder den Steuerfuß 
für diefelbe beftimmt. . 

Die Beſtimmung dieſes Steuerfußes für jede Rubrik der 
Steuerclaffification hat ihrem Begriffe nach zur Aufgabe, zunächſt 
die durchſchnittliche Steuerkraft oder den Reinertrag der einzelnen 
Klaſſen feftzuftellen. 

Es leuchtet ein, daß dies nicht anders geſchehen kann, als 
indem man das durchſchnittlich geringſte Maß von Steuerfraft 
annimmt. Dafür nun laffen fi feine abſolut gültigen Regeln 
aufftellen, jelbft da nicht, wo das Maß der Production dur 
den. Umfang des unbeweglichen Kapitals, alfo an einem objec- 
tiven Maß, beftimmt werben fol. Das Verfahren muß ſich dem- 
nad an die gegebenen Verhältniffe anfchließen und dabei den 
umgekehrten Weg ber Befteuerung einfchlagen, indem es zuerft 
für ‘die befanntefte und einer Schägung zugänglicite Klaffe 
einen Steuerfuß feftftelt und von diefem aus für jede weitere Klaſſe 
den Fuß verhältnißmäßig erhöht oder erniedrigt. Es ift dabei 
ar, daß diefer Steuerfuß meiftens zugleich der -Steuerbetrag für 
jedes Untenehmen ft, da die Steuereinheit mit dem Steuerob- 
ject (dem Unternehmen felbft) zufammenfält. Auf diefe Weife wer— 
den fi fo viele Abftufungen der Gewerbſteuerfuße oder Beträge 
ergeben, al3 die Glaffification Rubriken ergibt. Freilich entftehen 
dadurch eine große Menge von Graden in der Befteuerung der 
Gewerbe; allein gerade diefe Vielheit derfelben macht diefe Steuer 
fähig, ihre wahre Aufgabe, die Beſteuerung aller einzelnen Ge— 
werbe nach ihrer wirklichen Steuerfraft, zu erreichen. Die Ungleid- 
heit der Steuerbeträge ift hier in der That die Gleichheit 
der Beſteuerung, und mit Recht wird daher auf dieſe Glaffi- 
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fication ein fo hoher. Werth gelegt, daß fie als ein mejentliches 
Merkmal der Entwidelung des Steuerweſens erſcheint. 

\ In diefem Sinne nun, indem die Befteuerung der Ger 
werbe die Steuer der einzelnen Gewerbe nad) beftimmten, aus 
der Natur des gewerblichen Betriebes felbit entnommenen Regeln 
vermöge der Ungleichheit der Steuerbeträge zu einer gleichen 
Steuer für alle ungleihen Unternehmungen macht, ſprechen wir 
von einem Spfteme der Getwerbefteuer. Und dieſes Syſtem ift vieleicht 
das merlwürdigſte Ergebniß der Finanzwirthſchaft unferer get. 
Wenn man England mit feiner irrationalen, Portugal mit 
ner feudalen und einige andere Heinere (veutfähe) Staaten mit 
ter unentwidelten Gewerbſteuer wegnimmt, fo ruht bie ganze Clafr 
fification der, legtern auf den erwähnten Grundlagen, theils gleich 
von Anfang an, mie die öſterreichiſche, mit ihren vier (Haupt:) 
Betriebsklaſſen und vier Ortsklaſſen (f. bei Chlupp, a. a. D., ©. 154fg. 
die Betriebsklaſſen und ©. 161 fg. die Ortsklaſſen), jer⸗ Rubrik 
mit ihrem nad beiven Momenten bemeflenen Steuerfuß, nebft An: 
gabe der vom Ortsbedarf unabhängigen Unternehmungen (Landes: 
fabrifen und Großhandlungen, 13 Klafien und 13 Fuße), im ganzen 
72. Steuerfuße; theil3, wie in Preußen, allmählich entwidelt. Hier 
ift das Geſetz von 1810 das einfahe, das Gejeg von 1820 das 
ausgebilvete Syftem. Vgl. die einzelnen: Beftimmungen befielben bei 
- Hoffmann, a. a. O., ©. 192 fg.; Franz, a. a. D.; S. 577 fg., und 
beſonders Eggert, „Gewerbewefen in dem preußiſchen State” (1852) 
- (4 Drtstlaflen, 11 Betriebsklaſſen). Das franzöfiihe Syftem hat 
4 Hauptbetriebsklaſſen, 7 Ortsklaſſen, (Maldus, I, 252; Hod, 

©. 153 fg.); doch bat dies feit der Einführung der Gewerbe ge: 
wechſelt. Frankreich hat außerdem den boppelten Steuerfuß, die fefte 
und bie proportionale Abgabe. Diefem Beifpiel ift Baiern gefolgt 
mit dem Unterſchied der Nornalanlage und ver Betriebsanlage, mit 
30 Klaſſen von 15 Kr. bis 1000 FIl. Hautt, „Bairiſche Gefeg: 
gebung”, ©. 529. Ferner Baden mit 10 Klaſſen; Großherzogthum 
Heflen (Gefeg vom 16. Juni 1827) 7 Bebriebs- und 3 Otte: 
Hafen; Naflau mit 22 Klaſſen; Niederlande (Droit de pa- 
tente vom 21. Mai 1819) mit einer Menge von Klafien. S. Rau, 
$. 367 und 372. Sachſen mit‘ven beiven Hauptllaflen, der Ge 
werbſteuer mit 12 und der Perfonalfteuer mit 7 Klaſſen. Zeitſchrift, 

a. 0. D., ©. 46. Bol. auch Maldus, I, $. 56. 


b) Die Einfhägung und ter Gemwerbfteuerfatafter. 
Die Einſchätzung ift au hier der Act, durch melden das 
einzelne Gewerbe feine Stelle in dem Schema und damit feinen 
Steuerfuß empfängt. 
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Die Einfhägung enthält mehrere Theile, deren Einrichtung 
im einzelnen auf der Zwedmäßigkeit, im ganzen auf dem Grund» 
fat beruht, daß die richtige Einſchätzung nur dur) das Zufammen- 
wirken der eingelnen und des Staats ftattfinden Tann. Das Amt 
tegiftriet demnach zuerft das Gewerbe; zum Zweck der Beſteue⸗ 
rung wird dann die Angabe des einzelnen gemacht und diefe An- 
gabe vom Amte geprüft und unter Zuziehung der Gemeindemit- 
gliever darüber entſchieden. Da nun aber die Merkmale für die 
Einſchätzung geſetzlich zum größten Theil gegeben find, in den 
Ortsklaſſen durch die Statiftif und in ben Hauptbetriebsklaſſen 
durch die Natur des Gewerbes, jo bezieht fih die Einſchätzung 
meiftens nur auf die Unterabtheilungen der Betrieböflaffen und 

‚bat daher, wie in Frankreich und Baiern, auch nur den Steuer- 
fuß der Betriebsanlage zum Object. 

Wenn die Einfhägung gefchehen ift, jo werben die einzelnen 

Gewerbe in das Glaffificationsfhema gemeindeweiſe eingetragen. 
Und fo entfteht der Gewerbſteuerkataſter, der auf diefe Weife ein 
Bild der Vertheilung des gefammten gewerblichen Kapitals und 
feiner Production in einem Lande enthält. 

Die Umfchreibungen im Gemerbefatafter gejchehen endlich 
gleichfalls nach beftimmten Regeln. Sie betreffen entweder das 
Aufgeben beftehender Gewerbe oder das Entftehen neuer Unter 
nehmungen. Zweitens aber treten die Umfcreibungen ein, wo 
beftehende Gewerbe fi entweder ausdehnen oder ſich verringern. 
Die Formen und Bedingungen der Umfcreibungen find Ge— 
genftand befonderer und zum Theil ſehr ausführlicher geſetzlicher 
Vorſchriften. Es liegt nun in der wechſelnden Natur des ge 
werblichen Kapitals, daß ein folder Katafter niemals ein fefter 
fein kann, wie der Grundſteuerkataſter. Es bedarf im Gegen: " 
theil nicht blos diefer einzelnen Umfchreibungen, fondern e8 muß _ 
eine volftändige Reviſion befjelben in beftimmten Beiträumen 
ftattfinden. Für diefe gelten im tefentlichen- diefelben Regeln 
wie für die erfte Aufftellung; es ift aber für das praktiſche Steuer- 
weſen von großer Wichtigkeit, daß über diefe Revifionen genaue 
Imftructionen vorhanden find. 

„Goivenzhaltung““ des Erwerbſteuerlataſters in Deſterreich bei 

Chlupp, a. a. D., $. 123. Die Einfhägung ſelbſt geſchieht durch 

die Bezirlsamter, die ihre Anträge an die Kreisbehörbe ftellen, welder 
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die befinitipe Bemeflung der Steuer obliegt. Weitere Ausführung 
der Formen, unter denen die Umfchreibungen im einzelnen ftattfinden, 
8.124 fg. Rau will jährliche Berichtigung und Revifion in längerer 
Zeit. Im Defterreih von drei zu drei Jahren; in Baden gleichfalls; 
ebenfo in Baiern. Hauff, S. 535. 


II. Die Erhebung der Gewerbftener. 


Die Erhebung der Gewerbfteuer hat num teog der Verſchie⸗ 
denheiten der Gewerb- und Grundſteuer dennoch den Charakter 
der legten. Sie beruht zunächft auf der Umlegung der Steuer. 

Diefe Umlegung der Gewerbfteuer und die damit verbundene 
Individualausſchreibung derfelben Tann nun aud hier entweder 
den einzelnen Gemwerbtreibenden als Steuerſubject angehen, oder 
fie Tann an die Gemeinſchaft der gleichnamigen Gewerbe eines und 
defjelben Ortes als Steuerfubject gerichtet werben. Wir nennen, 
die erfte die directe, die zweite die indirecte Umlegung der Ge— 
werbſteuer. J 

Die directe Umlegung geht von dem Gewerbſteuerkataſter 
aus und beſteht in der amtlichen Ausſchreibung des individuellen 
Steuerbetrags an jeden einzelnen Gewerbtreibenden. 

Die indirecte Umlegung beſteht auch hier darin, daß der 
Geſammtheit der Gewerbtreibenden die Geſammtſumme der Ge— 
werbſteuerbeträge zur eigenen Vertheilung übergeben wird. 

Die letzte Form iſt unter der Bedingung die richtige, daß 
ſie mit der erſten inſoweit verbunden wird, als ein Theil des 

Gegwerbſteuerbetrags als feſter Steuerfuß jedem Gewerbe auferlegt, 
der Reſt aber der Gewerbgenoſſenſchaft zur freien Vertheilung 
übergeben wird, wobei jedoch ſtets ein Recurs des einzelnen an 
das Steueramt offen bleiben muß. 

Die Steuerzahlung hat ihre naturgemäßen Termine am 
Ende des Jahres oder in den Quartalen, weil dies die Zeit: 
punkte des Rechnungsabſchluſſes find. j 

Die Eintreibung der Gewerbſteuer beriyt auf dem Orund- 
jaß, daß die Gemerbfteuerzahlung die „edingung für das Recht 
des Geiwerbebetriebes ift. Und Lar machen babei die zünftigen 
und nichtzünftigen Gewerbe feinen Unterſchied. Nachlaſſe und 
Rückſtände können natürlich unter beſtimmten Bedingungen bewil- 
ligt werden; wo jedoch die indirecte Erhebung ftattfindet, ift es 
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Sache der Genoſſenſchaft, diefe Bewilligung zu ertheilen, da nur ' 
in außerordentliden Fällen ihr ſelbſt Nadlaffe und Rüdftände 
bewilligt werden Fünnen. 


Frankreich hat das Princip eingeführt, daß die Gemwerbiteuer 
nicht ‘auf die einzelnen Landesgebiete, ſondern „in jeder Gemeinde 
durd den Steuerbeamten im Einvernehmen mit dem Maire unmittel: 
bar für jeden einzelnen Gemwerbtreibenden beantragt und vom Director 
der birecten Steuer im Ginvernehmen mit dem Präfecten feſtgeſetzt 
wird“, deshalb contribution de quotite. Del. Hod, ©. 153. 
Dies hat auch in Defterreih Geltung. Chlupp, ©. 170. 


Gemwerbfteuerredt. 


Das Gemwerbiteuerreht geht davon aus, daß ber Betrieb 
des Gewerbes eine ebenſo abſolute Steuerpflicht mit ſich bringt 
als der Grundbefig. Ebendarin liegt der Charakter der Gewerb⸗ 
fteuer, daß fie der Ausdruck der geſellſchaftlichen und ftaatlichen 
Gleichſtellung des gewerblichen Beſitzes mit dem Grundbeſitz ift. 
Die Zahlung der Gemwerbfteuer erfheint daher naturgemäß fo 

- unbedingt als Ausfluß des Gemerbebetriebes, daß daraus die 
beiden Hauptprincipien des Gewerbſteuerrechts fih von ſelbſt 
ergeben. 

1) Der Beginn des "Betriebes fällt mit der Gewerbſteuer⸗ 
pflicht unbedingt zuſammen, wie die Grundſteuerpflicht mit dem 
Grundbeſitz. Dabei ſind für das Gewerberecht allerdings wieder 
zwei Fälle möglich: es kann das Betriebsrecht einfach auf der 
Erklärung, ein Gewerbe beginnen zu wollen, beruhen, ſodaß die 


Kataſtrirung des Gewerbes und die damit verbundene Zahlung 


der Steuer die Verftattung des Betriebes enthalten; oder es Tann 
das Recht auf den Betrieb von der Zunft abhängen. Das ift 
aber für das Steuerrecht gleihgültig, denn auch im erften Falle 
ift die Steuer nicht der Grund, fondern die Folge des Betriebes. 
. 2) Das Recht auf den Betrieb hört auf, fobald die Steuer 
nicht gezahlt wird. Die Pflicht zur Zahlung muß jedod fo 
lange dauern, als das Gewerbe noch im Katafter erſcheint; 
fie hört erft mit der gefegmäßigen Umschreibung oder Löſchung auf. 
Das Strafrecht der Gewerbſteuer tritt ein, wenn ein Ges 
ierbebetrieb ohne Steuer begonnen oder nad der Löſchung fort: 
gejegt wird, und die Strafe kann nur in einer angemefjenen Er- 
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böhung der ‚Steuer beftehen. Falſche Angaben können feinen 
Gegenftand des Strafrechts bilden, meil fie vor der Kataftrirung 
berichtigt werden und nach berjelben nur der Katafter gültig ift. 
Britte Gruppe der directen Steuern. 
Die PBerfonalfteuern (Kopfiteuer). 

Die Perfonalfteuern find dadurch fo vielfach theils beftritten, 
theils aud in ihrer ganzen fpftematifchen Stellung. und Auffaffung 
unklar, weil ihr Object, die Form de3 Kapitals, welche wir das 
perfönlie Kapital nennen, fi der unmittelbaren Meſſung ent- 
sieht und daher aud) eine Scheidung des Reinertrags vom Roh— 
ertrage hier unthunlich erſcheint, während andererfeits dennoch das 

Kapital ‘als ein jelbftändiges zur Erſcheinung kommt. Auf diefen 
Verhältniffen beruht e8, wenn wir die Perjonalftenern als den 
Uebergang von den directen Steuern zu den andern Arten be 
zeichnet haben. Die Natur dieſes Uebergangs befteht darin, daß 
zur Meſſung des Steuerobject3 und der Steuerquelle Momente 
aus jenen beiden Steuerarten herbeigezogen werben, aus welchen 
fih dann die drei Gruppen der Perfonalfteuern bilden, die reine 
BVerfonalftener, die nur die Perfon, die Klaffenfteuer, die auch 
die Verzehrung, und die Perjonalerwerbfteuer, die auch den Er⸗ 
werb herbeizieht. Es fann daher hier von den legtern beiden. 
Arten nicht die Rede fein, fondern nur von der erftern, die man 
daher auch gewöhnlich ala Kopfiteuer bezeichnet. 

Das Steuerobject bei diefer Kopfiteuer ift, wenigſtens im 
Princip, das in der perjönlihen Erwerbsfähigkeit liegende per 
ſönliche Kapital, und zwar weſentlich, infofern dafjelbe nicht eine 
durch Verwendung von Kapital und Arbeit erworbene, fondern 
die natürliche perſönliche Ermwerbsfähigkeit if. Die Steuerquelle 
iſt der wirkliche Ertrag deffelben, der mechaniſche Arbeitslohn, der 
vom Verdienſt als dem Ertrage jener erft erworbenen Erwerbs- 
fähigfeit, der mithin den Zins und die Amortifation für dag An- 
lagekapital enthält, ftreng geichieden werden muß. Der Steuerfuß 
müßte gefunden werden, wenn man®die Größe des reinen Arbeitslohns 
beftimmen fönnte. Diefer Steuerfuß für den mechanischen Arbeitslohn 
als den Reinertrag des perſonlichen Kapitals an phyſiſcher Arbeitz- 
kraft müßte zwei weſentliche Eigenſchaften haben. Erſtens müßte 
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er ein ſehr hoher fein, weil er, wenn er feinen wahren Zweck 
erreichen follte, die Geſammtheit aller Verzehrungsfteuern erfegen 
müßte, um fo mehr, als er natürlich nur von phyſiſch arbeitsfähigen 
Menſchen erhoben werben könnte; zweitens müßte er,.da jeder ohne 
Ausnahme ein folhes Kapital befigt, für alle Klaffen und Stände 
glei fein, ohne Rückſicht auf Befig, fonftiges Einkommen oder 
bürgerliche Stellung. Die Steuererhebung würde auf einer Aufzeich- 
nung aller arbeitsfähigen Perfonen oder einem reinen Perſonalka— 
tafter beruhen; die Zahlung würde gemeindeweiſe zu geihehen haben. - 

Dies ift die Idee der reinen Perfonalfteuer. Jede andere 
Vorftellung enthält ſchon Elemente aus dem Folgenden. 

Die Auflage und Erhebung einer folhen reinen Perfonal- 
fteuer unterliegt nämlich zwei großen Schwierigkeiten, melde die 
beiden Formen der gemifchten Perfonalftener erzeugt haben. 

Erftens nämlich ift das rein phyſiſche Kapital an Arbeitskraft 
von demjenigen fo gut als gar nicht zu trennen, welches dem 
einzelnen durch Verwendungen erworben wird und daher als 
befondere Fähigkeit und Geſchicklichkeit auch beſonders verwerthet 
wird. Wo dies geſchieht, da reden wir von einem Gewerbe und 
einer Leiftung, deren Arbeitslohn ftets ein Verdienft iſt. Die 
Befteuerung des Verdienftes aber gehört ſchon nicht mehr unter 

"die reine Perfonalfteuer, jondern bildet einen Theil der Gewerb- 
ſteuer und wird hier auch aufgeführt, obgleich oft unter dem 
Namen der Perfonalfteuer, oft auch nicht. 

Zweitens ift die Steuerfraft des rein phyſiſchen Rapitals, 
getrennt von der der übrigen Kapitalsformen, ſchwer oder gar . 
nicht zu meflen. Das einzige wahre Mittel bleibt die Beftenerung 
nad der Confumtion, welche eben die phyſiſche Arbeilskraft er: 
zeugt, und daher liegt es nahe, die veine Perfonalfteuer in der 
Form der Confumtionzfteuer auftreten zu laffen, melde genau 
denfelben Zweck erfüllt, aber eine viel leichtere Erhebung gewährt. 
So entfteht aus der reinen Perfonalfteuer die Klafjenfteuer, oder 
fie geht ganz in der Conſumtionsſteuer auf, 

Es ergibt fih daraus zuerſt, daß das Princip der einen 
Berfonalfteuer an fih ein vollfommen richtiges ift; fie ift eine 
directe Steuer auf das reine Kapital der phyſiſchen Arbeitskraft 
und wäre fogar leicht ausführbar, wenigſtens bei den befißenden 
Klafjen der Geſellſchaft. Sie würde dann erfcheinen als Beſteuerung 


. 


287 


de3 Arbeitslohn, freilich nicht des DVerdienftes, und würde der 
Ausdrud derjenigen Gleichheit fein, die ganz unzweifelhaft ift, der 
phyſiſchen Gleichheit und ihrer Arbeitskraft. Es ift daher an fih 
gegen eine ſolche Steuer als legte Form der directen Steuer gar 
nichts einzuwenden. 

Allein die Schwierigkeiten und Koften ihrer Erhebung find 
fo groß, daß fie nur ausnahmsweile und bei einer feften Be: _ 
völferung praktiſch erſcheint. Es ift daher unter allen Steuern 
die am wenigften praftifhe, und die Erfahrung hat gezeigt, daß 
es durchaus angemefjen ift, fie als felbftändige Steuer aufzugeben 
und ihre Steuerquelle entweder in die Klafjenfteuerform der Ver- 
zehrungsfteuer oder in die eigentliche Verzehrungs- und Ver— 
brauchsſteuer zu verſchmelzen. 

Sie iſt daher und mit Recht aus der Klaſſe der directen 
Steuern mit wenig Ausnahmen gänzlich verſchwunden, nur die 
Theorie kann ſich ihrer nicht ganz entledigen, da fie theore— 
tiſch die directe Form der indirecten Steuern vertritt und daher 
zu diefen den Webergang bildet. 


Die Verwirrung über die fogenannte Beſteuerung des Arbeits: 
lohns, die auch Rau theoretifh aufitellt, hat die Misverftänpniffe 
über die Perfonalfteuer erzeugt. Doch ordnet fi die Sache leicht, 
wenn man folgende‘ Geſichtspunkte feithält: 

Keine Beſteuerung des Verdienftes fällt unter die Perſonalſteuer, 
fondern gehört ſtets unter die Gewerbfteuer. - 

Der reine Arbeitslohn kann praltiſch nicht direct befteuert, fondern 
muß durd die Confumtion betroffen werden. 

Die franzöfifhe Perfonalfteuer hat in der Prariß diefelbe Con: 
fufion begründet, melde die englifche Literatur theoretiih über bie 
Steuer auf den Arbeitzlohn erzeugte. Sie follte ihrer Idee nach 
eben vie directe Steuer auf den Reinertrag der phyſiſchen Arbeit fein 
und hatte deshalb ald Steuereinheit den dreitägigen Lohn, ver nicht 
unter 50 Eent. und nicht über 1 Fr. 50 Cent. fein durfte; aber 
dieje Steuereinheit erfhien auch nicht genügend und man zog das 
ber ala Steuerobject aud noch die Wohnung berbei,. die inbivibuell 
ermittelt wird (©. Hod, ©. 145 u. 146). Das Hauptgefeg ilt vom 
26. Mai 1831 und 21. April 1832. Diefe Steuer ift ohne Zweifel 
eine volltommen irrationale. — Die Perſonalſteuer in Holland und in 
Belgien, die Perfonalfteuer in Sachſen, die ungariſche Perjonalermerb- 
fteuer find Steuern, welhe nur den Namen mit der reinen Perſonal— 
fteuer gemein haben; fie find in der That Gewerbſteuern im weitern 
Sinne, indem hier ein Werthfapital oder ein rein perfönliches Kapital . 
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zu Grunde gelegt wird. Hoffmann fagt zwar (S. 144), „daß die 
perfönlihen Steuern einer ganz unverdienten Verachtung unterliegen‘, 
er kommt aber nicht zu dem wahren Grunde gegen biefelben, da er 
PVerfonalfteuern aud da anerkennt, wo ein Kapital, von perſonlichen 
Eigenfchaften werbend auftritt und fie doch als Vorläufer der Klaſ— 
fenftener darftellt. Die Nuffaffungen von Jakob ($. 572), der ſich ab- 
folut gegen diefelben erklärt, und Malchus ($. 41), der fie auf ein 
allgemeines Einkommen gründet, haben infofern Werth, als fie vie 
Ueberzeugung feitgeftellt haben, daß diefe Steuern „auf feinem wiſſen— 
ſchaftlichen Princip begründet” find, was eigentlich nicht richtig iſt 
und wol duch die Verwechſelung mit der (unfreien) Kopffteuer ent— 
ſtand. ©. Rau, $. 397. Die alte Kopffteuer enthält eine Miſchung 
von directer Beiteuerung der perfönlichen Erwerbafähigleit und von 
indirecter Befteuerung der Verzehrung und hatte daher in der Grund- 
idee Aehnlichkeit mit der Klaſſenſteuer, nur daß bei ihr das Steuer- 
jubject die unfreie Perfon, die Steuerquelle der ungeſchiedene Verdienſt 
und Arbeitslohn war. Man kann fie daher gar nicht als eine felb- 
ftändige Art von Steuern bezeichnen, fondern al3 den unklaren Ausdrud 
eines jept überwundenen Befteuerungsfyftems; ohne dieſe Auffafjung 
kommt man zu berfelben Verwirrung wie Berier, „Etude' sur le 
systeme des impöts“ („Journal des Econom.“, October 1858), der 
jo ziemlich alles durdeinanver wirft. 


Die Befoldungsfteuer. 


Die Befoldungsftener geht aus den der gewerblichen Gefell: 
ſchaftsordnung eigenthümlichen Gedanken hervor, daß die Verwal: 
tung eines Amtes ein geiftiges Kapital vorausſetzt, das meiftens 
durch wirthſchaftlichen Aufwand erworben ift; daß fie daher felbft 
als eine Art des gewerblichen Betriebes erſcheint und daß die 
Befoldung der Ertrag diejes Betriebes ijt. 

63 ift daher an fi wol feinem Zweifel unterworfen, daß 
die Beſteuerung der Beſoldung dem Princip nach durchaus ra— 
tionell iſt. 

Nur wird dabei aus dem Geſichtspunkt der Zweckmäßigkeit 
die Frage entſtehen, ob es richtig ſein kann, daß der Staat, der 
ſelbſt die Beſoldung zahlt, einen Theil derſelben als Gewerbſteuer 
für ſich zurückhält. Viel näher ſcheint es zu liegen, daß der Staat 
den Betrag der Steuer bei der Beſoldung gleich anfangs abrechne. 
Der einzige Grund, der die beſondere Zahlung motiviren kann, 
beſteht darin, daß die Beſoldungen faſt ausnahmslos in runden . 
Summen gegeben werden und daß daher der Abzug, der den 
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Bejoldungsfteuerbetrag bildet, der leihtern Rechnung wegen lieber 
für fi) berechnet al3 von der Befoldung bei Bewilligung derjel- 
ben abgerechnet wird. Denn es läßt ſich keineswegs leugnen, daß 
eine Bewilligung in runden Summen, wenn fie den Abzug für 
die Steuer enthalten follte, faft immer zu viel oder zu wenig an 
Steuerbetrag ausmachen würde. Die Bejoldungsiteuer ift dem- 
nad allerdings eine abjolut richtige und nothwendige, und die 
Befteuerung der ausgezahlten Beſoldung erſcheint als das einzige 
Mittel, den Erwerb durch den Gehalt eines Amtes auf den gleichen 
Steuerfuß mit allen andern Arten des Erwerbes zu ftellen. Und 
e3 muß daher nicht blos die Beſoldungsſteuer, fondern eben die 
Befteuerung der Bejoldung als etwas vollfommen Rationelles an- 
ertannt werden. 

Die einzige Frage, die bisher nicht gehörig unterfucht erſcheint, 
ift die ſcheinbar klarſte, nämlich die Frage nach dem Steuerobject 
und dem daraus hervorgehenden Steuerfuße der Beſoldungsſteuer. 
Faft immer wird die ganze Summe der Beſoldung als Steuer: 
object angenommen; die Steuereinheit ift 100; der Steuerfuß 
ift ein beftimmtes Procent; die Steuererhebung geſchieht durch 
Abzug bei, der Auszahlung. Steuereinfhägung und Mefjung er 
geben fi von ſelbſt und auf diefe Weije ift die Befoldungsfteuer 
allerdings die bequemjte von allen Steuern. 

Mlein dabei liegt der im Grunde gar nicht zmweifelhafte Jrr= 
thum vor, daß man in diefer Weiſe die ganze Beſoldung nicht 
blos als Steuerobject, was fie ift, fondern auch als Steuerquelle, 
mas fie nicht ift, betrachtet und deshalb als Steuereinheit 100 
von der ganzen Bejoldung reine. In der That ift aber 
die Beſoldung der wirthſchaftliche Rohertrag der Amtsführung; 
eine Beftenerung der Befoldung daher, melde den allgemeinen 
Steuerfuß auf die ganze Befoldung anwendet, ift eine unziveifel- 
bafte Ueberlaftung de3 Beamten, eine Weberlaftung, die jeden 
andern Betrieb jofort zu Grunde richten würde. 

Die Gleichheit der Beſoldungsſteuer mit jeder andern Steuer 
würde demgemäß erft dann erzielt werden, wenn man für jede 
Befoldung den in ihrem Gefammtbetrage liegenden Reinertrag 
ermittelte, der in derjenigen Jahresfumme beftehen würde, welche 
der Beamte feinem Stande nah von feiner Gefammtbefoldung 
fi bei verftändiger Wirthſchaft erfparen könnte. Auf diejen Rein- 
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ertrag wäre bann erft die Steuereinheit von 100 und der 
Steuerfuß der übrigen Kapitalftenern anzuwenden und danach filr 
jede Befoldung ein fefter Steuerbetrag zu ermitteln. Dann erft 
Tann eine Befoldungsfteuer Anſpruch auf den Namen und Werth 
einer rationellen Steuer machen. 

Die weitläufige Literatur ſ. bei Malchus, $. 57. Merkwürdig bleibt 
nur, daß der jo unzweifelhafte Satz, daß die Gehalte nichts anderes 
find als der mirthihaftlihe Ertrag für den Amtsdienft, durch die 
Zorftellung hat verdunfelt werden können, als habe ber Gehalt ven 
Charakter des Einkommens des Staatsoberhauptes, Malchus, ©. 271. 
Uebrigens ift die Hauptfrage, nach dem Steuerfuß, bei feinem Schrift: 
ſteller principiell erörtert, mit Ausnahme Rau's, der in $. 395 die 
Orumdzüge der babifhen Steuer angibt und eine eingehenve Berech- 
nung aufftellt. Aber auch dieſer fehlt der Grundfag, in dem Gehalt 
den Reinertrag vom Rohertrag zu trennen. In Preußen und Defter- 
reich wird der Gehalt in der Einkommen- refp. Klaſſenſteuer berechnet. 
Dadurch find die Beamten in beiden Ländern principiell zu body 
beiteuert; es ift abjolut umbegreiflih, weshalb die Gehalte n. |. w. in 
Defterreich bei einer Summe von 5000 FI. umd darüber einen Steuerfuß 
von mehr ala 5 Proc. haben, während das Einfommen aus Zinfen 
nur mit 5 Proc. vom Hundert befteuert iſt. Dies ift die größte 
Unbilligfeit im ganzen öfterreihifhen Beſteuerungsſyſtem. 





Zweite Steuerart. 


Die indirerten Steuern. 
(Arbeits: oder Confumtionsftenern.) 


Der Begriff der Conſumtionsſteneru. 


Die indirecten, Arbeit» oder Confumtionsfteuern bilden die 
zweite große Art der Steuern. 

Das ganze Gebiet der Verbrauchsſteuern wird im einzelnen 
leicht verſtändlich, ſobald man ſich über den Begriff derfelben einigt. 
Diefer Begriff ift aber an ſich einfach und andererſeits durch die 
ganze Natur unferer geſellſchaftlichen Ordnung nahe gelegt. 

Das Princip aller Beftenerung in der gewöhnlichen Gejell- 
ſchaftsordnung beruht darauf, daß jedes im Erwerbe liegende 
Reineinkommen, deſſen erfte Bedingung die geordnete Eriftenz und 
Thätigfeit der Staatsgewalt ift, aud) zu dem Unterbalte berfelben _ 
verhältnigmäßig beitragen muß. 
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Nun find die beiden Elemente jedes Erwerbes das Kapital 
einerfeits und die perſönliche Arbeit andererfeits. Wie jedes von 
beiben zum Erwerb beiträgt, fo geht auch aus jedem von beiden 

‚ein ihm gehöriges Reineinfommen hervor. Zwar find beide nicht 
an ji getrennt, wol aber find fie befanntlich ſehr oft geſchieden 
in verſchiedenem Beſitze. Die perſönliche Arbeit ala ſolche macht 
nicht blos, wo fie des eigenen Kapital entbehrt, ala Arbeitslohn 
ihren Erwerb; aud da, wo fie mit eigenem Kapital verfehen ift, 
ift der Arbeitslohn ebenjo gut vorhanden, nur wird er nicht 
jelbftändig berechnet. In jedem Reineinfommen hat daher das— 
jenige der Arbeit. feinen Antheil, und zwar in der Weife, daß 
gerade die Sicherheit und Größe des Einfommens aus der Arbeit 
am meilten von der öffentlichen Ordnung und Sicherheit abhängig 
ift; je größer dieje, je mehr wird jenes fteigen und ſich befeftigen. 
Sowie daher die Geſellſchaftsordnung durch große Verwendungen 
den Arbeit3erwerb jedes Indivibuums ſchützt und fördert, fo muß 
auch diefe Duelle des individuellen Einkommens, die perfönlide 
Arbeit, vermöge ihrer Steuerquelle ein Gegenftand der Befteuerung 
erden, und die einzige Art und Weiſe, wie die perſönliche Arbeit 
und ihr Reinertrag allgemein und gleichmäßig befteuert werden 
Tann, beſteht in der Befteuerung der Confumtion oder der in- 
directen Steuer. ö " 

Diefem Begriffe gemäß kennt nun die indirecte Steuer keinen 
Unterfjied der wirthſchaftlichen Klaffen. Denn da nit etwa 
blos der Eapitallofe Arbeiter, fondern auch der Beſitzende perfön- 
lid) arbeitet und mithin aus feiner Arbeit fi einen Theil feines 
Einfommens bildet, fo ruhen die Verbrauchsſteuern nicht etwa 
auf der arbeitenden und Fapitallofen Klafje, jondern fie ruhen auf 
jeder Verjönlichkeit, und e8 ift einleuchtend, daß fie demnach von 
der befigenden Klaſſe neben der Kapitalftener getragen merben. 
Dagegen ift es richtig und vollkommen rationell, daß die Verbrauchs⸗ 
fteuern die einzigen Steuern find, welche die nichtbefigende 
Klaſſe zahlt, da ihr Arbeitseinkommen eben das einzige Einfom- 
men ift, welches fie hat. Fragt man daher nad der Gejammt- 
fumme, mit der das Arbeitseinkommen der nichtbefigenden Klaſſe 
Belaftet ift, fo ift es Mar, daß man von der Gefammtjumme ber 
Verbrauchsſteuern diejenige Summe würde abziehen müſſen, welche 
die befigende Klaſſe in diefer Steuer für ihren Verbrauch zahlt. 
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Der Reft erft bildet die Befteuerung der Fapitallofen Arbeit. Und 
man würde dadurch bald ein Verhältniß finden, mweldes die 
Steuerfumme der befigenden Klaſſe erft in ihrer wahren Bedeutung 
erſcheinen ließe. 

Dagegen hat das ſelbſtändige Auftreten der indirecten Steuer 
allerdings ſehr wichtige ſociale Vorausſetzungen, die wir ſchildern 
werden, ehe wir zum Begriff derſelben übergehen. 


Obgleich die ganze Frage nad der Zulaſſigkeit der indirecten 
Steuern im wefentlihen als erledigt angefehen wird, fo hat fie doch 
einen zu großen Pla in der Geſchichte der Finanzen eingenommen, 
als daß wir fie nicht charalteriſiren follten. 

Die erfte theoretiſche Unterfuhung über die inbirecten Steuern ent: 
fteht bei ven Phyſiokraten. Duesnay widmet ihr das ganze „Second 
probleme &conomique” (Ausgabe von Daire, S. 125 fg.) und gelangt 
zu dem Schluſſe, daß eine inbirecte Steuer abfolut werwerflich jei, weil 
ihre Einbringung „der Nation achtmal fo viel koftet, als fie trägt“ 
(S. 139). Damit war der Kampf gegen die indirecte Steuer er- 
öffnet. Quesnay folgte in Deutſchland zuerit Juſti („Finanzwiſſen⸗ 
fhaft“, Bud) VI, Abth. V), der fie durch eine Gewerbfteuer erfepen 
mil; dann die übrigen veutfhen Gegner: Krönte, Liechtenitern, 
Behr, namentlih aber Eſchenmayer („Ueber die Confumtionziteuer“, 
Heidelberg 1813), mit allen theil® aus ver focialen Natur, theils 
aus der Erhebung der Steuer fließenden Gegengründen. Die Anfiht 
wieder aufgenommen von Ulmenftein, „Vorzüge und Mängel der 
induftriellen Beſteuerung“ (1831), meift fußend auf Log, „Revifion“, 
IV, 143 fg., und „Handbuch“, III, 135, ver als ver legte Gegner 
der indirecten Steuern angejehen werben kann; ebenfo nod in ber 
2. Aufl, IL, $. 141. Rottet, „Detonomifhe Politik“, S. 345 fg, 
bringt nur Einreden aus rein jocialem Gefichtöpunfte. Gegen dieſe 
Verwerfung der indirecten Steuern ftand ſchon Sonnenfels auf („dis 
nanzwiſſenſchaft“, $. 167 fg.), mit eingehender Beleuchtung der Frage, 
ob die „allgemeine Accife” dur die großen Schwierigleiten ihrer 
Grhebung nicht unzuläjfig fei; feine Unterſcheidung der Verzehrungs⸗ 
und Luxusſteuer und die Confequenzen für den Steuerfuß find jehr 
gut dargelegt (vgl. $. 177 und unten). Cine neue, nur zur 
Hälfte beſſere Richtung befam die Sache durch Adam Smith. Er 
begann mit dem Begriffe der Befteuerung des Arbeitslohns (f. oben), 
ohne zu jehen, daß berjelbe eine Unmöglichkeit enthalte; ftellte dann 
daneben die Conſumtionsſteuer auf, erflärte: daß „die Befteuerung 
der nothwendigen Lebensmittel gerade fo wirfe, wie eine Befteuerung 
des Arbeitslohns“; daß aber diefe nur auf die höhern und mittlern Klaf 
jen falle; daß, „wenn die höhern und mittlern Klaſſen ihren Bor 
theil verftänden, fie ſich derjelben ſtets widerjegen würden“, und daß 
nur die Luxusſteuern zuläffig fein. Auf diefer Grundlage bat ſich 
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zunädft die englifhe Literatur gehalten. Ricardo, „Principles“, 
Kap. 17, daß „vie Confumtionsfteuer den Preis aller Producte um 
ihren Betrag erhöhe“, weshalb fie auf den Unternehmer und von 
viefen auf den Confumenten abgemwälzt werde, mogegen Say, II, 
4, daß died dem Unternehmer nicht gelinge, und daher diefe Steuer 
die Production hemme; aus diefem Grunde auch Mac Culloch, „On 
taxation“, ©. 98, gegen bie Verzehrungs- und nur für die Lupus: 
fteuer. Die deutſche Literatur nahm die Verteidigung der Confum: 
tionafteuer im Anfange dieſes Jahrhunderts nahbrüdlic wieder auf; 
namentlid nah Jalob's etwas negativem Vorgange, daß «3 „un: 
moglich ſei, alles Reineintommen durch directe Steuern zu treffen” 
(8. 1104 fg.), und daß die Confumtionzfteuer daher „zur Ausgleihung 
der ungleihen Eintommenfteuer angewendet werben müfje” ($. 694, 
696), wozu der zweite Standpunkt kam, den bejonders Hoffmann 
ausbrüdt (S. 245): „daß der, welder etwas verbraucht, wol auch 
fähig fein könnte, etwas zur Beſtreitung des Aufwandes auf öffent: 
liche Anftalten aufzuwenden.“ So auch noch Rau, $. 406. Mal: 
chus endlich faßte alle einzelnen Bedenken gegen die indirecte Bes 
fteuerung zufammen und wiberlegte fie einzeln und gründlich (I, 
$. 60, 61), mit befonderer Beziehung einerfeit3. auf den Einwurf, 
den man gegen die Erhebungsfoften aus der phyſiokratiſchen Schule 
bergenommen, andererſeits auf den Druck, mit dem fie auf der nie: 
dern Klaſſe Laften follen (S. 283—301). €3 ift feit diefer Zeit 
fein ernfthafter Zweifel gegen viefelben mehr erhoben worden; wol 
aber ift durchaus kein feites Princip über das Weſen und die wahre 
Steuerquelle verfelben anerkannt, was ſich namentlih in der ganzen 
Behandlung der Sahe duch Rau zeigt ($. 406). Die Frage 
ſcheint dadurch auf dem Boden der reinen Zmedmäßigfeit zu ftehen, 
wohin fie nicht gehört. Die Andeutung bei Adam Smith ift jo 
ziemlich verloren gegangen; man Tieht die Steuer als eine Form 
der Einfommenbefteuerung ‘überhaupt an und bat deshalb auch mei- 
ftend die Gebühren mit, hineingezogen, mährend man die Befteuerung 
des Arbeitslohns umllar fefthält. Nur die Anerkennung der indirecten 
Steuer als einer Beiteuerung des Einkommens aus der Arbeit und 
die Erfenntniß, daß felbft dieſe mit einem mefentlihen Theile eine 
indirecte Einkommenſteuer enthält, Tann dies Gebiet zum Abſchluß 
bringen. Die Behandlung ver einzelnen Formen der Steuer iſt na: 
mentli in der deutſchen Literatur eine zum größten Theile vortreff⸗ 
liche zu nennen. In neuefter Zeit ift der Gegenftand wieder aufge: 
nommen von Parieu, „Etudes sur le systeme des impöts” („Jour- 
nal.des Econom.”, September 1858), der mit vieler Unklarheit im 
einzelnen zu dem Satz gelangt: „Les taxes sur la richesse prises 
dans sa substauce paraissent plus &gales, plus justes, plus ge- 
nerales que les“ taxes sur les divers accidents saisis par lim- 
pöt direet‘‘, wo ſich jever bei ver substance de la richesse den- 
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ten Tann, was er will. Der ganze fonft reihe Aufjag ift einer ver 
ſchlagendſten Beweife, daß man ohne volle Klarheit über vie Grund- 
begriffe von Steuerobject, Steuereinheit, Steuerfuß und Steuerquelle 
nie zu einem feſten Rejultat gelangen wird. “ 


Hiſtoriſche Grundlage der indirecten Beftenerung. 


Das Auftreten der indirecten Steuern hat, wie gefagt, zu 
feiner Bedingung bie Erfenntniß, daß die perſönliche Arbeit als 
ſolche ein wirthſchaftlich felbitändiger Grund des Reinertrags ift. 
Erft dann, wenn man die Arbeit des Individuums nicht mehr 
ausſchließlich als integrivenden Theil des Unternehmens, fondern 
als Grundlage einer jelbftändigen Wirthſchaft betrachtet, kann 
man dazu gelangen, fie einer regelmäßigen Steuer zu unterwerfen. 
Solange man dagegen in der perfünlichen Arbeit nur das ab- 
hängige Moment des Unternehmens erblickt, Tann auch ihr felbft- 
ftändiger Reinertrag nicht als Gegenftand felbftändiger Beſteue— 
rung zur Erſcheinung kommen. 

Das Auftreten der Eonfumtionsfteuern als eines wichtigen, 
ja als des wichtigften Gliedes des ganzen Steuerjyftems, und mit 
dem praftiihen Auftreten derfelben das Erſcheinen ihrer wiſſen— 
ſchaftlichen Behandlung ift daher, wie das vom ganzen Steuer— 
weſen ſchon früher gejagt warb, auf das innigfte mit der gejell- 
ſchaftlichen Entwidelung und deren Einfluß auf die ftaatliche Ord⸗ 
nung und Verwaltung verflochten. 

Daß unter der Geſchlechterform und der mit ihr zuſammen⸗ 
hängenden Staatsordnung, in welcher has Königthum nur noch 
die Ehre und Würde des Ganzen vertritt und die Geſchlechter allein 
durch Grundbeſitz Geltung haben, von einer ſelbſtändigen politiſchen 
Anerkennung des grundbeſitzloſen Arbeiters und mit ihr von einer 
ſelbſtäudigen Conſumtionsſteuer nicht die Rede fein kann, verſteht 
fi von ſelbſt. 

Erſt unter der ſtändiſchen Gejelichaftsform finden wir ihre 
erite, wenn auch noch fehr unklare Geftalt. Noch ift das Indie 
viduum ohne Grundbefig fein vollberechtigtes. Noch kann daher 
an eine jelbftändige Beſteuerung bes einzelnen, der durch feine 
Arbeit lebt, nicht gedacht werden. Noch ift die Arbeit dem Befige 
untergeordnet. Allein ſchon erſcheint fie im dritten Stande, dem 
gewerbtichen, namentlich in den Städten als ein mächtiger Factor 
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des Erwerbes. Die Städte können nicht leugnen, daß die perfün- 
liche Arbeit eine Erwerbsquelle ift und daß daher eine Beſteue— 
rung, die es nur mit dem Kapital zu thun hat, wenigftens bei ihnen 
nicht mehr eine gerechte ift. Bei ihnen entjteht daher auch die 
Frage nad der Befteuerung des Ermwerbes, den die probuctive 
Arbeit gibt. Zu gleicher Zeit muß das Königthum, um bie fteis 
genden Bebürfniffe der Staatsgewalt zu deden und von den ftän- 


diſchen Rechten fi in finanzieller Hinficht unabhängig zu machen, - 


ap eine Befteuerung denken, melde die Grundherrlichkeiten um- 
faßt, ohne den Rechten der Grundherren zu nahe zu treten. Die 
legtern endlich, gleichfalls größerer Einnahmen bedärftig, dachten 
daran, auf irgendeine Weile die ihnen zufallenden Steuern von 
ihren Hinterfaffen zu vermehren, und aud in diefer Beziehung 
war der Anknüpfungspunft leicht gefunden. 

Auf diefe Weife entftanden die Anfänge einer Befteuerung, 
welche ein ganz anderes Steuerobject forderte als das im Grund 
befig vorhandene Kapital. Natürlih war jedod im Beginne an 
ein Syſtem dabei nicht zu denken, fondern jede ber brei. er- 
wähnten Kategorien ftellte ihre Steuerform auf, und fo entftanden 
drei Grundformen, aus denen fih die gegenwärtige Conſumtions- 
fteuer entwidelt hat. 

Die erſte Grundform ging, wie gejagt, von den Städten 
aus und erſcheint hier als die urfprünglie Form der eigentlichen 
Verzehrungsitener; es ift die ſtädtiſche Verzehrungsſteuer ober die 
Acciſe. 

Die zweite Grundform beruhte auf dem Rechte der Grund- 
berren. Sie beftand in der Befteuerung der Ländlichen Conſum— 
tion und zwar derjenigen, „welche auf der gewerblichen Production 
der Nahrungsmittel oder dem Verkehr mit denſelben beruhte; na= 
turgemäß bildeten die geiftigen Getränfe dabei den Hauptge— 
genjtand. 

Die dritte Grundform endlich ging vom Staate aus. Da 
aber der Staat in der Epoche der ſtändiſchen Verwaltung auf 
allen Punkten von der Grundherrlichkeit beſchränlt und in feinem 
unmittelbaren Steuerrecht begrenzt war, jo mußte er für feine 
Befteuerung der Conſumtion eine andere Grundlage ſuchen. Dieje 
fand er in der Regalität, jenem Begriffe, von dem ſowol in den 


Finanzen als in der Verwaltung die thatjächliche und zum Theil 
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auch die principielle Entwidelung der Staatögewalt über das 
ſtändiſche Recht der Grunvherrlickeit ausgegangen ift. Er er- 
Härte die Production gewiſſer Nahrungsmittel ala Regal; das 
nächſte war das Salz, das fih an das Bergregal anfhloß; der 
Tabad folgte ſpäter, al3 Object des Monopoltehts des Staats. 
Zu diefen Regalien fügte er die Zölle hinzu, die aus Geleitögel- 
dern allmählich zu einer Befteuerung aller Handelsartikel wur- 
ben, die vom Auslande kamen. 

Dies waren die Anfänge der indirecten Befteuerung. Na— 
türlich ftanden fie zuerft ganz unvermittelt nebeneinander, und 
wie fie nicht von derfelben Steuergemalt ausgingen, fo hatten fie 
aud weder ein gemeinfames Princip noch eine gemeinfame Form. 
Doch bildeten fi ſogleich von Anfang an gewiſſe gemeinfame 
Grundzüge in ihnen aus. 

Nachdem nämlih diefe Duellen der Beſteuerung eröffnet 
waren, wurden fie natürlich foviel ala möglich ausgebeutet. 
Es lag in dem Princip der ftändifchen Selbftverwaltung, daß 
jede Grundherrlichkeit vollfommen frei war in der Beitimmung 
des Steuerobjects ſowol als in derjenigen des Steuerbetrags und 
der Steuererhebung. Dadurch entftand num natürlich eine ört— 
liche Geftalt diefes ganzen Steuergebiets, und daraus ein fo bun— 
te3 Bild von Befteuerungen, daß eine organiſche Darftellung ganz 
unmögli wird, um fo mehr, al3 in ben meiften Fällen kaum 
einmal eine genaue Aufzeichnung derfelben vorhanden iſt. Alle 
verſchiedenen Verzehrungsfteuern der Grundherren aber rubten 
auf demfelben Princip wie die Grundherrlichkeit felbft; die 
Grundherren und: mit ihnen die Städte erfchienen nämlih als 
Eigenthümer der Steuer; fie nahm für fie den Charakter der 
Pflichtigfeiten und Giebigfeiten an, und das ift der Grund fpä- 
terer Anordnungen in den Staaten, welde das Recht bes Eigen- 
thums auch bei dem Uebergange von ber ftändifchen zur gemerb- 
lichen Geſellſchaftsordnung heilig gehalten haben. Man hat fie 
nämlich nicht einfach aufgehoben und an ihre Stelle die allge: 
meine Verzehrungsſteuer gefegt, ſondern fie wie jede Leiftung, auf 
die ein anerkanntes Recht beftand, abgelöft. Die Formen der 
damaligen ftaatlihen indirecten Steuern, die Regalien und die 
Zölle wurden dagegen vom Staate ohne alles tiefere Eingehen 
auf das Weſen derfelben oder ihre Steuerkraft benußt; ihre Be: 
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ſteuerung kehrte fi wenig an das Maß ihrer Steuerquelle; ihre 
Erhebung war einheit3los, irrationell, und fo entftand eine Orb: . 
nung der damaligen indirecten Steuern, die im einzelnen theils 
auf örtlihem Herfommen und herrſchaftlicher Willfür beruhte, im 
ganzen aber ohne alles Syſtem beftand. Ebendarum war bieje 
ganze Steuer au nur fehr wenig einträglih. Um fie zu einem 
bebeutenden Theile des Steuerſyſtems zu machen, mußte erft ihre 
Grundlage, das Recht und die wirthſchaftliche Bedeutung der Ar- 
beit, fi ändern. ‚ 

Dies geſchah am Ende des vorigen Jahrhunderts. Die 
rechtliche Gleichheit der Staatsbürger erſchien als Gleichheit des 
Rechts von Kapital und Arbeit. Die Gleichheit des Rechts dieſer 
beiden Elemente alles Einkommens ward naturgemäß zu einer 
Gleichheit ihrer Pflicht in der Tragung der Staatslaften, und 
fo entftand die Grundlage des Syſtems der heutigen indirecten 
Befteuerung. 


Die ſtaatliche indirecte Beſteuerung. 
Gegenmwärtige Beftalt derjelben. 


Als nämlih mit der gewerblichen Geſellſchaftsordnung der 
Grundfag allgemein ward, daß jeder einzelne Staatsangehörige 
unmittelbar ber Staatögewalt unterworfen fei und daher auch in 
feinem Verhältniß zur Staatsgewalt gleiche Verpflichtungen und 
Rechte habe, mußte das Princip einer auf der Grundherrlichkeit 
und dem Privateigenthpum an den Rechten des Staats ruhenden 
Beſteuerung dem höheren Princip einer unmittelbaren ftaatlihen 
Befteuerung Plag machen. Man kann im allgemeinen_den An: 
fang unfers Jahrhunderts al3 den Zeitpunkt bezeichnen, in wel⸗ 
chem dies geſchah. Und aus der Geltung dieſes Princips erga= 
ben fi dann die allgemeinen Grundfäge, deren Anwendung auf . 
alle Berhältnifje und Perfonen das gegenwärtige Syftem der Con— 
jumtiongftenern bildet. 

Der erfte Grundſatz war die Erklärung aller Arten der Ver: 
zehrungsfteuern zu ftaatlihen Steuern, ein Grundſatz, deſſen An— 
wendung wiederum ergab, daß alle Verzehrungsfteuern nur auf 
den gejeglihen Anordnungen der höchſten Staatsgewalt beruhen 
können, und daß andererſeits auch nur die Staatögewalt dieje 
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Steuern erheben darf, oder: Princip der allgemeinen Ber: 
brauchsſteuergeſetzgebung und der ftaatlihen Verbrauchsſteuerer⸗ 
hebung. 

Der zweite Grundſatz war, daß nunmehr auch alle einzelnen 
ohne Ausnahmen dieſer Steuer und zwar in gleichem Maße un— 
terworfen werden. Die Beſeitigung aller darauf bezüglichen Pri- 
vilegien ergab fi daraus von felbft, andererſeits aber auch die 
moglichſte Gleihartigfeit aller betreffenden Steuern, ſodaß nun: 
mehr an die Stelle der frühern jo unendlich verſchiedenartigen 
und zugleih böcft willkürlichen Verbrauchsſteuern das Streben 
nad) einer allgemeinen, mit gleihem Steuerobject und gleichem 
Steuerfuße geordneten Verbrauchsſteuer eintrat. j 

Allein obgleih der Begriff und das Weſen des Verbrauchs 
ſich in allen Gebieten glei find, fo ift der Verbrauch doch in 
Form und Object fo verſchieden, daß an eine Erihöpfung der 
Verbrauchsbefteuerung mit einer Steuerart. nicht gedacht werden 
Tonnte. Dazu fam, daß in den verfehiedenen Ländern fowol die 
hiſtoriſche Entwidelung als auch die praktischen Verhältniffe ſich 
in ſehr verjchiedener Weife geftalteten. Es konnte daher weder 
ein Gejeg für die Gefammtheit aller Verbrauchsſteuern erlaffen 
werden, noch aud können die einzelnen Gefege über die einzelnen 
Arten der Verbrauchsſteuern allenthalben weſentlich gleich fein. 
Ja man kann in den einzelnen Ländern kaum von einem eigent- 
lichen Verbrauchsſteuerſyſteme reden, da das Ganze einerjeits noch 
fehr neu, andererſeits keineswegs immer und in allen Theilen 
von einem gleihen Gefihtspunfte aus entworfen, ift. Gerade 
diefe Steuern muß man daher, um ein vollftändiges Bild derjel- 
ben zu haben, eigentlich je nad) den einzelnen Ländern für ſich 
darftellen. Eine Vergleihung wird nur dadurch möglich, daß 
man die abjofuten Grundbegriffe aller Steuern aufftellt und da= 
nad die Bejonderheiten der Verbrauchsſteuern beftimmt Die 
Aufgabe der Wiſſenſchaft ift demnach gerade hier eine hervorra- 
gend bebeutjame, um jo mehr, als der Mangel an Uebereinftim- 
mung in den geltenden Gejeßgebungen eben in dieſem Gebiete 
der wiffenfhaftlihen Behandlung einen Mangel an einheitlicher 
Auffaſſung erzeugt hat, wie er wol in feinem andern Theil herr: 
ſchen dürfte, “ 

Diefe einheitliche Auffaffung der fehr großen Menge ein- 
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zelner Steuern, welche in diefe Gruppe gehören, macht allein 
ein wiſſenſchaftliches Verſtändniß derſelben möglih und hat 
die Anerlennung derjenigen Grundlagen zur Bedingung, die 
allen einzelnen Steuern diefer Art gemeinjam find. Dieſe Grund: 
lagen. find der allgemeine Begriff der imdirecten, Verbrauchs⸗ oder 
Arbeitöfteuer und die Grundzüge des Geſammiſyſtems derjelben. 
Beide bilden gewifjermaßen den allgemeinen Theil der indivecten 
Steuerlehre; die Dasftelung der einzelnen Steuern in ihren Ge— 
Tammtverhältniffen würde dem bejondern Theil derjelben ent- 
ſprechen. 
Es muß bei dieſer hiſtoriſchen Auffafjung feſtgehalten werden, daß 
jede einzelne indirecte Steuer wieder ihre eigene Geſchichte und zwar 
eine beſondere in jedem Lande hat. Die Idee der Geſchichte der in 
directen Steuern überhaupt beruht indeß darauf, daß man fie als 
den finanziellen Ausorud derjenigen gefellfaftlihen Bildungsepoche 
betrachtet, in welcher das gewerbliche Kapital zur felbftändigen Gel: 
tung neben dem Grundbeſih gelangt, während vie Ginfommenfteuer 
die Epode der Herrſchaft des erftern bezeichnet. 


Begriff der indirecten Stener als Vefteneruug der Arbeit. 


Me indirecte Steuer geht nämlich davon aus, daß neben 
dem Neineinfommen aus dem Kapitale in feinen verſchiedenen 
Formen das Reineinkommen aus der perſönlichen Arbeit die 
zweite große, die Geſammtheit der arbeitenden Bevölkerung um- 
fafjende Steuerquelle bildet, und die Größe desjenigen Theils 
des Arbeitseinkommens, das nach Abzug der Unterhaltungskoften 
der arbeitenben Perfönlichkeit übrig bleibt, ift die Steuerfraft 
der Arbeit. 

So einfach) das Princip ift, jo ſchwierig ift die Anwendung 
dejjelben auf das wirkliche Leben, oder die Beſteuerung der Arbeit. 

Die Aufgabe ift auch hier, zunächſt das Einfommen aus der 
Arbeit zu mefjen. Zu dem Ende müßte man eigentlich ein Maß 
für die Arbeit ſelbſt aufftellen, das für alle Arten der Arbeit 
umd für alle Arbeitenden gleih wäre. Das ift unthunlid. 
Ebenſo unthunlich ift es, ohne eine folde Steuereinheit für die 
Arbeit eine Steuereinheit für das Reineinfommen aus derſelben 
zu ſetzen. Es Tann daher bei der Beftenerung der Arbeit weder 
dieſe jelbft noch ihr Einfommen das Steuexobject fein, fonbern 
e3 muß für dieſe Befteyerung ein anderes Object aufgeftellt wer 
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den, deſſen Befteuerung die in der Arbeit liegende Stenerquelle 
und Steuerkraft nah Verhältniß trifft und fo die Beſteuerung 
der letztern vermittelt. Eine folde auf diefe Weile durch die 
Natur des Steuerobject3 vermittelte Beſteuerung der eigentlichen 
Steuerquelle nennen wir nun mittelbare oder- indirecte Beſteue⸗ 
rung. Me Steuern auf der Arbeit find daher mittelbare oder 
indirecte Steuern, weil ihr Stewerobject nicht an fi, fondern 
erſt als Mittel für die Arbeit eine Steuerquelle erzeugt. 

Das Steuerobject, welches auf diefe Weile die Befteuerung 
der Arbeit- vermittelt, ift nun bie Gelammtheit der Mittel des 
leiblichen Unterhalts. Diefe Mittel find, wie die perſönliche Ar— 
beit, im weſentlichen allen nothwendig; ihr Verbrauch bedingt die 
Arbeit und begleitet fie, und andererjeit3 nöthigt der Bedarf nah 
diefen Mitteln wieder zur erwerbenden Thätigfeit. Sie felbft ha= 
ben aber ein beftimmtes Maß und geben in diefem ihrem Maße 
die Möglichkeit einer feften Steuereinheit ab; ihr Preis läßt ſich 
ermitteln, ſowie das durchſchnittliche Maß, in welchem fie zum 
Zwecke der Arbeit verbraucht werden; die Erhöhung diejes Preiſes 
durd die Steuer wird demnach al3 Steuerfuß erfheinen, und fo 
mird, indem die Steuererhebung fi) an bie Natur ber einzelnen 
Unterhaltsmittel anſchließt, durch die Beſteuerung der Mittel 
de3 leiblichen Unterhalts, ala Bedingung der perſönlichen Arbeit, 
eine foftematifche Befteuerung des Reineinfommens aus der Arbeit 
möglich. Auf diefe Weife erfcheint diefe ſyſtematiſche Befteuerung 
der Arbeit al3 das Syftem der indirecten Steuern, gegenüber der 
Befteuerung des Kapitalertrags, bei der die Quelle des Rein: 
einfommens ſich felbftändig ausſcheiden und berechnen läßt und 
die man daher, wie ſchon erwähnt, das Spftem der bdirecten 
Steuern genannt bat. 

Es leuchtet nun ein, weshalb wir dieſe indirecten Steuern 
Berbraudäftenern (im weitern Sinne) und Arbeitöftenern- ge: 
nonnt haben. Verbrauchs- oder Conſumtionsſteuern find fie, in- 
fofern das Steuerobject ein Verbrauchs- oder Confumtionsartikel 
ift, defien Aufgabe es ift, durch feine Verzehrung den Bedarf der 
producirenden Arbeit zu befriedigen. Arbeitsſteuern find fie, weil 
der Verbrauchsgegenftand nicht an fi das Steuerobject ift, fon- 
dern nur dadurch zum Steuerobject gemacht wird, daß man fein 
anderes Mittel hat, das eigentliche Stewerobject, die Arbeit, und 
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mit ihr die eigentliche Steuerquelle, die Arbeitskraft und ihr Reine 
einfommen, zu meflen. Es ergibt fi daraus, daß die Güter: 
einheiten der inbirecten Steuern in der That nur Verſuche find, 
die Arbeit zu meſſen, während die Beträge der indirecten Steuern 
MM Grugde die Steuerfuße für die Arbeit find. Es wird ſchon 
dadurch Zar, wie ſchwer wenn nicht geradezu unmöglich es 
ift, den Steuerbetrag bei den indirecten Steuern genau nad) der _ 
Steuerkraft zu meffen. Hier gibt es in dem Bereiche der legten. 
eigentlih gar kein durchgreifendes Princip für die Beftimmung 
des Steuerfußes ald den Verſuch, ob die allgemeinen Grundjäge 
über die Höhe des legtern zutreffen; der Wechjel der Befteuerung 
muß bier daher wejentli ‚von dem Ergebnik abhängen, weldes 
die Auflage des Steuerbetrags auf den betreffenden Gonfumtiong- 
artikel für die Eonfumtion felbft ergibt. 

Aus demfelben Grunde folgt, daß das Syſtem der indirecten 
Steuern immer mehr eine zwedmäßige Eintheilung als ein mil- 
ſenſchaftliches Syſtem fein wird. 

Die oben gegebenen Grundzüge de3 Streit? über die Zulaſſig⸗ 
feit der indirecten Steuern zeigen, daß man biöher eigentlich gar 
feinen feſten Begrifj ner Confumtionsiteuer hat, fondern in ihnen 
nur eine Steuer fieht, welche aus Zmedmäßigfeitsrüdfichten eingeführt 
ift, als ob nicht auch die Directe Steuer ala die Einfommenftener 
nur Mittel zu dem Zmede wäre, das Einfommen zu treffen. Der 
wahre Begriff ift der Borftellung von der indirecten Beteuerung der 
Einnahmequelle im Arbeitslohn untergegangen. Daher auch die große, 
Unflarheit über den Umfang der Steuer. S. unten, 


Das Syſtem der indirecten Steuern. 


Wenn man von dem Spfteme der indirecten ‚Steuern redet, 
fo muß man das pofitive oder geltende Spftem von dem theore— 
tiſchen unterſcheiden. 

Das geltende Syſtem der indirecten Steuern iſt ſtets das 
Syſtem der indirecten Beſteuerung in irgendeinem beftimmten 
Sande, In diefer Beziehung nun herrſcht eine jo große Verſchie— 
denheit, daß es ſchwer oder gar nicht möglich ift, eine Gleich⸗ 
beit herzuftellen. Dieſe Verſchiedenheit beruht nämlid einerſeits 
auf der Auffaſſung von dem Weſen und dem Umfang der indi— 
vecten Steuern felbft, andererſeits auf hiſtoriſchen, oft ungemein 
abweichenden Verhältniffen; ferner auf der Verſchmelzung der Fi- 
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nanz⸗ und Gemeindewirthſchaft; endlich oft auf einer Menge lo⸗ 
taler Befonderheiten. Gewiſſe indirecte Steuern find zwar ganz 
allgemein in der Welt, wie die Zölle; andere dagegen kommen in 
fo weſentlich verjchiedenen Formen vor, daß man fie gar nicht 
als Einheit auffaffen kann, wie die Monopole und big einfadfe 
Steuer, die Verzehrungs- und Klaffenftenern; noch andere tom- 
men in einigen Staaten gar nit vor, während fie in andern 
‚eine Hauptquelle für die indirecte Vefteuerung bilden, mie bie 
Salzfteuer; die volftändige Darftellung eines pofitiven Verbrauchs: 
ſteuerſyſtems Tann daher nur für ein beftimmtes Land gejchehen. 

Das theoretiſche Syftem hat gleichfalls feine beſondern Schwie⸗ 
rigkeiten. Da nämlich die eigentliche Steuerquelle, die Arbeit, 
ſich einer ſyſtematiſchen Ordnung zum Zwecke einer Befteuerung 
entzieht, jo kann die indirerte Steuer nur nad) ihren Objecten 
eingetheilt werden. Dabei muß dann natürlich der Geſichtspunkt 
der Zweckmäßigkeit der maßgebenbe fein, und jo wird fi die fol- 
gende Eintheilung als die befte empfehlen. 

Die erfte Klaffe der indirecten Steuern bilden die Verzeh- 
rungsſteuern, bei denen ber abfolut nothivendige perjönliche, 
Verbrauch des täglihen Bedarfs an einheimijchen Artikeln zu 
Grunde liegt. 

Die zweite Klaffe wird durch die Verbrauchsſteuern gebildet, 
bei welchen nit mehr die Perſon, fondern die wirthſchaftliche 
BVerfönlichkeit als der Confument erſcheint, weshalb hier ſchon die 
Reineinnahme in der Beftimmung des Steuerbetrags ihren Pla 
einnimmt. 

Die dritte Klaffe geht nicht aus der Natur des Conſums, 
fondern aus. der befondern Form ber Erhebung hervor und wird 
durch die Finanzmonopole gebildet, die freilich weder überhaupt 
nod in der gleichen Ausdehnung allgemein find. 

Die vierte Klaſſe endlich ift durch das eigenthümliche Gebiet 
der Zölle gebilvet, in welchem theils die Berzehrung, theils der 
Verbrauch, theils aud das Finanzmonopol, theils endlich gewiſſe 
Berwaltungsmaßregeln zufammentreffen. 

Als Anhang für diefe Klaſſen müflen dann noch die Lurus- 
ftenern ‚betrachtet werden, die ſchon den Hebergang zu den Ein- 
fommenfteuern bilden. — 

Jede diefer Klaſſen hat nun der Natur ihres Object? nad 
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. 
ihre eigenthümlihen Formen für Steuereinheit, Steuerfuß und 
Steuererhebung. Es läßt ſich daher hier über diefe nichts Allge- 
meines jagen, fondern muß auf jede Steuer verwieſen werden. 
Es mag wol von Adam Smith berftammen, daß Jakob, Mal: 
chus u. a. als erite Klaſſe der Confumtionzfteuern die Gebühren 
und die Stempeltage, als zweite exit die Befteuerung der Conjums 
tion betrachten, während die Gebühren für ſich beftehen und die 
Stempeltare überall feine Steuer, fondern nur eine Erhebungsform iſt. 
Die BVorftellung, die Monopole zu den Regalien zu rechnen, wie 
Rau, beruht auf dem biftorifh überfommenen Begriff der Regalien. 
Im übrigen ift das Gebiet ungefähr immer gleihmäßig anerfannt. Nur 
müfjen wig hier eine wejentlihe Differenz unferer Eintheilung von ber 
gewöhnlichen hervorheben; das ift der Unterſchied zwiſchen Verzehrungs⸗ 
und Verbrauchsſteuern, die gewöhnlich in der Literatur und zum Theil 
aud in den Gejeggebungen wenigftens äußerlich zujammengemorfen 
werben, während fie doch theils durch die Natur ihres Objects, theils 
durch die Formen ihrer Pertheilung und Erhebung wefentlih ver: 
ſchieden find. Das Folgende wird zeigen, daß auch die Gefeßgebung 
ganz richtig diefem Unterſchiede gefolgt iſt. 





Die einzelnen indirecten Steuern. 
Erſte Klaſſe. 
Die Verzehrungsftenern. 


Begriff und Princip. 

Die Verzehrungsftenern enthalten die fyftematifhe Anwen—⸗ 
dung de3 Princips, nad) melden das Neineinfommen aus ver 
perfönlichen Arbeit dur die Beſteuerung der jedem Menfchen 
nothwendigen Mittel des perfönlichen Unterhalts befteuert wird. 

Es ift einleuchtend, daß dieſe Form der Beftenerung den 
großen Vorzug bietet, daß fie mit dem Rohertrage der perfönlichen 
Arbeit beitändig in genauem Verhältniß fteht, und daß fie zu: 
glei) die Fähigkeit befigt, durdy ihre Nüsdehnung auf die Koft- 
barern Mittel des Unterhalts dem fteigenden Reinertrage der 
Arbeit zu folgen, während die perfönliche Beſchränkung in diejer 
Beziehung zugleich eine erlaubte Befreiung von der Steuerzahlung 
enthält. Sie vermag ferner, wenn fie richtig angelegt ift, ſich 
auf jede Art der Arbeit und auf jedes Einfommen aus derjelben 
zu erftreden und wird bei richtiger Vertheilung faſt nie drückend, 
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da fie in dem Kauf der Untethaltämittel von dem Arbeitenden einer- 
ſeits ſchon bei der Beftimmung feines Arbeitslohns, andererjeits 
bei der Zahlung feiner Lebensbebürfniffe mit eingerechnet wird. 
Endlich ift gerade bei diefer Steuer die Vertheilung am leichteſten, 
und diefe Vertheilung beantwortet die Frage nach demjenigen, 
den die Steuer trifft, oder wie fie übermwälzt wird, in einfacher 
Weife. Denn der Arbeitende berechnet den Steuerbetrag in fei- 
nem Lohn, der natürlich) um den Betrag der Steuer höher wird; 
der Arbeitgeber aber zahlt diefen Lohn inclufive der Steuer bes 
halb, weil der Werth der geleifteten Arbeit dem Werthe des Ar- 
beitslohns mindeftens gleich fein muß, da er fonft einfach die 
Arbeiter nicht annehmen würde." Der Arbeiter producirt daher 
den Werth der Steuer; der Arbeitgeber zahlt ihm im Arbeits 
lohne den Preis derfelben, und der Arbeiter zahlt wieder die 
Steuer im Ankauf feiner Unterhaltsmittel dafür, daß der Staat ihm 
die Verwerthung feiner Arbeitöfraft möglih macht. Es kann da: 
ber durchaus Fein Zweifel fein, daß die Verbrauchsſteuern voll⸗ 
kommen rationelle Steuern find; die Haltlofigkeit der Vorftellung, 
daß dieſe Hauptform der indirecten Steuern nicht eine berechtigte 
fei, da fie fein Kapital zu Grundlage habe, ergibt fie aus dem 
Obigen von felbft, denn das Kapital, auf dem ſich ruhen, ift eben 
das rein perjönliche der Arbeitskraft, und fie wie die directen 
Steuern werden nicht von dem Kapital, fondern von dem Rein— 
ertrage defjelben gezahlt. Ohne ein ſolches Syftem der Verbrauchs⸗ 
ftenern würde vielmehr die Ungerechtigkeit erſcheinen, daß nur 
der Ertrag des Güterkapitals, nicht aber der des perjönlichen 
Kapitals fteuerte, d. h. die Koften erſetzte, welche der Staat hat, 
um jedem Kapital feine Verwerthung zu fihern. Sn ift das 
Princip der imdirecten Steuern im allgemeinen und das der Ver: 
zehrungsſteuern im befondern wol als ein nunmehr abfolut an: 
erfanntes anzufehen. ‚ 
Allein die Verzehrungsfteuern haben zugleich den Nachtheil, 
daß fie wenigſtens zum Theil auch die noch nicht erwerbende Ar- 
beitsfraft treffen, und daß andererjeits ihre Erhebung ſehr ſchwierig 
iſt. Ebendadurch ift eine Gleichartigkeit und Gleichmäßigkeit in bier 
jen Steuern ſchwer zu erreichen, wenn fie überhaupt jemals möglid 
fein wird. Es find vielmehr durchgreifende Verſchiedenheiten 
allentpalben entftanden, die ſich theils auf die fteuerbaren Objecte, 
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teils auf die Formen ber Erhebung der Steuern beziehen und 
die zu einer gejonberten Darftellung beider nöthigen. 

Es ift für das richtige Verftänpniß nicht blos der DVerzehrungs:, 
fondern der ganzen indirecten Steuer unerlaßlich, die Grundzüge der 
Gedichte derfelben mwenigftens in den Hauptftaaten im Auge zu 
haben. 

Urfprünglih gab es gar keine Confumtionzfteuer, auf welche 
den Regierungen ein Recht zuftand. Die erften indirecten Steuern 
ver Staatögewalt waren vie Salzjtener, die als Regal auftrat, und 
der Zoll. Unterdeß gemann durch das Lehnwefen der Grundfag 
Raum, daß jeder Grundherr feine Hörigen frei beiteuern könne (le tail- 
lable de haut en bas). Die Form war eine grundherrliche Auflage 
auf die Artilel des Verbrauchs, die jedoch meiſtens auf Getränte 
ſich beſchränkte und auf diefe unter den verfhiedenften Namen, we: 
fentlih aber in den Formen ver Getränfefteuer und des Schenkmo— 
nopol3 der Grundherren (Propinationsrecht) ausgeübt wurde. Allmäh: 
lich kamen Verfuhe hinzu, aud Brot und Fleiſch zu befteuern; das 
Brot meiftend duch Auflage auf Müller und Bäder, das Fleiſch 
duch Auflage auf Zleifher. Daran ſchloß ſich eine Befteuerung der 
Gewerbe überhaupt, die ihrer urfprünglichen dee nah nit eine 
Erwerbfteuer, fondern eine Verbrauchsſteuer fein follte, fowie eine 
Wohnungsfteuer in der Form der Ziegelfteuer u. |. w. Die ganze 
Eonfumtionsfteuer bot daher am Ende des vorigen Jahrhunderts ein 
hödhft verwirrtes Bild, doch mit einem beftimmten allgemeinen Cha: 
rakter: möglichfter Beſteuerung jedes Verbrauchsartikels ohne Rüdfiht 
auf die voltswirthihaftlihen Folgen, daher Einbefaffung von Zöllen 
und Wegegelvern unter viefelben, ebenfo der Gebühren; vaneben 
Grundform: theils Gemeindefteuern, als Accife, theils grundherrliche 
Steuern," theild auch jtaatlihe. Dieſe Herrſchaft der Dertlichkeit 
macht es unmdglih, eine andere als eine ganz fpecielle Darftellung 
derſelben für jene Zeit zu geben. 

Mit dem Beginne unfers Jahrhunderts geftaltet fih die Sache 
anders; auch hier wird der ftaatsrehtlihe Gedanke der. perfönlichen 
Freiheit zur Grundlage für das Befteuerungsfyftem. Die einheit- 
liche Idee des Staats konnte feine örtlihen Befteuerungsrechte ver 
Grundherren anerkennen, die Gleichheit der Staatsbürger Feine ver- 
ihiedene Steuer. Das Princip unſers Jahrhunderts ift daher ger 
rade entgegengefegt dem Principe der frühern Zeit: Aufhebung aller 
grundherrlihen Verzehrungsſteuern und möglichft gleiche Vertheilung 
derjelben durch eine Staatsgeſetzgebung. Daher Beginn ver großen 
Verzehrungsſteuer⸗ Gejeggebungen mit Beginn dieſes Jahrhunderts, 

Allein trog der Bejtimmtheit des Princips war man über 
die einzelnen Säge deſſelben feineswegd Mar und einig, und zwar 
weder über die Gegenftände der Steuer, noch über den Fuß, noch 
über den Namen, nod über die Erhebung, moch über die Stellung 

Stein, dinanzwiſſenſchaft. 20 
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-der Gemeinde zu derfelben. Daher muß man fih die Sache nicht 
fo denken, als ob alle Verzehrungsſteuergeſeze aus einer gemein- 
jamen Grundauffafjung hervorgegangen wären; fie haben vielmehr 
umgefehrt erſt einer ſolchen allmählich zugeftrebt. Und daher denn 
die großen DVerfchiedenheiten in den Hauptgefeggebungen der einzel: 
nen Länder. 

Nur in einem Punkte erſcheint diefe Entwidelung weſentlich gleich: 
artig: in der Erkenntniß, daß jedes Gebiet der Conjumtion eine 
jefbftändige Geftalt habe und daher aud einer felbftändigen Gefeg: 
gebung bebürfe. Deshalb jcheiden ſich jegt die Gelege über Der: _ 
zehrung, Verbrauch, Zoll, Monopole, Lurus; die Verihmelzung mit 
der Gemwerbfteuer hört auf, ebenfo wie die Perſonal- und Kopfiteuer 
verjhwindet, kurz es entjtehen auf allen Punkten Confumtionziteuer: 
fofteme, deren Gang und Inhalt wir für einige Staaten daratte: 
tifiren wollen. 

In England bildet daS ganze Steuerweſen eine Ausnahme. 
Hier hat fih weder ein Gewerbfteuerfyftem, noch eine Verzehrungd: 
und Verbrauchsſteuer ſyſtematiſch ausgebildet. Bis auf den heuti: 
gen Tag befteht dort eine durchaus irrationelle Beſteuerung, die wer 
jentlih in der Erhaltung gewifler einzelner Gemwerbebefteuerungen, in 
der ftrengen und ausgebehnten Ordnung ver Getränefteuer und in 
ver Zollgefepgebung beſteht. Monopole eriftiren nicht, ebenfo wenig 
eine Beſteuerung von Brot und Fleiſch. Diefe Steuerzuftände for- 
dern daher eine befondere Darſtellung. Vgl. die gute, wenn auch 
zu werig biftorifh gehaltene Aufzählung diefer Steuern bei Hübner, 
„Statiftijches Centralarchiv“, a. a. D. 

Ganz anders war e3 in Frankreich. Hier wurden am 27. März 
1791 alle alten lehnsherrlihen Confumtionsfteuern aufgehoben; man 
glaubte nad phyſiokratiſchem Principe mit directen Steuern allein 
auszureihen. Bald aber erjchienen fie wieder als die berüchtigten 
„droits reunis“, erhöht und womöglich noch irrationaler vertheilt, 
die ‚trog der Aenderung ihres Namens in „eontributions indirectes” 
(Decret vom 17. Mai 1814 und 25. März 1815) doch im weſen⸗ 
lichen diefelben geblieben find. Charakter verfelben: die Verzehrungs: 
fteuer (Nahrungsmittel) wird nur von den Gemeinden erhoben als 
Detroi, „weder nach einem allgemeinen Tarife, noch in allen 
Gemeinden“; das Oettoi enthält aber neben der Verzehrungaftener 
and nod die Getränfefteuer. Diefes Detroi, dur den Mangel an 
Einheit und Gleichheit vielleicht die irrationellfte Steuer Frankreichs, 
ward durch das Gefeg vom 27. Vendemiaire Jahr VII für Paris und 
durh das Geſetz vom 11. Frimaire und 5. Vendémiaire Jahr VIII 
für andere Städte eingeführt; die neueften Gefege vom 13. März 
1852 und 22. Jun. 1854 haben endlich wenigftens die Principien 
feftgeftellt, nach denen die Octrois in den Gemeinden beftehen follen. 
gl. Hod, S. 319, 320 und 377 fg. 
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Im Preußen hatte die Drbnung ber Confumtiondftewer wieder 
einen andern Verlauf. Hier hatte man den Verſuch gemacht, die 
Verzehrungsſteuer auf die Pflanzennahrung‘ zur Hauptfahe zu ma— 
hen und zugleich die Getränfefteuer zu verallgemeinern. Die Ber 
fteuerung des Brotes auf dem Lande erwies fi als unthunlic, 
da man bag Mahlen nicht controlicen konnte; man ſetzte daher (1811) 
an ihre Stelle die birecte Form der Verzehrungafteuer als Per: 
fonalftener. Die Mängel im Princip und in der Erhebung dieſer 
Steuer führten dann zu der Klaſſenſteuer dur das Gefeg vom 
20. Mai 1820, die aber nur für das flahe Land galt, während 
in den Städten bie Thorfteuerform der Verzehrungsſteuer ald Schlacht: 
und Mablfteuer fortbeftand, die duch ihre Verwandtſchaft mit der 
Eintommenfteuer dann vie fogenannte claffificirte Einkommenſteuer 
erzeugte (f. unten). Dies Syſtem ift mit einigen Mobificationen 
offenbar die rationellfte Form der eigentlichen Vezehrungsſteuer; neben 
vdemfelben bejtehen vie Verbrauchsſteuern (Getränefteuer, Salz, Ta: 
bad, Zölle) mit eigenen Grundjägen und Formen fort. Vgl. über 
die Geſchichte diefer Steuerentwidelung die vortrefflihe Darftellung 
in Hoffmann's „Lehre von den Steuern“, S. 147—187. 

In Defterreih war der Gang viel einfader. Hier beftanden bis 
zum Jahre 1829 in jedem einzelnen Kronlande die alten Formen 
der Berzehrungs: und Verbrauchsſteuern meiften® unter dem Namen 

ber Auficläge (Dazio, Daz). Ihr Hauptgegenftand waren die Ger 
tränfe; in einzelnen Provinzen waren nod andere Verbrauchsgegen- 
ftände darin enthalten; in den meiften unterlag auch die Fleiſchver— 
zehrung einer Steuer (Fleifchkreuzer, zum Theil aus dem 17. Zahl: 
bundeit). Berechtigt waren die Gemeinden und die Grundherren. 
Alle dieſe unendlich verjhiedenen Steuern wurden nun dur) das Ge: 
je vom 25. Mai 1829 in eine allgemeine Verzehrungsfteuer ver: 
wandelt, die mit dem 1. Nov. 1829 in den deutſchen Provinzen 
eingeführt ward. Im großen und ganzen befteht fie noch gegen: 
mwärtig auf den alten Grundlagen; fie enthält, wie früher, Fieijſch⸗ 
‚und Getränfefteuer und befteht theild in der Thorfteuer, theils in den 
Erhebungsformen des flachen Landes (f. unten). Princip der Ein- 
führung war dabei die Entfhädigung der bisher Bezugsberechtigten, 
weſentůch regulitt durch das Gefeg vom 16. April 1836. gl. vor- 
zuglich Deſſary, „Verzehrungafteuer in den ſammtlichen bſterteichiſchen 
Staaten“, 3. Aufl., S. 1—22. Der zweite Band dieſes hoͤchſt 
gründlichen Wertes enthält die Berzehrungäfteuer in Jtaken (S. 1— 67) 
und die Verzehrungäfteuer in ven ungariihen Kronländern (©. 67 fg.) 
feit 1850 u. 1851. 

Was unter den übrigen Ländern zunächſt Baiern betrifft, fo 
befteht die Verzehrungaftener hier einzig in dem Malzaufihlag. Hauff, 
„Bairiſche Gefeggebung“, $. 410. Die ſachſtſche Confumtionzftener, 
früher ganz auf Grundlage ver alten Grundherrlichteit und ver Ger 
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meindeaccife ruhend, bat namentlich infolge des Bollvereind und 
der Aufhebung aller Binmenzdlle ihre gegenwärtige Geftalt jeit 1834 
erhalten, in ver allerdings noch mandes wunſchenswerth bleibt. 
Dgl. „Zeitihrift de Statiftiihen Bureau“, Nr. 7 u. 8, mit einer 
jehr guten hiſtoriſchen Einleitung. 


I. Bie Objecte der Verzehrungsſteuer. 

Die Objecte der Verzehrungsſteuer find ihrem Weſen nah 
ebenfo mannichfaltig als die Objecte ber Verzehrung felbft. Al— 
lein die Iegtern hängen vielfad von Willkür und Zufall ab, und 
es ift zum Theil ſchwer, wenn nicht unmöglih, in ihnen das eis 
gentlide Steuerobject, die verdienende Arbeit zu treffen. Es 
Tonnen deshalb im mefentli—hen nur diejenigen Objecte der Ver— 
zehrung zugleich als Objecte der Verzehrungsftener betrachtet wer 
den, welche bei jedem Menſchen zur Erhaltung der phyſiſchen Ar- 
beitäfraft dienen und welche ebendeshalb von jedem in einem 
durchichnittlich gleichen Maße zu diejem Zwecke genoffen werden. 

Die hierher gehörigen Gegenftände ber Verzehrung fcheiden 
fih nun in zwei große, weſentlich verfchiedene Gruppen, die 
Pflanzennahrung und die thieriihe Nahrung. Beide find weder 
in Beziehung auf ihren Ernährungswerth, noch auch in Beziehung 
auf die Leichtigkeit und Form der Befteuerung gleih. Man kann 
daber zuerft fagen, daß diefer Unterſchied zwei Grundfäge für die 
Verzehrungsftener erzeugt hat. Nach dem erften Grundſatz ift die 
Pflanzennahrung von der Beſteuerung ganz ausgeſchloſſen und 
nur die thieriihe Nahrung einbezogen; nad) dem ziweiten ift ne- 
ben der legtern die erfte ganz oder doch zum Theil der Befteue- 
rung untertoorfen. . 

Diefer Unterſchied in der Beftenerung beruht nun aber zu- 
glei auf der Schtwierigkeit, bei der Pflanzennahrung einerfeits 
dag Object derfelben zu erfaffen, andererſeits für dafjelbe ein 
richtige Maß der Steuereinheit zu fegen. Da nun gerade dies 
die Aufgabe der Steuererhebung ift, fo ergibt ſich als entſchei— 
dender Grundſatz für alle Verzehrungsfteuer, daß ihre Ausdehnung 
und ihre Anwendung immer zuerft von dem Syſtem der Steuer- 
erhebung abhängt, mährend dagegen der Steuerfuß nicht von 
diefem, fondern von dem Weſen der beiden großen Nahrungs- 
mittel felbft bedingt wird, und zwar mit Recht, da jie ein ver- 
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ſchiedenes Maß der Probuetion von ermerbender Kraft be— 
ſiben. 

Da nun die Stenererhebung eine Frage der Zwedmaãßigkeit 
enthält, ſo kann man als allgemein gültigen Grundſatz für die 
Entwickelung dieſer Beſteuerung unbedingt das Streben der Fi- 
nanzwirthſchaft aufftellen, diejenige Beſteuerung aufzufinden, welche 
auch die Pflanzennahrung allgemein mit befteuert. Und diefer 
Grundfag findet feine Vertretung in dem zweiten Abſchnitte. 

Die Natur beider Arten der Objecte beftimmt nun aber we— 
ſentlich den Steuerfuß und muß daher für fih betrachtet werden. 

Die finanzielle Betrachtung der Pflanzen= und thieriſchen 
Nahrung hat nun natürlich nichts mit ihren fonftigen Qualitäten 
zu thun, fondern vielmehr mit demjenigen Elemente derjelben, 
das eigentlich das Object der Befteuerung in ihnen ift, der Nah: 
rungs⸗ oder Productiokraft derfelben. Die dahin einſchlagenden 
Geſichtspunkte find freilich allgemeinerer Natur, fie find aber fo 
wichtig, daß fie für jebes der beiden Hauptobjecte einer befondern 
Darlegung bedürfen. \ 

Für das Folgende ift namentlich die Fefthaltung des unterſchieds 
zwiſchen Verzehrungs- und Verbrauchsſteuer entſcheidend. Und zwar 
4beils deshalb, weil einige Staaten gar feine Verzehrungd=, wol aber 
eine Verbrauchsſteuer haben (England, Baiern), andere die Verzeh: 
rungsſteuer nur in den ftäbtifhen Gemeinden befigen (Detroi in 
Franfreih), andere auf dem Lande nur bie Fleifchnahrung in ber 
Verzehrungsſteuer treffen (Defterreih), andere dagegen wieder bie 
Verzehrung beider Objecte einem felbftändigen Syfteme unterwerfen, " 
wie Preußen, deſſen Klaſſenſteuer eben vie Verzehrungäftener des 
flachen Landes iſt. Es gibt daher feinen Theil der ganzen Finanz- 
wiſſenſchaft, in welchem bei der DVerfchievenheit der Gejeggebung bie 
Haren wiſſenſchaftlichen Begriffe jo nothwendig wären ala eben hier. 


a) Die Pflanzennahrung. 


Die Plangennahrung ift die bei weitem wichtigſte Art aller 
Nahrungsmittel; fie vertritt umd ernährt die größte Maſſe der 
perjönlihen mechaniſchen Arbeit. Allein diefe Arbeit ift zugleich 
die ertrag8lofefte, indem der Arbeitslohn gerade hier auf fein 
‚Minimum, den Preis der Bedingungen diefer Arbeit oder derje— 
rigen Nahrungsmittel felbft zurüdgedrängt wird, welde zur 
rein phyſiſchen Eriftenz des Menſchen und feiner phyſiſchen Arbeits 
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kraft abfolut nothwendig wird. Es Tann daher hier ſehr wohl die 
Frage entitehen, ob die Pflanzennahrung überhaupt ein geeig— 
netes Object der Befteuerung fein dürfe, da der Reinertrag ber 
mechaniſchen Arbeit fo gering ift, daß derfelbe ſchwer eine Abgabe 
an den Staat zu tragen jcheint. 

Dennoch ‚ift die Nichtbefteuerung der Pflanzennahrung die 
Nichtbeftenerung eines Kapitals im Volfe, das aus dem addirten 
Werthe der perfönlichen Arbeitskraft aller Erwachſenen befteht, 
und das für die Gewähr feiner Verwerthung gerade bie wichtige 
ſten Anftalten, namentlich die Anftalten der Volksbildung einer- 
ſeits und die Anftalten der Geſundheitspflege andererjeits fordert. 
Es ift ferner durchaus unzweifelhaft, daß dies Kapital einen im 
ganzen jehr bedeutenden Reinertrag liefert und daß es fich jeder 
andern Befteuerung als der durch die Pflanzennahrung entzieht. 
Es ift deshalb vom rein finanziellen Geſichtspunkte gar fein 
Grund abzufehen, weshalb eine Verzehrungsſteuer nicht ebenfo 
gut bei diefer Form des Reinertrags wie bei jeder andern ein 
treten follte, wenn fie nur den Grundjag des möglichft niedrigen 
Steuerfußes und der möglichft einfachen Steuererhebung feſthält, 
un fo mehr, als die Beiteuerung des Salzes durchaus benjelben 
Grundfag ziemlich ohne Widerfprud für dieſes mineraliihe Nah: 
rungsmittel durchführt. 

Dennoch haben ſich gerade gegen diefe Befteuerung principielle 
Bedenken erhoben, die von einem andern Standpunkte ausgehen. 

Die Befteuerung der Pflanzennahrung ift eine Befteuerung 
derjenigen Klaffe, welche allein ans ihrer phufiichen Arbeit fi 
einen Erwerb macht und daher auch nur durch den Ueberſchuß 
aus diefem geringen Erwerbe ſich ein Kapital bilden, vermittelt 
diefes Kapitals aber dann allmählih aus der niedern Klaffe in 
die höhere auffteigen Tann. Wir, nennen diefen Proceß die Bil- 
dung der Mittefflaffe in der Bewegung der Geſellſchaft. Die Be: 
ſteuerung der Pflanzennahrung trifft daher gerade diefen jo un- 
endlich wichtigen Proceß, anf welchem im legten Grunde die Ge: 
fundheit der geſellſchaftlichen Ordnung beruht, und dies ift die 
Grundlage de3 Zweifels an ver Richtigkeit derfelben aus dem fo: 
cialen Gefihtspunfte, defien hohe Berechtigung niemand bezwei⸗ 
feln wird. Im dem Obigen aber fallen ſich alle Einwände zufom 
wen, welche man in ben perſchiedenſten Anshrüden gegen bie 
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* Nahrungsmittelbefteuerung zu Gunften der niedern Klaffe geltend 
. gemacht hat. Die Forderung diefer Einwände geht demnach praf- 
tiſch dahin, die Nahrungsmittel mindeftens des Pflanzenreihs un 
befteuert zu laffen und die allgemeinen Ausgaben, infofern fie 
auch für die niedere Klaſſe geſchehen, nur aus der Befteuerung der 
Bemittelten zu deden. Die Aufhebung jener Steuer würde da: 
ber ein Opfer von feiten der bemittelten Klaſſe für die niedere, 
ein Opfer des Kapitals für die Arbeit fein. s 
Diefe Auffaffung nun ift- erfilih darum nicht richtig, weil 
der Betrag der Steuer am legten Orte den Arbeitenden doch 
nicht zugute kommen Tann, und zwar deshalb nicht, weil ſich ver- 
möge des Werthgejeges für den Arbeitslohn der Preis der Lei- 
ftungen in demfelben Grade verringert, in welchem die Bebin: 
gungen der Arbeit, aljo namentlich das Brot, billiger werden. 
Nicht der Arbeiter behält daher die Steuer, ſondern der Arbeit: 
geber rechnet jie ab im Arbeitslohne und macht um diefen Be: 
trag feine Waaren billiger; der Käufer diefer Waaren, der fonft 
die Steuer. zahlt, zahlt fie daher nicht, und fo kann zwar. der 
legtere, der Käufer der Producte des Arbeitslohns, nicht aber 
der erfte, der Arbeiter felbft, dabei gewinnen, daß dieſe Steuer 
aufgehoben wird. Es ergibt fih daraus, daß der zuletzt allein 
gültige Gefichtspunft für diefe Seite der Frage nicht in der Beur- 
theilung der Steuer an ſich liegt, fondern daß diefe Steuer im 
Grunde nur ein Mittel ift, die Beſteuerung des Reinertrags aus 
der phyſiſchen Arbeit unter die Gefammtheit derjenigen zu ver- 
theilen, welche der Iegtern für ihren Erwerb bebürfen, da jeder 
Arbeiter den Betrag der Befteuerung feines Brotes auf den Lohn, 
der Lohngeber ihn auf die Geftehungsfoften des Products, der 
Käufer ihn auf die Benugung des letztern und fo fort überträgt. 
Der Theil der Verzehrungsſteuer, den der Arbeiter ſelbſt trägt, 
oder den er nicht überwälzen Tann, ift dabei ein fo geringer, daß 
. er für die Kapitalbildung durchaus nicht in Betracht kommt, und 
dies ift der zweite Punkt, weshalb die obige Auffaffung falſch er 
ſcheint. Er ift ſchon da faft unberechenbar Klein, wo er ala Klaf- 
fenfteuer die Form einer directen Befteuerung der Verzehrung an- 
nimmt; bei’ der eigentlihen Verzehrungsftener verſchwindet er 
faft gänzlich. Man kann daher unbedenklich jagen, daß der obige 
Einwurf keine Bedeutung hat. 
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Dagegen ift wohl zu bedenken, daß diefe Steuer keines⸗ 
wegs blos den Arbeiter, fondern mindeftens ebenfo ſehr den Be— 
figenden trifft und daher eine ganz allgemeine Steuerquelle un= 
befteuert laſſen würde, was weder an ſich richtig, noch auch finan- 
ziell leicht erträglich erſcheint. Und dem entiprehend hat denn 
auch im allgemeinen die Beftenerung der Pflanzennahrung immer 
wieder plaßgegriffen. Der ſchwierigſte Punkt dabei ift dann 
aber die Beftimmung von Einheit und Fuß diefer Steuer. 

Was nun dieje beiden Fragen betrifft, fo ift ihre Erledigung 
in den beiden Spftemen der eigentlichen Verzehrungsſteuer und der 
Klaſſenſteuer enthalten und muß daher bier auf dieſe verwieſen 
werden. Doch gilt dabei als erftes allgemeines Princip, daß 
der Steuerfuß nur ein niedriger fein Tann, und aus diefem folgt 
das zfveite, daß die Steuererhebung, um nicht im unrichtigen 
Berhältnig zu ihrem Ertrage zu ftehen, jo einfach al3 möglich 
eingerichtet werden muß. Diefe Gefichtspunfte find es, welche 
über das Verhältniß der beiden Beftenerungsformen am legten 
Drte zu entſcheiden haben. 


Die Beſteuerung der Pflanzennahrung hat demnach) zwei Gründe gegen 
ſich, welche die Theorie unfiher und die praktiihe Gefeßgebung höchſt 
verſchieden gemacht haben: die Belaftung des geringften Erwerb der- 
mechanischen Arbeit und die Schwierigfeit der Erhebung. In der 
Wiſſenſchaft ift feit Adam Smith und Ricardo die Vorftelung ge 
blieben, als laſſe fih die Brotfteuer nur auf den Unternehmer (Ar: 
beitgeber) überwälzen, ſchade daher den Arbeitern nicht, fondern 
nur dem leptern, wunderliherweife, als ob ver Unternehmer nicht 
den ganzen Arbeitslohn in dem Preife feiner Producte anrechnete. 
©. Jatob, II, $. 1121; Malchus, I, $. 67. Rau kommt gar zu 
der Behauptung, fie laſſe fih ver Regel nad überhaupt nicht über- 
wälzen ($. 321, 422 u. 431). Dieſe Borftellung dürfte wol als 
befeitigt angefehen werden. M. Birth (a. a. O., II, 464) fließt 
fih an Hoffmann und kommt zu feinem rechten Refultat. Dagegen ift 
es volltommen richtig, daß bei einer Einführung einer Verzehrungs: 
fteuer überhaupt ftet3 ein Zwifchenraum eintritt, innerhalb deſſen der 
alte Lohn bleibt und erft allmählich vie Lohnerhöhung ber Beſteue- 
rung nadhfolgt, ſowie umgekehrt. Die Eonfequenz ift, daß man die 
Aenderungen der Steuer nie plöglih in hohen Beträgen, fondern in 
ſolchen Steuerfägen machen muß, denen eine Erhöhung des Lohns 
entfprehen kann. Die Gejeggebungen find bei aller weſentlichen 
Verſchiedenheit im einzelnen doch im ganzen in einem Punkte ziemlich 
gleihartig: Steuerlofigfeit der Pflanzennahrung auf dem flahen Lande 
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und Beſteuerung derſelben durch die Thorſteuer in den Städten. 
Dieſer Unterſchied hat keinen in ver Natur der Sache liegenden 
Grund; e3 ift im Gegentheil klar, daß er eine Verſchiedenheit der 
Beſteuerung enthält; nur die Schwierigleit der Erhebung macht ihn 
erklärlich, und daher dürfte fein Zweifel fein, daß das einzige Sy: 
ftem, welches viefelbe vermeidet, die Klaſſenſteuer des flahen Landes,“ 
hier die Beftenerung der Zukunft fein wird. 


b) Beftenerung der thieriſchen Nahrung. 


Die thieriihe Nahrung ft theuerer, aber auch Fräftiger als 
die Pflanzennahrung. Ihre Verzehrung ſetzt daher einerfeit3 einen 
größern Reinertrag der Arbeit voraus, andererſeits erzeugt‘ fie 
eine größere Arbeitskraft. Die Befteuerung des Arbeitsertrags 
durch die Befteuerung der thierifhen Nahrung ift daher nicht blos 
ebenfo naturgemäß, fondern auch leichter durchzuführen und ver- 
ftändlicher als die der Pflanzennahrung. Man hat daher auch 
verfuht, eine Befteuerung derjelben felbft da durchzuführen, wo 
man die Beſteuerung der Pflanzennahrung aufgegeben hat, auf 
dem flahen Lande, und es ift gewiß, daß die Einnahmen 
der Staaten diefer Steuer entweder gar nit oder nur jehr 
ſchwer entbehren Fünnen. Sie verdient außerdem megen der 
großen Bedeutung ihres Object für das Förperlihe Wohlbe— 
finden der Bevölferung befondere Beachtung. 

Das Steuerobject ift dabei zunächſt und hauptſächlich Fleiſch 
und die Producte aus demjelben (Würfte u. |. w.), dann aber 
auch Fett, Butter, Milch und Käſe. s 

Die Steuereinheit ift bei den Producten von Fleiſch und Vieh 
das landesüblihe Gewicht und Maß; für das Fleifch felbft da— 
gegen eine zweifache: entweder die Stückzahl oder das Gewicht. 
Die erfte, die vor dem Schlachten geichieht, erleichtert die Erhe— 
bung jehr; es ift wahr, daß dabei das größere Stüd eine gerin- 
gere Steuer für jedes Pfund zahlt, allein diefer unbedeutende Un- 
terſchied gleicht. fih mwieder dadurch aus, daß infolge deſſen die 
Production des fetten Viehes eben durch die verhältnigmäßig ge 
ringere Steuer befördert wird, was am meiften dazu beiträgt, die 
Fleiſchnahrung allgemein zu machen. Die Eintheilung der Stüde 
nad dem Gewichte in Klaffen ift durchaus geeignet, diefe Wir- 
kung noch zu erhöhen. Es ſcheint daher richtiger, die abfolute Ge- 
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nauigleit ber Gewichtsverzollung ber Stückzahlverzollung und ihren 
Vortheilen zu opfern. 

Der Steuerfuß wird beftimmt nah der Steuereinheit; für 
feine Höhe gelten die ſchon ausgeſprochenen Grunbfäße. Der 
Steuerfuß bei der Stückzahl muß im Verhältniß zum Steuerfuße 
nad dem Gewichte auf diejenigen Theile des Thieres Rückficht 
nehmen, welche nicht zur Verzehrung taugen. 

Die Befteuerung der thieriſchen Nahrung ift nun aus allen 
diefen Gründen von jeher al3 eine vollkommen rationelle ange: 
fehen, unter der Vorausfegung, daß ihr Steuerfuß kein zu hoher 
ſei. Sie hat darum auch eine beſondere Geſchichte; fie ift fehr 
alt und ſelten im Princip, nur in der Ausführung angegriffen 
worden. In legterer Beziehung find freilich aud für fie durchaus 
divergirende Geſichtspunkte aufgeftellt,. die zu ben beiden großen 
Syſtemen der Verzehrungsitener binüberführen. 

Bon der Fleifchfteuer gilt im weſentlichen daſſelbe wie von der 
Brotſteuer. Auch fie wurde meiſtens nur in den Städten erhöben, aus 
denfelben Gründen und unter venfelben Gegengrünven. In Preußen 
enthält die Alaffenfteuer die Fleiſchbeſteuerung des flahen Landes; 
in Defterreih vagegen ift das Fleiſch auch auf dem flachen Lande 
befteuert. Diefe Befteuerung ift ihrer Natur nach fehr verwidelt und 
durch die große Verſchiedenheit des Fleiſchconſums in den einzelnen 
Ländern durchaus nicht als eine rationelle Beiteuerung zu betrachten. 
Die weitläufigen Vorſchriften genau bei Deſſary, „Verzehrungs: 
ftener“, Thl. I, Hauptftüd 2 u. a. m. O. Ueber Wiürtemberg und 
Baden fiehe Rau, 8. 432, und Malchus, I, $. 67. 


II, #ie beiden Syſteme der Berzehrungsfteuer. 
Natur derfelben. 


Die Syfteme der Verzehrungsfteuer entftehen durch die Noth— 
wendigkeit, in bie Verſchiedenheit der Objecte der Vergehrung, 
ihrer natürliden Gütereinheiten, ihrer Steuerkraft, in den Re 
geln, nad denen diefe Objecte aufgeſucht und der Beſteuerung 
unterzogen werben, und endlich in den Stewerfuß für alle dieſe 
Objecte eine Einheit zu bringen. 

Diefe Nothivendigkeit entftand, als bie örtlichen, auf der 
Grunpherrlickeit beruhenden Formen der Verzehrungsfteuer der 
einheitlichen Staatsfteuer Play machten. Man konnte dabei nicht 
wohl über das Wünjchenswerthe einer Beſteuerung aud der 
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Pflanzennahrung in Zweifel jein; allein die Natur diefes Steuer: 
object3 zwang die Finanzen das Princip den factiſchen Verhält- 
niffen zum Theil zum Opfer zu bringen. Die thieriihe Nahrung 
jedoch wurde beibehalten. Und fo entftanden zwei Grundformen 
der Verzehrungsftener, die fih allmählich zu zwei fürmlichen Sy: 
ftemen entwidelt haben. , 

Die erfte diefer Grundformen ift die Beftenerung des Objects 


der Verzehrung, des Nahrungsmittel3 felbft, und zwar in dem - . 


Augenblid, wo es in den Conſum übergehen will. Wir wollen 
- fie die eigentliche Verzehrungsftener nennen. 

Die zweite Grundform Täßt dagegen das Object gänzlich 
fallen und hält fi einfach an das verzehrende Subject, ohne 
Rückſicht auf Maß und Art feiner Verzehrung, dagegen mit Be: 
rüdjihtigung feines wirthſchaftlichen Einkommens, welches aller= 
dings der wirklichen Verzehrung .zu Grunde liegt. Dies ift die 
Klaſſenſteuer. 

Beide Syſteme haben nun nicht blos eine ausgebildete Steuer⸗ 
ordnung erzeugt, ſondern ihre Anwendung hat auch gezeigt, daß 
“fie jedes in feiner Weiſe beſondere Vorzüge haben und daher ſich 
nicht etwa ausſchließen, fondern vielmehr einander erfeen. Die 
Enttidelung des pofitiven Steuerweſens geht deshalb dahin, fie 
miteinander zu verbinden, und in ihrer richtigen Verbindung ruht 
ohne Zmeifel die Zukunft des Verzehrungsſteuerweſens. 

Dennoch ift dies keineswegs leicht; die Vergleihung der , 
Hauptftaaten Europas zeigt vielmehr, daß hier noch fehr tiefgrei- 
fende Unterſchiede obwalten. Wir müſſen daher jedes Spftem für 
ſich darftelen und dann die Grundfäge ihrer Verbindung be: 
zeichnen. 

Ohne Zweifel iſt das franzoſiſche Syſtem, nad welchem die Per: 
ſonalſteuer noch neben ver Verbrauchsſteuer und in den Städten die 
Verzehrungsſteuer durch das ftäbtif—he Detroi befteht,' das verlehrteſte, 
nachſt der engliihen Steuer, vie gar ein Syftem enthält. Gut ik 
es freilih, wenn, wie Baiern, die Regierung überhaupt gar feine 
weitere Berzehrungsfteuer ald ven Malzaufihlag nöthig hat. In der 
folgenden Darftellung werden wol alle Mobificationen ber eigentlihen 
Berzehrungsfteuer enthalten fein. 


316 


a) Die eigentliche (indirecte) Verzehrungsftener. 

Die eigentliche Verzehrungsfteuer ift diejenige, welche zu ih— 
rem Steuerobject den Verzehrungsgegenftand fegt. Wir nennen 
fie indirect, weil die Steuerquelle hier al3 nicht von dem Steuer- 
object getrennt gedacht wird. Die Natur des Gegenftandes der 

‚ Berzehrung ift es num, melde zur Aufftellung eines förmlichen 
Syſtems diefer Beſteuerung gezwungen hat. 

Das an ſich richtige Princip, alle Gegenftände der Verzeh— 
rung befteuern zu wollen, fand feine Grenze nur in der Unmög- 
lihfeit, die Arten der Pflanzennahrung auf dem flachen Lande 
aufzufinden und zu befteuern. Dadurch entftanden nun zwei 
Grundformen innerhalb diefes Syftems, welche eigentlich feine 
befondern Steuern, fondern nur zwei Formen der Erhebung der 

- Steuer waren. . Die erfte war diejenige, welche alle Gegenftände 
der Verzehrungafteuer befteuerte und nur in den gefchloffenen Städten 
möglich war; die zweite war diejenige, welche Die Verzehrungsfteuer für 
die Pflanzennahrung auf dem flachen Lande aufgab und hier nur die 
thierifche Nahrung befteuerte. Dieerfte Form nennen wirdie ſtädtiſche, 
Steuer, Thorftener oder Accife; die zweite Form ift die Fleiſchſteuer. 


\ Erfe Sorm. B 
Die Thorftener (Accife). 

i Die Thorfteuer ift die ältefte Form der Verzehrungsfteuer. 
Sie beruht theils darauf, daß die Stadt der phyfiihen Arbeits- 
kraft Verdienft gibt, und daß diefe daher auch an den ftäbtiichen 
Ausgaben ihren Theil mitzutragen babe, theils darauf, daß die 
Erhebung diefer Steuer bier im ganzen eine höchſt ſichere und 
wenig läftige ift. Da die legtere es möglich macht, alle Gegen- 
ftände der Verzehrung der Steuer zu unterwerfen, fo trug die 
jelbe ſchon von Anfang an die Fähigkeit einer ſyſtematiſchen Aus: 
bildung in fi, und zwar fo, daß ſowol für die der Befteuerung 
unterworfenen Objecte al3 für den Steuerfuß eine principielle 
und durchgeführte Verfchiedenheit anerkannt wurde. Diejes Sy: 
ftem der Thorfteuer beruht im weſentlichen auf dem Satze, daß die 
theuern Gegenftände der Verzehrung nur von Wohlhabenden genoffen 
werden und daher eine höhere Steuerkraft befigen. Von diefem Ge: _ 
fihtspunkte aus find mol alle Thorfteuern unferer Zeit geordnet. 
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Diefe Ordnung der Verzehrungsſteuer durch die Worſieuer 
geſchieht nach dem geſetzlichen Tarife. 


Der Tarif enthält alle einzelnen Momente jeder Steuer für 
ſeine Gegenſtände, die Verzehrungsobjecte, welche in die Stadt 
eingeführt werden. Er iſt das Steuergeſetz für dieſelben und um- 
faßt neben der Staatsſteuer oft aud) eine Gemeindefteuer, die ala 
Zuſchlag zu feinen Anfägen erfcheint. Seine äußere Form zeigt 
daher das Spftem der Steuer, das er zur Geltung bringt. Die 
erfte Reihe bilden die Stewerobjecte, d. i. die der Verſteuerung 
unterworfenen Nahrungsmittel. Die zweite Reihe enthält die Steuer 
einheiten, die mit der Gütereinheit zufammenfallen, d. i. das 
Mo für die Beftimmung des Steuerbetrags bei jedem Object, in 
Iandesüblihen Maßen und Gewichten; die dritte Neihe den 
Steuerfuß (den Tarifjag) für jede Steuereinheit. Die Aufgabe 
der Erhebung ift es, den Steuerbetrag für jedes Quantum der 
eingeführten Verzehrungsgegenftände durch einfache Multiplicirung 
de3 Steuerfußes mit der Anzahl. der Steuereinheiten zu beftimmen. 
Der Tarif enthält ferner als Zuſatz Beftimmungen über das Ber- 
fahren bei diefer Steuerbemeffung und meiftens auch Vorſchriften 
über die Umgebungen de3 Tarifs und über das daraus folgende 
Thorſteuerſtrafrecht. 

Die Verſchiedenheit in der Größe der Städte nun, welche 
als eine Verſchiedenheit in der Verwerthung der Arbeit erſcheint, 
ruft eine Verſchiedenheit in der Beſteuerung ſelbſt hervor. 


Dieſer Unterſchied beſteht nun in zwei Punkten: erſtlich in 
der Zahl der Steuerobjecte, zweitens in der Höhe des Steuer— 
fußes oder Tarifiages, die beide nad) dem fteigenden Werthe des 
BVerdienftes je nad der Größe der Städte berechnet fin. Den 
Unterfhied der Städte, auf dem der Unterſchied der Tarife be— 
ruht, nennt man aud) hier die Glaffification der Städte. Es gibt 
demgemäß Städte erfter, zweiter Klaſſe u. ſ. w., denen die Tarife 
erſter, zweiter Klafje entſprechen. Regel ift natürlich, daß in den 
höchſten Klafjen die größten Städte ftehen, bei denen der. Um— 
fang der Steuerobjecte weſentlich größer ift ala bei kleinern Städ- 
ten. Namentli werben hier auch Gegenftände des. Verbrauchs, 
3. ®. Feuerung und Del, in die Tarife einbezogen oder beftenert, 
was bei richtig gegriffenem Tarifjag (Steuerfuß) ganz rationel, 
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aber ein Grund mehr ift, die Verzehrung des flachen Landes nicht 
unbefteuert zu Iaffen. 

Die Höhe der Steuer oder ber Tarifjäge ift auch hier mei- 
ftens Sache der Erfahrung und des Verſuchs und‘ zwar fowol für 
die nievern als für die höhern Tarife. Als Regel Tann dabei 
gelten, daß ein Tarifiag für die nothwendigen Nahrungsmittel zu 
hoch wird, wenn der Marktpreis derfelben durch die Thorfteuer 
fteigt, während er für die Genußmittel (Gebäde u. ſ. w.; dahin 
gehören aud bie feinern thieriſchen Nahrungsmittel, Wild, Ge— 
flügel u. |. m.) zu hoch ift, fobald die Verzehrung derfelben durch 
den Tarif abnimmt. Der Unterſchied beruht darauf, daß bei den 
erſtern eine Beſchränkung der Verzehrung ſchwer ift, während fie 
bei den legten fofort eintritt, wenn der Preis zu hoch geht. 

Einen bejondern Theil der Thorftener bildet die Beſteuerung 
der Verbrauchsobjecte, namentlich der Getränfe, die principiell 
auch außerhalb der Städte einer eigenen Steuer unterworfen find, 
melde legtere durch eine Klaffenftener nicht erjegt werden kann. 
Davon bei diefem Abſchnitt. 

Man muß nicht ‚wie Rau ($. 428) die Sade fo auffajlen, 
als ſei die Accife over ver Aufſchlag eine Steuerart, fondern fie ift 
eine Erhebunggart der Verzehrungsfteuer. Allerdings bat die Accife 

* früher nicht blos die Thorfteuer und nicht blos die Verzehrungsftener 
umfaßt, ſondern namentlih aud die Geträntefteuer und ſelbſi Wege- 
abgaben „für ein⸗, aus und durchgehende Waaren” (Wahlcapitul. von 
1711, Rap. 8). Die franzöfifhen Octtois mit ihren Klaſſen und 
Objecten des Tarifs vgl. bei Hod, ©. 380; das dfterreichiihe Sy: 
ftem bei Defjary, wo auch die Tarife der wichtigſten Stävte angefügt 
find, Das preußifhe Syſtem der Schlacht- und Mahlfteuer ift eine 
Thorſteuer auf die beiden Arten ver Nahrungsmittel und daher jetzt 
jefbft feine jelbftändige Steuer, fondern eine Steuererhebungaform der 
Verzehrungsfteuer für die ſtädtiſche Venölferung; mertwürbig, daß 
dies noch immer nicht recht Har hervorgehoben wird. ©. bie treffliche 
Daritellung bei Hoffmann, S. 312 fg.; Oesfeld, „Preußen in lame- 
taliftifcher und ſtaatswirihſchafliicher Beziehung“ (1858), ©. 96. Na: 
türlih bat die Thorfteuer zur Folge, daß die Mühlen und Schläch- 
tereien inmerhalb der Städte wieder beſonders befteuert werden, was 
wol den Grund ver Verwirrung abgibt; ver Steuerfuß von 20 Sgr. 
für Weizen: und Kartoffelmehl und 5 Sgr. für anderes nah dem 
preußifhen Gejeg vom 20. Mai 1820. Das Spitem der Abfin- 
dung für die Verzehrungsfteuer, wie e3 in Deſterreich beiteht, hat 
auf die Thorftener feine Anwendung, jondern diefe wird blos nad 
dem Tarife erhoben. Deſſary, 8. 43. 
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Zweite Sorm. 
Die (ausſchließliche) Fleiſchſteuer. 


Die Fleiſchſteuer hat zur Aufgabe, die Verzehrung des Flei- 
ſches nicht „blos in den Städten, jondern auch auf dem fladden 
Sande zu beftenern. Die Natur ihres Objects bringt jedoch ei⸗ 
nerſeits eine große Befchränfung im Objecte felbft, andererfeitö eine 
große Schwierigkeit in der Umlegung und Erhebung der Steuer hervor. 

Was zunächft das Object betrifft, jo wäre e3 allerdings prin- 
cipiel richtig, die Gejammtheit der thieriichen Nahrungsmittel, 
alfo neben dem Fleifhe der Hausthiere auch das ber wilden 
Thiere, und außerdem die Viehproducte, namentlih Mil, Butter 
und Käfe zu befteuern. Dies mm ift ebenfo unthunlich ala die 
Beſteuerung der Pflanzennahrung auf dem Lande. Die Natur 
des Object? zwingt daher die Steuer zunächſt, fi nur an das 
Schlachtvieh zu halten, was fhon an umd für ſich nicht rationell 
iſt, und alles andere unbefteuert zu laſſen. 

Die Beitimmmng der Steuereinheit Tann entweder das Stüd 
ober das Gewicht zu Grunde Iegen. Die Befteuerung nad 
Stüdzahl hat den Vorzug, die Fleiſch- und Fettproduction zu 
vermehren, weil bie Differenz des Gewichts dabei unbeftenert 
bleibt. Die Beitenerung nach dem Gewicht gibt cine weit ge- 
nauere Beftimmung des Stenerobjectd. Dennoch find die Koften 
der Erhebung des legtern im Verhältniß zu diefem Wortheil viel 
zu groß, um nicht die erfte Form anzunehmen. 

Ratürlich richtet ſich danach auch der Steuerfuß. Bei der 
Stüdzahl muß ein Steuerfuß gefeßt werden, der ein Gewicht 
unter dem mittlern annimmt. Bei dem Gewicht muß für die 
Beftimmung des Steuerfußes ber ungenießbare Theil abgerechnet 
oder ein Gewichtsſteuerfuß gefegt werben, der durch Abſchätung 
des legtern von dem erftern erzielt wird. 

Die Steuererhebung Tann nur möglich werden, indem jede 
einzelne Schlachtung von Vieh der Steuerbehörbe angezeigt und 
bei der Schlachtung die Stemer ſogleich gezahlt wird. Dies ift der 
Punkt, wo die Fleifhfteuer in das wirthſchaftliche Leben höchſt 
ſtörend eingreift, wenn fie wenigftens für Hausthiere volftändig 
fein, Schafe, Lämmer, Kälber oder gar Geflügel enthalten jol. Gilt 
fie aber blos für Ochſen und Kühe, fo ift fie wieder nicht voll- 
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ſtändig. Schon aus dieſem Grunde muß daher bie indirecte 
Fleiſchſteuer als eine jehr unvoltommene Form der Steuer bes 
trachtet werben. 

Diefe Unvolltommenheit fteigert ſich bedeutend, wo die Schlach⸗ 
tung für die Ausfuhr geſchieht, da bier die Steuer ihren Cha- 
alter ald Verzehrungsfteuer verliert und demnach eine Unterfus 
Hung der Objecte nicht möglich oder höchſt umſtändlich ift. 

Mlerdings nun würde eine wirklich durchgeführte Fleiſchſteuer 
als Schlachtſteuer den ganzen fernern Verkehr mit dem Fleiſche 
von der PVerzehrungsfteuer ‚befreien und die Beftenerung ber 
Fleiſchergewerbe aller Art eben nur als eine reine Gewerbſteuer er⸗ 
ſcheinen laſſen. Dennoch hat man zum Theil geglaubt, den 
Mangel der Schlachtſteuer, der in ihrer Natur liegt, durch eine 
Beſteuerung des Verkehrs mit dem bereits geſchlachteten Fleiſche 
erſetzen zu können, was zu vielen weitern Schwierigkeiten Anlaß gibt. 
Endlich wird die Fleiſchſteuer auf dem flachen Lande ftet3 mit der 
der Städte vermöge der Thorftener ſchwer in rechten Einklang zu 
bringen fein, folange die. Städte nicht Gemeindeſchlachthäuſer 
vor der Steuerlinie errichten, die übrigens allerdings als die 
Grundlage jeder vernünftigen Beftenerung des ſtädtiſchen Fleiſch- 
conſums fowie des ganzen Schlachtweſens angefehen werden müffen. 

Auf diefe Weiſe erſcheint die Fleiſchſteuer auf dem flachen 
Lande als eine einerjeits ſehr unvollfommene, andererfeits ſehr 
läftige und endlich ſehr Toftipielige Beftenerungsform. Dennoch 
pflegt fie fi trog diefer großer Mängel jo lange zu erhalten, 
bis man aud zur Beftenerung der Pflanzennahrung auf dem fla- 
chen Lande übergeht. 

Man hat die Webelftände ver Fleifchfteuer in Defterreih namentlich 
durch das Syſtem der Abfindung weſentlich gemilvert, die man nicht 
blos zuläßt, fondern fogar indirect befördert. Bor Ausgang jedes 
Verwaltungsjahres nämlih muß eine Erklärung von den Gewerbe 
treibenden (Fleifhern u. ſ. mw.) abgegeben werben, ob fie fi ab: 
finden wollen ober nit. Das weitere Verfahren dabei, was aber 
aud für die Getränke gilt, ſ. bei Deſſary, $. 44 fg. Princip ift, 
daß folhe Abfindungen nur geftattet werben, wenn fämmtlihe Ver 
täufer fi einverftehen; alsdann tritt eine Solivarhaft ein, vie be 
fondere Rechte und Pflihten erzeugt ($. 54 fg.). Auch die Verpach- 
tung ift zugelaffen, wird aber nicht viel benugt, ebend. ($. 70 fg.) 
Vergl. Rau, $. 432; Malhus, $. 67. Die englifhe Accife it 
wieder ein hochſt unbeftimmter Begriff, indem neben der Verbrauchs- 
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fteuer auch Gemerbfteuern ohne beftimmtes Princip darin befaßt were 
‚ven. Sie enthält: Branntweinftener, Malzftener, Hopfenfteuer, Ba- 
pierftener, Zuderfteuer und die Steger auf eine Reihe einzelner Ge 
werbe, darunter auch die Eifenbahnfteuer. S. Hübner, „Statiſtiſches 
Gentralarhiv”, 1858, ©. 18 fg. 


b) Die Klaſſenſteuer oder die directe Verzehrungsfteuer. 


Die Klaffenfteuer ift diejenige Form der Verzehrungsfteuer, 
bei melder nicht mehr das Object der Verzehrung, ſon— 
dern das Subject ‚ver Gegenftand der Beſteuerung ift. Auch 
bier ift und bleibt, wie ſchon gejagt, die eigentliche Stenerquelle 
die phyſiſche Arbeitskraft. Die Form der Klaffenfteuer ift daher 
Teine befondere Steuerart, fondern nur eine Form der Steuerer- 
hebung, und zwar ift fie hervorgegangen aus der Unmöglichkeit, 
das eigentliche Object, die Steuerkraft, allenthalben in ihrem Er— 
nährungsmittel mit der Steuer zu treffen. Sie ift daher nicht fo 
ſehr eine principielle Befteuerungsform als vielmehr ein fachlich 
und örtlich begrenztes Mittel der rationellen Beftenerung. , 

Die Klaſſenſteuer bildet, wie ſchon früher gefagt, den 
Uebergang von den directen Steuern zu den indirecten. Sie ift 
die directe Form der indirecten Steuer, indem fie das Maß für 
die Böfteuerung in der befteuerten Perſon außerhalb des Steuer- 
objects, der Verzehrungsgegenftände, ſetzt. Sie empfängt daher 
von biefem ihrem nähern oder directen Object, der Perſon, ihre, 
mejentlihen Beftimmungen. ° 

Sie unterſcheidet fih von der Kopffteuer zunächſt dadurch, 
daß nicht jede Perjon von ihr betroffen wird, fondern nur die 
arbeitsfähige Perfon. Sie fcheidet daher nit blos an ſich nicht 
erwerbsfähige Perſonen (Kinder, Wahnfinnige, Frauen), fondern 
auch nad) dem erwerbsfähigen und nicht ‚erwerbsfähigen Lebens» 
alter. Sie zeigt damit, daß fie eben eine Beſteuerung der Arbeit 
iſt und mithin ihrer Natur wie ihrer Geſchichte nah nur den 
Erjag für die Verzehrungsfteuer bilden foll. 

Der zweite Unterfchted beruht darauf, daß diefe Verzehrung 
bei der Klaffenfteuer nicht als eine abfolut gleiche für alle Per— 
fonen, jondern als eine von dem Einkommen aus. der Arbeit bes 
dingte und mithin mit diefem Einkommen fteigende erfheint, was 
dem höhern Steuerfuße bei den feinern Nahrungsmitteln und der 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 21 
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Thorfteuer der Städte entipricht. Aus diefem Grundfage ging 
dann die Eintheilung des. Einkommens in gewiſſe Klaffen hervor, 
melde auch bier Claffification heißt. Dieſe Klaffe ift daher hier 
die wahre Steuereinheit; der einzelne -wird durch feine Ein 
ſchätzung in die Klaffe das beftimmte Steuerobject; fie ift die 
Meffung feiner Steuerfraft. Der Steuerfuß ift der Betrag, den 
jede Klaffe oder Steuereinheit jährlih zahlt. Steuerfuß und 
Steuerbetrag find daher bier identiſch, wie Steuerobject und 
Steuerfubject. Derjelbe muß rationell fo berechnet werden, daß 
er diefelbe Summe beträgt, melde fonft von der betreffenden 
Perfon „oder ihrer Wirthihaft als Verzehrungsſteuer zu zahlen 
geweſen wäre. Es ergibt fi daraus das allgemeine Princip für 
die Beſtimmung de3 Steuerfußes in der Klaſſenſteuer. Da dieſe 
ftet8 neben den Verbrauchsſteuern erſcheint, als eine andere 
Form der Beſteuerung der Arbeit, jo vertritt fie einen Theil der 
Berzehrungsfteuern; allein fie Tann ihrer Natur nach auch auf die 
Verbrauchsſteuern ausgedehnt werden. Sie hat an ſich Feine abs 
ſolute Grenge ihrer Anwendbarkeit; es ift Sache der Zmedmäßig- 
keit, diefe zu finden. Es ergibt fi daher, daß der Steuerfuß 
um fo höher fein muß, je mehr, und um fo geringer, je weniger 
Verbrauchsſteuern durch die Klaffenfteuern vertreten werden. Das 
Map des Steuerfußes ift daher principiell Fein beſtimmtes; das 
teinfte Maß ift gleich dem Betrage der kleinſten Verzehrungd: 
fteuer, das größte gleich dem Betrage der Gejammtheit der 
Verbrauchsſteuern. Das beftimmte Maß oder die Feftftelung 
des wirklichen Steuerfußes ergibt fi demnach in jedem einzelnen 
Befteuerungsiyftem durch die Arten der Verbrauchsſteuer, melde 
durch die Klaffenfteuer vertreten werden. Welde Arten aber 


- duch diefelbe vertreten werden jollen und können, dar 


über unten. 

Die Steuererhebung geſchieht, indem die Einſchätzung der eins 
zelnen in die Klaffen öffentlich vorgenommen und die Steuerzab: 
lung am beften monatlich oder vierteljährlich beftimmt wird. Sie 


ift fehr einfach und leicht bei anfäffigen PBerfonen, ſehr ſchwer, 


umſtändlich, Toftipielig und faft unausführbar bei ſolchen, die den 

Pla der Beſchäftigung beftändig wechſeln, meil fie fi durch 

Abgang vor dem Termine der Steuerzahlung leicht entziehen und 

die Controle die an fi) einfache Erhebung äußerft hemmend für 
. B ” 
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den Verkehr und koſtſpielig macht. Bon dieſem Gefihtspunfte 
müſſen die folgenden Bemerkungen betrachtet werben. 

Die Klaffenfteuer ift bisher nur in Preußen eingeführt (durch 

Gefeg vom 20. Mai 1820). Sie ift ihrem Grundgedanken nad) 

eine Verzehrungsfteuer, indem fie die Schlacht- und Mahlſteuer für 

das flahe Land- erjegt, und keine Verbrauchsſteuer, da neben ihr 

die Getränfefteuern beftehen. Sie ift ferner eine Befteuerung der Ar- 

beit, da fie nur für arbeitsfähige Menſchen (vom fechzehnten Jahre an) 

gilt; doch hat fie einige ganz unmotivirte, auf Standesunterfchiede 

begründete Ausnahmen. Sie hat drei Hauptllafien mit zwölf Stu: 

fen; Steuerobject: arbeitsfähige Perſon; Steuereinheit iventifh mit 

Steuerfuß: von 1 Sgr. 3 Pf. bis 2 Thle. monatlih. Die Differenz 

des Steuerfußes entſpricht dem höhern Tariffage für feinere Nah: 

rungsmittel in der Thorftener und ift daher in der That eine indi— 

- _ recte Einkommenfteuer. Daher hat fie fih fpäter auch zur claffifi- 

cirten Einfommenfteuer vom Jahre 1851 ermeitert. Die franzöfiihe 

Perſonalſteuer hat eigentlich denſelben Grundgedanken; doch ift dabei 

das Verhältniß zur Verzehrungsfteuer unklar, da diefelbe in ven 

Städten erhoben wird, und jene feine Klaſſen hat, während das 

Octroi Tariftlaffen zuläßt. Die Geſchichte der Klaſſenſteuer noch 

immer gm beften bei Hoffmann, a. a. D., ©. 159 fg. Kurz und 

Har bei Desfeld, a. a. D., ©. 90, 91. Es it verkehrt, mit Rau 

die alte Rlafjenbefteuerung, z. B. in Defterreih, eine Klafienfteuer 

zu nennen. Sie war nicht? als eine Clafjification zum Biwede der 

Vermögenzfteuer. S. Kremer, „Darftellung des Steuerweſens“, 

II, 209. Ebenſo dieſe Vermögensklaffen der badiſchen und kurheſſi— 

ſchen Steuer bei Rau, 8. 388. Man follte gleiche Bezeihnung nie 
für das Verſchiedene benugen. 


©) Verbindung der Verzehrungs- und Klaffenfteuer. 


Auf den erften Blick erſcheint nah dem Obigen die Alaffen- 
fteuer al3 die rationellfte Form der Befteuerung der Arbeit und 
beftimmt, alle Verbrauchsſteuern in fi aufzunehmen. Betrachtet 
man aber ‘beide genauer, fo ergibt fi, daß ihr naturgemäßes 
Gebiet nur ein fehr enges fein kann. 

Jede Klaffenftener fest nämlich zunächſt die vollfommene . 
Gleichheit und Dauer des Reineinkommens aus der perſönlichen Ar- 
beit innerhalb jeder Klaſſe voraus. Dffenbar ift das nit richtig. 
Der Betrag des Reineinkommens wechſelt, und zwar reiht einer- 
feit3 die Claffification nie ganz aus, um alle Gruppen des Ein- 
tommens zu umfafjen; andererſeits wechſelt auch innerhalb der 
Klaffe die Steuerquelle, der Ertrag der Arbeit, nicht blos von 

“ . 21* 
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Wirthſchaft zu Wirthſchaft, fondern für biefelbe Wirthſchaft oft 


von Monat zu Monat. Diefem Wechſel vermag die Klaſſenſteuer 


nicht zu folgen. Dazu gehört eine Steuer, melde fih an den 
Arbeitöverdienft beftändig anſchmiegt, und das Tann nur da ge— 
ſchehen, wo die Steuer auf dasjenige gelegt wird, mas mit dem 
Verdienfte gekauft wird, und das ift die Aufgabe der eigentlichen 
Verzehrungsſteuer. Die Klaffenfteuer findet daher ihre ſachliche 
Grenze an den Objecten, welche in gleihem Maße von jedem ge= 
braucht werden. Das find die erften Nahrungsmittel: die Pflan- 
zen- und thieriſche Nahrung. Eine Vertretung der Verzehrungs- 


fteuer durch die Klafjenfteuer in andern Gegenftänden, namentlich 


in geiftigen Getränfen und in ausländifhen Waaren, würde die— 


jemigen, die ſich derjelben ganz oder zum Theil enthalten, zu — 


Gunſten derer befteuern, die jene genießen, ohne daß diefer Ver— 
theilung der Steuer die Vertheilung der Steuerquelle entſpräche. 

Dagegen ift die Klafjenftener für jene Artikel richtiger als 
die Verzehrungsfteuer, weil die legtere mit der Größe der Familie 
fteigt, ohne daß bei größerer Anzahl von Kindern die Steuer 
kraft — der Arbeitserwerb — zunimmt, während bei der Klaf- 
fenfteuer die Steuereinheit ftets in directem Verhältniß zur Steuer 
quelle — der Zahl der erwerbenden Perfonen — fteht. Man 
ann daher zunächſt im allgemeinen fagen, daß für die abjoluten 
Nahrungsmittel, namentli für Brot und Fleiſch, die Klafjen- 
fteuer die an fi) richtigſte Form der Beſteuerung bildet. 

Diefer Sap findet jedoch feine naturgemäße Grenze wieder 
in den Bedingungen der Erhebung der Klaffenfteuer. Diefelbe 
fegt eine regelmäßige und dauernde Beihäftigung und zugleich 
einen dauernden Aufenthalt voraus, damit fi das Steuerfubject 
der Steuer nicht entziehe. Nun liegt es in der Natur großer 
Städte, daß eine Verfolgung der einzelnen Perfonen zum Zweck 


der Klafjenfteuerzahlung gerade bei den bloßen Arbeitern, die 
doch den größten Theil der Steuer zahlen, nicht thunlic oder” 


zu koſtbar iſt. Es ergibt fi daraus, daß die Beſteuerüng der 
Arbeit durch die Klafjeufteuer naturgemäß nur dem flahen Lande 
angehört, bier aber al3 Verzehrungsfteuer ftatt der Beſteuerung 
von Brot und Fleif die rationellfte Befteuerungsform ift. 

Den Beweis dafür liefert die Thatfahe, daß die Befteue- 
rung des Brotes auf dem flahen Lande nirgends ftattfindet, als 
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mo die Klaffenfteuer eingeführt ift, während, wie ſchon erwähnt, 


durchaus kein Grund denkbar ift, weshalb hier das Brot unbe 


fteuert fein fol, wenn es in der Stadt befteuert wird. Ebenfo 
grundlog ift die Annahme einer ausfchließlihen Steuerkraft für 
das Fleiſch, wo das Fleifh auf dem flachen Lande befteuert, das 
Brot unbefteuert it. Man kann in der That nicht bezweifeln, 
daß nicht die Steuerkraft, fondern nur die Erhebung die Anlage 
von Verzehrungsfteuern für das Brot der nicht ftäbtiichen Ar— 
beiter fern gehalten hat. Hier Tann daher nur die Klaffenfteuer 
eine gerechte Beſteuerung erzielen. 

‚Die Befteuerung der eigentlichen Verbrauchsgegenftände kann 
indeß durch Klafjenfteuer nicht erjegt werden, weil ihre Verzeh— 
rung zum großen Theil auf der individuellen Willkür beruht. 
Das Salz entzieht ſich der Klafjenfteuer bisher übrigens aus dem 
entgegengejegten Grunde, der außer dem obigen gegen die Ver- 
tretung der Verzehrungsfteuer durch Klaffenfteuer eintritt. Dem 
Arbeiter nämlich fällt es immer ſchwer, feinen Reinertrag aus 
der Arbeit al3 baares Geld zu berechnen und zu bewahren. Die 
Klaffenfteuer muß indeß in baarem Geld gezahlt werden. Wollte 
man nun die Gefammtfumme der Verbrauchgfteuern ala Klaſſen— 
fteuer aufbringen, jo würde bei der nit unbedeutenden Summe, 
welche danach auf jede Wirthſchaft (etwa fünf Köpfe) fällt, troß des 


wirklichen Reinertrags aus der Arbeit dennoch die Steuerzahlung 


fehr oft unmöglich werden, während die Verbraudsfteuern immer 
den wirklich vorhandenen Verdienſt begleiten und ihre Zahlung 
deshalb Feine Schwierigkeiten findet. Während der Klaffenfteuer: 
betrag, wenn er alle Verbrauchsſteuern erfegen follte, für die Be— 
figlofen demnach zu groß fein würde, würde derſelbe bei dem 
Uebergang der Salzbefteuerung für ſich in eine Klafenfteuer zu 
Klein werden. 

Aus allen diefen Gründen, die ſich bei genauerer Erwägung 
im einzelnen leicht vermehren ließen, ergibt fi, daß die Anwen: 
dung der Klaſſenſteuer anftatt der Verbrauchsſteuer naturgemäß 
beſchränkt ift: ſachlich auf die Beiteuerung der abfoluten Unter 
haltsmittel; örtlich auf das flache Land. 

Dabei braucht übrigens keineswegs geleugnet zu werden, 
daß bei fortfchreitender Eultur die fahlihe Ermeiterung des Ge 
biet3 der Klaffenfteuer nahe liegt, je mehr gewiſſe Gegenftände des 
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Verbrauchs Gemeingut werden, je genauer die Verfolgung der 
arbeitsloſen einzelnen und je größer die Zahl der anfäfligen 
und dauernd beſchäftigten Arbeiter wird. Es ift feine Frage,” 
daß die Anwendung der Klaffenfteuer an der Stelle der Ber 
brauchsſteuern noch in ihrer erften Kindheit fteht und eine große 
Zukunft vor fi hat. 

Bon vorzüglicher Bedeutung wird bdereinft die auf diefen 

Grundlagen beruhende ſachliche Erweiterung der Klaffenfteuer für 

die Zollſyſteme werden. Derjenige Theil der Zolltarife, der 
nichts iſt als eine Verbrauchsſteuer, wird mit jedem Jahre, in 
welchem die betreffenden Gegenftände allgemeiner verbraucht werden, 
fih mehr eignen, aus der Reihe der Zollſätze zu verſchwinden, 
die vollfommen freie Einfuhr zuzulafien und als Zuſchlag zur 
Klaffenfteuer zu erſcheinen. Dahin gehören namentlich Kaffee 
und einige andere Waaren. Ueber den Zucker ſ. unten. Andere 
Zoljäge, namentlich der freie Eingang von gewiſſen Robftoffen 
(Baumwolle, Flachs u. |. w.) und von Getreide und Fleiſch ge 
twinnen dadurch ganz neue Gefihtspunfte, die fi freilich erſt 
dann entwideln Fönnen, wenn die Klaffenfteuer ihre naturgemäße 
Stellung überall an der Seite der Verbrauchsſteuern eingenommen 
haben wird. 

Das Syſtem der Verzehrungsſteuer wird ſich daher für feine 
Tünftige Anwendung tationell in zwei Gruppen ſcheiden: 

a) die Gruppe der eigentlichen Verzehrungsſteuer, gebildet 
durch die geſchloſſenen Städte; zu diejen find auch diejenigen 
zu rechnen, die ihre Quote an Klaffenfteuer auf eine ihrer 
Selbftverwaltung zu überlaffende Weiſe jelbft aufzubringen 
und auszuzahlen bereit find; 

b) die Gruppe der directen Verzehrungs- oder der Klafien- 
fteuer, die das offene Land umfaßt. 

Das Verhältniß diefer beiden Gruppen zueinander. in dem 
pofitiven Syſteme der Beiteuerung der einzelnen Staaten muß 
dabei auf dem Grundfage beruhen, daß es jedem Theile eines 
Landes freiftehen muß, unter beftimmten gefeglihen Bedingun: 
gen zu jeder Zeit von der einen Gruppe zur andern überzugehen. 
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weite Klaſſe. 
Verbrauchsſteuern im eugern Sinne. 


Begriff, Princip and Arten. 


Die Verbrauchsſteuern im engern Sinne beziehen ſich auf die= 
jenigen Mittel des perſonlichen Unterhalts, deren Conſumtion 
nit mehr als abfolute Bedingung der perfönlichen Arbeitskraft 
erſcheint, ſondern bei denen der Verbrauch in Art und Maß ne— 
ben feinem Nugen für die Arbeitskraft zugleich einen gewiſſen 
Grab des Genufjes enthält. Es läßt fi bier Feine abfolute 
Grenze ziehen; fie ift aber, ſobald man über die betreffenden Ob- 
jecte einig ift, auch nicht mehr nothwendig. 

Da der Verbraud) diefer Gegenftände, indem er neben der 
Erhaltung aud einen freien Genuß enthält, zugleich einen größern 
Neinertrag der Arbeitskraft vorausfegt und wol indirect aud er: 
zeugt, fo ift es im allgemeinen nicht zweifelhaft, daß er eine hö- 
here Befteuerung zuläßt. 

Aus demfelben Grunde ergibt fih, daß der fteigende Gefammt- 
extrag diefer Steuern in den meiften Fällen ein Beweis des Fort: 
ſchreitens der gefammten Volkswirthſchaft ift, weil der größere 
Verbrauch jedes einzelnen auf dem größern Reinertrage feiner 
Wirthſchaft beruht. “ . 

Während daher der Wechſel im Betrage der Verzehrungs⸗ 

feuern, die gegen den Ueberſchuß der Einzelwirthſchaft gleich 
gültig find, vorzugsweife auf den Wechſel der Bevölkerungszahl 
deutet, bezieht fih der Wechſel des Betrags der Verbrauchsſteuer 
weſentlich auf den Wechſel der Einträglichkeit der Arbeit. Jedoch 
muß bier unter den Gegenftänden felbit, wie ſich zeigen wird, 
unterſchieden werden. 

Die erſte und weſentlichſte Aufgabe dieſes Zweigs der Bes 
fteuerung ift es num, die Objecte derfelben feitzuftellen. Hier ift 
wiederum durchaus Feine Gleichheit unter den verjchiedenen Sy: 
ftemen zu erzielen. Dennoch konnen als Hauptobjecte bezeichnet 
werden: die Wohnung, die geiftigen Getränke, der Zuder, die 
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geiftigen Producte und der Tabad. Der letztere wird am beiten 
jelbftändig unter den Monopolen behandelt. 

Es leuchtet ein, daß bei diefer Verſchiedenheit weder von 
einer. gemeinfamen Steuereinheit, noch von einem gleichartigen 
Steuerfuße die Rede fein kann. Es müfjen vielmehr Steuereins 
beit und Steuerfuß bei jeder einzelnen Steuer betrachtet werben. 

Dafjelbe gilt von der Steuerhebung, die natürlich je nad 
dem Objecte verschieden ift und für melde man daher Fein an- 
deres allgemeines Princip aufftellen Tann, als daß fie vermöge 
ihrer Einrichtung die Bewegung des Verkehrs mit ben betreffen- 
den Artikeln fo wenig al3 möglich ſtören darf. 

Es ergibt fih demnach, daß jedes Object des Verbrauchs- 
fteuer eine felbftändige Art der Beſteuerung bildet, welche als ein 
jelbftändiges Syſtem erfcheint. Demgemäß find dieſe Steuern eins 
zeln darzuftellen. 

63 iſt hier nur feſtzuhalten, daß die Unterſcheidung der Verzeh⸗ 

. rungd= und Werbrauchsſteuern weder wiſſenſchaftlich mod praktiſch feſt⸗ 
ſteht, indem viele Verbrauchsſteuern mit den Verzehrungsſteuern zus 
ſammengeworfen werden. Die Unterſcheidung iſt aber von der größten 

Bedeutung namentlich für die Grunpfäge über die Höhe der‘ Steuer. 

©. übrigens oben. 


Erfte Art. . 
Die Wohnungsftener. 


Die Wohnungsftener hat zu ihrem Bmede, die Wohnung ald 
Mittel des perſönlichen Unterhalts zu befteuern.: Sie fließt da 
her alle Baulichkeiten aus, welche als Betriebsmittel irgendeines 
wirthſchaftlichen Unternehmens zu betrachten find; man kann jo 
gen, daß fie fi nur auf die hauswirthſchaftliche Wohnung bezieht. 

Die Steuerquelle der Wohnungsfteuer ift ihre Einwirkung 
auf die perſönliche Arbeitskraft; die Steuerkraft des Verbrauchs, 
der im Wohnen liegt, beruht darauf, daß einerjeits Maß und 
Art der Wohnung durch das Einkommen bedingt werben, ander 
verfeits die Wohnung wieder die Arbeitskraft erhöht. 

Das Steuerobject ift die häusliche Wohnung, wie fon be 
merkt. Die Steuereinheit Fann, um für alle Wohnungen eine 
gleiche zu fein, nur durch Reducirung des Werth der Wohnung 
auf den üblichen Miethzins gefunden werden, und zwar theils 
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durch Schätzung, theils durch Angabe des Miethbetrags. Im 
dieſem Miethbetrage wird die Steuereinheit dann entweder das 
Hundert oder die Hauptlandesmünze ſein. Der Steuerfuß wird 
geſetzt, indem man den Miethzins, den der Wohnende zahlt oder 
fich berechnet, als einen Theil feines Roheinkommens betrachtet 
und von dteſem Roheinkommen gewiſſe Procente oder einen Zu: 
ſchlag zur Landeshauptmünze als Steuerfuß beſtimmt. Die Ans 
nahme von Thüren und Fenſtern als Steuereinheit und die Auf- 
- lage eines beftimmten Betrags auf Thür und Fenfter al3 Steuer- 
fuß, der wieder je nach Zahl und Stockwerk verſchieden berechnet 
wird, führt nicht blos zu einer auf der zufälligen Einrichtung der 
Häufer beruhenden und deshalb ungleihmäßigen Beſteuerung, 
fondern wirft auch namentlich durd das Aufgeben der Fenfter 
durchaus ſchädlich auf die Gefundheit. 

Die Steuererhebung ift dem Princip nad) fehr einfach. Sie 
muß von dem Miether oder dem Hausherren gefchehen, wenn 
diejer fein eigenes Haus bewohnt. Die Grundlage der Steuer 
bemeſſung ift naturgemäß mit derjenigen der Häuferfteuer ſchon 
gegeben (ſ. oben). Es ift fein Grund, dem Princip nad die 
Zahlung derfelben von dem Vermiether auszufchließen; allein es 
iſt gewiß, daß, wenn man einmal eine befondere Wohnungsfteuer 
als Verbrauchsſteuer anerkennt, diefe Wohnungsſteuer nur direct 
von dem Miether bezahlt werden darf, damit fie nicht ala Mittel 
der Erhöhung der Miethe vom Vermiether benugt werde. l 

Die entſcheidende Frage ift nun aber hier unzweifelhaft bie, 
ob überhaupt eine Wohnungsfteuer neben einer rationellen Haus: 
ftener noch beftehen Tann und foll, oder ob fie nicht durch die 
Hausfteuer felbft verſchwindet. 

Nun ift es Har, daß die Hausfteuer die Steuer vom Kapital 
ift, die Wohnungsſteuer die Steuer vom Verbraude, mie fi 
Grundfteuer und Verzehrungsfteuer umterfcheiden. Die Wohnungs- 
feuer wird daher im Princip von dem Reinertrage des Erwerbs 
desjenigen entrichtet, der die Wohnung gebraucht, die Hausfteuer 
vom Ertrage des in der Wohnung vorhandenen Kapitals. Dem 
Princip nad find es daher unzweifelhaft zwei ſehr verfchiedene 
Steuern, die jelbft bei ganz "gleicher Steuereinheit einen fehr ver= 
ſchiedenen Steuerfuß haben und haben müſſen. 

Alein in der Wirklichkeit wird allenthalben, wo jemand res 
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gelmäßig. fein eigenes Haus bewohnt, die Berechnung und Er- 
bebung beider Steuerarten, der Häufer- und der Wohnungs- 
ftener, zufammenfallen. Nur da, mo fi regelmäßig die Miethe 
vom Beſitze trennt, wird eine bejondere Beftenerung der Woh- 
nung mit befonderer Berechnung des Steuerfußes und befonberer 
Zahlung thunlid fein. Und es ergibt fi daher, daß auch bier - 
die Erhebung diefer Steuer zwei Syſteme erzeugt. 

Das erſte Syſtem ſchließt ih an die Hausklaffenftener an, 
die auf der eigenen Benugung des Haufes beruht. Sie wird 
keine befondere Befteuerung der Wohnung zulafien, fondern in 
einem Zuſchlag zu der Hausklaffenfteuer beitehen, der im Grunde 
einer bejondern Berechnung nicht bedarf, mern die Anlage der 
Hausklaffenfteuer ſchon auf die Beftexerung der. Wohnung Rück- 
fit nahm. Dies ift fo lange richtig, als die Ausnahmen von 
der Regel der eigenen Bewohnung bei den hausklafjenftenerpflich 
tigen Orten nicht fehr häufig werden. Iſt dies der Fall, jo wird 
es zwedmäßiger, die Wohnungsfteuer wie die Verzehrungsfteuern 
dadurch zu erheben, daß man fie in die Klaffenfteuer mit hinein 
sieht. In beiden Fällen erſcheint die Wohnungsfteuer überhaupt 
nicht mehr als felbftändige Steuer, jondern ift nur in der Geſtalt 
einer andern vorhanden. 

Das zweite Syſtem tritt bei der Hauszinsſteuer auf, und hier 
erſcheint eine eigene Wohnungsſteuer, welche der Miether bezahlt, 
theils mit eigener Steuereinheit, theils mit eigenem Steuerfuße; 
gewöhnlich auch dann, wenn fie von dem Vermiether erhoben 
wird, neben der meift in runder Summe berechneten Miethe auf- 
geftellt, fodaß über die Zahlung eigene Bedingungen abgemacht 

. oder als felbftverftändlih angenommen werden. Bei diejer eis 
gentlihen Wohnungsſteuer ift das unterſcheidende Merfmal, daß 
fie den Charakter der Klaffenfteuer haben muß, um eine Ber 
brauchsſteuer zu fein, d. h. daß die Miethbeträge in Klaffen ein- 
getheilt und jede dieſer Klaſſen mit einem fteigenden Steuerfuß 
belegt werden muß. Ein gleicher Steuerfuß, z. B. von 1 Kr. per 
Gulden Miethzins, ift eine ungleihe Beſteuerung der ungleihen 
Erträgniffe und im Widerfpruche mit dem Steuerfuße der Thor- 
fteuer, die größer bei theuern und niebriger bei billigen Nah— 
rungsmitteln ift; um fo mehr, als eine Vertheuerung der Woh- 
nung in den Städten gerabe für die Eleinften Miether noch ver- 
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derblicher wirkt als bie Vertheuerung der Nahrungsmittel und 
fi dur Verarmung und Entkräftung rächt. Daher ift es fogar 
zweckmäßig, die Wohnungsfteuer überhaupt erft bei einer gewiſſen 
Höhe des Miethzinfes beginnen und nur in fehr wenigen Klaffen 
fteigen zu laffen. 

Die Gefeggebungen find unklar, meil ver Unterſchied der Woh⸗ 
nungäfteuer von der Häuferfteuer nicht klar geworben ift. Der franz 
zoſiſche impöt mobilier, der mit dem impöt personel eingezogen 
wird, hat allerdings den wahren Charakter der Wohnungsſteuer als 
Verbrauchsſteuer, verliert aber die Reinheit feiner Beftimmung eben 
duch die Verbindung mit dem impöt personel. Hod, ©. 145 fg. 
In England ift aud hier durchaus feine Klarheit; die Hausfteuer (f. 
oben) ift im Grunde Wohnungsſteuer, im Effect Grundfteuer, wäh: 


tend die Thür» und Senfterfteuer umgefehrt wirkt. Hühner, a. a. - 


D., S. 34. Das „Preußiſche Handelsarhiv”, Nr. 32, 1858, führt 
noch eine bei Hühner fehlende Ziegelfteinfteuer auf, die auch als voll- 
tommen irrationelle Steuer bezeichnet werden muß. Die belgifche 
und nieberländifhe Steuer bei Rau ($.426) hat ven Charakter der 
franzöfifhen. In Deutſchland find die Wohnungsfteuern als Staats- 
fteuern mit Recht verſchwunden und kommen nur noch, wie in Defter- 
reich und Preußen, als ftädtifhe Steuern wor, aber aud hier mit 
dem gleichen Steuerfuß, was dann in ver That eine ungleiche Be: 
fteuerung ergibt und wol nothwendig zu einem Klaffenfteuerfuß füh: 
ven wird, als ver einzig tationellen Steuerform. Sehr gute Dar: 
“ftellung bei Hoffmann, a. a. D., ©. 237. Danach tragen die großen 
Wohnungen von der ganzen Steuer etwa 5 Proc., die beſſern Woh: 
nungen des Mittelftandes 11 Proc., der eigentlihe Mittelftand 
(Miethe von 200— 500 Thlen.) 31 Proc., ver niedere Mittelitand 
(Miethe von 100— 200 Thlm.) 23 Proc., vie höhere Stufe der nie: 
dern Klaſſe (Wohnungen von 50— 100 Thlen.) 17% Proc., die 
übrigen 8 Proc. 


Zweite Art. 
Getränfeftenerm. 


Allgemeine Natur. 


Die Getränke — geiftige — können nit als abfolute Nah— 
rungsmittel gelten. Sie ernähren, aber fie verbinden mit der 
Ernährung einen Genuß, und in dem letztern befteht vorwiegend 
ihre Function im wirthſchaftlichen Unterhalt. Sie fegen daher 
nicht blos einen Ertrag der Arbeit voraus, in welchem der Rein- 
ertrag ſchwer oder gar nicht felbjtändig nachgewieſen werden kann, 
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fondern fie bedingen einen Ueberfhuß über den Bedarf der eigent- 
lien Nahrungsmittel, und ebendadurch erſcheint ihre Befteue 
rung als die nädjitliegende Form der Beitenerung bes Reinertrags 
aus der perjönlichen Arbeit. 

Sie find daher auch faft allenthalben das hiſtoriſch erſte Ob: 
ject der Verbrauchsſteuern geweſen, und es ift nicht ohne Intereſſe 
zu ſehen, wie fi bier allmählich das Princip, nicht das Kapital, 
ſondern eben die Arbeit in ihrem Verbrauche zu befteuern, ent 
widelt hat. 

Ale geiftigen Getränke find nämlich Producte einer zuſam⸗ 
mengeſetzten gewerblichen Thätigkeit. Die Aufgabe war nun, die 
Steuer auf den Punkt aufzulegen, auf welchem der Verbrauch 
des betreffenden Products nach allen Seiten hin gleichmäßig ge— 
troffen werden konnte. Die Formen, in melden diefe Aufgabe 
erreicht ward, bieten auch hier die Grundzüge der ganzen frühern 
Steuerverfaffung dar. 

Die erſte Form mar die der Licenz oder der Bewilligung 
theil3 zur Production, theils zum Verkauf der Getränke, melde 
mit beftimmten Abgaben eingelöft werden mußte. Dieſe Abgaben 
erſcheinen daher ihrer Form nad als Gewerbfteuern, ihrem In⸗ 
halt und ihrer Wirkung nad waren fie aber Verbraudjsfteuern. 

Die zweite Form war eine directe Abgabe von dem bereit 
produeirten und zum Webergang in die Verzehrung beftimmten 
Product, melde nad landesüblihem Maße aufgelegt umd von 
den Verkäufern gezahlt wurde (Umgeld, Ohmgeld). 

Die dritte Form war die des Monopol3 im kleinen, indem 
fih die Steuerbehörde — meiftens der Grundherr — das aus- 
ſchließliche Recht vorbehielt, die Production der Getränke zu be 
treiben und fie zu einem nur von ihm zu beftimmenden Preiſe 
zu verkaufen. 

Die vierte endlich veſtand in der Thorſteuer bei der Einfuht 
in die Städte. 

Schon die Vielgeftaltigfeit diefer Formen ließ unter den frü- 
bern Buftänden keine Gleihmäßigfeit der Steuer erwarten. Die 
Getränfefteuer der vorigen Jahrhunderte zeigt uns daher eine Un: 
zahl von örtlichen Getränfefteuerfyftemen, die bald nur eine, bald 
auch mehrere der obigen Formen zugleich enthielten und bei dem 
Befteuerungsrechte der Grundherrligteiten, namentlich auf dem 
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Lande unter. dem Bannrechte, zu den größten Unbilligfeiten führten, 
denen der Conſument um fo weniger entgehen konnte, als er an 
den meiften Stellen an die Scholle gebunden und mithin dem 
Bannreht und der in ihm liegenden Steuer unbedingt unter= 
worfen war. 

Mit der Aufhebung der Hörigfeit und der Gleichheit der Un- 
terthanen vor der Staatögewalt mußte nun diefe Ungleichheit der 
Befteuerung aufhören. Die Freiheit der Arbeit ward zur Gleich 
beit der Pflicht, die Verbrauchsſteuern als Befteuerung der Arbeit 
zu tragen. Die Bedingung dafür mar die Aufhebung aller ört- 
lichen Getränfefteuerfpfteme und die Einführung eines und befjel- 
ben Steuerfyftems im ganzen Reihe. So entitanden die allge 
meinen Getränfefteuern, deren Princip allenthalben die gleich 
mäßige Befteuerung des Verbrauchs ift. 

‚Die Aufftellung- diefer allgemeinen Verbrauchsſteuer auf die 
Getränke war indefjen keineswegs fo einfach als das anerkannte 
Princip berfelben. 

Zuerft Fam es darauf an, fi über die Grenze zwiſchen 
diefer Verbrauchsſteuer, die auf dem Erwerbe duch die Arbeit 
ruht, der Steuer auf der Production des Rohſtoffs, die in der 
Grundfteuer gegeben ift, und der Steuer auf dem Gewerbe, das 
das Product anfertigt, klar zu fein. 

Dann mußte man die Erhebung der Steuer fo einrichten, 
daß fie die ganze Quantität des zum Verbrauche kommenden Pro- 
duct3 genau traf, ohne die Production felbft zu hindern. 

Ferner war bei der Erhebung zu vermeiden, daß die Ge— 
nauigkeit derſelben nit den Verkehr mit dem fertigen Pro— 
ducte ftöre. 

Endlich war der Steuerfuß fo zu beftimmen, daß er in den 
Städten, wo der Arbeitslohn höher war als auf dem flachen 
Lande, aud einer Erhöhung fähig blieb. 

Die Herftellung einer durchgreifend rationellen Beiteuerung 
des Verbrauchs geiftiger Getränke war daher keineswegs eine jo 
einfache Sache. Und es erklärt fih damit leicht, weshalb hier 
unter Beibehaltung des allgemeinen Princips in den meiften Län- 
dern eine Reihe von oft fehr complicirten Verſuchen gemacht wor— 
den find, die man durchaus nicht als abgeſchloſſen betrachten darf. 

Man kann nun im allgemeinen die, Hauptpuntte diefer Ent- 
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wickelung, die zum Theil noch ihrer definitiven Löfung in den 
Steuerſyſtemen der einzelnen Länder entgegenfehen, in folgender 
Weiſe bezeichnen. \ 

a) In Betreff des Steuerfußes befteht der mefentlichfte Fort⸗ 
ſchritt in der Beiziehung der Dualität zur Beftimmung des Steuer- 
maße3 neben der früher allein. maßgebenden Quantität des 
Stoffe. 

b) In Betreff der Steuerbemefjung ſehen wir dag Beftreben, 
den Bunkt in der Fabrikation zu treffen, auf welchem zum Zwecke 
der Beſteuerung Quantität und Dualität am genaueften gemeſſen 
werden können, ohne die Production zu hindern. \ 

c) In Betreff der Steuerumlegung und Erhebung fehen wir 
die Verſuche plaggreifen, dem Grundfag der Selbitbeftenerung 
Raum zu ſchaffen, um die läftige und koſtbare Gontrole des 
Staat3 überflüffig zu machen, ohne dennod die Einnahme des 
Staats zu verringern. 

Die Natur der Objecte bringt es nun mit fi, daß die An- 
wendung aller obenerwähnten Orundfäge bei jedem der drei Ge 
tränfe eine verfchiedene ift, fodaß wir naturgemäß drei Steuer- 
fofteme für die Getränke haben: die Weinfteuer, die Bierfteuer 
und die Branntweinftener. Jede derjelben ift in den einzelnen 
Ländern wieder verſchieden. Es wird mın darauf ankommen, die 
leitenden Geſichtspunkte als Grundlage der Vergleihung auf- 
zuſtellen. 

Die Theorie hat ſich mit den Getränkeſteuern im allgemeinen wenig 
beſchaftigt. Es iſt aber von Werth, den Charakter der poſitiven 
Geſetzgebung zu kennen. 

Die engliſche Geſetzgebung ſteht in allem Weſentlichen noch auf 
dem Standpunkt der hergehrachten und wenig rationell ausgebildeten 
Beſteuerung; doch kennt ſie keine grundherrliche Beſteuerung und hat 
daher wol keines neuen Syſtems bedurft. Ihre Beſteuerung zerfällt 
in die zwei Hauptgruppen der Befteuerung der Production in der 
Branntweinftener, der Malzitener, der Befteuerung des Hopfen, und 


der Befteuerung des Verkehrs in den Licenzen für Malzer, Brauer, - 


Bierhändler, Methproducenten und Händler (auch Thee- und Kaffee 
händler). Die Verkehrsbeſteuerung der Licenzen ift im Grunde ebenfo 
ſehr ein höchft mangelhafter Erfag der Gewerbiteuer als eine Ver: 
brauchsſteuer. ©. die einzelnen Steuern bei Hübner, a. a. D.; nur 


zum Theil eingehend über Steuereinheit und Steuerfuß und daher 


nit ausreichend, 
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Frankreich ift das Land, welches zuerft eine ſyſtematiſche Ber- 
fteuerung der Getränke aufgeitellt hat; das jetzt geltende Haupt: 
‚gefeg vom’ 28. April 1816 wird von Hod „das umfafjendite, 
tühnfte und durchdachteſte, welches je aus dem Gehirn eines Finanz: 
minifterd entfprang“, genannt (S. 361). In der That find in dieſem 
Gefege die Grundlagen der ganzen foftematifhen Beftenerung enthal- 
ten. Namentlich ift das dfterreihifhe Syſtem bemfelben im weſent⸗ 
lichen gefolgt. Dies Syitem ruht auf folgenden im Grunde ein 
fahen Grundlagen. J J 

Wein und Obſtwein werden einer Verkehrsbeſteuerung in zwei Ab: 
ftufungen (dem droit de circulation im großen -und dem droit de 
detail .im Heinen) unterworfen, ebenſo die Branntweine, und zwar 
bier zuerft nad) der Gradhaltigkeit beftimmt; nur daß dieſe Verkehrs: 
fteuer das droit de consommation. heißt, obwol fie nichts anderes 
als die Verfämelzung des droit de circulation und de detail in 
einen felbftändigen Tarif ift. Das Bier allein unterliegt einer Pro— 
ductionsſteuer. Die Verfehrsfteuer auf alle diefe Getränke hat num 
die zweite Stufe, ſobald diefelben vie Linien von Städten mit mehr 
als 4000 Einwohnern überſchreiten; hier tritt die Thorfteuer hinzu, . 
und das Dkctroi der Gemeinden erſcheint dabei als Gemeindeſteuer. 
Diefe Steuer Tann durch das gleichfalls durd jenes Geſetz zuerft 
aufgeftellte „Syftem ver Abfindung als taxe unique [oder als taxe 
de remplacement (Paris)] erhoben werben. ©. die Hare Darlegung 
bei-Hod, ©. 360 fg. Der einzige Mangel dieſes Syſtems be 
fteht in dem Wiverfpruh, für das Bier allein eine Productiond- 
fteuer zu beftimmen und nit auch für die Branntweine, die ji 
gerade jo gut dazu eignen und zwar beſſer als zur Verfehrzfteuer. 
Diefen Widerfpruh haben die dfterreihifhe und preußiſche Geſetzge- 
bung vermieden. 

In Defterreih hat das Gefeg von 1829 den Grundſatz durchge⸗ 
führt, den Wein nur der Verfehräfteuer, die Branntweine und Biere 
dagegen der Productionsſteuer und der Verkehräfteuer zu unterziehen; 
die leptere wird von den Gaft: und Schentwirthen erhoben, und zwar 
ift hier das Object das Getränk jelbft; die Productionsfteuer dagegen 
von den Brennern und Brauern. Zugleich ift der Grundfag ber 
Abfindung in trefflicher Weife durchgeführt und geregelt. Die genaue 
Beſchreibung des einzelnen bei Deſſary, „Verzehrungsfteuern“, Haupt: 
ftüd 2 u. 3. Gegenwärtig Vorbereitungen zu einer neuen Befteuerung. 

In Preußen hat diefe Steuer wieder eine etwas andere Geitalt, 
obgleich diejelben Grundlagen unvertennbar find. Auch bier ift der 
Wein nur der Verkehrsſteuer unterworfen; früher war die Weinfteugr 
nur in Geftalt der Orundfteuer vorhanden. ' Im Jahre 1819 wurde 
der jährlich gewonnene Weinmoft zum Steuerobjecte und bie Weins 
fteuer daher zu einer Productionsſteuer gemacht, wobei zugleih eine 
Glaffification der Weinproducte in vier Klaſſen mit‘ verſchiedenem 
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Steuerfuß eingeführt ward. Das Geſetz vom 25. Sept. 1820 machte 
ſechs Alafien; das Gefe vom 28. Sept. 1834 machte dagegen ven 
Wein zum Steuerobject, und zwar erft in dem Augenblid, wa ſich 
herausſtellt, daß er verzehrt ift; alſo eine Verzehrungsfteuer (nad 
franzöfifhem Mufter?). Die Bier: nnd Branntweinfteuern find das 
gegen weſentlich Productionzfteuern, indem fie auf die Brennereien 
und Brauereien aufgelegt werben. Sie heißen daher auch Fabrika— 
tionzfteuern. Neben- diefen Steuern tritt num als erfüllend die Ge: 
werbebejteuerung der Gaftgeber und Schenfwirthe ein, die aber ra— 
tionell ſehr mangelhaft ift, weil das Gteuerobject hier das Unter- 
nehmen und nicht das Getränk ift und mithin der Steuerfuß nicht 
im richtigen Verhältniß zur Steuerquelle ftehen kann. Das preußiſche 
Syſtem ift daher entſchieden das unvolllommenfte von allen. Die Ge— 
ſchichte dieſer Steuer iſt vortrefflich dargeftelt bei Hoffmann, S.261—306. 
Gegenmwärtiger Zuftand bei Desfeld, a. a. O., ©. 103. Die übri- 
gen Getränfejteuerfgfteme laſſen fi num nad diefen Hauptgrundlagen 
im ganzen wie im einzelnen leicht überfehen. Vergl. einzelnes im 
"Folgenden. 


1. Weinſtener. (Weinaufſchlag.) 


Mag man den Wein als Nahrungsmittel anſehen oder nicht, 
gewiß iſt, daß er kein abſolutes Nahrungsmittel iſt, ſondern als 
Genußmittel ſelbſt in weinbauenden Ländern gilt. Der Mangel, 
ja ſelbſt das vollſtändige Wegfallen des Weingenuſſes hat durchaus 
keinen nachtheiligen Einfluß auf die Arbeitskraft. Die Steuer- 
quelle bei der Befteuerung des Weins ift daher nicht, wie bei den 
Gegenftänden der Verzehrung, der mechaniſche Arbeitslohn, ſon— 
dern der in dem Arbeitslohn enthaltene freie Reinertrag, und 
die Steuerkraft befteht in der Höhe diefes Reinertrags, der mit- 
bin fteigt, wenn bei “gleichem Lohne der Preis der Verzehrungs- 
mittel finft, und umgekehrt finft, wenn biefer fteigt. Auf diefem 
Princip beruht die Weinfteuer. 

Das Steuerobject ift demgemäß der Wein, injofern er 
zum Verbrauche gelangt, nit der Wein als bloßes Product 
des Weinhaus. Die Belteuerung des Weins als Product 
des Grumd und Bodens ift in der Grundfteuer gegeben; erft 
die Beſteuerung des Weins als Gegenftand des Verbrauchs ift 
der Zweck der Weinftener. Daher ift erft der fertige Wein, nicht 
der Moft, das eigentliche Steuerobject. Die Moftftener muß 
überhaupt da, wo fie vorkommt, nur als eine und zwar nicht 
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zwedmäßige Art der Steuererhebung angelehen werden, da fie in 
der That nur ein Verfuh war, den Verbraud des Weins mit 
dem mindeften Nachtheil für den Verkehr zu treffen. Sie wird aber 
ihrer Natur nad um fo unrichtiger, je ausgebreiteter der Handel 
mit dem fertigen Weine wird. 

Die nächfte Aufgabe der Befteuerung des Weins nun, nah 
welcher fih alle andern Momente verfelben richten, befteht 
darin, denjenigen Punkt in dem Uebergange des Weins aus 
dem Keller in die wirkliche Verzehrung zu treffen, auf welchem 
der ganze Verbrauh nah Maßgabe der Steuereinheiten der Ver— 
fteuerufig unterworfen werden kann. 

Dafür gibt e8 zwei Wege. 

Erftlich die Verfteuerung bei den Weinerzeugern felbft, die 
man die Kellerfteuer nennen kann. Object derjelben ift der Wein 
(befjer al3 der Moft); die Einheit ift ein größeres Tandesübliches, 
Maß (Ohm, Eimer, Orhoft u. |. m.), der Steuerfuß der beftimmte 
Betrag; die Steuerumlegung gefehieht einerfeit3 durch Angabe des 
gefelterten Weins, andererfeits dur) amtliche Controle; entſchei— 
dend ift der Steuertermin, der nur nad) der vollen Herftellung 
des Weins aus dem Moft gefegt werden kann; Steuereintreibung 
nad gejchehener Umlegung. 

Diefe Kellerfteuer hat den Vorzug, daß fie den. eigenen Ver- 
braud trifft und "daß fie dem Princip nad) aud den Unterſchied 
der Qualität in fih aufnimmt. Sie hat aber viele und. überwie— 
gende Nachtheile. Erſtlich ift die Gontrole der Angaben ſowol 
über Quantität als Qualität höchſt ſchwierig und läftig; zweitens 
muß die Steuer gezahlt werden, ehe der Verbrauch eintritt, was 
nicht blos ein Nachtheil für den Steuerpflichtigen ift, fondern 
auch ſehr oft die Eintreibung unmöglid macht; endlich werden 
die Operationen der Kellerbehandlung, die faft ebenfo wichtig find 
als die des Weinhaus, ſehr erſchwert. Eine Kellerfteuer für den 
Producenten wird daher nicht zu empfehlen fein. 

Der zweite Weg ift die DVerfteuerung beim Eintritt des 
Weins in den Verkehr zum Zivede des Verbrauchs, die mir die 
eigentliche Verbrauchsſteuer auf den Wein oder den MWeinaufs 
ſchlag nennen. 

Diefer Verkehr hat zwei Hauptftadien: den Uebergang aus 

Stein, Finanzwiffenfgaft. 22 
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dem Keller in den Handel und den Uebergang aus diefem Handel 
in den wirklichen Verbrauch. 

Die Befteuerung des Weins Tann nun beide Stadien jhei- 
den und eine Steuer auf das erfte, eine zweite auf das zweite 
Stadium legen. Allein eine ſolche Scheidung hat den großen 
Nactheil, daß fie auf allen Punkten nicht thunlich ift, wo der 
Weinbefiger nicht für den Handel, fondern unmittelbar für den 
wirklichen Verbrauch feinen Wein hergibt, namentlich da, wo er 
felbft Schenkwirth ift. Es ift außerdem fein Motiv vorhanden, 
den Wein im Handel zu befteuern, wenn er noch einmal im Ver— 
braude befteuert werden fol, da der Betrag durch die doppelte 
Form nicht größer, wol aber die Steuererhebung Eoftipieliger und 
ſchwieriger wird. 

Es bleibt demnach nichts übrig, als die Beſteuerung fo ein— 
Zurichten, daß fie den Wein in dem Moment trifft, wo derſelbe 
in den wirklichen Verbrauch übergeht. Diefe Einrihtung wird 
darin beftehen, daß man Steuereinheit und Steuerfuß nah dem 
Bedarf des Verbrauchs ordnet und Anftalt trifft, daß fein un- 
verfteuerter Wein in den Verbrauch komme. Zugleich aber muß 
die Befteuerung fo eingerichtet werden, daß die Modalitäten der 
Steuererhebung die hemmenden und nachtheiligen Wirkungen 
diefer Art der Beſteuerung wieder ausgleihen, da diefe leicht jo 
bedeutend werden können wie der Steuerbetag ſelbſt. 

Bon diefem Gefichtspunfte aus muß die Darftellung der ra— 
tionellen Befteuerung bei der Erhebung und ihren Formen be= 
ginnen. 

Diefe Erhebungsformen find dreifach Die Steuer kann durch 
Selbſtbeſteuerung oder Abfindung, durch Einzelbeſteuerung und 
endlich durch die Thorſteuer ſtattfinden, nur daß die letzte neben 
den beiden andern eintritt. Wir betrachten ſie ſogleich hier ge— 
nauer, weil ſie gleichfalls für die folgenden Steuern gelten. 


a) Die Selbſtbeſteuerung oder Abfindung. 


Die Selbftbefteuerung befteht darin, daß an die Stelle des 
einzelnen eine Geſammtheit tritt, welche die Steuer übernimmt, 
vertheilt, erhebt und zahlt und dadurch dem Staate die Ausgaben, 
dem einzelnen die Laften und Nachtheile der Controle abnimmt. 

Dies gefchieht, indem das Steuerfubject nit mehr das In— 
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dividuum, fondern die Gefammtheit der Weinverkäufer eines Be— 
zirks bildet. Das Stenerobject ift die Geſammtheit des in diefem- j 
Bezirke verbrauchten Weins. Der Steuerbetrag wird ermittelt, 
indem man die bisherigen einzelnen Steuerbeträge adbirt und 
diefe Summe dem Steuerbezirt zur Verteilung, Umlegung und 
Erhebung überweift. Die Gemeinſchaft der Steuerpflihtigen hat 
dann die Aufgabe, diefe Summe an die einzelnen zu vertheilen 
und muß fih zu dem Ende verftändigen. Diefe Verftändigung 
geſchieht unter Zuziehung aller Betheiligten, wobei jedem einzel- 

- nen fein Gejammtbetrag im Verhältniß zu feinem wirklichen Ver- 
kehr befteuert wird. Gegen dieſe Beftimmung fteht der Recurs 
an das Amt offen. Eine weitere Gontrole als die durch den 
Recurs veranlaßte, die aber der Vetheiligte jelbft zahlen muß, 
findet nicht ftatt, und der Verkehr ift vollftändig feſſellos. 

Diefe Form hat fehr viele Vorzüge. Sie feßt aber erſtens 
voraus, daß die Gefanmtheit einig ift, die Selbftbeftenerurg zu 
übernehmen; zweitens kann fie nur da ftattfinden, wo fie zugleich 
die Verftändigung über die Abfindung in den übrigen Getränken 
enthält, was allerdings auch ganz rationell ift. Dies wird indeß 
mol ftet3 der Fall fein, wenn die Steuerfumme nicht zu hoch ift. 
It fie zu hoch, fo werden die meiften ſich dagegen erklären, weil 
fie bei der amtlichen Einzelbefteuerung hoffen, mit einem gerin- 
gern Steuerbetrag getroffen zu werden. 

" Aber auch bei diefer Steuerform muß von Zeit zu Zeit eine 
Eontrole fattfinden über die Richtigkeit des Gefammtbetrags, die 
auf Grundlage der Erhebungen über den Verbrauch anzuftellen ift. 

In diefes Syſtem kann auch die Steuer für den eigenen Ver— 
brauch mit eingeſchloſſen werden, indem jeder Weinbergsbefiger 
und jeder Schenkwirth für diefen eigenen Verbrauch mit einem 
gewiſſen Betrage belegt wird. 


b) Die Einzelbefteuerung. 

Die Einzelbefteuerung befteht darin, daß das Steuerſubject 
der einzelne Weinverläufer ift, der für den Einzelverbraud den 
Wein feil hat. Sie untericheidet fich von der Abfindung ihrem 
Princip nad) dadurch, daß hier amtlich die Steuer für den ein- 
zelnen bemefjen wird und daher von feiten des Amts alle Bor: 
kehrungen zu treffen find, damit Fein Wein unverfteuert in den 
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Einzelverbrauch gelange. Das einzige fihere Mittel‘ dafür ift, 

daß der Verkäufer zwei Keller haben muß, von denen der eine, 

der Vorrathsfeler, den unverfteuerten Wein aufnimmt und des⸗ 

halb unter amtlihem Verſchluß fteht, während der zweite, der 

Steuerkeller oder Verkaufskeller, dem Verkäufer frei zur Verfü: 

gung fteht. Es fommt mithin nur darauf an, die Steuer in dem 

Augenblick aufzulegen, wo der. Wein aus dem eriten Keller in 

den zweiten übergeht. Dies Tann demnach nur.unter Zuziehung 

des Steuerbeamten geſchehen, und zwar jo, daß fein Wein ver— 

Tauft werden darf, der nicht in dem Vorrathskeller geweſen wäre. . 
Die dafür nothwendigen Maßregeln Tiegen. nahe. Steuerjub- 

ject ift der einzelne Wirth; Steuereinheit ift das einzelne Maß; 

Steuerfuß identifh mit dem Steuerbetrage des Maßes; Steuer- 

unlegung ift eben das Verzeihniß der Quantitäten, die aus dem 

erſten Keller in den zweiten übergehen; Steuereintreibung ge— 

ſchieht nach Umſtänden. Es ift dabei durchaus fein Grund vor= 

handen, einen andern, geringern Steuerfuß zu fegen, wenn für 

den Hausverbraud größere Duantitäten verkauft werden. Die 

Schwierigkeit befteht wejentlid darin, daß der Zutritt zum Vor— 

vathöfeller durchaus nur unter amtlicher Aufficht geftattet werden 

Kann, und daß der Verkäufer ftet3 mehr verfteuern muß, als er 

unmittelbar verkauft, da er im Verkaufskeller einen Vorrath 

braucht. Indeß ift eine ſolche Schwierigkeit abfolut nicht zu vermeiden, . 
‚wenn fi) die einzelnen über die gemeinfame Abfindung nicht eis 
nigen können; es ift nur hervorzuheben, daß eben mit der Ab- 
findung die vollfommenfte Freiheit des Verkehrs gegeben ift, und 
e3 mithin nur auf die Steuerjubjecte felbft ankommt, ob fie die— 
ſelbe genießen wollen oder nicht. 

Auch hier ift eine Befteuerung des eigenen Verbrauchs nur 
mit Sicherheit durch eine directe Perfonalweinfteuer für den Wein- 
befiger zu erzielen. 

Es leuchtet nun ein, daß beide Syſteme fehr wohl nebenein- 
ander beftehen können. Es muß dabei Princip fein, den Ueber 
gang von der Einzelfteuer zur Abfindung fo leicht und fo allge 
mein als möglih zu machen, dem einzelnen jedoch die Einzel- 
beftenerung zu geftatten, indeß in der Weile, daß die Sonder- 
koſten, die er durch fein Ausſchließen von der Gefammtheit der 
Steuerverwaltung macht, auch von ihm bezahlt. werben. 
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c) Die Thorftener. 


Die Thorſteuer für den Wein beruht auch hier auf der hö— 
bern Steuerkraft der Arbeit in den Städten. Das Object’ ift dem 
Princip nad der noch unverfteuerte Wein; wenn der bereits zum 
BVerbraud) verfteuerte in die Stadt geführt wird, fo müßte principiell 
die bereit3 gezahlte Verbrauchsſteuer abgezogen und die Thor- 
fteuer nur mit dem Reftbetrage erlegt werden. Die praftifchen 
Schwierigkeiten der Sache laſſen dies jedoch als jehr ſchwer aus: 
führbar erſcheinen. 

Die Thorfteuer muß geundfälich einen höhern Steuerfuß 
haben als die ländliche Weinftener. Die Zahlung der Thorfteuer 
macht dafür allen in der Stadt einmal vorhandenen Wein zu ei- 
nem vollfommen verfteuerten, ſodaß hier Fein Unterſchied zwiſchen 
einem Vorraths⸗ und Verkaufskeller und keine Controle des 
Steueramts beim Einzelverkauf mehr nöthig iſt. Die Thorſteuer 
iſt daher nicht etwa eine Complication des Weinſteuerſyſtems, 
ſondern eine ſehr große Vereinfachung deſſelben, indem fie gleich— 
ſam die ganze Stadt zu einem Verbrauchs- oder Steuerkeller 
macht. Es kann zugleich vermöge der Thorſteuer ein verſchiedener 
Steuerfuß je nach der Größe der Städte aufgelegt werden, was 
richtig iſt, wenn die Stufen der Unterſchiede nicht übertrieben 
werden, Alles zu Künſtliche iſt auch hier falſch. 

Bei der Thorſteuer iſt eine Abfindung nicht räthlich, da ſie 
die ohnehin bei den Verzehrungsſteuern beſtehenden Erhebungs- 
Toften nicht vermindert und dabei dennod eine vollfommeh rich— 
tige Umlegung fowie- eine vollfommen richtige Eintreibung ber 
Weinſteuer enthält. 

Daß außer der Weinfteuer die Sſchenkwirthe ihre Erwerb⸗ 
ſteuer zu zahlen haben, verſteht ſich von ſelbſt. 

Eine ſchwierige Frage iſt es, ob die Weinſteuer die Qualität 
des verbrauchten Weins mit-berüdfichtigen fol. Dieſe Berück⸗ 
ſichtigung iſt indeß in Bezug auf die Verbrauchsſteuer nicht durch⸗ 
zuführen, obwol ſie an ſich richtig wäre, ſondern kann nur bei 
der Beſtimmung des Steuerfußes für die Grundſteuer der Wein: 
berge geihehen. (S. oben.) 

Die obigen Grundfäge gelten nun auch für Bier und Brannt: 
wein unddürfen daher im Folgenden als befannt vorausgefegt werden. 
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Die obigen Grundfäge find in der That nur ber theoretifhe 
Ausvrud des Inhalts der eben darakterifirten Gefeggebungen. Die 
‚Theorie ift in ihren Aeußerungen unbedeutend. Jakob, $. 1121 fg. 
Malchus, $. 68, der die Weinfteuer gegen Log, III, 339 fg., ver: 
theidigt, mit richtigem Urtheil, aber ohne Beziehung auf die praltis 
ſche Hauptfrage, die Erhebung der Steuer. Rau, 8. 433 fg., hat 
den Gegenftand zugleih von der praktiſchen Seite erläutert, kommt 
aber eigentlich zu feinem rechten Refultat; auch ift feine Auffaſſung 
der franzöfiihen Steuer nicht richtig. Wirth, a. a. D., ©. 480, 
redet etwas hin und her, doch im allgemeinen vom richtigen Ges 
fihtspunfte aus. 


2. Bierfteuer (Bieranfihlag). 
Auch das Bier ift ebenfo fehr ein Genußmittel als ein Nah: 
rungsmittel; die Steuerquelle bei demfelben ift demnach auch hier 

der Reinertrag, der im Arbeitslohne liegt. Allein feine Steuer: 
Traft ift, namentlih in nicht Wein producivenden Ländern, ge 
tinger, weil die zu große Vertheuerung des Bieres zum Genuſſe 
des Branntweins treibt. Es muß daher beim Bier der niedrigfte 
Steuerfuß gejegt werden. Welche Steuereinheit man dagegen 
annimmt, das hängt von dem Gteuererhebungsipftem ab, 
das aud bier eigenthümlihe Schwierigkeiten bietet und deſſen 
richtige Beſtimmung die Grundlage des Werthes eines jeden 
Syſtems der rationellen Bierfteuer ift. 

Das Bier unterfeheidet fih als Product und Steuerobject 
dadurch vom Wein, daß feine Erzeugung Fein Theil des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Betriebs ift, fondern durch den Ankauf des Malzes 
ein eigenes Betriebs- und durch die Errichtung der Brauerei ein 
eigenes Anlagekapital fordert. Die Bierbrauerei ift demnach ein 
jelbftändiges Gewerbe mit eigener Gemerbfteuer, die mit ber 
Verbrauchsſteuer ebenfo wenig zu thun hat als die Gemerbfteuer 
der Schenkwirthe. Allein ebendadurch entfteht bei dem Biere bie 
Möglichkeit, die Steuer entweder auf den Act der Production 
oder auf den Uebergang in den Verbrauch zu legen. Und dieſe 
Wahl ift entſcheidend für das ganze Syſtem der Bierfteuer. 

Eine Menge von überwiegenden Gründen ſprechen nun ba 
für, die Bierfteuer wenigſtens ihrem Haupttheile nad) nicht auf 
den Verbrauch, fondern auf die Production zu legen. Und da 
durch unterſcheidet ſich die Bierſteuer äußerlich in jeder Beziehung 
von.der Weinftener, obgleich fie im Princip ihr gleich ift. 
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Das Spftem in der Beſteuerung des Bieres entfteht nun in 
der Feftftellung desjenigen Punktes in der Fabrikation, auf wel— 
chem Steuereinheit und Steuerfuß zum Zwecke der Beſteuerung 
des Verbrauchs angenommen werden. In diefem Sinne kann 
man zwei Spfteme unterfcheiden. - 

a) Die Malzfteuer. Die Malzſteuer ift die Beſteuerung 
des Products durch. die Beftenerung des Rohſtoffs. Das Object 
ift dabei das Malz; die Steuereinheit ein Maß des Malzes; 
der Steuerfuß ergibt ſich durch die Reducirung des Bierquantums, 
welches aus der Steuereinheit des Malzes gewonnen wird. 
Steuerumlegung beim Schroten des_ Malzes in der Mühle; 
Steuerfubject daher der Müller; Steuererhebung einfach nad 
der Quantität des geſchrotenen Malzes; das Mittel der Steuer 
eintreibung ift der Malzihein, der ſowol beim Müller als 
beim Brauer in einem eigenen Regifter zum Zwecke der Controle 
eingetragen und bei der Abfuhr des Malzes mitgegeben mer: 
den muß. 

Das Malzfteueriyftem ift demnach einfach und nicht koſt⸗ 
ſpielig und bat zugleich den Vorzug, daß es das Bier als voll- 
kommen verfteuert ſchon in den demgemäß bier ganz freien Ver— 
ehr gelangen läßt. Allein erftens ift es ſchwer mit Sicherheit 
anwendbar, wo große Brauereien eigene Schrotmühlen haben; 
ferner ift es deshalb nicht rationell, weil mit der Quantität des 
Bieres, die aus derſelben Quantität Malz gebraut wird, die 
Beftenerung finkt, während der Preis des Bieres nicht ſinkt, fo 
daß praktiih das gute Bier weniger beftelert wird als das 
ſchlechte; endlich find Umgehungen durch Einverftändniß von 
Müller und Brauer faft unvermeiblid. . 

Die Beſteuerung des Malzes bei der Einmaiſchung ſichert 
zwar dagegen, iſt aber andererſeits ſehr läſtig und hemmend für 
den Producenten, da ſie eine genaue Aufſicht über das ganze 
Brauverfahren bedingt. 

b) Die Brauſteuer. Unter der Brauſteuer verſtehen wir 
diejenige Beſteuerungsart des Bieres, welche während der Pro— 
duction und nach Maßgabe derſelben ſtattfindet. Sie hat in jeder 
Beziehung ſo große Vorzüge, daß ſie als die allein richtige an— 

geſehen werden muß. Nur iſt die Beſteuerung dabei gezwungen, 
ſich an die Form der Bierproduction ſelbſt anzuſchließen. 
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Das Steuerobject ift dabei das wirklich erzeugte Bier und 
zwar in dem Augenblide, mo e3 auf den Kühlftod gebracht wird. 
Die Steuereinheit ift dafür natürlich zunächſt nur eine Maßein- 
beit, das größere landesübliche Flüſſigkeitsmaß, Eimer, Ohm, 
Tonne u. f. wm. Da nun aber das Product ebenjo weſentlich int 
feinem Werthe für den Verbrauch von der Qualität abhängt, fo 
hat man ferner ein Maß für die Qualität al3 zweite Steuer- 
einheit gefunden, und zwar in der Gradhaltigkeit des Sacharo— 
meter3 bei einer gemiffen Temperatur (14° R.) vor der Bei= 
miſchung des Gärungsmittels, weil der Zuder die Bedingung 
des Spiritwsgehaltes, diefer aber die Baſis der Qualität des 
Bieres ift. Dabei ift es rationell, einen freien Spielraum für 
den Brauer zu laffen, weil die Meſſung nie abfolut genau ift. 

Der Stenerfuß für das Bier wird nun gebildet, indem mar 
den Sadharometergrad oder das Qualitätsmaß als erite Steuer— 
einheit mit einem beftimmten Steuerfuß belegt und dann die Zahl 
diefer Grade mit der Zahl der Flüffigfeitgmaße als zweiter Steuer- 
einheit multiplieirt. Auf diefe Weife entfteht das theoretiich zwar 
zufammengefegte, praktiſch aber ſehr einfache Verhältniß, daß der 
ganze Brau nad Dualität und Quantität als ein Steuerobject 
erſcheint, welches dur die Einheiten des Maßes und Gehaltes 
gemefjen und mit einem für den ganzen Brau geltenden Steuer- 
fat belegt wird, der eine rationelle Berechnung des Steuerfußes 
enthält. Es ift ſchwer möglich, fi) eine richtigere und einfachere 
Befteuerung zu denken, zumal wenn für die etwa nachfolgende 
Verdünnung nod) ein befonderer Zuſchlag entrichtet wird, der 
auf den Erwerb des Verkäufers bei der dadurch fteigenden Menge 
des Biere beruht. 

Die richtige Anwendung diefer Beſteuerung hat nur die 
unbequeme Vorausfegung, daß jeder einzelne Brau der Steuer- 
behörde angezeigt werden muß, daß auch bei dem Brau zum 
eigenen Verbraude eine ſolche Anzeige ftattfindet, und endlich, 
daß eine Abfindung zivar nicht principiell ausgefchloffen fein Tann, 
jedoch mit Schwierigkeiten verbunden ift. Es liegt ferner nahe, 
daß diefe Beſteuerung au in den geſchloſſenen Städten eintritt. 
Man kann hier nun die Erhöhung des Steuerfußes entweder bei 
der Thorftener des Malzes eintreten laſſen, was aber nicht, füg- 
lich thunlich ift, wenn die Städte eigene Mühlen haben, ober 
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einfacher eine Erhöhung des Steuerfußes auf den Budergrad, wos 
bei mehrfache Modalitäten denkbar find. 

Der eigentliche Mangel diefer Steuer beruht dagegen darauf, 
daß fie als Verbrauchsſteuer auch auf das in den auswärti— 
gen Handel kommende Bier fällt. Da jedoch dies Bier nicht 
von Bedeutung ift, jo ift bier leicht mit einem Rückzoll zu hel⸗ 
fen. Jede weitere Befteuerung de3 Bieres bei dem wirklichen 
Ausſchenken darf daher nur als eine Form der Gemwerbfteuer für 
den Schenkwirth und nicht mehr nach den Grundſätzen der Ver— 
brauchsſteuer betrachtet werben. 

Vergl. namentlih den für Duantität und Dualität unter Be- 
nugung des Sacharometers in Defterreich geltenden Proceß bei Deſſary, 
a.a.D., 8.20. Rau, $. 437, über Baden. Hauff, „Bairiſche Geſetz⸗ 
gebung, $. 410, über ven bairifhen Malzaufihlag. Desfeld, S. 107, 
über Preußen. Steuerobject: Malz; Steuereinheit: Centner; Steuer: 
fuß: 20 Sgr. 


3. Branntweinftener, 


> Der Branntmwein ift entjejieden mehr Genuß: als Nahrungs: 
mittel und anerfanntermweife ein ſolches, deſſen Verbrauch Feines- 
wegs ein wünſchenswerther iſt. Die Steuerquelle ift diefelbe wie 
bei Wein und Bier; wo Wein und Bier nit vorhanden oder 
ſchlecht oder theuer find, da ift die Steuerkraft des Branntweins 
gleich der Steuerkraft eines jeden derfelben; mo beide, oder doch 
Bier vorhanden, gut und billig ift, da wendet ſich nur der ver- 
dorbene Geſchmack dem Branntwein zu und der Genuß deffelben 
muß als ein verderblicher Lurus .angefehen werden. Hier muß 
daher, da die Bertheuerung ohne alle ſchädlichen Folgen ift und 
höchſtens die Production bes Bieres fteigert, die Steuerkraft als 
eine hohe angefehen und danach der Steuerfuß höher als bei 
Wein und Bier feftgeftellt werden. Auch bier ift die Steuererhe- 
bung, wie beim Biere, für Steuereinheit und Steuerfuß entſchei— 
dend, da ber Branntwein wie das Bier Product eines felbftän- 
digen Kapitals ift. 

Die wichtigfte allgemeine Frage ift dabei die, inwiefern die 
Beftenerung auf die Landwirthigaft Nüdficht zu nehmen hat. 
Der Branntwein ift unter allen Producten aus landwirthſchaft-⸗ 
lichen Rohſtoffen dasjenige, welches den größten Werth im Klein 
ften Volumen darftellt, weit und fiher verführt werden kann und 
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dadurch oft das einzige Mittel bildet, einen Theil der Iandwirth- 
ſchaftlichen Producte duch auswärtigen Handel zu verwerthen. 
Eine Beſteuerung des Branntweins baher, die allen und mithin 
aud den zu derfendenden Branntwein teifft, wird die Production 
defjelben, wenn fie irgendeine namhafte Höhe hat, für den Han— 
del hindern, diefelbe dadurch lähmen und durch die auf den ein— 
heimiſchen Conſum angewieſene Maffe des Product? das letztere 
jo billig machen, daß der Conſum fteigt, mag eben von höhern 
Geſichtspunkten aus nicht wünſchenswerth ift. 

Da ſich diefe Sätze nicht leugnen laſſen, jo muß die Be— 
ftenerung de3 Branntweins ein Syſtem annehmen, welches die 
Steuerfreiheit de3 zur Ausfuhr beftimmten Branntweins mit der 
Befteuerung des zum Verbrauche beftimmten verbindet. Dies 
Syſtem ſcheint einzig und allein in der Rückvergütung der Ver— 
brauchsfteuer bei dem Export des Branntweins über die Landes- 
grenze beitehen zu können, da Feine andere Art der Unterſcheidung 
möglich ſcheint. Bei diefem Syſtem tritt daher die Verbrauchs— 
fteuer für das inländifhe Product in volle Kraft und kann ganz 
ungehindert ihren Weg gehen. Was die Frage betrifft, ob die 
Branntweinftener nicht auch für den inländifhen Verbrauch eine 
geringe fein müſſe, damit der Landwirth feine Producte als 
Branntwein gut verwerthe, jo muß fie entjchieden verneint wer— 
den, da einerjeit$ der Conſum des Bieres diefelben Folgen hat, 
ambererfeits die Nachtheile des billigen und allgemeinen Brannt: 
meins indirect für den Landwirth bei feinen Arbeiten viel größer 


ſind als die Vortheile der Production aus dem Korn oder den 


Kartoffeln. 

Man muß daher au von diefer Seite au dem Shchluſe ge⸗ 
langen, daß die Natur des Branntweins einen um ſo höhern 
Steuerfuß fordert, je billiger ſeine Production iſt. 

Die Beſteuerung des Branntweins ſelbſt iſt nun beſonders 
dadurch ſchwierig, weil auch hier nicht blos die Quantität, ſon— 
dern auch die Qualität oder der Spiritusgehalt das Entſchei— 
dende if. Das Syſtem diefer Beſteuerung beruht auf den— 
jelben beiden Grundlagen wie das per Bierfteuer; die Befteue- 
rung gejchieht entweder durch Beſteuerung des Rohſtoffs, des 


" Maifches, oder durch Beſteuerung desjenigen Actes oder Inſtru— 


mentes der Production, welches die Dualität des Product? am deut: 
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lichſten zu zeigen ſcheint. Die raſche Entwickelung der Chemie 
hat indefjen in der neuern Zeit den Spiritusgehalt in jo vielen 
Subftanzen nachgewieſen, daß die Einfachheit diefer Grundlage 
gänzlich geftört ift und die Geſetzgebungen fi zu zum Theil ſehr 
verwidelten Spftemen der Befteuerung haben entſchließen müſſen, 
bei denen die Qualität oder der Spiritusgehalt eine immer be 
deutendere Rolle fpielt. Es ift daher gerade bei diefer Steuer 
ein Eingehen auf das einzelne hier nicht füglich thunlich und 
muß der FZinanzgefegfunde der einzelnen Staaten überlaffen werben. 
Auch hier können wir im Beziehung auf die eigentliche Ver: 
fteuerung auf daß öfterreichifche Syftem verweifen, welches als Steuer: _ 
einheit den Rauminhalt der Gärungsgefäße (Blafenzins) für die 
gewöhnlichen Rohſtoffe, namentlich die mehligen, jedod mit ver- 
ſchiedener Beſteuerung je nach dem Zudergehalt, dagegen die Grad: 
baltigleit und Menge des Erzeugnifjes bei ftärfer zudterhaltigen Stoffen 
anfegt. Siehe Deflary, a. a. D., 8. 23—26. In Preußen ift man 
vom Blafenzind 1824 zur Maifchiteuer übergegangen. '&. Desfeld, 
a. a. O., 6.105. Vgl. Rau, $. 438 u. 439. Wirth (S. 476 ig.) 
hält dies Syſtem ohne Gründe für das zwedmäßigfte, kommt aber 
nicht zur Entjheidung über die Höhe der Steuer (den Steuerfuß). 
Ueber die neueften Verſuche in Defterreich fehr gut: L. Brdiczta, „Die . 
Branntweinbrennerei und die Verzehrungsſteuer“, 1859. 


Dritte Art. 
Buderftener. 


Entſtehung und Princip. 

Daß die Zuderfteuer eine Verbrauchsſteuer ift, indem der 
Zuder zu den Genußmitteln mehr als zu den Nahrungsmitteln 
gehört, unterliegt Teinem Zweifel. Das Beſondere bei diefer 
Steuer beruht daher nicht auf ihr felbft, fondern auf ihrem Ver— 
hältniß zur Entwidelung der Induftrie, die im Zuder einen der 
größten Triumphe fiber die Macht des Klimas gefeiert hat, den 


die Geſchichte aufweiſen kann. 


Die Grundzüge dieſer Entwickelung find einfach; an fie 
ſchließt fih in nicht minder einfacher Weife die Geſchichte der 
Zuderfteuer. Die erfte erflärt zugleich‘ volllommen den Streit, 
der über die letztere entitehen mußte und entftanden ift. 

Der Zuder war ftet3 Verbrauchsgegenftand und daher ftet3 
einer Verbrauchsſteuer unterworfen, die aber, da er big zu dies 
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ſem Jahrhundert nur aus tropiihen Ländern importirt ward, 
bis dahin au nur als Zoll auferlegt werden konnte. Der Zoll 
auf Zuder ftand daher an der Seite des Zolls auf Kaffee, Thee 
und andere Verbrauchsgegenftände. 

Im Anfange unſers Jahrhunderts entftand die Fabrikation 
des europäifchen Zuder3 aus der Rübe. E3 war zwar naturgemäß, 
daß der Nübenzuder dem Princip nad derfelben Steuer unter- 
worfen wurde, welde auf dem Rohrzucker lag. Das Streben, 
theil3 den einheimiſchen Confum von dem Import transatlantis 
fen Zuder3 unabhängig zu machen, theils die in der Rüben- 
zuderinduftrie angelegten Kapitalien dur) den Import des Rohr— 
zuders nicht zu vernichten, hinderte jedoch die Befteuerung. Es ent= 
ftand ein Verhältniß, in welchem der Rohrzucker durd den Zoll 
der Verbrauchsſteuer unterlag, der Rübenzuder von der Ver: 
brauchsſteuer frei war; nur die Grundſteuer lag auf der Rübe 
und ihrem landwirthſchaftlichen und die Gewerbfteuer auf der 
Fabrikation und ihrem gewerblichen Betriebs: und Anlagefapital. 

In diefem Verhältniß mußte fi die Rübenzuderfabrifation 
raſch entwideln, da der Preis des Rohrzuckers um den ganzen 
Betrag des Zolls oder der Verbrauchsſteuer höher ftand als der 
des Nübenzuders. Die Folge davon war ein allmählicher, aber 
entſchiedener Sieg des letztern über den erften; im Sinne des 
Steuerweſens ein Sieg des umverfteuerten Verbrauchs über den 
verfteuerten, im Sinne der gewerblichen Entwidelung ein Sieg 
der inländifchen Induftrie über den auswärtigen Handel, im 
Sinne der Handelspolitit ein Sieg des Schutzzolls über den 
Freihandel. Die Rübenzuderinduftrie nahm unter diefen Um— 
ftänden einen gewaltigen Aufihwung; es Fam bald dahin, daß 
der Rübenzuder den Rohrzucker ganz zu verdrängen drohte, bie 
Verbraudsiteuer für Zuder verſchwand, d. h. die Zollein 
nahme für Rohrzucker fiel weg und der Betrag derfelben, der 
nun von ben ambern Verbrauchägegenftänden getragen werben 
mußte, ward zum Schugmittel für die Rübeninduftrie. 

Dies war ein Zuftand, der in mehr als einer Beziehung 
als ein verkehrter erfcheinen mußte. Es war an fi verkehrt, 
daß man einen unbefteuerten Verbrauchsgegenſtand eriftiren ließ; 
es war verkehrt, daß man zu Gunften eines allerdings wichtigen 
einheimischen Zweigs der Induftrie einen nicht minder wichtigen 
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Zweig des- einheimifchen Handels vernichtete; es war verkehrt, 
daß man durch die Höhe der Verbrauchsſteuer auf importirten 
Zuder einen Verkaufspreis für den’ einheimifchen möglich machte, 
der einen unverhältnißmäßigen Gewinn für die Producenten auf 
Koften der Confumenten enthält. Hier gab es nur zwei Mittel, 


melde das Gleichgewicht herftellen Eonnten: entweder Herabjegung - 


des Eingangszolls auf den transatlantiihen Zuder, oder Ein- 
führung einer Verbraudsfteuer für den einheimifchen. " 

Da nun das erfte nur den Confumenten geholfen hätte, ohne 
auf die Forderung der Finanzwiſſenſchaft, daß es Feinen unver 
fteuerten Verbrauch geben dürfe, Rüdjicht zu nehmen, fo war 
es natürlich, daß man fih allenthalben für den ‚zweiten Weg 
entjhied. Man begann, den Verbrauch des einheimischen Zuders 
zu verfteuern, und fo entftand die Zuderfteuer. 

Diefe Zuderfteuer, auf die Production des Nübenzuders 
gelegt, traf aber nicht einfach nur den Verbrauch des Iegtern, 
fondern fie griff, wie aus dem Obigen hervorgeht, tief in die 
Verhältniffe von Induſtrie und Handel ein. Sie Fonnte da- 
ber auch nicht einfah als Verbrauchsſteuer auferlegt werden, 
fondern mußte fih an jene Berhältniffe anlehnen und mußte 
andererjeits, wenn fie ihren Zweck ganz erfüllen ſollte, mit dieſen 
Verhältniſſen wechſeln. 

Aus der erſten Forderung ging nun dasjenige hervor, was 
wir das Syſtem der Zuderftener nennen, das natürlich wieder 
nad den verſchiedenen Ländern verjhieden fein mußte. Aus der 
zweiten ergab ſich in leicht verftändliher Weiſe die Gedichte der 
Zuderfteuer, theils im allgemeinen, theils in den einzelnen Län: 
dern. Die legtere beftand indeß, fobald einmal das Princip der 
allgemeinen, aud auf den Rübenzuder ausgedehnten Verbrauchs: 
ftener angenommen war, nur in der Geſchichte der einzelnen 
Momente der Befteuerung. 

Es wird nun megen der wachlenden Bedeutung der Sache 
nothiwendig, mwenigftens die Grundzüge des Syſtems bier befon- 
ders darzuftellen. 


Mit Recht bemerkt von Hod (S. 322), daß Frankreich zuerft die 
Nothwendigkeit einer auf einem feſten Princip ruhenden Befteue: 
rung des Nübenzuders neben dem allerdings in Frankreich ſehr 
hohen Zoll auf Rohrzuder erkannt habe. . Die erfte Gefeggebung 
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war die vom 18. Juli 1837 und vom 3. Juli 1840, die den 
Grundfag der Befteuerung zur Geltung braten, ohne über Steuer: 
einheit und Steuerfuß ſchon ein dauerndes Refultat zu finden. Das 
Princip für den Steuerfuß ſetzte erjt das Geſetz vom 2. Juli 1843 
feft, es folle innerhalb fünf Jahren „die Steuer auf inländiſchen 
Zuder allmählich die Höhe des Zolls auf den franzöfifhen Colonial- 
zuder erreichen”. Dies Princip ift geblieben und hat fi troß fol 
gender Berfuhe zur Umänderung durchaus bewährt. Dabei kam 
denn der Kampf der Interefien zwiſchen ben beiden Gruppen des 
Handels und der Induſtrie zur Erſcheinung und ift bis auf ven 
heutigen Tag nicht beendet. Um ihn zu verftehen, muß man feft 
halten, daß der Grundſatz der Befteuerung der Rübenzuderinduftrie 
wol entfchieven anerfannt ift, daß dagegen die Höhe derſelben be 
ftändig beftritten ift und wol beftritten bleiben wird. Der Streit 
hat eine Menge von Gefihtöpunften hereingezogen, die der Finanz: 
wiſſenſchaft nicht direct angehören. Es ift au ſchwer, ein abfolutes 
Map für die richtige Höhe anzugeben. Doch kann das Princip kaum 
zweifelhaft fein, daß der Steuerfuß des Rübenzuderd zu niebrig ift, 
wenn bei gleicher oder vermehrter Confumtion der Import des Rob: 
zuders beveutend und regelmäßig finkt, weil dies nur durch einen 
. beveutenden Gewinn der Rübenzuderinduftrie möglich ift, während 
er zu hoch wird, wenn bei gleihem Confum der Jmport fteigt, 
Die Beftimmung der Höhe muß daher genaue ftatiftifche Daten zur 
Grundlage haben. Ueber dieſe ganze Frage ift ein vortrefiliher 
Aufſatz von Deflary, „Ueber den Zuder und deſſen Befteuerung in 
Oeſterreich“, in Haimerl's „Oeſterreichiſcher Vierteljahrsſchrift“, 1858, 
Heft 2, ©. 203 fg., und der „Wiener Zeitung” vom 4. und 5. 
Dec. 1858 'enthalten. 


Syfem der Verbrauchsſteuer auf Bucker. 


Trog der großen Entwidelung der Rübenzuderinduftrie hat 
der Rohrzuder dennoch fi eine ſehr bedeutende Stellung in dem 
Conſum der Bevölkerung erhalten. Da nun die Verbrauchsfteuer 
auf den letztern nur durch den Zoll erhoben werden kann, fo 
muß die Darftellung der Zuderfteuer den Zuderzoll nothwendig 
mit enthalten. 

Das Verbrauchsſteuerſyſtem auf den Zuder umfaßt demnach 
zwei Theile: das Zuderzolliyftem und das Syſtem der Beſteue— 
rung des Rübenzuders. 

Die nächſte und wichtigfte Aufgabe des Beſteuerungsweſens 
ift es nun, diefe beiden Syſteme infoweit in Harmonie miteinan- , 
der zu bringen, daß ihr Erfolg, die Erhöhung des Preifes des 
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zum Verbrauche gelangenden Zuders durch diefe Verbrauchsſteuer, 
den Import des Rohrzuckers neben der Production des Rüben— 
zuckers möglich mache, ohne den Verbrauch ſelbſt zu verringern. 

Die Löfung dieſer Aufgabe wird aber theils in dem Steuer— 
fuß, theils in der Steuererhebung gegeben fein. 


A. Zuderzollipftem. 


Der importirte Zuder hat eine zweifache Eigenſchaft. Er 
Tann theils in feinem rohen Zuftande verbraucht, theils kann 
aus dem Rohzucker die Raffinade gemacht und erft diefe ver- 
braucht werden. Auf diefem Unterſchiede beruht der Inhalt des 
Zollſyſtems für den Rohrzuder, und jener ift um fo wichtiger, 
je mehr die Induftrie des Rohrzuders dahin gelangt, den Roh: 
zuder in einer Reinheit darzuftellen, die den Verbrauch des letz— 
tern mehr und mehr möglih macht. Dazu kommt die Noth: 
wendigteit, die Nebenprobucte deſſelben, Melaffe und Sirup, als 
Vertreter des Zuckers gleichfalls zu befteuern. 

Das Object des Zuderzolls enthält demgemäß diefe Unter: 
ſchiede, aus denen wieder die Unterfchiede des Steuerfußes her- 
vorgehen. Man Fann das Princip für die Iegtern daher am 
beiten glei) an die des erftern anfchliegen. Die Steuereinheit 
ift dabei naturgemäß die Gewichtseinheil. 

Das Zoll- oder Vexbrauchsſteuerſyſtem des Rohrzuders be— 
fteht daher aus folgenden Punkten: 

1) dem Robzuder zum Verbrauch mit dem höchſten Verbrauds- 

fteuerfuße (oder Tarifiage); 

2) dem Rohzuder zum Zwecke der inländiihen Raffinirung; 

3) der Melaffe, die nur zu gewiſſen Productionen ala Roh: 
ftoff dient; 

4) dem Sirup, der die Stelle de3 zum Verbrauche gelangen- 
den Robzuders vertritt, mit demſelben Steuerfuße wie 
diefer. - 

5) der al3 Import erfcheinenden Raffinade, zu deren Steuer- 
fuß neben dem höchſten Steuerfuß des Confumtionsroh- 
zuder3 auch noch die gefammte Summe aller auf der in 
ländifchen Production von Raffinade ruhenden directen und 
indirecten Steuerfuße binzugerechnet werden muß, felbft 
wenn der Raffinadezoll feinen Schuß für die einheimifche 
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Raffinerie enthalten fol; fol er dies, wie dies Regel 

ift, fo wird er noch höher fteigen. 
Der wihtigfte und ſchwierigſte Punkt ift natürlich hier der zweite, 
die Beitimmung des Steuerfußes für den zur Fabrikation von 
Raffinade beftimmten Rohzucker. Es läßt ſich über feine Höhe 
nichts abfolut Gültiges angeben; er darf nicht höher fein, als 
- daß er nad Maßgabe der Befteuerung des Rübenzuders den . 
Import von Rohrzucker noch wirthſchaftlich möglich macht. Bon 
ihm hängt zugleih der Steuerfuß für Melaffe und Sirup ab, 
da der Preis und Verkauf der legtern eine wejentlihe Bedingung 
für die Rohrzuderproduction ift. Der Steuerfuß als der Boll: 
ſatz für legtere kann daher unbedenklich ziemlich hoch gefeßt wer— 
den, um duch ihn die erftere zu unterftüßen; es ift- nichts da— 
gegen zu erinnern, wenn er ebenjo hoch als der Tariffag für 
Conſumtionsrohrzucker gegriffen wird. 

Aus diefen Forderungen geht nun die einzige Eigenthümlich- 
feit für die Erhebung diefer Steuer oder für die, Verzollungs- 
form hervor. Diefe ift im allgemeinen das gewöhnliche Zollver— 
fahren. Die wefentlihe und principiel aufrecht zu haltende Diffe: 
venz zwifhen dem Rohzucker ala Gegenftand des Conſums und 
dem Rohzuder als Rohſtoff fordert indeß bei der äußerlichen 
Gleichheit beider Stoffe"ein Verfahren, welches die Benugung 
des legtern für den erftern Zweck und damit die Umgehung des 
höhern Steuerfußes des erften unthunlich macht. Da num weder 
eine chemiſche noch eine optiſche Unterſcheidung abjolut möglich 
ift, fo bleibt Faum ein anderes Mittel als die mechaniſche Zer- 
ftörung der unmittelbaren Confumtionsfähigfeit des Rohzuders 
mit der Anlegung des höhern Steuerfußes, mo diefe nicht ein- 
tritt, und des niedern, wo fie eingetreten ift. Dieſe geſchieht 
duch Schwärzen, und zivar auf dem Lager. 

Neben diefem Syftem fteht das zweite. 


B. Die Rübenzuderfteuer. 
- Die Rübenzuderftener ift im Princip ſehr einfach, in der 
Ausführung ſchwierig. 
Sie beruht darauf, daß das ganze Product und ſein Ver— 
brauch “im Rohſtoffe, der Rübe, enthalten if. Das einfachſte 
Object iſt daher die Rübe ſelbſt, die einfachſte Einheit die Ge— 
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tichtseinheit der Rübe (Centner); der Steuerfuß entfteht, indem 
diefe Gemwichtseinheit auf den Zudergehalt derfelben reducirt und 
nad diefem Zudergehalte der Fuß feitgeftellt wird. Die Er— 
hebung geſchieht aladann in dem Augenblid, wo die Rübe von 
ihrer landwirthſchaftlichen Production in die Zuderproduction 
übergeht und wo fie gewogen wird. Dies fann um fo leichter 
geſchehen, als dies nur einmal jährlich ftattfindet. 


Diefe Steuerumlegung hat das Bedenken, daß, wenn ber. 


Steuerfuß gleich bleibt, der Preis der Rübe aber wechſelt, je 
nad diefem, ungleihen Preife eine ungleiche Beftenerung ftatt- 


findet. Ferner ift der Zudergehalt der, Rübe nicht immer gleich, 


jelbft bei gleichem Preife. Endlich fteigt auch die Fähigfeit, aus 
der Rübe durch das Sieden den darin enthaltenen Zudergehalt 
herauszuziehen, was bei gleicher Steuer wieder eine Ungleichheit 
erzeugt. 

Deshalb hat man an die Stelle der Rübe ein anderes Ob— 
ject zu fegen verſucht, welches in der Mefjung des Fabrikats 


aus der Rübe befteht, bevor das Ganzfabrifat fertig if. Dies - 


bat den Vorzug, daß man dabei das eigentliche Steuerobject, den 
Zuderftoff, genauer mißt, und zwar indem man die Quantität 
durch das Raummaß, die Qualität durch den Zudermefjer (Sa- 
charometer) vor der Kryſtalliſation beftimmt. 

Die großen Uebelftände, welche durch die letztere Methode 
für den Proceß der Fabrikation ſich ergeben, erſcheinen jedoch 


läftiger als diejenigen, welche die Beſteuerung der Rübe enthält.“ 


Man kann daher im allgemeinen bie Beſteuerung des Zuders 
nad dem Object der Rübe und ihrer Gemwichtseinheit als die 
vationellere Form der Erhebung anfehen, bis diejenige Erhebungs- 
-form bei der Production feftfteht, welche mit der höchſten Ge— 
nauigfeit zugleich die geringfte Störung im Proceffe der Pro— 
duction verbindet, eine Frage, die noch al3 eine offene an— 
gejehen und ‚deren Löfung von der Technik erwartet werden 
muß. 

Es leuchtet nun ein, daß auch hier die weſentliche Aufgabe 
das Auffinden des richtigen Steuerfußes für die Erhebung im Ver— 
bältniß zum Steuerfuße für die Gewichtseinheit des Nohrzuders 


fein muß. Man Tann die Unterfuhungen und I Verſuche 
Stein, dinanzwiſſenſchaft. 
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hierüber nicht als beendigt anjehen; "bie Geſchichte derfelben ift 
indefjen in mehr als einer Beziehung höchft lehrreich. 


Ueber das franzöfifhe Syftem und die Combinirung beiver Be 
fteuerungen, die außerordentliche Läftigfeit der Beauffihtigung ber 
Fabrikation, die gewiß viel mehr foftet, als vie mögliche Defraudation 
betragen würde, und den Verſuch, den inlandiſchen Zuder mit 7 Fr. 
höher zu belegen als den Eolonialzuder j. v. Hod, ©. 325 fg. 
Eigenthümlich ift ftatt der Anwendung des Sacharometers die Type, 
wobei die Weiße des Zuderd als Steuereinheit erſcheint. Wie un 
beftimmt noch die Theorie überhaupt ift, fieht man aus dem, mad 
Hoffmann (S. 362) und Wirth (S. 486) fagen; es ift das faſt 
inhaltslos für die eigentlihe Frage. In Preußen hat fih die 
Steuer feit 1840, Gejeg vom 21. März, allmählich entwidelt; erft 
blog eine Gontrolabgabe von 5 Sgr. per Centner oder 3 Pf. per 
Centner roher Rüben; jhon 1841 verdoppelt; 1850 ſchon reipective 
2 Thlr. und 3 Sgr.; 1857 mit 6 Sgr. per Gentner roher Rüben 
feftgefteltt; 1858 mit 7%, Sgr. Weber Defterreih vergl. Deflary, 
a. a. D. Hier begann die Steuer auf den Rübenzuder überhaupt 
erft 1850 mit 5 Kr. C.-M. per Centner roher Rüben, was einer 
Steuer von 1 Fl. 40 Ar. per wiener Centner Rohzucker gleihgered: 
net wurde; 1853 dagegen 8 Ar.; 1855 12 Ar.; 1857.18 At. 
Zugleich wurde ſyſtematiſch der Eingangszoll beftimmt mit 7 Fl. 30 Kt. 
per Centner Colonialvohzuder 1837; 1850 auf 8 Fl.; 1852 auf 
7 Fl.; 1856 mit 6 Sl. Dabei ftieg die Production des Rübenzuders 
von 123218 wiener Centnern Rohzuder im Jahre 1850 auf 446900 
Eentner 1853, auf 1855 556160 und erreichte 6883168 wiener 
Centner 1857, während der Import mit 610658 wiener Gentnern 
Rohrzuder im Jahre 1850 fih 1853 auf 757995 wiener Gentner 
bob (bödfter Stand) und 1857 auf 473696 wiener Gentner zu: 
ruckging. 


Vierte Art. 
Verbrauchsſteuer auf geiſtige Producte, 


(Papierfteuer. Zeitungsſteuer.) 

Das geiſtige Leben iſt zwar auf allen Punkten auf das in- 
nigfte mit dem materiellen verbunden, aber wie e8 einerfeits feine 
jelbftändigen Producte in der wirthſchaftlichen Welt hat, fo hat 
es andererſeits au einen felbftändigen Verbrauch, der einem 
jelbftändigen Bedürfniß entipricht, dadurch einen Erwerb abgibt 
und mithin eine felbftändige Steuerquelle darbietet. Auf diefer 
Grumdlage beruht der Grundfag, daß diefer geiftige Verbrauch 
einer jelbftändigen Steuer unterzogen werden mäffe. 
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Die Richtigkeit diefes Grundfages im allgemeinen iſt Klar. 
Schwierig ift es nur, das Object diejer Steuer genau und zu= 
glei in angemefjener Weiſe zu beftimmen. Denn erftens ift ein 
Erwerb dur die geiftige oder freie Thätigkeit der Regel nad 
fo eng mit einer materiellen Production verbunden, daß fih nur 
ſchwer ein Object für jene Steuer ſcheiden läßt; dann ift das 
freie oder geiftige Element unter allen dasjenige, was am meiften 
den Werth aller materiellen Productionen erhöht, ohne zugleich 
die Koften zu vermehren, ſodaß es von höchſter Wichtigkeit ift, 
daffelbe nicht zu vertheuern. Endlich darf nur dasjenige ein 
Object diefer Steuer fein, mas durch feinen Verbrauch nicht blos 
reinen Genuß gewährt, ſondern auch zum geiſtigen Unterhalt 
dient, weil ſonſt als eine reine Genußſteuer erſcheinen würde. 

Es gehört mithin ſchon ein hoch entwickelter Zuſtand der, 
wirthſchaftlichen Geſittung dazu, um die Theilung der Productio— 
nen fo weit zu bringen, daß die Productionen der Mittel des all- - 
gemeinen geiftigen Unterhalt jelbftändig erſcheinen und dadurch 
eine jelbftändige Beſteuerung ihres Verbrauchs zulaffen. Dadurch 
erklärt es ſich, weshalb dieſe ganze Verbrauchsſteuer, früher gänz- 
lich unbekannt, erſt unſerer Zeit gehört, ja ſo jung iſt, daß die 
Thatſache dieſer Beſteuerung da iſt, ohne daß ſie bisher ihre 
wiffenihaftlie Erklärung und organiſche Stellung gefunden 
hätte, 

Die Praris ift dabei den Weg gegangen, den Erwerb zu 
ſuchen, der durch geiftige Production gemacht. wird, und diefen 
zu befteuern. Sie hat dadurch das richtige Object und Maß von 
ſelbſt gefunden. 

Sie hat mit vollem Recht von der Verbrauchsſteuer alle gei⸗ 
ſtigen Productionen ausgeſchloſſen, welche Theile einer wirth— 
ſchaftlichen Gütererzeugung ſind, wie Muſterzeichnen u, a. Fer: 
ner hat fie die Producte des freien Erwerbs jo wenig einer Ber: 
brauchsſteuer unterworfen wie die Producte der. gewerblichen 
Induſtrie, weil fie, wie der Unterricht, die. Kunftproducte, die 
wiſſenſchaftlichen Arbeiten, nicht dem Geſammtverbrauche, fon 
dern ‚dem Bedarf der einzelnen Wirthſchaft dienen und mithin 
ſchon in diefer befteuert werden. Sie hat ihr Object auf das— 
jenige beihränft, was zum Geſammtverbrauche für die Gefammt- 
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heit des geiftigen Bedarfs beftimmt ift, und_dies Product befteht 
allein in den Zeitſchriften im meiteften Sinne. 

Man bat in England eine Zeit lang das Object noch all- 
gemeiner gefaßt und das Papier al3 Träger dieſes Verbrauchs: 
object3 befteuert. Allein e3 erſcheint kaum nöthig, das Unrichtige 
dieſer Beſteuerung beſonders hervorzuheben, da es weder infmer 
der Träger jenes Verbrauchs ift, noch auch eine gleihmäßige 
Befteuerung durch feine Natur zuläßt. Die Papierfteuer wird da- 
ber felbft in England verfhmwinden; die einige rationelle Steuer 
iſt und bleibt die Zeitungsſteuer. 

Das Subject der Zeitungaftener ift unmittelbar der Eigen- 
thümer derfelben, wie der Importeur beim Zol. Ihre Umlegung 
auf das einzelne Blatt macht dagegen vermöge des Abonnements 
‚den Leſer als den die Zeitung Verbrauchenden zum mittelbaren 
und wirfliden Subject der Steuer. 

Das Object ift die Zeitfehrift im weiteften Sinn. Die Grenze 
dieſes Steuerobjects ift in dem Princip gegeben, daß die Zeit— 
ſchrift der Gefammtheit des geiftigen Bedarfs dienen fol. Es 
find daher diejenigen Zeitjchriften von der Verbrauchsſteuer aus- 
geſchloſſen, welche nur einem einzelnen, begrenzten Bedarf dienen 
und deren Inhalt wieder als wiſſenſchaftlicher Theil einer wirth- 
ſchaftlichen Production erſcheint. Da num aber diefe innere Grenze 
weder objectiv ſcharf gezogen, noch auch von der Zeitung felbit 
immer feftgehalten werben kann (Feuilleton, Beilage u. ſ. w.), fo ift 
es nur möglich, eine rein äußerlihe Grenze zu jegen, nad mel 
er es ſich zu beftimmen bat, ob die Zeitſchrift einem jelbitän- 
digen geiftigen. Zwecke oder dem Geſammtverbrauche des geiftigen 
Lebens dienen wil. Diefe äußerlihe Grenze ift num der Beit- 
abſchnitt, in welchem die einzelne Nummer erſcheint, da bie 
regelmäßige Wiederholung des Erſcheinens in Furzen Zeitabſchnit⸗ 
ten das einzige Moment bildet, nad welchem das Vorhandenfein 
eines allgemeinen Bedarfs und Verbrauchs des Products, der 
Zeitſchrift, beurtheilt werden Tann. Das Princip für die Ber 
ftimmung des Object? diefer Beſteuerung ergibt fih daher in der 
Weife, daß die Zeitichrift Steuerobject wird, fobald fie in einem 
beftimmten Zeitabſchnitt — wöchentlich, halbmonatlih, höch— 
ſtens monatlich — wenigftens einmal erſcheint. Sobald dies der Fall 
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ift, tritt demnach die Anwendung der übrigen Grundbegriffe der 
Befteuerung für dieſelbe ein. 
. Die Steuereinheit ift dann die einzelne Nummer, nicht der 
Umfang berjelben. Der Steuerfuß ift der Betrag, der für die 
einzelne Nummer gezahlt wird. Die Umlegung ber Steuer ge: 
ſchieht, indem jede einzelne Nummer geftempelt und dadurch mit 
der Verbrauchsſteuer belegt wird. Die Erhebung geſchieht nad 
der Berechnung ber geftempelten Exemplare (Ausichreibung der 
Steuer) vom Eigenthümer, meift in kleinern Terminen. Es ift 
durchaus Fein Grund vorhanden, irgendeinen Unterfchied in dem 
Steuerfuß bei verſchiedenen Zeitſchriften eintreten zu laſſen. 
Diefe Verbrauchsſteuer muß zugleih als ein Erſatz dafür 
angejehen werben, daß der Staat durch feine Poftanftalt die Be— 
förderung der Zeitungen zu einem billigern Preiſe übernimmt 
als die Briefe, von denen doch ein einzelner ber Regel nach wichtiger 
ift als das einzelne Eremplar der Zeitung. 
Die Stempelung fremder Zeitungen ift nichts anderes als 
die naturgemäße Umlegung der einheimifhen Verbrauchsſteuer 
. auf ein nicht unter der Herrſchaft derjelben erzeugtes Product. 
Sie entipricht vollftändig dem Steuerzoll auf fremde Verbrauchs- 
gegenftände anderer Art. Merdings kann fie dur ihre Höhe, 
e jeder Zoll, nicht blos ein Schuß für die einheimifche Zeis 
tungsinduftrie, ſondern auch eine indirecte Prohibition berjelben 
werben. ° 
Die Steuer auf Anzeigen ift durchaus verſchieden von der 
Steuer auf Zeitungen; fie ift eine Verfehräftener und hat daher 
eine ganz felbftändige, von der der Zeitung unabhängige Steuer- 
einbeit, die einzelne Anzeige überhaupt, oder eine Raumeinheit 
für den Platz, den fie einnimmt; letzteres ift das Richtige; und 
einen felbfländigen Steuerfuß, der wieder verſchieden ift, je nad: 
dem man die Anzeige felbft oder die Raumeinheit als Steuer- 
einheit annimmt. Dagegen ift es leicht begreiffih, daß man bie 
Gefeßgebung für die Beſteuerung ber Angeigenfteuer zufammen- 
faßt mit derjenigen. für die Zeitungsfteuer. 
Rau ($. 231 u. 441) hat die Befteuerung der Zeitungen durch 
. den Stempel ganz richtig als Verbrauchsfteuer bezeichnet, ohne 
ſich weiter anf diefelbe einzulaffen. Die Steuer auf Spielfarten ift, 
mag fie erhoben erden durch Stempelung oder durd Monopol des 
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Papiers für die Karten, immer eine Genußſteuer. Die englifhe 
Papierſteuer ift gewiß unter allen englifhen Steuern die irrationellite; 
fie betrug noch 1855 blos für England 845,938 Pf. St. (Steuer: 
einheit feit 1800 das Gewicht); womöglich wird fie noch unverftän- 
diger durch die beſondere Gemwerbfteuer auf die Papierfabrifanten. 
Hübner, a. a. D., ©. 20 u. 22. In Preußen ift das Haupt: 
gefeg vom 12. Mai 1851; Steuerobject: alle cautionspflichtigen 
und mehr als einmal monatlich erfcheinenden Blätter, und alle aus— 
ländifhen; Steuereinheit: die Bogenzahl; Steuerfuß: 4 Sgr. bis 
2 Ihle. 15 Sgr. Oesfeld, a. a. D., ©. 101, 102.- Ueber den Zei: 
tungöftempel in Frankreich nebſt dem Stempel auf Ankündigungen 
vergl. Hod, ©. 198, 195. 


Dritte Klaſſe. . - 
Die Finanzuonopole. 


Begriff des Finanzmonopols. 


Die Finanzwiſſenſchaft darf allerdings den Begriff des Mo— 
nopols an ſich als bekannt vorausſetzen. Allein keineswegs herrſcht 
Klarheit über die Anwendung dieſes Begriffs, und dieſer Man— 
gel an richtiger Unterſcheidung iſt gerade hier die Urſache vieler 
und tiefgehender Misverſtändniſſe und Vorurtheile geworden, 
deren Beſeitigung für die richtige Beurtheilung des Monopols 
in der Finanzwiſſenſchaft die erſte Aufgabe der letztern ſein muß. 

Das Monopol iſt ſeinem allgemeinen Begriff nach das vom 
Staate gegebene ausſchließliche Verkehrsrecht mit einem beftimm- 
ten Product. Diefe ausfchlieplihe Verleihung hat nun in den 
Händen der Staatsgewalt eine dreifache Beitimmung. 

Das Verleihen eines Monopols ift zuerft eine Verwaltungs- 
maßregel, die naturgemäß in gemiffen Fällen angewendet wird,- 
um einem beftimmten Zweige der Induftrie Aufſchwung zu ver- 
ſchaffen. Das Verwaltungsmonopol hat mit dem Monopol als 
Steuererhebungsform gar nichts zu thun; es geht von weſentlich 
andern Grumblagen aus und hat eine weſentlich andere Aufgabe. 
Diefe Aufgabe ift ihrem Begriffe nach ftet3 eine volkswirthſchaft- 
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lie, und mir nennen daher dies aus der Verwaltung der wirth- 
ſchaftlichen Intereſſen bervorgehende Monopol ein wirthſchaft⸗ 
liches Monopol. 

Zweitens Tann daffelbe auch für höhere Zwecke vom Staate 
ausgeübt werden; dann find dies aber polizeiliche Zwecke (Schieß⸗ 
pulver-Monopol u. ſ. w.), bei denen es nicht auf die Er- 
sielung einer Einnahme und aud nit auf die Förderung der 
Volkswirthſchaft ankommt. Diefe Monopole nennen wir die 
polizeiliden Monopole. , " \ 

Die dritte Art «der Monopole, von denen mir in der 
Finanzwiſſenſchaft handeln, haben weder einen wirthſchaftlichen 
nod einen polizeilihen Zweck, fondern find Lediglich dazu be— 
ftimmt, dem Staate eine Einnahme zu verſchaffen. Diefe Mono- 
pole nennen wir die Fin anz monopole. 

Allerdings Tann diefe Einnahme duch das Monopol, 
in der Weife erzielt werden, daß der Staat feinen gewerblichen 
Unternehmungen das Monopolrecht verleiht, um ſich feinen Unter- 
nehmungsgetvinn zu fihern, indem das Monopol jede Concurrenz 
der Privatunternehmungen ausfhließt. Eine folde Anwendung 
des Finanzmonopol3 nennen wir ein gewerbliches Finanz- 
monopol. Das gewerblihe Finanzmonopol ift aber nur die Po— 
tenzirung aller Gründe, welche gegen Staatsunternehmungen zur 
Erzielung eines gewerblichen Gewinns ſprechen. Denn felbft 
wenn der Staat Privatunternehmungen machen dürfte, find mır 
zwei Fälle möglich: entweder ift das Ergebniß derjelben jo gut, 
daß er des Monopols nicht bedarf, um Gewinn zu maden, und 
dann ift fein Grund, es beizubehalten; oder aber er bedarf des 
Monopol3 für den Ertrag, und dann ift die Unternehmung als 
eine wirthſchaftliche verfehlt. Mit Recht ift daher das gewerbliche 
Finanzmonopol prineipiell als eine. irrationelle Einnahmequelle 
überall anerkannt und infolge defjen volltändig verſchwunden. 

Dagegen gibt es eine zweite Anwendung des Finanzmono= 
pols, melde darin befteht, daß ein ausſchließliches gewerbliches 
Recht des Staats nicht zum Mittel der Erzielung eines gewerb⸗ 
lihen Gewinns, fondern zum Mittel für die Erhebung einer 
Verbrauchsſteuer gemacht wird. Dies Finanzmonopol ift das 
Steuermonopol; wir werden es, als das einzige vorhandene und 
praktifche, Furz das Finan zm onopol (im eigentlihen Sinne) nen= 
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nen, ſodaß wir Fünftig mit diefem Ausbrud eben nur das Mo- 
nopol zum Zwecke der Beftenerung bezeichnen werden. .- 

Es ift nun nad dem Angeführten Har, daß jede richtige 
Beurtheilung der Monopole und ihrer Zweckmäßigkeit aufhören 
muß, fobald man diefe ſehr verſchiedenen Bedeutungen des Worts 
nit mehr gehörig unterfcheidet. Und alle Mängel in der bis- 
berigen Betrachtung der Monopole in der Finanzwiſſenſchaft laſſen 
fi im weſentlichen auf diefen Mangel zurüdführen. 

Die Lehre von dem Finanzmonopol bat daher mit nichts 
anderm als mit der‘ Frage zu thun, ob. und in welcher Weife 
das Monopol als Mittel für die Erhebung einer Verbrauchsſteuer 
ein zwedmäßiges ift. Alle andern Fragen und Gefihtspunfte in 
Betreff des Monopols an fi) gehören der Nationalökonomie, 
der Verwaltungslehre und zu einem Fleinen Theile der Poli— 
zeilehre. 

Die Verwechjelung des Monopol3 mit dem Negal beruht 
auf einer unklaren Vorftellung von dem legtern; es trägt deshalb 
nit wenig zu der Unklarheit über dies ganze Gebiet bei, daß 
man fehr häufig die einzelnen Monopole Regalien nennt, 3. B. 
Salzregal, Tabadsregal, Schießpulverregal u. |. m. Das Regal 
ift eine Unternehmung des Staats, die er als Bedingung des 
Geſammtlebens nicht dem einzelnen überlaffen kann und die er 
daher zu übernehmen das Recht und die Pflicht hat, ohne grund- 
ſätzlich "eine Einnahme aus demſelben erzielen zu wollen. Das 
(Finanz:) Monopol ift dagegen nur eine Stenererhebungsform 
und hört auf, fobald eine geeignetere gefunden wird. Das Recht 
des Staats, ſich dies Monopol zu verleihen, it Fein Regal, fon- 
dern liegt in feinem Begriff, fonft müßte man von einem Mo: 
nopolsregal reden. Daß beim Salzmonopol das Eigenthumsrecht 
des Staats am Bergfalz den Anlaß gegeben hat, das Salz duch 
das Finanzmonopol in allen Formen zu befteuern, ift richtig, 
allein Kein Grund, den unklaren Begriff eines „Salzregals“ 
beizubehalten. Es wird daher bier nur darauf anfommen, die 
Gewöhnung an eine willkürliche und freilih dadurch bequeme 
Terminologie duch eine wiſſenſchaftliche Auffaffung der Sache 
zu erſetzen. 

Die Theorie ift über dies ganze Gebiet in hohem Grade unklar, und 
das hat nicht wenig zur Principlofigleit aud in der Pragig beigetragen. 
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Man hat die Monopole theil mit den Staatögewerben, theils mit 
den Regalien verwechſelt und dieſe Ausprüde ohne alle Unterſchei— 
dung gebraudt. So Jakob, $. 390: „Zu den Regalien wird das 
Vorrecht des Staats gerehnet, gewiſſe Gewerbe ausfchlieflich zu ber - 
: treiben‘, ‚obgleih der Standpunkt bei ihm viel richtiger ift als ver 
Gebrauch des Namens. Er erfennt in ver einen Art diefer „Rega- 
lien“ ſolche „Monopole, die in den Händen von Privatleuten 
leicht ſchaͤdlich fuür dag gemeine Wohl werden könnnen“ (eigentliche 
Regälien); nur nennt er fie „Boftmonopol“ und „Münzmonopol“ 
($. 392); in der zweiten. folhe, „durch melde ver Staat einen 
Theil feines Einkommens leicht und bequem bezieht”; nur vechnet er 
dahin neben Salz und Tabak auch Colonialwaaren, Branntwein, 
Getreide und Pulver. Malhus hat dagegen fhon ganz richtig „die 
Befteuerung von Salz und Tabed duch Monopoliſirung des Debits” 
bingeftellt (I, 69). Lotz (III, 370 fg.) ſpricht dagegen wieber weder 
von Regal noch Monopol, fondern blos von der Steuer, während 
Rau ($. 168) ven Begriff des Monopols faft ganz ignorirt und vom 
Regal des Salzes, des Tabad3 u. |. w. redet. Man muß ſich gegen 
eine folhe Verwirrung um fo entſchiedener verwahren, als die po- 
fitiven Gefeggebungen in Princip umd Ausführung fo uneinig find, 
daß nur die ftrengfte wiſſenſchaftliche Bezeichung hier etwas helfen 
und Klarheit bringen Tann. 

Der allgemeine Charakter der Gefeggebungen in Beziehung auf , 
die beiden Monopole ift num folgender: England befteuert das Salz 
gar nicht, den Tabad dagegen am hödjften in der Welt; Frankreich 
befteuert das Salz fehr ho, ohne Monopol, hat dagegen das Mo: 
nopol des Tabads; Deiterreih hat beide Gegenftände im Monopol; 
Preußen bat dagegen das Salz im Monopol, den Tabad nicht; 
andere Staaten haben weder fr Salz noch für Tabad ein Monopol, 
fondern nur den Zoll für ven letztern. Das wiſſenſchaftliche Prin- 
cip der Beiteuerung diefer beiden Verzehrungsgegenftände durch das 
Monopol hat daher nicht den Charakter eines Reſultats aus der 
Vergleihung der beftehenden Gefege, fondern nur den ber finanziellen 
Politik. 


Principien des Finauzmonopols. 


Die Finanzmonopole in dem obigen Sinne bilden einen 
ſehr wichtigen Theil des Verbrauchsſteuerſyſtems. Es iſt aber 
um ſo nothwendiger, ſich über Weſen und Inhalt derſelben klar 
zu ſein, als ſie keineswegs allgemein eingeführt ſind, noch auch 
da, wo ſie beſtehen, eine durchaus gleichartige Verwaltung 
haben. 
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Die Finanzmonopole gehören zu den Verbrauchsfteuern als 
eine felbftändige Art derjelben. Sie bilden aber weder durch ihre 
Dbjecte noch durch ihren Steuerfuß einen nothwendigen Theil 
derfelben, jondern fie fünnen aud) ganz in dem Syfteme der Be 
fteuerung fehlen. Die ganze Frage nad dem Finanzmonopol ift 
daher durchaus feine Prineipienfrage, fondern eine reine Frage 
der Zmedmäßigfeit und kann nur durd die Beobachtung der 
Natur der Steuerobjecte und durch die ‚Erfahrung entſchieden 
werben. 

Es ift daher vor allem die Natur des Finanzmonopols als 
Steuererhebungsform zu betrachten; aus diefer wird fi das Ge- 
biet derjenigen Objecte ergeben, welche zwedmäßiger durd das 


-Monopol als durch eine andere Form befteuert werden. 


1) Das Monopol ift diejenige Vefteuerungsform, melde 
darauf beruht, daß der Staat das ausſchließliche Recht des Ver— 
kaufs eines Verbrauchsgegenſtandes fich vorbehält. Die Befteue- 
rung gefchieht beim Firanzmonopol dadurch, daß der Staat den 
Verkaufspreis um den Betrag der Beſteuerung über den Betrag 
der Geftehungstoften und des bürgerliden Gewinns erhöht; 
das, was der Käufer mehr zahlen muß als den dadurch gegebe- 
nen Preis, ift die Steuer. Infofern diefer Betrag auf die Ver- 
Taufgeinheit des Monopolobjects reducirt wird, bildet er den 
Steuerfuß. Die Steuererhebung geſchieht dabei einfach durch den 
Act des Verkaufs; die Steuerumlegung ift die Feſtſetzung des 
Verkaufspreiſes der Verfaufg- oder Steuereinheit; die Steuerzah- 
lung ift in dem Acte der Zahlung für den gefauften Gegenftand 
enthalten. Dieſes find die allgemeinften Grundlagen der Beſteue— 
rung dur das Monopol. J 

2) Jedes Monopol ſchließt daher die Privatinduſtrie für den 
Monopolgegenftand ganz oder zum Theil aus und mithin auch 
die in der Privatinduftrie liegende Fähigkeit, den Preis des Ge— 
genftandes durch Goncurrenz berabzufegen und die Qualität zu 
verbefjern, mährend der Staat gegen jeden Verluft dur fein 
Recht, den Preis zu beftimmen, gefihert ift und ihm daher ein 
weſentliches Motiv zur Verbeſſerung feiner Waare fehlt. Außer: 
dem find die allgemeinen Gründe ſchon angeführt, welche jede 
Production in den Händen der Staatöverwaltung theuerer maden, 


als fie in den Händen der Privatinduftrie fein würde. Das Mo— 
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nopol beengt daher das Gebiet der gewerblichen Thätigleit und 
vertheuert feine Gegenftände, abgefehen von dem Steuerfuße, der 
auf ihm ruht; endlich führt es eine Reihe von Mafregeln mit 
ſich, weldde zum Schuge des Monopols gegen die Uebertretung 
defielben nothwendig werden. Dies find im weſentlichen die 
Gründe, melde gegen das Monopol als Beiteuerungsform ſprechen 
und eine ambere Form! der Iegtern, entweder die ber Per— 
fonalftener oder der Verbrauchsſteuer wünſchenswerth erſcheinen 
laſſen. 

3) Dagegen hat das Monopol als Steuererhebungsform, 
richtig angewendet und- auf feine naturgemäßen Objecte beſchränlt, 
fo große Vorzüge, daß es dennoch als eine höchſt ziwedmäßige 
Steuererhebung erſcheint. Es bringt die Steuer volllommen ſicher 
ein; es macht die Steuerzahlung nit blos für den Berfteuern- 
den, ſondern aud für den Staat fehr leicht; es hat die Fähig- 
Teit, eine jehr geringe und auch eine fehr große Steuer aufzu— 
legen; es enthält eine vollfommen gleichmäßige Vertheilung ber 
Steuer, die faum mit einer andern zu vergleichen ift, und fichert 
endlich bei richtiger Anwendung den Käufer, der zugleich Beftener: 
ter ift, gegen die augbeutende Concurrenz, indem der Staat. als 
alleinberechtigter Teinen Grund hat, die Waare an Qualität ver 
lieren zu laffen, um’ durch verminderten Preis den Käufer an 
äuloden; er hat im Gegentheil ebenfo wol ein Interefje, einen 
möglichft großen Verkauf zu bewirken, als der Private, da der 
Verkauf ihm die Einnahme der Steuer bringt 

Da nun bei dem Nichtvorhandenfein von Monopolen auf 
den betreffenden Gegenftänden dennoch eine Verbrauchsſteuer ruhen 
“ müßte, die ihrerjeit3, wie am Ende jede Befteuerung, große Un— 
bequemlicteiten mit ſich bringt, jo wird das Monopol als Mit: 
tel der. Steuererhebung ftets für gewiſſe Gebiete feine naturges 
mäße Anwendung finden. 

Es wird demnad nur darauf anfommen, die Bedingungen 
für diefe Anwendung des Monopols theils in der Natur des Db- 
jects, theils in der Steuerhöhe zu ſuchen. 

Diefe nun find folgende: " 

Nur dasjenige kann ein angemefjenes Object des Monopols 
fein, was in feiner Production durchaus einfach ift und fo wer 
nig Verſchiedenheit und freie Bewegung als möglich zuläßt. Denn 
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die Fähigkeit des Staats, als Producent mit der Privatproduc- 
tion zu concurriren, nimmt in dem Grade zu, in welchem die 
Production mehr mechaniſch wird und, ftatt auf der perfönlichen 
Thätigkeit, auf der Größe des Kapitals und feiner verftändigen 
und leicht zu überfehenden Anwendung beruht. Mle Productio: , 
nen daher, bei welchen der Werth durch geiftige Arbeit erhöht 
oder erniedrigt, oder bei welchen der Verkauf durch freie Geftal- 
tung des Object vermehrt und vermindert wird, find ihrem We- 
fen nad vom Monopol ausgeſchloſſen, weil folde Wertherhöhun- 
gen nur aus der individuellen Thätigkeit und der freien wirth— 
ſchaftlichen Bewegung des einzelnen heroorgehen. Wo dagegen 
die Production in der Anwendung rein mechaniſcher Kräfte befteht 
und mithin die Größe des Kapitals enticheidet, da ift die Anz 
wendung des Monopols nicht ausgeichloffen. , 
Innerhalb des Gebiet? diefer Objecte hat fih nun das Mo- 
nopol auf diejenigen zu beſchränken, in denen der Steuerfuß ent= 
weder ein fehr niedriger oder ein fehr hoher ift. Und zwar des⸗ 
balb, weil ein jehr niedriger Steuerbetrag nur durch das Mono— 
pol regelmäßig vertheilt wird, während ein jehr hoher Steuer- 
betrag nur im Einzelverkauf regelmäßig eingebracht werben kann. 
Diefe an fi einfachen Principien ftehen nun zwar feft; da 
aber dennoch die Grenze jenes Gebiets Ytet3 eine zweifelhafte 
bleibt, fo ift da8 Monopol nur da anzuwenden, wo dieſe An— 
wendung eine bedeutende Summe für, die Staatseinnahme aus 
macht, fodaß die Vortheile, welche die Sicherung und die Leich- 
tigfeit dieſes Theils der Staatseinnahme für die Gemeinſchaft 
bietet, die unvermeidlichen Nachtheile aufmwiegt, die mit jedem 
Staatsunternehmen verbunden find. Es ergibt fi) daraus, daß 
das Monopol nur auf wenig Objecte und zwar auf Objecte des 
allgemeinen Verbrauchs angewendet werden darf, bei denen feine 
Concurrenz mit ähnlihen, den Bemühungen der Privatinduftrie 
ſich öffnenden Unternehmungen zu beforgen ijt, damit die Siche- 
rung der Staat3einnahme Feine Verbote gegen die Entwidelung 
der Privatinduftrie zu erzeugen braudit. 
Diefe Objecte num find nur das Salz und der Tabad. 
Dieſe Principien für das Monopol als Form der Beſteuerung 
find im Grunde ſchon richtig angegeben bei Jakob, $. 390; doch 
verwirrt er ſich wieder, indem er ben Begriff des Gewerbes zu fehr 
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zur Hauptfahe macht und die Steuererhebung überfieht, namentlich 
auch, weil er zu viel Gegenftänve hineinzieht ($. 439 fg.). 
Malchus, $. 69, ift durhaus jür die Monopolifirung, aber nicht 
wingehend genug; Rau, $. 171, kommt dur feine Verwechſelung 
von Regal und Monopol dazu, allen Regalien und Monopolen das 
Ende vorherzufagen. Wirth, S. 469 fg., Spricht wieder gar nicht vom 
Monopol, fondern will die Salzfteuer ganz aufgehoben, die Tabadafteuer 
aber erhalten wiſſen. 


1) Das Salzmonopol. 
Begriff und Spftem. 


Das Salz ift ein Gegenftand des allgemeinen Verbrauchs 
und fteht als Nahrungsmittel in der erften Reihe. Es hat daher 
die gleiche Steuerquelle mit der Pflanzennahrung; aber ebendes⸗ 
halb hat das Salz nur eine geringe Steuerkraft, die dadurch 
nur noch geringer wird, daß der Verbrauch des Salzes ungefähr 
gleich groß bei arbeitsfähigen und nicht arbeitsjähigen Perſonen 
ift, ſodaß der Arbeitsertrag der erftern die Verbrauchzfteuer der 
legtern mitträgt. Da nun das Salz ein durchaus allgemeines 
Bedürfniß, feine Gewinnung aber eine lokale und dadurch leicht 
zu überwachende ift, jo hat daffelbe von jeher einen höchſt pafjen- 
den Gegenftand der Beſteuerung dargeboten; die Salzfteuer ift 
faft fo alt als die Geſchichte aller ſyſtematiſchen Vefteuerung des 
Verbrauchs überhaupt. Da endlich der Verbrauh an Salz für 
jedes Individuum ohne Rüdfiht auf die Größe feiner Einnahme 
faft gleich ift, fo ift die Salzſteuer von jeher als eine auf die 
perſönliche Arbeit und ihren Ertrag gelegte Steuer erſchienen; 
denn auch die rein perfünliche Arbeit ift der Regel nach für alle 
weſentlich glei. Die Salzfteuer hat daher unter den Verbrauchs- 
fteuern von jeher eine ſehr wichtige Stellung eingenommen, die 
um fo bedeutſamer ift, als fie zum Theil eng mit der Entwicke— 
lung de3 organifchen Finanzweſens unferer Zeit zufammenhängt. 

In der zweiten großen Epoche des germaniſch-⸗europäiſchen Fir 
nanzweſens nämlich, der ftändifchen Epoche, war zwar das Kapital 
für die Staatsgemalt befteuert; der Arbeitserwerb der kapi— 
tallofen Klafje, deren größter Theil grundhörig war, unterlag 
dagegen ebenjo wenig einer Befteuerung als der der Befigenden. 
Eine Verzehrungs= oder Verbrauchsſteuer einzuführen, geftatteten 
die ftaatlihen Vorrechte der Grundherren nit. Um die Befteues 
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rung der Arbeit durch die Befleuerung des Verbrauchs möglich 
zu machen, mußte das Königthum daher diefe Beftenerung, die 
3 auf fein Recht bafiven Fonnte, an einen Gegenſtand Tnüpfen, 
indem es durch den Verfaufspreis deffelben indirect eine Steuer 
einhob. Diefer Gegenftand war. das Salz. Das Salz trat ur 
fprünglih als Bergwerksproduct auf. Der Staat erklärte fih 
für den Eigenthümer der Bergwerke, und der Bergwerksbetrieb 
ward als Regal unter den Staat geftelt. Damit gewann der 
Staat als Eigenthümer des Products deffelben das Recht, dies 
Product zu einem Monopolpreife zu verkaufen, der neben den Ge- 
ftehungsfoften einen Betrag enthielt, der der Form nad ein Mono= 
polgewinn, dem Inhalte nach aber eine Steuer auf dem Ge 
jammtverbraud) des Landes an Salz war. So entftand die Salz- 
ftener in den Ländern, in denen das Salz dur den Bergbau 
‚gewonnen wird. AS fie vorhanden war, dehnte das Zufammen- 
"wirken der Natur der Sache und des Beftrebens, ein allgemeines 
Syſtem der Verbrauchsſteuer einzuführen, diefes Princip der Re 
galität -des Salzbergbaus auf die Salzgewinnung überhaupt 
aus, und das Kochſalz ward ein ganz allgemeines Regal, um es 
vermöge der Regalität beftenern zu können. Freilich waren Form 
und. Maß diefer auf der. Negalität beruhenden Salzſteuer fehr 
verſchieden nach Zeiten und Ländern; die Leichtigkeit, das Eine 
Tommen der Staatögewalt eben durch fie zu erhöhen, verleitete 
theils zu ungmwedmäßigen, theils zu gemwaltthätigen Mafregeln; 
aber die Salziteuer blieb im großen umd ganzen die Hauptform 
der allgemeinen und ftaatliden Befteuerung des Verbrauhs und 
in ihm der phyſiſchen Arbeit und ihres Ertrags. 

x. Die neuere Geftaltung des öffentlichen Rechts ift nun in einer 
zwar, indirecten, aber dennoch leicht verftändlichen Weije.für die 
Salzfteuer entſcheidend geworden. 

. Die Höhe der frühern Salzfteuer beruhte nämlich wie ger 
jagt darauf, daß fie faft die einzige ftaatlihe Verbrauchsſteuer 
war. Als num das grundherrliche Verbrauchsſteuerrecht mit dem 
Anfange diefes Jahrhunderts aufhörte und ein ftaatlihes Ver: 
brauchsſteuerſyſtem an die Stelle deſſelben trat, Fonnte die. Ver- 
brauchsſteuer auf Salz einerjeit3 des Vorwandes entbehren, als 
ob fie ihre Berechtigung in der angeblichen NRegalität des Salzes 
fuche, andererfeits konnte fie jegt vollfommen rationel in Princip 
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und Durchführung eingerichtet werden. Und fo trat jegt an die 
Stelle der rückſichtsloſen Beſteuerung des Salzes der Verſuch, 
eine ſyſtematiſch durchgeführte Verbrauchsſteuer auf den Salzcon- 
fum zu legen. 

In diefer Beziehung hat man vier Syfteme zu unterſcheiden. 

1 Gänzlihe Aufhebung aller Verbrauchsſteuer auf Salz. 

Dies Syſtem hat den Vortheil jeder Aufhebung einer Steuer; - 
fie braucht eben weder erhoben nod bezahlt zu werden. Nur ift 
die Folge davon, daß der Betrag, der rationell auf das Salz fiele, 
auf andere Verbrauchsgegenftände gelegt werden muß, mas 
demnach nur eine ſcheinbare Steueraufhebung fein würde. Der 
Vortheil, dab das Salz als Rohſtoff der mineralifchen Induftrie 
dabei unbefteuert bleibt, Tann auch durch andere Maßregeln er 
reiht werden. Es ift daher durchaus Fein rationeller Grund zu 
erkennen, dieſes Spftem zu Grunde zu legen. 

I. Vertretung der Salzſteuer durh eine Perſonalſteuer 
(Klafjenfteuer, Salzgeld). 

Dies Syſtem würde von vielen Uebelftänden, namentlid von 
den Erhebungsfoften der Salzfteuer befreien, da dies Salzgeld 
einfach mit der Verzehrungstlafenfteuer verbunden werden könnte. 
Allein erſtens ift e3 bedenklich, weil dadurch die Klafjenftener 
einen zu großen Betrag für die untere Klafje bilden würde; zwei— 
tens ift es, wie jede Klaffenfteuer, erfahrungsmäßig nur auf dem 
flachen Lande ausführbar und befeitigt ſich daher von felbft. 

II. Verbrauchsſteuer auf Salz, nach den Grundfägen der 
Verbrauchsſteuer aufgelegt; naürlic in Verbindung mit einem 
entiprechenden Eingangszoll. 

Dies Spftem ift leicht auszuführen, da die Salzgewinnung 
ſtets nur an wenigen Orten gejchieht und leicht zu contro- 
üren ift. Indeſſen hat es zur Vorausſetzung, dab der Staat 

nicht jelbft Hauptproducent des Salzes ift. Wo dies der Fall ift, 
find beftändige Vertwidelungen unausbleiblih und das folgende 
Spftem unbedingt vorzuziehen. Wo dagegen der Staat gar fein : 
Salz produeirt, oder nur jehr wenig, da ift das Syſtem der 
Verbrauchsbefteuerung durch den Eingangszoll das entſchieden 
vationellfte, indem es, ohme den Verkehr zu ftöten und dem Staate 
unnötbige Verwaltungsfoften zu machen, die Verbrauchsſteuer 
zweckmäßig vertheilt und erhebt. 
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Es iſt indeß nicht zu überſehen, daß die Verbrauchsſteuer in 
der Form eines Eingangszolls, wenn ſie auch nur ebenſo hoch 
iſt als die Monopolſteuer, den Verkaufspreis des Salzes mehr 
erhöht als dieſe, ihn ſchwankend macht, und außerdem beſondere 
Vorkehrung fordert, um das befteuerte Fabrikſalz von dem be: 
fteuerten Verzehrungsfal; zu trennen, was zufammenmwirkend die 
Monopolftener allenthalben wünſchenswerther macht, wo fie 
ftattfinden Tann. 

IV. Befteuerung duch das Salzmonopol. 

Diefe Beſteuerung ift demnah um fo rationeller, je mehr 
Salz der Staat entweder producirt oder, produciren Tann. Und 
da das legtere in den wichtigſten Staaten der Fall ift, jo fordert‘ 
das Monopoligftem eine jelbftändige Beachtung. 


Die Salzmonopolteuer. 

Die Beiteuerung des Salzverbrauhs durch das. Finanzmo— 
nopol des Salgverfaufs gefchieht nun, indem der Staat ſich aus- 
ſchließlich das Recht vorbehält, das Salz zu verlaufen. Das 
Steuerobject ift dann die Gewichtseinheit des Salzes; der Steuer- 
fuß ift der Betrag des Verkaufspreijes jeder Gewichtseinheit, der 
die Geftehungsfoften deſſelben und den regelmäßigen Unternehs 
mungsgewinn übertrifft; die Steuererhebung geſchieht einfach durch 
die Zahlung des Berkaufspreifes, der. den Steuerbetrag jedes 
verkauften Quantums mit enthält. Die ganze Beſteuerung ift 
daher die einfachfte Form, in der überhaupt eine Steuer erhoben 
werden Tann. . 

" Indeſſen hat diefelbe dennoch gewiſſe Vorausfegungen und 
gewiſſe Modalitäten der Ausführung, die eine befondere Her- 
vorhebung fordern. , 

Die erfte und unbedingte Vorausſetzung liegt ſchon im Wer 
jen des Monopols: Verbot des Verlaufs durch jeden andern 
als die Monopolverwaltung, und zwar felbft für das unver- 
fteuerte Fabrifationsfalz. 

Die zweite Vorausſetzung ift das Verbot der Fabrikation des 
Salzes durch Privatinduftzie. Dies ift jedoch nur da abjolut, 
two der Staat genigendes Salz für den Bedarf zu gewinnen im 
Stande ift, ohne den Geftehungspreis deffelben zu hoch zu fteis 
gern. Wo dies nicht der Fall ift, ift fein Grund, die Privatproduc- 
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tion zu verbieten, nur muß fie ihr Product dem Staate als alleiz 
nigem Käufer ‘gegen angemefjene Preije übergeben. Wo der 
Staat dagegen dem Bedarf vollkommen und zu genügenden Preis 
jen entſpricht, ijt Tein Grund vorhanden, durch Zulaſſung ein- 
zelner, jedenfalls höchft unbedeutender Unternehmungen das ganze 
Syſtem der Beſteuerung zu ftören. 

Die dritte Vorausjegung ift das abfolute Verbot der Privats 
einfuhr fremden Salzes, das feiner weitern Erklärung bedarf. 

Die vierte Vorausfegung ift die tegelmäßige Berforgung 
der ganzen Bevölkerung mit Salz, die dur eine ſyſtematiſche 
Verwaltung fehr leicht ift. 

Die fünfte Vorausfegung endlich ift die Vefreiung de3 der 
Induſtrie und nicht dem perjönlichen Verbrauche dienenden Salzes 
von jeder Verbrauhsfteuer durch Verkauf zu den Geftehungs- 
Toften, die der Staat hat, inclufive feines regelmäßigen Gewinns 
und der Bergbaufteuer. 

Die Ausführung der Beſteuerung durch das Monopol ift 
einfah. Es gibt dabei nur zivei Syſteme, und die Entſcheidung 
iſt nicht ſchwer. 

Entweder kann der Staat nämlich den Einzelverkauf ſelbſt 
übernehmen, was aber nicht wohl thunlich iſt, da die Quanti— 
täten des Einzelverbrauchs zu unbedeutend find, um an den mei— 
ften Oertlichkeiten ein eigenes Geſchäft darauf zu gründen, 

Der er verkauft im großen und überläßt e8 dem Großhan- 
del, den Vertrieb im einzelnen zu beforgen. Er hat dabei den 
Vortheil, eine große Verrechnung zu eriparen, und indem er den 
Verkauf im großen der Concurrenz frei gibt, fihert er dem 
Publikum die Folgen der legtern, den möglichſt billigen Preis inner 
halb de3 Betrag, den die Steuer ausmacht. Nur muß er da— 
bei zwei durchgreifende Maßregeln fefthalten: erſtens den Käu— 
fern die Pflicht zur regelmäßigen Verſorgung der Bevölkerung 
auferlegen; zweitens einen höchften Preis für den Einzelverkauf 

‚vorfchreiben, damit das Monopol von dem Großhandel nicht aus— 
gebeutet werde. ö 

Dabei ift es dann gleichgiitig, ob das Salz vom Staate 
felbft producirt oder von ihm importirt ift. 

In der Wiſſenſchaft kampfen noch immer die beiden Anfihten 
Stein, dinanzwiſſenſchaft. 24 
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der vollen Steuerlofigleit und der Beſteuerung des Salzes, und in 
‚gleicher Weiſe in ver pofitiven Geſetzgebung. Es ift aber einleuch- 
tend, daß durchaus fein millenihaftliher Grund vorhanden ift, das 
Salz nicht zu befteuern, wo man das Brot befteuert. Die eigentli 

praktifche Frage ift daher auch nicht fo fehr die nach der Steuer als 
folder, ſondern vielmehr nah dem Steuerfuß und der Steuererhe: 
bung. Hier kann man die Gejeggebungen in folgende Gruppen theilen: 

A. Vollige Freiheit des Salzes von jeder Steuer: England feit 1825. 

B. Befteuerung des Salzes ohne Monopol. 

Frankreich mit jehr ſcharfer Bewachung der Production, einem 
Steuerfuß von 30 Cent. per Kilogr. vor 1848; abgeihafft am 
15. April 1848; wieder eingeführt durch Gejeg vom 28. Dec. 1848 
mit Steuerfuß von 10 Cent. per Kilogr.; mit verhältnißmäßiger 
Abgabe für das Salz als Rohftoff für Soda; Befteuerung in dem 
Augenblid der fertigen Production; Verpflihtung der Grenzgemein: 
den zur gemeindeweiſen Abnahme; fteuerfreier Salzbezug dagegen bei 
der Fischerei. Vgl. Hod, a. a. D., ©. 328 fg.; über vie Verhält: 
nifje vor 1848 Rau, $. 186. 

Portugal: Minutoli (ohne beftimmte Angabe). 

Belgien mit einer einfahen Verzehrungsſteuer; 6 Fl. holländiſch 
per 100 Kilogr. Steuerjubject, der Großhändler. Ebenſo Holland. 
Rau, a. a. O. 

C. Monopol ohne eigene Production. - 

Die Schweiz: in Bern, Waadt, St.:Gallen und mehreren andern 
Cantonen. 

Mehrere deutſche Staaten: Hannover, Naſſau. Rau, a. a. O. 

D. Monopol mit eigener Production. 

Defterreih: Bol: und Monopolorbnung vom 11. Juli 1835. 
Genaue Darftellung bei Konopafel und Mor, „Finanzgeſetztunde“, II, 
325 fg. Bis 1829 hatte fih der Staat neben dem Großhandel 
auch den Kleinhandel vorbehalten; dann wurde der Handel freigege- 
ben und ber Staat behielt fih nur die eigene Production vor; nur 
Ausnahme beim Meerſalze. Befteuerung alfo dur Beitimmung des 
Verlaufspreifes an den Großhandel. Die Koſten betragen circa ein Fünftel 
der Steuer. Herabfegung des Salzpreiſes für chemiſch-techniſche 
Zwede auf 1’F1. 20 Ar. für Sudſalz, 25 Kr. für Steinfalz, 32 Ar. 
für Seefalz (Veroronung v. 15. Juni 1851) und Ermäßigung bei 
landwirthſchaftlichen Zwecden. Ueber den frühern Ertrag vgl. Springer, 
„Statiftif” und Tengoborfli, „Finanzen Defterreihs" (Wien 1845), 
©. 215 fg. . 

Preußen: theils mit eigener Production, theild mit Ankauf frem: 
den Salzes. Der Verdienſt beim Verkauf over die Steuereinnahme 
iſt zwiſchen 60—70 Proc. der Roheinnahme. Fur chemiſche und techni⸗ 
ſche Imede ermäßigt (Cabinetsordre vom 21. Juni 1838). Im 
den Grenzgebieten, wo der Schmuggelhandel zu befürdten ift, gilt 
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die Salzconfeription oder der Salzzwang. Vgl. Hofjmann, „Steuern“, 
©. 245 fg. Desfeld, ©. 122. Das Hauptgefeg vom 17. Jan. 
1820. Princip: gleiche Salzpreife im ganzen Lande. Qgl. über die 
neuern Ergebnifje Franz, „Preußiiher Staat“, S. 138 u. 597. 

Spanien: bei Minutoli, „Spanien“, ©. 222. 

Baiern: Hauff, „Bairifhe Geſetzgebung“ (bezeichnet das Mono: 
pol al Regal). In Baiern find die Koften hoch; auch ift der 
Preis nicht allenthalben gleih. Rau, $. 186. 

Baden: Geftehungsfoften per Pfund 1 Kr.; Verfaufspreis 24, Kr.; 
aud hier Ermäßigung für Viehſalz und chemifhe Production. 

Birtemberg: ganz ähnliche Verhältniffe wie in Baden. Rau, 
a. a. O. 


2) Das Tabadsmonopol. 
Begriff und Natur. 


Es ift Feine Frage, daß der Tabad in Feiner Weife zu den 
Nahrungsmitteln,. jondern nur zu den Genußmitteln gehört. Er 


ann daher regelmäßig auch nur von dem Neinertrage der Ar- _ 


beit bezahlt werden. Es folgt daraus, daß bei feinem Verbraud) 
fein ganzer Preis Steuerquelle ift, und daß mithin Fein Gegen- 
ftand des Verbrauchs eine fo große Steuerfraft hat als der Ta— 
bad; ein Sag, den die Erfahrung nad) jeder Seite Hin betätigt 
und den man der ganzen Befteuerung des Tabads unbedingt zu 
Grunde Iegen muß. 

Der Tabad ift daher feit feinem Auftreten als Verbrauchs— 
gegenftand und nachdem er die erfte Periode, die des Verbots, 
glücklich überftanden, ftet3 fehr hoch befteuert gemwefen. Man 
fieht, wie die Finanzverwaltungen mit richtigem Blid die große 
Steuerfraft des neuen Artikels erkannt und wie fie bemüht ger 
mejen find, fie auszubeuten. Allein gerade hier trat aud zum 
erften male die wichtige Thatſache hervor, daß e3 ohne ein tie— 
fes Eingreifen in die wirthihaftlihen Verhältniffe von feiten des 
Staat? nicht möglich ift, die Steuerfraft des Tabads gehörig zu 
benugen. Die Beftenerung des Tabacks hat daher ihre eigene und 
lehrreiche Geſchichte, die leicht verftändlih wird, wenn man fie 
auf ihre einfuchften Grundlagen zurüdführt. 

Eine jede jehr hohe Befteuerung eines Verbrauchsgegenſtan— 
des nämlid wird, wenn Production und Verkehr mit demfelben 
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frei find, unbedingt zur Folge haben, daß fi der betreffende 
Gegenitand der Beſteuerung zu entziehen trachtet. Die große, 
außerordentlic) thätige und nur zu einem Kleinen Theil controlir- 
bare Macht, welde fid) der Beſteuerung entgegenftelt, ift das 
Jutereſſe an dem Gewinn, den die der Verfteuerung entzogene 
Waare dent Verkäufer bringt. Dieſer Gewinn erzeugt ganz uns 
abweisbar cine eigene Erwerbsform, den Schmuggelhandel, wel— 
er einen Verdienft in der Umgehung der betreffenden Steuer 
zu machen ftrebt, und dieſe Erwerbsform bringt nicht blos den 
Staat um feine Einnahme, fondern lehrt au die Maſſe der 
direct umd indirect Vetheiligten fi der Ordnung des Staats 
zu widerjegen. Es iſt einleuchtend, daß dies in dem Grabe fteigt, 
je höher der Steuerfuß im Verhältniß zum Productiongpreije ift, 
und es ergibt fih endlich won felbft, daß diefe Steigerung zu 
einem ganz allgemeinen Misverhältniß wird, wenn der Conſum 
des betreffenden Gegenftandes ein allgemeiner geworben ift. 

Tritt num, wie bei dem Tabad, nod hinzu, daß neben dem 
Import von außen eine einheimijhe Production fteht, die nicht 
etwa durch die als Eingangszoll abgeforderte hohe Beſteuerung 
geihügt, fondern durch eine glei hohe innere Beſteuerung ge: 
troffen werden muß, fo iſt die unbedingte Folge, daß die Um— 
gehung des Eingangszoll durch den Schmuggelhandel auch noch 
für die einheimische Production verderblid wird, ſodaß durch den 
eriten die Einnahme aus den Eingangszoll, durch das legtere die 
Einnahme aus der einheimifhen Verbrauchsſteuer verfiegt, wäh— 
end dennoch der Kampf gegen jene Elemente den Finanzen fo 
viel Eoftet, daß die hohe Beſteuerung erſtens der Grund der ge 
zingen Einnahme und zweitens des Untergangs der einheimiſchen 
Production wird, ohne daß der Verbrauch weſentlich geſchmã⸗ 
lert wird. 

Aus dieſen Gründen ergibt ſich, daß das Verbrauchsſteuer— 


ſyſtem abſolut feine Wahl hat, als entweder die Steuer und den 


( 
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Zoll niedrig anzufegen, oder aber den Grund des Kampfes der 


Einzelinduftrie mit dem Steuerſyſtem, die Privatproduction und 


den Privatverfehr mit dem beftimmten Gegenftande aufzuheben. 
Der erfte Fall, die Anjegung einer niedern Steuer, ifl ein 

fach und hebt alle Schwierigfeiten der Beſteuerung auf. Allein 

er ijt ein ganz offenbarer Widerſpruch mit jedem richtigen Steuer: 
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princip und bringt deshalb nicht einmal einen ſcheinbaren Nugen. 
Es ift principiel verkehrt, einen Verbraud nit im Verhältniß 
zu feiner Eteuerfraft zu belaften; es iſt praktiſch verkehrt, dies 
nit zu thun, weil die Eteuerfumme, welche der betreffende Ar— 
tifel hätte aufbringen follen und ohne Nachtheil hätte aufbringen 
Tönnen, alödann auf einen andern Verbraud),gelegt werden muß, 
der bereits im Verhältniß zu feiner Steuerfraft beiteuert iſt. Die 
geringe Steuer auf eine große Steuerfraft ift daher nit nur 
ein Widerjpruh mit den abjoluten Forderungen des Steuer- 
weſens und nit nur Feine Erleichterung der Vefteuerten, da fie 
die betreffende Summe dod aufbringen müſſen, fondern fie ift, 
wie jede verkehrte Steuereinrichtung, geradezu eine Vermehrung 
der Steuerlaft durch irrationelle Vertheilung derjelben. Es kann 
daher Feine Frage fein, daß jedes Syſtem falſch ift, welches eine 
geringe Steuer auf die große Steuerfraft des Tabacks legt, und 
daß daher unbedingt das zweite Syſtem den Vorzug verdient, 
welches zum Zwecke der richtigen Belteuerung -die Privatproducz 
tion und den Privatverkehr aufpebt und das Monopol als 
Steuererhebungsform an ihre Stelle ſetzt, ſobald man über die 
große Steuerkraft jenes allgemeinen Verbrauchsgegenſtandes einig 
iſt. Beides, ſowol die außerordentliche Eteuerfraft des Tabacs 
als der ganz allgemein gewordene Verbrauch defjelben, ift ganz 
unzmeifelhaft. 

Es iſt daher rationel gar Feine Frage, daß ber Tabad un: 
ter allen Verbrauchsgegenſtänden derjenige it, der das Monopol’ 
als einzige rationelle Steuererhebungsform unbedingt fordert und 
zwar fo entſchieden, daß ale Interefien der Privatproduction 
und des Privatverkehrs dagegen zurüdftehen müſſen, da bei der’ 
eigenthümlihen Natur des Tabads eine Geltendmadhung der 
legtern nur ala eine verkehrte Erhöhung anderer bereits im 
richtigen Verhaltniß zur Steuerkraft beftehender Steuern wirken 
wird. Dennoch ift das Monopol nur zum Theil in Europa ein 
geführt und, wie es in der Natur der Sache liegt, von ben In— 
tereffen -des Handels auf allen Punkten befämpft. Die Theorie 
bat ſich bisher auch ihrerſeits gegen dafjelbe ziemlich allgemein aus— 
geſprochen; der weſentlichſte Grund diefer Stellung der Theorie 
liegt indeß darin, daß dieſelbe mit dem traditionellen abfoluten 
Vorurtheil gegen das Monopol eine volfommene Nichtberüdjich: 
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tigung der weſentlichen Gründe verbunden hat, melde, wie ge 
zeigt, vom Standpunkt einer rationellen Beſteuerung das Mono- 
pol gerade für dieſes Verbrauchsobject fordern. . Trogdem ge 

— | minnt das letztere immer weitere Anwendung, und es ift fein 
Zweifel, daß es, wie jede wahrhaft begründete Steuerart, mit 
ber Zeit die einzige Befteuerungsform des Tabads in ganz Eu— 
ropa werden wird. 


In der Literatur ift die Ueberzeugung, daß der Tabad eine fehr 
große Steuerfraft habe, vielleiht der einzige Punkt, in dem alle 
übereinftimmen. Malhus und Jakob, namentlich der erftere, haben 
das Monopol als rationelle Steuerform ausdrüdlich vertheidigt, felbit 
Log gibt dies zu (III, 371), obgleih er die wunverlihe Behaup: 
tung aufftellt, daß die 45 Mill. Fr., welche das Monopol Frankreich 
einträgt, dem Lande jährlich über 65 Mil. Fr. koften. Gegen das 

2 Monopol iſt beſonders Bierſak, vorzuglich weil die Production leidet, 
a mas nicht richtig if. Wenn Wirth ohne weiteres behauptet, daß 
„das Tabadsmonopol von allen Volkswirthen verworfen wird” 
(S. 486), fo ift daS geradezu nicht wahr, ſoweit es dem Steuer: 
wefen angehört. Cine umfafiende Darftellung der Syſteme der Ta— 
badsſteuer findet ſich bei feinem Schriftfteller; dagegen muß die Schrift: 
„Der Zollverein und das Tabadsmonopol“ (Berlin 1857); als 
| ein Meifterwert in der Daritellung ver Thatſachen und gerade 
> dur die offene Schwäche der Gründe gegen das Monopol als die 
wichtigſte Schrift über die ganze Frage angefehen werden. Bol. dazu 
sie Aare dieſes Wert? in der Wiener Zeitung April, 1858, 

t. 85 fg. 


Die verjhiedenen Beſteuerungsſyſteme des Tabads. 


Inzwiſchen unterliegt ber Tabad noch immer den verjchieden- 
sten Beſteuerungsſyſtemen, die wir in drei Gruppen theilen kön— 
nen, und die wieder eine weitere Verſchiedenheit zulaffen, je nach—⸗ 
dem der betreffende Staat jelbft Tabak producirt oder nicht. j 

L. Das erfte Syftem nennen wir das Verbraudszoll- 
ſyſtem. Nach) diefem Syſtem ruht nur auf dem importirten Tabad 
eine Verbrauchsſteuer, die als Grenzzoll erhoben wird und deren 
Höhe der Regel nad) mit der Steuerkraft des Tabads in gay keinem 
Verhältniß fteht. Die Steuererhebung durch den Zoll fällt dann 
unter die allgemeinen Regeln ber Zollerhebung; Steuereinheit ift 
die Zollgewichtseinheit, Steuerfuß der Tarifſatz. 

Hat ein Land mit Verbrauchszoll für den Tabad eigenen 
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Tabadbau, fo Tann diefer Bau einer befondern Steuer unters 
zogen werben, was jedoch feine Schwierigkeit hat, da der durch 
den verhältnigmäßig niedrigen Zoll fehr niebere Preis des frem— 
den Tabacks den einheimifhen Tabacksbau nur unter der Bedin- 
gung einer faft gänzlichen Steuerfreiheit gedeihen Läßt. 

Sowie der Tabad verzollt ift, tritt demnach die volle Frei- 
beit des Verkehrs und der Production aus dem Rohſtoff für den- 
felben ein. 

Schon bei diefem Syſteme ergibt fih nun, abgejehen davon, 
daß die Steuerfähigfeit des Tabads wie ein unbebauter Boden 
unbenugt liegen bleibt, der weitere ſehr ernfte Einwand, daß es 
unfähig ift, die Befteuerung dur den Zolltarif nah dem fehr 
verſchiedenen Werthe der Tabadsforten und mithin nad) der Ver: 
ſchiedenheit der Steuerfraft der Arten des Verbrauchsobjects einz 
zurichten. Die Folge davon ift, daß die gleichmäßige Befteuerung 
des ungleihen Tabacks den Verbraud der niedern Klaſſen und 
den Genuß der Befiglofen zu Gunften des Verbrauchs und Ge- 
nuſſes der Befigenden befteuert, ein Nachtheil, der nicht blos an 


fih groß ift, fondern der auch das folgende Syſtem in erhöhtem‘ 


Maße trifft. . 

II. Dies zweite Spitem nennen wir am beiten dag Mono: 
polzollfyftem, da es aus der Kombination zweier Maßregeln 
beftebt. Es beruht nämlich erftens darauf, durch den Zoll die 
Steuerkraft des Tabads zu erſchöpfen, und enthält daher einen 
Zolfag, der den Tabad ebenſo ſehr vertheuert und vielleicht 
mehr als das Monopol. Zweitens enthält daſſelbe das Verbot 
des eigenen Anbaus von Tabad, ein Verbot, das im Grunde 
überflüffig wäre, da jenes Zollſyſtem durch eine entſprechende 
Productionsſteuer auf die eigene Cultur das Product der leptern 
ohnehin zu ſehr vertheuern würde, wenn nit das Verbot den 
Staat auf dem einfachften Wege, von jeder Eontrole befreite. 

Das Monopolzollſyſtem hat in feiner Anwendung zur Folge, 
daß der eigene Tabadsbau verſchwindet; andererfeit® aber er- 
zeugt es den Schmuggel mit Tabad, der uncontrolirbar bleibt, 
weil jeder Tabad, der einmal die Grenze überſchritten hat, ſich 
der weitern Controle entzieht. Der Vortheil, daß es die Steuer- 
kraft des Tabads ausnutzt, wird dur diefe Nachtheile nament- 
lich da aufgewogen, wo der Boden fi zum eigenen Anbau quali» 
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ficirt; es ift daher allenthalben unausführbar, wo das letztere in 
irgendeinem Grade der Fall iſt. Immer aber ijt ein Haupt» 
grund in and:rn Ländern gegen dies Eyftem die oben erwähnte 
Unfähigkeit defjelben, die Arten des Tabads in ber Beſteuerung 
durch den Zoll zu trennen, und es leuchtet daher ein, daß die 
ungerechte Vertheilung der Tabackverbrauchsſtcuer in dem Grade 
empfindlicher wird, je mehr der Zollſatz ji) der Steuerfraft des 
Tabacks nähert. Es ift daher auch diejes Syſtem als ein fehr 
mangelhaftes anzuerkennen. 

, IH. Das dritte Syſtem ift die Beſteuerung durd) das Mo— 
nopol. Hier ändern jid die Anwendungen der Grundbegriffe, 
neue Verhältniſſe treten binzu und eine felbfländige Darftellung 
defjelben wird nothwendig. 


Tas Syſtem des Monopol3. 


Das Syſtem der Befteuerung duch das Monopol entwidelt 
ſich an drei Grundverhältniffen, die wieder in den verſchiedenen 
Ländern verſchieden behandelt werden. Dieje find: die monopoliftis 

ſche Rohproduction, die monopoliſtiſche Fabrikation und der mo— 
nopoliftifhe Verkauf, welcher die eigentliche Beſteuerung enthält. 

I. Die Kohproduction des Monopols. 

Die Anwendung des Monopols auf die Rohproduction zum 
Zwecke der Vefteuerung kann, wie beim Salze, jo weit gehen, 
daß biefelbe die Privatproduction gänzlich ausſchließt und den 
Tabad nur durch den Staat bauen läßt. Da indeflen der Ta— 
backsbau wejentlid durch wirthſchaftliche Tüchtigkeit bedingt wird, 
fo ift das Syſtem der Staatsproduction ein durchaus irrationelles 
und an bie Stelle deſſelben ein Syſtem zu fegen, welches die 
Privatproduction in vollfommener Freiheit zuläßt, aber den 
Uebergang des Product in den Verkehr ausſchließt. Dies ge— 
ſchieht dur das Princip, daß. der Staat der alleinige Käufer 
des Products fein und Fein Theil deffelben aus den Händen des 
Producenten in den Eingelverbrauch übergehen darf. 

Die Ausführung diefes Princips beruht nun auf folgenden 
Maßregeln: \ 

A. Genaue Ueberwachung der Privatproduction, um duch 
das Quantum des Verkaufs das Quantum des Product? con 
troliren zu können. 
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Diefe Ueberwachung geſchieht wieder a) durch Anzeige des 
Areals, welches der Producent für den Tabacksbau beftimmt; 
b) durch genaue Vorſchriften über die Bepflanzung deſſelben. 
Von zweifelhaften Werth ift die Begrenzung des Anbaues auf 
einzelne Provinzen; doch hat fie einen guten Einn, wo zu bes 
fürchten fteht, daß vereinzelte Tabadspflanzungen‘ die Control: 
koſten zu fehr erhöhen würden. 

B. Vonopoliftiiher Ankauf des Products. 

Der Monopelsanfauf bedingt eine Reihe von einzelnen 
Maßregeln, die leicht theoretiſch zu beftimmen find, deren prakti— 
ſche Ausführung dagegen nicht blos im allgemeinen, wie es felbft- 
verftändlich ift, fehr nichtig, fondern vielmehr die weſentlichſte 
Bedingung für die gute Verwaltung des Monopols ift. Diele 
Maßregeln find: 

1) Beſtimmung eines Lieferungstermins für alle Privatpro— 
ducenten, nad) Klima und Lage beftimnt. 

2) Aufftellung von Lofalitäten und Beamten für den Ans 
kauf, bei denen die Dertlichfeit wichtig wird. 


3) Aufftellung einer angemefjenen Glaffificirung der Tabade: . 


forten und eines Preijes, der dem Anbau cntipricht und deffen 
Klaffen fo eingerichtet fein müſſen, daß für die größere Geſchick— 
lichkeit in der Production und die dieſer entiprechenden Kaffe 
auch ein angemeffener Reingewinn bleibt. 

4) Einrihtung der Verfaufsformalitäten, die gleihmäßige 
Formen haben müſſen, um die Controle möglich zu machen. 
Grundlage deffelben find Verfaufsbücher für die Producenten, 
welche zugleich Angabe des Areals und der Erlaubniß enthalten, 
und Ankaufsregifter für die beftellten Ankäufer, welche natürlich 
mit den Verkaufsbüchern zu ftimmen haben. 

I. Import beim Monopol. 

Es ift jelbftverftändlih, daß im allgemeinen der Import des 
Privatverkehrs beim Monopol ausgefehloffen ift. Der Staat ift 
der allein berechtigte Importeur. Er kann dies nun entweder 
jelbft beforgen und den Tabad, reipective das Fabrikat aufkau— 
fen, oder er Tann den Ankauf eigenen Kaufleuten überlaffen und 
von dieſen bie Lieferung übernehmen. Das letztere ift faft immer 
das Befte; nur erſcheint es zweckmäßig, öffentliche Verfteigerung 
des Imports wenigſtens theilweife ftattfinden zu laſſen. 
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Der monopoliftiihe Import Tann nun die Einfuhr zu eige- 
nem Verbrauche ausſchließen, wie er nothwendig jede Einfuhr 
zum Zweck des Wiederverfaufs ausfchließt. Es ift indeß nicht 
zwedmäßig, dies rückſichtslos durchzuführen, da nur duch diefe 
Erlaubniß dem Schmuggel begegnet wird, der gerade hier am gefähr- 
lichſten erſcheint, weil ihm bier der größte Verdienft geboten wird. 
Das Syſtem läßt daher den Import zu eigenem Verbrauche zu; 
es folgt aber, daß .diejer Import beftimmten Formalitäten (na= 
mentlich für jeden einzelnen Fall Erlaubnißſchein und Beſchrän— 
kung auf ein beftinmtes Quantum) und andererjeits einem Eingangs: 
zole unterliegen muß, der der Monopolfteuer auf einheimischen 

. Tabad gleihfommt. Endlich muß von demfelben der Import des 
rohen Tabads gänzlich ausgeſchloſſen fein. 

II. Fabrikation beim Monopol. 

Für diefe muß das Prineip des Monopols durchaus durch⸗ 
geführt und jede eigene Fabrikation ftreng verhindert werden, 
am meiften da, wo der Staat eigene Production hat. 

U Die Einrichtung der Fabrikation beruht auf dem Syſtem des 
N Verkaufs und richtet ſich daher nad) diefem. Sie darf fi nicht 
un villkürlich bewegen, ſondern muß ganz genau in Quantität und 
Qualität produciren, was die Verwaltung für den Verkauf nöthig 
erachtet. Ebendarum Tann aud die Fabrikation unter Feiner 
Bedingung der Privatinduftrie überlaffen, jondern nur in Staats- 
anftalten betrieben werben, bei denen die günftige Lage für den 

Abſatz entſcheidend wird. 

IV. Verkauf. 

Der Verkauf iſt um ſo wichtiger, als er den Act der Be— 
ſteuerung des Verbrauchs enthält. Die Anforderungen der Be— 
ſteuerung beherrſchen daher vollſtändig die Fabrikation, und 
das Productionsſyſtem wird thatſächlich identiſch mit dem Be— 
ſteuerungsſyſtem. Die entſcheidende Frage iſt dabei nur die, wie 
weit das erſtere ſich der Mannichfaltigkeit des Verbrauchs accom⸗ 
modiren und in welchen Grenzen es die letztere halten ſoll, ge— 
genüber der Einfachheit des Steuerſyſtems. Aus den Verſuchen, 
dieſe Grenze richtig zu treffen, iſt die Verſchiedenheit der Tabacks- 
fabrikate in Qualität und Quantität hervorgegangen, die in den 
Monopolländern beſteht. 

Hierüber läßt ſich nun natürlich keine abſolute Regel aufs 
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ftellen; es ift Sache der Verwaltung, das Zwedmäßige zu tref- 
fen. Grundlage bleibt jedoch das Princip, daß es brei Haupt 
arten geben muß, bie in Quantität und Qualität dem Heinften, 
dem mittlern und dem großen Reineinfommen entiprechen und de: 
ven Preis fi daher auch nach diefen Kategorien richten muß. 

Der Verkaufspreis enthält nämlich, wie bemerkt, die Steuer. 
Der Verkaufspreis des einzelnen Verbrauchsquantums ift dabei 
Steuerfuß und Steuerbetrag zugleich; derfelbe berechnet fih, in- 
dem man die Geſtehungskoſten von der einzelnen. Verkaufseinheit 
abzieht. Es ergibt fi nun aus dem Obigen, daß diefer Ver: 
Taufspreis fi dem Geftehungspreife um jo mehr nähern muß, 
je geringer die Qualität des Tabads und je allgemeiner daher 
fein Verbraud) ift, oder daß der Steuerfuß um fo niedriger ftehen 
muß, je mehr er auf dem Confum der Lapitallofen Klaffen ruht. 
Nur dadurd wird die Steuerfraft des Tabads in richtiger Ver- 
.theilung getroffen und die Beſteuerung leicht ertragen. Wie hoc 
diefer Steuerfuß fein muß, muß mehr dur‘ Beobachtung als 
durch abftracte Berechnung beftimmt werben. 

Der Vertriebsorganismus, der das Fabrikat dem Conſum 
übergibt und in dem Preife die Steuer erhebt, kann nun auf 
zweifache Weife eingerichtet werden. 

“ Man Tann den Einzelverkauf freigeben, wie zum Theil beim 
Salz, und nur den Großverfauf durch den Staat beforgen. Dies 
Syſtem hat den Vorzug größerer Einfachheit, allein es macht die 
Controle gegen ungejeglihe Fabrikation und Importe faft un: 
thunlid. . 

ALS das entfchieden richtigere erſcheint daher das Syſtem ber 
eigenen Berfaufgläden, bei welchem jeder Verkäufer die befondere 
Erlaubniß zum Einzelverkauf fih einholen muß. Dafür werden 
beftimmte Procente als Verkaufsverbienft bewilligt, und dies ift 
um fo leichter durchzuführen, als damit der Stempel und Mar: 
kenverkauf verbunden werden kann. Die übrigen Einrihtungen 
zur Sicherung des Einkommens find dann Aufgaben der Berwal- 
tung, bei denen die Zweckmäßigkeit maßgebend wird. 

Die pofitive Darftellung der Tabadäfteuer ift von einem um fo 
größern Intereſſe, als viefelbe nicht bloß eine ver wichtigſten Ein— 
- nahmen überhaupt bilvet, fondern aud hier ih die merkwürdige 
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Erſcheinung zeiat, daß der Conſum des Tabads faft alenthalben mit. 
der Erhöhung der Steuer felbit geitiegen ift. 

Europa theilt ſich in Beziebung auf die Tabadafteuer in trei 
große Gebiete, in welchen der Conſum um fo größer iſt, je boher 
die Steuer iſt. 

England hat kein Monopol, aber der Tabadsbau iſt ſchon ſeit Karl ır 
unbebingt verboten. Der Zoll auf Tabad ift aber fo hoch, daß ters 
felbe noch circa 4Y, Mill. Thaler mehr beträgt als die geſammte 
Cinnobme des Hoflvereind (Turbihnitt von 1850-54: 4,584323 
Pf. St. und zwar außer ter Steuer für tie Verläufer (j. Tiefelbe 
bei Hübner, a. a. D., ©. 23); ſeit 1825 5 Pf. Et. Firum und für 
jede 20000 Pr. 5 Pf. St. mehr, was 1840 noh um 5 Proc. er= 
höht wurte. Der Zell it 3 Eh. und 5 Proc. für Blätter, ß Eh. 
und 5 Proc. für Echnupftabad und 9 Eh. und 5 Proc. für Cigar« 
ven per Mund, alfo- per Gentner circa 170 Fl. für Blätter und 
circa 450 Fl. für Cigarren; eine Steuer, tie fo hoch ift, taß man 
cum begreift, wie dennod der Durchſchnitisverbrauch auf 261,000 Eir. 
geftiegen fein kann. 

Die Länder des Monopol umfaſſen das ganze übrige Europa 
mit Ausihluß des Zollverein und Efandinavien. 

Frankreichs Monopol ift feit Lutwig XIV. eingeführt; es hat 
einen keftändig fteigenden Steuerfuß und einen gleichfalls beftändig 
fteigenden Confum aufzuweiſen. Die merfwürdigfte Epoche mar tie 
der Revolution. Im Jahre 1791 ward der Tabadshantel freiger 
geben und nur eine S euer von 25 Fr. auf 100 Tv. als Conſum— 
tiergfteuer aufgelegt. Tie Einnahme, vie vor der Revolution noch 
32 Mill. Livres betragen, verſchwand dabei faft ganz; im Jahre IX 
ter Republik war der ganze Grirag nur 1,130000 Ft. Die Cr: 
hohurg der Steuer durch das Geſetz rom 30. Floréal im Jahre X hatte 
eine Vermehrung der Einnahme auf 4,300000 $r. zur Folge; bie 
Vertoppelung der Steuer eine Cıhöhung auf 16 Mill. 1806; das 
Decret vom 29. Dec. 1810 führte dad Monopol wieder ein und 
die Einnahme ftieg auf 28 Mill. Während verfReftauration be: 
gannen die Angriffe auf das Monopol; da man es weder aufzu— 
heben nod definitiv beizubehalten wagte, fo ward es nun von zehn » 
zu zehn Jahren verlängert; die Hauptſtadien feiner Erträgniſſe er: 
gaben in Millionen Franken: 


gãhrlicher 

Bruttodurchſchnitt. Reinerteag. 
1811—15..... 632. 23,3 
1826—30 .... 671. 435 
1841—45 . . . . 100,7. 70,4 
1846-49... . 1154. 82,9 
...1312. 98,7 
. ©... 139,3 . 105,2 
“ ....1457 . 110,3 





1855 22221895 ..... 1188 


381 


Die Erfahrungen zeigen dabei, daß der Gewinn beim Monopol 
mit der Feinheit de3 Tabad3 und mithin mit der Wohlhabenheit ver 
Klaſſe ſteigt, die ihn braucht. Die genauere Darſtellung der Pro— 
duction in der Schrift „Der Zollverein und das Tabacksmonopol“; die 
Verwaltung des Monopol3 namentlich bei Hod, Abſch. 2, Kap. 7. 

In Dsfterreih heißt dad Monopol noh Regal und die Tabadss 
befteuerung das Tabadagefälle. Cingeführt bereitd 1670; bis 1784 
verpadtet, ergab da3 Monopol nur 1,925000 Fl.; 1784 (Patent 
vom 8. Mai) übernahm vie Regierung ſelbſt die Production; doch 
waren die ungarifhen Staaten und Galizien frei; 1834 ward eine 
eigene Tabadefabrifvirection eingefegt. Im Jahre 1828 ward das 
Monopol in Südtirol eingeführt; das Patent vom 29. Nov. 1851 
führte es endfih aud für Ungarn ein, wobei alle Brivatfabriten gegen 
Entfhädigung aufgehoben wurden. Die Ertragsverhäl.nifie waren: 


Betriebsfapital. Ertrag. Netto. 

1851 14.821204 $1. 13,926703 31. 93,9 Proc. 

1852 19,375278 „ 17,210977 „ 887 „ 

1853 17,320513 „ 21,382625 „1234 „ 

1854 20,278016 „ 22,129915 „ 1094 „ 

1855 20,361034 „ 25,866491 „ 1274 „ 

1856 22,485932 „ 26,557517 „ 118,1 
Dabei ftieg die Reineinnahme der Verzehrungsiteuer nur um 30,9 Broc., 
die des Zolld um 3,1 Proc, die des Salzes um 3,6 Proc. Bei 
der Einführung des Monopol3 ward die Behauptung "oft und laut 
audgefprochen, daß in Ungarn, dem Hauptproductionglande, die Tas 
bad3production durch das Monopol untergehen muſſe. Die ftatiftis 
fen Ergebnifje weiſen aber im Gegentheil nah, daß, während die 
Zahl der Pflanzer bei der Einführung des Monopol® 40113 mit 
35136 Joh geweſen, dieſe Zahl im Jahre 1856 unter ver Herr⸗ 
ſchaft des Monopols auf 83575 mit 60241 Joch geftiegen 
war, fodaß in neueſter Zeit die Production die Confumtion bes 
reits gededt und theilweife überftiegen hat. Dieſe Geſchichte des öfter: 
reichiſchen Monopols und namentlich jeine Einführung in Ungarn ift 
von ganz befonderm Intereſſe, indem fie über das Verhäftniß ver 
Einführung des Monopols in Gebieten entſcheidet, wo Tabad bid- 
ber auf monopolfreiem Grunde gebaut wurde, und den Beweis lie: 
fert, daß das Monopol direct günjtig auf die Production wirkt, weil 
es ihr einen gefiherten Abſatz bietet. Die genauefte Darlegung der 
einfhlagenden Verhältniſſe, Thatfahen und "Zufammenftellungen 
bei Plenkner, „Das öfterreihifhe Tabadsmonopol feit deſſen Aus: 


dehnung auf das gefammte Staatögebiet“, (Wien 1857). Die Ber: 


maltungsgefege und Anoronungen bei Konopaſet und Mor, a. a. D., 
Bud II, 8. 69 fg. 

Außer Defterreih und Frankreich ift da Monopol nod einge: 
führt in Spanien, Bortugal, Sicilien, Surfinien, Polen, dem Kirchen— 
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ftaat, Toscana, Parma, Modena, San:Marino und Liehtenftein, 
ſodaß, abgefehen von England, nicht weniger ala 116 Mill. Menſchen 
oder 43,7 Proc, der VBenölferung Europas unter dem Monopol leben, 
zu denen man entſchieden, wenn auch nicht der Form, fo dod dem 
Weſen nad England hinzunehnen muß. 

Nah dem Syſteme der einfahen Confumtionzfteuer wird der 
Tabad namentlich im Zollverein befteuert. Hier ift zwar der Zoll 
für ausländischen Tabad ein gleiher für alle Staaten, allein die Be 
fteuerung der Tabadsproduction felbft ift ſehr ungleich. Preußen 
bat vier Bodenklaſſen mit vier Steuerfußen eingeführt durch da Ge: 
"je vom 29. März 1828, während bis dahin das Product felbft be— 
fteuert worden war. ©. Hoffmann, „Steuern“, S. 307, 309. In meh— 
veren Staaten feine beſondere Beriteuerung. 

Danach war ver Steuerbetrag in Europa in Milionen Francs 
und per Kopf berechnet folgender: 


Geſammtbetrag. per Kopf. 
40 








England ... . 118,1 4, 

Frankreich . . 88,0 2,50 
Spanien... 23,6 1,65. 
Portugal. . 81 2,78 
Kirchenſtaat .. 800 2,38 
Zollverein ........ 77 0,27 
Rußland (ohne Bolen).. 7,6 0,15 
Sardinien 1,79 
Neapel... . 0,58 
Polen . 0,25 
Belgien... . 917 
Defterreih . 0,60 





Diefe Tabelle aus dem „Journal des Economie” ijt entſchieden in 
allen Punkten zu nievrig; fie hat nur den Werth, das ungefähre 
Verhalmiß zwiſchen der Befteuerung der verfchiedenen Staaten an: 
zudeuten. 


3) Andere Monopole. 


Außer dem Salz und dem Tabad gibt es in vielen Staaten 
noch einige andere Objecte, welche dem Monopolrecht der Regie 
rung vorbehalten find. Sie find aber in ihrer finanziellen Be 
deutung fo unwichtig und in ihrem Princip meiftens jo verkehrt, 
daß fie bei rationeller Finanzwirtbihaft fih nur durch befondere 
Gründe erklären und beinahe allenthalben mit diefen Gründen 
ſelbſt weggefallen find. Es wird genügen, fie furz zu bezeichnen. 

1) Das Salpetergionopol, ein weſentlich polizeilihes Mo— 
nopol, aufgeftelt, um die Anfertigung des Schießpulvers über- 
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wachen zu können, aber weder dazu ausreichend, noch einträg- 
lich, ohne die Induſtrie ernftlich zu ftören. Daher in neuefter Zeit 
faft ausnahmslos aufgehoben. 

2) Das Schiekpulvermonopol, polizeilihes Monopol, das 
nothivendig die ausihließlihe Production des Schießpulvers dur 
den Staat enthält und das zugleich zur Ueberwahung des Con- 
ſums dient. Es ſchützt dafjelbe nicht blos gegen Verwendung der 
Schießpulverinduftrie zu Biveden, welche der öffentlichen Ordnung 
entgegenftehen, fondern jihert auch gegen leihtfinniges und ges 
fährliches Verfahren. bei der Production ſelbſt. Es ift nicht viel 
gegen bafjelbe einzuwenden, da der Staat aus andern als wirth— 
ſchaftlichen Gründen. ohnehin möglichſt gutes Pulver Liefert und 
der Verbrauch ein geringer ift. Es erfpart unter Umftänden viele 
Koften und Mafregeln in Bezug auf die Privatproduction und wird 
daher mit Recht unter Umftänden, die diefem entjprechen, beibehalten. 

3) Das Kalendermonopol hat in neuerer Beit feinen Sinn 
mehr, da alle Gründe defjelben mweggefallen find. Es ift daher 
wol volftändig verſchwunden. 

4) Das Spielfartenmonopol mit dem ausſchließlichen Recht 
der Production von Spielfarten ift eine Lurusfteuer. Der Zweck 
der legtern ift durch eine hohe Erwerbftener auf die Brivatproduc- 
tion viel befjer als dur ein Monopol zu erreichen. 


Bierte Klaſſe. 
Die Zölle. 


Daß die Zölle einen ſehr weſentlichen Theil des Finanzweſens 
aller Staaten bilden, ift ebenjo gewiß, als daß fie einen Einfluß 
haben, der über ihre finanzielle Bedeutung weit hinausgeht. In 
der Erwägung und Beftimmung des ganzen Zollweſens, oder in 
dem, was wir das Zollſyſtem nennen, treffen daher mehrere Ge: 

+ fihtspunfte zufammen, die für jeden einzelnen Satz des Boll- 
weſens von Bedeutung find und auf denjelben ihre Wirkung aus— 
geübt haben. E3, wird demnach die Aufgabe der Wifjenfchaft fein, 
die herrſchenden Geſichtspunkte und die leitenden Principien aufs 
äuftellen, welche die Grundlage für die Ordnung und die Bewe . 
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gung in diefem weiten Gebiete enthalten. Nur die möglichſte 
Klarheit in der Ueberficht der Elemente diejes wichtigen Theils 
der gejanmten Staatsverwaltung kann zu einer wiſſenſchaftlichen 
Beherrihung des Stoffs führen. 

Wir werden daher zunächft von dem Weſen und dem Inhalt 
des Zolls reden, dann die Geſchichte des Zols als den Proceß 
charakteriſiren, der die verjchiedenen Elemente defjelben allmählich 
zur felbftändigen Geltung gebracht hat, und endlich Begriff und 
Vatur des Zollſyſtems unferer Gegenwart bezeichnen. 


Weſen und Inhalt des Zolls. 


Der Zoll ift zunäcdft eine Abgabe, welche der Staat von 
jeber über feine Grenze gehenden Waare nah Art und Maß der= 
felben erhebt. 

Der Zoll hat daher, ganz abgejehen von feiner Höhe und 
feiner Erhebung an und für fih, eine doppelte Wirfung. Zuerſt 
vertheuert er die Waare mindejtens um den Zollbetrag, und dieje 
Wirkung ift eine wirthihaftlige. Dann verſchafft er dem Staate 
durch diefen Zollbetrag eine Einnahme, und dies ift feine finan- 
zielle Wirkung. Es leuchtet ein, daß bei beiden Punkten ſowol 
die Höhe des Betrags als die Form der Erhebung den mirthe 
ſchaftlichen und finanziellen Einfluß weſentlich modificiren. 

Man muß daher zunächſt jagen, daß jeder Zoll an und für 


fi) beides zugleih, ein wirthſchaftlicher und ein finanzieller Zoll 


ft. In dem eriten Punkte wirft er auf die Gefammtheit der 
Vroductionsverhältniffe und erſcheint daher al eine Verwaltungs: 
maßregel; in dem ‚zweiten Punkte wirkt er auf die Finanzen 
und erſcheint als eine Steuer. Jeder Zoll ift daher zugleich eine 
Berwaltungsmaßregel und eine Steuer. Da nun aber je nad 
der Art des Objects, der Höhe und der Erhebung entweder die 
wirthſchaftliche oder die finanzielle Bedeutung die vorwiegende ift, 
fo pflegt man von diefem Geſichtspunkte die Zölle in zwei große 
Gruppen einzutheilen, die man als Schußzölle und als Finanz 
oder Steuerzölle bezeichnet. Es iſt das ganz zwedmäßig, wenn 
man nur nie dabei vergißt, daß beide Elemente niemals ‚ganz 
voneinander getrennt jind, fondern ſich wenigitens dem Princip 
nıd in jedem Zoljage verjchmolzen vorfinden. Man muß daher 
wiſſenſchaftlich in jedem HZollbetrage den Theil defjelben, der als 
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Schuß der gleihartigen ober verwandten einheimischen Production 
eine Mafregel der Verwaltung ift, oder den Schupzollbetrag von 
demjenigen zu ſcheiden ſuchen, der ala Steuer auf dem Objecte 
eine Finanzmaßregel oder ein Steuerzollbetrag ift. Das ift in 
der Wirklichkeit oft ebenfo ſchwer, als es in der Theorie Leicht 
ift; dennoch ift das principielle Feithalten dieſes Unterſchieds die 
erfte Bedingung des richtigen Verftändnifjes alles Zollweſens. 
€3- ergibt ih daraus, daß die Zollehre der Finanziviffen- 
ſchaft infofern angehört, als fie die wiſſenſchaftliche Darftellung 
der aus dem Zolle erwachſenden Einnahmen des Staats enthält, 
während fie der Verwaltungslehre gehört, infofern diefe Ein- 
nahme durch die in ihr enthaltene Vertheuerung der Waare auf 
die wirthſchaftlichen Verhältniſſe des eigenen Landes zurückwirkt. 

Da es nun unzweifelhaft ift, daß beide Gefichtspunfte be 
ftändig und auf das entfchiedenfte aufeinander einwirken, jo ift 
es weder möglich, noch aud nur verfucht worden, blos nad) dem 
einen oder andern jener Geſichtspunkte eine Beitimmung für die 
Befteuerung des Verbrauchs durch den Zoll geſetzlich feftzuftellen. 
Die erfte Aufgabe ift daher nothwendig für alle wiſſenſchaftliche 
Beiprehung des Zollweſens, das gegenfeitige Verhältniß beider 
Elemente des Zolls auf feine Grundlagen zurüdzuführen. Dies 
iſt nun im allgemeinen ſehr einfach; die eigentliche Schwierigkeit 
beginnt erft mit der Anwendung jener Grundfäge auf die einzel- 
nen Objecte und zwar in Beziehung auf die jedesmaligen Ver: 
bältnifje des einzelnen Landes. 

Zu dem Ende wird der Gegenftand am verſtändlichſten, wenn 
wir die Zollverwaltung als das Syſtem der Beftenerung für ſich 
und das Zollfgftem als den Ausdrud der Vermittelung des finan- 
zielen und des wirthſchaftlichen Princips in dem geltenden Zoll- 
weſen unterſcheiden und beide für ſich harakterificen. 

Die theoretifhe. Behandlung der Zollfrage hat ihre eigene Ger 
ſchichte, namentlich in der neuern Zeit, und es trägt viel zum Ver: 
ftändniß des Folgenden bei, wenn man dieſe Geſchichte wenigſtens in 
ihren Hauptrichtungen vor Augen hat. 

Seit Adam Smith den Grundſatz der völligen oder doch mög: 
lichſten Zollofigkeit aus rein vollswirthſchaftlichen, bier als befannt 
vorausgefegten Gründen aufitellte, ift die Frage nach ver volfswirth: 
ſchaftlichen Zmedmäßigkeit der Auflage von Zöllen ein regelmäßiger 
Gegenstand der Volkswirthſchaftslehre geworden und geblieben. Zuerft 

Stein, Einanzwifenfhaft. 25 
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in England, wo freilich jenes Princip ver Zollofigkeit ſich weſentlich 
auf den Getreivezoll bezog, und wo bie volllommen irrationale Ge— 
ftalt des frühern Zollſyſtems Raum und Anlaß zu den beftigiten 
Angriffen auf den Zoll felbit gab. In Frantreih ward der Kampf 
gleichfalls aufgenommen; feit Say eriftirt hier gleichfalls die Theorie 
der Zollofigfeit bis auf die neuefte Zeit. In Deutfhland find al: 
lerdings feit der Herftellung des Bundestags „die Fragen nah Zoll 
und Bollofigkeit in die Literatur übergegangen, indeß vielmehr als 

. ein wiſſenſchaftliche Controverje, an der die Mehrzahl der Gebilveten 
nod feinen Antheil nahm. Erjt die Entftehung de3 Zollvereins 
machte eine praftifhe Angelegenheit daraus, und die in ihrer Art 
ausgezeichnete Leiftung von Lift formulirte zuerft das entgegengejegte 
Princip des Schutzzolls auf wiſſenſchaftlicher Baſis. So fteht dieſe 
Frage noch gegenwärtig in der Theorie ver Nationaldkonomie. 

Das DVerhältniß der Finanzwiſſenſchaft zu diefem bekannten Streit 
war und ift nun eigenthümlih. Sie nahm in England und Frant- 
reich nur in einem Punkte auf ihn Nüdfiht, freilih in einem fehr 
wichtigen; die Beobachtungen über die Ergebnifle des Wechſels der 
wichtigſten Bollfäge ergaben, daß bei gewiſſen Artifeln die Gefammt- 
jumme der Einnahme des Staats fteige, wenn ber Zoll herabgejegt 
wird. Die deutſchen Lehrbücher dagegeh hielten noch immer daran 
feft, daß die Finanzwiſſenſchaft die Aufgabe habe, die Grundſätze 
der Zollverwaltung zu geben, während das Bolliyitem der National: 
dtonomie überlafien ward. Daraus ergibt fih der gegenwärtige Cha 
vafter dieſes Gebiet? der Literatur und die Mängel berjelben. 

Die deutſche Literatur über das Zollwejen fteht nämlich auf dem 
Standpunkt, daß es genüge, fi im allgemeinen für oder wider den 
Schutzzoll oder den Freihandel auszufprehen, und daß die Finanz: 
wiſſenſchaft auf Grundlage eines folhen allgemeinen Grundfages im 
Stande fein müſſe, nicht blos eine gehörige Zollverwaltung , fondern 
auch ein Zollſyſtem aufzuftellen. . Es mangelt vaher dieſer Literatur 
zwar — namentlih in neuefter Zeit — keineswegs die richtige Vor— 
ftellung von dem Unterſchied zwiſchen Schußzoll und Steuerzoll, aber 
es mangelt ihr erftlich ziemlich vollftändig ein Princip und nod mehr 
eine eingehende Unterfuhung über die Frage: nad melden Grund: 
fägen denn die Höhe des Schutzzolls und nach welchen diejenige des 
Steuerzolls bemeſſen werben ſoll, mas doch vie erfte wirklich 
praltiſche Seite der Sache iſt. Zweitens mangelt ihr eine ſyſtema— 
tiſche Eintheilung ver Zollobjecte eben vom Geſichtspunkte der An: 
wendung des Schutzzolls und des Steuerzulls. Es entfteht daher 
leicht die Vorſtellung, al feien die Grunbfäge, die für einen Artikel 
und feine Verzollung aufgeftellt werden, ohne weiteres allgemeine 
Grundfäge für das Zollfgftem, während andere Zollfäge ſcheinbar ven 
Sharakter des Zufälligen und Willfürlihen annehmen. So ftark wir 
daher find in der Kritif der einzelnen Zolljäge, jo ſchwach find wir 
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in der wirklich wiſſenſchaftlichen Syſtematik der ganzen Tarife. Und 
ebenvaher hat die Finanzwiſſenſchaft bisher fo wenig mirklichen 
Nugen aus dem ganzen Streit gezogen, Während die Verwaltungs: 
lehre, die ja überhaupt noch in der Kindheit Tiegt, es nicht ver- 
ftanden hat, fih der Sache zu bemädtigen. Die Vergleihung des 
Folgenden mit dem Frühen wird dies im einzelnen beftätigen. 


Gedichte des Zollweiens in feiner Entwidelung zum Zolliyftem. 


Das Berftändniß der Geſchichte des Zollweiens ſchließt ſich 
unmittelbar an jenen durchgreifenden Unterſchied zwifchen dem 
Stenerzoll und dem wirthſchaftlichen Zoll. 

Es leuchtet ein, daß ein Steuerzoll feiner Ratur nad ein⸗ 
fach ift und fi daher aud von Anfang an vorfinden muß, ſo⸗ 
bald das Finanzweien der Staaten fi zu entwideln beginnt. . 
Das Auftreten des wirthſchaftlichen Zolls fegt dagegen zwei Dinge 
voraus, die beide auf einen höhern Grad der Entwidelung bin 
deuten. Das erfte ift die Concurrenz fremden Gewerbfleißes mit dem 
einheimifhen, alſo eine gewiſſe Gleihmäßigteit des letztern in ver= 
ſchiedenen Ländern; das zweite ift das Verſtändniß der Staats⸗ 
verwaltung für die wirthſchaftlichen Intereſſen des eigenen Volle 
und für die Geſetze, melde die letztern beherrſchen. . 

Die Entwickelung dieſes Berftändniffes folgt nun in allen 
Staaten einem eigenthümlichen Gefeg, welches fi in befonderer 
Anwendung auf das Zollweſen in kürzeſter Weife dahin formulicen 
läßt, daß alle Staaten, folange fie blos auf der Geſchlechter- und 
der ſtändiſchen Ordnung der Geſellſchaft beruhen, nur den Steuerzoll 
haben, während der wirthſchaftliche Zoll eintritt, ſobald die ges 
werbliche Geſellſchaftsordnung felbftändige Geltung zu erhalten 
beginnt. Mit diefer und ihrer Entwickelung ſchreitet dann der 
wirthſchaftliche Zoll immer weiter, bis er mit dem Steuerelement 
des Zolls in Kampf geräth; aus diefem Kampfe bildet fi dann 
endlich das wirkliche Zollſyſtem. 

Demgemäß iſt der Steuerzoll die einzige Grundform bes 
Zolls der alten und der neuen Epoche geweſen, bis fih in den 
germanischen Ländern am Städtewefen die gewerbliche Geſellſchaft 
auszubilden und in dem Rathe der Fürften als dritter Stand 
Geltung zu verfhaffen beginnt. Mit dem 15. Jahrhun⸗ 
dert begründet fi daher die zweite große Gejtaltung des Zoll⸗ 
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weſens, deſſen Charakter das Auftreten des wirthſchaftlichen Zoll: 
principg neben dem finanziellen ift. Nur daß jede diefer großen 
Geftaltungen ſelbſt wieder innerhalb ihrer Grenzen gewiſſe Ab- 
ſchnitte hat, welche die Geſchichte ausfüllen. 

Der griechiſche Zoll hat im großen und ganzen den Umfang 
und Charakter einer Verzehrungsfteuer. Die griehifhen Staaten 
waren Städte mit Stabtgebieten, und darauf beruhte es, daß 
‚man über jenen Charakter um fo weniger hinausfam, als eine 
Mitwerbung unter den einzelnen Staaten nicht beftand, fondern 
jeder nur fein eigenthümliches Product auf den Markt brachte. 

Der römifche Zoll erſcheint dagegen ſchon als eine Miſchung 
von Verbrauchsſteuer und Hafen = oder Wegegebühr; nur muß man 
fi dabei Fein Zollweſen im heutigen Sinne denken, in welchem 
& auf eine Verfteuerung fremder Producte abgefehen ift, jondern 
der Zoll war eine höchſt unvollkommene Form der innern Ver: 
brauchsſteuer, die man auf pafjenden Punkten erhob, wo ſich der 
Verkehr ganzer Länder berührte und Ereuzte. 

Der. alte Zoll der germanifchen Welt entipringt zunächſt aus 
dem rbmiſchen Zoll, iſt aber urſprünglich eine Geleitsgebühr, die 
mit einer Verſteuerung des Verbrauchs gar nichts zu thun hat, 
ſondern einfach für die Benutzung des Wegs und die auf dem- 
jelben herzuftellende Sicherheit gegeben wird. Das wird nit 
dadurch geändert, daß die Höhe diefer Gebühr zum Theil durch 
den Werth der Waaren beftimmt ward. Daß dem aber wirklich 
jo war, erkennt man am deutlichſten daraus, daß fi diefer 
Wegezoll fpäter als Wegemauth felbitändig neben dem Zoll er 
hält und felbft mit der Herftellung der völligen abminiftrativen 
Gleichheit aller Gebiete eines und defjelben Landes nicht erlifcht. 

Eine ganz neue Epoche beginnt nun mit der Entwidelung 
der Gemwerbthätigfeit in den verſchiedenen Ländern und der daraus 
entjtehenden Mitwerbung derfelben untereinander, die zugleich von 
einem beftändig wachjenden Import und Verbrauch von außer⸗ 
europäiſchen Producten begleitet war. 

Namentlich ſeit dem Aufblühen des transatlantiſchen Han⸗ 

dels kann man die Geſammtheit aller Gegenſtände des Weltverkehrs 
in zwei große Gruppen theilen, deren Bedeutung zugleich für die 
Entwickelung des Zollſyſtems entſcheidend wird. Die erſte dieſer 
Gruppen umfaßt die europäiſchen Waaren, welche eine Concur— 
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renz in der Production zulaffen; die zweite die nichteuropäi- 
ſchen, bei denen feine Mitwerbung möglich ift. Auf diefem Un- 
terfehiede beruht von da an die Gedichte der Zolligfteme und 
das Verhältniß zwiſchen wirthſchaftlichem und Finanzzoll, nur 
daß man noch lange Zeit ſich eines Haren Syſtems nicht be-⸗ 
wußt war. 

Was zunãchſt die außereuropäiſchen Waaren betrifft, jo wur- 
den fie im Anfange durchgehends als Lurusartifel angefehen und 
daher mit hohen Steuern belegt. Die Folge davon mar eine 
große Beſchränkung der Verzehrung diejer Artikel, die für die 
wichtigften berfelben bis auf die neuere Zeit gedauert hat. Hand 
in Hand mit der Wirkung des Zols ging num aber auch der 
Mangel an Zahlungsartifeln für die transmarinen Länder. Weber 
das Gold noch das Silber Europas reichte dafür aus; es Fonnte 
ein ftärferer Confum jener Artikel erft dann eintreten, wenn Eu- 
ropa feine Bezüge mit Waaren ftatt mit Geld zahlte. Der ftei- 
gende Confum erzeugte daher eine fteigende Production und eine 
Entmwidelung des überſeeiſchen Handels, die wieder auf diefer 
Production beruhte. Aus diefem Wettkampf beider Elemente ging 
dann die Erfenntniß hervor, daß man diejenigen Stoffe, melde 
als überſeeiſche Robftoffe zu dienen geeignet ſchienen, dem Zoll 
ganz enthob, um die einheimiſche Production zu fördern; anderer⸗ 
ſeits breitete ſich allmählich der Gebrauch der transmarinen Nah: 
rungsmittel immermehr aus, ſodaß fie bald aus Lurusgegenftän: 
den zu eigentlichen Verzehrungsgegenftänden aller Klafjen wurden. 
Dadurch mußte denn der Zoll auf diefe Artikel den Charakter 
einer Aufwandſteuer allmählich gänzlich verlieren und die Höhe 
einer einfachen Verzehrungafteuer annehmen, bei welder dann 
der Grundſatz zur zwar langjamen, aber fihern Geltung kam, 
daß fi). mit dem Herabfegen des Zolls der Verbrauch in gleichem 
Verhältniß fteigere, ſodaß der Ausfall des erften durch die Stei- 
gerung be3 zweiten wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade be⸗ 
ftändig ausgegliden ward. Die Aufgabe der meiften Zollſyſteme 
ift es num, eben dieſe Grenze zu finden und die Bollfäge daher 
auf dasjenige Minimum berabzujegen, welches die Gefammtein- 
nahme der Finanzen aus diefem Zweige der indirecten Steuern 
nicht vermindert. Das Tann nun, wie bereitö gejagt, nur 
duch das Experiment gefunden werden, und auf diefem Wege 
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iſt das legte Refultat noch immer nit als ein befinitines 
anzufehen. 

In Beziehung anf die europäiſchen Waaren und ihre Con: 
currenz treten die erfien Anfänge einer ſyſtematiſchen Behand- 

lung des Bolls ſchon deutlih im 16. Jahrhundert auf. Die 
Grundidee de3 Mercantiliyftems, daß man das Geld als Ber- 
wirklichung des Reichthums nicht aus dem Lande gehen laſſen 
dürfe, erzeugte theils directe Verbote für die Einfuhr fremder in- 
duſtrieller Producte, theils auch Prohibitivzölle von einer jo 
geoßen Höhe, dab fi, ſowie der Bedarf nad folden Waaren 
eintrat, fofort ein mächtiger Schmuggelhandel der Abſchließung 
der Grenzen gegerüberftellte. Die Wirkung des legtern einerfeits 
and das allmählich ſich bahnbrechende Verſtändniß der wahren 
Intereſſen der gewerblichen Production andererfeit3 blieben zwar 
im vorigen Jahrhundert bei den meiften Artikeln fruchtlos; mit 
dem gegenmärtigen Jahrhundert dagegen ging ein Staat nad dem 
ander zu dem Grundjage über, daß eine abfolute Abſchließung 
des eigenen Landes von der fremden Goncurrenz die wirkliche 
Abſchließung doch nicht erreiche, dagegen ftatt des Aufſchwungs 
der Brodaction vielmehr ein faft allgemeines Daniederliegen der- 
jelben bervorrufe. Man ſah ſich daher gezwungen, aus dem 
Prohibitivfpftem in das Syſtem eines rationellen Zollweſens über: 
zugehen, das fi) nunmehr wefentlich durch zwei leitende Gefichts- 
punkte charatteriſirte. Zuerſt ward nad; dem Mae des Schutz⸗ 
beditefniffes geſucht und dadurch der Willtür und Einſeitigkeit der 
Spieltaum beengt. Dann ließ man dem finanziellen Bedürfniß 
neben dem rein abminiftrativen Raum, und fo ward die Finanz 
verwaltung auf Grund der Thatſache, daß ein zu hoher Schu 
Weder die Einfuhr ganz hindere, noch die eigene Production und 
damit die Steuerkraft fürdere, die Vertreterin der freiern Ric: 
tung in den neuern Zollſyftemen. 

Dies ift im allgemeinen der Eharakter der neuern Zollgejeg- 
gebungen. Es ift nun von Wichtigkeit, dieſen allgemeinen Cha— 
after nach feinen meientlichen Elementen etwas genauer zu be: 
fimmen, um das Verhältniß defjelben zu Zollvermaltung und 
Zolfyftem Marer zu machen. Denn in der That ftellen fi bei 
aller auch tiefgehenden Verſchiedenheit der einzelnen Bollgefeßge 
dungen gewiſſe Grundzüge heraus, bie ſtets ald die gemeinfamen 
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für unfere Zeit gelten werden und die man als Maßſtab für 
rationelle Entwidelung jedes Zollweſens betrachten darf. Die 
find folgende. 


Charakter der Zollgefetsgebungen der Gegenwart. 


Das erfte und hochwichtige Merkmal aller Zollgefepgebungen 
der Gegenwart befteht nun unzmeifelhaft derin, dab diefelben, 
der Idee des einheitlichen Staatslebens folgend, jedes Land als 
ein einheitliches Productionsgebiet anfehen und daher and jede 
innere Verzollung oder jede innere Zollinie vollftändig aufge 
hoben haben. Ausnahmen davon kommen nur bei ganz lo- 
kalen Berhältniffen vor. Zolltarif, Zollordnung, Zollorganismus 
‚gelten daher ftets für ein ganzes Neid; die Provinzialität der 
Beſteuerung ift auch auf diefem Gebiete allenthalben verſchwunden. 

Das zweite Merkmal befteht in der Durchführung des Prin- 
cips, die wirkliche Erhebung der Zölle den Steuernden fo leicht 
als möglich zu machen, um mit der möglihiten Billigkeit dieſet 
Erhebung die möglichft geringe Störung des Verkehrs durch die 
Berzollung zu erzeugen. 

Diefe beiden Momente bilden nun den Grundzug für bie 
Zollverwaltung der Gegenwart; die beiden folgenden charakteri⸗ 
firen das Zollſyſtem. 

Das erfte Merkmal des letztern befteht darin, daß die zativ-. 
nelle Aufftelung eines Zollſyſtems für das Zollweſen jeden wich- 
tigen Artikel zum Gegenftand eines felbitändigen, ſyſtematiſch 
geordneten und volkswirthſchaftlich begrundeten Beſteuerungsſyftems 
gemacht hat, indem die beſondern Verhältniſſe jedes Productions- 
artifels in jedem Lande nach gehöriger Erwägung den Grund für 
eine ihm eigenthümliche Verzollung abgibt. 

Mon Tann daher jagen, daß das Zollipftem jedes Landes 
jegt nur noch in feinem oberften Princip volle Gleichartigbeit der 
Berzollung aller Artikel enthält. Im feinem Inhalte dagegen bat 
jet jeder Artikel fein eigenes Spftem, das auf ber genauejten 
ftatiftii hen und volkswirthſchaftlichen Unterſuchung beruht, und 
das Zollſyſtem der neuern Zeit erſcheint daher als eine durch 
eine gemeinfame Grundidee beherrichte äußere Einheit von Ver- 
zollungsſyſtemen der einzelnen Waarengattungen. 

Daraus ergibt fih, daß nun auch jede Waarengattung 
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ihre eigene Zollgeſchichte hat, die natürlich im einzelnen vom höch⸗ 
fien Intereffe ift und ohne melde die Geſchichte der Gefammtzoll- " 
gefeggebung ohne einen bedeutſamen Werth bleibt. Das Studium 
diefer Zollgefhichte der einzelnen Waarengattungen bildet daher 
ein mwejentlihes Moment für die Geſchichte der vollswirthichaft- 
lihen Enttwidelungen überhaupt. 

Den erften und näcften Ausdruck diefer Beſonderung der 
Bollſyſteme bilden die Claffificationen der Waaren; das Mittel 
ihrer Beurtheilung dagegen Hegt in dem Vergleiche des Zollfages 
zum Verkehrswerthe der Steuereinheit, durch welche ſich der Pro— 
centantheil des Zolls an dem Waarenwerthe und mithin die 
Grundlage der Höhe einerſeits des Schutzzolls, andererfeits des 
Steuerzolls ergibt. 

Daraus hat fih nun für die wiſſenſchaftliche Betrachtung 
eine Reihe von Hauptartifeln oder Gruppen der Zollfteuerobjecte 
ergeben, bie theils durch ihre Maffe, theils durch ihren Einfluß auf 
die Volkswirthſchaft die herrſchenden Punkte jedes Zollſyſtems 
unferer Zeit find. In den für fie gefeßten Zöllen charakteriſirt 
ſich daher nicht blos das Zollſyſtem, jondern aud der wirthſchaft⸗ 
lie Zuftand des Landes je nad) jenen einzelnen Gebieten. 

Aus allem diefem folgt nun von ſelbſt das zweite charakte— 
riſtiſche Zeichen des Zollſyſtems, das. Princip "des Wechfels ber 
Zoltarife. Dies Princip ift Fein geſetzliches, aber es ift geboten 
durch die Natur der Sache. Es enthält den dreifachen Grund: 
ſatz, daß erftlich Fein Zollſatz als ein definitiver angefehen werden 
kann; zweitens, daß der Regel nad) jeder Zolljag eine beftimmte 
Zeit aufrecht gehalten werben. muß, jelbft wo fein finanzielles 
Princip nicht richtig ift, weil feine volkswirthſchaftlichen Folgen 
eine Zeitdauer fordern, um zur vollen Wirkung zu gelangen. 
Endlich ergibt fich drittens aus demfelben Grunde, daß der Ueber⸗ 
gang don einem Zollfage zu einem andern niemals ein plöglicher 
und großer, ſondern ſtets ein ſchrittweiſer und vorher vorberei- 
teter fein muß, damit die einheimifche Production fi den Fol⸗ 
gen defjelben accommobiren könne. 

Bon. diefen Gefihtspunften aus muß jedes Zoliyftem un 
jerer Zeit betrachtet werden. 
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A. Die Zollverwaltung. 


Jeder Zoll ift vor allen Dingen eine bei dem Uebertritt über 
die Staatögrenze erhobene Verbrauchsſteuer von der im Verkehr 
begriffenen Waare, ganz abgejehen von feinen übrigen Wir: 
kungen. 

Die beſondere Natur des Objects dieſer Beſteuerung und 
ihrer Bewegung macht nun eine Menge von Grundſätzen und 
Einrichtungen nothwendig, um dieſe Beſteuerung überhaupt noch 
ohne Rückſicht auf ihre Höhe und ihre Wirkungen ausführen zu 
können. 

Die Geſammtheit der Geſetze und Einrichtungen, nah wel⸗ 
chen der Zoll als Beſteuerung der im auswärtigen Verkehr be— 
griffenen Waaren von den Waaren wirklich erhoben wird, nen- 
nen wir die Zollvermaltung. 

Die Zollverwaltung umfaßt wiederum den Zolltarif, die 
Zollorbnung und den Zollorganismus. 

1) Der Zolltarif ift die geſetzliche Beſtimmung ber für jede 
einzelne Waare zu entridftenden Abgabe bei ihrem Uebertritt über 
die Grenze. Er enthält daher, abgejehen von feinen übrigen, 
Wirkungen, zunähft im Grunde ein Berbraucsftenergeieg für 
jeden Artikel des Waarenverkehrs, und darauf beruht fein Inhalt. 

\ Das Steuerobject ift jede zum Verbrauche beftimmte Waare, 
in dem Augenblid, wo jie die Grenze überſchreitet. Es ift daher 
Brincip, daß jede Waare verzollt werden muß, aud wenn fie 
nicht ſpeciell angegeben ift; für die Nichtverzollung ift deshalb 
eine ausdrüdliche Ausnahme nothwendig. 

Die Stenereinheit ift eine ver Natur der Steuerobjecte an- 
gemefjene ‘Gütereinheit, nah Stid, Maß oder Gewicht geſetzt, 
auf welde die einzelnen Objecte möglichft leicht vebucirt werden 
Tönnen. 

Der Stenerfuß ift die Beſtimmung der Abgabe, melde von 
der Steuereinheit entrichtet werden muß. . Man nennt ihn den 
Tarifjag, weil der Tarif eben den Steuerfuß feitftellt. Der 
Steuerfuß enthält ohne Unterſcheidung den finanziellen und wirth- 
ſchaftlichen Zoll; ebendarım ift feine‘ Beftimmung die ſchwierigſte 
Aufgabe. Um fie zu erleichtern, hat man zum Theil zwei Arten 
der Zolliteuereinheit eingeführt, die Einheit bes Werths der 
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Waaren, mit einem Stenerfuß, der alsdann einen Procentantheil 
diefes Werth ohne Rüdfiht auf das äußere Gütermaß feftitellt 
und den man dann einen Werthzoll oder Tarifiaß ad valorem 
nannte, und zweitens die obige Steuereinheit des Gittermaßes, 
wobei der Steuerfuß nach dieſem Gütermaße beftimmt ven feften 
Tarifiag bildet. "Die Aufftelung des Werth der Waare als 

’ Steuereinheit erſcheint allerdings in der reinen Theorie viel rich⸗ 
tiger, da die. eigentliche Stenerquelle in der Brauchbarkeit und 
die Steuerfraft in der in dem Werthe der Waaren ausgevrüdten 
und gemefjenen Brauchbarkeit befteht. Wenn es daher thunlich 
wäre, den Werth der Waare bei der Verzollung leicht und ſicher 
zu finden, jo wäre es allerdings beſſer, die Stenereinheit auf den 
Werth zu baſiren und nur Werthzölle einzuführen. Es ift dies aber 
praktiſch fo unfiher und zum Theil unausführbar, daß man die 
ganze Werthverzollung mit fehr wenigen Ausnahmen aufgegeben 
und die Mafverzollung mit ihrem feften Tariffage eingeführt hat. 
Man kanu daher im allgemeinen jagen, daß jegt- die feiten Zoll- 
tarife bei weitem die Regel find. 

Die Berfchiedenheit der Objecte de Verzollung nöthigt nun 
zu einer gewiſſen Ordnung in den Tarifen. Dieje Einteilung 
der Tarife kann eine rein alphabetiſche jein, und dann be— 
ruht fie meiftens auf dem Princip des finanziellen Zollweiens. 
Sobald aber das ſyſtematiſche Element mehr jur Geltung kommt, 
nimmt die Eintheilung den Charakter einer Claffification an, bei 
melder dann ſtets allgemeine wirthſchaftliche Geſichtspunkte ein- 
greifen. Das Princip der Verzollung jeder Waare nöthigt dabei, 
zugleich Regeln aufzuftellen, nach welchen die etwa nit benannten 
Waaren in die Steuerfäge der benannten einbegogen werden kön⸗ 
nen, und zwar entweder durch Aufftellung von Gejammttarif- 
fägen, oder von allgemeinen Bezeichnungen der Waaren, melde 
ein ſolches Herbeiziehen möglich maden. Die Form für das letz⸗ 
tere ift dann in den Zollordnungen gegeben. 

2) Die Zollordnung. Die Zollordnung enthält die ge 
feglihen Regeln für das Verfahren bei dem Acte der Verzollung 
und zwar ſowol für die Verzollenden als für die Zollbehörben. 
Der Grundſatz, aus welchem alle diefe Regeln hervorgehen, be— 
rubt darauf, daß die Sicherheit der Verzollung für die Finanzen, 
die Leichtigkeit berfelben dagegen für den Verkehr den größten 
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Werth bat, und daß daher auf allen Punkten nach derjenigen 
Form der Zollordnung zu fuchen ift, welche mit der größten Si- 
cherheit die größte Leichtigkeit der Verzollung verbindet. Es ift 
dazu nothwendig, daß die Formalien, die nothwendig find, fo 
eihfach und leicht verſtändlich gehalten werden, als möglih, und 
daß die Schnelligkeit der Beförderung als ein Jelbftändiger Werth 
für den Staat einerfeit3 und für den Verkehr amdererfeits be- 
trachtet und deshalb auch angeftrebt werde. Es liegt nun in der 
Natur der Sache, daß die Zollordnung um fo leichter und befjer 
gehandhabt. werde, je mehr der Zolltarif aus einem verftändigen 
Syſteme hervorgegangen ift; ja man kann fagen, daß die Ver- 
ftöße gegen die Zollordnung fich ftets in dem Maße vermindern, 
je richtiger das Syſtem des Tarifs if. Dennoch beruht auch 
hier natürlich ſehr viel auf der perſönlichen Leitung des ganzen 
Zollweſens, und die Gleihmäßigkeit und Leichtigkeit der letztern 
bervorzubringen, ift die Aufgabe der Inftructionen, melde ge: 
wiffermaßen als Lokale Zollordnungen betrachtet und in dieſem 
Sinne abgefaßt werden müffen. 

Zolltarif und Zollordnung bilden nun bald ein Gefammt: 
gejeg, bald find fie voneinander getrennt. In jedem Falle 
hat die Zollordnung es ftetS mit den Principien der Zollverwal- 
tung zu thun, die dann für die praftifhe Ausführung -theils 
durch Inftructionen, theils durch Einzelenticheide weiter ausge 
bildet werden. 

3) Der Zollorganismus ift die geordnete Gejammtheit 
der Zollbehörden, deren Thätigfeit in Anwendung des Zolltarifs 
und der Zollordnung die Zollvermaltung heißt: 

Es ift in der Natur der Sache begründet, daß die Zollver- 
maltung je nad dem einzelnen Lande eingerichtet werden muß. 
Das Studium der Zollverwaltung muß fi daher ftets an die 
pofitive Gejeggebung und ihre Geſchichte anſchließen. 

Gerade die legtere aber ift bei jedem Zollweſen von höchſter 
Wichtigkeit. Denn nur fie ift im Grunde fähig, über das tiefere 
Princip der Zollgefeßgebung oder des Zollſyſtems Aufflärung zu 
geben und den Blic der Beurtheilenden zu erweitern. 

& fann nit die Aufgabe der Finanzwiſſenſchaft fein, die Ein: 
zelheiten der praftiihen Zollverwaltung aufzunehmen. Wol aber er: 
ſcheint e3 zum Verftänniß der Sache nothibendig, nachdem man bie 
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Zollverwaltung oder die „Einrichtung des Zollwefend“ (Mau, 8. 458) 
vom Zollfyftem geſchieden hat, den Charakter derjelben mit befonverer 
Rüdfiht auf die beiden obenermähnten Momente der Einheit und 
der Seichtigfeit der Erhebung in den einzelnen Ländern zu be 
zeichnen. 

In England hat das Zollweſen früher den Charakter des ganzen 
Steuerwefend gehabt. Der Zarif ift hier in allen feinen einzelnen Po— 
fitionen allmählich entftanden und hat bis zum Anfange dieſes Jahr: 
hunderts das Princip des Schußzoll® im ausgevehnteiten Maße an- 
ertannt. S. Hübner a. a. D. über die Geſchichte des Zolls und unten. 
Dem entfprehend war aud die Zollorbnung noch bis zu den vierziger , 
Jahren eine äußerft ſchwerfällige. Die beiven Hauptgründe dafür 
waren die Navigationdacte und die Vorrechte der Oſtindiſchen Com: 
pagnie. Die Aufhebung ver erftern (12. u. 13. Victoria 1850) und 
die Vorrechte der letztern haben das Verfahren fehr vereinfacht; ber - 
Tarif felbft enthält neben einer Reihe von noch immer verbotenen 
Gegenftänden den doppelten Zollſteuerfuß; ein Theil der Waaren hat 
einen feften Tariffag, ein anderer den Tarifſatz ad valorem beibe- 
halten (10 und 20 Proc. vom Werth). Das Verfahren bei der Zoll: 
verwaltung, defien, Bezeichnung faft allenthalben in ven Schriften 
über das englifhe Zollweſen fehlt, it mit Hinblid auf bie Gefege 
ſehr gut in Kürze zufammengeftellt bei Soden, „Zolltarif des verei- 
nigten Rönigreih® Großbritannien und Irland‘ (1851), der meuefte . 
Zarif bei Hübner, a. a. D., ©. 4 fg. 

In Srankreih beginnt das Princip des einheitlichen Zoltarifs 
und der Zollverwaltung fhon mit dem Tarif von 1664 und ber 
Zollordnung von 1687 durch Colbert's Thatkraft zur Geltung zu 
tommen, aber erſt die Revolution vermochte es, die innern Zmifchen: 
linien aufzuheben und das ganze Zollwefen in Verwaltung und Sys 
ftem volftändig zu centralifiren. Die Aufgabe, die eigene Induſtrie 
unter ausgiebigen Schuß zu ftellen, hat vie Verwaltung und bie 
Zollordnung trotz großer Einheit in den Beftimmungen dennoch zu 
einer zum Theil fehr weitläufigen gemadt; die Controle ift ängſtlich 
und hödft koftbar und die Leichtigkeit des Verkehrs der Sicherheit 
nur zu oft geopfert. Der ganze Gegenitand ift in erſchöpfender 
Weiſe nebft Angabe aller gefeglihen Quellen dargelegt bei v. Hod, 
©. 237 — 278. 

Auch in Defterreih hatte das frühere Syftem der Probibition 
eine Zollverwaltung ‚hervorgerufen, die wie die franzöfifche die freie 
Bewegung der Güter um fo mehr hemmte, je entſchiedener gerade 
in Defterreih das Syſtem des rüdfihtslofen Schupes ala das al- 
leinige Heil ver Induſtrie galt. Doch hat fhon die Zollordnung 
vom 15. Juli 1775 den wichtigen Schritt getban, alle Zölle, melde 
zwiſchen ven veutfch » öfterreichifehen Grbländern beftanden, aufzuheben. 
Dabei blieb ver Tarif felbft vorwiegend probibitiv (f. unten). Die 
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erneute Zollordnung vom 2. Jan. 1788 ift das erfte ausführliche 
Gefeg über vie gefammte Zolfverwaltung; f. deſſen kurze Darftellung 
bei Blodig, ©. xu—xız. Nah dem Pariſer Frieden ging man 
dann zunächſt davon aus, die Zollverwaltung der neuen Länder zu 
reguliren, wobei man zwar die alten Zollinien jeithielt, um fie 
aber doch zur Einheit für die ganze Monarchie vorzubereiten, ſoge— 
nannte Bartialtarife je fiber gewiſſe Waarenfategorien erließ, die-ohne 
Rüdficht auf die innern Verhältniſſe für alle Grenzen der Monarchie 
gelten follten. Auf dieſe Weile entitand ein Zuftand, in meldem 
innerhalb des Kaiferreich® noch ſechs Zwiſchenzollinien beitanden, na 
außen aber fiebzehn folder Partialzolltarife galten; vie Gegenftände 
diefer Tarife circulirten dann frei im ganzen Reihe. Dieſem ver: 
widelten Zuftande machte in Beziehung auf die Zollorvnung und Ber: 
twaltung, die natürlich durch eine Menge verſchiedener Gejepe höchlich 
verwirrt war, die neue Zollorvnung von 1835 ein Ende, welche die 
gefammte Verwaltung einheitlich regelte und alle Zwiihenzölle auf: - 
bob, in Beziehung auf den Tarif -der Tarif vom 27. Der. 1838, 
der fpäter wejentliche Aenverungen erfuhr, während jenes Gejeg dom 
11. Juli 1835, die Zoll» und Staatsmonopolsordnung, nod immer 
al3 das Grumdgejeg für die ganze Verwaltung des Zollweſens und 
mit feinem elften Hauptftüd: au der Öfterreihiihen Staatsmonopole 
(Salz, Tabad und Schießpulver) gilt. Nur war die Zwiſchenzollinie 
gegen Ungarn noch immer nicht aufgehoben. Dies geſchah erſt voll: 
ftändig am 1. Juli 1851, und jo war jegt auch die Verwaltung 
des Dftend der Monarchie unter die Einheit des Gefeges vom 11. 
Juli 1835 gebraht. Die Geſchichte des Tarifs f. unten. Den ges 
nauen Tert diefer Zoll: und Monopoßorbnung nah dem gegen- 
märtigen Stande, ver Gejeggebung und mit einer geſchichtlichen, 
aud auf das Syftem bezüglihen Einleitung gibt Blovig. Pol. 
dazu Konopaſet und Mor, a. a. D., Bd. III, Abtheil. IX. Der 
Tarif von 1853 enthält in feiner Vorerinnerung die allgemeinen 
Vorſchriften über das Verfahren und iſt ſelbſt in (22) Klaſſen eingetheilt, 
ſodaß derſelbe auch in diefer Beziehung ganz den Forderungen der Ge: 
genwart entſpricht. Die Verzollung ad valorem ift ausgefchlojien und 
der fefte Tarif geltend. Die Zollverträge Defterreih8: Blodig, „Die öfter: 
veihifhe Zoll: und Steuermonopolsorvnung“ (1855), ©. Ux. 

Was endlih die Entwidelung der Zollverwaltung in Preußen 
jpeciell betrifft, fo ift die befte Darftellung derſelben wol nod immer 
die von Hoffmann (a. a. D., ©. 339). Niemand hat befier die Ber 
deutung des Zolltarifs vom 26. Mai 1818 gewürdigt. Derjelbe war 
in der That wefentlih ein Gejeg für die abminiftrative Einheit ver 
Zollverwaltung; das Spftem galt hier erit in zweiter Reihe. Die 
Entwidelungsgeihichte des Zollvereins endlich ift fehr gut dargeftellt in: 
„Aufgabe ‚der Hanfeftäbte, gegenüber dem Zollverein“ (1846). Die 
Literatur im einzelnen bei Dezfeld, a. a. D., ©. 121. Die Grund: 
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ſatze der Zollverwaltung des Vereins find genau die, melde Rau 
aufftellt und die, im Grunde nur der Vereinszollordnung entnoms 
men find. 


B. Das Zollſyſtem. 


Das Zollipftem entfteht nun, indem die einzelnen Beftim- 
mungen in Zolltarif und Zollordnung durch die principielle Zeit: 
ſtellung des Verhältnifjes von wirthſchaftlichem und Finanz- oder 
von Schuß: und Steuerzoll geregelt erſcheinen. 

Es wird daher für das Zollſyſtem vor allen Dingen die 
Aufftellung eines feften Princips für die Ordnung beider noth- 
wendig werben. 

Dies Princip wird nun nie einfeitig, fondern nur durch das 
Zuſammenwirken beider Gejichtspunfte gefunden werden Tönnen. 
Die Finanzwiffenihaft hat dabei naturgemäß als Ausgangspunkt 
die Einnahme des Staats, die Verwaltung dagegen die Förde 
zung der Volkswirthſchaft anzuerkennen. 

Merdings nun ift die legtere im allgemeinen das Wichtigere 
aud für die Finanzen, weil fie es ift, melde in der Hebung der 
Einnahme jedes einzelnen die Steuerquelle und Steuerkraft defjel- 
ben und damit die Grundlage der Einnahmen des Staats üb: 
haupt vermehrt. Allein dennoch hat die Herrichaft des volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkts eine beftimmte Grenze an dem Bebürf- 
niß des Staats. Es wäre freilich beſſer, wenn gar Fein Zoll 
eriftirte; aber der Staat muß von den Gegenftänden des Ver— 
brauchs auch dann eine Abgabe erheben, wenn fie von außen 
kommen. Es kann ſich daher nit um die Aufhebung des Zolls 
handeln, die nichts anderes wäre als die Aufhebung einer Steuer, 
ſondern nur um die Beftimmung des richtigen Maßes der Be— 
fteuerung, welche im Zolltarife liegt. Für diefe Beftimmung 
müſſen nun folgende Grundfäge gelten. 

Der reine Steuerzoll muß davon ausgehen, daß er nicht ift 
als eine Verbrauchsſteuer. Er muß daher fo viel betragen, als 
die Gefammtheit der Verbrauchsſteuern zu betragen hätte, melde 
auf den eingehenden Waaren je nad) ihrer Steuerkraft liegen wür- 
den, menn jie im eigenen Lande erzeugt worden wären. Der 
reine Steuerzolltarif müßte daher Object, Steuereinheit und 
Steuerfuß für jeden Artikel nach diefem Geſichtspunkt einzurichten 
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trachten, und der fo entftehende Zoll mürde demnach das PMini- 
mum der Zollfteuer enthalten. 

Dies Minimum der Zollfteuer wird nun bei denjenigen 
Waaren zweifelhaft, die unter gar Teiner Bedingung im eigenen 
Lande erzeugt umd auch nicht dur ‚einheimische Waaren erſetzt 
werden können. Dahin gehören namentlich die tropiſchen und die 

. Bolarproducte. Hier läßt fih gar keine unmittelbare Ver— 

. gleihung mahen, und da3 Minimum der im Zoll enthaltenen 
Verzehrungsftener muß daher nad) demjelben Princip beftimmt 
werben, welches auch bei dem Schubzolle eingreift. Die tropis 
ſchen und Polarproducte haben nämlich einen beftimmten Werth für 
die Production, wenn auch nur einen indirecten, durch die Erhal- 
tung ber Arbeitsfräfte, und zmar jelbft dann, wenn fie ſcheinbar 
reine Genußmittel find. Wenn der Zoll zu hoch ift, fo ift der 
Preis derfelben für den Käufer höher als jener Werth und der 
Kauf unterbleibt, mit dem Kaufe aber auch die Verzollung und 
die Einnahme des Staats. E83 ergibt ſich daher, daß die niedrige 
Verzollung den Verbrauch fteigert, während die hohe ihn vermin- 
dert. Die Aufgabe ift demnach einfach, diejenige Höhe des Zolls 
zu ſuchen, welche vermöge des größtmöglichen Verbrauchs und 
nit vermöge des höchſtmöglichen Zolljages dem Staate bie 
größte Einnahme gibt. Und diefe Grenze kann fat immer nur 
durch ein Erperiment und duch Wahrſcheinlichkeitsrechnungen aus 
frühern Experimenten gefunden werben. 

Während fich fo der Steuerzoll beftimmt, entfteht der Schutz⸗ 
zoll aus dem Beſtreben, durch bie Erhöhung des Preiſes fremder 
Waare, die im Schugzolle liegt, die fremde Concurrenz zu be 
ſchränken. Wie hoch diefer Zoll fein muß, hat num eigentlih nur 
die Volkswirthſchaftslehre, zu beftimmen. Die Finanzwiſſenſchaft 
hat ihrerfeit3 dabei nur zwei Gefichtspunfte geltend zu machen. 

Erftlich wird ein zu hoher Schutzzoll durch die verminderte 
Einfuhr eine Verringerung der Einnahmen des Staats bewirken 
und ift dadurch theils direct, theils indirect eine Befteuerung zu 
Gunſten der Producenten, weshalb ein Schutzzoll ſchon an und 
für fi niemals hoch fein darf. 

Zweitens aber wird ein hoher Schutzzoll einerfeits den Eifer 
der Unternehmungen felbft, welche er ſchützt, lähmen, indem er 
ihnen den Sporn zu eigener Thätigleit nimmt, während er ans 
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dererjeit3 dennoch wieder ſich jelbft paralyfirt, da er durch den 
Schmuggelhanbel in der Hälfte feines Effects vernichtet wird, 
während die andere mehr Toftet als fie einträgt. Auch das be= 
weift, daß es nur niedrige Schußzölle ‘geben darf. 

Natürlich hat jede gute Finanzverwaltung von diefem Stand⸗ 
punkte aus einen ‚beftändigen und hartnädigen Kampf mit den 
Sonderinterefjen der einzelnen Unternehmungen zu führen, die 
nur zu oft die Bedingung ihrer Eriftenz in wo möglich abfoluter _ 
Ausſchließung jeder Concurvenz jehen. Im diefem Kampfe wird 
fie indefien, nad der Natur der Sache, ſtets in dem einen Ge= 
werbe eine Hülfe gegen das andere haben. Auf wenig Punkten 
zeigt ſich daher die Objectivisät und Höhe der Verwaltung deut- 
licher ala bier, wo bie Staatögewalt der Regel nach die Ge— 
ſammtheit der Intereſſen ſtets gegen alle einzelnen zu vertteten hat. 

Es ergibt fih daraus zuerft, daß es fein Maß für die Be 
fimmung des Schugzolls gibt, das fin alle Gattungen von 
Waaren ein gleiches fein könnte, fondern daß für die Höhe des 
Schutzzolls, der dem Steuerzol hinzuzufügen ift, die gegebenen 
Verhältniſſe der beftimmten Induftrie zu Grunde liegen müffen. 

Es folgt ferner, daß der Schutzzoll eben aus demfelben 
Grunde niemals ein dauernder fein kann, jondern daß er mit 
den Probuctivitätsverhältniffen der betreffenden Induftrie wech: 
ſeln muß. 

Es folgt endlich, daß nicht blos die directe Prohibition, 
fondern aud ein Schußzol, der durch feine Höhe die Einfuhr 
einer. Waare faft unmöglich macht, oder der Prohibitivzoll, Feine 
Finanzmaßregel, fondern vielmehr eine Verwaltungsmaßregel ift, 
und daß die Finanzverwaltung in Beziehung auf folde Maß— 
vegeln weſentlich nur die Stellung einer beſchränkenden Gewalt 
bat, da jede Prohibition ſowie jeder Prohibitivzoll einerſeits die 
Zolleinnahme direct verkürzt, andererſeits aber durch Vermehrung 
der Grenzbewahung größere Anftrengungen und Ausgaben der 
Finanzen fordert. - 

Faßt man nun diefe Gefihtspunfte -zufammen, fo ergeben 
fi) Begriff und Inhalt des Zollſyſtems. 

Das Zollſyſtem ift das nach den Principien der Schuß: und 
Steuerzölle in jedem einzelnen Punkte geordnete. Zollweſen. 

Jedes Zollſyſtem enthält daher drei Hauptpunfte: die Unter- 
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ſcheidung der, drei Arten des Zoll, die Klafien des Zolls und 
die Einrihtung der Zollerhebung. 


I. Bie Arten des Bolls. 


Die Arten des Zolls entftehen aus den drei Formen, in wel- 
hen ein Webertritt über die Grenze möglich ift: Eingang, Aus- 
gang und Durchgang. 

Bei dem Eingangszoll liegt die Berbraugpäftener oder ber 
eine Steuerzoll auf dem einen Theile, der Steuer- und Schuß: 
zoll verbunden auf dem andern Theile der Waaren: 

Der Ausgangszoll ift feiner ganzen Natur nad) eine Verwal: 
tungsmaßregel, da er die Angehörigen des eigenen Staats über- 
haupt nicht befteuert, jondern nur dazu dienen joll, den Robftoff 
der eigenen Production zu erhalten. Der Ausgangszoll gehört 
daher nur imdirect der Finanzverwaltung an. 

Der Durcfuhrzoll "endlich ift im Grunde ebenfo wenig em 
eigentlider ZoU, fondern vielmehr eine Gebühr, welche der Staat 
für die abminiftrative Bewachung der einheimifchen Berkehrsan- 
ftalten von den durchgehenden Waaren erhebt, deffen Werth da- 
ber ſchon an und für ſich ſehr zweifelhaft ift, da dem Staate 
durch die durchgehenden Waaren faft in feiner Weife befondere 
Laſten erwachſen, deſſen Höhe aber da, mo man ihn zuläffig 
findet, ſtets nur eine geringe fein kann, damit die Waaren keinen 
andern Weg nehmen. 

Ueber das Syſtem der Eingangszölle |. unten. Was die andern 

« beiven Arten betrifft, jo bat England gar keine Ausfuhr: und Durch- 
gangszölle; die legten Ausfuhrzölle (auf Kohlen in fremden Schiffen) 
find mit ver Navigationgacte 1850 aufgehoben. Dagegen beitehen einige 
Ausfuhrverbote, die wejentlih polizeiliher Natur find. S. Soven, 
a. a. O., ©. 126 u. 127. 

In Frankreich gibt es zwar wenig Ausfuhrverbote, aber auch 
nur wenig Waaren, die in der Ausfuhr frei wären; der Ausfuhr: 
zoll iſt durchſchnittlich 26 Cent. pro 100 Kilogramm oder Proc. 
des Werthes. Es iſt fchmer zu fagen, was dieſer Zoll eigentlich 
nugen fol. Dagegen hat man in höochſt verftänbiger Weife die 
Durdfuhrzölle durch Gefep vom 9. Juni 1845 gänzlich aufgehoben, 
Hod, ©. 293. 

Der Zollverein bat befanntlih no immer "gewifle Audfuhrzolle 
und die Durdgangszölle beibehalten; ebenſo Deſterreich. Es iſt gu 
erwarten, daß wenigſtens die legtern bald verſchwinden werben. 

Stein, dinanzwiſſenſchaft. 26 
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Bei der Aufftellung und Beftenerung der Zollklaſſen zeigt 
fi ftet3 der wahre Charakter des Zollſyſtems. Es ift feitzuhal- 

‘ten, daß es dabei nicht fo fehr auf die äußere Glaffification an= 
kommt, fondern auf die Grundfäge, nad welchen die einzelnen 
Waaren in die vier abfoluten Zolflafien und ihren Steuerfuß 
eingereiht werben. Dieſe vier Klafjen find: 

A. Die Klaffe der freien Waaren. Zu der Klaſſe der 
freien Waaren müſſen alle Robftoffe gehören, welche das eigene 
Land nicht erzeugen kann und melde dem Nobftoff eigene Pro— 
duction bilden, weil dieje Production in dem übrigen Steuer= 
foftem ohnehin befteuert ift. Hauptarlikel: rohe Baumwolle und 
Farbehölger. Den Uebergang bilden diejenigen Pflanzen, Thier- 
producte und Mineralien, die entweder im eigenen Lande nicht 
oder doch nicht in hinreichender Menge eizeugt werden; bier ha— 
ben einige Spfteme volle Freiheit, andere eine theilmeife, andere 
verzollen alles. . 

England, das früher eine Menge folder Waaren hoch ver= 
fteuerte, hat bekanntlich in legter Zeit das entgegengelegte Syitem 
eingeſchlagen. Es find nicht blos Baumwolle und Farbeftoffe, 
foudern auch Getreide und Fleiſch und eine Reihe der wichtigften 
Mannfactwrproducte ganz freigegeben (Soden, ©. 110— 125), 
ſodaß jet der engliihe Tarif der freiefte von allen ift. Frank— 
veih fteht genau auf dem entgegengejegten Standpunkt, in= 
dem e3 fo gut als gar feinen Artikel mit Ausnahme der rohen, 
Baummolle und der Farbehölger frei einläßt. (Hod, a. a. D.) 
Der Zollverein und Oeſterreich halten im weſentlichen den Mittel- 
weg; das Princip ift bier, daß die Zollfreiheit da aufhört, wo 
die eigene gewerbliche Production und die Verzehrungsfteuer be= 
ginnt. Einen weſentlichen Fortſchritt hat dies Princip durch die 

gegenſeitigen Verträge gemacht, wonach auf den beiberfeitigen 
Grenzen and Getreide, Vieh, rohe Metalle, Glaswaaren (or— 
dinäre) und mehrere andere Artikel zollfrei find. 

B. Die Klaffe der mit dem Verbrauchsſteuerzoll 
belegten Waaren. Diefe Klafje muß wieder in zwei Haupt- 
Hafen geſchieden werden. Die erfte umfaßt die Verbrauchs- und 
Verzehrungsgegenftände der tropiihen Production, namentlich 
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Kaffee, Thee, Gewürze; Tabad und Zuder ftehen dabei unter 
befondern Verhältniſſen. Die zweite umfaßt die Verzehrungs- 
und Verbrauchsgegenftände der einheimifhen Production, na— 
mentlich Getreide, Fleiih und Holz; das Salz hat aud) hier jeine 
eigenthümliche Stellung. 

Es leuchtet ein, daß die erfte Klaſſe einen Schußzoll über- 
haupt nicht zuläßt; jeder Zoll auf Die Artikel derfelben ift 
eine Verzehrungs⸗ und Verbrauchsſteuer. Die zweite Klaffe da- 
gegen macht der einheimifhen Production Concurrenz; fie kann 
daher neben dem Verzehrungsftenerzol auch dem Schupzoll 
unterliegen und auf diefe Weile der folgenden Klaſſe ange 
hören. 

Die Theorie ift dabei im mejentlihen für die völlige Freiheit 
der zweiten Klaffe und zwar deshalb, weil die freie Concurrenz 
das Product aller Nahrungsmittel billiger macht, daher auch eine 
größere Billigkeit der Induftrieproducte und damit eine größere 
Wahrſcheinlichkeit des Beftehens ber Weltconcurrenz berbeiführt. 
Daß die niedere Klafie den Wegfall der Zolliteuer überhaupt ge- 
nieße, ift zwar behauptet, aber ein Irrthum (f. oben). Dagegen 
wird bemerft, daß Fein Grund vorhanden fei, Nahrungsmittel 
ohne Verzehrungsftener zuzulaſſen; der Bol aber vertrete eben 
die Verzehrungsſteuer. Falſch; denn dieſe wird entweder gar 
nicht auf Pflanzennahrung erhoben, oder am richtigften" durch 
Klafjenftener und Thorftener (f. oben). Daher fein ftihhaltiger 
Grund, bier eine Steuer aufzulegen. Das rationelle Princip ift 
flatt eines Verzehrungsſteuerzolls ober gar eines Schutzzolls 
völlige Freiheit vom Zoll. 

- Einen andern Charakter hat die erfte Klaſſe. Bei der Ber- 
zehrung tropifcher Gegenftände kann man immer eine größere 
Reineinnahme vorausſetzen als bei den landwirthſchaftlichen Pro- 


ducten. Der Zoll iſt daher hier weder verkehrt noch entbehrlich. . 


Die Hanptfrage bildet dann der Steuerfuß oder ber Tarifſatz, 
und bier gilt der Grundjag, daß die möglichft geringe Höhe die 
richtige ift. Die beiden Hauptartikel, für die dies gilt, find Thee 
und Kaffee. Solange die Gejammtjumme der Einnahme nicht 
fintt, Tann man die einzelnen Tarifjäße unbedenklich herabfegen. 
Die einzelnen Gefeggebungen find bier ziemlich gleichartig. 

26* 
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Die Vergleihung der Cffecte ver verſchiedenen Beſteuerung ift 
bier hochſt lehrreih. Der Standpunkt der Gefepgebungen iſt in 
Beziehung auf die erfte Alafje wefentlich verſchieden. 

In England nämlid ift die ganze erfte Klaſſe frei, in Frankreich 
mit einem hohen Schupzoll belegt, in Deutſchland nur mit, einem 
Steuerzoll und auch mit diefem nur zum Theil und aufgehoben 
zwiſchen dem Zollverein und Oeſterreich. Dieſelbe Erſcheinung finden 
wir in der folgenden Klaſſe. 

C. Die Klaſſe der mit dem Schutzzoll belegten 
Waaren. Im diefer Klafje muß man fi unter allen am meiften 
vor Allgemeinheiten hüten, die nur zu oft ganz fpeciellen Fragen 
den Charakter allgemeiner Verhältniſſe gegeben haben. Allerdings 
umfaßt fie alle Robftoffe, Halb- und Ganzfabrikate der Induftrie, 
deren Erzeugung jedem Lande offen ift. Allein hier ift einerjeits 
die Grenze diefer Artikel, dann der Steuerfuß berjelben in die 
Willkür jedes Volt gelegt, und es ift daher das Gebiet, welches 
von allen am meiften über den Charakter der ganzen Zollgefeß- 
gebung entſcheidet. Daher hat auch vorzugsweiſe dies Gebiet im 
ganzen und jeder einzelne Hauptartikel im einzelnen feine Ge— 
ſchichte und Kämpfe, welche hier im weſentlichen als bekannt vor⸗ 
auszuſetzen iſt. 

Die Unterklaſſen find: 
a) Rohſtoffe: Eiſen, Kohlen, Flachs, Hanf, Seide. 

Eiſen ift am meiften Gegenftand des Schuges; die Schuß: 
frage des Eifens hat eine ganze Literatur hervorgerufen. Im 
England ift Roh, Stab- und Dratheijen frei, in Frankreich jehr 
ſtark geihügt, im Zollverein geſchützt, aber nit ſtark. Kohlen 
find dagegen frei; Flachs, Hanf und Seide in England frei, in 
Frankreich geihügt, im Zollverein und Defterreih nad außen 
wenig geſchützt, im gegenfeitigen Verkehr frei. Warum die Kohle 
anders behandelt wird mie das Roheiſen, ift abjolut nicht ab- 
zuſehen. 

b) Fabrikate. Hauptartikel: Metallwaaren, Geſpinnſte und 
Gewebe, Glaswaaren. 

In Beziehung auf dieſe Waaren herrſcht die größte Ver— 
ſchiedenheit, die ohne Herbeiziehung des Tarifs gar keine Dar- 
ftelung finden Tann, da ohnehin die Grenze zwiſchen Halb= und 
Ganzfabrifaten kaum feftzuhalten ift. Das Princip der Beſteue—⸗ 
rung ift bier troß des durchgreifenden Unterſchieds, daß der 
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Schutzſteuerfuß bei gleicher Steuereinheit um fo mehr fteigt, je 
mehr Arbeit und Kapital das einzelne Product fordert, daß aber 
die geringe Erhöhung einen um fo größern Schuß gibt, je mehr 
der Artikel allgemein ift. Daher muß bier der Steuerfuß nie nad 
feinem Betrage, jondern nad feinem Verhältniß zum Verkehrs: 
werthe der Steuereinheit berechnet werden, und deshalb hat der 
neuefte engliſche Tarif auch bier bei vielen Artikeln die Werth: 
verzollung an bie Stelle der Gewichtsverzollung treten laſſen. 
Den franzöſiſchen Tarif charakteriſirt Hod treffend: „Derſelbe 
hat nad feiner nähften Beftimmung nur bei fehr menigen 
Artikeln den Zwed, dem Staate ein Einfommen zu verſchaffen; 
es find dies die exotiſchen Gonfumtionsgegenftände; bei allen 
übrigen. ift fein nächſter Zweck, zu ſchützen“ (©. 278). Vergl. 
die treffliche Weberfiht der Geſchichte des Zolltarifs ebendaf., 
©. 279 fg. “ 

©) Verzehrungsgegenftände: Wein, Bier, Branntwein. 
Diefe Getränke find allenthalben mit einem Zoll belegt, der aber 
bier mehr den Charakter einer Verzehrungsſteuer als den eines 
Schupzols hat. Doch ift das Vorhandenſein des letztern Ele: 
ments durchaus nicht zu bezweifeln, namentlich in Frankreich. 

D. Berbotene Waaren. Das Gebiet der verbotenen 
Waaren wird aus drei Gruppen gebildet: dem Schuß durch Ver: 
bot, rationell bei Patenten, dem Monopolverbot bei Tabad und 
Salz und dem polizeilihen Verbot bei gewiſſen Waaren. Zu der 
erften Klaſſe gehören aud die Verbote, die den Nachdrud ver- 
hindern. ſollen. Im allgemeinen find die Verbote jegt auf ratio: 
neller Baſis eingerichtet; nur Frankreich befigt noch Reſte des 
Prohibitivſyſtems. 


III. Die Bollerhebung. 


Auch Hier hat die neuere Zeit in die an fi rein finanzielle 
Operation der Zollerhebung nicht blos den Grundfag möglichiter 
Erleichterung des Verkehrs, fondern auch das pofitive Inſtitut 
des Zolleredits hineingebracht, das im Grunde eine Verwaltungs⸗ 
maßregel ift, deren Ausführung dann der Zollverwaltung über: 
geben wird. ” 


Vergl. dariiber für England: Soden, a. a. O., © 14; für 
Frankreich: Hod, an mehreren Orten und S. 300; übrigens Rau, 
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$. 461. Die Ausfuhrprämien und Rüdzölle ſind feine finanziellen, 
fondern DVerwaltungsmaßregeln, die nur in ihrer Ausführung der 
Finanzverwaltung unterftehen. 


Anbang. 
Die Aufwandftenern oder Luxusſteuern. 


Die Aufwand» oder Lurusftenern bilden den naturgemäßen 
Uebergang von den Verbraudsfteuern zu den Einfommenftenern. 
Sie find die Beflenerung des im Verbrauche erſcheinenden reinen 
Einkommens. Sie find daher nur in ihrer Form, vermöge ihres 
Anſchluſſes an den Verbrauch, zu der Gruppe ber Verbraude- 
fteuern hinzuzurechnen; ihrem Inhalte nad) gehören fie der fol 
genden Gruppe an. 

Die Stewerquelle bei den Luzusftenern ift demnach das Rein— 
einfommen, weldes in dem Lurus erfcheint. Die Steuerkraft 
iſt dem Princip nad eine fehr große, da der ganze Luxus als 
Reineinkommen gerechnet wird. Das Steuerobject ift wenigftens 
dem Princip nad jeder Gegenftand, der als Luzusgegenftand 
angenommen wird; ber Regel nach werben Steuerobject und 
Stenereinheit dabei zufammenfalfen. Der Steuerfuß iſt im Ber: 
bältniß zum Preiſe des Steuerobject? oder zum Preiſe feiner 
Unterhaltung zu beftimmen. Die Steuerumlegung muß amtlich 
oder. duch Einbefenntniß geſchehen. Die Steuerzahlung geſchieht 
terminweife. 

An fi erfeinen demgemäß die Lurxusſteuern als eine Durd= 
aus rationelle Steuerform. Bei genauerer Betrachtung aber wird 
ſich dies ganze Gebiet als ein volfommen unhaltbares ergeben, 
und in der That verſchwinden aud die legten Reſte der Luxus— 
ſteuern mehr und mehr aus jedem rationeſlen Steuerfyften. 

Schon der Begriff des Lurus ift Teineswegs Klar genug, um 
ihn einer Beftenerung zu Grunde legen zu können. Die Gegen— 
fände des Lurys find für dem einen ein bloßes Genußmit= 
tel (Pferde, Equipagen), für den andern ein Betriebsfapital. 
Der Gegenſtand deutet deshalb bei dem einen auf ein Reinein- 
kommen, bei dem andern nicht. Es ift ferner durchaus ungewiß, 
ob da, mo der Gegenftand aud ganz gewiß ein reines Genuß- 
mittel ift, demfelben ein wirkliches Reineinfommen zu Grunde 
liegt. Endlich ift es unmöglich, felbft unter der Vorausſetzung, 
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daß man den Genuß und fein Reineinfonmen finden und defi⸗ 
niren Könnte, ihn allenthalben zu treffen; eine Vertheilung der 
Steuer, die der DVertheilung de3 Steuerobjects auch nur an— 
nähernd entiprädhe, ift unthunlich. Der bei weitem überwiegende 
Theil des Lurus bleibt für die Lurusfteuer unerreihbar, wie der 
Luxus in Nahrungsmitteln, Kleidung, Wohnung, Kunſtgegen⸗ 
ſtänden u. ſ. w. Die Lüxusſteuer muß daher mit ſehr wenigen 
Ausnahmen als eine Steuer angeſehen werden, die ſich nur als 
einen unvollfommenen Stellvertreter der Einkommenſteuer einer- 
feit3 und als eine ebenfo unvolltommene Verwaltungsmaßregel 
gegen die Verſchwendung in der Privatwirthſchaft andererfeits 
erklärt. Dazu kommt, daß fie nur wenig einträgt, was darauf 
beruht, daß nur ein fehr Heiner Theil des Luxus überhaupt von 
ihr erreicht wird und daß ihre Umlegung faft ohne Yusnahme 
mit den größten Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Aus allen 
diefen Gründen Tann das gänzlihe Verſchwinden der Lurus- 
fteuern aus den Steuerſyſtemen nur als Fortſchritt betrachtet 
werben. 

Die Beiteuerung des Lurus ſelbſt verſchwindet dagegen nicht, 
ſondern ſie findet ihren Platz in den Verbrauchsſteuern wieder. 
Hier erſcheint ſie als die Erhöhung des Steuerfußes bei denjeni⸗ 
gen Verbrauchsgegenſtänden, welche nur bei größerm Reinein— 
kommen zum Verbrauche gelangen. Dies ift jowol bei der Ver— 


zehrung als bei den Monopolen (freilich mit Ausnahme des Salz- 


monopol3) und bei den Zölen der Fall, und ebendadurch wird 
jede befondere Surusfteuer um fo mehr entbehrlich, als das night 
zum Verbrauch gelangende Reineinkommen wieder theils dur 
die Klafjenfteuer,, teils durch die Einfommenftener getroffen wird. 


Britte Steuerart. 
Die Ginkommensteuern. 





Begriff und Princip. 
Die dritte Gruppe der Steuern im rationellen Stenerigitem 
wird gebildet durch die Einfommenfteuern. 
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Da eine jede Steuer auf dem Einkommen ruht, oder da das 

Einkommen die Steuerquelle und Steuerkraft für jede Steuer iſt, 

ſo iſt es hier vor allem nothwendig, die Eigenthümlichkeit dieſer 

Steuergruppe genau zu beftimmen, die wir im befondern als 

Einfommenfteuer bezeichnen, und ihren Unterſchied von den übri- 
gen Steuern fharf zu &arakterificen. 

Allerdings ergeben ſowol das Kapital als die Arbeit in ihrer 
wirthſchaftlichen Verwendung regelmäßig ein wirthſchaftliches 
Product, und ebenfo regelmäßig wird der Producent au) danach 
traten, durch dies Product vermöge feines Werthes und Preifes 
einen Reinertrag zu erzielen. Die directen und indirecten Steuern, 
indem fie die Koften für Kapital und Arbeit um ben Gteuer- 
betrag erhöhen, ftreben allerdings auf diefen Reinertrag zu fal- 
len. Mein fie thun dies in der Regel nicht, da fie in die Ge- 
ftehungsfoften eingerechnet und daher von dem Käufer bezahlt 
und, wie mir nachgewieſen haben, von ihm durch Production 
eines neuen Werthes vermöge des gefauften Gegenftandes wieder 
producirt werden. Ebenſo wichtig aber ift e8 zweitens, daß die 
Bemeffung, Umlegung und Erhebung diefer” Steuern ohne alle 
Rückſicht auf einen wirklich vorhandenen Reinertrag gefchieht, ſo— 
daß die Steuern gezahlt werden müſſen, felbft wo die Production 
eine wirthihaftlih unproductive ift oder gar mit Verluft betrie: 
ben wird. Die directen wie bie indirecten Steuern ruhen daher 

* zwar ihrem Princip nad auf dem Reineinkommen, in jedem ein- . 
zelnen Falle dagegen find fie durchaus gleichgültig gegen das Vor: 
handenfein derjelben und fuchen deshalb ihre Quelle eher in der 
Einnahme als in dem Einkommen. 

Nun gilt allerdings für alle Zweige der Unternehmungen 
das Geſetz der Productivität, nach meldem jede Production un= 
tergeht, die nicht einen Neinertrag abet, und umgelehrt allent- 
halben eine Production entfteht, wo ein Reinertrag wahrjchein- 
lich ift. Uber felbft nach diefem Gejeg mangelt den birecten und 
indirecten Steuern die Fähigkeit, fi) nad dem Maße des wirf- 
lichen Reinertrags der beftenerten Production zu richten. Die 
Vertheilung der Steuer wird bei beiden dem Verkehr überlaflen, 
ftatt in dem Gejege der Beſteuerung zu liegen. 

Selbft das ausgebildetite Syſtem der directen und indirecten 
Befteuerung läßt daher eine Lüde für die Befteuerung des ſelb— - 
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ftändig erſcheinenden, wirklich vorhandenen Neinertrags. Und 
diejenige Steuer, welche diefe Lücke ausfüllt und deren Steuer- 
object demnach der als jelbftändig vorhanden gefegte Reinertrag 
einer Wirthſchaft ift, ift die Einfommenfteuer. 

Es ergibt fi aus diefem Begriff der Einkommenfteuer, daß 
diefelbe ſchon einen hohen Grad wirthſchaftlicher Bildung voraus⸗ 
ſetzt und daß fie felbft da, wo fie erſcheint, keineswegs als eine 
einfache Steuer angefehen werben kann. 


Duelle und Arten der Einfommenftenern, 


Wenn es einmal feftfieht, daß das felbftändig als Ueberſchuß 
ericheinende NReineinfommen dem Princip nach weder durch die 
directen noch durch die indirecten Steuern betroffen wird und 
daher eine felbftändige Steuerquelle abgibt, fo erſcheint die felb- 
ftändige Beſteuerung deſſelben als eine unabweisbare Forderung 
"jedes -rationellen Steuerſyſtems. 

Die Ausführung diefes Steuerfyftems nun muß ſich feiner- 
ſeits an die Grundformen anſchließen, in welchen jene allgemeine 
ÖSteuerquelle, das Staatseinkommen, jelbftändig zur Erſcheinung 
kommt. 

Dos Reineinkommen ſeinerſeits iſt das Ziel jeder wirth— 
ſchaftlichen Bewegung. Die Grundeintheilung der letztern in Be: 
ziehung auf das erſtere iſt nun eine einfache. Sie beſteht ent- 
weder in der Bewegung der Kapitalien, und zwar fowol der 
Güter:, der Werth- als der perſönlichen Kapitalien, oder in der 
Bewegung de3 gefammten wirthſchaftlichen Lebens einer Perfün- 
lichkeit. Das Neineinfommen bat daher auch diefelben beiden 
Formen. Es erſcheint entweder als ein einzelnes Reineintommen, 
d.'i. als reiner Gewinn, bei den. einzelnen Kapitalumfäßen, 
oder als allgemeines oder eigentliches Reineinfommen bei dem 
Schluſſe jeder wirthſchaftlichen Periode überhaupt. 

Die Beftenerung de3 Einkommens, indem fie fih an dieje 
beiden Grundformen der Erſcheinung des legtern anſchließt, hat 
daher ſelbſt zwei Hauptformen. Die erfte ift diejenige, welche den 
Gewinn aus ben einzelnen Geſchäften beiteuert, die den Umlauf 
der Kapitalien vermitteln; die zweite ift diejenige, melde den 
Geſammtüberſchuß einer Wirthſchaftsperiode als Steuerobject jegt. 
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Die erſte dieſer Formen der Beſteuerung des Reineinkom— 
mens nennen wir num nach dem Verkehr, welcher jenen Ueber— 
gang der Kapitalien enthält, die Verkehrsſteuern; die zweite 
nennen wir nach ihrem Steuerobject die eigentliche Ein— 
kommenſteuer. 

Das Syſtem der Beſteuerung des Einkommens enthält 
beide Formen nebeneinander. Allein wie die beiden Objecte der 
Beſteuerung, das einzelne Kapitalgeſchäft und das geſammte 
Reineinkommen, voneinander an ſich wirthſchaftlich ganz unab: 
hängig ſind, indem in der That einzelne Kapitalübergänge mit 
großem Gewinne oder Verluſt vorkommen können, ohne daß da— 
durch der eigentliche Reinertrag der Wirthſchaft bedingt oder ge— 
ändert wird, ſo müſſen auch jene beiden Grundformen der Be— 
ſteuerung des Reineinkommens voneinander in jeder Beziehung, 
ſowol in Einheit und Fuß, als in der Erhebung unabhängig fein. 

Und fie find es in der That, und zwar fo fehr, daß bisher 
nicht nur die Steuergefeßgebung, die darin ganz recht hatte, fon- 
dern auch die Steuerlehre, die unrecht hatte, jene beiden Steuern 
als durchaus nicht zufammengehörige betrachtet hat. Man hat im 
Gegentheil ſowol in der Praris als in der Theorie die erfte Form 
von den Befteuerungen des Einfommens ganz ausgefhloffen und 
die ganze Frage nad) der legtern einfeitig auf die zweite Form, 
die Beſteuerung des eigentlichen Einkommens, beſchränkt. 

Es ift nun einleuchtend, daß dies falſch ift. Allerdings ha— 
ben die Gefeggebungen, welche beide Formen betreffen, am ji 
miteinander nichts zu thun, und der Begriff eines die Verkehrs: 
feuern und die eigentlichen Einfommenfteuern gemeinfam um: 
faffenden Syftems der Beſteuerung des Reineinkommens wird auf 
die Gefege über den erften oder den zweiten Theil derfelben kei— 
nen directen Einfluß haben, während in gleicher Weife die wiffen- 
ſchaftliche Darlegung beide’ Theile durchaus jelbftändig behandeln 
muß. Allein die Erkenntniß, daß beide eben Theile defjelben 
Spftems find, hat eine um fo größere Wichtigkeit, die zunächſt 
als eine theoretifhe, dann aber auch als eine praktiſche er— 
Teint. . 
Da nämlih das Reineinfommen einer ganzen Wirthihaft 
weſentlich mit aus dem Gewinn der einzelnen Kapitalgeſchäfte 
befteht, fo ergibt jih, daß beide Formen jener Steuerquelle auf- 
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einander den größten Einfluß haben und einander gegenſeitig be 
dingen. Die Erfheinung diefes gegenfeitigen Bebingtjeins in 
der Beiteuerung wird nun darin beftehen, daß der Steuerfuß 
und der Steuerbetrag, der auf den einzelnen Gewinften liegt, 
ſchon als eine indirecte Beſteuerung derſelben Steuerquelle an: 
gefehen werden muß, die dur die reine Einfommenftener ge 
troffen wird. Die Höhe des einen wird das Herabgehen des 
andern fordern; wo jene erftere bedeutend ift, kann die letztere 
nit mehr bedeutend fein, und zwar darum, weil beide nur 
Mittel für denfelben Zwed find, nämlich das Reineinfommen 
der Belteuerung zu unterziehen. Es folgt daraus, daß die Be: 
urtheilung des Einfommenfteueriyftems als eines Ganzen die Ber 
urtheilung und Erwägung des Verfehrsfteuerfyftems mit enthalten 
muß, und daß endlich die Beftimmung des Steuerfußes für das 
legtere deingemäß erjt dadurch eine rationelle werden kann, daß 
man fie auf ihre wahre Steuerquelle, den Gewinn des Kapital: 
verfehrs, zurüdführt. So wird erft auf diefem Wege das Ein- 
kommenſteuerſyſtem als ein Ganzes erfcheinen. [ 
Die theoretiihe Darftellung muß indeß beide Theile des 
Syſtems als jelbitändige Syfteme auffaffen, wie denn auch dem 
entſprechend die pofitiven Gefeggebungen für beide durchaus fo: 
mol in ihrer Entftehung als in ihrem Inhalt verichieden und 
voneinander unabhängig find. . 

Der Standpunkt, den das Folgende einnimmt, ift in der Unter: 
ſcheidung und dem Zuſammenfaſſen der beiden Grundformen der Ein: 
tommenfteuer, der indirecten und der .‚directen, ein von der gewöhn— 
lichen Auffaffung und Darftellung. fo wefentlih verſchiedener, daß 
wir nichts hinzuzufügen haben ala die Bemerkung, daß alle Arbeiten: 
über die Einfommenfteuer fih bisher nur auf die eigentliche oder 
directe Einkommenſteuer beziehen und man daher auch nur dieſe 
darunter zu verſtehen gewohnt ift. Die folgende Darftellung wird 
zeigen, daß dies einfeitig ift, und die Nichtigkeit diefer Auffafiung 
hat als eriten Beweis die Thatfahe für ſich, die jonft unerklärlich 
waäre, daß die Summe der reinen Einkommenſteuer fo gering iſt. 
Die Urfahen, weshalb dieſe Auffafiung bisher nicht plaggegriffen, 
liegen theils in dem Mangel an Unterjuhung über das Weſen 
ver Stempel, theils auch in der hiſtoriſchen Entwidelung ver bi: 
vecten Ginfommenfteuer, deren Charakter ſich uilten meiter ergeben wird, 
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Erſte Rlaſſe. 
Die Verlehrsſteuern (Stempelftenern). 





Befen derſelben. 

Die Verkehrsſteuern oder indirecten Einfommenftenern find 
diejenigen Abgaben, welche von den einzelnen, ben Uebergang 
der Rapitalien in irgendeiner Weife vermittelnden Acten erhoben 
werden. 

Die Verkehrsſteuern bilden daher den Uebergang von den 
directen Erwerbſteuern zu den Einkommenſteuern. Der Unter: 

ſchied von den Yegtern liegt jedodh in dem Weſen der Steuer: 
quelle, und dieſe bedarf für die Verkehräfteuern einer befondern 
Hervorhebung. j 

Während nämlich bei der Erwerbſteuer auf den wirklichen 
Reinertrag des Erwerbs, der ſich durch den Verkehr realiſirt, gar 
feine Rückſicht genommen wird, fordern nur auf den durdiänitt: 
lien und wahrſcheinlichen, ift ein Uebergang eines Kapitals oder 
eines Rechts nicht denkbar, ohne daß dabei von der einen ober 
andern Seite ein wirklicher Mehrmwerth gewonnen wird. Dieſer 
Mehrwerth ift mithin ein felbftändiger Reinertrag, der nicht mehr 
auf der Production, fondern blos auf dem Nebergange des Ku 
pitals beruht und ber durch die Acte dieſes Webergangs vermit- 
telt wird. Der Gewinn, der darin liegt, ift bie Steuerquelle 
der Verkehrsſteuer, und die Befteuerung des Kapitalverkehrs if 
demnach weder eine Kapital» noch eine Arbeitsbefteuerung, fon 
dern eine Einfommenfteuer. 

"So einfad num aud) das Princip diefer Steuer ift, fo ſchwie 
rig ift andererjeit3 die Ordnung der wirklichen Beſteuerung, und 
zwar nad) zwei Seiten hin. 

Erſtens ift der Verkehr jelbit ein fo vielgeftaltiger, daß & 
ſchwer ift, unter den Objecten deffelben ein Kapital, ein Recht 
und ein Product immer gehörig zu ſcheiden. Eine ſcharfe Grenze 
läßt ſich dabei praftiih nur ziehen, indem man die Steuer an 
die Acte anſchließt, durch welche jener Verkehr vermittelt wird; 
dadurch wird hier die genaue Beftimmung des Steuerobjects von 
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entſcheidender Wichtigkeit und eine abfolute Uebereinftimmung 


unter den Befteuerungen in verſchiedenen Staaten kaum denkbar. 


Zweitens enthalten diefe Acte des Verkehrs vielfach eine ge- 
richtliche oder amtliche Thätigfeit, die nur für das einzelne In— 
dividuum gefchieht, welches im Verkehr fteht. Die Abgaben für 
die Acte des Verkehrs ericheinen deshalb auch zum Theil als 
Gebühren und find gleicherweiſe vielfach aus den Gebühren ent- 
ftanden. Die felbftändigen Verkehrsſieuergeſetzgebungen datiren 
deshalb auch aus der neueften Zeit, und daraus erklärt es ſich, 
daß diefelben auch meiftens als Gebühren bezeichnet werden. 

Es wird dadurch die Darftellung des Steuerobjects bei die: 
ſer Steuer zugleich zur Grundlage für die Darftellung des Steuer- 
ſyſtems, an welches fi) die übrigen Punkte dann leicht verftänd- 
lid) anföliepen. 


So beftimmt und Mar auch wenigftens in den meiften Fällen 
die Gefeggebungen der Sache nad über diefe Art von Steuern find, 
jo unbeftimmt find einerfeit3 die gefeglihen Bezeichnungen, anderer: 
jeit3 die wiſſenſchaftlichen Anfihten. Es ift daher durchaus noth: 
wendig, über den Ausgangspunkt einig zu fein. 

Die gewöhnliche Bezeichnung ift die der Stempelfteuer (Preußen), 
Zaren (Baiern), Stempelgebühren (Defterreih), droits d’enregistre- 
ment und de timbre (Frankreich), stamps und duties (England). 
In dieſen verjhievenen Gejeggebungen find keineswegs blos reine 
Verlehrsſteuern, fondern theils Gebühren — wol in allen Staaten — 
theils auch Verbrauchsſteuern, namentlich bei Zeitungen, theils aber 
aud, wie in England, YAufnahmegebühren bei gewiflen Gewerben 
(Hübner, a. a. D., ©. 24) enthalten. Es ift daher unmöglid, eine 
einheitlihe Darftellung in den Gegenftand hineinzubringen, wenn 
man fi an das Pofitive halten will. Dazu kommt eine entfpre- 
ende Unklarheit über das Weſen diejer Steuern in der Theorie, 
die, wie Hoffmann (S. 417) und nah ihm Wirth (II, 368), 
die Steuerquelle blog darin fucht, daß man gerade bei ben 
Vertehrägefhäften Geld findet, oder daß diefe Steuern aus ver Zeit 
der Grundherrlichleit ftammen. Aehnlih Rau, $. 231, und Mal: 
dus, I, 301; Lotz, II, 330. Offenbar ift damit zu keiner 
Klarheit zu gelangen. Man muß, am beften vom Stempel aus: 
gehend, einen andern Geſichtspunkt aufftellen. 

Es ift nämlih durchaus falſch, den Stempel als eine Steuer zu 
betrachten und daher von einer Stempelfteuer zu reden. Ebenſo 


falſch iſt es, Stempel und Gebühr füs iventiih zu erklären. Der. 


Stempel ift im Gegentheil nichts al® eine Erhebungsform, die ſowol 
für eine beftimmte Art von Steuern als für Gebühren gebraudt 
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wird, aber weber für alle Verkehrsgeſchäfte noch auch in allen Staa⸗ 
ten für viefelben Geſchäfte; venn fo wird ein Theil der Verkehrs: 
fteuer in Oeſterreich direct, ein Theil durch Stempel erhoben, wäh: 
rend in Frankreich die Hauptform. die directe Beſteuerung des en- 
registrement und nur die Nebenform der Stempel iſt; in England 
ftehen gleichfalls beide Arten nebeneinander. Der Begriff des Stem— 
pels reicht alfo weder feinem Inhalt noch auch feiner pofitiven Ans 
wenbung nach aus, und vie hödft mangelhaften Darftellungen in ber 
Theorie fommen wmejentlih daher, dab man vie Lehre von vieler 
Steuer einfach als Stempelftener bezeichnet bat, obwol ſchon Jakob 
(8. 1209 u. 1255) ganz richtig den Stempel nur al® Er— 
hebungsform aufführt, ohne jedoch ernſtlich auf die Sache einzugehen. 
Sobald man das fefthält, wird man nothwendig nach ber felbftän- 
digen und mithin abfoluten Steuerquelle — dem Reineinkommen 
aus dem einzelnen Verlehrsact — ſehen, danach auch da, wo ber 
Stempel angewendet wird, leiht Steuer und Gebühr trennen und 
endlich den Stempel rein aus dem Geſichtspunkte der Zweckmäßigkeit 
für die Erhebung -betradten. Alsdann hat der Gegenſtand für ven 
Denkenden keine Schwierigfeit mehr und dann erſt läßt fih auch 
tationell etwas über Object, Steuereinheit und Steuerfuß beftimmen. 
Uebrigens hat fi die Theorie, namentlih Hoffmann, Rau und 
Wirth, fait unbedingt gegen diefe ganze Gruppe von Steuern erklärt 
und fie höchftens durch die Leichtigkeit ihrer Erhebung umd der Laft 
entſchuldigt, welche fie bei guter Einrichtung bilden. Offenbar find 
diefe Einwürfe gerecht, fofern fie auf eine zu hohe Steuer, oder auf 
* eine doppelte Befteuerung, oder auf eine unbequeme Art der Erbe: 
bung gehen, und werben es nod mehr da, mo die ohnehin gel 
arme niedere Klaſſe zu derſelben genöthigt wird, vorzüglich bei 
Schriftwechfel mit den Gerichten u. ſ. w., wo überhaupt die Gleich: 
beit des Steuerfußes in den meiften Fällen eine factifhe Ungleichheit 
ver Beiteuerung mit fih bringt. Dagegen ift abfolut fein Grund 
vorhanden, in demjenigen Bertehrögebiete, wo in jedem Acte ein 
Gewinn gemacht mwird und wo bie öffentliche Sicherung deſſelben 
ihm einen nicht unbedeutenden Mebrwerth gibt, diefen Gewinn nicht 
zu beſteuern. Man muß daher aud bier fih nicht verleiten Lafien, 
die Sache jelbft .um derjenigen Punkte willen zu befeitigen, in denen 
fie ihre richtigen Grenzen überſchreitet, ſei e& im Object, fei es im 
Steuerfuße. Nicht um die Aufhebung, fondern nür um -die billige 
Regelung kann es ſich verjtändigerweife handeln. 









Das Stenerobject der Verfehröftener und das Syſtem berfelben. 

Da dem Begriffe der Verkehrsſteuer nach jedes Kapital ald 
ſolches in feiner Bewegung Object derfelben ift, nicht aber 
das Product, fo beruht die Richtigkeit der Befteuerung vor allem 
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darauf, in ber Gefammtbewegung der Güter „das Kapital von 
dem Producte zu unterſcheiden. u 

Diefe Unterfeidung nun, obwol im Begriffe klar, kann 
nur zum Zivede der Befteuerung nicht an das Gut jelbft gefnüpft 
werden, da jedes Gut immer zugleih Kapital und Product ift. 
Sie muß vielmehr fih aus der Natur des Actes ergeben, welcher 
den rechtlichen Webergang und die wirthſchaftliche Beftenerung des 
betreffenden Gutes enthält, die an den Act geknüpft wird, fo: , 
mit den Verkehr vermittelt umd theils die Bedingung des Webergangs 
bildet, theils auch allein die wirthichaftliche Größe des Kapitals enthält. 

Es ergibt fi daraus, daß die Verfehräfteuer ſich an dieſe 
Verkehrsacte anliegt, oder daß mithin nicht das Kapital, das 
im Verkehr begriffen ift, fondern das Document, welches die 
Acte des Verkehrs vermittelt, das unmittelbare Object der Ber: 


kehrsſteuer bilden muß. 


Das Syſtem der Verkehrsſteuer muß demnach einen erften 
Ausdruck in dem Syſtem der Verkehrsacte finden, welche die un- 
mittelbaren Gegenftände der Steuer find. 

Die Aufgabe diefes Spftems ift e3, diejenigen Acte des Ver: 
kehrs zu bezeichnen, bei denen ein unmittelbarer Gewinn als 
vorhanden, alfo die Steuerquelle fr die indirecte Einfommen- 
fteuer als gegeben angenommen werden muß, und in Gemäßheit 
diefer Aufftellung die Documente, die biefe Verfehrsacte vermit- 
teln, als Steuerobjecte feftzuftellen. Erſt wenn dies geſchehen iſt, 
kann das Syſtem der Beſteuerung dafür eintreten. 

Dieſer Begriff der Verkehräftener ergibt nun folgende Grund; 
lagen dieſes Syftems. 

A. Da nicht der Verkehr der Producte, fondern nur der, 
Uebergang der Kapitalien die Steuerquelle enthält, fo ift erites 
Princip jenes Syſtems, daß alle Acte, melde den Verkehr der 
Producte vermitteln, Teinen Steuergegenftand bilden. 

Die allgemeinfte Anwendung diefes Princips ift der Satz, 


"daß bewegliche Gegenftände, Verlehrszahlungen und perjönlice 


Leiftungen als Producte und nicht als Kapitalien gelten müſſen 
und daher in ihrer Bewegung von der Verkehräfteuer frei find, 
oder daß die Acte, melde den Verkehr in beweglichen Gegen- 
fanden, Zahlungen und Leiftungen für den Markt vermitteln, 
der Steuer nicht unterworfen find. 
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Die zweite Anwendung befteht in dem Sage, daß jede Heine 
Summe, die im Verkehr erſcheint, nicht als ein felbftändiges 
Rapital, ſondern als eine Verfehrszahlung anzufehen und daher 
von der Steuer zu befreien ift. 

Die dritte Anwendung befteht in der Befreiung de3 Pro- 
ceſſes der wirklichen Kapitalbildung von der Steuer, fobald die 
felbe der niedern, Tapitallofen Klaſſe angehört (mas freilich oft 

durch die Kleinheit der Summe ſchon dem obigen Falle gehört). 

Dahin find namentlich die Kapitalbewegungen der Eredit:, Spar- 

und Hülfsinftitute für die niedern Klaſſen zu zählen. Dieje 

Fälle bilden demnach die Ausnahmen von der Regel der Kapital⸗ 

befteuerung. 

B. Als eigentlide Steuergegenftände werden demnach zu 
jegen fein: 

I. alle unbeweglichen Güterfapitalien im Verkehr, gleichviel 
aus weldem Grunde fie übergehen. . " 
Die beweglichen in dem Falle, wo der Mebergang nicht 
durch den Marktverkehr und mithin als Product, jondern 
durch Schenkung und mithin ala Kapital geſchieht. 
II. Ale Rechte und Forderungen, indem dieſelben ein felbftän- 
+ diges Werthfapital conftituiren, das ohne Rüdfiht auf feine 

Entftehung im Verkehr begriffen ift. 

II. Alle perjönlien Kapitalien, indem diefelben als Fähigkeit, 
Tüchtigkeit, Redlichkeit vermöge eines Actes Gegenftand des 
Verkehrs werden. Die Unterſcheidung won den Leiftungen 
als Producten diefer Kapitalien liegt nahe. Das Mittel, die 
Verkehrsſteuer von diefen Kapitalbemwegungen zu erheben, 

B befteht nun in der Beftimmung der Acte, welche dieſe Ueber— 
gänge vermitteln. Die Bezeichnung diefer Acte enthält da- 
ber das wirkliche Steuerſyſtem; fie macht natürlih für die 
Steuerverwaltung die theoretiſche Bezeichnung überflüffig 
und vertritt deshalb in der wirklichen Beſteuerung ihre Stelle. 

Dieſe Acte unterſcheiden ſich in 

1) amtliche Acte, welche den Uebergang des Kapitals amt- 
lich feftftellen, namentlich alle Eintragungen von Ueber 
gängen von Kapitalien (Güter- oder Werthfapitalien) in 
die Grundbüder; dann die amtlihen Ausfertigungen, die 
fi darauf beziehen. 
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2) Eingaben bei den Wemtern, bei denen, da fie fi faſt 
immer auf Rechte, Verbindlichkeiten oder wirthſchaftliche 
Zwecke beziehen, eine Unterſcheidung nicht weiter thunlich 
erſcheint. 

3) Privatdocumente, welche den Uebergang enthalten oder 
vermitteln. Dieſe unterſcheiden ſich demnach in 

Urkunden über den Uebergang eines Kapitals; 
Privatacte über Rechte und Forderungen und ihre Be— 
wegung, namentlich Wechſel- und Handelsbücher; 
Privatzeugniſſe über perſoönliche Eigenſchaften, die zum 
Zwecke eines Erwerbs aus dieſen Eigenſchaften ausge— 
ſtellt werden. 

Es ergibt ſich demnach, daß die Beſteuerung des Kapital— 
verkehrs ihre Vollziehung in der Beſteuerung der amtlichen Acte, 
der Eingaben und der Privatdocumente findet, welche die Ber: 
wirklichung de3 Uebergangs von Güter-, Werth: oder perfünlichen 
Rapitalien enthalten. Und hierauf beruhen nun die folgenden 
Theile diefer Steuer. “ 


Die Gefehgebungen find hier der Theorie weit voraufgeeilt. Sie 
haben namentlich ſeit Anfang diefes Jahrhunderts das ganze Ver: 
kehrsſteuerſhſtem wejentlih auf den oben angegebenen Grundlagen 
gefeglich georonet. 

England zeichnet ſich freilih aud; hier duch ein höchft compli- 
eirte3 und zum Theil ganz irrationelles Syſtem ver Objecte der Ber 
fteuerung aus. Geine Klaſſen find nah Hübner (a. a. D., ©. 24): 
Vertrags: und Documentenitempel, wobei viele Gebühren und. jelbft 
Gewerbfteuer (Admissions), Wechſelſtempel, Banknotenftempel, Quit⸗ 
tungsſtempel, Teftament3: und Vermächtnißſtempel, Stempel auf Ver: 
fiherungspolicen (ganz irrationell), Stempel auf patentirte Heilmittel 
(wertehrte Art der Gemwerbfteuer), Karten= und Würfelitempel (Lurus: 
fteuer), Gold: und Silberſtempel (Gebühr) und endlich das weite 
Gebiet der Licenzen und Certificatenitempel, eine Gewerbſteuer, aber 
nur für neue Arten Gewerbe, ganz irrationell, Natürlich it dabei 
von einem Syitem der Steuerfuße nicht die Rede. 

Frankreichs Syſtem ift ein doppelter. Es enthält zuerit das En: 
zegiftrement im engern Sinne, das allerdings mol urſprünglich eine 
Grundbuchsgebühr, vielleicht aud eine Befigveränderungsgebühr an die 
Seigneurs war. Seine gegenwärtige Geftalt erhielt es durch Gejeg vom . 
12. DecN1798 mit Nachträgen bis auf unfere Zeit, wodurch ein 
höchſt venwideltes Syſtem entſtanden iſt, das auch viele Gericht: 
gebühren enthält. Es umfaßt, wie v. Hod ſagt, „alle Gebühren, die 

Stein, dinanzwiſſenſchaft. 27 
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aus Anlaß von Rechtsgeſchaften erhoben werden” (©. 175 fg.). 
Zweitens befteht unabhängig davon ‚die Stempelgebühr, bei der der 
Verbrauchsſtempel für Acte des Verkehrs und der Urfundenftempel 
für Urkunden unterfhieden werden (Hod, ©. 193); natürlid mit 
weſentlich verſchiedenem Steuerfuß. Das Jrrationale liegt hier darin, 
daß Enregiftrement und Stempel eine doppelte Berfteuerung veflel- 
ben Verlehrsactes in den meiften Fällen enthalten. 

Deſterreichs Stempelgefepgebuug hat gleichfalls ihre eigenthümliche 
Geſchichte. Die frühere Gejeßgebung von 1840 ward in ihren me: 
fentlichften Beſtimmungen durch das Gebührengefeg vom 2. Aug. 
1850 (Einführungsgefeg vom 9. Febr. 1850) neu geftalte. Das 
Gefeg ſeht als Objecte: A: Rechtsgeſchäfte; B. Vermögensübertragun: 
gen; ©. Behelfe (Zeugnifie und Bücher); D. Schriften und Amts: 

handlungen, worauf die genauen Angaben über die einzelnen Ob: 
jecte und Steuern folgen; hier erſcheint der Stempel neben ver un- 
mittelbaren Abgabe (f. unten). 

Preußens Stempelabgaben beruhen auf dem Gefeg vom 7. März 
1822 und enthalten ala Objecte: Kauf, Pacht: und Miethurkunden, 
Erbſchaften und Vermächtniſſe, Schenkungen, Schuldverſchreibungen 
und Quittungen und den Schriftwechſel zwiſchen Obrigkleit und Un— 
tergebenen. Der Stempel iſt die ausſchließ liche Erhebungsform. 

Baiern bat in feinen Taxen das Syſtem des Enregiſtrements 
nad dem Geſetz vom 28. Mai 1852, daneben das Stempelgefälle, 
doch nur bei Verhandlungen öͤffentlicher Behörden in Parteiangele: 
genbeiten, wobei die Behelfe und Zeugniſſe, ſowie Reclamationen 
u. f. w. frei find Hauff, „Bairifche Geſetgebung“, 8. 404—409. 


Steuereinheiten und Stenerfuß für die Verlehrsdocnmente. 


Die Bezeihnung de3 Verkehrsdocumentes als Stenerobject 
der Verkehrsſteuer gibt nun aber am fi nod Feine Steuereinheit 
und läßt daher auch jeden Steuerfuß, der einfah auf das Ver- 
kehrsdocument bafirt ift, als irrationell erſcheinen. 

Im der. That ift vielmehr die Steuerquelle der Kapitalge— 
winn, der im Verkehr Liegt. Diefer Kapitalgewinn ift nun zwar 


®  bebingt einerjeit$ dadurch, daß der Verkehrsact überhaupt gültig 


vorgenommen werde, was allerdings ohne alle Rüdficht auf die 
Größe des Kapitals durch das Document felbft erzielt wird; dann 
aber durch die Größe des Kapitals felbft, welches vermöge jenes 
Documents im Verkehr übergeht. 

Es ergibt fih daraus, daß, je nachdem das erfte oder das 
zweite der Fall ift, fomol die Steuereinheit ala der Steuerfuß 
jehr verjepieden fein werden. Im erſten Falle wird eben nur das 
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Document als ſolches Steuereinheit fein, im zweiten Dagegen Die 
im Documente gegebene Kapitalfumme. \ 
Demnach wird das Syſtem ber Verkehröftenern vor allem 
das Princip aufzuftellen haben, nad welchem fich jene beiden 
Gruppen unterſcheiden, und dann nad) der Natur beider den 
Steuerfuß für die fo geſetzte Stewereischeit. beftimmen. 

Diefe beiden Gruppen find nun folgende: 

A. Die erfte Gruppe enthält alle Acte, welche den Ueber- 
gang der Rapitalien in irgendeiner Weife vorbereiten. Da num 
das Maß ihres Antheils an diefem Uebergange und mithin an dem 
Neinertrag ihrer Natur nach für alle Geſchäfte ein unbeftimmtes 
iſt, fo find fie weſentlich als gleichartig zw betrachten, und mits 
bin muß ein fefter und für die einzelnen Gruppen ein gleichgro⸗ 
Ber Steuerfuß gelten. 

Dahin gehören die amtlichen Acte, welche die bloße Auer- 
erfennung eines Rechts enthalten; die Eingaben, welde zum 
Zwecke diefer Anerkennung bei den Yemtern gemacht werden; 
endlich die Privaturfunden, melde zur Fetftellung diefer Rechte 
zwiſchen den einzelnen gewechſelt werben. 

Es ift Har, daß die Steuereinheit hier in dem Umfang der 
Acte gegeben ift, umd zmar fo, daß fie in der Quadratfläche 
eiyes für jene Zwecke erforderlichen Papieres befteht, das, indem 
es mit dem Staatsſtempel verfehen ift, Stempelpapier heißt. 

Der Steuerfuß wird dabei ein geringer für jene Einheiten 
fein können. Das Genauere Tann nur dur das Geſetz beftimmt 
werben. 

B. Die zweite Gruppe befteht in denjenigen Acten, melde 
den rechtlichen Uebergang vollziehen. 

Dahin gehören unter den amtlichen Acten die Eintragungen 
in die öffentlichen, Bücher bei Eigenthumsübergängen, unter den 
Eingaben namentlich die Schenkungsurkunden, unter den Privat- 
acten die Wechſel, Schuldurfunden und Quittungen. 

Hier liegt die Steuereinheit nicht mehr in dem Raum des 
Bapieres, jondern in dem Betrag des Kapitals, deſſen Bewegung 
vor fi geht. Die Einheit ift daher eine beftimmte Summe; man 
ſetzt am einfachſten die Decimaleinheit. Der Steuerfuß wird da, 
wo der Uebergang eines Kapitals an den Inhaber der Urkunde 

27* 


420 . 


und mithin der Gewinn für den legten gewiß ift, ein Procentual- 

‚fuß, wo dagegen das Kapital nicht gewiß bei dem Empfänger 
bleibt, fondern fein Uebergang nur duch denfelben vermittelt, 
‚wird, ein in viel größern Abftufungen wachſender Fuß oder eine 
Steuerjcala jein. . 

€3 leuchtet ein, daß bier eine genaue Beftimmung durch die 
reine Theorie nicht weiter zu erreichen ift. Die pofitiven Geſeh⸗ 
gebungen find ebendeshalb gerade hier in mannichfacher Weile 
verſchieden. Alle diefe Geſetze greifen aber jehr tief in den Der 
tehr ein, und es ift daher das erfte Princip bei der pofitiven 
Beftimmung des Steuerfußes, ihn nur fo hoch zu ſetzen, daß 
er den Verkehr nicht ftört; oder: der Steuerfuß muß fo gering 
fein, daß er auch bei geringen Gewinnen aus der Bewegung der 
Rapitalien feinen Grund abgibt, um einen auf diefe Bewegung 
berechneten Verkehr zu hemmen. 

Das Kennzeichen der Richtigkeit des Steuerfußes befteht da 
ber in der Bergleihung der Kapitalbewegung vor und nad der 
Einführung des Steuerfußes und in der Beobachtung der fteigen- 
den ober fintenden Zahl der Verfuche, die Beſteuerung zu um 
gehen. 

Der Stewerfuß ift daher richtig, wenn unter ihm die Kapi 
talbewegung in regelmäßigen volkswirthſchaftlichen Zuſtänden die 
gleiche bleibt, ohne daß durch bejondere Gründe eine bejondere 
Bewegung derſelben veranlaßt worden wäre. 


Man muß bei der Beurtheilung diefes Punktes eins feithalten. 

Gewöhnlich denkt man fih die Verfehräfteuer nur unter der Zorm 
ver Stempeliteuer. Allein das ift falſch. In Frankreich enthält das 
Enregiftrement eine Claffification von Steuereinheiten und Steuer: 
fußen, die auf dem DVerkehrägefhäft als ſolchem ruben und daher. 
unmittelbar bezahlt werven. Hier ift der Steuerfuß theils eine fit, 
theil3 eine proportionale Abgabe. Die fire Abgabe hat wieder feſte 
afien; die Proportionalgebühr fteigt von Y,, bis 104; Pro. 
Hod, S. 178—184. Diefe Steuern, obwol fie mit dem Stempel 
gar nichts zu thun haben, find dennoch durchaus ebenfo gut Ber: 
tehräfteuern als die Stempelgebühr, die neben dem Enregiſtrement 
ſteht. Für den wirklichen Stempel gelten nun in Frankreich zwei 
Einheiten; der Verbrauchsſtempel ift ein Dimenfionaftempel, d. h 
die Ougpratflähe des gebrauchten Papiers ift die Einheit, oder ein 
BVerthitempel, d. h. der Werth des in der Urkunde enthaltenen Db: 
ject3 ift die Einheit. Aehnlich ift das Spftem in Deiterreig. Hier 
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iſt ganz richtig ſchon in $. 1 gefagt, daß die Verfehrsacte nicht 
dem Stempel, fondern der Abgabe unterliegen. Diefe Abgabe wird 
nun in zwei Formen entrichtet: entweder durch „unmittelbare Cinzah: 
lung“ ($. 5), mas dem Enregiſtrement entſpricht, oder durch den 
„Stempel“. Aud bier ift die Steuereinheit nad dem Steuerobject 
beftimmt (f. oben) und dies Steuerobject in ein umfaflendes Syſtem 
gebracht, am welches ſich zugleich der Steuerfuß anſchlleßt. Grumd: 
züge find folgende: 1) feiter Betrag (Steuereinheit der Act jelbit) 
bei der unmittelbaren Einzahlung a) für Eintragung in die öffentlichen 
Bücher, b) für civilgerihtlihe Ertenntnifie, beim Stempel für Zeug: 
niffe, Eingaben, Handelsbücher und ähnliche Documente. 2) Steuer: 
fuß mit Scala (Steuereinheit ‘ver Werth des Verkehrsobjects) mit 
der unmittelbaren Zahlung, wenn ber Betrag der Gebühr 20 Fl. 
überfchreitet bei Wermögensübertragungen, Schenkungen u. f. 
mit der Stempelfteuer bei denſelben Gefchäften, folange ver Steuer: 
betrag (die Stempelgebühr) 20 ZI. nicht überſchreitet. 3) Steuer: 
fuß nad progreffiven Procenten nur für unmittelbare Zahlung bei 
allen Erwerbungen dinglicher Rechte, die mit Gintragung in öffent: 
liche Bücher verbunden find. Danach find dann beftimmte Stempel: 
Hafen aufgeftellt und zwar in 20 Abftufungen von 1 Kr. bis 20 Fl., 
wo die unmittelbare Zahlung beginnt. Die Wechſel gehören dabei 
namentlih theils ver erften, theild der zweiten Klafie an. Bgl. die 
genaue Darftelung bei Eyfar, „Handbuch des äfterreichifchen Gebuh⸗ 
rengeſetzes“ (1855). Die frühern Verhältniſſe find gut dargeftellt bei 
Tengoborsfi, „Finanzen Defterreih8 (Wien 1845), IL, $. 5. 
Springer, „Statifti“, II, 8.127. In Preußen befteht diefe Steuer 
nur im Stempel und dad Geſetz vom 7. März 1822 hat alle frü- 
bern Stempelabgaben abgefhafit und das neue Syſtem an beren 
Stelle gejegt. Die Grundlage dieſes Syſtems in Beziehung auf 
Steuereinheit und Steuerfuß ift im weſentlichen biefelbe. Der Steuer: 
fuß wird hier bezeichnet als der gemeine Stempel und ver Werth: 
ftempel. Der erftere hat wieder feine Klaſſen mit feitem Betrage. 
Object: Zeugnifje und Verträge, Teftamente, Hypothelenfheine aller 
Art. Der zweite hat feine Arten: Kaufftempel (Steuerfuß 1 Proc. 
bei inlandiſchem Grundbeſitz [bei ausländifhem 15 Sgr.] und ein Drit: 
tel bei alfen andern Gegenftänven); Lieferungaftempel (feit 1846 ein 
fefter Stempel von 15 Sgr.); Pacht: und Miethftempel (vom gan: 
zen Betrage, während der ganzen Dauer Y, Proc.); Procekitempel 
(am Enve des Procefies: 1 Proc. bis zu 1000 Rthir., Y, Proc. bis 
20000 Athle., weiter Y, Proc., in Criminalfahen 5—50 Rhlr., 
bei kleinern Sachen 15 Sgr.); Erbſchaftsſtempel (f. unten); Wed: 
ſelſtempel Yg, Proc. Dgl. Gifele, „Commentar zur preußifchen 
Staatögefepgebung” (1846). In Baiern find die Taren das Enregiftre: 
ment, refp.. die unmittelbare Gebühr Oeſterreichs, und werben bei 
allen Vermögensübertragungen theils als feite Steuer, theils ala 
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Propertionalgebühr entrichtet; der Stempel erſcheint daneben für das 
Papier in allen Verhandlungen mit den Gerichten nach einer beftimm: 
‚tert Scala, bei Wechſeln jedod nur dann, wenn fie vor Gericht produ⸗ 
citt erben. 

Diefe Beifpiele werden genügen, um zwei Säße zu beweiſen: 
erſtens, daß bei aller Verfchiedenheit im einzelnen dennoch die großen ' 
Grundlagen der Steuer fih weſentlich gleich find, ſowol in ven 
beiden Grundformen der mittelbaren und der Stempelerhebung, als 
in der Unterfeheidung bes feften und des fteigenven Steuerfußes; 
zweiten? aber auch, daß in den einzelnen Anfägen noch viel Zu: 
fall und Willlur herrſcht, daß in den Gtempeln nod viele, im 
Grunde ganz irrationale Gebühren enthalten find und daß viele ber: 
felben eine ganz ſchlechte Vertheilung ver Steuer enthalten. Hier 
mag gelten, was Rau fagt: „Es ift weber rathjam noch auch billig 
und ausführbar, fie nad den Bemühungen. der Beamten zu bemeflen 
(al Gebühren), auh hat man fie gewöhnlih nur aufs Ungefähr 
mad) der Wichtigfeit des Gegenftandes fteigen Lafien“ ($. 231). & 
iſt dabei nicht zu überfehen, daß ein Xheil dieſer Steuer auf den 

"alten grundherrlichen Rechten beruht und ihre irrationale Einrich 
tung aus diefer Urſache hervorgeht; die neueſten Steuern, namen: 
lich die Wechiel:, Actien: und Couponsſtempel, haben dagegen in dem 
Brincip eines Werthftenerfußes den Verſuch einer rationellen Beſteue 
rung angeftrebt. Bon biefem Gefihtöpuntt aus muß man zugeftehen, 
daß unter allen Steuern feine einer rationellen Reugeftaltung fo ſeht 
bevarf als dieſe. 


Stenererhebungsfyftem. Stempelfpftem. 


Die Erhebung der Verkehrsſteuer ift von beſonderer Wichtig: 
keit, weil fie, auf allen Punkten des Verkehrs erfcheinend, der 
"Uebergang der Kapitalien und mithin den auf ihrer Verwerthung 
beruhenden Erwerb fehr zu erſchweren im Stande ift. Bei einer 
nit gut eingerichteten Erhebung kann daher gerade hier der 
Verluſt an Zeit und Mühe viel größer werden als der Steurr 
betrag felbft. 

Das rationelle Princip der Erhebung befteht demnach darin, 
daß fie womöglich von feiten des Stenerzahlenden Teine außer 
halb feiner gewöhnlichen Beihäftigung Legende Tpätigteit for 
dere. Daraus ergeben ſich bie zwei vationellen Grunbformer 
der Erhebung. 

Die erfte Grundform befteht darin, daß bei allen zu der 
Tteuernden · Acten, die von einem Amte ausgehen, die Berechnung 
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vom Amte jelbft geſchieht und die Quittung daräber dem 
Beitenerten zur Zahlung zugeftellt wird. Dabei erfheint das 
Brineip der Öfterreihiihen Geſetzgebung durchaus richtig, dieſe 
unmittelbare Erhebung nur bei größern Summen eintreten zu 
Yaffen. 

Bei allen von den Privaten ausgehenden Acten muß die 
Erhebung zweitens fo eingerichtet werden, daß der Beſteuerte die 
Zahlung ohne alle amtlide Mitwirkung vornimmt. Dies gefchieht 
duch die Stempelmarke. Die Stempelmarfe muß demnach in 
allen von dem Tarife als Steuerfuß anerkannten Steuerbeträgen 
vorhanden und auf allen Punkten eines Reichs käuflich fein. 
Die Steuerzahlung gejhieht alsdann durch den Kauf der Marke, 
und bie Verwendung berfelben auf dem Papier ift die Steuer 
umlegung. Die Stempelung der Acten durch das Amt follte nur 
fubfiviär auftreten. Die Stempelmarken find übrigens in jedem 
Falle viel zwedmäßiger als das Stempelpapier, das eine Menge 
praftifher Unzuträglichkeiten bietet. Das Net, ungeftempelte 
Acte mit einem Stempel oder Stempelbogen nachträglich zu ver 
fehen, ift ein Widerſpruch mit dem Wejen der Steuer. 

Die VBorausfegung ber guten Steuererhebung ift ein durchaus 
genauer und alle Fälle des Kapitalverkehrs umfaſſender Tarif, 
ber in möglihft einfachen und möglidjit deutlichen Beftimmungen 
allgemein zugänglich gemacht wird. 

Es erfcheint dabei nit richtig, die Verwendung unrich⸗ 
tiger Marten mit. einer befondern Strafe zu belegen, und zwar 
weder als größere Nachzahlung noch als Unzuläfiigfeit unrichtig 
geitempelter Eingaben. Wo dies gefchieht, muß einfach der Ber 
trag der fehlenden Steuer direct nacherhoben werden. Die Siche- 
rung ber Befteuerung liegt darin, daß jeder Act erft daun gül- 
tige Beweiskraft hat, wenn er: die betreffende Marke enthält. 
Nur in einzelnen Fällen, wie namentlich bei Handelsbüchern, 
muß die Vefteuerung ohne Rüdficht anf gerichtliche Producirung 
unbedingt vorgejchrieben fein. 

Das letzte und keineswegs unmwichtige Princip dieſer Steuer: 
erhebung befteht nun darin, daß fie zugleich allenthalben, wo Ge: 
bübren vorkommen, diefe Gebühren mit enthalte, ſodaß weder 
eine bejondere Berechnung noch eine befondere Bezahlung der 
Gebühren nöthig wird. Dies ift in der That auch meiftens ber 
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Fall; der Uebergang der Gebühren in die Stempelfteuer ift all- 
gemein geworden und das Stempelfteuerfyftem wird deshalb faſt 
immer zugleich das Gebührenweſen genannt, obgleih die Ge— 
bühren in Object, Fuß und Einheit auf weſentlich andern 
Grundfägen beruhen; nur darf, weil die unmittelbare Verkehrs⸗ 
ftener fo gut als der Stempel eben Steuern find und fein follen, 
die Gebühr. ſtets nur einen geringen Theil des Betrag aus— 
maden. ö 
Eine gewiſſe Schwierigkeit in den Tarifen ift bier faft unver: 
meiblih. Die wiſſenſchaftliche Einteilung wird für das praftifche 
Bepürfniß dabei nur wenig nugen Eönnen; eine alphabetiihe Ord— 
nung, namentlich für die Stempel, ift ohne Zweifel die zwedmäßigere 
Form. Jede Stempelorbnung enthält dabei ausführliche, Vorſchriften 
über Nachftempelung, über Bemeſſung de3 Stempels, über die, Be: 
nugung des Stempelpapier® und über bie einzelnen Streitftagen. 
Das Öfterreichiiche Geſetz nebſt Commentar und commentirtem Ta: 
rif bei Cyſar, a. a. D. 


Erbſchaſtsſteuer. 

Die Erbſchaftsſteuer gehört ihrem Princip nach durchaus den 
Verkehrsſteuern an. Sie iſt eine Beſteuerung des wirthſchaftlichen 
Gewinns, den der Nachfolger duch den Zufall der Erbſchaft 
madt. Es iſt jedod) kein Grund vorhanden, .eine weſentliche Un- 
terſcheidung in diefer Beziehung aufzuftellen. Im Gegentheil hat 
die völlige principielle Gleichheit dieſer Beſteuerung mit den übri= 
gen Formen der Verkehräbefteuerung es auf ganz tationellem 
Wege hervorgebracht, daß die Erbſchaftsſteuer als eigene Steuer- 
art zu verſchwinden und in die allgemeine Verkehräfteuer über- 
zugehen .beginnt. 

Die Steuerquelle der Erbſchaftsſteuer iſt der Gewinn bei 
dem Anfalle eines Nachlaſſes. Da diefer Gewinn durchaus nit 
von jedem andern verſchieden ift, fo ift auch die Steuererhe- 
bungsform jeßt die gleihe mit der Verkehrsſteuer; fie befteht 
teils in der Nothwendiglkeit des Stempels für die betreffenden 
Acte, theils in der directen Abgabe für die gerichtlichen Schritte 
bei dem Webergange des Eigenthums. Die Eigenthümlichfeit der 
Erbſchaftsſteuer befteht nur no in dem auf dem wirthſchaft— 
lien Weſen des duch Erbſchaft gemachten Erwerbes und auf 
der Höhe des auf diefem beruhenden befondern Steuerfußes. 
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Da nämlid die Verwandten in dem Grade der Nähe ihrer 
Verwandtſchaft das Vermögen des Erblaffers als einen Theil des 
eigenen anfehen dürfen und der Anfall deffelben daher ein um fo 
größerer Reingewinn ift, je entfernter fie ftehen, fo wird es an- 
gemefjen, den Steuerfuß bei gleiher Steuereinheit nah dem 
Grade der Berwandtihaft zu einem progreffiven zu machen. Bei 
Bermädtuiffen muß der höchſte Grad des Steuerfußes gelten, 
wenn das Vermächtniß wicht als eine Belohnung für Dienfte er- 
ſcheint. Die Frage, ob der niebrigfte Steuerfuß der Erbſchafts— 
ftewer mindeftens die Höhe der regelmäßen Verkehrsſteuer für Im- 
mobilien haben muß, muß wenigftens für die Blutsverwandten 
verneint werben, da die nächſten Verwandtſchaftsgrade, Deſcen⸗ 
denten und Aſcendenten, keineswegs den gewöhnlichen Gewinn 
bei dem Antreten der Erbſchaft machen. Dagegen iſt kein Grund 
vorhanden, die bei jeder Erbſchaft nothwendigen amtlichen Äcte 
nicht der regelmäßigen Verſteuerung des Verkehrs zu unterziehen. 


Der hiſtoriſche Grund der Erbſchaftsſteuer iſt ohne Zweifel für 
Immobilien das Mortuarium, für Mobilien die gabella heredita- 
ria. Die neuere Zeit hat zuweilen den Gedanken aufgeſtellt, die 
Erbſchaftsſteuer ſehr zu erhöhen, da die Erbſchaft ſtets als ein gro: 
ber Gewinn für den Erben erſcheint. Offenbar iſt das höchſt ein- 
feitig, da die Dejcendenten ſchon als Gliever der vom Haupte ber 
Familie befefjenen Erbſchaft gelebt haben und andererfeits eine ſolche 
Steuer dur ihre Ungewißheit den Werth und damit die Steuerkraft 
der Erbmafle ſchon mährend des Lebens des Befigers fehr angrei- 
fen und daher einfach einen Verkauf zur Folge haben würde. Da— 
her ift jegt die Richtung allgemein, die Erbſchaftsſteuer al3 einfache 
Verkehrsſteuer mit Movificationen für die leiblihen Nachkommen auf 
zuftellen. Die Exbjhafts: und Vermächtnißfteuern haben daher ihren 
beſondern ‚Tarif, der meiftens mit befondern Vorſchriften für die rich: 
tige Berechnung des Werthes verfehen iſt. In Defterreih ward vie 
Erbſchaftsſteuer 1759 eingeführt; Blutsverwandte frei; Steuerfuß 
10 Proc. Die Verordnung von 1810 erklärte fie beftimmt für die 
Tilgung der Staatsjhulden (Springer, „Statiftit“, $. 121). Durch 
die Verorimung von 1850 ift fie in die Stempel: und Gebührenfteuer 
übergangen. Berfahren dabei geregelt vurd Patent vom 9. Aug. 1854. 
Deflary, „Allgemeine Finanzgejepkunde”, $.60. Die frühere Steuer 
dargeftellt von Linden, „Die Erbſteuer“ (1829). Vgl. Cyfar, a. a. D., 
zu $. 57 fg. des öfterreihifhen Gefeg für die Stempel; $. 42 fg. 
für die unmittelbare Steuer. Die Erbſchaftsſteuer in Preußen durch 
Stempel gilt nur für Gatten: ohne Kinder, uneheliche Kinder und 

. weitere Verwandte. Preußiſcher Erbſchaftsſtempel nah dem Gefep 
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vom 7. März 1822, $. 9 fg. Stemerobject: „Betrag, um ven ber 
Erbe oder Legatar wirklich reicher wird.” Zufäße- bei Gifete, 

* „Gommentar zum vreußiſchen Stempelgefeg”, ©. 37 fg. In Eng: 
land ward fie erft 1694 eingeführt; das ſchottiſche Recht, „daß Ber 
fig die Confirmation ausſchließt“, ward erſt 1808 durch einen Nach— 
trag, zu Gunſten der Steuer geändert. Daneben befteht die „Le- 
gacy duty”, Hübner, a. a. ©., S. 25 u. 26. Für Baiern vgl. 
Hauff, a. a. D., $. 404. - 


weite Blaffe. 
Die Eintommenftenern. 


1) Begriff und Quelle. 


Während die Verkehrsſteuer in der angegebenen Weife davon 
ausgeht, daß bei gemwiffen einzelnen Geſchäften ein Gewinn ge— 
macht wird und fi in diefem Gewinne eine weder von der di- . 
recten noch von der indirecten Steuer betroffene Steuerquelle 
ergibt, hat die eigentliche oder Reineintommenfteuer, bie wir kurz 
die Einfommenfteuer ohne weitere Bezeichnung nennen werben, 
die ganze Wirthſchaft als folde zur Grundlage. 

Es liegt im Begriffe der Wirthſchaft, dab fie einen wenn 
auch noch fo Kleinen regelmäßigen Ueberſchuß haben muß, wenn 
fie auf die Dauer beftehen fol. Diefer regelmäßige Ueberſchuß 
ift ihr Reineintommen. Dies Reineinfommen wird dem Principe 
nad) weder von der bdirecten noch von ber indirecten Steuer ge= 
troffen, da beide von jeder erwerbenden Perſönlichkeit bereits in 
Production und Verkehr als Koften und Auslagen eingerechnet 
und mithin in dem Preife der Producte und Leiftungen von dem 
KRaufenden dem Verkaufenden wieder bezahlt werben. Den wirth- 
ſchaftlichen Ausbrud diefes Satzes bildet das Gefeß, daß jede 
Production untergeht, deren Werth und Preis nicht durchſchnitt⸗ 
lich größer ift ald der Werth und Preis der Verwendungen, aus 
benen fie hervorgeht. Der Betrag der birecten- und indirecten 





427 


Steuer wird daher, wie bereit3 früher dargeftellt, nicht aus dem 
Werthe der Producte bezahlt, fondern ihr Betrag wird producirt 
von dem Steuerzahlenden und bezahlt von dem dies Product 
Kaufenden, wie jeder andere Theil des Werthes eines Products; 
bei den directen Steuern gefchieht diefe Production in der Unter: 
nehmung weſentlich durch das Kapital, bei den indirecten durch 
die perfönlihe Arbeit. Der Ueberihuß, den der Probucent da— 
bei hat, bleibt mithin der unverfteuerte Beftanbtheil des Gefammt- 
ertrags der Wirthſchaft. Die Einkommenfteuer hat nunmehr die 
. Aufgabe, diefen Weberfhuß oder das Neineinfommen zu ver: 
feuern, oder dies Reineinkommen ift die Stenerquelle der Ein: 
Tommenfteuer. - 

So einfach dieſer Begriff am fi ift, und fo unbezweifelt 
‚der Sag gilt, daß auch diefe Steuerquelle einer Steuer unter 
worfen werben mäfle, jo ſchwierig ift die Ausführung ber Be- 
fteuerung in der praltiihen Steuereinrichtung. 

Diefe Schwierigkeit beruht darauf, daß jenes reine Ein- 
kommen felten oder nie felbftändig und geträimt von Einnahme 
ynd Ausgabe erſcheint, ja daß die Größe defelben im einzelnen 
Falle faft gar nicht genau zu berechnen ift. Es ift ferner in der 
Natur einer guten Wirthſchaft begründet, daß das reine Ein- 
kommen felbft da, wo es wirklich erſcheint, fofort wieder zur 
weitern Production verwendet wird und die Productivität bei- 
felben daher ſchwer oder gar nicht verfolgt werden Kann. End- 
lich ift bei der Verwendung diefes Reineintommens zu Genuß: 
mitteln die Grenze zwiſchen Bedarf und Genuß und mithin die 
zwiſchen Roh⸗ und Reineintommen ſehr ſchwer zu ziehen, 

Wenn daher auch bie Beftenerung das Vorhandenſein jener 
Stenerquelle bei jeder Wirthſchaft im allgemeinen unbezieifelt 
annimmt, fo iſt doch die Ast und Weiſe, wie fie biefelbe der 
Stener unterwieft, eine vielfach verfchiedene. Und man muß 
diefe? Verſchiedenheiten zuerft näher beftimmen, ehe man die Na— 
tur der Vorausfegungen bezeichnet, unter denen fi) die Einkom⸗ 
menfteuer als felbftändige Steuer entwidelt hat. 
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2) Entftehung der eigentlichen Cintommenftener und ihre beiden 
Arten, die indirecte und directe Beftenerung des Neinein- 
kommens. 


Die Erfenntniß, daß jede Wirthſchaft ein weder von der directen 
noch indirecten Steuer erreichtes Reineinfommen habe, liegtnicht blos 
der Geſchlechterordnung, ſondern auch der ftändiichen Geſellſchafts- 
ordnung noch fern, und zwar deshalb, weil der Grundbefik und 
die Landwirthſchaft, namentlich wenn fie allein ftehen, einen ſelb⸗ 
ftändigen Reinertrag ſchwer erzielen und noch ſchwerer zu be— 
rechnen wiſſen. 

Ein ſelbſtändiger Reinertrag kommt daher erſt zur Erſchei— 
nung, wo das gewerbliche Leben ſich entwickelt und mithin die 
gewerbliche Geſellſchafsordnung beginnt. Es iſt dies mit der 
Natur des gewerblichen Erwerbes theils dadurch gegeben, daß 
derſelbe gezwungen iſt, ſelbſtändige Berechnungen aufzuſtellen, in 
denen ſich jenes Reineinkommen wenigſtens als jelbftändige Ein— 
nahmeziffer darſtellt und daher das Daſein jener Steuerquelle 
andeutet; theils dadurch, daß bei der Entwickelung der gewerblichen 
Welt die Genußmittel wachſen und dadurch das Reineinkommen 
als Zahlung für ſolche Genußmittel zu- erſcheinen und an ihnen 
ein paflendes Steuerobject darzubieten beginnt. 

Es ergibt fi daraus, daß die Beſteuerung des Reineinfom- 
mens ihren Urſprung erft in den Städten hat und daß fie fi 
naturgemäß mit dem Fortſchritte der gewerblichen Welt felbft 
mit entwidelt. Je großartiger die eigentlihen Unternehmungen 
auftreten und je mehr fie durch ihren Gewinn einen Reichthum 
in beweglichen Kapitalien und’ in dem Verbrauch theuerer Unter- 
haltsmittel darbieten, um fo beftimanter werden die Verſuche, ihr 
Reineinkommen zu einer eigenen Beftenerung berbeizuziehen. So⸗ 
lange aber die ftändijche Ordnung ſich felbftändig neben der ge- 
werblichen erhält, fo lange bleibt der Grundbefig und die auf ihn 
gebaute Wirthſchaft von dieſer Befteuerung noch frei, einzelne 
Verſuche ausgenommen, die aber wenig Erfolg zeigen. Der 
Hauptgrund indeffen, weshalb auch jetzt noch der Grundbeſitz 
nit der Einkommenftener unterzogen wird, befteht darin, daß 
die Befteuerung der Genußmittel ſchon in diefer Uebergangszeit zur 
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gewerblichen Geſellſchaftsordnung ohne Unterſchied das Reinein- 
kommen des landwirthſchaftlichen und gewerblichen Kapitals trifft 
und daher eine eigene Befteuerung überflüffig ericheinen läßt. 

Der entjcheidende Zeitpunkt, in welchem das Princip ber 
Einfommenfteuer au auf das Yandmwirthichaftlihe Kapital aus— 
gedehnt wird, ift der definitive Sieg der gewerblichen Geſellſchafts— 
ordnung über die ſtändiſche. Diefer Sieg, der feine eigenthin 
liche Folge für die Verfaffungen hat, erſcheint in der-wirthichaft- 
lien Welt in dem Sage, daß der Grund und. Boden nur noch 
als eine bejondere Form des gewerblichen Kapitals betrachtet 
wird. Die Anwendung diejes Satzes auf die Beſteuerung befteht 
darin, daß auch der landwirthſchaftliche Betrieb ebenjo wol als 
der gewerbliche der felbjtändigen Einfommenftener unterzogen 
wird. Erſt von diejem Zeitpunkte an läßt fi von einem eige-⸗ 
nen Einfommenfteuerfpfteme reden. 

Es ergeben fih aus diefen Grundzügen der Geſchichte der 
Einkommenfteuer zwei für die Beurtheilung. des gegenwärtigen. 
Zuſtandes derjelben jehr wichtige Säte. 

Erſtens ift die Einkommenſteuer als felbftändiger Theil des. 
Steuerfpftems der jüngfte und mithin der am ungleihmäßigften 
entwickelte Zweig defjelben. Man wird e3 daher begreifen, daß: 
jene Steuer in verjhiedenen Ländern Europas. theils noch gar 
nicht, theils in höchſt verjchiedener Weile zur Anerkennung ge- 
langt ift. Eine Webereinftimmung in diefem ſchwierigſten Gebiete 
der Steuergejeggebung wird ſich erft dann ergeben können, wenn 
die wirthſchaftlichen Grundverhältniffe des Volkslebens und na= 
mentlich die Herrſchaft der gewerblichen Geſellſchaftsordnung allz 
gemein und gleichartig geworden fein "werden. Um den Zuſtand 
der Einfommenfteuergefeggebung richtig zu würdigen, wird man 
daher ftet3 die innern Zuftände, der betreffenden Länder vor Au— 
gen haben müffen, und zwar mit befonderer Berüdfichtigung des 
folgenden Punktes. 

F Zweitens nämlich hat die Einkommenbeſteuerung ſtets zwei 

Grundformen, die ſich ihrerſeits an die eben charakteriſirten Grund⸗ 
verhältniſſe der Geſchichte anſchließen. 

Die erſte Grundform ift diejenige, welche der reinen Ein— 
Tonımenfteuer voraufgeht und das Reineinkommen nit als jelb- 
ftändiges, jondern in feinen Erſcheinungen in Unternehmung und 
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Verbrauch zu treffen ſucht. Wir nennen fie die ind ir eete Beſteue⸗ 
rung des Reineinkommens. 

s Die zweite Grundform ift diejenige, welche das Reineinkom⸗ 
men als ſolches zum jelbftändigen Steuerobject macht und mithin 
als directe Einkommenfteuer erſcheint. Wir nennen fle die directe 
Einkommenfteuer, nad dem Unterſchiede zwiſchen den Directen und 
indirecten Steuern überhaupt. Auch diefe hat wieder zwei Formen. 
Die erfte und nächſtliegende ſchließt fi an das felbftändige Rein- 
einfommen aus dem bereits überſchüſſig gewordenen Kapital, das 
als Zins auftritt; diefe Beſteuerungsform ift die fogenannte Ka— 
pitalrentenfteuer. Die zweite und reinfte Form ift dagegen Die- 
jenige, welche ohne Aufitellung beftimmter Quellen des Keinein- 
tommens bafielbe als Gejammtproductivität der einzelnen Wirth- 
- [haften aufſucht umd als ſolche verfteuert. Und dieſe ift es, 
welche wir die eigentliche Einfommenfteuer nennen. 

Faßt man dies zufammen, fo ergibt fi, daß das Syſtem 
der Befteuerung des Eintommens und die gewöhnlich jogenaunte 
Einkommenſteuer nicht blos verſchieden find, fondern daß fi die 
legte zu dem erſten ftet3 verhält wie ein Theil zum Ganzen. 

Die Beurtheilung der Beitenerung des Einkommens Tann 
daher auch keineswegs einfeitig auf Grundlage des eigentlichen 
Eintommenfteuergejeges geſchehen, da diejes in der That nur 
einen Theil des Reineinfommens trifft und zwar denjenigen, ‚der 
nicht ſchon durch die verdedte Einfommenfteuer getroffen if. Es 
folgt daraus, daß eine directe Einfommenftener um fo ſchwerer 
plaßgreift, je größer die in den indirecten Beftenerungen des 
Einfommens enthaltene Befteuerung des letztern bereits ift, und 
es folgt zweitens daraus die Erklärung der Erſcheinung, daß die 
directe Reineinfommenfteuer. verhältnigmäßig ſo wenig einträgt. 
Denn bei einem gut eingerichteten Steuerſyſtem muß das Syſtem 
der. indirecten Beſteuerung des Tinfommens den weſentlichſten 
Theil der ganzen Einfommenbefteuerung bereits enthalten. 

Das richtige Verſtändniß der poſitiv geltenden Befteuerung 
des Reineinkommens hat daher zu feiner Vorausſetzung die felb- 
ftändige Beobachtung der mittelbaren Einfommenbefteuerung, die 
nicht blos viel älter iſt als die Neineinfommenfteuer, fondern 
windeitens auch denjelben Ertrag gibt; den zweiten Theil wird 
dann erft die Darftelhung der eigentlichen oder directen Einkom⸗ 
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menfteuer bilden. Der erfte Theil wird demgemäß mehr Ueber- 
legung und Scharffinn, der zweite mehr Gejegkunde fordern. Im 
allgemeinen fteht jedoch fomit feft, daß Fein pofitives Einfommen- 
fteuergefeß fünftig in feinem ganzen Werthe beurtheilt werden 
ann, ohne daß man die Elemente und den Umfang der mittel- 
baren Einfommenfteuer mit berbeizieht. Und endlich wird ſich 
aus diefem Berhältniß erklären, wie e3 gekommen ift, daß die 
directe Einkommenfteuergefeggebung fo vielfach als eine Bervoll- 
ftändigung der directen und indirecten Stenergejeggebung auftritt, 


was der erftern in manchen Ländern ihren eigenthümlichen Cha, 


rafter gegeben bat. 


Da kein Theil ver ganzen Befteuerung in Praxis und Theorie 
fo verſchiedenartig aufgefaßt und durchgeführt worden ift wie bier 
fer, fo ift es durchaus nothwendig, fi über den Standpunkt der 
Beurtheilung glei bier Har zu werben. 

Die weitläufige Literatur über den Gegenſtand iſt in folgender 
Weiſe entſtanden, und die Unmöglichkeit zur Einſtimmigkeit zu ge— 
langen beruht auf folgenden Gründen: 

Im vorigen Jahrhundert entftand einerfeit3 durch die Grund: 
fteuerregulirungen, andererfeit3 durch das phufiokratiihe Syftem das 
Princip, daß das Einkommen die wahre Duelle aller Steuern fei. 
Durch die englifhe Literatur kam dabei der Gedanke auf, daß jeder 
Beſteuerte die Steuer zu überwälzen trahte und zum Theil fie 
wirklich überwälze. In Betradtung ver beftehenden Steuern ent: 
ftand daher die Vorftellung, daß troß des Steuerſyſtems das reine 
Eintommen doch nicht von der Steuer getroffen werde. Man 
ftellte fih daher vor, daß das Steuerſyſtem als ſolches falſch fei, 
weil es nicht das Einkommen treffe; e8 ſchien nur ein Mittel 
dieſe abjolute „Gerechtigkeit“ der Steuern zu erreihen, nämlich die 
Herftellung einer Steuer, welche eben nur das reine Einkommen als 
Steuerobject und Steuerquelle fege. So entitand der Grundgedanke 
der Vinkommenſteuer in der Theorie, wie Rau es bezeichnet: „die 
Eintommenfteuer als Inbegriff aller Schagungen.” 

Diefe Meinung fand alsbald ebenſo entſchiedene Gegner Aber 
die Gegner derjelben gingen wieder nicht fo jehr von dem Wefen 
diefer Steuer aus, als vielmehr von der Schwierigkeit oder gar Un: 
möglichleit ihrer Durchführung, namentlich in Beziehung. auf die Con: 
ftatirung des gefammten Reineinfommens. In den verichiebenften 


Formen ift dies zulegt immer der Kern aller Angriffe auf jene 


Steuer. 

Beide Anfichten hatten daher im Grunde gar feinen rechten Ber: 
einigungspuntt. Bei Malchus, $. 40, und Rau, $. 398, namentlich 
aud) bei Grafenried, „Weber die Eintommenfteuer” (Zurich 1855), 
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S. 32 fg., die Literatur und Gefchichte der einzelnen Anſichten. Ber 
Streit ſcheint mit dem legtern dahin zu enden, wo er angefangen, 
daß man jene Eintommenfteuer als die iveale Steuer erkennt, oder 
wie Wirth lieber gar nicht mehr über ven ſchwierigen Gegenftand 
fpriht, während Rau bei der Kapitalrentenfteuer als pofitiver Grund: 
form anlangt, oder wie Duarizius („Die Eintommenfteuer” [1853]) auch 
jest noch mit dem Phantom kämpft, als folle fie alle andern Steuern 
erjegen und fei nur eingeführt, „damit diejenigen, melde das gröhte 
Eintommen haben, auch am meilten zu den Staatslaften beitragen 
müffen“, ohne zu feben, daß es eine indirecte Einfommenfteuer neben 
der directen gibt, ja ohne die preußiſche Klafjeneintommeniteuer als 
folde anzuerkennen. Auf ganz ähnlicher Grundlage beruhen die 
Auffafungen von Broglio, „Dell’ imposta sulla rendita” (1856), 
der den eigentlichen Werth der Einfommenfteuer in der Möglihtet 
fucht, alle andern Steuern durch fie zu erfegen, freilich, aber zu 
einem ganz andern Rejultate gelangt. gl. „Journal des Econom.“, 
Juli 1858, ©. 74. 

Demnad liegt die Löfung ver wiſſenſchaftlichen Frage und mit 
ihr die Grllärung der großen Unficherheit in der pofitiven Gejegge: 
bung nahe genug. 

Es ift nämlich offenbar, daß jede Steuer ihrem Begriffe nah 
auf dem Einfommen ruht. Das Steuerſyſtem ift eben nichts ande 
res als der organiihe Verſuch, alle Formen des wirthſchaftlichen 
Lebens, in welchen das Einkommen erſcheint, zu beſteuern. Das 
ertannte man dunkel, aber man fühlte auch, daß dies befteuerte 
Einkommen im Grunde noch das Roheinkommen enthalte, und hoffte 
das Reineintommen in dem ganzen Proceß des wirthſchaftlichen Le 
bens, ftatt durd das Steuerſyſtem, durch die einfahe Einkommen- 
fteuer treffen zu können. Hier beginnt das Misverſtändniß des 
Steuerjyftem?. Man ſah nämli dabei nit, daß das legtere die 
ohnehin thut, indem die Verſchiedenheit des Steuerfußes für gleiche 
Einheiten, aber verfhiedenen Genuß das Reineintommen gerade da 
im einzelnen erfennt und trifft, wo es im Leben erſcheint, nämlich theils 
in der Production, theils in der Confumtion. Man glaubte wielmeht, 
daß das ganze Reineinfommen irgendwo ala eine Summe erfdeine 
und zu erfaflen fei, während es beftändig wieder conjumirt wird. 
Man überjah daher, daß das die ganze wirthſchaftliche Circulation auf 
jedem Punkte begleitende und wieder confumirte Reineinlommen einer 
ganzen Wirtbihaft überhaupt nicht als eine Summe auftrete, alſo 
gar kein felbjtänpiges Steuerobject werde, und daß man es daher 
nur in feiner beftändigen Confumtion befteuern fünne Man 'er: 
tannte deshalb auch niht, Daß das Ideal einer Beftenerung det 
Eintommens nicht etwa -in einer Steuer, jondern vielmehr einzig 
und allein in dem Ideal eines Steuerfyftems beruhe. Das richtige 
Verſtändniß des Steuerfuftems mangelte, und fo mar bier wol 
viel Streitigfeit, aber nur wenig durchſchlagende Einigfeit möglid. 
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Dennoch hatten die Vertreter der Cinfommenfteuer auf einem 
Punbkte ein ganz richtiges Gefühl. In ver That war nämlich eine 
weſentliche Steuerquelle auch in dem idealen Syftem der Probuctionds 
und Confumtionsfteuern unbefteuert. Das war der felbftändige 
Ueberihuß oder das Neineintommen nicht feinem Begriffe nah, fon= 
dern als geſchiedenes Nefultat der wirthſchaftlichen Productivität. 
Aus dieſem Gefühle entiprang dann die Forderung, dieſen felbftän: 
digen Ueberſchuß felbftändig zu befteuern. Es kam .nur darauf’ an,‘ 
ihn auch zu finden. Und bier widelten ſich endlich aus den unllaren 
Vorftelungen über die Vermögensfteuer die Principien der Kapital: 
rentenfteuer los, die allmählih in alle Syſteme ver Theorie und 
Praxis überging, und die man feithielt, weil fie wirklich den felb: 

. fändigen Reinertsag als felbftändige und leicht. verftändlihe Steuer: 
quelle teaf. So ft die theoretifhe Unterfuchung über jene einft viel: 
beftrittene Frage jept. als im weſentlichen beendet anzufehen; nur in 
der legten Zeit hat Grafenrien fie wieder aufgenommen und zwar 
auf dem an fih richtigen Wege ver Unterfuhung der Einkommen 
quellen; nur bat er fih dur die Vorftellung von der Rentenfteuer 
des Kapitals, ver Arbeit und des Bodens verleiten laflen, ven 
Ueberſchuß als wahres Steuerobject gar nicht zu ſuchen. Gr bat 
ebenveshalb die Sache weſentlich da gelafien, wo fie feit dem An—⸗ 
fange dieſes Jahrhunderts geftanden hat. 

Es ift demmady nicht zu bezweifeln, daß die Befteuerung des 
Reineinkommens naturgemäß eine doppelte fein muß und es aud 
in der Wirklichkeit ift. Die erite Grundform ift diejenige, welche das 
Neineintommen in feinen einzelnen Erfeheinungen in Confumtion und 
Production trifft; die zweite diejenige, welde es felbftändig erfaßt 
ober die directe und die indirecte Einfommenbeiteuerung. Die ge: 
naue Beachtung der zweiten muß als die Grundlage für das 
ganze Verftändnig angejehen werben. Wir ſchiden fie aud deshalb 
im Folgenden vorauf und fie wird zugleid dazu dienen, die fo hödhft 
verſchiedene Stellung zu erklären, welche die Gejeggebungen in Be 
siehung. auf die erftere eingenommen haben.. , 


1 Bie indirerte Befleuerung des Reineinkommens. 


Der an fi richtige Gedanke, daß jede Steuer ihre wahre 
Stenerquelle in dem Einkommen, genauer in bem KReinein- 
Tommen zu fuchen habe, hat e3 in leicht erflärlicher Weile dahin 
gebracht, daß das ganze Syſtem der directen ſowie der indirecten 
Steuern gleichfam: mit dem Berfuche durchwebt ift, in ihnen das 
Reineinkommen zu treffen, In der That ift dies auf vielen Punk⸗ 
tem gelungen, und es läßt ſich ſchwer verfennen, daß daburd die 

Stein, Sinanpwiffenfgaft. 28 
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direete Ginkommenftener mehr den Charakter einer ſupplementa⸗ 
ven als einer felbitändigen Hauptftener bekommen hat. Um 
ſo wichtiger ift es, die indirecte Beſteuerung des Einkommens in 
dem directen und indivecten Steuerſyſteme nadhzumeifen. 

Es ift Mar, daß man dazu eines charatteriſtiſchen Moments 
bedari, das als abjolutes Kriterium auch da zu gelten bat, wo 
die Oejepgebung jelbft Feine beftimmte Abficht äußert, das Nein: 
einkommen als foldjes in den einzelnen Steuern beſteuern zu 
wollen. 

Dies Kriterium liegt nun in Steuerfuß und Steuereinheit. 

Da namlich, wo der Steuerfuß bei gleichen Steuereinheiten 
derfelbe bleibt, iſt eine Veſteuerung des Reineinkommens nicht 
vorhanden. Wo dagegen bei gleichem Maße der Steuereinheiten 
der Steuerfuß fteigt, da iſt dieſe Steigerung des Steuerfußes der 
Verſuch, nicht mehr blos Kapital und Arbeit der Steuereinheit, 
ſondern auch das in ihren liegende Reineinkonmen zu beſteuern. 

Gs kommt mithin darauf an, diefe Steigerung des Steuer⸗ 
Fußes“ genaner zu bezeichnen. Zu dem Ende aber kann man nid 
anders vorgehen, als indem man da3 ganze Syſtem der directen 
und der indirecten Steuern durchgeht und die Punkte bezeichnet, 
mo.jene. Steigerung und mit ihr die indirecte Einfommenfteuer 
eintritt, 

Natürlich find in diefer Beziehung die einzelnen Geſehge⸗ 
bungen verſchieden, allein im mejentlichen hat die allenthalben 
gleiche Natur der Sache eine durchgreifende Gleichheit auf in 
hen. pofitinen Veſtimmungen erzeugt, die eine. Gemeingültigkeit des 
Gtunbſatzes zulökt. 

€3 ergeben ſich danady folgende Formen der indirecten Ein- 
kommenſteuer. 


A. Bei den directen Steuern. 


Die Grundſiener und die Haͤuſerſteuer enthalten feine inte 
wete Einfprmenftener; ihre Steyereinheit hat immer den gleichen 
Steuerfufi, gleichviel, ob der Sieuernde viel ober wenig holchen 
nn beſiht. Sie find daher Die ganz reinen Kapihal⸗ 
ſteuern. 

Die Vwihauca Bogegen zeigen einen —2 Swen. 





faß für dafjelbe Gewerbe oder dieſelbe Steuereinheit In allen 
Ländern md zwar meiſtens in doppelter Beziehung. " 

Der verjchiedene Steuerfuß beruht nämlich erftens auf dem . 
in dem Weſen de gewerblichen Unternehmens kegenden Umfange 
deſſelben. Da wen mit biefem Umfange auch das zum Betriebe 
nothwendige Kapital fteigt, fo ift der fteigende Steuerfuh feine 
indirecte Eintommenfteuer, folange der Steuerfuß auf der An- 
nahme beruht, daß das beftimmte befteuerte Gewerbe ohne Rüd- 
fiht auf feinen Reinertrag ein größeres oder gerirtgeres Anlage 
und Betriebslapital haben müſſe. re diefer Weiſe iſt die Er- 
werbſteuer eine Kapitalſteuer. Das deutlichſte Beiſpiel iſt die 
dſterreichiſche Erwerbſteuer durch ihren. gleichen Steuerfuß fie die 
einzelnen Gewerbe, die den gleichen Klaſſen der Gewerbe ange 
hören, ohne Rückſicht auf den Ort und Umfang, in dem ſie be— 
trieben werden. 

Wo dagegen zweitens die Verſchiedenheit des Steuerfußes 
bei gleichen Gewerbe auf dem Umfang des Orts beruht, in wel⸗ 
dem das Gewerbe betrieben wird, da enthält die Steigerung: 
deſſelben eins indirecte Veſteuerung des Reineinkommens, teil 
aus dem Umfang des Betriebs der Umfang des Ertrags fir das 
betzefienbe Gewerbe hervorgeht. Das deutlichite Beifpiel dafür 
ift die franzöſiſche Gewerbſteuer. ‚ 

- Diefe imdirecte Befteuerung des Reineintommens aus dem 
Gewerbe ift um fo wichtiger, als fie darauf berechnet ift, dies. 
Reineintommen fo vollftändig. ala möglich der Beitenerung zu 
unserziehen, und daher für bie directe Einkommenſteuer bei den 
Gemwerbtreibenden Fein unbefteuertes Object mehr übrig käßt, ein: 
Hduptgrund, weshalb die letere da, wo jene Form der Ge 
werhiſteuer beiteht, niemals ſehr einträglic; werden wird, da ihre 
Duelle dann ums noch die Differenz zwiſchen dem durchſchnitt 
lihen und einem befondern Reingewinn der einzelnen Unterneh⸗ 
mer fen m. 

Die Befoldungaftenern find indirecte Einkommenſtenern, wenn 
der. Stenerfuß der Steuereinheint von 100 mit der Höhe der Be: 
foldungen (oder mit der Zahl der Steuereinheiten im der eimzel- 
nen: Veſoldung) zunimmt. Wo die Beoldungsquittungen einer 
Stempelftener unterliegen, welche eine fteigende Scala hat, da: 
liagt auch in dieſen Quittungsſtempeln eine indixecte Einkommen - 
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feuer; und wo mithin beides vorhanden ift, muß auch beides 
abdirt werden, um die Höhe der Eintommenbeiteuerung ver Ge 
balte richtig ermefjen zu Tönnen. 
Dies jind die Formen der indirecten Einkommenfteuer bei 
den directen Steuern. Ganz ähnlich verhalten ſich die indirecten 
Steuern. 


B. Bei den indirecten Steuern. 


Auch die indirecten Steuern theilen fi in Beziehung auf 
die Befteuerung des Einkommens in zwei Gruppen, von denen 
die eine keine Einfommenfteuer enthält, die andere mit derfelben 
verbunden erfcheint. 

Keine indirecte Steuern find demnach: 

1) die Wohnungafteuern, deren Steuereinheit entweder ber 
einzelne Wohnungsbeftandtheil oder die Miethſumme ift; 

2) die Fabrifationsfteuern auf Bier, gebrannte Sräffgteten 
und Buder; 

3) die Mahl: und Fleiſchſteuer, fowie die Steuer auf den 
Verkauf des Weins; 

4) die Salzſteuer, gleichviel ob fie als Monopol oder al 
eigentliche Steuer oder als Zoll umgelegt und erhoben wird; 
ferner die Schießpulverftener und, wo es befteht, das Galpeter: 
und Schwefelmonopol. 

Indirecte Einfommenftenern enthalten dagegen: 

1) die ſtädtiſchen Verzehrungsfteuern für alle Objecte, welde 
nicht zu den einfachen Nahrungsmitteln gehören; 

2) die Klaſſenſteuer, welche die Verzehrungsſteuer vertritt) 
3 die Zölle; indeß ift hier die Unterſcheidung wichtig und“ 
in der Praris ſchwierig, da der Zolltarif eben alle Gegenſtände 
der indirecten Befteuerung enthält. Der Grundſatz, der das Bor 
handenſein der indirecten Einkommenfteuer in den einzelnen Zoll: 
jägen anzeigt, ift freilich ein einfacher, feine vollftändige Anwen- 
dung muß aber den ganzen Zolltarif umfaflen. Diefer Grund: 
ſatz ift folgender: B 

Wo ungleihe Brauchbarkeit für die Zwecke der Production 
oder ber Verzehrung bei gleichen Steuereinheiten vorhanden ill, 
da ift der Regel nach trog des verſchiedenen Steuerfußes im Boll: 
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fat Feine indirecte Einfommenfteuer vorhanden, fondern der Zol 
ift reine indirecte Steuer. Natürlih da um fo weniger, wo ein 
gleicher Steuerfuß (Zolfag) bei ungleicher Brauchbarkeit gleicher 
Steuereinheiten ftattfinbet. 

Den erften Fall bilden namentlich Halbfabrikate Cdviſt, Ei⸗ 
fen, Farbſtoffe u. ſ. w.), den zweiten meiſtens die einfachen Nah: 
rungsmittel (Korn, Vieh, einfache Colonialwaaren, wie Kaffee, 
Thee, Zuder u. a.). 

Wo dagegen bei gleicher Braudhbarkeit der ungleiche Steuer⸗ 
fuß für dieſelben Steuereinheiten platzgreift, da iſt in der Regel 
eine indirecte Einkommenſteuer anzunehmen. 

Dies iſt allenthalben der” Fall, wo der Werth und Preis 
der Waaren nicht mehr durch das Maß ihrer Brauchbarkeit, fon- 
dern duch das Maß des freien Genuſſes bedingt wird, den fie 
bereiten, und zivar einerfeits bei Ganzfabrifaten, andererſeits bei 
fremden Nahrungs= und Genußmitteln. 

Es ergibt fi) daraus, daß man über die Solltarife und ihr 
Verhältniß zur Befteuerung des Einkommens nicht einfach abur- 
theilen Kann, fondern daß man jeden einzelnen Zollfag zu unter: 
ſuchen hat, um zw erkennen, ob er ber erften über der zweiten 
Gruppe der indirecten Steuern angehört. 

4) Die Tabadsfteuer ift, gleichviel ob fie durch Monopol oder 
Zoll erhoben wird, in allen Anfägen wefentli eine indirecte 
Befteuerung de3 Neineintommens. Es ergibt fi aus dem früher 
über das Monopol Gefagten, daß das Monopol die einzig ratio: 
nelle Art der Befteuerung des Reineintommens im Tabadcon: 
fum ift. 

5) Die Lurusfteuern find ebendeshalb meiftens verſchwunden, 
weil jie nichts als eine. indirecte Einfommenfteuer enthielten, eine 
reine indirecte Einkommenſteuer aber ein Widerſpruch ift, da es 
feinen Conſum gibt, der nicht zugleih einem Theile nah auf 
dem Roheintommen ruhte. 

Beifpiele: eines und baffelbe Gewerbe in einer Stadt erfter, zwei⸗ 

"ter 'und dritter Klaſſe. Grund des verſchiedenen Steuerfußes nicht 
dad Gewerbe, fondern die Wahrſcheinlichteit des Verdienſtes. Klaſ⸗ 

- jenftener: weſentlich gleiher Confum der nothwendigen Nahrungs» 
mittel, ungleiher der Genußmittel, die nur dur Reineinlommen 
möglid, find. Daher find die Klaffenfteuerfäge in der That nur die 

Vertretung der höhern Zariffäge der Verzehrungäthorfteuer auf dem 
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laden Lande; und eben daraus ift die daffificirte Einlommenſtauer 
in. den Städten hernorgegangen (f. unten). Bei ven Bolltarifen tt 
nod ein anderes wichtiges Moment hinzu. Gewiſſe Importgegen- 
fände, namentlich Kaffee und Thee, werden allmählich aus Genf: 
mitteln Nahrungsmittel, d. h. die Ausgabe für viefelben fält aus 
der Gruppe des Ueberſchuſſes von der Production im wirjeiiige der 
Geftehwagstoften. Daher wird die Herabfepung des Tariffages neh: 
wendig; und dieſe Herabfegung ift eben nichts anderes als das 
Wegfallen der indirecten Cinfommenfteuer im Tarifſatz. Bei andern 
Zollfägen (Seide, Golvjahen, Gewürze, feine Weine) if dagegen 
die in dem hohen Tariffage enthaltene indireete Gintommenfteuer 
beinahe ver ganze. Zariffag und hat im Grunde nur feine Gmng 
an dem Schmuggel. Es ift daher durchaus falfh, mern einige 
wollen, daß die am wenigiten eintragenven Zölle auf folde Waaren 
aufgeboben und nöthigenfals durch eine andere Kopf: oder Rlaflen: 
fteuer erfegt werden follen. Dies tft. mır denkbar bei den Verzehrungs: 
" : zöllen, ober bann, wenn bie ſtaatsburgerliche Entwidelung weit 
nug iſt, um auf die richtige Angabe des ſelbſtändigen Reineinlem: 
mens auch für diejenigen Theile des letztern rechnen zu bünfen, die 
während des Jahres für ſolche Dinge bereit ausgegeben find. 
eber diefen Standpunkt |. unten. ” 





U. Bie directe Einkommenfewer. 
Natur derfelben. 


Die directe oper eigentliche Eiatpmmenftexer ift nun diejenige, 
welche als Stenergegenjtand nicht mehr das in der Beweguug der 
Production und Gonfumtion ſchwer oder gar nicht teennbare, few 
dern das als felbftänbiger Ueberſchuß orſcheinende Reingiwlonsen 
der einzelnen Wirthſchaft enthält. 

Von dieſer Einkommenſteuer erſt gilt, was wir oben im all 
‚gemeinen von dem Weſen der Einfommenfeuer überhaupt ge 
haben; jedoch gilt daſſelbe pon den beiden unten zu bapiänen 
ven Formen berfelben in verſchiedenem Maße. R 

Eine directe Einfommenfteuer nennen wir fie deshalb, weil 
bier das Object derſelben im dem nachweisbaren ſelbſtändigen 
Ueberiepub beftimust worliegt ‚und das Stenerſubiject gleschſals 
ein beftimmt gegebenes iſt. 

Diefe directe Einkommenftener hat nun vermöge ber Natur 
ihres Steuerobjects zwei Grundformen. Die erfte berubt auf 
dem Reinertrag bereits als Ueberſchuß augefammelter Rayialin, 
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‚die ywrite hat gu ihrem Object den Reinertrag der Wirthſchaft 
überhaupt ober genauer bie Summe des Unternehmihäsge: 
winnes. 

Die erſte nennen wir die Rapitalrentenfleuer, bie zwei ift 
die eigentlie Einkommenftener. 


Nachdem wir oben ven Charakter des theoretifhen Stets, bezeich⸗ 
aet, iſt hier der Ort, die Verſchiedenheit der Geſetzgebungen zu cha: 
ratterifiren. Diefe theilen fih in zwei große Öruppen. 

Die erfte Gruppe hat gar feine birecte Einfommenfteuer.. An 
der Spike dieſer Gruppe fteht Frankreich; dahin gehören ferner 
Spanien, Portugal, Jtalien, die Schweiz, Belgien. In diefen 
Ländern ift das Syſtem der indirecten Belteuerung die Grundform 
ver Einfommenbeftewerung. Ganz anders. ift der Charakter der zwei: 
ten Gruppe. Diefe Gruppe befteht im allgemeinen aus denjenigen 
Geſetzgebungen, welche eine directe Beſteuerung des Einkommens 
verſucht oder wirklich durchgeführt haben. Hier kann man wieder 
diefenigen unterfheiden, melde. viefelbe als vorübergehende und 
als principiell dauernde gefegt haben. Dabei hat wieder jedes Land 
feinen eigenen Charakter, theils in dem Verhaltniß zu dert beiben 
Formen der Steuer, theils in der Einführung. 

Erſte Klaſſe. Verſucht haben die Cinführung ; einer Einkom— 
menfteuer Braunſchweig 1849, Divenburg 1850. Reden, „Allge: 
meine vergleihende Finanzſtatiſtik“, I, 965, 1041. 

Zweite Klaſſe. Englands Income tax ift das Mufter eines 
großen Theils der Ginkammenfteuern geweſen, wird aber jehr . 
falſch beurtheilt. Sie ward zuerſt als Erhöhung der directen Steuern 
eingeführt (1798), dann erſt (1799) eine birecte Einkommenſteuer 
von 10 Proc. aufgelegt. Jeder follte fein ‚Einfommen nad ven 
einzelnen Duellen felbft bezeihnen; Einkommen unter 60 Pf. St. 
Mar frei; geringerer Steuerfuß für Einkommen unter 200 Pf.-St. 
Dauer: Kriegzgeit. Aufgehoben 1816. Wieder eingeführt 1842, 
im mefentfichen nad) ven Grundfätzen des Gefeges von 1806. Das 
Brincip des neuen Geſetzes ift, bie verfchiebenen Quellen be3 Ein: 
tommens felbftänvig aufführen zu lafien und einige dieſer Quellen 
mit einem befondern Steuerfuße zu belegen. Dadurch geſchah, was 
ven, Charakter der britiſchen Income tax bildet. Sie iſt die erſte 
Einlommenfteuergefeggebung, welche, ftatt eine reine Eintomimenfteuer 
zu geben, vielmehr vazu beftimmt war, neben der Einfommenfteuer 
and die Mängel der bisherigen Gewerbftener zu erjegen. Bas ift 
ihr weſentlicher Mängel, indem fie denfelben Stenerfuß. für den Ger 
werbverdienſt und für die Kapitalrenten ſetzt, mährend fie für vie 
BVähter- wieder einen andern Gteuerfuß hat. Ihre Klafien “find 
nämlich: 1) Ertrag des Grundbeſitzes; Steuerfuß wechſelnd, gegen 
7 Bence pr. Pf. St. — 2,91 Proc.; 2) Pachtzins, mobei das BEN 
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gewẽrbe Object, bie Pachtſumme Einheit, und eine Meuge Befreiun: 
gen; Steuerfuß 3Yg Pence pr. Bf. St. 3) Gewerbegewinn, wobei 
wieder zwei Steuerfuße mit 114/, und 16 Pence pr. Pf. St., aljo 
nichts anderes, als vie roh claſſificirte Gewerbſteuer des übrigen Eu⸗ 
ropa. 4) Beamtengehalte, nicht3 al3 die Befoldungsiteuer (7 Pence pr. 
Pf. St., 2,91 Proc, ebenfo verkehrt wie jede folhe VBeſoldungs- 
fteuer, da fie auf dem Roheinkommen ruht). 5) Renten aus 
ver Staatslaſſe, derfelbe Steuerfuß. Urſprunglich von Peel nur für 
drei Jahre; dann beftändig verlängert; 1853 auf fieben Jahre und 
Ausdehnung auf Irland. Diefe englifhe Einkommenſteuer ift in der 
That nur ein Beweis, wie weit das englifhe Steuerfoftem noch zu: 
rüd iſt; es ift unmöglich, fi darüber zu täuſchen, daß ebenfo wol 
die Gleichheit ald die Verſchiedenheit der Steuerfuße jeder rationellen 
Beſteuerung widerſpricht, daß die erfte und fünfte Klaſſe eine Renten: 
fteuer, die übrigen dagegen ein durchaus unverarbeitetes Gemifh von 
Productions» und Eintommenfteuer enthalten, welches namentlich in der 
dritten Klaſſe um fo verkehrter ift, als außerdem noch eine Reihe 
ganz irrationeller Gewerbſteuern beftehen, und als die vierte Klaffe 
für Europa bie völlig verkehrte Form der Befoldungsfteuer erzeugt hat. 
Nur die Unkenntniß des Steuerſyſtems oder die der engliihen Ge— 


feggebung bat eine jolhe Steuer als Mufter gelten laſſen können, _ 


was am beutlichften wird, fobald man den Steuerfuß in feinem Ver- 
haltniß zur Steuerquelle genauer betrachtet. Nur ein ift ein dauern⸗ 
der Fortſchritt: der Grundſatz der fpecificirten Cinfhägung Im 
ganzen find alle deutſchen Einkommenſteuergeſetze weit beſſes ala dies 
engliihe Geſetz. J 

Das dfterreihifhe Einkommenſteuergeſez vom 29. Oct. 1849, 
ausgedehnt auf Ungarn 25. April 1850, Siebenbürgen und Dal- 
matien 1851, Kroatien und Slavonien 1852 und mit einigen 
Veränderungen in Italien feit 1851, hat die Grundlage des. engli- 
ſchen Geſetzes in eigenthümlicher Weife- zu einem ganz felbftändigen 
Syſteme verarbeitet. Die Einfommenbeftenerung zerfällt nämlich hier 
in zwei große Gruppen. Die erfte Gruppe wird von allen Grund» 
befigern gebilvet; hier ift die Steuereinheit die Grund: und Käufer: 
"fteuer und der Steuerfuß ift ein Zuſchlag von 3314 Proc. dieſer 


Steuer. Diefer Theil wird daher als Grundſteuer umgelegt und er: - 


hoben und ift in ver That ebenfo wenig wie vie engliihe Income 
tax unter 1 eine Neineinfommenfteuer, ſondern, da fie gar nicht nach 
dem Reineintommen fragt, nur eine organifhe Erhöhung der 
Grundfteuer. Die zweite Gruppe enthält drei Klaſſen. Die erfte 
Klaſſe ift die Beſteuerung ver in der Gewerbſteuer bereits befteuerten 
Gewerbe, zu melden noch das Einkommen ver Berg: und Hütten: 
were und ver Pachte hinzugeſetzt iſt. Steuerfuß: 5 Proc. 
des befannten Reinertrags. Die zweite Klaſſe ift eine Erjagiteuer 
für Diejenigen Erwerbsformen, melde ver Erwerbſteuer nicht unters 
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liegen, daher einige Gewerbe, alle Bffentlihen Aemter, Ar: 
beiten und Dienftleiftungen, namentlih der freie Erwerb, Schrift⸗ 
fteller, Aerzte u. f. w.; hier ift die Steuereinheit eine Decimalftelle 
des (Brutto⸗) Einkommens und der Steuerfuß von 600—1000 Fl. 
jahrlich 1 Proc., von je taufend mehr 1 Proc. mehr, über 10,000 Fl. 
10 Proc. Dabei ift denn natürlich eine große Belaftung des mitt- 
lern Bruttoeinfommens gegenüber dem Heinen. bis 1000 II. nicht zu 
verlennen, namentlich bei Beamten, vie ihr Bruttoeintommen ganz 
genau angeben müflen. Die dritte Klaſſe endlich enthält die Steuer 
auf die Zinfen von allen Arten von Schulden und bie Leibrenten. 
Steuereinheit 100; Steuerfuß 5 Proc. Derjenige Theil, der hier 
als Erſatz der Gewerbiteuer angefehen werden muß, und der dritte 
Theil erſcheinen hier” volllommen rationell gebildet. Im erften Theile 
ift ver Zuſatz wejentlih, daß die Erwerbfteuer in den Einfommen: 
fteuerbetrag hineingerechnet wird. Nur ift dabei der Unterſchied ver 
zweiten Klafje von der erften nicht motivirt. 

“ Breußen hatte bis 1848 gar feine Einkommenſteuer. Es ift 
falfch, mit Rau ($. 400) die Klaffenfteuer als reine Einkommen: 
ſteuer zu bezeichnen, fie enthält in der That nur eine inbirecte Ein 
tommenfteuer neben der Nlaffenfteuerform ver Berzehrungafteuer. 
Dennod war fie es, melde zur Einführung der Einkommenſteuer 
Anlaß gab. Schon 1847 Antrag der Regierung auf Aufhebung der 
Schlacht- und Mahlfteuer in den Stäpten und Husbehnung der 
Klaſſenſteuer über alle Staatsangehörigen. Grund: daß die Schlacht- 
und Mablfteuer der Städte eine gleihe Steuer auf alle Grade des 

.. Einkommens werfe, mährend die Klafienfteuer auf dem Lande nad 
dem Einfommen in bie vier Klaſſen ſich vertheile. Darauf Wieder: 
aufnahme der Frage im Jahre 1848. Erſte Unterfuhung: ob über: 
haupt in den Städten die Verzehrungafteuer anders als durd die 
Thorſteuer erhoben werden Konne. Ergebniß: daß dies bei ver Be: 
meglichleit der Bevollerung ohne Thorfteuer, aljo- durch Einführung 
einer Klaffenftener wie auf dem Lande nicht. thunlich fei. Zweite 
Unterfuhung : da die Schlacht- und Mahlſteuer aber reine Verzehrungs- 
fteuer, die Klaſſenſteuer dagegen eine inbirecte Cinfommenfteuer fei, 
in welcher Weiſe diefe Einfommenfteuer aud auf die Städte auszu: 
dehnen ſei? Aus diefer Frage ging nad langem Kampf die foge: 
nannte claflificirte Gintommenfteuer hervor. Entwurf vom 9. Juli 
1849; zweiter Entwurf vom 2. Jan. 1851: Beibehaltung ver Schladht: 
und Mahlfteuer; Abänderung der Klafjenfteuer; neue claffificirte Ein: 
Tommenfteuer; als Gejeg erlafjen 1. Mai 1851. Grundſatz: Beſteue- 
rung de3 Ginfommens, und zwar niebtigftes Steuerobject 1000 Thlr. 
Roheintommen jährlich; alles geringere Einfommen war theils durch 
die alte Alaffenftener, theils durch die Schlacht: und Mahlftener als 
ausreichend beſteuert angefehen. „Steuereinheit: 100 vom Stenerfuß: 
geieglih hoöchſtet Fuß 3 Proc., niebrigiter Betrag 21/, Thlr. mo: 


2 


nailich, hochſter Betrag 600 Thle, monatlich. Gteuerebject: alle Arten 
von Ginlommen ohne irgendeine Ausnahme. Bel namenllich über 
das Brineip Bornemann, „Die Einkommenſteuerfrage“, 1850 
Wortrefflich); die einzelnen Klaſſen und BVerorbnungen bei Reben, 
Preußiſcher Stantshaushalt”, S. 266 fg. Die gefeplige Barftel- 
lung: Sentrup,- „Das Gejeg, betrefiend die Einführung einer Klaj- 
ſenſteuer“ (3. Aufl, 1857). 

In Batern bejteht die doppelte Beiteuerung der Kapitalsuenten 
{f. unten) und bie jedes reinen Einkommens außerdem; im Grunde 
ein Widerſpruch, da bie zweite Steuer bie Rente zum zweiden mal 

tft. Hauff, „Bairiihe Geſettgebung“, $. 398° ig. 

In Sachſen befteht die Rentenfteuer als ein beienberer Theil der 
Perſonalſteuer durch dad Geſetz vom 28. April 1850. Die Berjo: 
aalfteuer überhaupt ift hier nicht? anderes als bie auf den freien 
Erwerb berechnete Gewerbiteuer; fie trifft Beamte, Gelehrte, Prävi: 
catiften, Gehülfen und Diener und die Perfonen, welhe von keiner 
andern Steuer getrofien werben; dann Rentenbefiger. Hier ift die: 
felbe Verſchmelzung wie in der engliichen umd äfterreichiichen Geſetz⸗ 
bung. S. Judeich, „Die Rentenfeuer im KHönigueihe Sachſen“ 
(Dresden, ohne Jahrzahl). Bol. unten. 

In Weimar ift das Ginfommenfteuergefeg vom 28. April 1821 
wie die preußiihe claffificitte Ginfommenfteuer und der zweite Theil 
der bairiſchen Ginkommenfteuer eine velne directe Steuer auf das 
Einkommen überhaupt. Vgl. Reben, „Finanzſtatiſtik“, I, 1396. 

In Hannover hat die Einlommenſteuer von 1934 Demjelben Chazxatter. 
Reven, I, 742. Princip jedoch, daß das Einkommen nicht ſchen wurd) 
andare birecte Steuern getroffen ift. Steuerfuß 214 Proc. (England). 


A. Die Kapitalrentenftener. 


Die Kapitalrentenſteuer beruht darauf, daß ber Zins eines 
‚Kapitals, fobald er von einem Schuldner einem Gläubiger. be- 
zahlt wird, für den Gläubiger ein volllommen reines und felbit- 
ftändiges Einfommen ift, da es ohne Arbeit und Auslagen von 
diefem erhoben wird. Die Natur diefer Steuerquelle iſt damit 
gegeben; ebeufo einfach ift an ſich die Natur des Steuerobjects. 

Als Object der: Kapitalventenfteuer kann demnach nur der 
ins von einem Darlehm gelten, welches eine beftimmte und we— 
nigftens temporär dauernde Schuld bildet und zugleich als Zins 
einen Reinertrag abwirft. 

Ausgeilofien von derfelben find dagegen alle durch Die Be- 
treibung eines Geſchafts entftehenden Verzinſuugen, ſelbſt ba, wo 
fie regelmäßig in laufender Rechnung beredmet werden, nameutlich 
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die Contocurrent· Gulden and Zinszahlen, und zwar Deshalb, 
weil fie einerjeit3 feine beftimmte, awbexerfeits Leine dauernde 
Schuld bilden und nur als Stellvertreter ber wirklichen, beftändig 
fälligen Zahlungspilicht gelten. 

An ſich ift es dabei gleichgültig, ſowol in walcher Weiſe die 
Schnld beiellt, als wer der Schuldner iſt, ob eine Privatperſon, 
eine Anftalt oder der Staat ſeibſt. Die Gründe gegen bie An- 
wendung ber KRapitalventenfteuer auf bie Zinſen, welche der Staat 
für feine Obligasionen zahlt, find tung ihrer groben Wichtigkeit 
bucheus von leiner beiondern Natur, fendern falen mit denje- 
nigen zuſammen, welche überhaupt gegen biefe Art ber Brſtene- 
sung afgeftellt werden müffen. (S. unten.) 

Die Steuereinheit ift eine Derimaleinheit bes Binfenbetrags; 
uatüurlich gewöhnlich das Hundert. ö 


Der Steuerfuß läßt fih in gar keiner Weile auf irgendeine | 


Iuy 


abſolute Formel reduciren. Es ift der Antheil, den ber Staat ' 


als Steuer von jeder Steuereinheit der Kapitalzinſen forkert. 
Man kaun höchſtens fagen, daß der Steuerfuß nicht jo groß fein 
darf, daß er das wirthſchaftliche Intereſſe am der Bildung eines 
sum Darlehn beftimanten Kapitals hindert. Es ift danach ein 
ſehr niedriger Steuerfuß, wenn al? Kapitalrentenſteuer eiwa fünf 
vom Hundert der Zinfen geforbert werben. 

Die Steuererhebung ift nun ſehr leicht bei.den auf Immo: 
biljen ruhenden und bei ben in öffentlichen Documenten wer- 
hrieften Schulden. In beiden Fällen wird nur um ber Erleich⸗ 
terung ber Erhebung willen der Schulduer ala Stenergahlenber 
geſetzt, ſodaß derjelbe den Betrag der Steuer dem Bläuhiger als 
geſchehene Ziuszahlung in Verrechnung zu bringen hat. Die 
Quittung der Steuerlaffe gilt dann als Binsguittung. 

Diefe ganze Stewer hat demnach auf den erften Blick vielas 
für fh. Pie Steuerquelle ift rationell; das Object iſt werigitens 
bei Den Immobiliar⸗ und öffentlichen Schulden Her; bie Einhe 
bung hat wenigitens hier keine Schwierigkeit, und es ſcheint, daß 
dieſe Steger, namentlich wenn fie mit geringem Steuerfuße feit- 
-geRelt wird, auch für den Kapitalverkehr feine Uebelſtände habe. 

Dennoch erſcheint biefe ganze Steuer, inſofern fie naben ber 
Berfteuerung des Gefanmteinfommens ſteht oder ala‘ einzige 


‚Bor ber Einkommenbeſteuerung gefegt wird, als eine. ben Ge ' 


' 
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fegen des Werths und den böhern Forderungen des Verkehrs 
durchaus nicht entſprechende. 

Der Zins iſt zwar ein Reineinkommen für den Gläubigek, 
aber er ift in feiner Höhe beftimmt dadurch, daß er den Ge— 
brauchswerth des geliehenen Kapitals enthält, 

Diefer Gebrauchswerth des Darlehns wird für den Empfän- 
ger durchaus nicht geringer oder größer, ob nun der Zins mit 
einer Steuer belegt ift oder nicht. Die Höhe dieſes Gebrauchs⸗ 
werths wird bier wie immer bedingt durd Angebot -und Nah: 
frage. Da nun die Stener auf den Zins weder Angebot noch 
Nachfrage ändert, jo muß die Nachfrage den Preis des Darlehns 
oder den duch ben nicht geänderten Gebrauchswerth des Dar- 
lehns gegebenen Zins nad wie vor zahlen. 

Da alſo diefer Gebrauchswerth an fi durch die Steuer 
nicht geändert werden kann, fo wird der Darleiher von dem Em— 
pfänger nad) wie vor ben Betrag dieſes Gebrauchswerths fordern 
und der Empfänger wird ihn bieten, ober dafjelbe Kapital wird 
ftet3 nur für dieſelben Zinfen hergegeben und empfangen werden 
Tönnen, da die Steuer das wirthichaftlihe Werthverhältniß zwfi- 
ſchen beiden nicht ändern Tann. Wird nun der Schuldner ge- 
zwungen, einen Theil dieſes Gebrauchswerths oder Zinjes dem 


1 Staate ftatt dem Gläubiger zu geben, fo finkt der Werth des 


ui 


Kapitals und der Schuldner kann nicht mehr daſſelbe Kapital für 
den beſteuerten wie für den unbeſteuerten Zins bekommen, oder 
die Summe, welche für den beſteuerten Zins hergegeben wird, 
wird um den kapitaliſirten Betrag der Kapitalrentenſteuer gerin— 


ger fein müffen. Würde der Schuldner trogdem bie gleihe Ka— 


pitalfumme erhalten, fo würde das nur einen verminderten Ges 
brauchswerth der Kapitalien beweiſen. Eine Kapitalventenfteuer 
enthält daher den principiellen und abjoluten Widerſpruch, den 


"Werth der Käpitalien im Darlehn durch die Beeinträchtigung der 


Binfen vermindern und dennoch im Kapitalbetrage ihn erhalten 
zu wollen. Die Folge davon ift, daß die Steuer niemals yon 
demjenigen getragen wird, der fie nad dem Geſetze zahlen follte, 


ſondern ftet3 von denjenigen, für den das Kapital den höhern 


Gebrauchswerth hat, und da dies ftet3 der Schuldner ift, fo wird 
ptincipiell das Gegentheil von demjenigen erreicht, was die Steuer 
will; der Schuldner wird das Darlehn nur unter der Bedingung 
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erhalten, daß er den wirthſchaftlichen Gebrauchswerth des Kapi⸗ 
tals dem Darleiher ungeſchmälert zahle und mithin die Steuer 
“ außer den Zinfen jelbft dede, d. h. der Schuldner muß im Stande 
fein, die Steuer durch die Verfvendung des Kapitals neben den 
Zinſen zu produciren, oder fie ans dem eigenen Kapitale zahlen. 

Jede Anordnung des Staats, dieje Ueberwälzung der Steuer 
auf den Schuldner zu hindern, muß deshalb nutzlos bleiben und 
nur Umgebungen des Gefees erzeugen, wie dies bei zu hohen 
Böllen und bei den Wuchergefegen der Fall ift. 

Geſetzt aber, es gelänge, den Gläubiger zur wirklichen Trar 
gung der Steuer anzuhalten, jo würde die in der Verminderung 
der Zinfen liegende Verminderung des Werths der Rapitalien nur 
eine Verminderung de3 Angebots. von Kapital zur Folge haben, 
oder der Credit der Geldſuchenden würde mindeftens um den Be 
trag der Fapitalifirten Steuer für jede Steuereinheit ſinken. Der 
Nachtheil, der daraus erwächſt, erſcheint für den einzelnen in den 
vermehrten Koften der Kapitalaufnahme, für den Staat einfach 
in dem Sinken der Eurfe feiner Obligationen um den obigen Be 
trag. Es ift daher auch bier.einleuchtend, daß der Schuldner der 
wirklichen Zahlung der Steuer durchaus nicht entgehen kann und 
daß die Kapitalrentenfteuer einen wergeblihen Kampf mit den 
Gefegen des Werth der Kapitalien kämpft, der rationell nur 
durch die völlige Aufhebung diefer Steuer zu bejeitigen ift: 

Zu diefem printipiellen Widerſpruch fommt der praktische, 
daß es durchaus unmöglich ift, die Privatdarlehne, die nicht duch 
Öffentlichen Act feftgeftellt find, der Steuer zu unterziehen, da 
bier Schuld und Binfen für den Staat gleich unfindbar bleiben. 
Die Kapitalrentenftener ruht daher factiich nur auf einem Theile 
der Renten. . 

Endli leuchtet ein, daß das Reineinkommen aus Zinfen 
durchaus Feine andere Natur hat als jedes andere Reineinfom- 
men. Wenn daher neben der Kapitalrentenfteuer eine eigentliche 
Einkommenftener nicht befteht, jo ift es ein Widerſpruch, nur 

eine Art des Reineinkommens befteuern, die andere aber unbe: 
fteuert laſſen zu wollen. Befteht aber eine ſolche zweite eigentliche 
Einfommenfteuer, jo ift es nicht minder Klar, daß es ein. Wider 
ſpruch ift, einen andern Steuerfuß und andere Steuereinheiten - 
für die Kapitalventenfteuer als für das eigentliche Reineinfommen 
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feftguftellen. Seht man aber dieſelbe Steuereinheit und denjel⸗ 
ben Steberfuß für beide, wie es allein richtig iſt, fo iſt eben 
durchaus kein Grund denkbar, zwei Formen ber Gtener auf das 
Einkommen zu ſetzen, fonbern es ergibt fi, daß bie felbſtändige 
Rapitalrentenftener eben eine verkehrte Form des Veſteuerung iſt 
und nur als weſentliches Moment für bie Beikiummung: ber eigent: 
lichen Eindommenſteuer gebeaucht merben Tann. . 

Der Streit über die. Imedmähigtelt 'vev Zinsbeſteuerang ſtamum 
ſchon von Adam Smith, her und zieht fih durch die game Thenrie 
bis auf bie neuefte Zeit, wo Rau fie wieder mit aller Kraft in 

Schutz genommen hat. Cr hat auch vie reichhaltige Literatur aufge: 
führt, zugleids aber aud) gezeigt, wie ver Stanopunft für vie Frage 

"bisher flat: ein fehr einfeitiger war. In der That handelt es ſich nänlidh- 

nicht um die Altennative, ob Zinsſtener, HB nicht, wie fie getoehnlich 
aufgeftellt wird und bei welcher man, je ausgeſprochen, allervings 
für die Zinsfteuer fein muß, fonbern es handelt fih darum, ob bie 
Zinsfteuer neben ver Einkommenſteuer jelbftändig, mit eigenem 
Steuerobject und Steuerfaß, ftehen ſoll, oder ob fte einen Theil der 
Reineinlonmenfteuer bilden und alſo das Einkommen and der 
Zinſen mit, vem aus dem Unternehmungsgewirm dirſelbe Ginheit und 
denſelben Fuß haben ſoll. Und das iſt es, was im Obigen bes 
hauptet wird. 

Die pofitive Geſetzgebung hat ſich in dieſer Beziehung im weſent⸗ 
lichen in folgenden Grundzugen geſtaltet. 

Frankreich hat, wie ſchon bemerkt, nebſt mehreren andern Staaten 

weder eine Einkommenſteuer noch eine Rentenſtener. 

Eugland hat die Rentenſteuer neben der Beſteuerung des Unter: 
nehmungsgewinng ‚(profits and gains), doch mit demjelben Steuer- 
fuß, fodaß bierfür im Grunde nur eine Einfommenfteuer gilt und 
die befondere Befteuerung der Renten nur als Specificirung der Ein- 
tonmenfeuev an ſich eriheint (ſ. oben). . 

Deſieereich hat in feine Einfommpafteuer ald beitte Kiaſſe vie 
felbftändige Rentenfteuer aufgenommen; auch Leibrenten, jadoch nicht 

. volftändig, fondern von den gefeglichen Binfen. ver Rente. Die Be: 
fenmtniffe geſchehen nad) einem beitimmten Formular. Befreiungen 
für jeden, defien Gefammterntommen nicyt 300 Gulden überſchreitet, 
Sparlafien und Walfenfond®; vagegen find amd) beſteuert vie Zinſen 
der Sinatöfchulsenverihreibungen; jeber verfulbete Gypeibetenbefiger 
ift dabei berechtigt, 5 Proc. von den von ihm zu zahlenden Zinfen 
abzuziehen, weil die Erhöhung der Grundfteuer um 331/, Proc. auf 
die Schulden keine Rüdjiht nimmt; durch dieſes Recht hat man 
dieſer Erhöhung den Eharafter einer Einkommenſteuer erhalten wollen. 

 &hlupp, 0.0. D., & 155. Dagegen find: vie Dividenben jedes em 
zehn. Aetieninhabers nicht. befteuent, weil der NActieunerein als 
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Ganzes fein Gintenumien  beiennen_ und verſteuetn muß. Chlapp, 
$. 163 u. 167. Der -Steuarfuß ift ein feſter von 5 Proc. 

Preußen hat feine jelbjtännige Mentenftener. Dagegen bat Baiern 
diefelbe neben der Einkommenſteuer; Object ift jedes rentirende be 
wegliche Vermögen; Steuereinheit ift der Gulden; Stenerfuß ift 1 Sr. 
per Gulben; bis 20 Gulven Menten frei; von 20 — 100: Gnlden Y, Kr 
par Gufnen, CS it offiembar abfolut tere mtiomellee Cruud deutbar 
weshalb hier ein ‚anderer Gteuerfuß al bei der Einkommenſteuer. 
©. Hauff, „Bairiſche Geſetzgebung“, 9. 398. Gine genaue Analyie 
mit Tert und Commentar bei Gerfiner, „Das baitifde Einfommen- 
und Rapitalrensenfteuergefeg vom 31. Mai 1856”. 

Das fächfirhe Rentenfewergefep hat eine fehr gute Darftellung- ars: 
fahren won Juheich. Mbzert And eigentlich mus Renten, Binfen um. 
Dividenden; der Verjaffer kommt aber zu dem wohlmotivirten Schluß: 
ſatz: „daß alles Einfommen, weldes. unter feiner andern Abtheilung. 
der rund: oder Perfonalfteuer zu begreifen ift, ein Object der Ren" 
tenfteuer bildet“ (S. 34). In der That erfcheint die fächfifche Ren— 
tenfteuer vielmehr als eine Reineimtommaenftsuer, desen Hauptibeil ab⸗ 
lerdings die Nentenfteuer bildet. Der Steuerfuß wird nad einer 
Claſſification des. Einkommens gebildet, deren erfte Klafje, 20 — 50 Thlr. 
Rente, mit 6, Ngr., deren legte (ſechsunddreißigſte), 4800 — 5000 Thlr., 
mit 130 Ihlen. jährlich belegt ift. Die geſchichtliche Ginleitung, vie 
ver Verfaſſer $. 2 gibt, iſt wortrefflih, wenn aud kurz; eine Ver: 
gleihung mit andern Steuern lag leider außer dem Plan. " 

Es wurde für alle dieſe Steuern von entjcheidender Wichtigkeit 
werden, wenn fih Theorie und Praxis über gleiche Ausbrüde und 
gleidje Definitionen vereinigten, da gerade hier die Veurtheilung des 
Werths jever Steuergejeßgebung fo oft durch die Verſchiedenheit der 
Namen und Bezeichnungen erſchwert wird. 


B. Die eigentlide Einfommenfteuer.. 
Begriff. 

Die eigentliche Einfommenfteuer entftcht num, indem die &e- 
ſammtheit des regelmäßigen Ueberſchuſſes einer Wirthichaft aus 
allen ihnen Unternehmungen als Steuerqueue gefegt wird. 

Es ift unzweifelhaft, daß dieſes regelmäßige und durchſchnitt⸗ 
liche Neimeintommen einer. Mirthſchaft auch eine ſelbſtandige 
Steuerquelle iſt. Es iſt ferner einleuchtend, daß dieſe Steuerquelle 
in. dee ganzen bisherigen Gftmeriyfteine: noch gar keine Veſteue⸗ 
rung gefunden hat, da. die. directen Stenern theils gar deine ‚Bes: 
thrfichtigwng des Reineiukouumens enthalten,: theils aber, wie: bie: 
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Erwerbſteuer, nicht auf das wirkliche, fondern nur auf das wahr: 
ſcheinliche Reineinfommen Rüdficht nehmen. Daffelbe gilt von der 
indirecten Einfommenfteuer bei ben indirecten Steuern. Das 
Princip der eigentlihen Einfommenfteuer ift es dagegen, nicht 
das wahrſcheinliche, jondern das im jeder einzelnen Wirthſchaft 
wirklich vorhandene Reineinkommen als Steuerquelle zu be 
traten. ” 

In diefem Sinne eben umfaßt die Einfommenfteuer die oben 
dargeftellte Rapitalventenfteuer, und dieſer Begriff derjelben ift es, 
welcher die legtere als eine eigenthümliche, mit eigenem Objeet 
und Steuerfuß verfehene Steuer unrichtig ericheinen läßt. 

Die diefem Begriffe entiprechende Befteuerung des Reinein- 
tommens fordert nun vermöge der Natur ihres Objects ein vol 
ftändiges Beſteuerungsſyſtem, das nad allen Momenten der Be 
fteuerung betrachtet ‚werden muß. 

Die folgenden Säge gelten ebenfo wol von der Kapitalrenten: 
fteuer al3 von der eigentlihen Einfommenfteuer, weil in der That 
der Unterjhied beider nur darin befteht, daß die Rentenſteuer ald 
einzige Duelle des Reineinkommens und daher aud als einzige 
Steuerquelle den Kapitalzins betrachtet, während die eigentliche Ein: 
tommenfteuer zugleih den Unternehmungsgewinn, infofern er alt 
Ueberſchuß berednet werden kann, mit umfaßt. Die Angabe der 
einzelnen Punkte wird dies zeigen, indem mir dabei beide Arten der 
Steuer nebeneinander ftellen werden.. Es ift das ein Beweis mehr 
dafür, daß man die Rente allerdings ald ein felbftändiges Moment 
für die Berechnung des Einkommens, nicht aber als ein jelbftändiged 
Object einer eigenen Steuer betrachten follte. 





I Subject und Vbject der Einkommenfleuer. 
nt N Das Subject der Eintommenftener ift die einzelne felbftän: 
vo | dige wirthſchafiliche Berfönlichteit. 
' Die Eintommenftener unterjheidet ſich dadurch vom ber Kopf 
fteuer, bei welcher nicht die wirthſchaftliche, ſondern die juriſtiſche 
Perfönlichteit das Steuerfubject bildet, abgejehen von der Ber: 
ſchmelzung mit der Verzehrungäftener, welche in der Natur ber 
Kopfiteuer liegt. - 
B Die Befreiungen von der Einkommenſteuer ſcheiden fih in 
zwei Hauptgruppen. Die erfte Gruppe wird von demjenigen 96 
un bibet, welche aus irgendeinem Grunde in dem einzelnen Lande 
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befreit find. Die zweite Gruppe kann man als die der focialen) Du 
Befreiungen bezeichnen. Sie enthält ihrerfeits wieder zwei Ab- 
theilungen, über die in den verſchiedenen Geſetzgebungen auf ver='” 
ſchiedene Weiſe beftimmt ift. 

1) Die erfte Abtheilung befteht aus der Gejammtheit aller 
derjenigen wirthſchaftlichen Perfönligkeiten, deren Roheinkommen 
nur auf der mechaniſchen körperlichen Arbeitskraft - beruht und 
Daher ein jehr geringes ift. 

Der Grund der Befreiung diefer wirthſchaftlichen Klaſſe be» 
fteht darin, daß hier das Reineinkommen als eine jelbftändige 

. Summe theils gar nicht oder felten zur Erſcheinung kommt und 
daher das Object mangelt, theils aber und weſentlich darin, daß 
die indirecten Formen der Befteuerung des Einfommens, die ih— 
rerſeits feinen Unterſchied machen fünnen zwiſchen der Größe des 
wirklichen Eintommens, das fie treffen, natürlich vorzüglid in 
der Berzehrungsfteuer, im Verhältniß am fhwerften auf dem ges 
ringften Reineintommen ruhen. 

2) Die zweite Abtheilung wird duch das Einkommen aller 
derjenigen Anftalten gebildet, welche entweder für die Kapitalbil: 
dung der Fapitallofen Klaffe oder für die-Hebung und Hülfe der> 
ſelben hergeftellt find, namentlich die Spar- und Vorſchußkaſſen 
und ambererjeit3 die öffentlihen Hülfsanftalten aller Art. Der 
Grund diefer Befreiung vom rein finanziellen Geſichtspunkte 
Liegt rationell darin, daß fie zum Zwecke haben, die Steuerkraft 
dieſer Klaffen zu vermehren, und eine Beſieuerung daher die künf⸗ 
tige Steuer der einzelnen Mitglieder gleichſam im voraus wege 
nehmen würde. Deshalb find in diefem Punkte alle Einfommen- 
ſteuerſyſteme im weſentlichen einig. 

Das Object der Eintommenfteuer ift nun das Reineinkom⸗ 
men, infofern es als felbftändiger Ueberſchuß darftellbar ift. 

Es ift weientlih der Mangel diejes legten Moments, wo— 
durch die gewöhnlichen Bezeichnungen der Einfommenfteuer fo 
unzureichend werden. Es ift aber dafjelbe entſcheidend und zwar 
deshalb, weil einerſeits das allgemeine Dafein eines Reineinkom- 
mens in dem wirthſchaftlichen Leben nicht bezweifelt werden kann, 
andererjeit3 aber dies in allen Acten des letztern vorhandene 
Reineintommen nit durch eine einzelne Steuer, ſondern eben 
duch das Steuerſyſtem aufgefucht und befteuert wird. Die Ein 

Stein, dinanzwiſſenſchaft. 9 
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kommenſteuer aber beginnt da ein Object zu haben, wo eben dies 
„ Einkommen felbftändig als Ueberſchuß hervortritt. Die beiden 
Grundformen deffelben, Zins und Gewinn, find jedoch wieder nicht 
in fi verſchieden, ſondern gleich und fordern daher auch nicht 
zwei Steuern, ſondern eine. 

Aus diefem Weſen des Objects folgen num die Beftinmun- 
den über die Feftftellung deijelben zum Zwecke der Befteuerung, 
die natürlich verſchieden ift für die Nente und für den Gewinn. 


Beſteiungen : In England jedes Einkommen unter 150 Pf. St.; 
Perſonen, welche bei einem Einfommen unter dieſer Summe dennod x 
viefe Steuer (durch Abzug an Binjen) zahlen, bekommen vie Steuer 
zuriid; dafür ein eigene Amt, weldes 1856 139,615 folder Re: 
clamationen zu erledigen hatte. In Defterreih mußte, da'die Ein- 
tommenfteuer zugleich eine Erſatzſteuer für die Gewerbſteuer iſt, ein 
völlige3 Syſtem von Befreiungen und zwar nad den drei Klaſſen 
aufgeſtellt werden. Princip dieſes Syſtems iſt, alle ganz kleinen 
Reingewinne und alle Humanitätsanſtalten zu befreien. Chlupp, a. 
a. D., $. 100 fg. (Befreiung der erften und zweiten Klafje). Bon 
der dritten Klaſſe (Rentenfteuer) find diejenigen befreit, deren Ein: 
tommen 300 1. nicht überſchreitet. Die Steuer ſelbſt beginnt erft 
bei 600 3. ($. 172). In Preußen beginnt die Klafjenfteuer zwar 
bei jedem arbeitsfähigen Menſchen, aber die Pflicht beginnt erft mit 

der Ärbeitsfähigkeit; die Cinfommenfteuer dagegen eiſt bei einem Roh: 
einfontmer von 1000 Thlen. In Sachfen „beginnt die Rentenfteuer 
bei einen Betrage von 20 Thlen. Judeich, a. a. O., Rap. 3. In 
Baiern find neben allen kirchlichen Stiftungen u. f. w. alle Renten frei, 
vie nicht den Betrag von 25 Fl. jährlich erreichen (Gerftner, S. 110 fg.); 
von der Einfommenfteuer alle wirthihaftlih abhängigen Perſonen und 
alle diejenigen, die nur eine Einnahme von 200 Fl. haben (ebend., 
8.63 f9.); aber aud) dag Einkommen aller Stiftungen, Gemeinden u. ſ. w. 

Was das Object der eigentlichen Emtommenftener betrifft, fo darf 
nicht vergeffen. werden, daß daſſelbe in werfhiedenen Formen, aber 
dennoch fait immer Gegenjtand der Steuer iſt. In England und 
Oeſterreich felbftändig neben der Nentenfteuer, nur mit dem Unter: 
ſchiede, daß es in England einen gleichen, in Defterreih einen ver: 

ſchledenen Steuetfuß hat. In Baiern ift es felbjtändig geſchieden; 
in Hannover wie in der preußiſchen claſſificirten Einfommenfteuer 
miteinander verjhmolgen; in Sachfen ift die Perſonalſteuer eine in- 

directe, mit der, Gewerbſteuer werbundene Steuer. Die Natur der 

Sache ift leicht verftändlich, wenn man fih durch die Unklarheit der 
Sefeggebung nur nicht in der Klarheit des Begriffs ftören laßt. 
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II. Steuereinheit und Stenerklaffen der. Einkommenfteuer. 


Die Steuereinheit ift naturgemäß, mag nun die Steuer eine 
Rentenftener oder eine Renten- und Einfommenfteuer fein, eine 
‚Decimaleinheit in Geld. Sie ift ſehr einfach bei der Rentenfteuer, 
dagegen ſchwierig, jobald die Steuer zugleich als eine Erweite- 
rung der Gemwerbiteuer auftritt, 

In diefem Zalle bleiben nur zwei Wege. Entweder muß 
man den betreffenden Erwerb als ſolchen als Steuereinheit neh⸗ 
men, fodaß hier wie bei dem Gewerbe Steuereinheit und Object 
zufammenfallen, and dann ift fie im der That nichts ala eine an= 
ders benannte Form der Erwetbfieuer, oder man muß den ein- 
zelnen veranlailen, den Gewinn aus feinem Erwerbe ſelbſtändig 
zu ſcheiden, indem eine Geldſumme dafür angefegt wird, und auf 
diefe dann die Stemereinheit von 100 anwenden. Erſt dann wird 
fie eine mahre Einfonmenftener. 

Je nachdem dies geſchieht, Tann aud die Elaffification der 
Steuer erſt ihre Bedeutung befommen. 

. Die Grundlage diefer Elaflification ift nun entweder die Claſ⸗ 
fftcation der Summe von Steuereinheiten, welche der einzelne be= 
figt, oder die Claſſification nad Rente und Erwerb, wo datın die 
Rentenclafiification für den erften, die Erwerbsclaſſifieation für 
den zweiten Theil gilt. Eine befondere Bedeutung hat dieſe Claſ⸗ 
fification natürlih dann, wenn für jede Klafje ein beſonderer 
Steuerfuß gejegt wird. (6. unten.) 

Dieſe Slaffification bildet dann das Schema des: Einfommen- 
fteuerfatafters, in weldes mun die einzelnen durch Einſchätzung 
bineingeftellt werben. " 

Auch bier ift die Sache an fih jehr leicht. In Sachſen nur vie 
Glaffificatien der Rente; ih Baiern die Clafiification von Renten: 
und Ginfommenfteuer, jede wieder mit Unterllafien wegen des ver- 

ſchiedenen Steuerfußes; in Oeſterreich die drei Klaſſen, wobei in der 
erſten Klafie neben den Gewerbfteuerklaffen die net aufgenommenen, 
in der zweiten die Klaſſen ver bisher fteuerfreien Gewerbe, in dee 
dritten die Klaſſen ver Rente; in Preußen nur die Klafien des Roh⸗ 
eintommens, ohne Rüdfiht auf Gewerbe und Rente; in England 
endlich die fünf Klajjen, welche den Erwerb und die Rente umfaflen. 

In Kurhefien wie in Preußen, ebenfo in Würtemberg und Baden. 

€3 leuchtet ein, daß der Mangel an Uebereinftimmung bier in dem 

Mangel des Princiys der Einkommenſtener felbft liegt. 

. 29 * 
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IH. Die Einphägung. 

Die Einſchähung ift num derjenige Act, durch melden das 
wirklide Einfommen der einzelnen Wirthſchaft als Steuerobjet 
in feiner Größe beftimmt wird. 

Eine ſolche Einfhägung kann nur durch ‘das Zufammen: 
wirken der Befteuerten und der Stenerverwaltung geſchehen. Da: 
bei find mehrere Mobdificationen denkbar. Die weſentlichſten 
Punkle jedod find folgende. 

a) Die Selbftihägung ift die Erflärung des Beſteuerten über 
den Betrag de3 Reineinfommens feiner Wirthſchaft. 

Man kann diefe Selbſtſchätzung — Selbitbefenntniß, Faſſion — 
den einzelnen ohne beſtimmte Vorſchriften über Form und Inhalt 
überlaffen, was jedoch den Uebelſtand hat, daß es leicht zur Un 
genauigteit führt. Es iſt daher eine beftimmte und zwar für alle 
gleihmäßige Formel jedem einzelnen zuzuftelen und von dieſem 
einzelnen auszufüllen. 

Dieſes Selbftbefenntniß wird nun je nad der Beftimmung 

der Steuereinheit einen verſchiedenen Inhalt haben. 
- Dem Princip nad märe es richtig, als Gegenftand ber 
Selbftihägung eben nur das reine, noch unbefteuerte Einkommen 
zu fordern. Dies ift thunlid, wo man nur die Rente befteuert; 
Object der Schägung dabei find Kapital und Zinsertrag. Es ift 
unnöthig, wo das Object eine Staatsſchuld oder ein Staatzbezug ill. 
Allein bei der allgemeinen Einkommenfteuer macht die Natur des 
wirthſchaftlichen Lebens dies unzwedmäßig.- Die Aufgabe und 
demgemäß die Formel der Selbftihäßung emthält daher zuerft das 
Bruttoeinfommen der ganzen Wirthichaft; dann zweitens die Aus: 
gaben, und zwar folde, welche als Bedingung für die Production 
des Bruttoeinfommens angefehen werden müffen; endlich erft drit⸗ 
tens das fi) daraus ergebende Neineinfommen, das den Gegen: 
ftand der Vefteuerung bildet. Allerdings hat man gejagt, dab 
dies die Freiheit des Bürgers beſchränke und auch feinem Credit 
ſchade. Freilich) wäre es beſſer, wenn die vollfommene Verläß⸗ 
lichkeit jedes einzelnen dieſe detaillirten Angaben unnöthig madte; 
allein da die legtere nicht zu erwarten ift, fo muß das erftere 
Verfahren als das kleinere von zwei Uebeln angefehen werben. 

Die Formel der Selbſtſchätzung hat neben der Angabe über 


453 - 


das Einfommen natürlich die Angaben zu enthalten, melde die 
Verificirung der erftern möglich machen, nämlich über Berjon, 
Heimat, Drt des Etabliffements und die Forderungen. Endlich 
muß die ausdrückliche Erklärung der Wahrheit der betreffenden 
Angaben beigefügt werden. Es iſt nicht gut, dieſelben an Eides- 
ftatt anzunehmen; man muß den Eid ebenſo wenig in Colifion 
mit dem wirthſchaftlichen Intereffe als- mit der Furcht vor Strafe 
(Reinigungseid) bringen. _ 

Zwedmäßig find demnach gleihmäßig gedruckte und bei einer 
Einführung von einer Inftruction begleitete Formulare, die der 
einzelne auszufüllen hat. 

b) Das zweite Organ ift eine von der Steuerverwaltung ein 
geſetzte Commiſſion, welde die Angaben der Selbſtſchätzung zu 
prüfen bat. Ihre Aufgabe ift es, direct das Intereſſe der Fi: 
nanzen, indirect daS der andern Belteuerten zu vertreten. Sie 
muß daher theils aus Beamten," theils aus Bürgern zufammen- 
gejegt fein. Sie hat die Aufgabe, die formelle, dann die mate— 
rielle Richtigkeit der Selbftihägung zu prüfen und in zweifel- 
haften Fällen den Betheiligten zur Erklärung vorzufordern. Es 
ift nicht zwedmäßig, ihr das Recht zu geben, weitere Beweiſe 
‘für die Angaben zu fordern, als der Betreffende fie freimillig 
gibt; dies ift der Revifion zu überlaffen. Ihre Entſcheidung bleibt 
gültig, wenn nicht Berufung eintritt. 

c) Das dritte Drgan ift der Nevifionsausfhuß, der aus ei- 
nem höhern Beamten und Mitgliedern der. höhern bürgerlichen 
Klaffen gebildet wird. Seine Aufgabe: ift. die Entiheidung über 
die Verufungen von der Eintommenftenercommilfion. Sein Recht 
geht dahin, nicht blos die Berufungen zu hören, fondern auch 
die Beweife zu fordern, und ‚zwar zunächſt Vorlage der Bücher, 
dann Zeugen und jelbft in einzelnen Fällen den Eid. Eine wei: 
tere Berufung ift nicht ftatthaft; nur wegen Formfehlern kann fie 
zuläſſig erſcheinen. 

Die Einſchätzung bildet ſomit denjenigen Act, durch welchen 

der Einkommenſteuerkataſter mit den Einkommenſteuerpflichtigen 
ausgefüllt wird. Alsdann bleibt nur noch die Beſtimmung des 
Steuerfußes übrig und die Erhebung der Einkommenſteuer. 
In England kann die Angabe des Gewerbsgewinns vor ven Di: 
ftrict3commifionen verweigert und nur den Regierungscommiflarien 
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übergeben werden. Ju Oeſtetreich maß natürli die Form der fer 
genannten Faſſion eine dreifache nah dem dreifachen Object der 
Steuer fein. In der erften Klaſſe wird das Gewerbe genau bejchrie: 
ben; in der zweiten Klaſſe ift eine Faſſion für die öffentlichen Be— 
* züge nicht nothwendig, da der Staat fie felbft erhebt; für vie Ein- 
nahme aus dem freien Erwerbe gilt dagegen ‚natiktlid die Jormel ber 
erſten Klafle, für die dritte Klefje genaue Angabe von Namen, Ka: 
pital, Zins, Zinzfuß. ©. das Genauere nebit den Formularen bei 

- Chlupp, a.a.D., 8.164 fg. Bezüglich Baierns ausführliche Darftel: 
lung bei Gerftner, a. a. D. (Zweiter, formeller Theil, S. 139 — 211) 
Far Sachſen Judeich, a.a.D., Kap. V. Für Breußen Sentrup, a. a. 
D., ©. 86 fg. Hier fmd natürlich. im einzelnen auperorbentlic viele 
Mopificationen denkbar; doc laſſen fie ſich auf Pie Frage veducizen, 
ob auf die Selbftihägung oder auf vie amtliche Thätigfeit das Haupt: 
gewicht gelegt werben foll. In dieſer Beziehung muß man fa: 
gen, daß bei geringen Differenzen die erfte, bei großen, durd bie 
eigene Angabe nicht ausreichend motivirten Differenzen die ziveite 
durchgehends überwiegen muß. GS folgt daraus, daß auch die For: 
verumg nad) einer Einficht der Organe in die Erwerbsverhältniſſe des 
einzelnen dieſelbe Grenze haben muß. Dagegen iſt vie Angabe der 
Erwerbskräfte namentlich bei der Erwerbsbeſteuerung volltommen mo— 
tiviet; die Angabe der Schuloner und Gläubiger darf indeß nur als 
jubfiviäres Mittel betrachtet werden. Gar zu unbeffimmt, wie in 
Kurheſſen, darf vie Sache nicht gefaßt werben; das weimariſche Ver: 
jahren: Verfiegelung der Angabe ver Kapitalien ald Schuld und For: 
derung, offene Zingangabe, aber eventuelle Gfmung der erftern, 
ſcheint fehr zmedmäßig. 


IV. Ber Stenerfug der Einkommenfleuer. 
Heber bie progreffise Eintommenftener. 
Der Steuerfuß der Einfommenfteuer oder ber .Antheil, den 


der Staat von dem felbftändigen Reineintommen erhebt, fordert 
beſondere Aufmerkfamteit. 


Man hat bei der Feftitellung deſſelben von mehreren Ge- 


fihtspuntten auszugehen. 


Erſtens muß feftgehalten werben, daß das Reineinkommen 


bereit durch die mittelbare Einfommenbefteuerung getroffen ift 
und zwar für die meiften ſowol bei den directen als ben indi-" 
tecten Steuern, ſodaß das Reineinfommen durchaus niet, wie 
es mande ſich vorftellen, ein unbefteuertes ift. 


Zweitens hat fein Steuergegenftand fo ſehr die Fähigkeit, ſich 
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der Beitenerung zu entziehen, als eben das ſelbſtändige Reinein- 
kommen. Eine zu hohe Beitenerung würde daher” hier feine höhere 
Ginnahme für den Staat erzielen, wol aber zu Umgebungen der 
Geſetze reizen. 

Dan darf baher nie erwarten, daß die Einfommenftener auch 
bei hohem Steuerfuß je einen fehr großen Ertrag gebe, weil die 
Summe de3 Reineinfommens im Verhältniß zu der von den an- 
dern Steuern betroffenen Summen ber Anlage: und Betriebsta- 
pitalien immer nur gering ift. 

Der Stenerfuß der divecten Einkommenſteuer felbft darf ‚aber 
nit zu hoch fein, weil er fonft das Intereffe an der Sammlung 
des Reineinfommens zum Zweck der Kapitalbildung einerjeit? und 
den Trieb nad Wahrhaftigkeit und Enrliäteit der Steuerzahlenden 
aubererfeikd vermindern würde. 

Daher ift es Regel, daß der Steuerfuß der directen Eintom- 
menftener der niedrigfte aller Steuerfuße fein muß. 

Das rihtige Maß defjelben ergibt fih, wenn man ihn als | mh. 
den durchſchnittlichen Zinsbetrag des Einkommens ſelbſt, alfo als | 
fünf Procent von der Steuereinheit von 100 des Einkommens | 
anfegt. Mit diefem durchſchnittlichen Steuerfuß ift dann zugleid) 
der richtige Steuerfuß für die Zinfen als Object der Kapitalren- 
tenfteuer gegeben und die Verfehmelzung der in Rente und Zins 
vorhandenen Quellen de3 Einfommens mit den übrigen leicht und 
ſicher möglid gemacht. - 

Die zweite wichtige Frage ift nun die, ob für die directe Be— 
ftenerung des Reineinfommens ein gleichmäßiger oder ein pro- 
greffiver Steuerfuß geſetzt werden fol. 

Das Princip eines progreffiven Steuerfußes bei der directen 
Reineinkommenſteuer beruht auf der Anſicht, daß mit dem Wachſen 
dieſer Steuerquelle auch die Fähigkeit wachſe, ohne Störung des 
wirthſchaftlichen Betriebs die Steuer zu tragen. Die Gleichheit der 
Verpflichtung, an den Laſten' des Staats theilzunehmen, for— 
dere daher eine Steigerung des Steuerfußes bei der Steigerung 
der Geſammteinnahme aus der Wirthſchaft. 

Die Idee des progreſſiven Steuerfußes hängt daher auf das 
engſte mit derjenigen Erſcheinung in ber gewerblichen Geſellſchafts- 
ordnung zuſammen, welche wir als den Gegenſatz der Klaſſen be— 
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zeichnen. Sie ift, wo fie mit dem vihtigen Mafe auftritt, der 
Ausdrud der Tendenz, die niedere wirthſchaftliche Klaffe durch 
möglichfte Erleichterung ihrer Kapitalbildung zu heben; wo ſie 
indeß über dies Maß hinausgeht, da wird fie ein offener Kampf 
der Kapitallofen gegen die Kapitalbefigenden im Gebiete des 
Steuerweiens. Dennoch ift die wirthichaftlide Begründung auch 
‚hier das Entfcheidende, wenn man nach einem für die Sade an 
ſich abfolut gültigen Standpunkt ſucht. 

Ale Forderungen des progreſſiven Steuerfußes beruhen 
nämlich darauf, daß man bei dem Reineinfommen nicht die re- 
productive Kraft deſſelben, fondern einfach die Summe, melde 
das Reineinkommen bildet, als Steuerkraft fegt. Nimmt man 
das an, fo kann man allerdings fagen, daß die Steuerkraft um 
fo größer ift, je größer die Summe des Reineinkommens wird. 
Wenn man diefe Summe al3 eine vom wirthſchaftlichen Leben 
abgetrennte Größe denkt, jo Tann allerdings derjenige mehr ge- 
ben, der viele, als derjenige, der wenige ſolche Steuereinheiten 
gewonnen hat. 

Allein felbft hier, wo man das Einkommen als Kapital be— 
trachtet, ift durchaus kein Grund vorhanden, weshalb das Ber- 
hältniß zwiſchen Steuerfuß und Steuereinheit ein fteigendes fein 
fol. Sol dies auf der bloßen Fähigkeit der Steuerzahlung be- 
ruhen, fo ift fogar diefe immer für jede Summe der Steuerein- 
heit glei; die Verſchiedenheit ift offenbar eine ganz unmotivirte 
Ungleichheit der Steuerlaft. Aber es ift unzweifelhaft, daß man 
das Einkommen gar nit als ein Kapital betrachten darf, denn 
fonft wäre die Einfommenftener eine Beſteuerung des Kapitals, 
mas mit dem erften Princip aller Befteuerung im Widerſpruch 
ftände. Denkt man ſich daher das Einkommen in feiner organi- 
ſchen Verbindung mit der ganzen Wirthſchaft, fo wird die wahre 
Steuerkraft nit in der Summe bes Einfommens, fondern in 
der reproductiven Kraft defjelben liegen, oder in dem wirthſchaft⸗ 
lihen Werth der Summe des Einkommens. Das Geſetz dieſes 
wirthſchaftlichen Werthes ift aber, daß der Werth der gleichen 
Summe de3 Reineinfommens fteigt, wenn’ die Summe des gan: 
zen Einkommens fi) verringert, oder daß diejelbe Steuereinheit 
von 100 mehr Werth bat für das Fleine als für das große Ein- 
Tommen. Iſt das der Fall, fo wächſt die Steuerfraft der glei- 
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Gen Steuereinheit bei Heinem und finft bei großem Einkommen, 
und es folgt mithin, daß das Reineinfommen der Heinen Wirth: 
ſchaften mindeftens nicht niedriger beftenert werden kann als das 
der großen. Die Gleichheit des Steuerfußes ift daher durch die 
Ungleichheit de3 wirthſchaftlichen Werthes der gleichen Steuerein- 
heiten wieder aufgehoben; das einzige fefte Maß in dem Ber: 
bältniß beider zueinander ift dadurch in dem Preife gegeben, 
den die wirthſchaftliche Benugung der Summe des Reineinkom⸗ 
mens für alle bat, dem Zinfe des Kapitals. Auf diefen als auf 
die gleiche Steuerkraft kommt daher jeder Steuerfuß nothwendig 
zurüd. 

Diefe an fih unzweifelhaften Säge werden nur durch eine 
allerdings weſentliche volkswirthſchaftliche Erwägung modificirt, 
und dadurch hat allenthalben der Steuerfuß feine Geſtalt befom- 
men. Je Heiner nämlid die Summe de3 Weberfchuffes, deſto ge- 
ringer ift auch die Neigung, ie zu Fapitalifiren, und defto größer 

- die Berlodung, fie für Genußmittel auszugeben. Dennoch ift 
der Proceß der Kapitalbildung gerade bei den Eleinften Ueber— 
ſchüſſen der wichtigfte in der ganzen Volkswirthſchaft. Daraus 


angibt fi der fomit leichtverſtändliche Grundfag, das Kleinfte 
Reineintommen (Zinfen der Sparkaffen) ganz unbefteuert zu laſ⸗ 


fen, das kleine nur gering zu beftenern und erft das große mit 
dem vollen Steuerfuß zu belegen. In der That ift daher der 
Steuerfuß, der unter dem höchſten Steuerfuß. von 5 Proc. fteht, 
nit die Grundlage, ſondern eine Ermäßigung: bes natürlichen 
Steuerfußes und das Steigen bis zu 5 Proc. daher feine Pro- 
geeffion, fondern nur das Wegfallen der Ermäßigung. Dagegen 
muß ein Steigen über 5 Proc. als eine progreifive Steuer be- 
trachtet werden, die dem wirthſchaftlichen Princip widerſpricht, 
weil fie nicht mehr den Neinertrag ihres Object3, des Rein— 
einfommens, fondern das Object ſelbſt als Steuerquelle und 
Steuerkraft ſetzt. Daß dies falſch wäre, ift Hart. Das Princip 
für den Steuerfuß müßte daher fein: abjoluter Steuerfuß, höch— 
ftens 5 Proc.; abfolnte Steuerfreiheit: der Fleinfte Ueberſchuß: 
Steuerfcala: Ermäßigung des höchſten Steuerfußes bis auf etwa 
1 Proc. . 

Dies alles ift num ſehr einfach bei der directen Einfommen: 
fteuer;. wo aber diefelbe mit der Erwerbiteuer verſchmolzen ift 
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(mie in der zweiten Klaſſe in Defterteih), da muß, um ben 
wahren Steuerfuß zu finden, von dem Gefammtbetrage erſt die 
legtere abgerechnet und dann erft der Steuerfuß beftimmt werden. 
Hier Kann ebendeshalb aud) in der Regel nur durch ein neues 
jelbftändiges Erwerbſteuergeſetz geholfen werden. 


& ift nit von praftifhem Belange, wie Rau ($. 389) blos 
im allgemeinen zu rathen, daß man den Steuerfuß nicht zu hoch 
nehme. Das ift gerade jo, wie man nur zu oft vom Schuge rebet, 
ohne auf das Maß deſſelben einzugehen. Es kommt eben darauf 
an, die Hauptfahe, nämlich die Ziffer des Steuerfußes zu motivi— 
ven. Die Verſchiedenheit, die Zufälligleit und das Schwanken in 
ver Gefeggebung ift hier ohne Zweifel wejentlic eine Folge der 
gänzlihen Rathlofigteit der Theorie. Beiſpiele: Englands Steuer: 
fuß 2,91 Proc. Defterreih: Für die erſte und dritte Klafle (Gewerbe, 
die ſchon befteuert find, und Rentenfteuer) 5 Proc.; für die zweite 
eine Scala von 1 Proc. bei 600—1000 Fl.; bei je 1000 Fl. 
1 Proc. mehr; über 10000 Fl. 10 Proc. Es ift für diefe Scala 
durchaus fein eingehender Grund zu erkennen. In Sachſen eine 
Steuer für die freien Grwerbsarten in der Perſonalſteuer und eine 
Steuerfcala für die Rentenſteuer; niehrigiter Steuerfuß 6 Ngr. non 
2—50 Thlr. Rente, alſo Y—Y; Proc; höchſter: bei mehr ala 
5000 Thlen. 2 Thlr. 20 Nor. — 2%, Proc. In Baiern für die 
Einfommenfteuer Minimum: jede anfäffige Perfon mit einem Ein» 
kommen (Roheintommen) unter 200 1. mit 20 Ker.; die weitern 30051. 
mit Vroc., die nächft weitern 4000 mit 1. Proc., die folgenden 
5000 Il. mit 1%, Broc., jeder weitere Betrag mit 2 Proc. Hauff, - 
a. a. D., $. 399. Die Scala bei Gerftner, S. 27 u. 28. Die 
Rentenfteuer feite Steuer mit 1 Kr. per Fl., von 20— 100 Fl. va: 
gegen nur 4, Ar. per Fl. In Würtemberg feit 1836 Y,. Proc. 
Rau, $. 389. In Preußen von 1000 Thlm. Roheintommen 21, 
Thlr. monatlih mit höchſter Steigerung bis 3 Proc. Man fieht, 
daß hier gar fein feftes Princip waltet, da nicht einmal die Steuer: 
objecte gleich find (Gewerbe, Roheintommen, Reineintommen, Rente). 
Es ift daher offenbar, daß auf diefem Punkte nod das weiteſte Ge: 
biet für eine rationelle Steuergefeggebung vorhanden ift. 


V. Bie Erhebung der eigentlichen Einkommenfteuer. 


Die Erhebung der eigentlichen Einkommenſteuer hat nur in 
einer Beziehung eine fragliche Seite. 

Da nämlich die Einfhägung die Grundlage der Beſteue— 
rung ift, jo ift es Mar, daß dieſe ganze Steuer den Charakter 


der GSelbftbefteuerung wehr als jede andere an ſich trägt. Es 
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fragt fi daher, ob nicht ftatt der Individualbeftenerung eine 
gemeindeweiſe Ausſchreibung der Steuer ftattfinden foll, bei der 
die Finanzverwaltung nur die Gefammtjumme der Einfommen- 
fteuer von der betreffenden Gemeinde fordert und dieſer felbft die 
Vertheilung und Einhebung überläßt. 
Man muß diefe Frage enticjieden verneinen. ‚Die Aufftel- 
lung der Gemeinde als Steuerſubject anftatt des einzelnen kann 
weder in dem Verfahren noch in ber Drganifation irgendetwas 
Wejentlihes ändern und in Feiner Weife die Steuer durch die 
Form ihrer Erhebung erleichtern, da das allgemeine Princip der. 
Selbitverwaltung durch die Zugiehung von Gemeindegliedern bei 
der Einſchätzung ohnedies hinreichend gewahrt ift. Sie hat au 
nicht die Fähigkeit, die Beftimmung des Steuerobjects ſicherer zu 
machen, als dies bei der ftaatlihen Erhebung geſchieht, da ja 
ohnehin bei diefer ale Organe der Gemeinde zugegen find, die 
den einzelnen controliven. . Sie würde nur dazu führen, inner: 
halb der Gemeinde große Erbitterung unter den einzelnen und 
einen Kampf der Intereſſen herbeizuführen, bei welchem die Fir 
anzverwaltung entweder dadurch, daß jie ihn zuläßt, den Haß 
der einen, ober dadurch, daß fie ihn enticheidet, den Haß der 
andern ſich zugieht amd doch am Ende in der Revifion dafjelbe 
thun muß, was fie. bei der Individualumlegung ohnehin jegt- 
. Shut. Es ift daher richtig, bei der letztern zu bleiben. 
Die wirkliche Erhebung geſchieht terminweife und zwar gegen 
Quittung wie jede andere Steuererhebung. 
Die Formen und Formulare für die Crhebung finven ſich bei 


jeder Darftellung ver einzelnen Ginfommenfteuergejege: Chlupp, Ju⸗ 
deich, Gerſtner, Sentrup u. a. m. 
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Brittes Zanptſtũck. 
Der HStaatscredit. 


Aufgaben der Lehre vom Stantscredit. 


Die Lehre vom Staatscredit bildet den dritten Theil ber 
Finanzwiſſenſchaft. 

Es wird wol die Meinung aufgeſtellt, daß der Staatscredit 
und feine Benugung in der Finanzwirthſchaft der Staaten als 
ein außerordentlihes Element anzufehen feien, das befonderer 
Veranlaffung bedürfe, um ing Leben zu treten. Diefe Auffaffung 
ift nicht richtig. Sie beruht einerfeits auf einer ungenauen Vor 
ftellung von dem Wefen der Finanzwirthichaft überhaupt, anderer: 
feits auf einer leicht erflärlihen Abneigung gegen die Staat: 
ſchulden als folde. Der Staatscredit und feine Benugung müffen 
vielmehr als ein regelmäßiger, organifcher Theil der Staat 
wirthſchaft betrachtet und demgemäß behandelt werden. 

Die Lehre vom Staatscredit enthält demnach die Darftellung 
der Natur des Staatscredit3 und der Gefeße und Einrichtungen, 

nach melden er benugt und gebedt wird. - 

So einfah vie Sache ſcheint, fo lange hat es doch gedauert, 
bis man den Staatscredit und feine Benupung als einen organi: 
ſchen Theil der Staatswirthſchaft betrachtete. Die Auffaſſung aller 
Schriftſteller hat venfelben bisher jtet3 als ein Clement angejehen, 
das man als ein außerorbentliches zu bezeichnen habe. Bei meitem 
die meiften find darüber einig, daf es die Aufgabe der Staatswirth- 
haft fein muſſe, den Credit oder vielmehr feine Benugung durch 
alle zu Gebote ftehenden Mittel zu befeitigen, mas am meiften da 
durch geförbert warb, daß man den Erebit und die Staatsſchulden 
als iventifc betrachtete. Es wird daher nothwendig, die Schriftfteller 
wenigftens nad ihrem allgemeinften Standpunkte zu gruppiren. 

Die franzöfifhe Literatur begann damit, die Staatsfhulven ge 
‚radezu für etwas fehr Heilfames zu erklären. Schon Voltaire fagte: 
„Gin Staat, der ſich jelbft ſchuldet, wird nicht ärmer; die Schulden 
find fogar eine Aufnumterung für die Induſtrie“ („Observations 
sur le commerce“ etc.; Kehler Ausgabe, XXIX, 158). Ebenſo 
Dufresne, „Etudes sur le eredit public“, &.91: „Die Regierungen 
bringen die Fonds, welde fie durch Anleihen der Induftrie entziehen, 
wieder in biefelbe zurüd.“ Pinto in feiner einft oft citirten Schrift: 
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„Traite de la circulation et du credit” (Amſterdam, 1771; 2. Aufl. 
1772), jormulirfe diefe Gedanken genauer, indem er nachzuweiſen 
ſuchte, daß die Staatsanleihen, namentlih Englands, den Umlauf 
des Geldes und damit den Neichthum ver Nation erhöht und die 
Summe ver Kapitalien vermehrt hätten. An viefe Schrift ſchloß ſich 
eine ganze Literatur, welche venfelben Gedanken vertrat; in Frank- 
reich Ganilh, „Science des finances”, zum Theil Laffitte, „Sur 
la reduction des rentes“; in Deutſchland ebenjo Buſch, „Vom 
Geldumlauf“, I, 145 fg., weil die Anleihen die Mafje nugbarer 
Dinge vermehren; Weishaupt, „Ueber Staatsausgaben und Staate: 
auflagen“, 8.135, geht gar jo weit, den Staat unter die volltoms 
menjten zu rechnen, welcher die meiften Schulven hat. In der neueften 
‚Zeit ift diefelbe Idee, wenn auch gemäßigt, wieder ausgeſprochen worden 
von Zachariã, „Ueber das Schuldenweſen der Staaten des heutigen Jahr: 
hunderts“ (1830). Alle diefe Schriften haben einzelne Erwiderungen 
gefunden, die ſchon mit Condorcet anfangen. Say, a. a. D., Thl.8, 
Kap. 13. Der Gedanke einer organifhen Verbindung des Staatscredit- 
weſens mit der Staatswirthſchaft lag aber fern, und daher ift jept 
diefe Anfiht trog ihrer Bedeutung in ihrer Ginfeitigkeit faſt vers 
geilen. 

Die engliihe Literatur nahm zunächſt die Staatsſchulden als 
eine unvermeidliche Thatſache. „Der Mangel ver Spatjamfeit in 
den Zeiten de3 Friedens macht es nothwendig, im Kriege Schulden 
zu machen“ (Smith, Bud 5, Kap. 3). Der Umfang diefer Schul: 
den fteige beſtändig „und werde dereinſt „alle Staaten zu Grunde 
richten“ Ebendaſ. ). Dieſe Auffaſſung des Staatscredits, die man 
als die rein negative gegenüber der ‚obigen bezeichnen Tann, fand 
zunädjit in Say einen eifrigen Vertreter (Buch 8, Kap. 12 fg.), 
der zugleich die obige Anſicht beftritt. Sismondi, „Principes“, II, 
229 — 236, betrachtete, verftändiger die Staatsihulden vor allen 
Dingen als eine Thatfahe, „qui changent nullement le r&venu 
annuel de la nation — elles en changent seulement la distribu- 
tion“, als ob die Kapitalien, die in Staatsſchuldſcheinen beitehen, 
nicht ſchon vorher da und vertheilt gewejen wären. Dieſe gleichfalls 
ſehr einfeitige Auffaffung konnte nun ebenſo wenig ald die frühere 
genügen; das Schuldenweſen war da und forderte feine Betrachtung, 
und jo entftand die deutſche Literatur. 

Der Charakter der deutjhen Literatur über den Staatscredit iſt 
im allgemeinen das Streben, das organiſche Weſen des Staatscre- 
dits darzulegen und nicht blos bei dem allgemeinen Princip ftehen 
zu bleiben, fondern jogleih alle Formen und Folgen der Staats: 
ſchulden zu foftematifiren umd zu betradten. Die Grundlage dieſer 
Auffafjung verdanken wir unzmeifelhaft Sonnenfels, der auch zuerft 
den Namen und den Ausdruck des Staatseredits an die Spige ftellte 
und die Fragen durchging, ob den Schulven durch Staatsſchatz oder 
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Steuerhöhmg begegnet werben könne („Finanzwifſſenſchaft“, Abth. VIL, 
$. 190 fg). Auch ftellte er zuerft ven Har fermulirten Sa auf: 
„Die Größe des Staatscredits hängt auch viel von dem Endzwede 
ab, zu welchem ein Staat venfelben beſtimmt“ ($. 199), ein Ge 
ſichtspunkt, der fpäter faft ganz wieder verloren ging. Die dogmas 
tiihe Finanzwiſſenſchaft (Fulda, Log, IE, 146 fg., Maldws, I, 


-80 fg., Ialob, I, $. 746, Rau, $. 471 fg.) bat auf jener 


Grundlage eine ſyſtematiſche Darftellung des Staatscredits und dei 
Staatsſchuldenweſens verfucht und fi durch die Drbnung de man: 
nichfaltigen Stoffs ein Verdienft erworben, das. gegenüber ver fan 
zoſiſchen und englifhen Einfeitigteit als eim jehr bedeutſames zu be: 
teachten iſt. Sie betrachten alle mehr oder meniger eine Staats: 
ſchuld als ein Uebel, gelangen nidt zur eigentlichen Idee des 
Staatscredits, obmof auch bier Malchus durch Großartigkeit der 
Auffafiung, Jakob durch ſtrenge Ordnung des Stoffes, Rau durch 
Schärfe und Reichthum im einzelnen ſich auszeichnet, und haben damit 


die Gedanken von Sonnenfels zu einem Syſtem ver Behandlung ent: 


twidelt, das im mejentlihen ein dauerndes ift. Doch fehlte die prin- 
cipielle Auffaffung. 

Nebenius nun hat fi in feinem Werke „Der öffentliche Ereit“ 
(2. Aufl., 1829) das Verdienſt erworben, die Lehre vom Staats: 
credit aus der Einfeitigfeit der Frage nach dem Werth und ben Fol: 
gen der Staatsſchulden herauszuheben und venfelben vom Stand: 
punkte des Credits an fih zu einer felbftändigen Wiſſenſchaft zu 
machen. Dabei verlor er jedoch die Frage nach dem Berhältnik zur 
Staats: und Volkswirthihaft etwas aus den Augen; der Staats- 
credit erjheint hier zu fehr nur als eine beftimmte Form des Credits. 
Indeſſen war die innige Verbindumg mit den Principien der Bolt: 
wirthſchaft gegeben, und dieſe num ward meiter verfolgt durch 
Diegel, „Spftem der Staatsanleihen“, ver das erhältniß der 
Staatsſchulden wefentlih vom Standpunkte der Kapitalbildung, John 
Mill, der daſſelbe in feiner Beziehung zum Arbeitslohne betradtet 
(Buch II, Kap. 6), fowie M. Wirth, der Diepel’3 Gedanten weiter 
ins einzelne überträgt; der lehtere hat namentlich die dogmatiſche 
Aufgabe wieder aufgenommen. Es ift aber aud hier eine dund: 


. greifende Feinpfeligkeit gegen die Staatsſchulden nicht zu verkennen, 


während die Idee des Staatecredit3 in den Hintergrund tritt. 

Es ergibt fi aus diefer kurzen Charakteriftit, daß faſt alle ein: 
zelnen Punkte einer eingehenden Behandlung nicht entbehren und 
daß es meift nur darauf anfommt, den Credit und jeine Verwaltung 
al3 einen organifhen, nicht mehr außerordentlichen Theil der Staatd: 
wirthſchaft vorurtbeiläfrei zu betrachten und mie zu vergefien, dab 
es etwas fehr Verfhievenes ift, über die Sache an ſich und über das 
Maß und die Benutzung derſelben zu reden. 
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Die Stadien der Geſchichte des Staatscredits. 
“ Erſte Geftalt. 
Bie private Staatsfhuld. 


Es liegt in der Natur der Sache, daß der Staatscredit als 
organiſcher Theil der Finanzwirthſchaft im weſentlichen diefelben 
Hauptitadien feiner Entwidelung durchlaufen hat wie diefe. 

Die erfte und einfachſte Form des Staatscredits ift diejenige, - 
welche wir die perſönliche oder die Privatihuld der Staatsgewalt 
nennen möchten. Sie beruht auf einem ganz beftimmten einzel- 
nen Geldbedarf des Staatsoberhauptes und wird von dieſem wie 
jede andere Privatſchuld contrahirt. Die Form der Contrahirung 
iſt ein mehr oder weniger einfacher Schuldſchein. Demgemäß iſt 
auch in dieſen Fällen der Gläubiger regelmäßig ein einzelner, 
der ein Kapital gegen die Verſchreibung des Staatsoberhaupts 
vorſtreckt. Dieſer Geſtalt der Schuld entſpricht auch der Termin 
derſelben; er iſt ein beſtimmter und kurzer; die Obligation ent 
hält den Zeitpunkt der Fälligkeit und über die unmittelbare Zah— 
lungspflicht bejteht daher fein Zweifel. Die Schuld felbft hat da- 
bei wenigftens äußerlich und rechtlich” noch gar nicht den Cha— 
after einer Staatsſchuld, jondern fie erjcheint als.Privatihuld . 
des Landesheren, ganz abgefehen davon, in melcher Weije ihr 
Betrag von demfelben verwendet fein mag. Die Schwierigkeiten 
der Rückzahlung ändern dies Verhältniß nit; nur in einem 
Falle tritt der ftaatliche Charakter deutlicher hervor; das it da, 
wo folde Schulden, zu Kriegszweden aufgenommen oder beim 
Frieden contrahirt, eine andere Dedung als die perſönliche 
Bürgſchaft des Landesfürften fordern. Diefe mird dann durch 

Verpfändung gegeben, und zivar entweder durch Fauſtpfand mit: 
tels Uebergabe eines Landgebiets, oder durch Verpfändung einer 
beftimmten Einnahme des Landesherrn. Dabei wird dann aud) 
oft diefe Einnahme als Mittel der Verzinfung und der regel- 
mäßigen Tilgung bezeichnet, und dadurch entftanden neue Ber: 
hältniffe, indem die Gläubiger das Recht erhielten, die betreffen 
den Einnahmen’ jelbft zu erheben, während fpäter dieſe Erhebung 
der Einnahme, namentlih durch Pacht, wieder der Grund ward, 
duch Anticipirung der Pachtſumme eine Anleihe bei den Päd: 
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tern zu machen. Natürlich fiel dadurch die Controle über das 
Verhältniß der Zahlung und Dedung der Schuld, die in der 
Steuererhebung beftand, hinweg, und dies Syſtem der unmittel- 
baren Verſchmelzung des Staatsjhulden- und des Staatsſteuerweſens 
wirkte daher in hohem Maße verderblich ſowol auf den Staats 
credit felbft, als auf die Lage und Rechte der Stenerpflichtigen 
zurüd. Denn indem die Erhebung der Steuern dabei weſentlich 
nur noch als Mittel der Dedung des Staatscredits benugt ward, 
entzog fie dem Staatsoberhaupt die regelmäßige Einnahme und 
zwang dafjelbe, deshalb immer neue Schulden zu machen, deren 
Dedung natürlich immer unwahrſcheinlicher und deren Noninal 
betrag im Verhältniß zum wirklichen Betrag des Darlehns immer 
größer wurde... Auf diefe Weife haben die Schulden deu Credit 
und Wohlitand mander Staaten vernichtet, bis dies Syſtem 
einem beſſern Platz machte. . 


Zweite Geftalt. 
Bie fländifchen und Fandesfhulden. 

Während auf die obige Weife das Königthum, noch nicht 
hinreichend mit der Gejammtheit der Lebensverhältnifie feiner 
Reihe verfihmolzen, ein Schuldenfuftem für ſich ausbildete, trat 
an vielen Orten eine zweite Geftalt des öffentlichen Schulden 
weſens ins Leben, die auf der Natur der ſtändiſchen Steuerpflicht 
beruhte und die ebendeshalb erft ſpäter ſich entwickelte. Wir nen: 
nen fie die ftändifche Form des öffentlichen ‚Credits. 

Das ſtändiſche Steuerſyſtem verpflichtete nämlich die Stände 
der einzelnen Länder, die ein Reich bildeten, fich felbft zu ber 
fteuern und dem Landesheren die durch ihre eigenen Organe er 
hobene Steuer abzuliefern. Die Bewilligung einer ſolchen Summe, 
die die Stelle der Steuern vertrat, enthielt für jedes Stände 
mitglied die Pflicht, feinen Antheil zu zahlen. Sehr oft nun 
waren dieſelben zu einer ſolchen Zahlung nit im Stande. Dr 
durch wurden die Stände als Körperſchaft geziwungen, die 
betreffende Summe durch eine Anleihe aufzubringen, die dann 
natürlic auf die Gefammtheit der Stände fundirt ward. So ent 
ftanden die ftändifchen Schulden, die ftets zugleich Landesſchulden 
find, weil die Stände eben ihr Land repräfentirten, 

Es lag nun in der Natur diefer Art von Schulden, da fie 
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gleich bei ‚ihrem Entjtehen nicht jo ſehr nad) den Aufgaben und 
Bedürfniſſen des Staatsoberhauptes, ſondern vielmehr nad) der 
Bahlungspflicht der einzelnen Ständegliever, die ſich aus der be 
willigten Gefammtfumme ergab, rihten mußten, und daß fie da 
ber, auf diefe angemwiefen, in ihrer Dedung, Verzinfung und 
Rückzahlung glei anfangs den Charakter einer Privatſchuld mit 
dem einer öffentliden. Schuld verbanden. Diefe Verbindung be 
fand weſentlich darin, daß eine regelmäßige Abzahlung der Schuld 
durch die einlaufenden Steuern feftgeitellt und daß ebendaher 
auch die Schuldfumme ſelbſt nad der Höhe ebendiefer Steuern 
bemefjen wurde. Indem fo ein feites Verhältniß zwiſchen 
Schuld, Verzinſung und Dedung zu Grunde gelegt ward, ent 
ftand bier zuerft eine felbftändige Verwaltung der öffentlichen 
Schulden, die in mander Beziehung der eigentlichen Staat3- 
ſchuldenyerwaltung zum Mufter und zur Grundlage gedient hat, 
um jo mehr, als die legtere faft allenthalben die ſtändiſchen 
Schulden fpäter in fih aufnahm und ſich deshalb an die Prin— 
eipien der alten Landesihulden anſchließen mußte. 

Indeſſen ift es klar, daß diefe Form der Öffentlichen Schuld, 
obwol fie jünger ift als die erfte, dieſe keineswegs ausſchloß. 
Vielmehr liefen beide in den meiften Ländern ſchon damals ne 
beneinander, und diejes Verhältniß hat ſich im weſentlichen auf 
jet noch erhalten, indem die Staatsſchuld nur einen Theil der 
öffentlichen Schuld bildet, wie die Staatsabgaben nur ein Theil 
der Öffentlichen Abgaben find. Neben ihnen beftehen auch jegt 
noch die Finanzkörper, die Länder oder Provinzen, die Gemein: 
den, die Körperſchaften, die ihr eigenes Schuldenwejen mit eigener 
Verwaltung haben, jedoch in der Weije, daß fie nicht wie früher 
in ihrer Verwaltung unabhängig find, fondern unter der Ober 
aufficht der Regierung ftehen. In diefem Sinne kann man den 
öffentlichen Credit: auch jegt no vom Staatscredit unterſcheiden; 
jedoch "beruht diefer Unterfehied jegt nur noch auf dem Subject 
der Schuld, wie bei den Steuern und ihrer Verwaltung bereits 
gezeigt worden ift. 

Dritte Geftalt. 
Bas eigentliche Staats ſchuldenweſen. 

Das eigentliche Staatsſchuldenweſen beginnt mit .dem Prin: 
eip, daß die großen Aufgaben der Staatsgewalt und die Yunctios 

Stein, Finanzwiffenfcaft. 3% 
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nen derfelben, durch welche fie ihre Aufgaben erfüllt, eine ge 
meinfame und gleiche Pflicht aller Staatsangehörigen enthalten, 
dem Staate als ſolchem die Mittel zur Dedung der dadurch ent: 
ftehenden Auslagen zu verichaffen, gleichviel ob dieſe Auslagm 
aus den bereits vorhandenen oder erft aus den Fünftigen Ein 
nahmen des Staats fließen. 

Aus diefem Princip ergibt ſich das zweite, daß mit ihm bie 
Schulden des Landesherrn als Staatsfchulden anerkannt und daß 
die ftändiihen oder Landesihulden in die Staatsjhuld als in 
tegrirender Theil einbezogen werden. Es folgt daraus ber, exfte 

‚ Grundfag alles Staatsſchuldenweſens unferer Beit, daß die 
geſammte Staatsjhuld unbedingt als eine Einheit zu betrad- 
ten it. 

Da ferner die wirthſchaftliche Ordnung der Finanzen mit 
dem Auftreten der Staatseinheit die Principien der Wirthſchaſt 
zu den ihrigen macht, jo muß fie die Benugung des Credits cl# 
einen regelmäßigen und organiſchen Theil der Finanzverwaltung 
anerkennen und daher eine auf beftimmten Grundjägen beruhende 
wirthſchaftliche Verwaltung des Staatscredits eintreten laffen, 
deren Aufgabe es ift, durch die Verwaltung der Staatsſchulden 
den Staatscredit als einen regelmäßigen Factor der Finanzwirth⸗ 
{haft dem Staate zu erhalten. So entteht der zweite Grund 
fa, daß die einheitliche Staatsſchuld einer wirthichaftlicen Ber- 
mwaltung des Staatsjchuldenweiens zu unterliegen bat. 

Allerdings entftehen die wirklichen Staatsſchulden einerſeits 
aus den verjchiedenften Anläfien, andererfeits haben fie die ver 
ſchiedenſten Namen und Formen. Allein indem fie als eine Ein 
beit aufgefaßt und als jolde verwaltet einen organifchen Theil 
der gefammten Finangwirthichaft der Staaten bilden, fo ergibt 
fi, daß aud die Verwaltung troß ihrer verſchiedenen Außer 
lichen Formen dennod eine innerlich gleichartige fein muß. Diefe 
innere Gleichertigkeit fann nur entftehen, indem die Staats 
ſchuldenverwaltung für ihre Thätigkeit jelbft wieder Principien 
anerfennt, welde auf dem immer gleihartigen Wefen der Wirth: 
ſchaft jelbft beruhen. Auf diefe Weiſe folgt, daß die wirthſchaft 
liche Verwaltung der Staatsſchulden den Ausdruck eines auf feiten 
Srundfägen ruhenden wirthſchaftlichen Spfiems barbieten muß. 
Und in der That bilbet das Vorhandenfein dieſes Spftems und 
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die wirkliche Durchführung beffelben den innen Charalter dee 
heutigen Staatsſchuldenweſens. 

Envli hat die Natur der Sache und andererfeits der ge- 
waltige Umfang derjelben den Sag mol allgemein zur Geltung 
gebracht, daß es im neuefter Zeit fih nicht mehr um Vermeidung 
der Staatsſchulden oder um eine vollftändige Abzahlung der- 
jelben in erfter Reihe handelt, fondern vielmehr um die Möge 
lichteit der regelmäßigen Verzinfüng, welche wieber auf der rich⸗ 
tigen Verwendung der Anleihen beruht. Mit diefen Punkten 
greift bie Lehre vom Staatscredit theils in das Steuerweſen, 
theils in die innere Verwaltung hinein, und die Beziehung awf 
beibe bildet daher das dritte große weſentliche Element des 
Staatscreditweſens unferer Zeit. 

Die Darſtellung dieſer Principien und ihrer Anwendung 
bildet wun die Lehre vom Staatscredit; die Darſtellung der Be 
unhungsformen des Gtontöcrebitg bildet dann bie Lehre dom 
Staatsſchuldenweſen. 


Die Kefre vom Stantscrebit mad feiner Berwaltung. 


Die allgemeinen Grundlagen des Staatscredits. 


Da der Ötaatscrebit ein dauerndes Element der Finanz⸗ 
wirthſchaft des Staats ift und feine Benutzung mithin als ein 
segelmäßiger Theil der Verwaltung der Finanzen betrachtet wer⸗ 
den muß, jo muß es die Aufgabe der Verwaltung des Staats- 
wedits fein, bem Staate dieſe regelmäßige Benutzung feines Cre— 
dits in ber für den Staat vortheilbafteften Weije zu fichern. . 

Da aber ferner der Credit, der dem Staate gegeben wird, 
durchaus bie Ratur des Credits überhaupt hat, fo werben bie 
Grundfäge, nach welchen, dies Ziel für die Verwaltung erreicht 
wird, ihrem Weſen nach. gleichfalls dieſelben fein, die für den 
Eredit und feine Benutzung überhaupt gelten, oder, da die 
Mingehung | von Schulden von jeiten des Staats den Charakter 
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einer Brivatverpflihtung bat, jo müſſen für dieſe Verpflichtung 
diefelben Bedingungen maßgebend fein, die für jeben Erebit 
überhaupt gelten. j 

Die Principien für die Verwaltung des Staatscredits be 
ftehen demnach in der Aufftellung und Feſthaltung der wirth- 
I&aftlihen Bedingungen des Credits überhaupt für die Benugung 
bes Staatscredits. 

Die Erfüllung diefer Bedingungen wird num zwar zunädft 
von dem Intereſſe des einzelnen gefordert, der den Credit gibt. 
Da derſelbe aber nicht oder nur in einzelnen Fällen gezwungen 
werden Tann, dem Staate Credit und Darlehn zu geben, jondern 
nur dadurch zur Grebitirung ſich beftimmt fieht, daß er fein 
Intereſſe von feiten des Staats befriedigt findet, fo wird bie 
möglichfte Berüdfichtigung des Intereſſes der einzelnen bei der 
Benugung des Staatseredits die Bedingung für diefe befte Be 
nutzung ſelbſt oder für die Erreichung des Staatsinterefjes fein 

. müffen. 

- Oder: alle richtige Verwaltung des Staatscredits beruht auf 
dem richtigen Verftändniß der Identität des Intereffes des Staats 

jelbft und feiner Gläubiger. 

Es folgt mithin, daß die richtigen Grundfäge für jene Ver⸗ 
waltung in denjenigen Principien liegen, welche ihrerſeits aus 
der gleichartigen Natur beider Intereſſen hervorgehen. 

Dieſe ſelbſt ergeben ſich nur aus dem Weſen des wirthſchaft⸗ 
lichen Lebens. 

Die Benutzung des Staatscredits oder das Anlehn enthält 
von feiten des Staat? die Erklärung feiner Verpflichtung zu be 
ftimmten Zahlungen, von jeiten des Gläubigers die Zahlung, 
mit der er diefe Verpflichtung als fein Recht kauft und die eben 
die Staatsfhuld bildet. 

Es wird mithin dem Staate darauf ankommen, für eine 
ſolche Verpflichtung eine fo hohe Zahlung als möglich zu erhab 
ten oder feinen Verpflichtungen in den Augen des Creditors den 
moglichſt hohen Werth zu geben, damit derſelbe den höchſten 
Preis dafür zahle. Demnach werden die Grundfäge, melde für 
den Werth der Staatsverpflichtungen maßgebend find, biejenigen 
jein, melde der geſammten Verwaltung des Staatsereditd in 
allen Formen zu Grunde liegen müflen. Diefe aber find feine 


469 


andern als die Grundjäge für den Werth. der Forderungen 
überhaupt. 

Der Werth einer jeden Forderung gegen den einzelnen wie 
gegen den Staat hängt ftets von zwei entſcheidenden Momenten 
ab: erftens von der Sicherheit des Kapitals und der Zinfen; 
zweitens von ber Höhe des Zinsfußes, und zwar in der Weife, 
daß diefe Momente einander gegenfeitig erjegen können. Iſt die 
Sicherheit eine. große, fo kann die Höhe des Zinsfußes eine ge— 
ringe fein; ift fie eine geringe, fo. muß die Höhe des Zinsfußes 
den Mangel der Sicherheit ausgleichen. 

Es ergibt fi daraus, daß die erfte Aufgabe aller Verwal- 
tung des Staatscredit3 die Herftelung der größten Sicherheit für 
den Staatscredit ift; denn von dieſer hängt abfolut die Billigfeit 
des Staatscredits oder bie Erzielung . eines möoglichſt niedrigen 
Binsfußes ab. 

Die erften allgemeinen. Principien für alle Formen des 
Staatscredits gehen mithin darauf hinaus, die Grundlagen für 
jene. Si'perheit der Forderungen an den Staat herzuftellen und 
erft danach den Zinsfuß zu beftimmen. Und dies gejchieht durch 
das Verhältniß des Staatscrebit3 zur Staatsverwaltung. 

Die zweite gleichzeitige Aufgabe der Verwaltung ift es, die 
Mittel zur wirklichen Zahlung der eingegangenen Verbindlich: 
keiten oder des Ausfals in den Einnahmen zu deden; dies ge 
ſchieht durch das Verhältniß zur Finanzverwaltung. 

Say faßt nod den Credit auf al3 eine „arme nouvelle, plus 
terrible que lapoudre a canon, dont toutes les puissances döivent 
se servir sous peine d’inferiorit&“. Maldus, I, $. 89, .ertennt 
die Crevitbenugung als ein „unausweichliches Bedurfniß“; dennoch 
bleibt auch ihm eine große Staatsſchuld „ein Krebsſchaden, der an 
dem politiſchen Leben eines Staats nagt“. Nebenius, „Oeffent⸗ 
liher Credit“, Kap. X, $. 2— 6, 'ftellt Vortheile und Nachtheile 
nebeneinander; ahnlich Rau, $. 475 fg. Man wird von dieſen 
Stanppuntten ſchwer oder gar micht zu einem feſten Reſultat tom: 
men. Nicht die Schuld, fondern ihre Verwendung durch die Staats- 
verwaltung „macht fie in‘ der Regel vortheilhaft oder nadıtheilig,; 
mithin follte man ein für allemal aufhören, von Staatsſchulden in 
allgemeinen zu reden, ſondern nur von ihrer Bermaltung und dann 
von ihrer «Höhe. 
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Staatscredit und Stantsverwaltung. 


Faßt man nun diefe allgemeinen Principien des Staats- 
credits zufammen, jo ergibt fi, daß die Grundlage für benjelben 
ftet3 in der Fähigkeit des Volks Liegt, die vermöge der Staats 
ſchulden eingegangenen Verpflichtungen auch wirklich zu erfüllen. 
Diefe Fähigkeit ift die Steuerfraft des Bolls. Die Steuerkaft 
des Volks ift daher die Baſis alles Staatscredits, und die wahre 
Aufgabe der Verwaltung des Staatscredits beruht immer 
und unbedingt in dem Verhältniß, in welchem biefelbe zur Ber 
maltung der wirthſchaftlichen und geiftigen Elemente des Bolts- 
lebens fteht. 

Das erite und allgemeinfte Princip für dies Verhältniß iR 
num leicht zu formulicen. Die Benugung des wirklic vorher 
denen und in Anwendung gebrachten Staatscrebits muß in der 
Weiſe geihehen, daß dieje Verwendung, ſei es direct ober in⸗ 
direct, die Duelle einer Vermehrung der Steuerkraft werde, welche 
groß genug ift, um Zinſen und Abzahlung der Benutzung bei 
Credits zu decken. 

Dadurch entſteht die wirthſchaftliche Berechnung des Staats 
credits, bie einen weſentlich andern Charalter als bie des Einzel 
credits bat. x 

Ihr erftes Geſetz ift, daß jeher Benutzung bes Staatscredits 

oder jeber Eingehung von Staatsſchulden die Unterſuchung der 
Frage voraufgehen muß, wie das geliehene Kapital vermöge fei: 
ner Berwendung auf die Entwidelung der Steuerkraft des Volls 
wirken wird, aus ber eben die Einnahmen des Staats als die 
mahre Quelle und Deckung alles Staatscrebits fließen. 
\ An diefem Sinne pflegt man probuctive und unprobuctioe 
Staatsanleihen zu unterſcheiden, und zivar jo, daß man bie pre: 
ductiven Anleihen des Staats diejenigen nennt, welche die Staats 
einnahmen direct vermehren, indem fie zur Herſtellung eigentlich 
wirthfchaftlicher Unternehmungen des Staats beugt werden und 
daher einen wirthſchaftlichen Ertrag 'geben follen, wie Anleihen 
für Eiſenbahnen, Fabriken u. f. iv. Unproductive Anleihen nennt 
man dann diejenigen, die einen ſolchen directen, eigentlich witth⸗ 
ſchaftlichen Ertrag nicht geben, und in diefem Sinne find die 
meijten Anleihen allerdings ſcheinbar unprobuctiv. 
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Wil man jedoch die wahre Productivität der Anleihen be— 
urtheilen, fo muß man einen höhern Standpunkt einnehmen. 

Die Gefammtpeit der Ausgaben des Staats bildet die Mit- 
tel für die Staatszwecke. Die Staatszwede find die Bedürfniſſe 
der Gefammtheit des Volks, infofern fie zum Inhalt und Gegen- 
fand des Staatäwillens werden. Dieſe Bedürfniffe ftehen mit- 
einander in einem fo innigen Zufammenhang, daß fie nit mur 
nicht getrennt werden Eönnen, fondern daß es faſt geraden un- 
berechenbar ift, wie viel das Ganze leidet, wenn irgendeins 
diefer Bedürfniffe nicht feine gehörige Befriedigung findet, oder 
wenn irgendeine Ausgabe mehr eingejcränft wird, als es nad 
den innern Zuftänden des Reichs zuläffig erſcheint. Ob an 
dezerjeitS die duch die Staatsausgaben gegebene wirklidge Be— 
friedigung der Bebürfniffe das richtige Maß gefunden hat oder 
nit, das läßt ſich gleichfalls durchaus nicht an dem Zuftande 
eines einzelnen Theils des gelammten Lebens erfennen, fondern 
nur an dem Fortſchritte des Ganzen. Von diefem Standpuntt 
bat daher jede Frage nach der Benugung des Staatscredits und 
feiner Verwendung auszugehen. 

Es ergibt ſich nun daraus, daß die Probuctivität einer 
Staatsanleihe und ihrer Verwendung überhaupt nur beurtheilt 
werden Kann, indem man die Entwickelung der Geſammtheit des 
Staatslebens ins Auge faßt. 

Dieſe Gefammtheit bes Staatslebens ift aber ihrerfeit3 eine 

dauernde. Die Betrachtung ihrer Entwidelung als Grundlage 

des Staatscredit® muß daher nicht. bei einem einmaligen Zuftande 

ftehen bleiben, fondern vielmehr ganze Epochen umfafien, welche 
der vollen Entfaltung der Maßregeln und Anftrengungen des 
Staats Raum und Zeit geben. Es kann mithin nicht darauf 
ankommen, daß in einem gegebenen Augenblicke die beabſichtigten 
Folgen derjelben eintveten, fondern es muß vielmehr der Be- 
nugung des Staatscredit3 ein wenn au nur annähernd be 
rechneter Zeitraum zu Grunde gelegt und jene Benugung in 
der Weiſe eingerichtet werben, daß ihre Ergebniffe allmählich, 
aber ſicher zur Erſcheinung kommen. Das letztere nun äußert 
fih eben als Vermehrung der Staatseinnahmen zur Dedung des 
benugten Credits. Cine folge Berechnung der Greditbenugung 
des Staats oder der Aufnahme von Staatsſchulden für 
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die allgemeinen Zwecke nennen wir ein Spftem des Staats: 

credits. 

Das Aufſtellen eines wohlberechneten Syſtems des Staats- 
credits iſt daher die erſte Grundlage für die richtige Verwendung 
deſſelben. 

Es liegt nun in der Natur der Sache, daß ein ſolches Sy— 
ftem ſich erft langſam in der Finanzwirthſchaft verwirklicht. Seine 
erfte Vorausſetzung ift natürlich das Entftehen einer einheitlichen 
und gleichmäßigen Anerkennung aller Arten der Staatsſchulden 
als einer Schuld; es kann daffelbe daher nur in der oben da: 
rakteriſirten dritten Periode des Staatsſchuldenweſens ftattfinden. 
Seine zweite Bedingung ift die genaue Beobachtung nicht blos 
der ziffetmäßigen Verhältniffe von Einnahmen und Ausgaben 
bes Staats, fondern vielmehr der Elemente derjelben, der Be 
megung der Volkswirthſchaft felbft, ihrer Bedingungen, der wahr: 
ſcheinlichen Koften für die Erfüllung beftimmter allgemeiner Be 

* dürfniffe umd des wahrſcheinlichen Ergebniffes diefer Erfüllung 
für die Volkswirthſchaft. Seine dritte Bebingung ift die wahr: 
ſcheinliche Berechnung des Zeitraums, innerhalb deffen jene Er- 
gebniffe jih darbieten und als Vermehrung der Staatzeinnahmen 
twiefen werden. Die Bildung eines Syſtems des Staatscredits 
ift ebendadurch, daß fie alle diefe höchſten Momente der Volks— 
wirthſchaft ins Auge faßt und fie in ihrer Vergangenheit, Gegen: 
wart und Zukunft einer auf möglichſt genaue imb vor 
urtheilsfreie Angaben geftügten Wahrſcheinlichkeitsrechnung un: 
terwirft, der hochſte Act der Finanzwirthfchaft, der, wie er einer 
feits für den gefammten Staatscredit entſcheidend wirkt, anderer: 
feits aud die höchſte finanzielle Fähigkeit vorausſetzt. Das 
Dafein eines ſolchen Syftems läßt demnach auch jede einzelne 
Benugung des Staatscredits oder jede einzelne Anleihe als ein 
an ſich zwar twichtiges, im ganzen aber untergeordnetes Moment 
erſcheinen. Wo daffelbe da iſt, da tritt dagegen ein neues 
Moment als ein wichtiger Factor für den Staatscredit auf. Das 
ift das perfönlide Moment des Credits oder das Vertrauen. 
Dies Vertrauen ift beim Stautscredit noch wichtiger als beim 
Einzeleredit eines Unternehmens. Denn während bie Leiftungs 
fähigkeit eines Unternehmens von dem Greditgeber beurtheilt und 
überjehen werden kann, ift bies beim Staate fo gut als unthun⸗ 
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lich. Wahrend daher das Bertrauen beim Privateredit: filh- auf 
das Vermögen und den guten Willen des Greditnehmers bezieht, 
ift beim Staatscredit die Grundlage des Vertrauens die Gewiß- 
heit, daß das bargeliehene Kapital durch feine Verwendung in 
irgendeiner Zeit die Mittel- feiner” Dedung ſelbſt erzeugen ‚wird; 
und da biefes dur das Spftem der Verwendung der Anleihen 
bedingt wird, jo muß man fagen, daß die erjte Bafis des’ Ver— 
trauens in den Staatscredit das Syſtem der Staatsverwaltung ift. 

Bon diefem für das Staatscreditwejen entfheidenden Stand: 
punkt aus ergeben fi) nun zwei Hauptjäge, welde in dieſer Be: 
ziehung als maßgebend betrachtet werden müſſen. ö 

Erftens Täßt fi ein für alle Staaten und Zeiten gültiges 
oder ein abjolutes Spftem ebenfo wenig für den Staatscredit als 
für die Staatöverwaltung aufftelen. Es ift vielmehr jedes Sy— 
ftem nad den gegebenen Verhältniffen der beftimmten einzelnen 
Staaten zu beftimmen, und um jo viel richtiger, je mehr es 
diefen gegebenen Verhältniffen angemeffen erſcheint; denn dieje 
gegebenen Verhältniffe find ihrerfeits die Bedingung dafür, daß 
dasjenige, was das Spftem verfpricht, durch das wirkliche Leben 
auch gehalten werden Tann. 

Zweitens aber wird die Entwidelung des einmal gegebenen 
Syftems des Staatscredit3 zur Aufgabe haben, die Einheit der 
Verwaltung mit der Benngung aller Formen des Staatscredits 
zu verbinden, ba jede derjelben ihre eigenthümlichen Bedingun⸗ 
gen und Wirkungen und daher auch ihren eigenthümlichen Nutzen 
hat. Das Syſtem des Staatscredits hat alfo die gleihartigen 

. abfoluten Principien des Staatscredits in allen Formen deffelben 
zur Anwendung zu bringen, der befondere Theil der Lehre 
vom Staatscredit" aber diefe Anmendung jener Grundfäße in 
den einzelnen Arten: und Gruppen der Staatsfhulden durd- 
zuführen. 

Dies nun geſchieht durch die Finanzverwaltung. 

Auf dieje - Säpe--führt ſich von felbft die ſchon erwähnte, im 

Grunde wunderliche Streiffrage zurüd, ob Staatsanleihen niiglid 
— over ſchädlich feien. Sie find weder an und für.fih nüglih, noch 

an und für ſich ſchädlich, fondern werden es erft durch ihre Verr 

wendung. Mertwürbdig, daß bie gar. nicht beachtet wird. Am 
beiten ift die ganze Frage nah allen Seiten- erörtert bet Ne: 
benius, a. a. D., Rap. X; & 859 — 708. Die Borftälung, 
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veb nur auswärtige Schulden Nachtheil bringen, weil ianlandiſche 
die Gelder für die Jinfen im Lande laſſen, ift namentlich durch Nebe: 
nius befeitigt (a. a. ©., $.11). Die Vorftellung, als hänge der 
Einfluß der Staatsfhulden auf die Volkswirthſchaft davon ab, ob 
die betreffende Summe aus den in ber Production angelegten Fonds 
genommen werde, und als ob durch biefe der Arbeitslohn getroffen 
werde, findet ſich noch bei J. Mil, Buch V, Kap. VII, 8.1. Es ikja 
ganz unmöglih, zu fagen, melder Beftimmung die Gelver entzogen 
werden, die man dem Staate leiht. Mill hält überdies nod an der 


verkehrten Vorftellung feſt, daß man Schulden ftreng genommen nur im - 


. Auslande contrahiten fönne. Dagegen fagt er ganz richtig: „Wenn ver 
Zinsfuß der Kapitalien überhaupt durch die Anleihen über den ge 


wohnlichen Zinsfuß fteigt, fo ift das ein Beweis, daß bie Kraft der” 


KRapitalien durch die Anleihen zu fehr in Auſpruch genommen wir. 
Frühere Vorftellung faft immer, daß der Credit von ber rein ge: 
ſchaftlichen Pünktlichkeit des Staat? abhänge (vgl. namentlih Ya: 
tob, $. 788). , 


Der Stantserebit und die Finanzverwaltung. 


Während die innere Verwaltung des Staats die Elemente 
des Staatscredits zu ſchaffen hat, ift es die Aufgabe ber Finanz⸗ 
verwaltung, die ‚Anwendung des fo gewonnenen Gtaatscredits 
au finden. 

Das Bedürfniß der Benutzung des Staatscredits iſt ent⸗ 
weder ein bloßes Rechnungsbedürfniß, indem die Rothwendig⸗ 
feit eintritt, Zahlungen zu madjen, deren Betrag zwar gewiß, 
aber noch nicht fällig ift, oder es ift ein wirkliches Defteit, die 
Ueberſchreitung der regelmäßigen Einnahmen durch bie regel 
mäßigen Ausgaben. 

3 ift nicht Sache der Finanzverwaltung, über das Defiät 
zu entſcheiden, fondern es zu beden. Und diefe Dedung ver: 
möge der Benugung des Staatscredits ift die Aufgabe der Finange 
verwaltung. 

Die Wege für die Iegtere, eine folde Dedung hervorzu⸗ 
bringen, ſind entweder Sammlung eines Staatsſchatzes aus dem 
neberſchuſſe der Einnahmen, oder Erhöhung der Steuern, oder 
endlich directe Benugung des Staatscredits durch Eingehung von 
Schulden. 

Es ift deshalb durchaus nicht richtig, den Staatscredit blos 
auf. das Staatsſchuldenweſen zu beſchränken, und zwar um fo 
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meriger, als jene drei Theile nicht etwa ausfchliehend neben 
einander beſtehen, fonbern vielmehr auf das engfle ineinander 
greifen und ihr Berftändniß als die pofitive Grundlage jeder 
prattiſchen Verwaltung des Staatscrebits angefehen werden muß. 
Gerade bier liegt wol der wefentlichfte Mangel der Darftellungen 
des Staatscrevite. Allerdings hat ſchon Sonnenfels Staatzfchag, 
Steuererhoͤhung und Staatsſchulden als drei Mittel für die Her: 
ftellung des Gleichgewichts aufgeführt und alle andern find ihm darin 
gefolgt, feit Jaklob durch Herbeiziehung der Frage nah Emiſſion 
von Papiergeld, deſſen Natur er nicht recht verſtand, und feit Mal: 
Aus unter Betrachtung ver Anticipationen, melde eben nur die " 
ſchwebende Schuld conſtituiren. Es kommt aber darauf an, bie 
Frage nad dem Staatsfhag und der Stenererhöhung in ihre orga: 
niſche Verbindung mit der Berwaltung des Staatscredits zu ſetzen, 
da fie ohne einander gar nicht da find, ſodaß das Schuldenweſen 
mur als Theil diefer Lehre erſcheint. Und dies ift die Aufgabe des 
Folgenden. “ 


Bildung und Benugung des Staatsfhapes. 

Die Vorftellung von der Zwedmäßigfeit einer Anfammlung 
von edeln ‚Metallen, um zur Zeit eines Deficits einen Vorrath 
zu haben, darf wol in unſerer Zeit als eine definitiv befeitigte 
angefehen werden. Es ift die rohe Idee eines fogenannten Staats: 
ſchates, der, wenn er möglich wäre, der wahren Grundlage des 
Staatseredits, der Stenerfraft des Volks, durd die Entziehung 
des Umlaufsmittels vielmehr ſchaden, als dem Credit durd uns 
mittelbare Deckung des Deficits nügen würde, abgejehen von ver 
Berlodung,. denjelben zu verſchwenden. 

Dennohjfol weder ein Staat ohne Staatsfhag im meitern 
Sinne fein, noch ift er es; deshalb muß der Staatsſchatz ſtets 
als weſentlicher Factor in die Finanzverwaltung bineingezogen 
werben. 

Der Staatsſchatz ift zunächſt vorhanden in dem Kaffenbeftand 
aller Kaſſen der Finanzen. 

Unterfcheidet man den Kaffenbehalt als die zufällig vorhan: 
dene und mithin beftändig wechſelnde Summe, welde in den 
Kaflen vorräthig ift, und den Kaſſenbeſtand als bie durchſchnitt⸗ 
liche ‚Summe, welche innerhalb des Kaſſenbehalts ſich ſtets dauernd 
im der Kaſſe befindet, jo ergibt ſich, daß ala Kaſſenbeſtand ſtets 
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viele Milionen müßig in den Kaffen-Tiegen. Man kann vielen 
Kafienbeftand als den Staatsſchatz anfehen. Richtig ift es in 
jedem Falle, ihn zuerft zu benugen, und zwar in der Weile, 
daß auf ihn die ſchwebende Schuld des Stagts angewieſen twird. 
5 Der Staatsihag im weitern Sinne befteht dagegen in ber 
Fähigkeit des Staats, Kaſſenſcheine oder Staatspapiergeld mit 
bloßer Steuerfundation auszugeben, oder in der Möglichteit, die 
al3 Steuer eingegangene Summe in Metallen für andere Staats: 
zwede zu brauden und ſtatt derjelben die budgetmäßigen Ver: 
pflichtungen mit dem Papiergeld zu zählen. Im Grunde ift da: 
ber der Sag, daß alle öffentlichen Steuern in Metall gezahlt 
werden müffen, ein Staatsſchatz, der ſich ungefähr auf die Hälfte 
der Steuerfumme des Staats beläuft, und die Herftellung der 
Metallzaplung für die Steuern ift die Sammlung des Staats: 
ſchatzes in diefem Sinne. 
Nah diefem Staatsihage follte jeder Staat traten; den 
im Kaffenbeftand vorhandenen follte er niemals unfruchtbat 
liegen laſſen; einen Staatsſchatz im eigentlichen Sinne fol kein 
Staat befigen. 

Ueber die BVorftellungen von dem eigentlichen Staatsſchatz vgl. 
Sonnenfels,. „Sinanzwiffenfhaft”, $. 192: „daß die Sammlung 
eine Schage von den orbentlihen Abgaben die arbeitenden Klaſſen 
mit zu dem Beitrage zieht, von welchem fie nach befiern Grund: 
fägen frei bleiben follten.” Aehnlich Jakob, 8. 728— 735, ver 
jedoch unter Umftänden dafür iſt. Befonders eifrig dafür Schmalz, 
„Encyllopävdie der Staatswiſſenſchaft“, $. 811, und Struenfee, der 
viefe Sammlung von ver Handelsbilanz abhängig macht. Dagegen 
Malhus, I, $. 81, zugleich wegen der Nuglofigleit bei wirhlich 
großem Deficit. Rau, 8. 464, nicht blos dagegen, ſondern fogar 
gegen jeve Steuer, welde den Betrag der Ausgaben übertrifft. Die 
Frage ift im Grunde in der frühern Geitalt unpraftif, in der 
obigen noch gar nicht beleuchtet. Uebrigens wird mit dem Aus: 
drud Staatsſchatz oft auch die ununterſchiedene Gefammtheit aller 
Oinnahmen und Rechte der Finanzen bezeichnet, ſodaß Staat: 
ſchat mit Yerar und Fiscus gleihbebeutend wird. Namentlich über 
den (auch officiellen) Sprachgebrauch in Defterreich vgl. Deſſary, $. 16- 


Staatscredit und Steuererhöhung. 


Die Notwendigkeit der Benutzung des. Staatscredits ſett 
voraus, daß die Steuern in der Regel nicht ausreichen. Daher 
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ſcheint die nächſte Frage die zu fein, ob man nicht durch Steuer- 
erhöhung die Stelle des theuern Credits erjegen konne und 
Tolle. 

Dies muß bei Heinen Beträgen bejaht werden. Bei großen 
ift es ohnehin unmöglich, durch eine Erhöhung ein plögliches 
Deficit zu deden, und wo man es durch eine Vermögensſteuer 
verfugt, da wird das Geld viel theuerer als bei einer Anleihe. 
Dennod darf niemals eine Benugung des Staatscrebits ohne - 
eine ganz beftimmte Beziehung zur Steuer ftattfinden. 

Jede Anleihe muß nämlich menigftens verzinft, womöglich 
aud ‚amortifirt werden. Das Deficit zeigt eben, daß die be 
ftehenden Steuern dazu nicht ausreichen. Jede Anleihe fordert 
daher eine Steuererhöhung um den Betrag des Zinfes und der 
Amortifirungsquote derfelben ; je hundert Millionen Anleihe 
fordern eine Steuererhöhung von mindeftens ſechs bis fieben Mil- 
lionen jährlid. Es leuchtet ein, daß, wo eine folde Steuererhd- 
bung gleichzeitig mit der Anleihe nicht ftattfindet, der Zins der 
gemachten Anleihe nur noch durch neue Anleihen gededt werden 
fann, was feine Grenze in ſich ſelbſt findet. Man muß daher 
jagen, daß die Grenze des Staatscredits in der Grenze der Steuer: 
erhöhung liegt. Andererjeits iſt e8 gewiß, daß gerade die aus 
der Benutzung des erſtern bervorgehende Nothwendigkeit der 
legtern der Hauptgrund für die Entwidelung eines durchgreifen 
den und rationellen Steuerſyſtems geworden ift. 

So wenig alfo mit dem Staatsſchatz der Benutzung des 
Staatscredits oder der Staatsfhuld auszuweichen ift, fo wenig 
ift dies durch die Steuererhöhung nöthig. Die Staatsfhulden 
fordern daher ihre felbftändige Betrachtung. 

Die Frage nah der Erhöhung der Steuern, um ein vorausſicht- 
liches Deficit zu deden und um einen bereit? benugten Credit zu 
fihern und abzuzahlen, ift eine fo verſchiedene, daß man fie nies 
mals verwechſeln oder vermiſchen follte, Dennoch ift dies bisher, 
wir glauben immer, geſchehen, oder vielmehr ift der Sag, daß jede 
Eontrahirung einer Schuld rationell eine Erhöhung der Steuer min: 
deſtens zum Belaufe ihrer Verzinſung fordert, noch gar nicht be: 
trachtet. Die betreifenden Schriftfteller beziehen fi immer nur auf 
den eriten Punkt. Vgl. Soden, „Staatsfinanzwirthſchaft“, $. 307; 
Jalob, $. 736; Sonnenfels, III, $. 583; Maldus, $. 82; Rau, 
$. 486 fg. Und dennoch ift eben die zmeite Frage die für den 
Staatseredit bei weitem wictigite! Die praktiſche Geite ver Sache 
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‚warb wol am Marfien von Baffitte bezeichnet: „Le contribuable ze plaint, 
le capitaliste ne se plaint pas (wenn man Anleihen jtatt der Steuer: 
erböhung mat). L’impöt prend les capitaux, oü ils ne sont 
pas, Pemprunt les prend, ou ils sont; Pimpöt les prend, oü ils 
coutent 10, 19 et 13 poureent, P’emprunt Kı od ils coutent 4—5 
pooroent.“ Pie Steueranticipationen find die Erhebungen ber birecten 
Steusen war dem Bahlungsterming; es iſt uatärlih, daß fie «bfekst 
als verlehrt angefehen werben müflen, da man ſich mit der Aut 
ſchwebender Schuldſcheine helfen kann. Maldus, $. 83; 7 
$. 486. Hier wie bei Nebenius (S. 325) werben die Scheine der 
ſchwebenden Schuld mit den Anticipationen verwechſelt. 


Die Lehre vom Stantöjhuldenweien uud feiner Verwaltung. 


Allgemeiner Theil. 


Weſen der heutigen Staatsſchald. 


Allerdings ift für. den Staat wie für jeden eingelmen die 
erfte Bedingung des Grebits die wirthſchaftliche Fähigteit, den 
gegebenen Credit zurüdzahlen zu konnen, und dieſe Bedingung 
drüdt fi aus in dem Verhältriß der Summe, welche das Ber 
mögen des Schuldners bildet, zu derjenigen, welche er ſchuldig 
it, oder kurz in der Höhe der Schuld. Die Höhe der Schul ar 
ſcheint daher als der erſte Factor des Credits überhaupt. 

- Allein gerade auf diefem erſten Punkte tritt die eigenthüm⸗ 
liche Natur des neuern Staatscredits und der Staataſchulden ent: 
ſcheidend ein und bildet die Grundlage alles richtigen Berftänd- 
niffes des Staatsſchuldenweſens unferer Zeit. 

Die Staatsſchulden haben in unjerer Zeit einen ſolchen Um: 
fang erreicht, daß an eine unmittelbare und vollſtändige Rüd⸗ 
zahlung derjelben wicht zu denken it. Dennoch finden die Stan 
tert immer aufs neue Credit und Gläubiger, die ihnen leihen. 
Es ift daher Mar, daß bie Staatsjhulden einen andern Charat: 
ter haben müſſen als die Privatfhulden, einen. Ehazxatter, der 
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feinerfeits vom größten Einfluß auch anf bie Verwaltung des 
Staatscredits fein muß. Und dies ift in der That der Fall, 

Da die Unmöglichkeit der unmittelbaren Rüdzahlung nit 
dlos factiſch vorliegt, ſondern auch rechtlich in dem Weglaffen 
jeder Verpflichtung des Staats zur Nüdzahlung mit Ausnahme 
beſtinunter Theile Öffentlich auertannt tft, jo ift in der That 
der Ankauf einer Staatsobligation überhaupt kein Eingehen eines 
Privatiuldverhältniffes mehr, ſondern derſelbe ift ein Kauf 
einer dauernden Rente. 

Es ift daher in dem bei weitem größten Theils ber Staats⸗ 
ſchulden das Kapital als ſolches für den Gläubiger verſchwunden 
und an feine Stelle ein Recht auf den Zins getreten. Dies 
iſt das Weſen der Staatsobligation unferer Zeit. 

Es folgt daraus, daß der Werth jeder Staatsobligation be: 
ftimmt wird nicht durch den Nennwerth derſelben, jondern durch 
den lapitaliſirten Betrag des Zinfes, dem dieſelbe trägt, unter 
der Vorausjegung der regelmäßigen und richtigen Zinszahlung. 

Dadurch wird das dargeliehene Kapital feine Sicherheit nicht 
in der Möglichkeit feiner unmittelbaren Rüdzahlung, Tonbern 
darin finden, daß es feine Zinſen richtig und regelmäßig ein- 
bringt. 

Ein ſolches Rapital num nennen wir ein Anlagefapital. Ein 
Anlagefapital ift allenthalben und immer die Verwandelung eines 
Werth- oder Gelbfapitals in die Grundlage einer zinstragenben 
Unternehmung, und immer beruht auch Bier der Werth eines 
ſolchen Kapitals nit in der Möglichkeit einer unmittelbaren 
Rüdzahlung, fondern in der Anlage, welche eben die Verzinſung 
moglich macht. 

Es ergibt ſich daraus, daß die Eiaataſchuden weſentlich 
nichts anderes ſind als Anlagekapitalien für die wirthſchaftlichen 
Verhältniſſe des Staatslebens oder ihre rechtlichen oder politiſchen 
Vorausſetzungen. Und dies iſt der Grundſatz, der für alle Seiten 
der Staatsſchuldenverwaltung entſcheidend wird. 

Nur derjenige Theil der Staatsſchulden, den wir die ſchwe— 
bende Schuld nennen, bildet davon eine Ausnahme, indem dere 
- jelbe, ftatt ein Anlagefapital zu fein, vielmehr der Grebit für eim 
Betriebsfapital ift. 

Bon diefem Geſichtspunkt aus müflen daher aud bie allge 
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meinen Principien für die Grundlagen der Staatsſchuldenverwal⸗ 
tung und die Benugung des Staatscredits allein maßgebend feit- 
geftellt werben. 5 

Diefe beziehen ſich auf die Höhe der Staatsfhuld, auf den 
Zinsfuß und auf die Tilgung,‘ wobei der Unterfhieb der ſchwe— 
benden und der feften Graatsfäuld freilich zuerft feftgehalten wer⸗ 
den mus. 


a) Bie Göhe der Staatsfhuld. _ 


Die Höhe der Staatsſchuld erfcheint äußerlich zunächſt als 
die addirte Summe der einzelnen Staatsſchulden, welde der 
Staat anerkannt hat. Sie beftimmt ſich daher zuerft rein ziffer« 
mäßig, und das Maß diefer Höhe ergibt fi von dieſem Stand- 
punkt durch die Bergleihung jener Ziffer mit der, die man durch 
die ziffermäßige Berechnung des Volksvermögens herausbringt. 

Wollte man dabei ftehen bleiben, fo würde die Ziffer des 
Staatsſchuldenbetrags als der einzig entſcheidende Factor des 
Staat3credit3 erfcheinen. Dem ift aber nicht fo, und nad dem 
Weſen der Staatsjhuld kann dem auch nicht fo fein. 

Die Staatsihuld ift nämlid ein Anlagefapital, das der 
Staat aufgenommen hat. Es muß daher für die Berechnung der 
Staatsfhuld derſelbe Grundfag gelten, der für jedes Anlagefa- 
pital gilt. Das ift der Begiff der wahren Höhe der Schuld im 
Gegenfage zu dem der siffermäßigen ober bes bloßen No⸗ 
minalbetrag3 berfelben. 

Die wahre Höhe einer jeden Saul ergibt ſich nämlich, wenn 
man diejenigen Verpflichtungen, welche aus. dein Eingehen einer 
Schuld folgen, mit denjenigen Vortheilen vergleicht, melde das 
Eingehen der Schuld gebracht hat, oder wenn man die Leiftungs- 
fähigkeit der Anlage in Verhältnig bringt zu der Verbindlichkeit, 
melde jie auferlegt. 

Wenn demnad) die erftere die legtere übertrifft, fo ift offenbar 
ein wirthſchaftlicher Zuftand vorhanden, der befjer ift nah Ein- 
gehung der Schuld, als er vor derfelben geweſen; oder: die 
Steigerung de3 Betrags der Schuld hat aladann eine Bermin- 
derung, fondern eine Vermehrung des Vermögens zur Folge 
gehabt. 

Dieſem einfachen Grundſatze unterliegt nun auch die Beur⸗ 
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theilung der Höhe der Staatsſchuld ala Grundlage de3 Staats- 
erebit3. 

Da der Staat nit nur nit rechtlich verpflichtet ift, die 
Küczahlung feiner Schuld vorzunehmen, fondern im Grunde 
auch feine abſolute wirthſchaftliche Nothwendigkeit dafür vorliegt, 
ſo wenig als zur unmittelbaren Rückzahlung jedes Anlagekapitals, 
ſo wird die Höhe der Staatsſchuld niemals in ihrem Zifferbetrage, 
ſondern in der Fähigkeit des Staats gegeben ſein, die aus der 
Schuld entſtehenden Zinſen regelmäßig zu decken. 

Die regelmäßige Deckung der Zinſen der Staatsſchuld ge— 
ſchieht durch die Einnahmen des Staats, und zwar durch denjeni- 
gen Theil derjelben, welcher als Ueberſchuß über feine Ausgaben 

- angejehen werden kann, oder durch die Neineinnahme des 
Staats. 

Im allgemeinen gilt daher als erſter Grundſatz, daß die 
wahre Höhe der Staatsſchuld beſtimmt wird durch die in den 
Reineinnahmen des Staats liegende Fähigkeit, die Verzinſung der 
Schulden regelmäßig zu beden. 

Allein diefe Reineinnahmen des Staats, infofern fie eben wer 

ſentlich auf der Steuer beruhen, hängen zugleich von den Gefegen 


ab, durch welche die Steuern auferlegt werben. Die Dedungs- . 


fähigfeit des Staats für die Zinfen feiner Schuld muß daher ſtets 
in beftimmter Beziehung zu feiner Steuergefeßgebung gedacht 
werden. 

Dabei leuchtet es zuerſt wieder ein, daß die Steuern, weil 
ſie vom Volke producirt werden müſſen, einen weſentlichen Theil 
des Reineinkommens des Volkes bilden. Es folgt daraus, daß, 
wenn bei gleicher Beſteuerung die Summe der Steuereinnahme 
ſteigt, eine Erhöhung des Volkseinkommens vorliegt, und daß 
daher bei einer Deckung der Staatsſchuldzinſen durch die be— 
ftehende Steuer auch die Vermehrung der Ziffer der Staatsſchuld 
keine Vermehrung der wahren Höhe derjelben enthält."3 

Im Gegentheil Tann die gleiche Ziffer der Staatsſchuld eine 
Verminderung der wahren Höhe derjelben enthalten, wenn die 
Steigerung der Einnahme bei gleicher Befteuerung über die 
Dedung der Zinjen hinausgeht und zu einer Tilgung fähig 
macht 


Stein, dinanzwiſſenſchaft. 31 
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Die wahre Höhe der Staatsfhuld wird erft daun fraglid, 
wenn durch eine Vermehrung der Steuern eine Dedung der Zin⸗ 
ſen erzeügt werden muß. 

Iſt in dieſem Falle trotz dieſer Erhöhung die Vermehrung 
der Einnahme nicht vorhanden, fo ift die Erhöhung der Ziffer 
der Staatsſchuld zugleich eine Erhöhung ihrer wahren Größe. 

Steigt dagegen bei der Erhöhung der Steuern die Einnahme, 

. jo fintt in demſelben Grade die wahre Höhe der Staatsſchuld, 
und zwar nad) dem Grundſatz, daß diefe Höhe ſich in dem Ber: 
bältniß vermindert, in welchem die Einnahme aus der Steuer 
erböhung jährlich durhichnittlih zunimmt. Wenn man bieje du 
uahme Lapitalifirt (zum Zinsfuß der Anleihen), fo hat man de 
mit aud den Grad, in welchem die wahre Höhe wirklich abge 
nommen hat. Den Ausdrud diefer Abnahme bildet dann bie 
Tilgung (f. unten). 

Am fiherften ift die Abnahme der wahren Höhe der Staats 
ſchuld dann, wenn eine Zunahme der Steuern bei Herabfehung 
des Steuerfußes eintritt. Dabei find die Zollerträgnifje einerjeits 
und die Pofterträgniffe andererfeits in erfter Reihe maßgebend. 
Steigt bei diefen die Einnahme troß der Herabfegung bes Tarifi, 

. jo ift ein Steigen des Volkseinkommens ohne allen Zweifel anzu 
nehmen, und die Größe des Staatscredits wächſt aladann um 
fo mehr, je verſtändlicher diefe Quelle der Einnahme für je 
den ift. 

Man kann daher jagen, daß der Staatscredit Feine andere 
Grenze hat als die Zunahme des Staatseintommens, und zwar 
fo, daß etwa für je fünf der Zunahme des Iegtern je hundert 
für den Staatscredit offen find, ober daß trog ber wachſenden 
Größe der Staatsjhuld die wahre Größe ver Tegtern nicht feigt, 
jo lange jedem Hundert neuer Staatsſchulden je fünf neuer 

. Gtaotseinnahmen entiprehen. Dies Verhältniß wird mm zu 
Gunſten des Staatscredits noch gebeffert, wenn die Zunahme 
das Staatseinlommens neben der bloßen Verzinſung der Staats: 
ſchuld noch eine Tilgungsquote enthält, die allerdings wieberum 
in der verſchiedenſten Weile beredinet werben kann. Regel it 


dabei, daß die Tilgung der alten Staatsſchulden einen vortheil 


baftern’ Einfluß auf den Staatscrebit hat als die Gemißheit der 
Berzinfung der neuen durch die Vermehrung ber Staatseinnah · 
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men, und daß deshalb die Tilgung ſtets mit der Verzinfung Hand 
in Hand gehen muß. 

Faßt man diefe Punkte zuſammen, jo ergeben fih für bie 
Höhe der Staatsſchuld folgende allgemeine Grundſätze. 

Während das Steigen und Fallen bes Staatsſchuldenbe— 
trags eine Sache der Ziffer ift, ift das Steigen und Fallen der 
wahren Größe der Staatsſchuld ein Reſultat des Zuſammenwir- 
tens ber beiden obigen Factoren in folgenden Grundverhältniſſen: 

4) Das Steigen bes Staatsjhuldenbetrags ift nur dann ein 
Steigen: der wahren Größe der Staatsjhuld, wenn bie Staats-' 
einnahmen auch bei der Einführung neuer Steuern gleich bleiben 
ober abnehmen. 

b) Die Staatsſchuld finkt felbft dann, während der Be 
trag wählt, wenn die Einnahnien fteigen umb neben der te 
gelmäßigen Verzinfung eine Amortifationsquote für die Schuld" 
abmwerfen, und zwar ergibt fich die Verhältnißzahl zwiſchen beiden 
Factoren nah den gewöhnlichen Regeln der Kapitalifirung in 
folgender Weile: 

e) Die Staatsihuld behält bei fteigendem Zifferbetrage bie 
gleige wahre Größe, ſolange die regelmäßige Zunahme der 
Einnahmen des Staats jo groß ift, daß diejelbe die regelmäßige 
Berzinfung des neu binzugefommenen Betrags enthält, während 
natürlich bei gleigem Zifferbetrage diefe Größe fteigt ober finkt, 
je nachdem die Einnahmen diefe Zinfen und die Tilgungsquote in 
geringerm oder größerm Maße enthalten. 

Es erklärt fih daraus am Ende, daß ein großer Zifferbe— 
tsag eine Kleine Schuld; ein Heiner ifferbetrag eine große Schuld 
fein kann, während verjelbe Zifferbetrag je nach den Verhältni- 
fen der Einmahmen eine große oder Heine Schuld fein kann. 

Die praktiſche Anwendung diefer Säge findet nun im Staata⸗ 
erebitiyfteme feinen Platz. 

Demnach faßt ſich das Verhältniß zwiſchen der Höhe ber 
Staatsſchuld und dem Staatscredit in dem Sage zujmmmen, daß 
nicht die ziffermäßige, jonbern die wahre Größe der Staatsſchuld 
die Borausfegung des Staatseredits ift, und da derjelbe daher 
nicht nach der Ziffer der Staatsſchuld, ſondern nach der Reins 
einnahıne de3 Staats und damit nach ber effectinen. Behlungsfühig- 
teit des Staats fleigt oder füllt. 

31* 
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Autin · dieſe Höhe der Staatsſchuld ift nit das einzige Mor 
ment für den Staatscredit. 

Die Berechnungen der relativen Höhe der Staatsſchuld verſchiedener 
Staaten durch Reducirung auf die Einheit ver Perfom (per Kopf) ha— 
ben. natürlich fo viel Misliches, daß fie im Grunde werthlos er: 
ſcheinen. Es würde nur dann eine Vergleihung möglich fein, wenn 
man die Reineinahme eines Volls per Kopf beftimmen künnte. Das 
richtige Verſtändniß muß fih an die obigen Säge anſchließen und 
vom ihnen aus die wahre Höhe von ver ziffermäßigen zu unterfcheiz 

den tradhten. Freilich bat das viel ſchwierigere Borausjegungen. 
Der einzige Weg, dur die bloße Ziffer ein wenigſtens zu weiterm 
Nachdenlen anregendes Refultat zu gewinnen, befteht darin, daß man 
die Factoren der Reineinnahme (Fläheninhalt, Bevölkerung Handels: 

. bewegung, Staatseinnahme, Militärmacht u. ſ. w.) tabellariſch neben: 
einander ftellt, wie Hlubek, „Europas Staaten, Grundfräfte und 
Schulen“ (1849). 


b) Bie Berzinfung. - 


Während aus der Höhe der Staatsſchuld die Fähigkeit des 
Staats fi ergibt, jeinen Verpflichtungen nachzukommen, ift das 
weite Moment des Credits, das Vertrauen in den guten Willen 
gar Zahlung der Verpflichtungen, aud für den Staat von nicht 
geringerer Wichtigkeit als das erſtere. 

Allerdings beziehen ſich dieſe Verpflichtungen auch auf die 
Rückzahlung oder Tilgung der Staatöfhulden, jedoch nur dann, 
wenn bdiefe durch beftimmte Geſetze ausgeſprochen ift, wovon 
unten. Im weſentlichen beruht das Vertrauen bei jeder Staats- 
ſchuld, mit Ausnahme der eigentlich ſchwebenden Schuld, auf der 
wirklichen Zinszahlung. 

Für dieſe nun gilt auch bei dem Staate der Grundſatz, daß 
die Finanzverwaltung die Höhe und den Werth ihres Credits 
durch ihre Zuverläffigfeit in der wirklichen Erfüllung eingegange 
ner Verpflichtungen fihern muß. Der Regel nah if dies Mo- 
ment praltiſch noch bedeutfamer ald das erſte. Denn von dei 
rein materiellen Fähigleit zum Zahlen bildet fih der Gläubiger 
beim. Staate. dog nur felten eine Elare Vorftellung; die Genauig- 
teit.in der Erfüllung der Verbindlichkeiten vertritt ipm daher in 
deu ‚überwiegend meiften Fällen. die Berechnung der Fähigkeit zur 
Zahlung, und die geringfte Störung in jener wirkt deshalb. um 
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ſo nadjtheiliger auf den Credit, als dem Glänbiger gerabe dem 
Staate gegenüber die Mittel fehlen, feine Rechte geltend zu mas 
Gen. Man kann als Hauptausdrud: diefer befannten Güte die 
Regel aufftellen, daß jede Verzögerung der fälligen: Zahlungen, 
ſelbſt wenn diefe nachträglich geſchieht, dem Staate durch die 
Werthverminderung ſeines Credits einen größern Nachtheil bringt, 
als die Summe beträgt, die zu zahlen geweſen wäre, ſodaß, wo 
die Zahlung ſchwierig wird, die unvortheilhafteſten Bedingungen 
einer Anleihe zu dieſem Zwecke niemals ſo viel koſten, als die 
Nichtzahlung koſten würde. 

Die Beſtimmung des Zinsfußes erſcheint dabei auf den erſten 
Blick willkürlich, aber es iſt durchaus falſch, zu meinen, daß der 
Staat ihn einſeitig feſtſtellen könnte. Die Höhe des Binsfuhes 
beftimmt ſich objectiv nad) einer einfachen Regel, die allen Be 
nutzungen des Staatscredit3 zu Grunde liegt. Der Staat kann 
nämlich niemals für feine Obligationen mehr Zahlung empfangen, 
als der Werth feiner Schulderflärung beträgt, der fi durch das 
Zuſammenwirken der Sicherheit de3 Kapitals, der Gewißheit der 
Zinszahlung und des Zinsfußes ergibt. Wenn daher ‚die. erfien 
beiden Elemente ſinken, fo muß der Zinsfuß fleigen; fteigen bie 
eritern, fo Tann der Zinsfuß finfen. Der wirkliche Zinsfuß jeder 
einzelnen Schuld iſt demnad die unmittelbare Conſequenz : der 
beiden- andern Momente, und feine Macht ift im Stande, dies 
Grundverhältniß zu ändern. Der Zinsfuß ift daher weſentlich 
eine Gonjequenz, und feine Beitimmung ift es, den Mangel der 
eriten beiden Momente auszugleihen, ober dem Staate den Bor: 
teil, den fie ihm bei geſundem Zuftande der Finanzen bringen, 
durch feine Niedrigfeit zu gemähren.. (Ueber den Unterſchied zwi— 
ſchen nominellem und wirklichem Binsfuß unten.) 

Alle diefe Säße gewinnen nun erft dann ihre gange Bedeu— 
tung, wenn es fi nicht um eine einzelne Staatsſchuld, ſon⸗ 
dern um die beftämdige und regelmäßige Benutzung des Staats: 
credits als eines integrivenden Theils der Finanʒwirthſchaft 
des Staats handelt. Die Folgen der Richtbeachtung jener 
Principien find nämlich bei der bereits eontrahirten Staatsſchuld 
nur Verluſte des Staatsgläubigers, da derſelbe kein Mittel hat, 
den Staat zur Innehaltung feiner Verpflichtung zu zwingen. Sv— 
bald aber die zweite Benupung des Staatscredits zu der. eriten 
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bingutrit, fo wird ſich das Sinken des Werthes ber Staatäperpflid: 
tungen buch die Verlegung der bisherigen Gläubiger als Ber: 
minderung bed Angebotes der Tünftigen Kapitalien zeigen und 
dadurch dem Staate ein größerer Schaden. erwachfen, als dr 
Bortheil ift, ben er aus ber Nitinnehaltung feiner Verpflichtun⸗ 
gen gehabt hat. Diefe Erfenntniß, fo einfach fie ift, ift dennoch 
leineswegs eine alte; fie ift erft als eine der michtigften Folgen 
der rationellen Berwaltung des Staatsſchuldenweſens anzuſehen. 


e) Bie Tilgung der Staatsfhulden. 


Kein Theil des Staatsſchuldenweſens zeigt fo deutlich den 
eigenthumlichen Charakter dei Staatsfhulden als eben bie Til 
gung derſelben und die Örundfäge, melde darüber gelten müflen. 

Auf den erften Blick erſcheint die Tilgung der Staatsidul: 
ven ebenfo einfach und naturgemäß als die Rüchzahlung jeder 
andern Schuld. Und in ber That ift fie es auch, fobald man 
die Staatsſchuld einfeitig nur als eine Dedung bes Deficits in 
Staats haushalte betrachtet. Bon dieſem Geſichtspunkte ging auch 
das frühere Staatsſchuldenweſen aus, und Form und Verwaltung 
derſelben liefen beitändig auf bie Hoffnung hinaus, die Staats- 
ſchulden durch eine wirkliche Rüdzahlung tilgen zu mollen und 
zu können. 

Trotzdem baß eine jahrhundertlange Erfahrung die Un 
thunlichteit einer folden der Natur non Privatgeſchäften ent 
ſprechenden Rachzahlung jowol durch das Uebermaß von Zinfer 
als durch einfache gewaltfame Aufhebung ber Schuld zeigte, Hat 
jene Vorſtellungsweiſe fi dennoch bis auf die neueſte Zeit er 
Halten. Geft in unferm Jahrhundert hat das beffere Berfländ: 
niß des Weſens ber Staatsſchuld einer richtigern Beurtheilung 
der Tilgang ſowol bei den Glaubigern als bei den Schuldnern 


im Staataſchuldenweſen Platz gemacht. - 


Das gange Dilgungsweſen der Staatsſchulden wird näm 
lich fegt von dem Principe beſtimmt, daß die Staatsſchulden 


. uinen andern Eharalter haben als die Privatſchulden, ein Brit 


eip, welches jo natürlich und richtig ift, dab es ſich ohne Zuthun 
der Stadisgewalt und felbft ohne Zuthun ber Docirin von ſelbſt 
Bahn gebrochen hat. . . 

Doch muß mar, um nicht einfeitige Grundfäge hierfür af 
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auftellen, ſchon hier die verſchiedenen Arten der Schulden ins 
Auge faffen. 
Die ſchwebende Schud iſt ſtets die Bildung eines Betriebs⸗ 


Tapitals für die Staatsverwaltung und hat daher au für ihre 


Tilgung die Natur eines folden Kapitals. Ein Betriebsfapital - 


muß ſtets durch den Betrieb ſelbſt wieder eingebracht werden; 


daraus folgt, daß die ſchwebende Schuld ſtets und regelmäßig 
in dem Betriebe der Finanzwirthichaft, der regelmäßen Einnahme 
der einzelnen Staatsfaffen, gevedt und wiedergezahlt werben 
muß. 

Einen andern Charakter hat die Papiergeld huld. Bei die 
fer, deren Natur unten dargelegt werden fol, ift nach der Natur 
des auögegebenen Papiergeldes nicht eine unmittelbare Rückzahlung 
dieſer Schuld, jondern nur eine volftändige Dedung des emittir- 
ten Papiers nothwendig, während die Rüdzahlung, die durch 
Einziehung defjelben gefhieht, die in unferer Zeit einzig mögliche 
Form der Bildung eines beftändig disponibeln Staatsſchatzes 
enthält. 

Unter der eigentlichen Tilgung verfteht man nun die Rüds 
zahlung der feften Staatsſchuld. Für diefe gelten aber eben bie 
obenerwähnten Geſichtspunkte vorzugsweiſe. 

Jede feſte Staatsſchuld iſt nämlich ihrer Natur nach zwar 
für den Creditor ein Darlehn, für den Staat aber iſt fie ein 
Anlagekapital. Kein Anlagekapital leidet nun eine raſche Rück— 
zahlung, und im Grunde iſt eine ſolche Rüdzahlung für den 
Greditor an und für fi gar nicht nothwendig, wenn er nur ein 
Mittel findet, über fein Darlehn, jo oft er deſſen bebarf, dispo— 
niren zu können. Es genügt daher in jeder verftändigen Wirth: 
haft, daß fih das Anlagefapital in derjelben regelmäßig und 
gut verzinfe; beim Staate aber um fo mehr, als die Verfügung 
über das Kapital in dem ftet3 offenen Verkaufe der Obligationen 
liegt. Man muß daher bei der Tilgung der Staatsfhulden zu 
erft davon ausgehen, daß diefe Tilgung an und für fi) feine ab- 
fofute Bedingung des Staatscredits ift,- vorausgefegt, daß die 
wahre Höhe der Staatsſchuld in richtigen Verhältniffe zur Staats- 
einnahme fteht. Sie ift nicht nothwendig; wo fie aber eintritt, 
hat fie einen andern und ganz beftimmten Charakter. 

Da nämlich die Staatsſchuld durch fihere und regelmäßige 
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Zinſen gewiß ift, fo ift die Tilgung derſelben nichts anderes als 
die Rüdzahlung des Anlagefapitals oder die Amortifirung 
derſelben. Sie ift deshalb vermöge der Duelle, aus der fie‘ entfteht, 
nicht fo fehr die Tilgung einer Schuld, als vielmehr die Repro: 
duction des Anlagefapitals; fie ift die Bildung eines neuen Ka— 
pitals aus dem geliehenen. Während daher das Eingehen einer 
Schuld keine Verminderung des Reichthums des Staats ift, fo: 
lange fi) die Zinfen aus den Einnahmen deden, ift die Tilgung 
eine directe Vermehrung des Vermögens; fie enthält den.eigenen 
Erwerb der geiäuldeten Summe für den Staat. Und von diefem 
Geſichtspunkt aus muß die Tilgung der feften Staatsſchulden be⸗ 
trachtet werden. 

Danach gibt es eine wahre und eine ſcheinbare Tilgung der 
Schulden. Die wahre Tilgung befteht, wenn fie durch den Weber: 
ſchuß der Einnahmen über die Zinfen ermöglicht wird. Sie ift 
dagegen eine foheinbare, wenn man, um fie zu bemerfftelligen, 
neue Schulden eingehen muß. Im erften Falle erhöht fie den 
Credit des Staat? um die ganze Summe ihres Fapitalifiten 
Betrags, da fie die Möglichfeit enthält, diefen Betrag regel 
mäßig zu verzinfen. Im zweiten alle vermag fie nur den Cre— 
dit der beftimmten einzelnen Anleihe aufrecht zu halten und ver: 
mehrt daher den Gejammteredit nicht. Dennoch gibt es einen 

Fall, in weldem auch fie höchſt wortheilhaft wirkt. Es ift da, 
wo zur Dedung ber Papiergeldſchuld eine neue Schuld eingegan- 
gen wird, ein Fall, deſſen genauere Betrachtung Später ſich erge: 
ben wird. Ob und wie daher die Tilgung bewerfftelligt werden 
fol, das muß bei den einzelnen Arten der Schulden darge 
ftellt werden. 

Die Anwendung aller diefer Säge enthält nun die Lehre 
von der Staatsfhuldenverwaltung. 





Befonderer Theil. 
Die Stantsfchuldenverwaltung. - 


- Gebiet und Formen derfelben. 


Die Staatsihuldenverwaltung enthält die Anwendung ber ° 
allgemeinen Grundfäge der Verwaltung des Staatscredit3 auf die 
verſchiedenen einzelnen Arten der wirklichen Benutzung deſſelben 
oder auf die einzelnen Staatsſchulden. " 

Da diefe num weder in der Form noch im Zivede immer 

glei find, fo wird auch das Staatsſchuldenweſen eine Reihe von 
nicht unbedeutfomen Modificationen jener Prineipien je nad ber 
Art-der Benugung des Credits oder der Art der Staatsſchulden 
zeigen müſſen. 
Diieſe Verſchiedenheit in der Art der Staatsſchulden, welche 
dem Staatsſchuldenweſen mithin zu Grunde liegt, iſt zunächſt 
eine doppelte. Sie beruht auf dem äußern und innern Unter— 
ſchied der beiden Urſachen, welche die Finanzverwaltung. über- 
haupt zur Benutzung de3 Staatscrebits veranlafien. 

Der erfte diefer Gründe ift die Verſchiedenheit in der Ord⸗ 
nung der Einnahmen und Ausgaben des Staats, melde unter 
Umftänden eine Benutzung künftig fäliger, aber beftimmter Ein- 
nahmen für gegenwärtige Ausgaben fordert. Aus dieſer Ver— 
ſchiedenheit geht diejenige Benutzung des Staatscredits hervor, 
welche wir die ſchwebende Schuld nennen. 

Der zweite Grund liegt in dem tiefern Weſen des Staats, 
nad welchem die Aufgaben des Staats an fi unendlich und 
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unbedingt find, während die Mittel deffelben, melde die Fir 
nanzen bieten, als endliche und bedingte eriheinen. Die Be- 
nugung des Staatscredits, welche auf biefem Verhältniß beruht, 
erzeugt die eigentliche Staatsſchuld. " 

Man Kann daher das ganze Staatsſchuldenweſen in die beiz 
den Haupttheile der ſchwebenden und der feften Staatsſchuld ein 
theilen. Allein es gibt eine dritte Art, welche theils durch die Form, 
in der fie eingegangen wird, theils durch ihre Wirkung, theils 
durch ihre Dedung eine eigenthümliche Stellung einnimmt. Das 
ift die Papiergeldihuld. Wir werden baher zwedmäßiger die 
Lehre von den Staatsfhulden in die Lehre von der ſchwebenden 
Schuld,’ von der Papiergeldſchuld und von ber eigentlichen oder 
feften Staatsſchuld eintheilen. 


&rfie Gruppe der Staatsſchulden. 
Die jhwebenden Schulden. 
Begriff. 


Die ſchwebenden Schulden eines Staat? umfaſſen die Ge— 
fammtheit aller Schulden, die in der Weije contrahirt werden, 
daß der Staat binnen einer kurzen und zugleich feft beftimmten 
Zeit das ganze bargelichene Kapital zurüdzuzahlen hat. 

Der allgemeine Grund der Entftehung der ſchwebenden Schul- 
den ift demgemäß nicht ein dauernde, fondern ein vorübergehendes 
Bedürfniß des Staats und mithin auch nur eine vorübergehende 
Verwendung des geliehenen Kapitals. Sie haben daher auch zur 
allgemeinen Borausfegung, daß nicht bloß die Bablung der Zin- 
fen, fondern auch die des Kapitals felbft bereits durch die regel- 
mäßigen Einnahmequellen des Staats gebedt fein muß. Es er- 
gibt fi) daraus im allgemeinen, daß die ſchwebenden Schulden ih- 
rem Begriffe nad) nur einen beitimmten Theil der regelmäßigen 
Ausgaben des Staats deden und daß die Zahlung derſelben ſchon 
in dem regelmäßigen Staatsbudget mitenthalten fein muß. Eben- 
dadurch bilden die ſchwebenden Schulden einen regelmäßigen 
Teil der Finanzwirthſchaft der Staaten; fie vermehren an ſich 
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weder die Höhe noch bie Größe der Staatsſchulden, ſondarn die 
nen wenigftend ihrem Principe nach nur dazu, die Vornahmen 
der Finanzwirthſchaft vorübergehend zu erleichtern. 

Die allgemeine Aufgabe der Berwaltung bes ſchwebenden 
Schulden beiteht dabei barin, die Benutzung bes Staatscrebits in 
der Form der ſchwebenden Schuld fo eingurihten, daß dieſelbe 
den Finanzen einerjeit3 immer offen ftehe und andererfeits dem 
Staate felbft nicht zu theuer zu ftehen komme. Die Art und 
Weile, wie dies geſchieht, ift nun aber von der befondern Art der 
ſchwebenden Schuld abhängig und muß mithin bei diefer betrach⸗ 
tet werden. B j 

Diefe Arten der ſchwebenden Schulden find nun folgende: 

Die erfte Art ift die eigentliche ſchwebende Schuld, die wieder 
in zwei Gattungen zerfällt: die ſchwebende Wechſelſchuld des 
Staats und die Kaſſenanweiſungsſchuld. 

Die zweite Art ift die Depoſitenſchuld des Staats, die wie: 
der befondere Gründe, Formen und Abwidelungen hat. 

AS die dritte Art kann man die Zeitrenten betrachten, die 
den Mebergang zu ben eigentlihen Staatsſchulden bilden. 

Gewohnlich begreift man unter dem Ausprud der ſchwebenden 
Schuld nur bie eigentlihe ſchwebende Schuld, die dette Aottante 
oder floating debt. Indeß ift nicht zu verlennen, daß bie bei— 
ven folgenden Arten ganz denſelben Charakter für das Staatäfhul: 
denweſen haben und daher im Syſteme feinen andern Pla finden 
tönnen. Soviel wir fehen, iſt v. Hod (a. a. D., ©. 530 fg.) ber 
einzige, der dem Begriffe der ſchwebenden Schuld in dem obigen 
Sinne feinen richtigen Umfang gibt. 


I. Die eigentlihe ſchwebende Schuld des Stants. 

Die eigentliche ſchwebende Schuld des Staatd beruht einfach 
darauf, daß bie Fälligleitstermine der Einnahmen und ber Aus: 
gaben des Staats wie in jedem geſchäftlichen Betriebe nicht zu⸗ 
fammenfallen und dadurch ein Bedarf entfteht, der feine Dedung 
erft durch eine fpätere Einnahme findet. Der Credit des Staats 
Befteht dabei in der Gewißheit, daß die :erforberlihe Summe 
vermöge der Ordnung der Staatseinnahmen als Dedung für et: 
nen beftimmten Betrag zu einer beſtimmten Seit in den Kafſen 
des Staats vorhanden fein wird. Die Benugung des Credits 
gefchieht alsdann durch die Aufnahme eines Darlehns, welches 
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die Finanzverwaltung gegen eine Anweiſung auf die Einnahme⸗ 
kaſſen des Staats contrahirt. Die Deckung diefer Ereditbenugung 
liegt in diefen Einnahmen felbft; die Rückzahlung geſchieht duch 
die Präfentirung diefer Anmeifungen an den betreffenden Kaffen, 
und zwar zu dem in der Anweiſung felbft beftimmten Termin, 
gegen welche die Auszahlung erfolgt. Es verfteht fi) von felbft, 
daß ſolche Darlehne an den Staat ebenjo wenig als irgendein 
anderes zinslos gemacht werben. Die Formen diefer Zinjen für 
die Darlehn der ſchwebenden Schuld find aber verſchieden, je 
nachdem »diefelben felbft in der einen oder ber andern Form ge: 
macht werben. Diele Formen find die Wechſel des Staats und 
die Schatz⸗ oder Kaffenanweifungen. 

Wenn der Staat feinen Credit durch Werhiel benußt, fo 
muß er ſich dabei der gejeglihen Form der Wechſelſchulden be 
dienen und zu bem Ende einen Ausfteller und einen Bezogenen 
aufftellen, die im Auftrage des Staats handeln. Ba er hierzu 
beftimmter Berfonen bedarf und mit einer allgemeinen Bezeichnung 
einer bezogenen Kaffe nicht ausreicht, fo eignet ſich die Wechſel⸗ 
form zur Contrahirung von ſchwebenden Schulden und überhaupt 
zur Operation mit dem Staatseredit nur in beftimmten Fällen 
und Verhältniffen, welche dem Ermeſſen der höchſten Finanzver- 
waltung überlaffen bleiben müſſen. Im allgemeinen gilt jedoch 
die Regel, da die Wechſelverbindlichkeiten des Staats nur in 
den geheimern Beziehungen oder in ganz einzelnen Fällen be- 
nugt werden, und zweitens, daß fih der Staat zur Contrahirung 
und Abmwidelung von Wechſelſchulden vorzugsweiſe der Banfen 
bedient, theils weil er meiftens durch die Zettelſchuld ohnehin 
mit ihnen in Verbindung fteht, theils weil ihm der Bankeredit 
regelmäßig als der ſicherſte und billigfte erfcheint. Das geichieht vor⸗ 
zugsweiſe da, wo Zahlungen in fremder Münze zu leiften find, 
«die dann die Bank vermöge ihrer Wechiel beſorgt. Die Zinfen 
für die auf Wechſel contrahirte Staatsſchuld werden gezahlt wie 
bei allen Wechſeln, durch Disconto. Der Staatswechſel hat das 
ber regelmäßig ben Bankdisconto, und ſchon bier zeigt es ſich 
daher, daß der Bankcredit zum Staatscredit wird, was Ipäter 
immer beitimmter heraustritt. 

Einen ganz andern Charakter hat diejenige Benugung des 
Staatscredit3, welche durch die zweite und eigentliche Form' der 
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ſchwebenden Staatsſchuld, die S cha: oder Ka ffenanmweifungen 
geſchieht. Bon diefen find nämlih,zuerft die bloßen Zahlungsan- 
weiſungen an bie Kaſſen leicht zu unterfheiden, die nur dann zu 
eiier Form der ſchwebenden Schuld werden, wenn fie nicht ger 
zahlt und daher prolongirt werden, womit fie dann in die Klaffe 
der eigentlichen Schaganmweifungen fallen. 

. Die Schaganmeifungen entftehen, wenn der Staat Fünftig 
fällige Einnahmen feiner Kaffen vermittelft Anmeifungen benutzt, 
die eine beftimmte Zeit laufen und innerhalb diefer Zeit beſtimmte 
Zinſen tragen: Diefe Anweifungen Fönnen entweder auf beſtimmte 
Kafjen lauten, oder auf die Staatskaſſen ohne Unterſchied. Es 
ift Har, daß die erftern für den Schuldner oder den Staat, die 

letztern für den Gläubiger oder den Inhaber günftiger find und 
daher aus) einen höhern Werth haben, der mit der Schwierig. 
feit abnimmt, die auf beftimmte Kaffen lautenden Schatzſcheine 
bei den betreffenden Kaffen präjentiven und erheben zu können. 
Es ergibt fi) daraus, daß die legtern ſtets nur ein bejchränftes 
Umlaufsgebiet haben, was gleichfalls nicht ohne Einfluß auf ihren 
Werth bleibt, während die eritern zwar innerhalb des ganzen 
Staats gleich leicht curſiren, aber gleichfalls außerhalb der Staats: 
grenzen fih nicht aufhalten können, fondern ſtets jo ſchnell als 
möglid) wieder zurüdftrömen, wenn fie auf irgendeine Weiſe 
binausgelangt find. Diefe Säge werden zum Theil maßgebend 
für die Benugung der Schaganweifungen überhaupt. 

Die Schatzanweiſungen bilden nämlid zwar die leichtefte 
und billigfte, aber auch die gefährlicäfte Form der Staatsſchulden. 
Da die Zahlung derſelben mit beftimmtem Termin und Ort zu 
glei) die möglichſte Sicherheit bietet, fo ift ihr Werth ſtets ein 
bedeutender und fie werden Leicht angenommen. Sie helfen da- 
ber ſicher für den Augenblid; allein da ihre Auszahlung dem 
Staate die Mittel für andere Zahlungen nimmt, fo find fie nur 
dann unbevenklih, wenn für diefe andern Zahlungen ohne fie 
geforgt ift. Dies ift nun alsdann der Fall, wenn für alle dieſe 
Zahlungen im Budget die Rechnung gemadt und die Schagan- 
weiſungen mithin nur für folde Zahlungen ausgeftellt werden, die " 
überhaupt ſchon in die Staatsrechnung aufgenommen und mit- 
bin. durch bereits. berechnete Einnahme gededt find. Alsdann 
wird diejer Credit de3 Staats nur als. Mittel der freien Verfü— 
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gung über das Staat3einfommen benußt, und das ift die wahre 
Natur jener ſchwebenden Schuld. Sie darf daher niemals größer 
fein als die Summe der im Budget berechneten Ausgaben und 
muß zweitens mit den Einnahmen derſelben Finanzperiode ge— 
dedt werben, deren Ausgaben man durch fie beftreitet. Iſt das 
der Fall, fo beftehen die Koften diefer Ereditbenugung nur in 
den Zwiſchenzinſen, die verhältnigmäßig leicht getragen’ werben. 
Da indeß au diefe eine jelbftändige Ausgabe bilden, fo fordert 
die rationelle Finanzwirthſchaft, dab die Ausgaben der Zwiſchen⸗ 
zinſen durch die Vortheile aufgewogen werben müffen, welche 
die Benugung des ſchwebenden Staatscredits bringt. Ob und 
inwieweit dies der Fall ift, läßt ſich im allgemeinen nicht jagen; 
dennoch ift jenes Princip dasjenige, welches auch für die zuläffige 
Benutzung des ſchwebenden Credits bie einzige richtige Grenze 
abgibt. - 

Wo nun das richtige Maß der. ſchwebenden Schuld über 
ſchritten ift, d. h. wo diejelbe mehr beträgt als die nach dem 
Budget berechnete Summe von Einnahmen, melde durch die 
ſchwebende Schuld anticipirt wird, da tritt in gegebener Zeit bie 
Nothivendigfeit ein, die Beträge der ſchwebenden Schuld bitch 
Anleihen zu bezahlen. Ein folder Proceß, durch melden die ſchwe⸗ 
bende Schuld in eine eigentliche übergeht, nennt man die Gon- 
vertirung derjelben. Diefe nun kann in zweifacher Weile gejchehen. 

Der Staat kann erftlih die Auszahlung der Schatanmei- 
fungen ruhig ihren Weg fortgehen laſſen und den Ausfall in der 
für ihn verfügbaren Einnahme, der dur jene Zahlungen der 
Kaſſen entfteht, durch eine neue jelbftändige Anleihe deden. Das 
würde man die indirecte Comvertirung nennen. 

Oder er Tann die Schaganmweifungen direct durch eigentliche 
Staatsſchuldſcheine einlöfen und auf dieſe Weiſe an die Stelle 
der ſchwebenden Schuld eine eigentlihe Staatsſchuld ſetzen. Das 
ift die directe Comvertirung. Es ift klar, daß dieſe directe Gon- 
vertirung nur zu einem Cmifjionscurfe gefchehen Tann, der fi 
dur Vergleihung des Curſes der ſchwebenden Schuldſcheine und 
der Staatsobligationen ergibt. Welche von beiden Formen der 
Eonvertirung die befjere ift, hängt von den Unmftänden ab. Rad 
geichehener Gonvertirung gehört dann natürlich die ſchwebende 
Schuld der eigentliden Staatsſchuld an. . 
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Die ſqͤwebende Schuld an ſich iſt alt, aber erſt in der neueſten 
Zeit hat fie einen Platz in der Theorie gefunden und wird auch hier 
nicht immer Har von den Anticipationen geſchieden (f. oben). Im 
vorigen Jahrhundert fam wol die Sache, aber nicht der Name vor; 
diefer fheint erft gegen ‚Ende der NReftauration entftanden zu fein. 
Bergeblihe Berfuhe, in Frankreich eine fefte Summe für fie aufzus 
ftellen, Weber die bons de tr&sor vgl. v. Hod, ©. 534—85. 
Doch betragen fie nur den vierten Theil ver ſchwebenden Schuld 
Frankreichs. Hod hat gleichfalls zuerit die Schuldverhältniſſe zwi: 
ihen dem Staate und der Bank, namentlid auch das Giro 
ſchaäft des eritern bei der legtern ‚mit vollem Recht hier berbeige 
gen (S. 585—36). Verzinsliches Staatapapiergeld (ohne Berfall- 
zeit, alfo verzinsliche Kaſſenſcheine) find ein principiel und praltiſch 
verlehrtes Mittelding zwiſchen Kafjenanweifungen und Papiergelo. 


I. Die Depofitenfhuld des Staats. 


Die Depoſitenſchuld des Staats gehört zu den neueften, aber 
keineswegs unmwichtigen Arten der Staatsſchulden. Sie entiteht 
in doppelter Weife und man muß deshalb die eigentliche Depo: 
fitenſchuld von der uneigentlihen trennen. 
1) Die eigentliche Depoſitenſchuld des Staats beruht auf ben 
Gefegen, welche in beftimmten Fällen die einzelnen zwingen, ger 
wiſſe Gelder den Kaflen des Staat? anzuvertrauen, als denjeni- 
gen, in welden die größte Sicherheit für die betreffenden Sum: 
men vorhanden ift, 4. B. bei gewiſſen Procepfälen, Mafjenver- 
theilungen, bei der cura absentis u. f. w. Urſprunglich bildes 
“ten diefe Einlagen natürlich reine Depoſita. Da fid aber. er- 
fahrungsmäßig ergab, daß eine durchſchnittliche Summe immer 
in den Händen des Staats blieb, jo mußte an eine Fruchtbar: 
machung derfelben im Intereſſe der Deponenten gedacht werden, 
die dann am einfachften durch Verwendung für die Staatszwecke 
und namentlich für den Staatöcredit gefunden ward. Die Fomı 
-ift der gerichtlich gemachte Anlauf von Staatspapieren. Die Gens 
tralifation diefer Operation ift die Bedingung für einen günftigen 
Erfolg, indem nur die Summe des’ geringften Durchſchnitts an 
Depofiten in einem ganzen Lande zum Ankauf von eigentlichen 
Stantspbligationen verwendet werden kann, alles, was darüber ift, 
aber fläffig erhalten werden muß. Auch das erftere ift natürlich 
nur dann ausführbar, wenn die Gefammtjumme aller Depofiten 
beredinet und als ein Ganzes verwendet witd, da bie örtlichen 
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Depofiten nicht Geld genug und feine hinreichend ſichere Durch⸗ 
ſchnittsſumme geben. Wenn dagegen die Parteien Geld deponiren, 
fo hat der Staat im Grunde gar Feine Verpflichtung, Zinfen zu 
zahlen. Beuutzt er jedoch das Geld, fo ift es billig, daß er Zin— 
fen zahle, nur wird er ftet3 zu geringern al3 dem landesüplichen 

Zinsfuße zahlen, damit die Betreffenden ihre Depoftten in Staats: 
papieren machen. Berechnung und Berlauf diefer Schulden find 
einfach. 

2) Die uneigentlihe Depoſitenſchuld. 

Dieje ift wieder eine zweifache: die Cautionsſchuld und die 
gegwungene Depofitenichuld. 

a) Die Cautionsfhuld wird durch die Summen gebildet, 
welche der Staat gewiffen Beamten und Unternehmern als Gau: 
tion auferlegt und die er natürlich je nad feinen eigenen Bor: 

ſchriften zurüdzahlen muß. 

Es ift eine wichtige Frage, ob überhaupt Cautionen gefielt 
werben jollen oder nicht... Gewiß ift, daß fie wenigſtens jo ſehr 
als möglich beſchränkt werben follten. Wenn fie aber einmal: noth: 
wendig find, fo kann des Staat entweder die Cautionen direct in 
der Form von Staatöpapieren fordern, was jedoch den großen 
Nachtheil hat, daß die Cautionsleger den Variationen des Curſes 
ohne Noth ausgeſetzt ſind; oder als baare Geldſumme, die der 
Staat dann zum Ankauf ſeiner eigenen Obligationen verwerthen 
kann. Die Cautionsſchuld gehört daher ihrer Form nach den 
Depoſitenſchulden, ihrem Inhalte nach den directen Staatsſchulden 
an und muß nach dem landesüblichen Zinsfuß verzinſt werden. 
Da die Summe der Gautionen eine fehr fefte ift, fo hat ihre 
Verwendung zum Ankauf von Obligationen Fein Bedenken, als 
daß der Staat, wenn bie legtern bei dem landesüblichen Zins— 
fuß unter pari fiehen, einen Gewinn, wenn fie über pari ftehen, 
einen Verluſt hat. Die richtige Verwendung ift daher eine Sache 
der richtigen Berechnung. . 

b) Die gezwungene Depoſitenſchuld entfteht, wenn der 
Staat gemiffe Anftalten (Sparkaſſen, Hülfskaffen u. f. m.) n& 
thigt, ihren Kaffenbeftand bis zu einem gewiſſen Belauf in 
Staatspapieren anzulegen. Auch bier ift daher die Form bie 
einer Depofitenſchuld, der Inhalt eine eigentliche Staats⸗ 
ſchuld. Es ift im Grunde ein Anlehe, das der Staat mad. 
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Jedoch befteht dabei allerdings. der Unterſchied, daß der Staat 
meiftens dafür eine Art von Garantie. übernimmt. 

Es ift fraglich, ob diefe Art von Schulden eine richtige ift. 
Unzweifelhaft ift es wirthſchaftlich richtig, wenn die betreffenden 
Inftitute freitillig je nach ihren Verhältnifien einen beftimmten 
Theil des Beftandes ihrer Kafje in. Staatspapieren anlegen, da 
diefelben zu gewiſſen Zmeden am dienlichſten find. Ebenſo ge— 
wiß hat es einen fehr großen und günftigen Einfluß, wenn die 
Einleger in den Sparkaſſen, die meiftens zugleich der.beweglichern 
Klafje des Volks angehören, durch die Nöthigung, ihre Erſpar— 
niffe ala Staatspapiere zu befigen, an die befiehende Ordnung 
mit neuem Intereſſe gefnäpft werden. Allein ein vollftändiges 
oder auch nur übergreifendes Abforbiren jener Erſparniſſe durch 
die Staatsſchulden ift nicht richtig. Denn bdiefelben find in der 
That als Ueberſchüſſe der wirthſchaftlichen Production die Ele- 
mente der Kapitalbildung und müſſen daher, fei es in der Form 
von Credit, jei es als eigene Anlage, wieder zum wirthſchaftlichen 
Betriebe befruchtend zurückkehren. Die abjolute Anlage in Staats: 
papieren entzieht jene Erſparniſſe ihrer naturgemäßen Beftimmung, 
fie machen den Credit der Privatwirthſchaft auf Koften des Cre— 
dits der Finanzen zu theuer. Das, worauf es hier ankommt, ift , 
die Beſtimmung des richtigen Maßes für den Betrag, den ſolche 
Anftalten in Staatspapieren anlegen ſollen, und dafür muß als 
Regel gelten, daß dies denfelben zur freien Beſtimmung überlaf- 
jen wird. - 

Merkwürdig genug hat aud dieſer Theil des Staatsſchulden- 
weſens in der bißherigen Literatur feine Beachtung gefunden. Nur 
Rau ermähnt beiläufig der Cautionen ($. 486). Dagegen hat Hod 
(€. 531 fg.) das ganze Gebiet und die ganze Bedeutung derfelben 
für Frankreich dargeftellt. Er theilt dieſen Theil der ſchwebenden 
Schuld in die Confignations: und Depoſitenkaſſe, 'welde die eigent: 
lichen (gerichtlichen) Schulven und die Cautionsſchuld enthält. Unter dem 
Ausprud der Gorrefpondenten der Staatsſchuld werten diejenigen 
öffentlichen Anftalten verjtanden, melde gejegmäßig feinen Kaſſenbe— 
ftand haben dürfen, fondern denſelben an vie Staatskaſſen abführen 
müffen und ſich dann durch Anweiſungen auf diefelben wieder deden. 
„Auf diefe Weife fammeln fi allgemach die Fonds ber öffentlichen Kör- 
perfhaften bei dem Staatsſchatze an.” Diefer Theil der ſchwebenden 
Schuld, unter Napoleon I. 8 Mill., beträgt jept durchſchnittlich 240 Mill 
ebenfo die Confignations: und Depofitenfhuld circa 240 Mill. 

Stein, dinanzwiſſenſchaft. 32 
7 . 
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Tabelle der ſchwebenden Schuld Frankreichs: ebendaf., ©. 669, mit 
genauer Angabe aller Arten derſelben; Schahſcheine waren geftiegen feit 
1831 —56 von 142,4 Mill. auf 208,5 Mill., Wechfel und Anweiſungen 
von 14 Mill. auf 62,5 Mill., die Correfpondenten des Staatsſchahes 
von circa SI Mi. auf 460 Mill. Dazu kamen Vorſchuſſe der Ein- 
nehmer (von 20 Mill. auf 53 Mill), ſodaß die ganze Summe 
geftiegen war, von 265,4 Mil. auf 784,1 Mill., eine Summe, die 
natürlich nur durch eigentliche Anleihen wieder aufgebracht werden 
kann. 


IH. Zeitrenten des Staats. 


Die dritte Form der ſchwebenden Schuld des Staats "wird 
gebildet durch die Zeitrenten. Die Zeitrenten entftehen, wenn 
der Staat feine Verpflichtungen durch terminweife Zahlungen in 
der Weife abträgt, daß mit den legtern Zinfen und Kapital zu: 
gleich abgezahlt werden. Sie gehören daher nur durch die Form der 
ſchwebenden, durch die Natur des Kapitals der feften Schuld des 
Staat? an und bilden dadurch den Uebergang zu der folgenden Art 
von Staatsfhulden. 

Die Zeitrenten waren früher eine fehr übliche Form der 
-Staatsfhulden, ſowol in der Form von Leibrenten als von felten 
Renten. Sie beruhen ihrer Natur nad auf den Grundfägen der 
Wahrſcheinlichkeit und bilden daher im Grunde ein Kapitalunter- 
nehmen. Deshalb gehören jie dem Gebiete der Finanzwirthſchaft 
nit an und find bei der fortjchreitenden Entwidelung der lehz 
tern aus dem Staatsſchuldenweſen faft ganz verſchwunden. Wo fie 
eriftiren, da find fie aus frühern Zuftänden überkommene For 
men der Staatsfhulden und haben daher au) ihre feften Regeln 
mit ſich gebracht, an denen die Finanzverwaltung feftzuhalten 
rechtlich verpflichtet ift. Da fie fih .aus den obigen Gründen 
nicht eignen, eine Form der Staatsſchuld zu bilden, und da das 
Bedürfniß nad folden Verfiherungen ohnehin durch felbftändige 
Berfiherungen ausreichend gedeckt ift, fo muß die Darjtellung der: 
felben in der Lehre von den Verfiherungen gegeben werden. 

Die einzige Form, in welder etwas Entſprechendes in der 
Finanzwirthſchaft noch eriftirt, ift die Verpflichtung des Staats 
zu Ruhegehalten oder Penfionen, die aber natürlich nicht dem 
Staatsfhuldenwefen, fondern der Verwaltung der Staatslaften 
überhaupt angehört. 
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Die Frage nad) den ‚Zeitrenten ded Staats ald Form der Ans 
leihe ift mannichfad beſprochen: Sismondi, „Nouveaux prineipes“, 
II, 241; Fulda, 8. 255; Malhus, I, $. 92; Rau, 8.499 u. 500; 
am ausführlihften bei Nebenius, S. 336—343; fait immer aus 
dem Gefihtspunfte, ob die Einrichtung von Leibrenten an und für 
fich wünſchenswerth fei. Nur Nebenius hat die praftifhe Frage der 
Verzinfung bineingebraht. Es leuchtet nun ein, daß die Anleihe 
in der Form von Leibrenten oder Zeitrenten überhaupt nicht? anderes 
ift als das DVerfiherungsgeihäft, vom Staate übernommen, nur 
mit dem Unterfhiede, daß Einzahlungen der Verficherten vom Staate 
wie jere andere Anleihe verbraucht werden fönnen, mährend vie 
Renten im Grunde Anmweifungen an die Kafjen” enthalten. Es ift 
die Gejhäft aber werer an fih von Bebeutung, noch eignet es ſich 
bei ver Goncurrenz mit den Lebensverfiherungen für den Staat, 
und Tann deshalb nur als ein fehr untergeordnetes Moment betrad: 
tet werben. 


. Zweite Gruppe. 
Die Papiergeld oder Zettelſchuld des Staats und ihre 
Verwaltung. 


Wefen derjelben. 


Die Zettelfehuld (Papiergeldſchuld, Notenſchuld) des Staats 
entfteht, wen der Staat die Ausgaben, welche durch die übrigen 
Einkünfte nicht gededt werden, dadurch dedt, daß er Papiergeld 
ausgibt. 

Die Benugung des Eredits des Staat? befteht bei der Zet- 
telſchuld darin, daß der Staat dem dies Papiergeld Empfangen: 
den die Gewißheit gibt, daß er dafjelbe zu feinem Nennwerthe 
als Geld wieder ausgeben könne. 

Die Verwaltung der Zettelihuld des Staats befteht daher 
feinesmegs blos in der Ausgabe und BVertheilung diefes Papier- 
geldes, ſondern mejentlih in den Beziehungen der legtern zum 
Credit des Staats, 

Wenn nämlid die Gewißheit, das Papiergeld zu feinem , 
Neunivertb benugen zu können, eine vollfommen fichere ift, jo wird 
auch der einzelne jchon bei der erften Ausgabe jenes Papiergeldes 

\ 5 32* 
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dajjelbe vom Staate felbft zu feinem vollen Nennwerth an | 
nehmen (oder dem Staate berechnen, was effectio auf daffelbe‘ 
bineustommt.) Iſt dagegen diefe Gemwißheit nicht vorhanden, fo 
wird der Werth jenes Papiergeldes in dem Maße von dem Em 
pfangenden niedriger berechnet werden, als jene Gewißheit ent⸗ 
fernter ift; die Schuldfumme des Staat? wird daher immer no: 
minell diefelbe bleiben, obwol er für die ausgegebenen Scheine 
um jo weniger wirklid einnimmt, je weniger er in der Lage er: 
ſcheint, diefelben zu ihrem Nennmwerthe einlöfen zu können. 

Es ift daher im höchften Interefje des Staats, wenn ber 
jelbe feinen Papiergelveredit benugt, dies Papiergeld fo zu fun: 
diren, daß dafjelbe einen feinem Nennwerthe gleichen Verkehr 
werth habe. Allein es liegt das ebenfo fehr im Intereſſe der 
Volkswirthſchaft, da die Schwankungen des Curſes des Staat? 
papiergeldes einen immer fteigenden Preis aller Producte bei 
gleihem Werthe derfelben hervorbringen, was andererfeits auch 
wieder auf die Zahlungen des Staats einmirkt. 

Da nun dies Verhältniß des Nennmerthes des Papiergeld 
zum wirklichen Werthe deſſelben oder der Curs ſeinerſeits nicht 
willkürlich beſtimmt werden kann, ſondern feſten Regeln folgt, ſo 
wird es die Aufgabe der Verwaltung des Papiergeldweſens, in 
Gemäßheit dieſer Regeln für den guten und feſten Curs des Pa— 
piergeldes zu ſorgen. 

Die Grundlage des Curſes iſt nun für jede Art von Pa 
piergeld dasjenige, was wir die Fundation nennen. Das Weſen 
der Fundation zeigt aber, daß es im Grunde drei Arten von 
BVapiergeld gibt und mithin aud die Papiergeldſchuld des Staats 

in drei verſchiedenen Grundformen contrahirt, vefpective verwaltet 
werben kann. Man darf daher aud bier nicht von einer ein 
fachen Papiergeldſchuld, fondern muß vielmehr von einem Sp 
fteme derfelben reden. Jene drei Arten find nun die reinen 
Banknoten mit bankmäßiger Fundation, die Kaſſen- oder Steuer: 
{heine mit der Steuerfundation und diejenigen Banknoten, welde 
zugleich al3 Kaſſenſcheine fungiren. Da indefien Fein Staat eine 
Papiergeld huld durch Emiffion von reinen Banknoten (ohne das 
Recht, mit ihnen die Steuern zu zahlen) contrahiren, ſondetn 
denfelben ftets das Recht der Kaſſenſcheine beilegen wird, fo gibt 
es praktiſch nur jene legtern zwei Arten der Papiergeldſchuld, und 
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die Verwaltung derſelben befteht in der Anwendung derjenigen 
Srundfäge für Fundation und Emiffion dieſer Schuldſcheine, 
nad melden diefelben ihren Paricurs zu erhalten vermögen. 

Die Literatur und die Orumdfäge über das Papiergeld gehören 
nit in die Finanzwiſſenſchaft und dürfen als befannt vorausgeſetzt 
werden. Aber das Papiergeld felbit ift naturgemäß von ver Finanz: 
wiſſenſchaft als ein Theil der Lehre vom Staatscredit aufgenommen. 
Jakob, $. 767 fg.; Malhus, I, $. 86 u. 87; Rau, $. 487, 
488 u. 529. Merkwürdigerweiſe hat Nebenius den Gegenftand nur 
inbirect berührt. Der Charakter aller dieſer Auffaffungen ift em 
gleiher. Da man ven weſentlichen Unterfchied der Arten des Pa- 
piergelve und der beiden Grundformen der Fundation in der bank: 
mäßigen und der Steuerfundation nicht erkannte, fo hat vie ganze 
Lehre zu feiner rechten Klarheit gelangen können, obwol eine Menge 
richtiger Bemerkungen ſich allenthalben vorfinden. Dazu trug viel 
bei, daß auch die Schriftfteller über die Banken fi durchaus feine 
Rechenschaft von dem wahren Inhalt der Banknoten ablegten und 
daher durchaus den höchſt verjchiedenen Charalter der Arten der 
einzelnen Banknoten nicht verjtanden, was die Anwendung ver Lehre 
von den Banknoten auf die Staatspapiergelvfhuld fo gut als un: 
thunlich machte. Hält man indeß den hier aufgeftellten und im 
Grunde .jehr leicht verftänlihen und ganz unzweifelhaften Unterſchied 
feft, fo wird die ganze Lehre vom Staatöpapiergeld ihre richtige Ger 
ſtalt leicht annehmen. Ueber das Weſen des Papiergeldes und die 
Arten der Fundation und der Währung verweiſe ich deshalb auf 
mein „Lehrbuch ver Vollswirthſchaft“, S. 51 'fg. 


a) Die Banfnotenjhuld. 


Die Banknotenſchuld des Staats entiteht, wenn der Staat 
die Bank veranlagt, eine größere Summe von Noten anzufer- 
tigen, als ihre gefhäftsmäßigen Bebürfniffe einerfeits und ihre 
banfmäßige Fundation andererjeit3 fordern, und ihm diefe Summe 
als Darlehn zu übergeben. 

Das Verhältniß, welches daraus entfteht, ift dann ein dop— 
pelte3, und die genaue Unterſcheidung beider Seiten befjelben 
bildet für das richtige Verſtändniß diefer Schuld die abfolute 
Vordusſetzung. 

Einerſeits nämlich übernimmt die Bank die Verpflichtung, 
die von ihr angefertigten, dem Staate als Darlehn übergebenen 
und von dieſem in den Verkehr gebrachten Noten dem künftigen 
Inhaber in derjelben Weife gegen edles Metall einzulöfen, wie 
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die auf ihrem gejhäftsmäßigen" Betriebe beruhenden Noten. Der 
einzelne, indem er die neuen Noten, durch melde das Dar: 
lehn eben conftituirt wird, annimmt, gibt daher der Bank zu: 


nächſt einen Credit, da jede Note eine Anweiſung auf den Credit 


der Bank ift. 

Andererfeit3 übernimmt der Staat die Verpflichtung, der 
Bank diefe Einlöfung durch den einzelnen für den von ihm ge 
liehenen Betrag von Banknoten möglich zu machen, oder die 
Bank, indem fie die neuen Noten als Darlehn dem Staate gibt, 
gibt dem Staate Credit, da fie diefe neue Summe von Noten 
nit aus ihrer banfmäßigen Fundation als fundirt anfehen Tann. 

Es ergibt ih daraus das Weſen diefer Schuld dahin, daß 
fie nicht von dem Kapital der Bank, jondern von dem Eredit der 
Bank gemaht wird. Diejer Credit der Bank beruht aber 
jelbft wieder nur auf der Fähigkeit und Willigfeit des Staats, 
der Bank die Einlöfung diefer Banknotenſchuld möglich zu ma: 
hen. Da nun die einzelnen Noten der Bank äußerlich nicht un: 
terfgieden find und daher niemand jagen kann, welche Note in 
der circulirenden Notenmafje die eigentlihe Banknote und melde 
die Staatsſchuldennote ift, jo verſchmilzt durch die Banknoten: 
ſchuld der Credit des Staats und der der Bank auf das innigfte 
zu einem ununterjheidbaren Ganzen$ die in den Noten eriftirende 
Schuld der Bankactionäre wird-Staatsihuld und umgekehrt, und 
in dieſer Verſchmelzung erfcheint nun der Sag, daß der Werth 
der Banknoten überhaupt nicht mehr von der geſchäfts- und banf- 
‚mäßigen Fundation der eigentlihen Banknoten, jondern von 
dem Schuld- und Creditweſen de3 Staats abhängt, mit biefem 
finft und fteigt, dadurd am Ende alle eigene und felbitändige 
Geſchäftsthätigkeit verliert und zu einer bloßen Anftalt für die 
Staatsfhulden wird. 

Dffenbar ift dies ein entſchiedener Nachtheil für die gefammte 
Volkswirthſchaft, welche der Functionen der Banken nicht ent: 
behren kann. Gegen diejen Nachteil ſchützt nun das Intereſſe 
der Actionäre ſowol die Bank jelbft als die Gejammtheit, und 
zwar indem der Staat genöthigt wird, für jene Darlehne in 
Noten Bedingungen feftzuftellen, welche ihrerjeit3 der Bank die 
Einlöfung auch diefer Noten, damit die Sicherheit ihres Credits 
und endlid mit diefem ihrem Credit aud den des Staats felbft 
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gerantiren folen. Auf dieje Weife entfteht ein Vertrag zwiſchen 
dem Staate und der Bank, der die Stelle eines eigentlihen Dar- 
lehnsvertrags vertritt umd defjen Aufgabe es ift, das Maß der 
Benugung des Bankcredits durch den Staat einerfeit® und die 
Sicherung defjelben andererfeits zu beftimmen. Der Inhalt eines 
ſolchen Vertrags bezieht fi daher zuerft auf die auszugebende 
Summe von Banfnoten, melde der Staat von der Bank als 
Darlehn empfängt; dann auf_die Art und Weife, wie der Staat 
der Bank die Mittel darbietet, um dieje Noten einlöfen oder die 
Nüczahlung der in der Ausgabe der einzelnen Noten gemachten 
Schuld bewerkitelligen zu können. Die Beftimmungen diejes Ver: 
trags find jedoch fehr verſchieden. Sie richten ſich nämlich einer 
ſeits nach der Entftehung der Banknotenſchuld, andererjeits nad 
den Mitteln, welche der Staat für die Dedung derjelben befist. 
Hier laſſen ſich folgende Hauptfälle unterſcheiden. 

1) Wenn die Banknotenihuld contrahirt wird, um eine 
Steuerſchein- oder eine Staatspapiergeldſchuld zu convertiren (ſ. 
unten), jo pflegt der Vertrag zugleich die Conftituirung der Bank 
jelbft zu enthalten und erſcheint daher in der Form des Privi— 
legiums und der Statuten der Bank. Die Dedung der Bank: , 
notenjhuld befteht dann der Regel nach erftlih darin, daß den 
Banknoten ohne Unterjhied die Steuerfundation gegeben wird, 
d. h. daß fie das Recht bekommen, bei allen öffentlichen Kaffen 
als Steuerzahlungsmittel angenommen zu werden; jodann darin, 
daß fie die vole Währung erhalten, indem fie neben der Staats: 
mwährung auch die Verfehrswährung befonmen. Beide Rechte 
machen e3 der Bank möglih, eine größere Summe an Noten aus— 
zugeben, als diejenige ift, melde dur ihren Baarfonds bant- 
mäßig fundirt fein würde. "Und num muß man denjenigen No: 
tenbetrag, um welchen die Geſammtſumme der ausgegebenen Noten 
die bankmäßig fundirte Notenfunme übertrifft, als die eigentliche 
Banknotenſchuld des Staats anjehen, gleichviel ob von einer fol- 
hen eigenen Schuld die Rede geweſen oder nicht. Diefer Con- 
verjionsproceß- des reinen Staatspapiergeldes in Banknoten ift 
im Grunde die Rüdzahlung des erftern durch die letztern. (©. 
unten). 

2) Wenn dagegen eine bereits beftehende Bank dem Staate 
Noten leiht, die eigens zu, dem Zwede ausgefertigt und daher 
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nicht bankmäßig fundirt find, jo muß der Staat der Bank Haf— 
tung bieten, weil die Bank für jene Noten ohne Unterſcheidung 
haftet. Eine ſolche Haftung gejehieht dann ſtets vermöge eines 
eigenen Vertrags, den die Bankverwaltung mit der Finanzver: 
waltung abſchließt umd in welchem die leßtere zivei Wege ein- 
ſchlagen kann. Sie kann entweder die ratenweiſe Nüczahlung 
desjenigen Betrags in baarem Gelde veripredhen, den fie in der 
Form von Banknoten von der Bank empfangen hat, oder fie 
kann fich begnügen, irgendwelche Sicherheit für den ganzen Be 
-trag zujufagen. Dabei find wieder verſchiedene Mobdificationen 
denkbar: fie kann theils für jene ratenweife Rückzahlung be 
ftimmte Steuern anweiſen, theil® aber aud die Einkünfte aus den 
Realitäten, melde fie als Sicherheit beftellt hat. Dies muß ſich 
nad den Umftänden richten; jedoch gilt hier ein allgemeiner und 
hochwichtiger Grundfag, der das Verhältniß der Rüczahlung je 
ter Schuld normirt und der die Erflärung einer Reihe der wid: 
tigften Operationen und Zuſtände des Papiergeldivefens enthält. 
3) Wenn nämlich die Gefammtfunme der Banknoten inc 

five derjenigen, melde die Staatsbanknotenſchuld bilden, nicht 
- größer ift als das Bedürfniß des Verkehrs, fo ift eine Einzie- 
dung der Noten nit nöthig, und der Paricurs derjelben mit 
ihrem Nennwerth zeigt, daß derjenige Theil, der die Banknoten: 
ſchuld conftituirt, durch die Steuerfundation volfommen gededt 
iſt. Dieſe Noten bilden daher eine dauernde ſchwebende Schuld 
als eine Form der Anticipation der Steuern, wie jeber mwohlfun: 
dirte Kaſſenſchein (f. unten), und die Frage nad) der Rüchah— 
lung oder Einlöfung diefer Noten fällt” genau zufammen mit 
demjenigen, was umten über die Einziehung der Kaſſenſcheine zu 
jagen ift. Wenn dagegen die Geſammtſumme der Noten größer 
iſt als der Bedarf, ſo beginnt der Curs der Noten zu ſchwanken 
und jede Note ſtrebt nach Einlöfung gegen ihren Nennwerth. Das 
beweiſt, daß die Schuld des Staats größer iſt als fein Credit. 
In einen folden Falle kann num auch die Hypothecirung dieſer 
Schuld oder die Ausſtellung beſonderer Sicherheit für die Noten 
in Form von Realitäten u. ſ. w. nicht viel helfen, weil die Em: 
Töfung der Note nicht den Werth, fondern das Geld ſucht, worauf 
fie lautet. Es muß daher die Einziehung der Noten ftattfinden, 
welche darin befteht, daß die als Zahlung bei den Staatskaſſen 
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ober der Bank einlaufenden Noten richt wieder ausgegeben, ſon— 
dern gefammelt und vernichtet werden. Dieſe Vernichtung der 
Noten ift daher die Rückzahlung oder Tilgung der in biefen 
Noten beftehenden Staatsſchuld. Der Proceß der Einziehung ft 
aber keineswegs fo einfach wie der Proceß der Vernichtung der. 
eingezogenen Noten. Die Einziehung nämlich befteht darin, daß 
der Staat. diefe ihm als Steuerzahlung eingelaufenen Noten nit 
für diejenigen Ausgaben benugt, welche mit den eingelaufenen 
Steuern nad) der Staatsrechnung hätten bezahlt werden sollen. 
Es leuchtet daher ein, daß er ala Mittel der Dedung für diefe 
Ausgaben, da er die Noten nicht hat, etivas anderes haben muß, 
und dies andere kann nun nur entweder die Erfparniß im Bud—⸗ 
get, oder die Erhöhung der Einnahmequellen, oder endlich, da= 
fern diefe beiden Punkte nicht da find, die Contrahirung einer 
neuen feiten oder Anlehnsſchuld fein, ſodaß auf diefe Weife die 

Rückzahlung der- Banknotenihuld des Staats durch Einziehung 
und Vernichtung der Noten, welche diefe Schuld conftituiren, als 
Conſolidirung der Notenſchuld in Anlehnsſchulden erſcheint. Ha— 
ben ſolche zu dieſem Zwecke ganz oder zum Theil gemachte An— 
lehnsſchulden nun wieder ihre Tilgung, fo ift diefe Tilgung im 
Grunde mur der Form nad die Tilgung der Anleihe, der Wirk: 
lichfeit nach dagegen die Tilgung der Notenfhuld. Daraus ergeben 
fi denn auch die Grundſätze, unter denen eine folde Converti- 
rung der Notenſchuld in eine (confolidirte) Anlehnsſchuld richtig 
ift. Dieſelbe muß nämlich 

1) am nothivendigften dann ftattfinden, wen die Summe der 
Noten, weil fie größer ift als der Bedarf, einen ſchwan— 
tenden Curs befommt und der Staat die Einziehung der⸗ 
ſelben weder durch Eriparniß no durch Steuererhöhung 
möglih machen Tann. Denn die Nachtheile eines ſchwan— 
enden Curfes der Baluta find viel größer al3 die Ver— 
zinfung und Amortiſirung der Anleihe, welche zur Her- 

ſtellung der richtigen Notenfumme und ihrer ausreichenden 
Fundirung ‘gemacht wird. 

2) Sie muß ferner ftattfinden, wenn die Verzinfung des vom 
Staate für’ feine Notenſchuld benugten Bankcredits — der 
Zinsfuß dev Obligationen, welche der Staat als Sicher 
heit für das Notendarlehn bei der Bank deponirt — ' 
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höher ift als die Zinfen und Koften einer zur Confolidirung 

beftimmten Anleihe des Staats. ö 

Alle dieje Punkte empfangen nun ihre volle Entwidelung erft 

duch ihre Verfchmelzung mit der folgenden Form ber Papier- 
deldſchuld des Staats. 


b) Die reine Staat3papiergeld- oder Kaſſenſcheinſchuld. 


Das reine Staatspapiergeld entjteht, wenn der Staat Pa— 
piergeld ohne eine banfmäßige Jundation und daher au ohne 
Vermittelung der Bank ausgibt, anftatt mit baarem Gelde oder 
mit Banknoten zu zahlen. Ein jeder folder Schein enthält die 
Verpflichtung des Staats, ihn, wenn auch nicht einzulöfen, jo doch 
als eine Schuld für fih anzuerkennen. Es liegt daher in diejer 
Verpflichtung ſchon ftillfehweigend die zweite, denjelben zu feinem 
Nennwerthe in Zahlungen ſelbſt annehmen zu wollen. Iſt dieje 
Verpflihtung auf dem Schein ausdrüdlich als die Fähigkeit dej- 
jelben, bei öffentlichen Zahlungen an den Kaſſen des Staats zu 
feinem Nennwerthe das baare Geld zu vertreten, anerkannt, fo 
ift ein folder Schein ein Kaſſenſchein. Seiner Natur nach befteht 
daher jedes reine Staatspapiergeld aus Kaffenfheinen; die aus— 
drüdlide Bezeihnung als Kaſſenſchein ift nur der beftimmt for- 
mulirte Ausdrud des Weſens diefer Scheine, da fein Staat ſich 
weigern kann, feine eigenen Schuldſcheine als Zahlungsmittel an- 
zunehmen. 

Diefe Kafjenjheine gehören nun dem Staatsſchuldenweſen 
ebenfo gut wie die Banknoten der Notenihuld, nur ift die Art 
und Weiſe, wie fie benugt werden, eine andere. Während näm— 
lih bei den Noten der vom Gtäate garantirte Credit der 
Bank zunächſt den Noten ihren wirklichen Werth gibt, der durch 

. die Wahrſcheinlichkeit der Einlöfung durch die Bank gejegt und 
bemefjen wird, empfangen die Kaſſenſcheine ihren Werth durch 
die Wahrſcheinlichkeit, anftatt des baaren Geldes bei den öffent: 
liden Kaſſen gebraucht werden zu können. Sie bedürfen daher 
an fi gar feiner Einlöfung;- ihre Einlöfung befteht eben in der 
Annahme bei den öffentlichen, Kaffen, und deshalb iſt aud der 
Charakter der in ihnen enthaltenen Schuld ein von dem 
der Notenſchuld ſehr verſchiedener. Während bei diefer ber 
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Staat Debitor gegen-die Bank und diefe Debitor gegen. den 
Inhaber der Note ift, ift bei den Kaffenfcheinen in der That 
vom Staate ftatt des Geldes ein Schein ausgegeben, der die 
Tünftige Steuer defjen zahlen kann, der ihn bejigt. Sie find da— 
ber nichts anderes als eine andere Form der ſchwebenden Schuld, 
eine Benugung der fünftig fälligen Steuerzahlung, die au mwirk- 
li dann, ftatt in baarem Gelde, in diefen Kaſſenſcheinen eingehen 
wird. Und da die Kafjenjcheine Feine Zinjen tragen und duch 
ihre niedrigen Beträge in alle fteuerzahlenden Hände Eommen, fo 
ift es kaum zweifelhaft, daß fie in der That die wahre und befte 
Form der ſchwebenden Schuld fein müßten, inſofern es fi nit 
um eine blos augenblidliche und vorübergehende Benugung der 
Kafjenbeftände der einzelnen Staatskaffen handelt, die allerdings 
durch Schaß= oder Kaſſenanweiſungen ſich befjer verwerthen laſſen. 

Allein aus dieſer ſchwebenden Schuld wird eine feſte, ſobald 
die einmal ausgegebene Summe von Kaſſenſcheinen durch beſtän— 
dige Wiederausgabe im Verkehr bleibt. Die Contrahirung der 
Schuld befteht dann in dem Act, vermöge deifen der Staat mit 
diefen Scheinen entweder den Ausfall der Einnahmen gegen bie 
Ausgaben dedt, oder fi den Theil feiner Einnahmen, der der 
Symme diefer Scheine entſpricht und den er in baarem Gelde ein- 
genommen hat, zu andern Ziveden verfügbar madt. Er ift dann 
den ganzen Betrag diefer Scheine den Inhabern ſchuldig, jedoch 
unter der Modification, daß er diefe Schuld nicht bezahlt, fon- 
dern nur ſich compenfiren läßt, denn die Zahlung einer Steuer 
mit Kaſſenſcheinen ift nichts anderes als eine Compenſation der 
Forderung desjenigen, der den Kaſſenſchein vom Staate an Zah: 
Tungsftatt empfangen bat, mit derjenigen, melde der Staat durch 
feine Steuergefeggebung an den legtern ftellt und die durch Hin— 
gabe des Kaſſenſcheins vollzogen wird. 

Diefe Form der Contrahirung der Schuld ijt nun von allen 
die billigfte und bequemfte für den Staat; denn er gebraudt 
dafür erſtlich Feine weitere Sicherheit, weder in Baarfonds noch 
in Realitäten; er braucht zweitens feinen Vertrag mit einem an- 
dern Inſtitut; er hat drittens allein über die Summe zu ent 
ſcheiden, die er ausgeben will, und endlich viertens braucht er 
diefe Schuld nicht zu verzinfen. Und deshalb wird von diefer 
Form gern und regelmäßig Gebrauch gemacht. \ - 
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Aber fie hat andererſeits ihre großen Gefahren und dieſe 
Gefahren haben gleichſam die Geſchichte diefer Scheine gebildet. 

Anfänglich nämlich dachte man bei der Ausgabe diefer Scheine 
nicht an die ihnen zu Grunde liegende Steuerfundation, fon= 
dern war der Meinung, daß der Werth derjelben auf dem Willen 
des Staats berube, daß fie im Verkehre ihren Nennwerth haben 
follen, gerade als ob die Prägung, die das edle Metall zu Geld 
macht, ihm auch feinen’ Werth gäbe. Man glaubte daher feine 
andere Grenze für jene Summe zu haben als das‘ Bebürfniß 
des Staats. Indem nun dadurd die wahre Grenze der Steuer- 
fundation überſchritten ward, ſank natürlich der Werth der Scheine 
in dem Grade, in weldem ihre Summe die Steuerfundations- 
grenze überftieg. Die Unbekanntſchaft mit dem Wefen der letztern 
verleitete daher zu der Meinung, daß man den Werth der Scheine 
durch Gefege über ihre Annahme und Berechnung im Verkehr er- 
zwingen könne. So entftand der Verſuch, die Fundation durch 
den Zmangscurs zu erfegen. Die abjolute Aufhebung alles ob= 
jectiven Maßes, die im Weſen des Zwangscurſes liegt, ließ nun 
den Werth der Scheine noch tiefer finfen und nöthigte dadurch 
den Staat, die Maffe derjelben beftändig zu erhöhen, was den 
Werth noch mehr herabbrachte. Die dadurch entftehende abjolute 
Unmöglifeit, in dem Papiergelde das allgemeine Werthmaß und 
damit die Werthordnung zu finden, zwang dann die Verwaltun- 
gen, dieſen Scheinen eine fefte, außer ihnen liegende Fundation- 
als Maßſtab ihres Geldwerths zu geben. Diefe Fundation war 
aber eine zweifache. 

Die erfte beffand darin, daß man die Majjen des Staats: 
papiergeldes in Noten convertirte, denen der Staat vermöge der 
Bank eine bankmäßige Jundation gab, inden er ihnen zugleich 
die Steuerfundation hinzufügte, theils durch Gründung eigener 
Banken zu diefem Zwede, theils durch Verträge mit der bereits 
beitehenden Bank. Diefe Converfionen gefhehen, indem die Bank 
die Staatsſcheine gegen einlösbare Noten umwechſelt; die Summe 
der für eine ſolche Umwechſelung ausgegebenen Noten bildet dann 
die Notenſchuld des Staats, die derjelbe wieder theils durch Ra- 
tenzahlungen, theils dur Anleihen der Bank zurüdzahlt, theils 
aber auch gar nicht zurüdzahlt, indem vermöge der Steuerfun- 
dation ein Theil. der Noten einer bantmäßigen Fundation wicht 
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bedarf. Allein dafür gewannen die Noten allerdings neben der 
meiftens bisher nicht verftandenen Steuerfundation den Credit 
der Bank und diefer Credit erfegte den Mangel der banfmäßigen 
Fundation, ſodaß dadurch, oft freilich erft nad Jahren, der 
fefte Curs des Noten» und des Papiergeldes bergeftelt ward. 
Diefer Weg hatte daher den großen Vortheil, daß er die Sicher- 
heit der Noten auf einer allerdings nur ſcheinbar einfachen, ges 
wiß aber allgemein verftändlihen Grundlage feftftellte, und ift 
daher faft allenthalben angenommen. Er führt vom Staats 
papiergeld zur Gonverfion in einlögbare Banknoten und von der 
einlösbaren Banknote zu eigentlichen Anleihen des Staats, durch 
welche der Iegtere der Bank die Einlöfung und die bankmäßige 
Fundation möglich madt. Er hat dagegen den Nachtheil, daß 
der Staat den Credit, den ihm die Bank gibt, indem fie feine 
Scheine gegen ihre Noten einlöft, verzinfen muß, und zwar auch 
für diejenigen Notenbeträge, welche einer banfmäßigen Fundation 
gar nicht bedürfen, weil fie mit der Steuerfundation ohne allen 
Baarfonds der Bank ausreihend fundirt find. Die Bank ber 
Eonımt daher einen Zins für einen Credit, den fie in der Wirk— 
lichkeit gar nicht gibt, und verwerthet außerdem die auf der 
Steuer fundirten Noten, die im Grunde nur ſchwebende Schuld 
find und mithin den Staatscredit enthalten, als ihren Credit. 
Auf diefem Verhältniß beruht der hohe Werth der Bankactien 
und die hohen Procente, welde fie tragen. 

Allein diejes Verhältniß ift durchaus nicht zu ändern, ſo— 
lange der Staat nur eine Art vor Papiergeld hat, die Banknote, 
die ohne alle Unterfheidung ihrer einzelnen Stüde zugleih Kaſ— 
ſenſchein ift. Wenn daher der Staat die Benugung feines eige— 
nen, in feinen regelmäßigen Steuerforderungen Liegenden Credits 
für fi) felbft gewinnen will, jo muß er neben der Banknote die 
eigene Form des Staatspapiergeldes mit feiner Steuerfundation, 
den Kaſſenſchein herftellen und zwar, indem er diefem, wie es 
ebenfo fehr in der Natur det Sache "als in feinem Intereſſe 
liegt, das ausſchließliche Recht zur Zahlung bei den öf— 
fentlihen Kaffen beilegt und daffelbe den Banknoten entzieht. 
Die Summe folder eigentlichen Kaſſenſcheine oder Steuerſcheine 
bildet dann eine ſchwebende Schuld, welche zugleich im ganzen 
eine fefte Schuld ift und die deshalb ohne alle Zinfen von 
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Staate contrahirt wird, meil ihre Zahlung ebenfo gewiß ift als 
die Steuerzahlung; denn die Steuerzahlung durch diefe Scheine 
ift ja eben die Rückzahlung an den einzelnen als Compenfation. 
Die Vorausfegung dabei ift natürlih nur, daß die Summe der 
Kaſſenſcheine nicht die Summe der Steuern, die in den Haupt: 
terminen zu zahlen find, viel übertreffe; folange fie zwifchen ei= 
nem Drittheil und der Hälfte der gefammten jährlihen Steuer- 
fumme bleibt, erjcheint fie als volfommen fundirt und wird ftets 
ihren Nennwerthscurs behalten. 

Es ergibt fi enblid daraus, daß diefe eigentlichen Kafjen= 
ſcheine mit richtiger Steuerfundation einer Einziehung nicht bes 
dürfen, fondern immer in gleichem Betrage erhalten werden kön— 
nen. Aber fie können aud). weder vermehrt noch in anderer 
Form ausgegeben werden; einmal ausgegeben, ift mit ihnen 
diefer Theil des Staatscredits erſchöpft. Die wirkliche Einziehung 
der Kaſſenſcheine, ohne daß den Noten das Steuerzahlungsredht 
gegeben wird, erzeugt daher etwas ganz anderes. Sie macht ed 
den Angehörigen de3 Staats zur Pflicht, mit edelm Metall ftatt 
mit Papier die Steuer zu zahlen; fie macht es dafür aber auch 
dem Staate möglich, in jedem Augenblid ohne alle Abhängigkeit, 
Koften und Gefahr die Hälfte feiner Einnahmen zu plötzlichen 
Zwecken zu verbrauchen und ftatt des edeln Metall, das er als 
Steuer einnahm, nicht dieſes, fondern Kaſſenſcheine auszugeben. 
Die Einziehung der Kaſſenſcheine ift daher die einzige Form, in 
welcher in unferer Zeit der Staat ſich einen Staatsihag in Ber 
reitihaft halten Fann und foll, und zwar wird diefer Staatsſchatz 
gleich fein ungefähr der Hälfte feiner jährlihen Einnahmen, für 
die er Kaffeniheine ausgeben kann, während das eingegangene 

. Silber in feinen Kafjen koſtenlos zu feiner Verfügung ftebt. 


Durch die bisher angeführten Punkte werden nun die jahlihen 
Verhältnifie, die man ſiets fehr einfeitig oder gar nicht aufgefaßt 
bat, einerfeit gewiß fehr leicht yerftanden, andererſeits wieder die 
wiſſenſchaftlichen Principien und Begriffe erklärt werden. 

Vor allen Dingen muß man dabei von der gemöhnlihen Me: 
thode abgehen, alles beftehenve Papiergeld als denſelben Charakter 
tragend anzuerkennen. Es ift dies einer ter größten Fehler, melde 
die Theorie gemacht hat. 

Englands Banknoten zuerft. beitehen aus zwei weſentlich verfchie- 
‚denen Theilen. Die 14,750000 Pf. Sterl. Noten der engliihen 
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Bank, die Feine bankmäßige Fundation haben, find reine Banknoten: 
ſchuld. Indem der Staat die englifhen Noten als Steuerzahlungs: 
mittel annimmt,. bat dieſe Schuld den Charakter der Kafjenfceine, 
und die Fundation diefer Noten ift daher neben der Obligationen- 
fundation zugleich eine Steuerfundation. Diefe Steuerfundation er- 
ftredt fih aud auf die übrigen Noten, bie mit vollem Betrage fun: 
dirt fein müfjen. Das englifhe Notenfyftem ift daher eine Mifhung 
beider Arten von Fundation, die als durchaus unzwedmäßig be: 
teachtet werden muß, da bie volle banfmäßige Fundation jeder Note, 
die über jenen Betrag hinausgeht, ein Wiverfpruh mit dem Weſen 
des Papiergelves ift und die Sicherheit der Note zu theuer Kauft. 
Dies Syſtem konnte daher auch nur durd die völlige Unkenntniß 
des Weſens und der munderlihen Miſchung feiner eigenen Fundation 
möglid werden. Es ift wahr, daß es nicht ſchadet, aber der Nugen, 
den es mit fi bringt, ift im Verhältniß weder organiſch vertheilt, 
noch fo groß, als er fein könnte. 

Frankreichs Notenſyſtem ift das der einfahen Banknoten. Frank— 
reich hat gar Feine Kaſſenſcheine. Wenn der Staat Noten leiht, fo 
leiht er fie wie jeder Privatmann und muß fie zahlen. In Frank: 
reich Tiegt daher die Steuerfundation ganz unbenugt, während die 
gute bankmäßige Fundation allerdings die Banknote volllommen 
fihert. Es leuchtet ein, daß dies den Vortheil eines S:aatsfhapes 
bat; in der That ift derfelbe aber dur die ungeheuere Ausdehnung 
der ſchwebenden Schuld ſchon weſentlich ausgenugt. Die Benutzung 
der Steuerfundation durch Kaſſenſcheine würde dem Staate die Zinfen 
und den Curswechſel der bons du tresor fparen. 

Preußens Papiergeldſyſtem ift das einzige, welches ſyſtematiſch 
die Steuerfundation neben der Bankfundation ausnugt umb daher 
das doppelte Spftem de3 Papiergelds am anfhaulihiffn madt. Die 
Banknoten find bankmäßig- fundirt; die Kaſſenſcheine find nur auf 
Steuer fundixt. Die Einwechſelungskaſſen für_ die legten zeigen ent: 
weder nur, daß man ihre Natur nicht verftanden hat,. ober daß man, 
was wahrſcheinlicher ift, ihren Curs feitftellen wollte. Es leuchtet 
ein, daß-diefe legtern ohne alle Bedeutung find, folange die Summe 
der NKafleniheine ihre maturgemäße Yundation nicht überſchritten 
bat; daß fie aber ihre Function fofort einftellen, oder ungeheuere 
Opfer fordern mürben, wenn diefe Summe wirklich überſchritten 
würde. Der Werth diefer Kaſſenſcheine beruht daher nicht auf ihrer 
Natur, fondern auf ihrem richtigen Verhältniß zur Steuerfumme. 
Sie betrugen bis 1827 11,242347 Thlr. und ftehen jegt auf 30,842347 
Ihe. Die Bruttoeinnahme, alfo die Steuerfumme, welche dieſe Raf- 
ſenſcheine werwerthet, indem der Staat fie als Zahlungsmittel. ans 
nimmt, beträgt circa 95— 100 Mill. Thlr. 3 ergibt fih daraus, 
daß ein Drittheil der Bruttoeinnahme eines jeden Staats in Kaſſen— 
ſcheinen als unbedingt fundirt angefehen wird. B 
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Deftepreih3 Papiergelofpftem ift in einer andern, nicht weniger 
belehrenden Weife bebeutfam. Dafjelbe begann mit reinen Kaſſen— 
feinen ohne alle weitere Fundation als die Steuern, die verſchie— 
dene Namen hatten, bis ihre Vermehrung weit über das Maß ver 
Steuerfundation hinaus ihren Werth vernichtete. Die Einfegung der 
Nationalbank hatte zur Aufgabe, die Einziehung dieſes Papiergelves 
dadurch zu bewirken, daß man Banknoten mit Bankfundation an ihre 
Stelle fegte. Da aber dieſe viel zu gering war, fo mußte der Staat 
zwei Dinge thun. Erſtlich mußte er der Bank die Koften ver Ein- 
ziehung zahlen, und da er dies nicht mit feinen Ueberſchüſſen thun 
fonnte, jo mußte er beftändig eine Anleihe machen, ſodaß die Staats: 
ſchuld Defterreich8 weſentlich dadurch ſo groß geworben iſt. Zweitens 
mußte er den Banknoten der Bank auch die Steuerfundation ſchon 
bei der Errichtung der Bank geben. Die öfterreihiihe Banknote un- 
terſcheidet fi daher wejentlih von allen obigen dadurch, daß fie die 
Natur der Banknote und der Kaſſenſcheine in fich vereinigt. Und darauf 
beruht die große Fundirung der öfterreihiihen Bantnote. Eine jehr 

ute Darftellung des öfterreihiihen Papiergeldſyſtems und feiner Ge— 

ih, fowie Angaben über den interefjanten Tilgungsproceß dieſer 
Schuld bei Deſſary, $. 67— 75. Dgl. auch: „Die Neugeftaltung 
der öfterreihifhen Geld: und Crevitverhältnifie“ (1856). 

€3 würde demnach entjheidend fein, das Papiergeldweſen aller 
Staaten von diefem Geſichtspunkt zu betrahten; man mürbe finden, 
daß die obigen Örundverhältnifje und damit die Principien, die wir 
aufgeftellt, abjolute Geltung fordern dürfen. 


Britte Gruppe. 
Die fefte oder eigentliche Staatsſchuld. 
Weſen derſelben. 


Die feſte oder eigentliche Staatsſchuld iſt diejenige, für deren 
Rückzahlung entweder gar Fein oder ein ſehr entfernter Termin 
feftgeftellt ift. Der Grund ihrer Entftehung ift die Urſache dieſer 
ihrer rechtlichen und wirthſchaftlichen Beſonderheit; fie felbft hat 
wieder für die Formen ihrer Eingehung, die Formen ihrer Ans 
erkennung und Gültigkeit und die Ordnung ihrer Rüdzahlung 
eigenthümliche Folgen, welche in der Verwaltung der eigentlichen 
Staatsfhuld zur Erjeinung kommen. 
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Gemeinfam ift ihnen allen nur das Princip der Staatsfhul: 
den, das gerade bier zur Erſcheinung Fommt. 

Die Aufgaben des Staats find nämlich ihrem Weſen nad 
ewig und abjolut wie der Staat felbft. Bei den abfoluten Auf: 
gaben des Staats, deren Erfüllung auf unmeßbare Dauer hin als 
Bedingung für das Wohlfein feiner Angehörigen erſcheint, hat die 
Verwaltung nicht blos das Recht, ſondern auch die Pflicht, die 
Laſt, welche die Erfüllung diefer Aufgaben den Angehörigen aufs 
exlegt, auf eine gleichfalls unbeftimmte Dauer über die legtern 
zu vertheilen. Die Schuld felbft ift daher nichts als diefe Ver— 
theilung der Koften großer und dauernder Staatzaufgaben auf 
eine unbeftimmte Zeit, und diefe Natur der Staatsjchulden ift e8, 
welche ihren “Formen und ihrer Verwaltung zu Grunde Hegt. 

Es folgt daraus nämlich zuerft, daß die Rückzahlung diefer 
Schulden für diefelben ein untergeorbnetes Moment wird. ft 
die Schuld wirklich, wie das in ihrer Natur liegt, für die Er— 
füllung dauernder Aufgaben vom Staate verwendet, jo befigt der 
Staat in dem, was für die geliehene Summe erreicht worden ift, 
das Gut, welches dem Werthe der Staatsjhuld entſpricht, und 
eine‘ Abzahlung der Schulden ift daher ihrem Weſen nah nicht 
eine gewöhnliche einfache Tilgung einer Schuld, fondern muß 
als Amortifirung eines Anlagefapitals betrachtet werden. Dur 
die Nihttilgung wird daher fein Staat ärmer, wo die Schuld 
richtig verwendet ift; durch die Tilgung dagegen ‚wird derſelbe 
pofitiv- reicher; die Tilgung ift ihrer Form nad eine Abzahlung, 
ihrem Weſen nad dagegen ein Kapitalgewinn. Die Grund: 
jäge über die Tilgung beruhen deshalb nur auf den Grundſatz, 
daß die Tilgung die Vorausfegung des Fünftigen Credit? und 
feiner Benugung fein muß, ein Grundfag, deſſen jpecielle Anwen: 
dung die folgenden einzelnen Formen der Tilgung enthalten. 

Es ’ergibt ſich daraus ferner, daß die Höhe der Staatsſchuld 
nicht nad) der nominellen Summe derſelben beftimmt werden darf, 
fondern nur danach, ob das durch die Staatsfhuld Erreichte 
eine Productivität befigt, welde der Summe der jährlihen Zin— 
fenzahlung für die Schuld dauernd gleichkommt. Eine jede 
Staatsſchuld ift eine richtige, fobald fie den Effect hat, daß fie 
die Berzinfung ihres Betrags möglih macht; eine jede Staats- 
ſchuld ift eine abfolut vortheilhafte, wenn fie neben ihtem Zin- 

Stein, Binanzwiffenfaft. 33 
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fenbetrage noch irgendeinen regelmäßigen Tilgungsbetrag erzeugt. 
Der Credit eines Staats fteigt und finkt daher keineswegs im ums 
gelehrten Verhältni zu der Summe der Staatsſchuld, fondern in 
geradem Verhältniß zu der Fähigkeit des Staats, die Zinfen und 
die Tilgung zu leiten, und zwar ohne alle Rückſicht auf die 
Summe der Staatsſchuld. Die gefammte Staatsſchuld ift dadurch 
ein Anlagekapital, deſſen Reinertrag die Steuerfraft des Volks 
iſt. Die höhere Politif der Staatsihuldenverwaltung beſteht 
demgemäß darin, die Verwendung diefer Anlagefapitalien fo zu 
leiten, baß der Neinertrag derſelben al3 Tilgungsfähigleit der 
Staatsſchuld zur Eriheinung komme. 

Dadurch num entfteht endlich das dritte eigenthümliche Mo— 
ment der Staatsfhulden. Weil fie ihrer Natyr nad) die Tilgung 
nur als Mittel zur Erhaltung des Kapitals fordern, fo. ver: 
ſchwindet in ihnen das Kapital und fie felbft werden für bie 
Gläubiger nur zu Anfprüchen auf Zinfen, zu. denen die Tilgungs: 
anſprüche binzutreten können. 

Auf dieſem Princip für das Weſen der Staatsjchuld beruht 
&, daß diejelbe überhaupt nicht in der Schulverflärung des 
Staats für eine beftimmte Summe (Obligation) zu beftehen 
braudt, jondern daß es genügt, wenn der Staat ftatt der Summe 
des Kapitals ſich nur als Schuldner der Zinſen oder der Rente 
erflärt. Daß diefe letztere Form nicht allein dem Wejen ber 
Staatsſchuld, fondern auch der praftiihen Verwaltung am beften 
entſpricht, wird ſich unten zeigen. 

Merbings werden nun Binfen und Tilgungen der Staats- 
ſchulden nicht wie bei der ſchwebenden Schuld durch die regel- 
mäßigen bisherigen Abgaben getragen, fondern fie erfordern: je 
desmal eine neue, wenn auch noch jo geringe Vermehrung der 
Steuern. Da aber die Verwendung der Anleihen des Staats 

> ihrerfeits bie Bedingungen der Entwidelung jeder Wirthſchaft 
berftellt, fo ift derjelbe, der die vermehrte Steuerlaft trägt, zu- 
gleich derjenige, der den Vortheil von der Urſache diefer Steuerlaſt 
oder den Staatsanleihen genießt. Jede rationell verwendete 
Staat3anleihe ift daher ein Vorſchuß, den jede einzelne Wirth: 
ſchaft ſich indirect felbft macht, und die Erhöhung der Steuer zur 
Berzinfung und zur Abtragung diefer Schuld ift im Grunde nur 
eine Amortificung eines Theils der eigenen Anlagefapitalien. 
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Und auch aus diefem Geſichtspunkt ergibt ſich, daß e3 nicht die 
Summe der Staatsfhulden, fondern ihre directe oder indirecte 
BProductivität für die Einzelwirthſchaften ift, auf melde es an- 
kommt. Wol aber folgt dabei ein anderes und nicht minder 
wichtiges Princip für das eigentlihe Staatsſchuldenweſen. 

Es ergibt ſich nämlich daraus, daß die Grundfäge und Ver- 
pflicytungen über die Rüdzahlung oder die Tilgung der Staats: 
ſchulden ftets in geradem Verhältniß zur Sicherung und Vermeh— 
tung der Probuctivität der Einzelwirthſchaften ftehen müflen, 
welche durch die Staatsanleihen erzielt werben follen. Ein Irr— 
thum in’ diefer Beziehung hat zunächſt zur Folge, daß die Ver— 
pflihtung zur Tilgung das Maß der Steuerkraft überſchreitet und 
daher durch die Steuerkraft jelbft nicht innegehalten merden Tann. 
Iſt diefer Fall eingetreten, jo kann nur dadurch geholfen werben, 
daß der Staat eine alte Schuld durch eine neue dedt, und dieſes 
Misverhältniß, obwol es für den Augenblid erleichtert, wirkt 
nach den obigen Grumdjägen dadurch fo verderblih, daß es den 
Credit des Staats untergräbt und demjelben damit ein mejent- 
liches Element feiner Finanzwirthſchaft entzieht. Auf diefem Punkte 
ruht daher die größte, aber auch die ſchwierigſte Aufgabe bei 
allen Contrahirungen von Staatsanleihen. ö 


Begriff der Anleiheſchulden. 


Die feſte Staatsſchuld entfteht durch eigentliche Anleihen, 
bei denen der Staat fi) entweder gegen das Darlehn eines Ka— 
pitals vermöge einer eigenen Schuldurkunde als Schuldner für 
die in dieſer Urkunde aufgezeihnete Summe und die in derſelben 
verſprochenen Zinfen oder ohne Anführung einer Summe blos 
als Schuldner für die Zahlung der Zinfen erklärt. Eine folde 
Schuldurkunde nennt man dann eine Staatsobligation oder eine 
Rente. Schuldſumme und Zinsverſprechen oder das legte allein 
find die wejentlihen Momente des Inhalts einer Staatsobliga- 
tion; alle andern Punkte hängen dabei von andern Momenten ab. 

Die Anleihe huld und die Staatsobligationen haben fid 
in ihrer gegenwärtigen Form erſt langſam entwidelt und bilden 
jegt ein eigenthümliches und jelbjtändiges Glied in der Gefammt- 
heit des Staatsſchuldenweſens. Dieje ihre Eigenthümlichkeiten 
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beruhen einerſeits auf der organiſchen Ausbildung des Credit⸗ 
ſyſtems der Staaten, anbererjeit3 auf der Erkenntniß, daß die in 
ihnen enthaltene große Deplacirung von Kapitalien weder an ſich 
leicht zu bemwerfftelligen, noch auch ohne großen Einfluß auf die 
gefammte Volkswirthſchaft ift, die immer die Grundlage aller 
Staatswirthſchaft bildet. Die Anleiheihuld, urſprünglich eine 
einfahe Schuld, hat dadurd eine Mehrheit von Formen theils 
in ihrer Contrahirung, theils in ihrer Verzinfung, theils in ihrer 
Rüchzahlung in fi entwidelt, deren jede ihren bejondern Grund 
einerjeit3 in dem Creditweſen des Staats, andererfeit3 in volks— 
wirthſchaftlichen Zuftänden und Intereſſen hat. Sie ift dadurch 
zu einem Spfteme geworden, deſſen einzelne Theile von den ein- 
zelnen Staaten in verſchiedener Weile und in verſchiedenem Maße 
benugt werden. Die Darftellung diejes Spftems und feine Ver— 
waltung ift die Lehre von den Anleiheſchulden. 

Diefe Darftellung zerfällt in drei Theile. 

Die Lehre von den Arten der Anleihefhulden enthält die 
Vertheilung der Anleihen nad den Gruppen, in welchen ſich die 
Kapitalien für die Anleihen vorfinden. 

Die Lehre von der Contrahirung der Anleihen zeigt bie 
Grundfäge, nah denen dieſe verjhiedenen Arten eingegangen 
werben. 

Die Lehre von der Tilgung enthält die Grundjäge über die 
Rückzahlung, die gleichfalls nach den verſchiedenen Arten ver: 
ſchieden ift. 

A. Bie Arten der Anleihen. 

Aus dem an fi einfahen Verhältniß eines Darlehns ent- 
ftehen verſchiedene Arten dadurch, daß die Summe, melde eine 
Staatsanleihe fordert, zu groß ift, um wie bei einem gemöhn: 
lichen Darlehn in der Hand eines einzelnen Kapitalbefigers zu 
fein. Um daher jene Summe zufammenzubringen, müſſen die in 
vielen Händen zerftreuten Kapitalien aufgefucht und zu einer Ge 
ſammtſumme gemacht werden. Die Art und Weile nun, wie dies 
geſchieht, bildet die Art der Anleihe. 

Jede Staatsanleihe, gleichviel ob Rente oder Obligation, 
indem fie die Geldoorräthe der einzelnen in eine Hand jammelt 
und fie derjelden zur Verwendung übergibt, erzeugt dadurch eine 
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große Deplacirung bes Geldfapitals, die ihrer Natur nach ſchon 
im allgemeinen nicht ohne bedeutenden Einfluß auf die volls— 
wirthſchaftlichen Zuftände bleiben kann. Es ift mithin die erfte 
Aufgabe der Verwaltung der Anleiheſchulden, ſich darüber klar 
zu fein, welche Folgen denn die verfchiedenen Arten der Anleihen 
auf die Kapitalien als erfte Baſis der Production haben, und 
zwar in dem Sinne, daß die Verwaltung je nah den Verhält- 
niffen diejenige Art der Anleihe wählt, welche neben der Ge— 
wißheit des Buftandefommens zugleich die geringfte Störung des 
wirthſchaftlichen Lebens mit ſich bringt. 

So wichtig aber auch diefer Gefichtspunft ift, fo ift er den⸗ 
nod untergeordnet, wenn die Anleihe als Bedingung für die 
Eriftenz des Staats erſcheint, und ebenfo tritt er zurüd, wenn 
es fih um bie Erhaltung des Staatscredits als eines wefentlichen 
Factors der Staatswirthſchaft handelt. Nach dieſen Grundfägen 
ordnen fih nun die Arten der Staatsanleihen an fih und auch 
die hiſtoriſchen Anläffe ihrer Entftehung. Allein auf die Contra— 
birung und die Tilgung hat der Unterſchied der Arten feinen un= 
bedingten Einfluß, indem alle Formen der Gontrahirung wie der 
Tilgung für alle Arten zuläffig find. 

Die Gefihtspunfte, nah welchen die Arten der Anleihen in den 
verſchiedenen Werken aufgeführt werben, find, weil fie nicht fyftema- 
tifch geordnet find, fehr verſchieden. Die meiften jevod machen die 
beiden directen Fehler, daß fie erftens einen Theil der ſchwebenden 
Schuld (Leibrenten u. f. w.) als Anleihen betrachten, wie Nebenius, 
zweitens bie Lotterieanleihen als eine Art von Anleihe anfehen, wäh: 
vend fie nur eine Art der Verzinfung oder Tilgung enthalten. Die 
Rente im Gegenfag zur Obligation bilvet feine befondere Art ver . 
Staatsſchuld, fondern nur eine befondere Form ihrer Contrahirung. 
Freilich ift die weſentliche Bedeutung dieſes Unterſchieds in der 
Doctrin noch nie hervorgehoben. (S. unten.) 


I Zwangsanleihen. 


Dies find ſolche Anleihen, bei melden der Staat jedem einzelnen 
feiner Angehörigen den geſetzlichen Zwang auferlegt, einen Theil ſei⸗ 
nes Vermögens als Darlehn dem Staate gegen Obligationen und 
Berzinfung zu übergeben. Die Zwangsanleihen haben mithin wie die 
Vermögenzfteuer eine Schätzung und Kataftrirung des Vermögens 
aller einzelnen zur Vorausjegung und werben dann nad einem 
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beftimmten Zuße an diefelben übertviejen. Der Staat gibt dabei 
feiner Anleihe das Recht der Steuer, indem die einmal be- 
ftimmte Summe, die der einzelne zu leihen hat, auf dem Wege 
‘der Execution eingetrieben wird. Dabei find denn freilich eine 
Reihe von Modificationen denkbar. 

Zwangsanleihen find jedoch nur in den Fällen ber aller: 
äußerften Noth anwendbar, und zwar nur dann, wenn gar fein 
anderes Mittel, zu einem Darlehn unter erträglihen Bedin— 
gungen zu gelangen, mehr möglich ift. Denn nicht darin allein 
Hegt das Verderbliche bei den Zwangsanleihen, daß fie den ein- 
zelnen nöthigen, einen Theil feines Vermögens dem Staate zu 
leihen, den er vielleicht für etwas anderes beftimmt hatte, und 
daß er als einzelner eine Laſt tragen muß, die ihrer Natur nad 
nur durch die Verteilung auf längere Epoden erträglich wird, 
ſondern ebenfo jehr darin, daß der einzelne gezwungen wird, dem 
Staate eben Geld zu leihen, und daß derſelbe daher dies Geld bei 
denjenigen aufſuchen muß, die es befigen, und die daher, indem fie 
die Unerbittlichfeit de3 allgemeinen Bedarfs kennen, felbit in den 
Bedingungen unerbittlid werden, zu denen fie dies Geld hergeben. 
Die Zmangsanleihe wird daher zu einer Ausbeutung derer, die 
fein flüffiges Kapital haben, dur diejenigen, welche ein ſolches 
befigen, und darin liegt ihre nächſte, aber auch ihre ſehr große 
Gefahr. Sie kommen deshalb auch felten vor und können nur 
als eine außerordentliche, ja als eine unorganifche Art der Anz 
leihen betrachtet werben. 


Ueber die jhlimmen Folgen der. Zwangsanleihen iſt man 
einig; vgl, Nebenius, ©. 318 fg.; Rau, $. 486. Nicht fo jehr 
darüber, ob die Ausgabe von Papiergeld mit Zwangscurs eine ge: 
zwungene Anleihe ſei, wie Rebenius (S. 322) meint. Offenbar 
iſt dieſe Anficht dadurch entitanden, daß der Staat die Verbindlich: 
keit hat, daS zu feinem Nennmerthe ausgegebene Papier auch zu 
feinem Nenniwerthe wieder auszulöfen. In diefem Sinne kann man 
allerdings von einer folden, Anleihe teden, nur wird die Ein: 
loſungspflicht oder die Tilgung in biefem Falle nie von dem einzel: 
nen, fondern von der Noth erzwungen, welde durch vie Störung 
der Vollswirthihaft und duch den Ruin ver Staatseinnahme ent: 
fteht, wenn Papiergeld mit Zwangscurs circulirt. _ Denn der Staat 
tann fi nicht weigern, das Papier in feinen Kaſſen zum vollen 
Rennwerthe anzunehmen, kann e3 aber nicht dazu ausgeben, dußer 
bei den ‚Gehalten ‚und Löhnen. Gr verliert daher die Diffesenz 
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be3 Curſes, und das ift der Grund der abfoluter Wrimdglichkeit, 
bei einem Zwangscurs einen Staatshaushalt zu führen. Die Ger 
ſchichte des Zwangscurſes liefert dafür die entſcheidenden Beweiſe. 


II. Börſenanleihen. 


Die Börfenanleihen beruhen auf dem einfachen wirthſchaft- 
lien Grundfag, daß die Kapitalien, two immer fie fein mögen, 
den wirthſchaftlichen Vortheilen zuftrömen, die ihren Befigern ge— 
boten werben, daß dadurch bei ausreichend dargebotenen Bor: 
theilen. jtet3 für jeden Zweck Kapitalien genug vorhauden find, 
und daß, wenn die Iehtern ſich freiwillig zu diefen Vortheilen 
zufammenfinden, auch die Volkswirthſchaft am wenigfter gerade 
unter einer ſolchen Deplacirung der Kapitalien leidet. Während - 
daher die Zwangsanleihen im Grunde Steuern find, find die 
Börfenanleihen Geldgeſchäfte. Es kommt mithin darauf an, für 
diefe Anleihen ein Princip zu finden, durch welches biejelben, 
indem fie dem Staate das billigfte Geld für feinen Bedarf ſchaf⸗ 
fen, zuglejh die Vertheilung der Kapitalien am wenigſten ſtören. 

Dies Princip beruht nun darauf, daß die Kapitalverthei- 
lung in ünferer Zeit fi der Vertheilung und. Organifätion des 
Gredit3 untergeordnet hat. Es gibt ebenſo wenig noch Geldvor— 
räthe, die als Schäge unbenugt verwahrt werden, als es Rapi- 
talien gibt, die nicht zur Grundlage des Eredits dienten. Credit 
und Kapital jind daher fo innig verihmiolzen, daß man die Ka- 
pitalien nur da ſuchen Tann, wo der Credit vorhanden iſt. Nun 
ift der Credit jelbft eine große Organiſation, in meldet nicht 


blos ein Kapital auf dem andern und ein Erebit aüf dem andern 


ruht, fondern vielmehr die kleinern Kapitalien und Credite ſich 
mit den großen verſchmelzen, ihnen folgen und gleichſam gehor- 
Gen, während andererfeit3 nur biefe großen Kapitalien durch ihre 
Verbindungen wiſſen, ob und mieviel Kapital und Credit für 
jeden allgemeinen Zweck vorhanden fir. Wenn daher der Staat 
Eredit gebraucht, jo ift es naturgemäß, daß er ſich an die Hänpter 
diefer Drganifation des Credits, die großen Bankgeſchäfte, wendet 
und durch dieſe die file ſeine Anleihe nöthige Summe atis der 
Geſchäftsſumme herdusziehen lätßt. Während daher die Anleihe 
des Staats die Nachfrage bildet, ift die Gefammtheit aller Rapi: . 
tal⸗ und Greditbefigenden das Angebot, und die großen Geld: 
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und Creditgeſchäfte find nur die Vermittler zwiſchen diefer Nach- 
frage und dem Angebot. Und meil nun der Blag, wo derartige 
Bermittelungen vor ſich geben, die Börſe ift, fo nennen wir 
ſolche Anleihen Börjenanleihen. 

Eine Börfenanleihe hat daher zu ihrer Vorausfegung eine 
große Entwickelung der Organifation des Creditweſens und ift in 
vieler Beziehung der Ausdrud defjelben. Sie hat den großen 
Vorzug vor jeder andern Art der Anleihe, daß fie nicht auf 
ein einzelnes Land beſchränkt ift und daher auch in ihrem Preife 
nit von den Kapital- und Greditverhältniffen eines einzelnen 
Landes abhängt, fondern von denen der ganzen Welt, da das 
Greditwejen unſerer Zeit wie dag Güterleben derjelben ſich ohne 
Grenzen über die ganze Welt verbreitet. Sie weiß daher, indem 
fie den Gejammtorganismus des Credits in Bewegung jegt, um 
allenthalben die überfhüffigen Kapitalien aufzuſuchen und her— 
beizubolen, auch ebendadurd) diefe Kapitalien zu dem billigften 
Preife aufzufinden; und aus demſelben Grunde ftört fie durch 
die in der Anleihe enthaltene Deplacirung der Kapitalien die 
gefammte Volkswirthſchaft am wenigiten. Endlich bat dieſelbe 
noch einen und keineswegs gering anzufhlagenden Vortheil. Da— 
durch daß fie one alle Rückſicht auf- Volk und Land einzelne 
Kapitaliften zu Creditpren der einzelnen Staaten macht, gibt fie 
diejen ein praktiſches wirthſchaftliches Intereffe an der wirthichaft: 
lichen Wohlfahrt des Landes, das ihnen ſchuldet; ein Intereſſe 
mithin, das fie mit diefem Lande als Ganzem — aljo mit feiner 
Regierung — und mit jedem einzelnen in diefem Lande theilen. 
Die durch Börfenanleipen zu Stande Eommenden Staatsanleihen 
erſcheinen daher als einer der Ausdrüde der Gemeinſchaft aller 
menschlichen Intereſſen, als deren legte Verwirklichung das höchſte 
äußerlide Ziel alles wirthihaftlichen Lebens dafteht. Umd wenn 
man die Geſchichte durchgeht, jo fieht man deutlich die Spuren 
dieſes durchaus nit unwichtigen Factors auftreten, freilich mehr 
in dem Augenblide, wo jene Schulden contrahirt werden, als 
nachdem fie einmal contrahirt find. Und aus allen dieſen Grün- 
den zufammengenommen find die VBörfenanleihen die Hauptform 
der Staatsanleihen geworden und können zugleich als die tegel- 
mäßige und allgemeine Form derfelben gelten, ſodaß die Grund- 
ſätze über die Staatsſchuldenverträge weſentlich von ihnen zu han= 
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deln haben und die übrigen Formen nur als Ausnahmefälle da- 
bei erſcheinen. 

Dennod haben. auch fie große Uebelftände und Mängel, und 
diefe ſucht man durch die folgende Art zu vermeiden. 

Feitzuhalten ift hier eben der Gedanke, daß jede Börfenanleihe 
aus den Ueberſchuſſen der einzefnen Wirthſchaft gebildet wird und 
daß der Crevit ver Bankhäufer weſentlich darin beiteht, ebendieſe 
Ueberſchuſſe an fih zu ziehen. Die Uebernahme (deren Formen un:. 
ten) durd ein Bankhaus ift im Grunde für die einzelnen Beſitzer 
ver Heinen Kapitalien nur die Erflärung von fahfundigen Männern, 
daß die Obligation des Staat? den Werth des Emiſſionscurſes wirt: 
ih habe. Daß übrigens die Vorftellung von dem weſentlichen Un: 
terſchiede inländifcher und auslandiſcher Schulden wor dem richtigen 
Gedanten des Welteredits bei Börfenanleihen verſchwinden muß, ift 
far. Es reicht weder aus, mit Nebenius blos von dem Wefen des 
Credits an ih, noch mit Rau blos von den einzelnen Folgen der 
Deplacirung der Kapitalien zu reden. Daß Neuere, wie Mill, Wirth 
und zum Theil jelbit Diegel, auf dies Verhältniß gar feine Rücſicht 
nehmen, ift ein weſentlicher Mangel. B 


II. Freiwillige oder Volksanleihen. 


Jede Börfenanleihe ift vor, allen Dingen ein Credit— 
geihäft und hat daher durchaus den Charakter eines jolden 
Geſchäfts. Es fordert zuerft, daß diejenigen großen Geſchäfte, 
melde es übernehmen und duch ihre Verbindungen die ge: 
wünſchte Summe zufammenbringen, für dieſe Thätigfeit als ſolche 
belohnt werden (Provifion). Es folgt zweitens, daß die Mög- 
lichkeit, die Anleihe zu machen, ebenfo fehr von demjenigen 
Credit⸗ und Geldverhältniffen abhängt, die außerhalb des Lan- 
des find, als von den einheimifchen, und daß daher auch fremde 
und mithin auch oft ſehr umbegründete Urtheile auf den Credit 
Einfluß üben. Während aus dem erften Grunde eine folde 
Anleihe theuer zu ftehen fommt, wird fie aus.dem zweiten Grunde 
ungewiß. Jenen hohen Preis muß aber ftets das Volk zahlen, 
während biefe Ungemwißheit ihm verderblich werben fann. 

Wo daher Koften umd Ungemißheit zu einem hohen Grade 
fteigen, da erſcheint es angemeflen, die Gejammtheit aller Kapi— 
taliften innerhalb des eigenen Volks aufzufordern, : dem eigenen 
Staate aus eigenen Mitteln ein Darlehn zu geben. Daß das 
eigene Volt es thut, hat zur Folge, daß der Staat die Provi- 
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fion erſpart; daß jedermann freitillig Yeiht, hat zur Folge, daß 
das geliehene Kapital von jedem nad feinen eigenen Verhält- 
niffen richtig bemeſſen wird und daher Teinem eine Störung 
bringt. Daß fih endlich die Regierung an das eigene Volk 
wendet für ein Bedürfniß, das ja felbft ein Bedürfniß des eige- 
nen Volfs ift, macht die Einziehung der Anleihe fo ſicher, als 
dies möglich ift. Es ift daher unzweifelhaft, daß die freiwillige 
Anleihe unter beftimmten Bedingungen der Börjenanleihe vor— 
zugiehen if. Allein es ift durchaus falſch, die erftere als die 
eigentliche und wahre Form der Anleihe gegenüber der letztern 
aufzuftellen. Denn erftens wird fehr oft eine Anleihe jo groß 
fein müffen, daß das eigene Volksfapital für daffelbe ohne tief 
greifende Störung des wirthſchaftlichen Volfslebens für daffelbe 
nicht ausreiht. Dadurch wird der wahre Werth der dargeliche- 
nen einzelnen Summe für die einzelnen Kapitaliften des Volks 
fo groß, daß, wenn der Staat denfelben bezahlen wollte, die 
freitvillige Anleihe der Börfenanleihe gegenüber viel zu theuer 
fommen würde; bezahlt der Staat aber den wahren Werth derfel- 
ben nicht, fo ift wiederum das Opfer des einzelnen zu groß und 
fteht in feinem Verhältniß zu dem Vortheile, den die Finanzen 
durch Erjparniß der Provifion gewinnen. Da nun überdies die 
Staatsobligationen, die aus einer ſolchen Volksanleihe hervor: 
gehen, doch nur jelten im innern Verkehr des Volks bleiben, fo 
geſchieht dennoch dasjenige, was eben die höchfte wirthichaftliche 
Bedeutung der Börfenanleihe ausmacht, daß nämlich die An- 
leihe von dem einzelnen Volke auf das geſammte Creditleben der 
Welt übertragen wird, ſodaß am Ende das Opfer, welches der 
einzelne gebracht hat, dennoch dem Ganzer und nicht dem einzel- 
nen Volke zugute kommit. 

Daraus ergeben ſich für das Berhälttiß der Börfenanleihen 
zu den Bolfsanleihen zwei Grundfäge: 

1) Große Anleihen, deren Einzahlung zulegt dod dutch die 
vermöge des Credits erzielte Unterftügung des allgemeinen 
Geldweſens dem Volkskapital möglich gemacht wird, Fün- 
nen nur in einzelnen und ausnahmsmweifeg Fällen durch 
das Volk gejchehen, ſondern müffen regelmäßig als Börfen- 
anleihen gemacht werden. 

2} Meine Anleihen und zwar namentlich jolde, die zu be 
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ftimmten Zwecken geſchehen, welche von dein eigenen Volke 

am beften beurtheilt werden, Können der Regel nad am 

beften den freiwilligen Anleihen übergeben werden. 
Im Contrahirung und Tilgung ift fein innerer Unterſchied 
zwiſchen biefen beiden Formen der Staatsſchuld. 

Das ganze Gebiet der Bolt3anleihen hat noch immer feinen Platz 
in der Theorie. Man hat bisher mit- Nebenius und Rau ftetd die 
fogenannte freiwillige Anleihe einfach der gezwungenen gegenüber: 
ftellt und dabei alle Börjenanleihen als die freiwilligen bezeihnet; 
zum Begriff und zur Auffaſſung der Eigenthümlichteit der Vollsan: 
leihen ift man bisher nicht gefommen. 


IV. Eonfolidirungen. 

Die Conjolidirungen find im allgemeinen derjenige Proceß, 
dur) welchen entweder eine ſchwebende Schuld oder eine Papier 
geldſchuld in eine feite Schuld verwandelt wird. Sie find daher 
nicht eigentlich Anleihen, fondern vielmehr Stovationen bereits 
vorhandener Schuldverhältniffe und gehören im Grunde nur 
darum hierher, weil ihr Ergebniß eben eine Anleihefhuld mit 
Stuätsobligationen ift. 

Man muß die GConfolidirung in eine directe und in eine 
indirecte eintheilen. Die’ Form, in welder fie geſchieht, und die 
Grundfäge, die bei ihr zur Anwendung kommen, find folgende. 


a) Directe Conſolidirung. 

Die directe Conſolidirung entfteht, wenn der Staat den In— 
habetn der die ſchwebende Schuld bildenden Anmweifungen ftatt 
der für diefe Anweifungen fälligen Zahlung in Geld die Löfung 
der Verbindlichkeit dur Hingabe von Staatsohligationen dar— 
bietet. Es Kann dies ſowol bei einzelnen Schulden gejchehen als 
bei ganzen Kategorien der ſchwebenden Schuld. Indeſſen iſt die: 
ſelbe Bei der Notenfhuld überhaupt unmbglich, weil det Staat 
bier mit dem einzelnen in gar feiner Beziehung fteht und der 
Bank die Webergabe von Staatsobligationen fir die von ihr 
ausgegebene und auf ihren Credit laufende Notenſthuld des 
Staats zwar als Mittel der Sicherheit ihrer Forderung an beit 
Staat, nicht aber als Mittel der Einlöſung ihrer Noten dienen 
kann. Dagegen läßt fie ſich bei beim reinen Stuatspapiergelve 
oder der Kaſſenſcheinſchuld ſehr gut anwenden, weil eben die, 
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Kaſſenſcheine nichts anderes find als anticipirte Steuern und da— 
ber in der That der ſchwebenden Schuld angehören. Dabei ent: 
ftehen nun zwei Fragen. 

Die erfte Frage ift, woher der Staat die Obligationen neh— 
men ſoll, mit welchen eine folche directe Gonfolidirung zu ge 
ſchehen hat. Sind in einem folden Falle von einer frühern 
(oder gleichzeitigen) Börſenanleihe noch Obligationen im Beſitz 
des Staats, die nicht ausgegeben find, fo können diefe ala Con: 
folifirung angeboten werden. ft das nicht der Fall, fo Tann 
der Staat die im Tilgungsfonds niedergelegten Obligationen dazu 
benugen, was freilih den Tilgungsfonds zu einem Conſolidi⸗— 
rungsfonds macht und daher, meil es dem Grebit der feften 
Schuld mehr ſchadet, ala es dem Credit der ſchwebenden Schuld 
nutzt, durchaus nicht anzurathen if. Es bleibt ſonach nichts 
übrig, als die directe Gonfolidirung zu verlaffen und zur in— 
directen überzugehen, die eine immer größere Bedeutung zu ges’ 
twinnen beftimmt ift und die daher genauere Betrachtung fordert. 

Die zweite Frage ift die, ob der Staat da, wo folde in 
feinem Befige befindliche Obligationen ihm die directe Conſoli— 
dirung möglih maden, das Recht hat, diefe Confolidirung zu 
erzivingen. Offenbar ift dies nicht des Fall; nicht blos wider- 
ftreitet dies dem Rechtsverhältniß, fondern aud dem wirthſchaft- 
lichen Princip, ba dabei der einzelne gezivungen würde, einen 
Theil der Laft des Ganzen auf fi allein zu nehmen. Dennoch 
iſt in neuefter Zeit eine Form gefunden, in welcher eine ſolche 
Confolidirung möglid gemacht wird, und diefe erjcheint nun da, 
wo die directe und die indirecte Gonfolidirung zufammenfallen. 


‘ b) Die indirecte Eonfolidirung. 

Die indirecte Gonfolidirung ift einfach. Sie geſchieht, in- 
dem ber Staat eine Anleihe contrahirt, gleichviel ob eine Börfen- 
anleihe oder eine freiwillige, und mit dem Erlös berfelben bie 
ſchwebende Schuld abzahlt oder der Banf die Fundirung oder 
Einlöfung der Notenfhuld möglid macht. Dieſer Proceß hat 
nichts Beſonderes, da fein erfter Theil unter die Lehre von der 
ſchwebenden und der Notenſchuld, fein zweiter unter die Lehre 
von ber Eontrahirung der Anleihen fällt. 
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Es ift an fi feine Frage, daß der Staat die directe Con— 
jolidirung nur unter Zuftimmung der betreffenden Gläubiger der 
ſchwebenden Schuld vornehmen fantı, während er bei ber in- 
directen natürlid ganz von jeinem eigenen Ermeſſen abhängt. 
Es bat fi aber in neuefter Zeit ein neues Verhältniß ausge: 
bildet, das wir die’ gezivungene Gonfolidirung nennen merden 
und das mit demjenigen Theil der ſchwebenden Schuld, den wir 
als die Depofitenfhuld des Staats in ihren verſchiedenen Formen 
bezeichnet haben, in engfter Verbindung fteht. Diefe Confolidi- 
rung beruht auf zwei Verhältniffen, die oben erwähnt find. 

Bei den eigentlichen Depofiten des Staats ergibt fi näm- 
li) eine beftimmte durchſchnittliche Summe, welche beftändig im 
Depofito der Staatäfaffen bleibt und daher als eine feite Depo- 
fitenſchuld des Staats angejehen werden kann. Es liegt in jedem 
Intereffe, daß diefe Summe eine Verzinfung genieße; dennoch 
Tann der Staat diefelbe weder aus der Hand geben, noch feiner 
jeits ein Geldgejhäft damit machen. Es bleibt daher nichts 
übrig, als daß der Staat diefe Summe zum Ankauf von ver- 
zinslichen Staatspapieren vertvendet und. fo diefen Theil der ſchwe— 
benden Schuld in eine feite ummandelt. Alsdann enthält die 
Depofitenihuld als Ganzes beide Arten von Schulden; die ur- 
jprünglide, nicht comvertirte, befteht nur noch in demjenigen 
Theile jener Geſammtſchuld, der als der zur Auszahlung ftets 
-bereit zu haltende die durchſchnittlich fefte Depofitenfchuld über- 
fteigt und daher zu einer Converſion nicht geeignet ift, und in 
jener feften Schuld, die comvertirt wird. Diefe GConverfion ift 
daher eine erziwungene, nur daß hier die Nöthigung nicht gegen 
den einzelnen geht, jondern zu einer Pflicht der betreffenden 
Kaſſe gemacht wird. Das ganze Verfahren erſcheint dabei als 
ein durchaus rationelles. 

Ein anderes Verhältniß entfteht da, wo der Staat die öffent- 
lie Garantie oder doch die Oberauflicht gewiſſer öffentlicher Geld- 
inftitute übernimmt, wie z. B. der Spartaſſen, öffentlichen Fonds 
u. ſ. w. Wo dies der Fall ift, da fann der Staat anordnen, 
daß ein gewifjer Theil des Vermögens diefer Anftalten zum An- 
fauf von Staatsobligationen verwendet werde, ſodaß dadurch 
nicht eigentlich eine Gonverfion einer ſchwebenden Schuld des 
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Staats, fondern vielmehr eine Eonverfion einer Bürgſchaft defjel- 
ben in eine fefte Schuld hervorgerufen wird. Dies ganze Ver- 
hältniß fteht daher ſchon auf der äußerten Grenze des Staats— 
ſchuldenweſens und erſcheint vielmehr als eine Finanzpperation, 
deren Werth fih nach andern, bereit3 oben dargelegten Grund- 
fägen richtet umd bei der das Schuldenweſen des Staats erſt in 
zweiter Reihe erſcheint. Will man in diefem Sinne den Cha— 
after jener Operationen bezeichnen, fo wird man jagen müffen, 
daß diefelben neben der immer nur untergeordneten Erleichte= 
tung de3 Staatscredits vor allen Dingen die Solidarität des 
Staats- und des Privatcredit3 namentlich im Gebiete der Kapi— 
talbildung verwirklichen, und daß jie daher vollfommen rationelle 
Anordnungen find, folange fie fi innerhalb der richtigen, durch 
die Bedürfniſſe der Kapitalbildung beſtimmten Grenzen halten. 
Es leuchtet demnach ein, daß vie Conſolidirungen feine eigene 
Art von Staatsjhulden enthalten, fondern vielmehr nur den Proceß 
bezeichnen, durd melden eine ſchwebende Schuld zu einer feften wird. 
Vgl. über die legten Punkte, was oben über‘ die Depoſitenſchuld 
des Staats gejagt ift. 


B. Eontrahirung der Staatsfhuld und Staatsſchuidvertrag oder 
Staatsobligation. 


Die Contrahirung der Staatsſchuld iſt nun derjenige Act, 
durch welchen der Staat ſich das Darlehn verſchafft und für das 
Darlehn ſeinen Schuldvertrag in der Form der Staatsobligation 
eingeht. 

Dieſe Contrahirung der Staatsſchuld enthält ein doppeltes 
Verhältniß. Sie enthält zuerſt die Geſammtheit und Reihenfolge 
der Acte, durch melde die Schuld überhaupt eingegangen wird. 
Zweitens aber erſcheint fie als eine Finanzoperation, indem bei 
derjelben die Intereffen des Staats und diejenigen der Gläubiger 
einander begegnen. Die Aufgabe des erftern, feine Obligationen 
zu möglichſt hohen Bedingungen zu verlaufen, erzeugt daher eine 
Reihe von Beitimmungen und Beitrebungen, welde, an ſich ein- 
fah, in ihrer praftifhen Anwendung dennoch einen der wichtig: 
ften Theile der Finanzverwaltung darbieten. Wir fünnen den 
erften Theil die Lehre von den Formen für die Eingehung der 
Staatsjhulden, den zweiten die Schuldoperationen nennen. 


37 


I. Die Formen der Contrahirung der Staatsfhulden, 
Die Obligation und die Rente. ' " 


Die Contrahirung der Staatsſchulden befteht in der Reihen— 
folge der Acte, durch melde der Staat das Darlehn bei den Ka: 
pitaliften ſucht, es annimmt und dafür feine Schuldverſchreibung 
oder Obligation ausftellt. 

Diefe Contrahirung der Staatsſchulden iſt verſchieden, je 
nachdem es ſich um eine Zwangsanleihe, eine Volksanleihe oder 
eine Börſenanleihe handelt. Bei der Conſolidirung braucht der 
Act der Contrahirung der Anleihe nit beſonders heroorgeho= 
ben zu werden, weil bei ihr das Vorhandenfein von Staatsoblis 
gationen, die anftatt der ſchwebenden Schuldſcheine ausgegeben 
oder, wie bei der Depoſitenſchuld, für diefelbe gefauft werden, 
ſchon vorausgefegt wird. 

Ein mejentlicher, Unterfchied. befteht jedoch darin, ob der 
Staat für das ihm geliehene Kapital eine Schuldurfunde aus: 
ftellt, die auf ein beftimmtes Kapital mit einem ebenfalls bes 
ftimmten Zinsverſprechen lautet, oder ob er fi für gar fein 
Kapital ſchuldig befennt, fondern nur einen dauernden Zins zu 
zahlen verſpricht. Die erite und außer Frankreich allgemeine 
Form ift die Staat3obligation mit den Zinzzetteln oder Coupons; 
die zweite franzöfifche Form ift die Rente. Im Weſen der Staats- 
ſchuld ift 23 gleichgültig, melde Form der Staat gebraudt, 
in der Verwaltung keineswegs. Cs muß im Gegentheil die 
Rente als die allein rationelle Form anerkannt werden. Da aber 
Rente und Obligation dod nur Formen derfelben Sache find, 
fo gelten für beide zunächſt gleichmäßig die allgemeinen Grund: 
fäge. Der Unterſchied erſcheint erft in den Schuldoperationen 
und in der Tilgung in entſcheidender Weife. 


Einzelne Shulvarten. 
a) Contrahirung der Zwangöanfeipen, 


Die Contrahirung der Zwangsanleihen gejchieht durch ein 
Geſetz, das den Charakter eines Steugrgejeges hat. Diefem Ger 
jeße muß die BVertheilung nah dem Vermögensfatafter voraus— 
gehen und ber Anleihebetrag, zu weldem der einzelne gezwun— 
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gen wird, als ein Procentfag des Vermögens beftimmt werden. 
Die Einhebung der Zwangsanleihe geſchieht am beften bei großen 
Beträgen in Raten, bei Heinen auf einmal. Es liegt in der 
Natur der Sache, daß ganz Feine Vermögen von derjelben ganz 
befreit find. Die Staatsobligationen müſſen ihrerfeits gleichfalls 
theils auf größere, theils aber auch auf Heine Summen lauten. 
Es ift eine große Erleichterung, wenn der Staat in der Lage ift, 
die Zinfenfheine und Coupons als Steuerzahlungsmittel anzu: 
erkennen, weil das den Werth diejer Schuld bedeutend bebt. 
Ale Zwangsanleihen find aber ftets fo außerordentliher Natur, 
daß die gewöhnlichen Regeln dabei ſchwer feftzuhalten find. 


b) Eontrahirung der Voltsanleihe. 

Die Eontrahirung der Volksanleihe geſchieht, "indem der 
Staat feine Angehörigen auffordert, ihm freiwillig, jeder nad 
feinem Vermögen, ein Darlehn zu geben. Die Natur der Volks— 
anleihe bringt e3. mit ji, daß fie nur zu beftimmten Zwecken 
gemacht wird; es ift daher richtig, diefen Zwed und das Erfor— 
derniß für denfelben zu definiven und zu veröffentlichen. 

Der Act, durch. welchen der einzelne ſich bereit erklärt, eine 
beitimmte Summe dem Staate leihen zu wollen, ift die Zeichnung. 
. Die Zeichnung enthält drei Punkte: erftens die Perſon des 
Beichnenden, natürlich mit ihren Qualificationen; dann den Be: 
trag der angebotenen Summe; endlich die Termine, in melden 
die Summe von dem einzelnen dem Staate eingezablt werden 
jol. Die Findnzverwaltung hat dann die Zeichnung anzunehmen 
oder, wenn mehr als die erforderlihe Summe gezeichnet ift, die 
Summe zu bejhränfen. Die Natur der Sache bringt es mit 
fh, daß nur Zeichnungen in runden Summen "angenommen 
werden können; dod muß die Summe mit 100 theilbar fein, 
um bei der Zinszahlung Feine Schwierigkeit zu maden. Es ift 
durchaus Fein Grund vorhanden, bei 100 als’ geringfter Ziffer 
ftehen zu bleiben; im Gegentheil ift ein Herabgeben auf die Ziffer 
von 20 für einen Theil der Schuld um fo zmwedmäßiger, als 
diefe kleinen Obligationen auch der wenig befigenden Klaſſe 
eine Form abgeben, um Erjparnifje anzulegen, und andererjeits 
der Werth gerade diefer Obligationen dadurch erhöht werden 
Tann, daß man ihmen das Recht gibt, ald Steuergahlungsmittel 
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verwendet zu werden. Für diefe Beträge wird nun, fobald fie 
bei den Kaſſen eingezahlt werden, eine Staatsobligation ausge 
ftellt und dem Darleiher übergeben, und die Schuld ift conftituirt. 


e) Eontrahirung der Börfenanleigen. 


. Die Eontrahirung der Börfenanleihen ift etwas vertvidelter, 
weil es fi dabei darum handelt, die Gejammtheit der Kapita— 
lien ohne Unterſchied des Standes und Volks zum Darlehn an 
den Staat zu bewegen. Die Finanzverwaltung muß fi daher 
bier an die gegebenen Greditverhältniffe anfchließen und die Con— 
trahirung der Anleihen wird durch die legtern in ihrer Form be 
dingt. Die allgemeinen Grundformen dafür find folgende: 

Der erſte Schritt ift die Offerte oder die Ausſchreibung der 
Anleihe. Die Offerte muß unter allen Formen ftet3 zwei Punkte 
enthalten: erſtens die Summe, welche im ganzen gefordert wird, 
zweitens die im Folgenden zu bezeichnenden Bedingungen der 
Anleihe. Diefe Offerte kann nun in doppelter Weife gemacht 
werden. 

Entweder legt die Finanzugrwaltung unmittelbar und ohne 
ſich an einen einzelnen Geſchäftsmann zu wenden, die Offerte der 
gefammten Geſchäftswelt vor, indem fie zu Zeichnungen auffor- 
dert. Diele öffentliche Offerte hat den Vortheil, daß die Ver 
waltung feine Proviſion zu zahlen braucht, die oft jehr bedeutend 
it. Allein fie hat wieder den Nachtheil, daß jich niemand Mühe 
gibt, mehr Offerte herbeizuſchaffen, ala er gerade felbft machen 
will, und daß daher die Staatsverwaltung Gefahr läuft, nicht 
genug Geld zum Darlehn zu bekommen, ja daß fogar direct 
gegen die Anleihe operirt wird. Um daher eine folde directe 
Offerte zu machen, müſſen entweder die Bedingungen der Anz 
leihe außerordentlich günftig oder die vorhandenen Kapitalien 
außerordentlich reichlich verfügbar fein. Unter diefen Voraus: 
fegungen ift eine Anleihe durch directe und allgemeine Offerte aller= 
dings thunlid. Allein obwol der Staat dabei leicht die betreffende 
Summe zujammenbringt, jo entgeht ihm doch der Vortheil, um den 
Preis der Anleihe ferner handeln und einen höhern Preis er 
zielen zu fünnen, da er jelbft bei der ftärkjten Nachfrage nicht 
über den einmal feftgejegten Preis hinausgehen Tann. Diejen 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. ‘ 34 
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Preis muß er aber einfeitig feftjegen. Indeſſen bleibt ihm immer 
der Weg offen, von der Submiffionsanleihe zur directen Offerte 
überzugehen, went das Angebot der Submiſſionare ihm nicht 
paſſend erſcheint. 

Die zweite Form iſt die der Commiſſion. Wenn der Staat 
die Offerte nicht ſelbſt machen und die Zeichnungen nicht ſelbſt 
entgegennehmen will, jo kann er das Aufſuchen det Darlehns— 
Tapitalien und dad Zufammenbringen det Zeichnungen einzelnen 
großen Bankiers in Commiffion geben, indem er dieſe beauftragt, 
die Zeichnungen für das Darlehn zu fammeln, die Einzahlun- 
gen auf daffelbe von den einzelnen entgegenzunehmen und dafür 
je nad dem Betrage der letztern Staatsobligationen auszu— 
folgen. Eine folde Commiffion hat zwar den Nachtheil, daß 
fie dem Staate Provifion Toftet, allein dafür macht fie es ud 
möglich, Kapitalien aus allen Ländern zu fammeln, indem die 
Provifion, natürlih in Procenten berechnet, den Commiffionar 

‚ zur Herbeiziehung aller Kapitaliften anfpornt und biefen zugleich 
die ‚Leichtigkeit der Einzahlung durch Wechfel bietet, welche bei 
der unmittelbaren Offerte entweder gar nicht zugelaffen oder zu= 
legt doch durch Commiffionen beforgt werden. Der Hauptübel- 
ftand bei der Commiffiongofferte befteht jedod darin, daß der Staat 

nie oder erft nach unbeftimmter Zeit genau erfährt, wieviel er 
als Darlehn bekommt. Er kann freilih einen Termin jegen, 
aber er weiß im Anfange des Termin nit, wie viele am Ende 
deſſelben gezeichnet haben werden, und am Ende des Termins 
nit, ob alle gezeichnet haben, welche wirklich zeichnen mollten. 

Auch die Commiffionsanleihe hat daher ebenfo viel gegen fi 
als für fi. 

Die dritte Form ift die der directen Bankieranleihe. Dieje 
befteht darin, daß. ein beftimmtes Banfierhaus allein oder in 

Verbindung mit andern ſich bereit erklärt, dem Staate.die ge 
forderte Summe zu leihen, und mithin ausfchließli für die 
Aufbringung haftet. Es ift dann Sache diefes Bankierhaufes, 
die Summe theils aus eigenen Mitteln, theils durch feine Ver— 
bindungen zufammenzubringen; der Staat hat Feine weitern Ver- 
pflichtungen als die Ausftellung und Weberlieferung der bedun— 
genen Staatsobligation. Diefe Form hat den großen Bortheil, 
daß fie ftet3 wenigſtens ein mächtiges Bankierhaus ins Interefie 
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der Staatsanleihe zieht, daß fie den Staat aller meitern Un— 
fiherheit über die gewünſchte Summe enthebt und alle einzelnen 
Punkte in Beziehung auf die Modalitäten der Zahlung, Raten 
und Friften, definitiv feftftellt. Allein andererfeits muß der Staat, 
da er jelbft fein Rifico mehr hat und diefes dem Bankier zu: 
ſchiebt, dieſes Rifico deijelben bezahlen. Dies geſchieht im mer 
fentlihen dadurch, daß das darleihende Haus den Werth der 
Staatsobligation dem Staate niedriger berechnet oder ihm we— 
niger dafür gibt, als es ſelbſt im Publikum dafür wieder zu 
erhalten hofft. Die Differenz zwijchen beiden Summen bildet 
dann den Unternehmungsgeiinn des Bankierhaufes; fie enthält 
aber außerdem auch noch die Provifion für die Mühe des Aus- 
bringens der Anleihe und muß daher ftet3 höher berechnet fein 
al3 die Provifion der Commiffionsanleihe. Dafür ift fie aber 
auch jehr unſicher; denn bei der Bankieranleihe ift eben die- 
Vorausfegung jedes Gewinns, daß die Staatsobligationen im Ver- 
kehr auch wirklich zu einem höhern Preife zu erfaufen find, als 
derjenige ift, den das Haus dem Staate gezahlt hat. Nun kann 
fh das Haus darüber jehr täufhen; es können auch während 
der Emiffion Berhältniffe eintreten, welche den Curs ſinken ma- 
hen; die Bankieranleihe ift daher ihrer Natur nad jo zu be 
einen, daß fie für den Staat eine zwar ſichere, aber auch 
ſtets eine theuere Form der Börjenanleihe ift, während fie für 
den Darleiher ein großes, aber auch ein gefahrvolles Ge— 
ſchäft iſt. 

Es ergibt fich daraus, daß die Contrahirung wirklicher 
Staatsſchulden zwar formell einfach, in der Ausführung aber oft 
ſehr ernſt und ſchwierig iſt. Sie erzeugt einen eigenthümlichen 
Gegenſatz ber Intereſſen, und. die Ordnung dieſes Gegenſatzes 
geſchieht durch diejenige Thätigkeit der Finanzverwaltung, welche 
wir die Schuldoperation des Staats nennen. 

Es mag wol in der ſcheinbaren Einfachheit dieſer Formen liegen, 
weshalb ſie in der Finanzwiſſenſchaft bisher wenig Platz gefunden 
haben und wir daher auch auf niemand verweiſen können. Die 
praftifche Bedeutung dürfte einleuchten. Nur Nebenius hat fih mit 
dieſen Fragen eingehend beihäftigt (S. 526—602, wo. namentlich 
eine Reihe wichtiger einzelner Fragen in Betreff des Umſatzes der 
Staatspapiere umd feiner Bedingungen und Formen hervorgehoben 
find). Ueber die franzöfiiche Form der Inscriptions im Grand livre, 
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bei denen überhaupt feine Obligationen auf einen Kapitalbetrag lau: 
tend, fondern nur Obligationen auf jährliche Zinszahlung von feiten 
des Staat? auögegeben werden, f. bei. Hod, ©. 522 fg. (Ge. 
vom 24. Aug. 1793 und vom 30. Sept. 1797, welde vie Schuld 

- des Nepublit von einem dem Sahresbetrage von 175 Mill. Fre. 
entſprechenden Kapital in eine bleibende Jahresrente von 41,7 Mil. 
Fres. verwandelten.) Im übrigen hat Rau die Formen dparakterifirt, 
jedod ohne auf die Zwaugsanleihe und die Volksanleihe Rüdict 
zu nehmen (8. 504 u. 506). Für Oeſterreich ift beſonders zu ver 
gleichen Deſſary, $. 78 fg., mit bejonderer Beziehung auf die recht⸗ 
lihe Seite der Form, der Geffion, der Umwechſelung und Um: 
ſchreibung und die gerichtliche Feilbietung derjelben. 


H. Die Shuldoperationen des Staats. 
Weſen und Aufgabe derfelben. 


. . Der Schuldoperation des Staats liegt zunächſt zu Grunde, 
daß der Staat für das Darlehn eine Schuldverſchreibung gibt, 
welche eine dreifache Form haben kann. Die erfte ift die eigent: 
liche - Staatsſchuldverſchreibung, auf welcher einerfeits eine be 
ftimmte runde Abſchlagsſumme und andererjeits das Verſprechen 
von Zinſen in der Form der Zinsſcheine oder Coupons enthalten 
ift, und zwar ohne Rückſicht auf diejenige Summe, melde der 
Staat für diefe Verſchreibung wirklich empfangen hat. Pie 
Summe, auf welche diefe Verſchreibung lautet, ift der Nennwerth 
der Staatsobligation. Die Summe, zu welder eine folde Obli 
gation zuerft dem Verkehr angeboten wird, heißt der Emilfions 
curs. Nennwerth und Emiffionseurs Können’ daher nidt blos 
voneinander verſchieden fein, fondern fie find es aud wirklich 
in den meiſten Fällen, und zwar kann der Emiſſionscurs ent: 
weder über dem Nennwerthe oder. unter demfelben ftehen. Die 
weite Form ift die einer bloßen Conftituirung einer Rente, ohne 
daß alfo dabei ein Schulbfapital und mithin ein Nennwerth 
ftattfindet. Wol aber entfteht bei dem Verkauf ein folder. 
Es leuchtet ein, daß es im höchften Interefie des Staat 
ift, einen möglichſt hohen Emiffionscurs zu erzielen. Anderer: 
feits geht das Intereſſe der Darleiper dahin, einen möglichn 
niedrigen Emiffionscurs vom Staate zu erhalten. Die Heinfte 
Differenz ift dabei natürlich im ganzen eine große Summe, und 
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zwar if fie um fo wichtiger, als bei jedem Emiſſionscurſe ftets 
die gleiche Verzinfung bleibt. Die Operation der Finanzverial- 
tung bat daher zur Aufgabe, die Contrahirung der Schulden jo 
einzuridten, daß ftets der möglichſt hohe Emiffionscurs erzielt 
wird. 

Die Erreihung diefes Zwecks beruht theils auf allgemeinen. 
Gründen, die die Finanzverwaltung entweder gar nicht oder doch 
nicht in dem Augenblid ändern Tann, in welchem die Schuld 
eontrahirt werden muß; theils beruht fie auf der geſchickten Be— 
fimmung derjenigen Bedingungen, unter denen die beftimmte 
einzelne Schuld contrahirt werden joll. 

Die allgemeinen Bedingungen find theils die allgemeine Welt- 
Tage, theils die Zuftände des Geldmarfts überhaupt. An ihnen 
ift von feiten der Finanzen nichts zu ändern, ſondern es iſt 
höchſtens die Wahl eines günftigen Nugenblids in der Gewalt 
der Finanzverwaltung. Die ziveite Gruppe der allgemeinen Be- 
dingungen beruht auf den wirthſchaftlichen und finanziellen -Zu- 
ftänden des Volks, die gleichfalls für den’ Augenblid der Con⸗ 
trahirung der Anleihe als gegebene betrachtet werden müſſen. 
Hier ift daher von feiten der Finanzen kein Raum: für eine Ope⸗ 
ration bei der Contrahirung der Schulden. 

Anders verhält es fich mit den Bedingungen, unter wel⸗ 
chen die Schuld ſelbſt eigentlich erſt conſtituirt wird. 

Die Höhe des Emiſſionscurſes wird zunächſt ausgedrückt 
in Procenten des Nennwerths der Staatsobligation, wobei der 
letztere als 100 geſetzt wird; z. B. Emiſſionscurs ift 93 oder 70 
u. ſ. w. für 100 Nennwerth. Der Emiſſionscurs iſt in der That 
der Preis für das Zinsverſprechen, das in der Obligation ent 
halten ift, und da die Bedingungen für das Halten diefes Ver— 
ſprechens auf den Elementen. der Staatswirthſchaft beruhen, fo 
ift diefer Emiſſionscurs der Ausdrud des Staatscredits. Es if 
daher ein doppeltes Intereffe des Staats vorhanden, einen mög- 
licht hohen Emiſſionscurs zu erzielen. Die Bedingungen diejes 
hohen Emiffionscurjes- find nun diefelben mit den Bedingungen 
des Werthes eines jeden Schuldverſprechens. Die Schuldoperation 
des Staats befteht ‚dabei in der Herbeifhaffung ebendiejer Ber 
dingungen, und dieſe beziehen ſich daher auch hier auf die drei 
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Bunkte: die Sicherheit ber Forderung als ſolche, die Höhe der Zinſen 
und die Rüdzahlung. Je größer und höher dieje drei Bunte 
find, defto höher wird der Emifjionscurs ſein. Die Grundjäge, 
nach melden dabei zu verfahren ift, find im weſentlichen fol: 
„gende: J 


a) Die Sicherſtelluug der Forderung. 


Es liegt in der Natur des Staats, daß bei Staatsſchulden 
eine eigene Sicherftellung beftimmter Schulden (oder Staatsobli 
gationen) um fo weniger nöthig und thunlich ift, je mehr das 
ganze Staatsleben aud in Beziehung auf feine Wirthſchaft als 
eine Einheit erſcheint; denn e3 macht der ganze Staat die Schuld- 
amd der ganze Staat haftet. Der Regel nach fallen daher ale 
beſondern Sicherftellungen beim Staate weg, und jelbft da, wo 
fie gegeben werben, haben fie immer nur wenig Bedeutung, weil 
die Wirkjamkeit derfelben ftet3 von den Gerichten abhängt, ber 
Staat aber in feinen Hoheitsrechten ala Ganzes ſich einer geriht: 
lichen Erecution nicht unterziehen Tann. Nur in ganz beftimmten 
einzelnen Fällen kann von einer bejondern Sicherftellung die Rede 
fein, wo nämlich der Staat gewifle einzelne beftimmte Einnahme: 
quellen hat, die feinen immanenten Inhalt feiner Staatswirth⸗ 
Schaft bilden und in dem Ertrage gewiſſer Befigungen oder fon: 
ftigen befondern Verhältniffen beftehen. Alsdann find allerdings 
Hppothecirungen von Staatsfhulden geeignet, den Crebit der 
beftimmten einzelnen Anleihe zu erhöhen und einen höhern Emil- 
fionscurs zu erzielen, wenn namentlid die Verzinfung und Rüd- 
zahlung fpeciell und ausdrücklich auf diefe Einnahmequellen am 
gewieſen find und wirklich ftreng aus denfelben bezahlt werden. 
Ebendeshalb ift es räthlich, folde Staatsihuld auch äußerlich 
Veiht unterſcheidbar zu maden, damit für den Käufer der be 
treffenden Obligationen die jpecielle Hypothecirung auch verwerthel 
werben könne. Dagegen ift es Klar, daß eine Hypothecirung 
einer Schuld auf beftimmte vegelmäßige Einnahmen der Finanzen 
zwar den Gredit der einzelnen Schuld etwas heben und einen 
befjern Emiſſionscurs erzielen wird, ber jedoch ftets entweder 
zweifelhaft bleibt oder die ganze Finanzwirthſchaft ernftlich beein 
trächtigen muß, daß aber, jelbft wo dadurch der befjere Curs er: 
sielt wird, eben durch den Grund, der diefen erzeugt, der Ge 
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fammteredit des Staats leiden muß. Eine ſpecielle Sicherſtellung 
ift daher für jede fefte Staatsſchuld nur als Ausnahme und zwar 
als eine nicht wünſchenswerthe zu "betrachten. 

Gegen ſolche Garantien war fhon Malchus, I, 85. Es muß 
jedoch feitgehalten werden, daß da, wo die Schuld des Staats den 
Charakter einer Privatfhuld annimmt, namentlich in den Geldope⸗ 
rationen mit den Banken, eine Verpfändung zu Gunften des Credits 
recht wohl möglich und von Einfluß if. Es ift dabei Negel, daß, 
je unfiherer die Staatsverhältniffe werden, um fo mehr die Private 
bypothef de Staats einen Werth befommt, und umgekehrt. Dana 
laſſen ih die einzelnen Fälle leiht berechnen. 


b) Binsfnß und Emiffion. Nothwendigfeit der Reute ftatt der Obligation. 


Eine der wichtigſten Fragen für alle Schuldoperationen des 
Staats ift in der neueften Zeit duch den Einfluß entitanden, 
den ber Zinsfuß auf das Verhältniß von Emiffionscurs und 
Rennwerth der Staat3obligationen hat. 

Da nämlich jede Staatsobligation weſentlich nur ein Zins- 

verſprechen umd nur eventuell aud eine Rüdzahlung der Obli- 
gation nah ihrem Nennwerthe enthält (f. unten), fo fragt es 
ſich, ob bei der Negoeirung einer Anleihe blos der Emiffionscurs 
der Dbligation unter Beibehaltung des feften Nennwerths ver- 
handelt, oder ob fi der Nennmwerth jelbft nach der Höhe des 
wirklich verfprochenen Zinsfußes richten fol. 

Die Frage lautet praktiſch: die abjolut fefte Summe ift die 
Höhe des Zinsfußes (5 Proc., 4% Proc. u. ſ. w.). Für diejen 
verfprochenen Zins befommt der Staat ein beftimmtes Kapital, 
das aber ſtark wechſelt; z. 8. für 5 Proc.: 100, 95, 90, 85 
u. ſ. m. Für diefes Kapital gibt er eine Obligation aus. Diefe 
Obligation Tann auf eine feite Summe lauten, ohne Rüdfiht 
auf die für diefelbe wirklich empfangene Summe (auf 100, 500, 
1000 u. ſ. w.), d. h. der Nennwerth nimmt Feine Rüdficht auf 
den Emiſſionscurs. Die Summe, worauf die Obligation lautet, 
bildet die Schuldfumme des Staats. Die Obligation kann aber 
auch nur auf diejenige Summe lauten, welche der Staat für fein 
Zinsverſprechen wirklich empfangen hat; aljo wenn er nicht 100, 
fondern nur 90 für 5 Proc. Zinſen empfangen bat, nicht auf 
100, fondern auf 90; ‚oder: der Emiflionscurs wird zum 
Nennwerth. 
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Die buchſtäbliche Durchführung des letztern ift nun allerdings 
nicht gut einzuhalten, da der Emiffionscurs zu Kleine Varie 
täten bat. Es muß daher ein runder Rennmerth feftgehalten 
werden, und die Aufgabe wäre demnach, zu bewirken, daß 
der Emiffionscurs® mit dem runden Nennwerth zufanımenfiele, 
fat? den Nennwerth mit dem Emiffionscurs zufammenfallen zu 
laffen. Das Mittel, um dem Emiffionscurs jede beliebige Höhe 
zu geben, befteht nun in der Erhöhung des Zinsfußes. Wenn 
der Staat für ein Verſprechen von 5 Proc. nur 90 Kapital be: 
fommt, fo wird er für ein Verſprechen von 5%, Proc. 100 be 
kommen. Will er alfo den Emiffionscurs mit dem runden Nenn: 
werth gleichmachen, jo muß er ftatt des feften Zinsfußes von 
5 Proc. einen Zinsfuß ſetzen, der bewirkt, daß ihm wirklich der 
Betrag des Nennwerths feiner Obligation bezahlt wird; im obi- 
gen Fall müßte er ftatt 5 Proc. 5%, Proc. verſprechen u. |. m. 
Oder: will der Staat den Nennwerth feiner Obligationen voll- 
bezahlt befommen, jo muß er erfteng wiſſen, wieviel er für je 
5 Proc. Zins an Kapital befommen würde, und zweitens dig 
Differenz zwiſchen diefem Kapital und dem Nennwerthe von 100 
gleichfalls zu 5 Proc. berechnen und fein Zinsverſprechen um 
diejen Zinsbetrag erhöhen. 

* Die Frage ift nun, welches Verfahren das richtige ift. Zus: 
erft ift gewiß, daß bei dem erften, wo der Zins und der Nenn: 
werth feitfteht, der Emiffionscurs aber von dem Ietern abweicht, 
der Staat für eine viel größere Summe belaftet ift, als er wir 
lid) befommen hat, da er 3. B. nur 90 befommt und 100 ſchul⸗ 
dig wird, oder bei 4 Proc. nur 75 u. f. m. Die Summe ber 
Binfen dagegen, die er verfpriht und die er zahlen muß, wird 
trotz der Erhöhung der Nominalſchuld nit Meiner, denn er 
braucht 100; er verfpricht 4 Proc., er erhält 75; er muß baber, 
um zu 4 Proc. die nothwendigen 100 wirklich zu erhalten, jet 
125 verſprechen; dann befommt er 100, aber da er nicht das 
Erhaltene, fondern das Verſprochene mit 4 Proc. verzinft, je 
muß er bei einer Nominalſchuld von 125 und bei einem wirk⸗ 
lichen Erlös von 100 ebenfo gut 5 Proc. geben, als hätte er 
gleih 5 Proc. verſprochen. Daher fagt man, daß es beſſer fei, 
lieber gleich die Zinfen fo hoch zu ſetzen, daß fie, kapitaliſirt zu 
5 Proc., den ganzen Betrag der Nominalſchuld ausmachen, alfe 
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wenn ein Staat z. B. für 5 Proc. nur 50 Emiſſionscurs bekäme, 
lieber glei 10 Proc: zu verfprechen und dafür. 100 Emiffionse 
cur ſich zahlen zu laſſen. + . 
Zweitens ift es ebenjo gewiß, daß, wenn der Staat die 

Schuld tilgen muß, er den Nominalbetrag und nicht den Emif- 
fionscurs zu zahlen hat. Da nun der Staat-jeine Schuld dod, 
wenn auch langjam, zahlt, jo wird der Darleiher ftets die Wahr: 
ſcheinlichkeit für fi haben, daß der Staat ihm einmal den No- 
minalbetrag ftatt des Emiſſionscurſes zahlt und daß er daher die 
Differenz zwifchen. beiden gewinnt, oder: „daß die Wedhielfälle 
auf höhere Nominalfapitalien für den Darleiher um fo günftiger 
und für den Staat um fo ungänftiger find, je ftärker der Zins— 
fuß der Nominalfapitalien von dem effectiven Betrage der Zinfen 
abweicht.” (Nebenius.) Selbſt da, wo die Tilgung feine feite 
ift und, der Börjencurs entjcheidet, foll ein Steigen über den 
Emiſſionscurs, alfo ein Berluft des Staats um die Differenz des 
Emiffions- und Börfencurjes, bei der Einlöfung Regel fein. 

Aus diefen Gründen hat fi die Theorie entſchieden für dies 
jenige Operation erflärt, nach welcher der Staat in feiner Oblis 
gation nie mehr verſprechen fol, al3 er wirklich empfangen bat, 
dagegen den Zinsfuß zu derjenigen Höhe fteigen laffen muß, 
welche nothwendig ift, damit der Rennwerth dem Emiffionscurs 
gleichftehe, damit er nicht mehr ſchulde, als er empfangen. 

Trotz der feheinbaren Klarheit diefer Säge ift dennoch die 
Praris ganz entſchieden gegen diefe Theorie, nebſt einigen unters 
geordneten Gründen mejentlih aus einem durdhgreifenden Ge: 
fichtspunkt. 

Der Werth und der Börſenpreis eines Zinsverſprechens 
unterliegt nämlich Einflüffen, welche viel zu Heine Differenzen 
im Emiſſionscurs hervorbringen, al3 daß der Zinsfuß ihnen fol- 
gen könnte. "Schon eine Differenz von 5 Proc. im erftern kann 
nur duch Y,0 Proc. des. Zinsfußes ausgedrückt werben; Fleinere 
Differenzen gar nicht. Wenn man für 3 Proc. Obligationen zu 
100 Nennwerth 90 bekommt, jo ift es leicht, für 5%, Proc. 
100 zu befommen; wenn man aber 98%, oder eine ähnliche 
Summe belommt, jo ift der Zinsfuß von 5 Proc. gar nicht fo 
einzurichten, daß er einer Emiffion zu 100 entſpräche. Es ift 
deshalb ganz einfach unthunlich, vermöge der Steigerung des 


538 


‚Hinsfußes zu bewirken, daß der Emiffionzeurs den Nennwerth 
genau dede. Diefe ganze Theorie hat daher der Praris gegen 
‚über durchaus das Unrecht eines unpraltiihen Grundſatzes. 

Dies ift bisher die Lage diefer Frage geweſen. Merkwürdi— 
gerweile hat man dabei die wichtigfte Frage überfehen. 

Es läßt ſich durchaus nicht leugnen, daß die Differenz zwi 
ſchen dem Nennwerthe der Obligationen und der im Emiffions 
curs empfangenen Summe ein Widerſpruch ift, deſſen Hebung 
um fo nothivendiger erſcheint, ald der Nominalbetrag der Schuld 
dadurch in einer für den Credit bedenklichen Weile fteigt. Und 
mit vollem Recht fordert man eine Abhülfe. 

Diefe ift aber abfolut unmöglih, wenn man nicht das 
jenige Element hinwegbringt, welches alle diefe Schwierigkeiten 
macht, und dies Element ift eben der Nennmwerth der Obliga⸗ 
tionen. Es ift durchaus nicht einzufehen, weshalb bei denjenigen 
Staatsſchulden, die nicht eine zeitlich beftimmte Tilgung haben, 
die Obligationen des Staat? auf ein Kapital lauten ſollen, da 
eine Staatsiguld ja eben nur ein Zinsverſprechen ift. Sobald 
man aber ftatt eines Nennwerths nur eine Rente conftituirt, jo 
ift der Widerſpruch gehoben und der Emiffionscurs hat gar fein 
Verhältniß und mithin auch fein Misverhältnig mehr zum Nenn 
werthe; die Schuld des Staats lautet nur auf und enthält nur 
die Zinfen, und die Tilgung befteht im Rücktauf der. Rente. Du 
bei wird es niemand einfallen, zu glauben, daß mar jemals 
die völlige Webereinftimmung der Rückkaufs- und der Emil: 
fionsfunme erzielen kann, und das ift auch durchaus nicht nöthig, 
denn bier wie dort ſchuldet der Staat fo viel Kapital, als fein 
Rentenverfprechen mwerth ift. 

Es gibt daher für die Löfung diefer Frage Fein anderes 
Spftem al3 die völlige Aufhebung der Ausgabe von Obligaties 
nen und die Einführung des Verkaufs der Rente an ihrer Stelle, 
wie e8 in Frankreich geſchieht; nur daß dann allerdings auf 
alle Lotterietilgungen oder ſogenannte Lotterieanleihen weg 
falen, was durchaus ebenfo. rationell und nothwendig ift als die 
Aufhebung der Staatsobligationen. 

Der: in Beziehung auf diefe Frage ift das franzoſiſche 
Syſtem des Verkaufs der Rente ſtatt der Obligation das einzig 
richtige. 





589 


Eine ganz andere Frage ift dabei, ob alsdann, wenn bie 
Prineip anerkannt ift, man lieber eine Rente von 5 Proc., 4.8. 
zu 133, oder eine Rente von 4 Proc. zu 100 verkaufen fol. 
Das ift denn Sache einer einfachen Zinsrechnung, bei ver ſtets 
nicht ein theoretifher Sag, ſondern die Hühe des Angebots für 
eine beftimmte Rente entjheiden muß. Nur das Misverftändnig 
über den erften Punkt hat diefen zweiten rein mechaniſchen als 
Hauptſache eriheinen laſſen. 

Allerdings werden ſich danach die Grundſätze für die Tilgung 
weſentlich modificiren, je nachdem man Obligationen oder Renten 
als Form der feften Staatsſchuld aufitelt. 


Der ganze Streit über kiefe Frage ift mit großem Aufwande 
von Scharffinn von Nebenius misverftanden und dann von Malchus 
und Rau ebenfo fortgeführt worden. Statt ven Widerſpruch durch 
Anerfennung der Rente als der einzig rationellen Form, alſo ohne 
allen Nennwerth einer Obligation, zu löfen, haben fih die Schrift: 
fteller verleiten laſſen, infolge einer Rede von Laffitte (Moniteur, 
1828, Nr. 136) ven Sag aufzuftellen, daß es befier ſei, ven 
Emiffionzcur3 und den Nennwerth gleichzuftellen durch höhern Zins: 
fuß, als geringen Emiffionscur bei feftem Rennwerth anzunehmen, 
fo nahe es aud lag, zu erkennen, daß dies bei Heinen Differenzen 
eben unmoglich ift und daß ebendeshalb die Praxis durchaus bei 
der Fefthaltung des feften Nennwerths und bes eventuellen Emiſſions- 
curſes beharste. Sie fahen nicht, daß Laffitte's Rede gar nicht hier: 
ber gehört, weil Frankreich eben feine Staatsobligatien mit feſtem 
Nennwerth, ſondern nur einen« feſten Binsfuß bat, und daß durch bie 
Ausgabe von Obligationen namentlich bei den Lotterieanleihen den 
Staaten ungeheuere Verlufte erwachſen. Hier kann einzig und allein 
das Princip der Rente anftatt des Princips der Obligationen helfen 
und niemanb wird darüber zweifelhaft fein können, der beive Seiten 
der Sade erwägt. 


C. Bie Tilgung der Staatsfhulden. 


Es ift ſchon im allgemeinen Theile gefagt, dab die Staats- 
ſchuld einen andern Charakter hat als die Privatſchuld. Sie ift 
ein Anlagekapital, das durch die Erhöhung der Steuerkraft, 
welche aus ihrer richtigen Verwendung dem Princip nad) Yervor- 
geben fol, ſich jelbft amortifirt und zwar indem bie Vermehrung 
des Steuerbetrags die. Zinfen und die Rüchzahlung der Schuld 
deckt. Die Tilgung der Staatsſchuld tft daher ihrer allgemeinften 
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Natur nad ein einfacher, wenn auch durch Umfang und mit: 
wirkende Elemente höchſt großartiger wirthſchaftlicher Proceß, 
deſſen Grundlage der Gewinn des Anlagekapitals durch die Er 
trägniſſe der Anlage felbft ift. 

Dies an fi einfache Verhältniß wird nun dadurch verwickelt 
daß die Gläubiger des Staats nicht‘ auf den Zeitpunkt warten 
wollen oder Können, bis zu welchem jene eigentlich twirthicaft: 
lie Amortifation durch die Erhöhung der Stenerksaft eintritt, 
und · zwar um jo weniger, je größer die Summe der Staats- 
ſchuld wird, felbft dann, wenn auch gleihmäßig die Steuerkraft 
machen würde. Denn jedenfalls ift die Summe der Schuld eine 
fefte, die Steigerung der Steuerfraft aber und mithin der Procch 
der wirthſchaftlichen Amortiſirung unſicher. 

Dies Verhältniß hat zu ſeiner nächſten Folge, daß der Preis 
der Staatsobligation in dem Grade ſinkt, in welchem bie wirb 
liche Rüchzahlung unfiher wird, oder, daß der Emiſſionscurs 
der Staatsſchuldverſchreibungen gegen den Nennmerth derjelben 
mit der Summe ber Staatsjhulden zurüdzugehen droht. 

Da nun die Summe der Staatsſchulden beftändig fteigt, jo 
hat man, um dem Effect hiervon, dem Zurüdgehen des Emiſſions- 
curfes, vorzubeugen, an die Herftellung eines förmlichen Spftems 
der Rüdzahlung gedacht, das im Laufe der Zeit ſich in beftimm: 
ten Richtungen ausgebildet hat und jegt ala ein förmliches Spitem 
der Tilgung daſteht. Die Darftellung diefes Syſtems und feiner 
Elemente ift die Aufgabe des Folgenden. 

Es ergibt ſich aus dem Obigen, daß diejes Syftem der Tik 
gung eine doppelte Bedeutung hat, und diefe Unterſcheidung if 
für das Verftändniß des Ganzen wie de3 Einzelnen ſehr we 
ſentlich. 

Die Tilgung ſoll nämlich erſtens dasjenige von der Staats- 
ſchuld abzahlen, was wirklich als amortiſirt betrachtet werden kann. 
Dies beſteht in denjenigen Summen, die der Staat jährlich von 
feinen Ausgaben übrig hat. Die Rüchzahlungen ber Staatsſchul⸗ 
den, die daraus hervorgehen, können wir die wirkliche Tilgung 
nennen. 

Die Tilgung dat dagegen, zweitens die nicht minder wichtige 
Aufgabe, den Emiſſionscurs der Staatsfhulden zu heben, indem 
fie für eine beftimmte Schuld eine beſtimmte Tilgung veriprihh 
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die alsdann von dem wirklichen Ueberſchuß der Einnahme über 
die Ausgabe gänzlih unabhängig ift und daher eventuell nur 
durch Aufnahme einer neuen Anleihe möglich gemacht werben 
Tann. Diefe Rüdzahlungen können mir die finanzielle Tilgung 
nennen. 

Daneben Tann gleihfal3 die Ordnung der Tilgung eine 
zweifache fein. 

€3 kann entweder gar Feine gejeglihe Beftimmung über die 
Größe, die Art und die Zeit der Rückzahlungen vorhanden ein, 
jondern diefe Fönnen ganz dem Gange der Staatswirthſchaft und 
dem Ermeffen der Finanzverwaltung überlaffen bleiben. Diefes 
Verhältniß nennen wir die freie Tilgung. 

Oder es können irgendwelche gejegliche Beftimmungen über 
die Rüczahlungen entweder gleich bei, der Gontrahirung der Schulb 
oder fpäter erlafjen werden. Diefe Tilgung ift die geſetzliche 
Tilgung. 

Das BVerhältniß der Tilgungsatten zu der Tilgungsordnung 
beruht nun auf folgenden einfachen Regeln. 

Je mehr der Staat zu einer wirklihen Tilgung fähig ift, 
um fo mehr ift die freie Tilgung zuläffig. 

Jede gefeglihe Tilgung hat zu ihrer eigentlichen Aufgabe 
nit fo fehr die wirflide Tilgung als vielmehr die Erzielung 
eines möglichſt hohen Emiffionscurjes der Staatsobligationen. 
Sie wird daher in dem Grade nothiwendiger, in weldem die wirt: 
lie Tilgungsfähigfeit geringer wird. 

Jede geſetzliche Tilgung wird, da jie Art, Größe und Zeit 
der Tilgungsquote unabhängig von der wirklichen Tilgungsfähig- 
feit der Finanzwirthſchaft beftimmt, ihrerjeits ſehr häufig mittel- 
bar oder unmittelbar in die Lage kommen, eine alte Schuld durch 
eine neue zu tilgen oder zu einer rein finanziellen Tilgung zu 
erden. 

Dies Verhältniß ift jedoch nicht immer ein Widerſpruch, ons 
dern erſcheint vielmehr als eine Finanzoperation, die je nad den 
Umftänden günftig oder ungünftig ausfallen Tann. Wenn näm: 
lich auf Grundlage der gefammten Staatzentwidelung die Wahr: 
fcheinlichfeit vorhanden ift, daß eine fpätere Schuld zu einem 
höhern Emiffionscurje als die frühern contrahirt werden Tann, 
jo ift eine gefeglich beftimmte finanzielle Tilgung höchſt zweck⸗ 


542 

mäßig, weil fie zugleich den Emiffionscurs der erften Schuld hebt 
und die effective Schuld derſelben mindert. Es ift daher die 
Sade einer keineswegs blos finanziellen, jondern zugleich ftaat3- 
manniſchen Berechnung, darüber zu entſcheiden, ob und in wel= 
chem Umfange die gefegliche Tilgung trogdem richtig ift, daß fie 
feine wirkliche, fondern nur eine ſcheinbare ift. 

Es folgt aus allem diefem, daß es kein abfolutes Syſtem 
der Tilgung geben kann und daß man ein gegebenes Tilgungs- 
fofteM weder an und für fih als gut noch als ſchlecht bezeichnen 
darf, fondern jedes Tilgungsfpften muß nad) den gegebenen 
Verhältnifien des einzelnen Landes beurtheilt- werben; nur die 
Elemente deffelben find gleich, nicht ihre Anwendung. 

Was nun die Formen der Tilgung betrifft, jo muß man 
allerdings zwiſchen der freien und, gejeglichen beftimmt unter: 
ſcheiden. Die Form der freien Tilgung ift feine andere als der 
einfache Rückkauf der umlaufenden Obligationen des Staats nad 
Maßgabe des Ueberſchuſſes. Dabei wird der Möglichkeit eines 
zu hohen Börfencurfes allerdings nur durch das durchgreifende 
Mittel der Binfenreductionen vorgebeugt, das freilich für ſich 
eine felbftändige Form der Zinfentilgung ift. Die gefegliche Til: 
gung dagegen bat drei ganz beftimmte Formen, den Tilgungs- 
fonds, die Lotterieanleihen und diejenige, die wir die Procentual- 
tilgung nennen möchten und die wieder ihrerfeit3 direct zu der 
Binjenreduction binüberführt. 

Die Literatur über die Schuldentilgung ift nicht reich an Schrif- 
ten, aber die vorhandenen Bearbeitungen find fehr eingehend. Aller: 
dings wird die Tilgung ihrem Wejen nah nirgends als eine Amor: 
tifirung eines Anlagelapital3 erfannt, fonden immer nur als ein 
ſache Abzahlung angefehen, und daher auch mande einfeitige Urtheile 
über die finanzielle Tilgung, die nur zu oft ohne weiteres verurtheilt 
wird, weil fie feine wirkliche enthält, ohne daß man dabei ihre 
Vortheile erkennt, wie z. B. Rau. Die Lotterieanleihen werden ſtets 
als eine Schulvenart betrachtet, ftatt fie als cine Tilgungsform, die 
gefeglih mit ver Schuld verbunden ift, zu betrachten. Daß endlich 
die Tilgung im Grunde ein Spitem. ift, wird gleichfalls nicht ges 
börig verftanden. Dennoch find die einzelnen Bearbeitungen reich 
und werthvoll. 
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Tilgungöplan und Tilgungsanftalt.” 





Das Weſen der gefeplihen Tilgung, die vorzugsmeife die 
Beſtimmung hat, durch die Feftitellung einer erneuerten Rüds 
zahlung den Emiſſionscurs der Obligationen zu heben, bringt es 
mit fi, daß diefe Nüdzahlung von dem Verhältniß zwifchen 
Einnahme und Ausgabe des Staat? unabhängig gemacht wird. 
Denn erft die darin ‚liegende Sicherheit der Rückzahlung ift e8, 
welche den Obligationen ihren erhöhten Werth gibt. 

Eine folde Unabhängigkeit der Rückzahlung von den Ein- 
nahme= und Ausgabeverhältnifien der Finanzwirthichaft fordert _ 
nun zuerit die Aufftellung einer beftimmten jährlichen Summe 
al3 regelmäßiger Ausgabe des Staats, melde ausſchließlich für 
die Nüczahlung verwandt werden fol, verbunden mit der Bes 
ftimmung über die Form und Seit der einzelnen Rückzahlungen 
und ber Berechnung der vermittelft diefer Summe ſchließlich für 
die ganze Schuld zu effectuirenden Rüdzahlung. Dieje Momente 
zufammengenommen bilden den Tilgungsplan. Die Anerkennung 
diefes Plans als einer geſetzlichen Aufgabe der Finanzverwaltung 
bildet das Tilgungsgeſetz. 

Man Tann nun einen folhen gejeglihen Tilgungsplan ent: 
weder für die gefammte Staatsſchuld haben oder für jede einzelne 
Schuld. Für die gefammte Schuld hat derjelbe nur dann Ein 
fluß auf den Werth der Obligationen, wenn entweder die ganze 
Schuld fehr Hein oder die gejeglihe Tilgungsrate eine jehr große 
it. Daher ift ein allgemeiner geſetzlicher Tilgungsplan nicht 
zwedmäßig. Dagegen erfcheint ein folder für jede einzelne Schuld 
als höchſt wirkſam, wenn er fofort bei der Contrahirung berfel- 
ben gefeglih anerfannt und ausgefproden wird. 

Das Tilgungsgefeg hat aber auch in diefer Form feine 
volle Selbftändigteit nicht erreicht, fondern dies ift erft dann der 
Tal, wenn die Vollziehung des Inhalts diefes Gefeges ſoviel als 
möglich kinem Organ’ übertragen wird, das feinerfeits ohne Rüd- 
fit auf die mirklihe Tilgung die gejeglihe Tilgung vollzieht. 
Ein foldes Drgan nennen wir eine Tilgungsanftalt, 
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Die hohe Bedeutung von Tilgungsplan und Tilgungsanftalt 
Tiegt aber keineswegs ausihließlih in ihrem unmittelbaren Ein- 
fluß auf die wirkliche Rückzahlung der Staatsihuld, fondern fie 
find vielmehr die Ausgangspunfte für die felbftändige Verwal 
tung der Staatsſchulden überhaupt geweſen, indem fie duch das 
BVlanmäßige zu einer felbftändigen Berechnung der Staatsichul- 
den und der Rückzahlungsfähigkeit des Landes, durch die Func— 
tion der Anftalt zu erhöhter Sparfamkeit angetrieben, zum Theil 
fogar erft dazu gewirkt haben. Erſt dur fie iſt es möglich ge— 
weſen, die erfte große Aufgabe unferer heutigen Finanzverwal- 
tung in dieſem Gebiete, theuere Schulden durch billige Schulden 
zurüdzuzahlen, überhaupt zu verftehen und aud durchzuführen. 
Die Geſchichte des Staatsſchuldenweſens ift auf allen Punkten 
die Bethätigung dieſes Grundſatzes und die untergeordneten For— 
men des Tilgungsfonds und der Lotterieanleihen haben endlich 
zu dem böchften Ausprud deſſelben, der Zinfenreduction geführt, 
die am Ende ftets das Ideal der Schuldentilgung der Staaten 
bleiben wird. 

Es gibt daher auch erft jeit dem Auftreten ber gejeglichen 
Tilgung eine Theorie der Staatsſchulden und im Grunde auch 
der Berwaltung derfelben. Die allgemeinften Grundlagen find 
dabei das Verhältniß von Tilgungsplan und Tilgungsanftalt. 

Jede Tilgungsanftalt muß nämlich ihren Tilgungsplan ha— 
ben, aber ift es nicht nöthig, daß jeder Tilgungsplan eine eigene 
Anftalt fordert. Im Gegentheil find die Tilgungsanftalten im 
Begriff zu verſchwinden umd die Functionen derfelben werben 
den Staatsfaffen unmittelbar zugewieſen. 

Dagegen muß jeder Tilgungsplan auf die völlige Tilgung 
der Schuld berechnet fein, und hier ift es, wo die größten Irr— 
tpümer im einzelnen begangen und erft langſam verſchwunden 
find, ohne doch den Werth gefegli anerkannter Tilgungsplane 
aufgehoben zu haben. Dieje Irrthümer haben ihrerjeits wieder 
zur wiſſenſchaftlichen Betrachtung . des Tilgungsweſens ımd des 
Staatscredit Überhaupt geführt und damit den Grund der 
Staatscreditverwaltung im höhern Sinne gelegt, wobei nur 
der zu ftreng feltgehaltene Standpunkt der Privatwirthſchaft 
Einfeitigkeiten in der Beurtheilung des Ganzen hervorgeru— 
fen hat. 
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In der. That nämlich ftehen die Tilgungsanftalten nicht 
etwa blos nebeneinander, jondern jie werden von dem Gele 
beherrſcht, daß jede Creditverwaltung, fobald die Summe der 
Staatsſchuld eine gewiſſe Höhe erreicht hat, zuerft daran denkt, 
die Schuld fo billig als möglich” zu machen, und dann erft an 
die wirkliche Tilgung gebt. Es leuchtet ein, daß eine wirkliche 
Tilgung einer hochverzinſten Schuld nie fo wichtig werben 
tann als die Verwandelung einer folden in eine niedrig ver- 
zinſte. Die Aufgabe der Schuldentilgungsplane hat damit, viel- 
leicht zum Theil ohne daß man es direct beabfiäitigte, ihren 
Charakter geändert. Sie ift weit mehr auf die billige Verzinſung 
als auf die Abzahlung gerichtet, und daher ift die Zinfenrebuction 
theoretiſch und praktiſch der jüngfte, aber auch der beveutjamfte 
Theil des Tilgungsweſens geworden, deſſen Hauptformen jetzt 
folgen. 


Am geündliften und genaueften hat in der deutſchen Literatur 
unzweifelhaft Nebenius ven Gegenftand behandelt; er hat zuerit ner 
ben die allgemeinen Begrifje und Regeln vie praftifhe und mathe: 
matiſche Grörterung bingeftellt. Cr hat dadurh der gefammten Fir 
nanzwifjenihaft einen wefentlihen Dienft erwieſen. Das achte Kapitel 
ſeines „Deffentlihen Credit” ift vielleicht der vorzüglichfte Theil 
feines Werks, obgleid er dabei in vielem Einzelnen auf den Schul: 
tern der englifhen Literatur fteht. Sein Gedankengang, der, wie 
man mol jagen kann, zur Grundlage der Beurtheilung dieſes Ge: 
biets geworben ift, ift weſentlich folgenver: Es ift mahr, daß jeder 
Tilgungsplan, wenn man ihm nur die gehörige Zeit gibt, jede 
Schul tilgt, ja daß mathematiſch z. B. in 299 Jahren 75 Fr. 
im Stande find, 3000 Mil. Fr. zu tilgen; dennoch ift es eine 
Illuſjon, ſich auf einen folhen Tilgungsproceß zu verlafien, denn 
„von einem effectiven Tilgungsfonds fann nur da die Rede fein“, 
wo der Staat einen Ueberihuß der Einnahme bat. Jeder Tilgungs- 
plan unterliegt beftänbigen Abweichungen, vie theils in den Ber: 
bältniffen, theils in den Perſonlichkeiten liegen; es vermindert ſich 
im Gegentheil die Neigung zum Sparen, menn die Erfparnifie ftei- 
gen. Allerdings laſſen ſich große Vortheile niht abſprechen, allein 
es läßt fi nicht annehmen, daß die Fähigkeit zur Nüdzahlung 
mit dem gleihen Erponenten wie ein auf Zins und Zinfeszinfen 
angelegte® Kapital mache. Wenn man daher regelmäßige Tilgung 
wolle, fo folle man wenigftens feine progreffive durch ven Tilgungs- - 
fonds, fonbern eine gleihbleibende einjegen unb den Fonds daher 
nicht wachſen lafien, ſondern ihm gleich „die Stärke geben, welde 

Stein, dinanzwiſſenſchaft. 35 
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der Größe der Schuld angemefjen gefunden wird“. Hier liegt der 
Unterſchied zwiſchen dem Tilgungsfonds und der Procentualtilgung 
angebeutet und nur nicht genug formulirt. Rau hat dies misver 
itanden, wegen der Mängel des Tilgungsfonds vie geſehlichfinan 
zielle Tilgung überhaupt verurtheilt, indem er die freie Tilgung” 
ganz an ihre Stelle jegen will. Beide haben das entſcheidende 
Princip überjehen, daß man, wenn man eine Schuld ſchwer oder 
gar nicht tilgen kann, vor allen Dingen danach trachten muß, bik 
lige Schulden an die Stelle von theuern zu jegen. Und in vielem 
Mangel liegt bei beiden der mejentlihe Mangel ihrer ganzen Auf: 
fafjung der Tilgungsfyfteme und der Tilgungsthätigteit. 


. I Der Tilgungsfonds. 

Der Tilgungsfonds als erſte ſelbſtändige Schuldentilgungs 
anftalt beruht auf dem mathematiſchen Satze, daß jede, auch die 
kleinſte Summe durch ihre jährlihen Zinfen im Stande ift, jede 
Schuld zu tilgen, und daß man daher zum Zwece der Staat 
ſchuldentilgung nur ein beftimmtes Kapital auszufegen braudt, 
deſſen Zinfen zum Rückkaufe der betreffenden Schuld definitiv be 
ftimmt find, um diefen Rückkauf in einer beftimmten Zeit zu be 
werfitelligen. 

Um diefen an ſich einfachen Gedanken auszuführen, mußten 
zwei Einrichtungen getroffen werden, die in ihrer jelbftändigen, me 
nigftens principiell von der übrigen Finanzverwaltung geſchiede 
nen Thätigfeit dasjenige bildeten, was wir den Tilgungafonds 
nennen. 

Es mußte erftens eine beftimmte Summe auögejept werden, 
deren jährliche Zinfen der übrigen Finanzverwaltung entzogen 
und mur zum Rückkauf der Staatsihuldenobligationen be 
flimmt waren. 

Es wurde zweitens, um die Summe diejes Rücktaufs zu ver: 
größern, außer diejen Zinjen dem Tilgungsfonds meiftens ned 
eine beſondere jährliche Dotation zugewieſen, die gleichfalls zum 
Nückauf ausſchließlich beftimmt fein folte. Sobald indeß dieſe 


Dotation nicht in einer einmal beftimmten Summe, ſondern it 


einem beftimmten Procentualbetrage der Schuld befteht, verliert 
fie ihren Charakter als Dotation des Tilgungsfonds und gehört 
der Procentualtilgung (ſ. unten). 

Die Verwaltung diejer Summe und dieſer Einnahmen wird 
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dann einem eigenen Organ übergeben, defien Aufgabe es ift, 
mit den Zinjen der Tilgungsjumme und der zugleich überwiefe 
nen Dotation die Rückkäufe der Obligationen vorzunehmen. Dieje 
Verwaltung hieß dann die Adminiftration des Tilgungsfonds. 
Diefe an fi einfache Idee fchien ihre höchſte Vollendung 
dadurch zu finden, daß man die Tilgungsiunme glei von der 
Summe der gemachten Anleihe abzog und jie als Fonds für 
die Tilgung conftituirte. Der Gang des Gejhäfts war dann ein 
fach. Da diefer Tilgungsfonds jelbft Obligationen des Staats im 
Depofito hatte, jo hob er die Zinſen diefer ‚Obligationen ein und 
mit dieſen Zinfen kaufte er dann wieder Obligationen, deren 
Zinſen zum neuen Ankauf von Obligationen verwendet wurden. 
Auf diefe Weile entftand ein eigenthümliches Verhältniß. Der 
Tilgungsfonds kam fucceffive in den Beſitz der Obligationen und 
der Staat war daher fein eigener Schuldner und zahlte fi 
jeloft die Zinjen feiner Schuld. Die Verminderung der Schuld 
war daher ziffermäßig gar nicht vorhanden, ſondern nur durch 
die Subtraction des Beitandes des Tilgungsfonds von der ger 
fammten Obligationsfunme erſichtlich. Die Operationen des Til- 
‚gungsfonds beruhten mithin darauf, daß der Staat bei vermins- 
derter effectiver Schuldenlaſt dennoch ftets diefelbe Summe an 
Zinſen zahlte. Der Tilgungsfondg war der Gläubiger der Finan— 
zen und die Verminderung ber Schulden mußte im dem Grade 
zunehmen, in weldem der Tilgungsfonds eine größere Summe 
von Obligationen für feine Fundirung erwarb. 
- Infolge defien ergab ſich aber bald der Widerſpruch, daß 
zwiſchen der wirklichen Schuld und der Zinfenfumme ein Mis- 
verhältniß entftand. Die Zinfenzahlung für die im Beſitze bes 
Tilgungsfonds befindlichen Obligationen verlor ihren Charatter. 
° Sie ward mehr und mehr zu einer Rüdzahlung der Schuld, und 
es ergab fi) daher, daß diefe Rückzahlung ftieg, weil bei gleicher 
Zinszahlung ein immer größerer Theil auf den Tilgungsfauf ver- 
wendet werben konnte, ohne Rückſicht darauf, ob die Staats: 
wirthſchaft wirklich in der Lage war, überhaupt Rüdzahlungen 
zu maden. Das Princip des Tilgungsfonds trat daher allmäh— 
lich in einen fortfchreitenden Widerfprud mit dem Princip der 
Rüdzahlung, welche überhaupt nur dann eintreten fann, wenn bie 
. 35 * 
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ueberſchüſſe vorhanden find. Man fing daher meiſtens an, 
zuerſt die Dotationen de3 Tilgungsfonds einzuziehen und zu ans 
dern Ansgaben zu verwenden. Dann aber zeigte fi ein neuer 
Widerſpruch. Der Tilgungsfonds blieb trogdem im Beige einer 
Menge von Obligationen. Die Finanzen famen dabei in die Lage, 
oft Anleihen machen zu müſſen, während fie in dem Tilgungs- 
fonds einer Staatsſchatz befaßen. Das erſte bewies, daß die Ba— 
ſis aller .Rüdzahlung, der effective Ueberſchuß, fehle; das zweite 
war troßdem eine ohne Rückſicht auf die Finanzlage vorgehende 
Rückzahlung. Es war daher natürlih, daß die Finanzen allmäh— 
lich dahin gelangten, lieber den angewachſenen Fonds der Til: 
gungsanftalt anzugreifen. und die im Tilgungsfonds vorhandenen 
Obligationen auszugeben, als eine neue Schuld zu. contrahiren 
und dem Deficit noch die Laft neuer Zinfen aufzubürden. Daher 
wiederholte Benugungen des Beftandes der Tilgungsfonds. End» 
lich aber erlannte man, daß der eigentlihe Zweck der Tilgungs- 
fonds, die Herftellung mohlfeilerer Schulden anftatt theuerer, 
duch den Tilgungsfonds nicht erreicht, vielmehr nur noch mehr 
entfernt werde.- Denn da die Zinfenlaft während der Operation 
der Tilgungsfond® beftändig glei) blieb umd die Verminderung 
der effectiven Staatsſchuld immer erft für die Maſſe der Gläubi— 
ger dur) ein Rechenerempel erreicht werben fonnte, jo erſchien 
das Deficit eben dũrch die Operationen und Rechte des Tilgungs- 
fonds immer größer und der Staatscredit ward dadurch für 
neue Schulden theuerer, ftatt billiger zu werden. Man kam da= 
ber auf die einfache und natürliche Bajis des Ganzen zurüd. Man 
bob den Tilgungsfonds einfah auf und übertrug die Tilgung der 
Schulden durch Rückkauf von Obligationen der Finanzverwaltung 
unmittelbar, und zwar entweder die aeſehuch vorgeſchriebene 
oder die wirkliche Tilgung. 
Die Tilgungsfonds haben daher jetzt faſt in allen Staaten 
aufgehört oder haben nur noch eine faſt nominelle Erxiſtenz. Ihre 
Junction ift den Finanzverwaltungen unmittelbar übertragen. 
Dennod haben fie höchſt nügli gewirkt. Denn fie haben faft 
allenthalben zuerft ben Grundgedanken einer Trennung der Staats- 
ſchuldenverwaltung von der Finanzverwaltung zum Ausdruck ges 
bradt. Sie haben dadurch zwei Dinge. hervorgerufen, die ohne 
fie ſchwerlich fo Zar und fo ſchnell ins Leben getreten wären. 
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Von ihnen aus ift der Gedanke zur. Geltung gefommen, daß die 
erſte Bafis der StaatScreditverwaltung die Ordnung des Staats- 
ſchuldenweſens fein müffe, und zweitens find fie der Ausdruck des 
Satzes, daß jeder Staat bei feinen Staatsſchulden foviel als 
möglich) die regelmäßige Rüdzahlung als Princip aufftellen müſſe. 
Diefe beiden Aufgaben haben fie vollzogen. Der befte Beweis da- 
für, daß es feinerzeit ebenfo richtig war, fie einzuführen, als es 
dann richtig ward fie aufzuheben, liegt darin, daß ihre Einfüh: - 
rung allenthalben die Eurfe gehoben, ihre Aufhebung fie nirgends 
gedrückt hat. 


Die Geſchichte des eigentlichen Tilgungsfonds und des Ueber— 
gangs zur Procentualtilgung (ſ. unten) iſt faſt allenthalben gleich 
und bildet vie Beſtätigung der obigen Sätze, namentlich in England, 
Frankreih und Defterreich. 
J Der erſte eigentliche Tilgungsſtamm in England entſtand unter Rob. 
Walpole 1716; ſchon 1728 ward er mit Verzinſung neuer Schulden be- 
laſtet; 1733 mußte er einen Theil feines Einfommens zu den Staats: 
ausgaben herbeizieben laſſen, womit im Grunde das Princip der Sache ge: 
brochen war. Stiftung eines neuen Tilgungsftamms unter Pitt mit 1 Mil. 
jäbrliher Einnahme, circa ein Drittel Procent der Schuld. Im Jahre 
1802 Berfhmelzung mit ver 1792 zuerft conftituirten Procentualtilgung. . 
Bis 1813 verſchiedene neue Plane. Im Jahre 1819 hatte der-Tilgungs: 
fonds eine Einnahme von 15%, Mil. Pf. St.„die dann zu den laufen: 
ven Ausgaben berbeigezogen, während dem Tilgungsfonds nur 2 Mil. 
*®. St. gelafien wurden. Im Jahre 1828 envlih wurde als de— 
finitiver Grundſatz angenommen, ven ganzen. Fonds aufzuheben-und 
nur nod die freie Tilgung gelten zu lafien. 
In Frankreich wurde die Amortifationstafle durch Gefep vom 
28. April 1816 ins Leben gerufen ober vielmehr der eigentlichen 
Tilgung der Schulden zugewieſen mit einem Kapital von 84 Mill. Fr. 
und einer Dotation von 20 Mil. Fr. (1817 40 Mil. Fr.). Die ges 
kauften Obligationen (Renten) follten von Zeit zu Zeit annullirt 
werben. Einftellung des Anlaufs, als die Rente Bari ftand 
(1825), mit Einleitung ver Converfion; wirkliche Tilgung. von 
32 Mil. Fr. Renten (1833). Bon va an geringe Ankäufe und 
bereitö allgemeine Verwendung des Ueberſchuſſes für andere Zwede. 
Bis 1848 hatte der Tilgungsfonds um den Preis von 1633,5 Mil. 
Fr. 2096 Mil. Fr. Rente getauft. Seit 1848 wird-bagegen lebig- 
ih dem Amortifationsfonds ein feinen Jahreseinkunften entipredhen« 
des Kapital zugute geſchrieben. v. Hod, ©. 529, 530. 
In Defterreih ward der Algemeine Tilgungs fonds am 22. Jan. 
1817 eingefegt mit einer Dotation von circa 2%, Mil. FL. jähr- 
lich und derjenigen Summe, welhe aus dem Crlös von Staats: 
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gütern ſich ergeben würde. Die Aufgabe dieſes Tilgungsfonds war 
indeß eine von dem englifhen und franzöfifhen weſentlich verſchiedene. 
Er follte vorzugäweife den Curs der Staatzobligationen heben; zu: 
glei ſollte er die felbftändige Verwaltung ver Staatsſchulden docu- 
menticen und warb zu dem Ende 1823 mit der „Direction zur 
Evidenzhaltung ver verzinslichen Staatsfhulo“ -verihmolzen. Gr 
Löfte feine Aufgabe fo gut, daß die Staatsobligationen bald Pari 
ftanden, und fhon 1829 nahm man daher die Dotation zurüd und 
ließ ihm nur mit den Zinfen der bereitd bei ihm vorhandenen Obli- 
gationen wirken; doch follten ihm von Zeit zu Zeit Ueberſchuſſe der 
Staatdeinnahmen zugewendet werden. Sein Stammvermögen war 
damald 209 Mil. ZI. mit 7,2 Mill. Zinfen. In neuerer Zeit hat 
der Tilgungsfonds aud dieſe Zunctionen verloren, indem er fein Ein: 
kommen bei der Staatäcentralfajle gegen vierprocentige Anweiſungen ver 
ſchwebenden Schuld abgab, bis endlich das Scheinleben des Til: 
gungsfonds durch Patent vom 23. Dec. 1859 gänzlich aufge 
hoben und an feine Stelle eine „Direction der Staatsſchuld'“ mit der 
Aufgabe, die Buchführung der Staatsfhuld und die Berlofungen und 
Tilgungen der Staatöfhuld zu leiten, eingefegt wart, An die 
Stelle der frühern Tilgung trat dagegen jet die Procentualtilgung 
(. unten). Bol Deſſary, a. a. D., 8.83 fg. 

Ueber ven bairijchen Tilgungsfonds (1. Oct. 1811) und ven badiſchen 
(neues Geſetz vom 31. Dec. 1831) j. Rau, $. 505—508. Den 
theoretiſchen Kampf gegen die Illuſionen des Tilgungsfonds begann 
Hamilton (1813), Andem er ven Sag durdführte, daß jede Tilgung, 
die nicht auf wirklichen Ueberſchuſſen beruhe, einen Sinn babe, und 
die ftatiftifche Rachweiſung binzufügte, daß England, während es 
von 1689—1812 618 Mil. geborgt, davon nur 38,9 Mil. zu: 
rüdgezahlt habe. Unter den Deutihen iſt eigentlih nur Nebenius 
zu einem Haren Refultate gelommen, indem er die auf der in geo: 
metriſchem Verhältniß wachſenden Kraft eines jolhen Tilgungsfonds 
beruhenden Tilgungsplane ſcharf harafterifirte und den Irrthum auf 
die Grundlagen des öffentlichen Credits zurüdführte (Rap. 8, $: 4). 
Im gleicher Weife hat Rau. ($. 505 fg.) denjelben Sa mit vielem 
einzelnen Material durchgeführt, jedoch ohne immer die Procentual: 
tilgung gehörig von dem Tilgungsfonds und feiner Operation zu 
ſcheiden, wodurd feine Darftellung nicht immer ganz Mar ift. Die 
einzelnen Gründe gegen den Tilgungsfonds, vie freilich aus bem obi: 
gen Grunde zugleich gegen die Procentualtilgung gehen, befonderd 
Har ($. 520 fg.). Die wichtige Frage, ob ein ſchiechter Zilgungd: 
fonds nicht noch immer befjer fei als die befte Lotterie, ift nur indis 
rect von Rau berührt worden. 
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IL Die Lotteriennleihen. 
Allgemeiner Begriff. 


Unter dem Gejammtnamen der Lotterieanleihen verfteht man 
zwei weſentlich verſchiedene Arten von Anleihen, bei denen die 
Lotterie eine jehr verichiedene Aufgabe hat. Die erfte diefer Ar- 
ten ift die verlosbare Anleihe, die zweite Art ift die eigentliche 
Lotterieanleihe. Beide Arten können auch wieder zu einer dritten 
gemeinſchaftlichen combinirt werden, die am beften als Anleihe 
mit Verlofung bezeichnet werden fann und die Momente der 
erften umd zweiten Art in ſich faßt. 

Der Unterfhied der beiden Arten beruht darauf, daß bei 
den verlosbaren Anleihen der Gegenftand der Lotterie die Til 
gung, bei den eigentlichen Lotterieanleihen dagegen die Verzinfung 
ift. Die gemeinichaftlihe Aufgabe der Einrichtung einer Lotterie 
bei einer Anleihe ift immer die Hebung des Emiffionscurfes. 
Beide Arten und natürlich mit ihnen die dritte fordern die Auf- 
ftellung eines beftimmten Plans für die Verlofung, der ſehr ver- 
ſchieden fein kann; bei beiden ift es zweckmäßig, wenn diefer Plan 
auf jeder einzelnen Obligation wenigftens in feinen Hauptpunt- 
ten angegeben ift. Alle Lotterieanleihen find neuern Urſprungs. 
Ihr Werth für die Erzielung des höhern Emiffionscurjes ift 
zweifelhaft; gewiß ift nur, daß jede zweckmäßige Lotterie fpäter 
den Curs bedeutend über Bari hebt und daher einen andern 
Rücktauf als den durch die.Verlofung unthunlid macht. In Bes 
ziehung auf die volkswirthſchaftlichen Folgen überhaupt und auf 
die effectine Belaſtung der Finanzen durch diefelben ift die Frage 
jedod durchaus Feine günftige zu nennen. Namentlich in Bezug 
auf den legten Punkt find die Verhältniſſe beiver Arten fehr ver- 
ſchieden. 

Die ganze Lehre von ven Lotterieanleihen iſt ſtets unter den Ar 
ten der Staatsanleihen aufgeführt. In der That gehören aber nur 
diejenigen Lotterieanleihen unter die Arten, bei welchen durchaus 
keine Rüdzahlung durch Verloſung ftattfindet, fondern nur die Binz 
fen verloft werben. Es ſcheint daher am pafjendften, fie hierher zu 

ellen. 

f Das Princip der Verlofung gehört andererfeit® unter die Schuld 
operationen bed Staat? bei Anleihen und muß” vaher in feiner 
Zwedmaßigkeit von denfelben Geſichtspunkten wie biefe betrachtet 


552 


werden. Die Lotterieanleihen ftammen in ihrer allgemeinen Anwen: 
dung aus dem Anfange unjers Jahrhunderts. Sie bieten eine 
große Menge von Varietäten dar, bei denen die Berechnung des 
Berhältniffes von Zins und Prämie natürlih die Hauptſache if. 
Unger, „Handbuch der Staatzlotterieanleihen (1841), bat eine 
Sammlung der neuern von 1820 an mit genauer Berechnung ge 
geben; über die Natur derſelben vgl. beſonders Dettinger „Theorie ver 
Lotterieanleihen” (1844). Nebenius hat fie zuerft in die eigentliche 
Finanzwiſſenſchaft eingeführt (S. 343 fg.); doch herrſcht bei,ihm die 
Grundoorftellung, als ob die Lotterie entweder einen Verluſt für vie 
Gläubiger oder für ven Staat enthalten müfje, was durchaus nicht 
mothiwenbig ift. Au Malchus ($. 91) hält fie mit gutem echt für 
„toftbarer als andere Methoden‘; das Hauptmoment, daß bei den 
Nüdzahlungsverlofungen eine gezwungene Tilgung zum Paricurs 
ftattfindet, und daß fomit die Koftbarkeit im Grunde diefelbe ift wie 
bei jeder Anleihe mit gezwungener Einlöfung eines  beftimmten 
Theils, während vie Berzinfungsverlofung einen durhaus andem 
Charakter hat, ift jedoch nicht gehörig hervorgehoben. Rau’ ($. 501— 
505) bat auch viefe Scheidung nicht ftreng durchgeführt, im ühri- 
gen die vollswirthſchaftlichen Folgen beſonders hervorgehoben. Die 
Beurtheilung und Parftellung ver einzelnen Verlofungsplane bürfte 
nicht hierher gehören. 


a) Berlosbare Anleihen. 


Die verlosbaren Anleihen find diejenigen, bei welchen bie 
Rückzahlung zum Nennmwerthe für alle einzelnen Obligationen zu 
gejagt ift und zwar in der Weiſe, daß jene Rüdzahlung in be 
ftimmten Terminen — meiftens jährlid — für einzelne Oblige 
tionen vorgenommen wird. Die Aufgabe, der Veslofung dabei 
ift, die Nummern derjenigen einzelnen Obligationen zu beftim 
men, welde der Staat an jedem einzelnen Termine zurüdzablen 
mil. Zu dem Ende pflegt gewöhnlich bei der großen Anzahl 
von Obligationen eine zweifache Eintheilung ftattzufinden; die 
erfte in Serien, die zweite in einzelne Nummern. Die Ziehung 
geſchieht zuerft für die Serien, dann innerhalb der Serien für 
die einzelnen Nummern, die alsdann befannt gemacht und deren 
Betrag zur Zahlung angemwiefen wird. 

Der nächfte Effect ver Verlosbarkeit der Anleihen ift daher die Ge⸗ 
wißheit, daß jede Obligation zu ihrem vollen Nennwerthe und daß 
Sie fpäteftens binnen einer beftimmten Zeit zurückgezahlt wird. Der 
entferntere Effect befteht darin, daß durd die. Verlofung auf 
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jede einzelne Obligation ein gewiſſer Grad der Wahrſcheinlichkeit 
entfällt, ſchon bei der nächften Verlofung im vollen Nennwerthe 
zurücbezahlt zu werden. Da nun überhaupt die Gewißheit der 
Tilgung den Werth jeder Obligation erhöht und zwar natürlich 
um fo mehr, je näher die Tilgungs- oder Einlöfungsfumme dem 
Nennwerthe fteht, jo leuchtet es ein, daß eine ſolche Drbnung 
der Rüdzahlung den Emiſſionscurs der Obligation immer: 
bin nicht unbedeutend erhöhen muß. Der meitere Einfluß jener 

* Bahrjcheinlichkeit der Ziehung der einzelnen Nummern äußert 
fi) freilich zunächſt nur in der Weiſe, daß vor der Ziehung der 
Börſencurs aller Obligationen ein wenig ſteigt, nad) der Ziehung 
dagegen ſinkt. Dies ift, na einmal gejhehener Emiffion, dem 
Staate freilich gleichgültig; allein die Wahrſcheinlichkeit, bei die- 
jem Wechſel des Börfencurfes etwas zu gewinnen, erhöht den- 
noch ſchon bei der erften Emiffion den Werth der Papiere, und 
obwol diefer Einfluß nur ein fehr geringer ift, fo ift e8 doc) keinem 
Ziveifel unterworfen, daß im allgemeinen vermöge der Verlofung 
ein nicht unbedeutend höherer Betrag bei der Emiſſion heraus: 
gebracht wird. Dadurch find die verlosbaren Anleihen eine Zeit 
Yang fehr beliebt geweſen. 

Die Frage ift nur, ob und unter welchen Bedingungen eine 
ſolche Verlofung für den Staat rathſam ift. Die Antwort auf 
diefe Frage befteht offenbar in der Beſtimmung des Unterſchieds, 
der-bei dem Emiffionscurs mit und ohne die in der DVerlofung 
enthaltene Rüdzahlung ftattfinden wird. Natürlich läßt fich dies 
nicht im allgemeinen jagen, fondern hängt von den bejondern 
Verhältnifien ab. Indeſſen Tann man’dod die folgenden Regeln 
dafür als maßgebend annehmen: " 

Wenn aus irgendeinem Grunde, fei es ivegen des hoben 
Zinsfußes oder ſonſt, eile Wahrſcheinlichkeit vorhanden ift, daß 
die Obligationen dauernd fih über Bari ftellen, jo ift die Ver— 
lofung zwedmäßig, denn alsdann befteht ihre Aufgabe nicht darin, 
den Emiffionscurs zu heben, jondern dem Staate die Rückzahlung 
zum Nennwerthe zu jihern, was keineswegs überfehen werben 
darf. Dies- ift der Fall, wenn der Staat in der Lage ift, die 
Anleihe aus irgendweldem Grunde innerhalb der beftimmten 
Zeit zurüdzahlen zu können, ohne feine Steuern zu vermehren, 
ober auch ohne eine neue Anleihe zu dieſem Zwecke zu machen. 
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Hat der Staat jene Wahrſcheinlichkeit nicht, fo erfcheint eine 
Berlofungsanleihe der Regel nach nicht zweckmäßig. 

Zuerft ſprechen alle Gründe im erhöhten Maße dagegen, 
welche ſchon gegen die unbedingte Thätigkeit der Tilgungsfonds 
ſprechen. Denn auch bei der Verloſung ift die Vorausjegung 
vorhanden, daß der Staat im Grunde eben vermöge der Anleihe 
im Stande fei, neben der Verzinfung die Rüdzahlung zu leiften. 
Das ift der Regel nach aber nicht der Fall, da die Tilgung die 
Kapitalifirung eines Anlagelapitals enthält. Die Verlofung ift 
aber eine Tilgung. Der Staat wird daher bei der Verlofungs- 
anleihe häufig zu einer neuen Anleihe fchreiten müſſen, mit 
welchem er die Verlofung dedt, oder er muß, was im Grunde 
auf daffelbe hinauskommt, die. Auszahlung ber gezogenen Obli- 
gationen auf die ſchwebende Schuld überweiſen. Es ift daher in 
diefer Beziehung fein Grund vorhanden, um die Tilgung durch 
Berlofung zu einer gejelihen zu mädchen. Aber noch entſcheiden⸗ 
der wirkt der folgende Grund. 

.. Da die Verlofung ſtets die Tilgung zum Nennwerthe ent: 
hält, fo bildet die Pflicht zur Verlofung eine Laft für den Staat, 
die genau um fo viel mehr für den Staat beträgt, als die Til— 
gung durch den Börfenanfauf, um mie viel: Procente der Bör— 
ſencurs unter dem Nennmwerthe fteht. Der Staat erleidet daher 
bei jeder Verlofung einen Verluft, der diefer Differenz gleich it. 
Dies konnte fi nur dann ausgleihen, wenn durd die Verlofung 
der Emiffionscurs fi mindefteng um ben halben Betrag ber 
Differenz zwiſchen dem Curſe der einer regelmäßigen Tilgung 
, Anterworfenen Obligationen und dem Nennwerthe zu erheben im 
Stande wäre, mas eben nicht der Fall iſt. Allerdings wird ſich 
der Emiffionscurs dur die Verlofung ‚heben, aber dieſes Mehr, 
welches der Staat durch jenes Verſprechen der unbedingten Rück- 
zahlung zum vollen Nennmwerthe erhält, kommt ihm dabei ftet3 zu 
theuer zu ftehen, da die Wahrfcheinlichkeit der Ziehung für jede 
einzelne Obligation in dem Grade finkt, je größer ihre Zahl ift, 
und daher nicht die Fähigfeit hat, bedeutend auf den Emiffions- 
curs einzuwirfen. Cine Verlofung aber, die in großen Summen 
vorwärts geht, wird mieder nicht ohne eine neue Anleihe be 
ſchafft werden können. Iſt der Staat dagegen in der Lage, dies 
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wirklich zu thun, fo hilft er ſich weit beffer durch ftarke Tilgung 
‘ober durch die Zinjenreduction. 
Demnach erſcheint die Verlofungsanleihe ala eine höchſt ge 
‚ fährlije Operation, bei der ſehr leicht das Mittel theuerer wird 
als der Zweck und das nur unter ganz beſtimmten Umftänden 
rãthlich ift. 

Bei Rau ($. 501—503) find die verjhiedenen Arten der ver: 
losbaren Anleihen nicht gefchieven und daher aud bie bejondern 
Verhäftnifie ver Lotterieanleihen und ihrer Erfolge nicht gehörig ge: 
würdigt. Im allgemeinen ftimmt er mit dem Obigen überein. Ne: 
benius (Rap. 7, $. 9) rechnet die Lotterieanleihen falſch zu den An: 
leihensmethoden; feine Betrachtung ift gerade hier eine beinahe gar 
nicht finanzielle, fondern vorwiegend nationalöfonomifche, weshalb er 
den. Kern der Sache, die Differenz des durd die Verloſung erzeug⸗ 
ten und des einfahen Emiffionscurfes, aud nicht beachtet. . 


b) Sotterieanleihen im engern Sinne 
Natur derfelben. 

Auf einem ganz andern Standpunkte ſtehen die eigentlichen 
Lotterieanleihen. 

Während bei den verlosbaren Anleihen die Abficht des 
Staat dahin geht, durch die Tilgung zum vollen Nennmwerthe 
für die gezogene Obligation den Emiffionscurs zu ‚heben, 
find die eigentlichen Lotterieanleihen darauf berechnet, eine Ope— 
ration mit den Zinfen bervorzubringen, welche dieſen Zived 
erreichen foll. 

Zu dem Ende kann der’ Staat drei verſchiedene Wege ein- 
ſchlagen, aus denen zwei verjhiedene Arten der Lotterieanleihen 
im engern Sinne hervorgehen. Er kann nämlich entweder die 
. ganze Summe der Zinjen zum Gegenftande der Lotterie maden, 

oder er Kann einen Theil der Zinfen als regelmäßigen Zins aus- 
zahlen und den andern Theil in die Lotterie geben, oder endlich 
kann er die eigentliche Lotterieanleihe mit der Werlofung der 
Obligationsfumme felbft verbinden. Alle drei Formen bebürfen 
einer genauern Betrachtung. 
Zunãchſt haben fie alle natürlich zur Vorausfegung, daß ein 
. Blan für die Verloſung feftgeftellt fei, der zugleich ein öffentlicher, 
gefegmäßig anerkannter und fireng feftgehaltener fein muß. Dann 
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haben fie alle zum Zweck, daß durch fie der Emiſſionscurs geho— 
ben werden fol. Es ift daher, abgejehen von ihrem theoretijhen 
Werthe, in jedem einzelnen Falle die Frage zu unterfuden, ob 
dies auch wirklich eintreten werde, und danach find die Beftimmun: 
gen des Plans feftzuftellen. 

» Ms allgemeine Regel ergibt fih nun dafür, daß der Ein- 
fluß der Lotterie deshalb ftet3 nur ein beſchränkter ift, weil die 
mit ihr verbundene Ungemißheit in dem Zinsbezuge ftet3 viele 
abhält, ſich eine ſolche Lotterieobligation zu Taufen, da fie eine 
fefte, aber fihere Einnahme einer unfihern, wenn auch möglider- 
weiſe ſehr großen entſchieden vorziehen. Mag daher eine Lotterie 
anleihe noch fo günftig eingerichtet fein, fo Fann man do im— 
mer als Regel annehmen, daß niemand fein ganzes Kapital in 

-zinem Papier anlegt, das ihm möglicherweiſe gar feine jährlichen 
Binfen oder doch bei meitem geringere trägt, als er fonft be 
kommen fönnte. Es folgt daraus, daß die, Zotterieanleihen ftet3 
eine bedeutende Wirkung auf den Emiffionscurs haben, folange 
ihre Summe feine zu große ift, während die Lotterie ihren Einfluß 
auf die Emiffion in dem Grade verliert, in welchem die Summe 
der Lotterianleihen zu der Summe der-ganzen Staatsſchuld fteigt. 
Diefer Einfluß hängt dabei nicht von der Höhe ver Yetern ab, 
fondern eben von der obenerwähnten Natur der Lotterie umd 
muß bei der Frage, ob eine neue Anleihe als Lotterieanleihe 
ausgegeben werben foll oder nicht, jehr nahdrüdlic ins Gewicht 
fallen. Es ift Sadje der Staatsfhuldenverwaltung, dies im ein- 
zelnen Falle zu unterfuhen und danach zu handeln. 

Die obengenannten Formen haben nun jede wieder ihre eigen: 
thümliche Ordnung und Natur. 


1) Berlofung bes ganzen Zinsbetrags. 


» Die Berlofung des ganzen Zinsbetrags gefhieht in der 
Weiſe, daß die Zinsfumme der garfzen Anleihe nit auf die 
einzelnen Obligationen, fondern auf eine Reihe von Gewinnen 
vertheilt wird, von denen der größte eine an ſich bedeutende 
Summe ausmacht; während der kleinſte mindeftens das Zehnfache 
des jährlichen Zinsbetrags ausmachen muß. €3 ergibt ih, daß 
durch dieſo Vertheilung alle nit gezogenen Nummern ber Obli- 
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gationen ganz ohne Zinfen bleiben müflen, während die gezoge- 
nen einen bedeutenden Gewinn machen. Die Zinslofigfeit der 
erftern wird alsdann freilich den Emiffionscurs der Obligationen 
vrüden; die Wahrſcheinlichkeit des Gewinns wird denjelben da- 
gegen wieder heben. Die Frage, welches von beiden den größten 
Einfluß hat, entſcheidet ſich danach, ob der Emiffiongcurs durch 
diefe vollftändige Verlojung über dem Börfencurs der bereits be 
ftehenden verzinslichen Obligationen fteht- oder nicht; ift dies der 
Fall, jo ift diefe Art der Verloſung' eine richtige. Es fragt fi 
dann nur, wie der Verlojungsplan eingerichtet werden muß, um 
dies Rejultat zu erzielen, oder welche Vertheilung der Zinjen am 
meiften geeignet ift, den Emiſſionscurs zu fleigern. 

Hierfür kann man nun als allgemeine, auf der Natur des Spiels 
einerjeitö und der Berechnung beruhende Regel den Sag aufftellen, 
daß es einzelne jehr große Gewinne gebenmuß, aber daneben ſehr viele 
Heine, ſodaß die Zahl, der mittleren Gewinne nur eine jehr geringe 
fein darf; ein Grundjag, der fehr leicht verftändlid ift. Cs 
leuchtet dabei ein, daß die Gejammtjumme aller Gewinne gleich 
jein muß der Gefammtjumme aller Zinjen, und daß die Beſtim— 
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theilt wird, durch die Vermehrung diefer Summe die Zahl oder 
Größe der Gewinne und mit diejer den Emiljionscurs der Ob- 
ligation fteigert. Der Staat jelbft hat bei diefer Operation 
feinen Nachtheil, da er ohmehin nicht mehr gibt, als die Zins 
‚fen betragen würden. Gibt er mehr, jo ift das jo viel, als 
ob er die DVerzinjung erhöhte; es ift daher von diefem Stands 
punkte aus durchaus nichts gegen eine jolde Verjpielung der. 
Zinſen einzuwenden, und da bei richtiger Vertheilung der Ge 
winne der Emiſſionscurs jelten leiden wird, fo ift eine ſolche 
Verloſung allerdings unter Umftänden räthlih. Allein ver Staat 
kann gerade von diejer Art von Anleihen niemals eine große 
Sunme maden, noch weniger diejelbe häufig wiederholen, da 
dje Gewißheit der Verzinſung einen zu großen Werth für die 
meiſten hat, und mindeftens neun Zehntel der ganzen Summe jähr- 
lich nicht verzinft werden fönnen; ein Grund, der eben zu ber 
folgenden Art hinübergeführt hat. 

Was nun die Tilgung einer folgen Anleihe betrifft, jo 
unterliegt fie zunächſt ganz den allgemeinen Grundfägen und, hat 
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am fi mit der Lotterie der Zinfen gar nichts zu thun; fie kann 

ganz unterbleiben oder nah dem Börſencurſe durch Auflauf 

ftattfinden. Es kann indeffen eine Tilgung durch Verloſung mit 

diejer Verlofung der Zinfen verbunden werden, die ſich am beften 
‚ bei der folgenden Form bezeichnen laſſen wird.- 


2) Berbinduug von Berzinfung und VBerlofung. 


Die Verbindung von Verzinfung und Verloſung entfteht, 
menn der Staat die Anleihen zwar zum landesüblichen Zinsfuße 
verzinft, den Obligationen aber nur einen Zins zahlt, der unter 
dem landesüblihen Zinsfuß fteht und denjenigen Zinsbetrag, der 
für die Geſammtſumme diefer ganzen Differenz entfält, zum Ge 
Rand einer Lotterie macht. Auf diefe Weile hat jede Obligation 
alsdann erſtens eine eigene Verzinfung, zweitens die Wahrjchein- 
lichkeit des Gewinns aus den zurüdgehaltenen Zinjen der an 
dern, die den Gegenftand des Lottos bilden. Ohne allen Zwei: 
fel ift dies die befte Form der Lotterieanleihe, indem fie beiden 
Bedürfniffen, dem des Spiel und dem der Einnahme aus dem 
Kapital, entſpricht. Die nächſte Frage ift dabei die, in melder 
Weife die Vertheilung des Zinsbetrags an die Verzinfung einer: 
ſeits und die Verloſung andererjeits geſchehen ſoll, und hier ann 
als allgemeine Regel aufgeftellt werden, daß ftet3 diejenigen An- 
leihen die größte Nachfrage finden, welche den größten Theil der Zin: 
ſen — etwa zwei Drittel — als Verzinfung, den kleinern als Object: 
der Verlofung aufftellen, da gerade bei Staatsſchulden der größere 
‚Theil der Befiger die fefte Einnahme wünſcht, dagegen jelten ganz 
abgeneigt ift, einen Theil diefer Einnahme für ein mohleinge: 
richtete Spiel herzugeben. Es ergibt ſich daraus, daß diefe Ver: 
bindung von Zins und Verloſung den Werth einer Anleihe jelbft 
bei gleihem Zinsfuß hebt und daß, wenn der Zinsfuß indirect 
erhöht wird, indem man z. B. als Zins 4 Proc. und als Ber 
loſung außerdem 2 Proc. berechnet, der Werth derjelben höher 
‚als der einer jeden andern werden muß. Wenn aber dadurch 
ſchon bei der Emiffion ji der Curs hebt, jo ift es wahrſchein⸗ 
li), daß er bei verringerter Zahl von Obligationen nicht blos 
den Paricurs erreicht, fondern jogar darüber hinweggeht. Iſt 
dies. wahrſcheinlich, ſo muß wieder der Staat feine Tilgung gegen 
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den Curs über Bari fihern, und dies vermag er nur dann, wert " 
er mit jener Verlofung und Verzinfung auch noch die Verlos- 
barkeit der Obligationen felbft verbindet, indem bei jeder Ziehung 
auch eine gewiſſe Anzahl von Lofen die Rüdzahlung zum Bari: 
curs enthalten. Das dazu erforderliche Geld Tann der Staat 
nun in der Weile beihaffen, daß er den Zinsfuß hoch ſetzt, aber 
einen Theil des Zinsfußes, 5. B. Y, Proc, weder an die Cou— 
pons noch an die Verlofung gibt, ſondern für jene Obligations- 
verlofung beftimmt, fodaß fein Zinsfuß zugleih feine Tilgung 
enthält. Die Folge davon 'ift, daß allerdings die Verzinjung 
um den Betrag der Einlöfung geringer ift; allein wenn die Emiſ⸗ 
fion unter Pari geſchah, fo hebt die Wahrjcheinlichfeit der vollen 
Rückzahlung jedes Lofes, verbunden mit der eines Gewinns 
und zugleih mit einer gewifjen Verzinfung, den Curs wieder, jo- 
daß diefe Combination der Regel’nad) als die günftigfte betrach- 
tet werden muß, ohne daß der Staat dabei Gefahr läuft, die 
Dbligation jelbft über Pari einlöfen zu müfjen. Beſtimmt dage 
gen der Staat außer der Verzinfung noch eine befondere Summe 
für die Verlofung der Obligationen, jo ift das eben eine gewöhn⸗ 
liche Art der verlosbaren Anleihen, die alle Mängel der legtern 
hat und nur dadurch ſich etwas beſſer ftellt, daß der Staat feine 
Tilgung gegen den Curs über Pari fichert. Im feinem Falle je 
doch kann au diefe Art von Lofen die Grundform der Staats: 
anleihen werden, da der feſte Zins für die gefammte Mafje im- 
mer das Entjcheidende bleibt. Dagegen ift es feinem Ziveifel 
unterworfen, daß dieje Verlojung in Verbindung mit der Ver: 
zinſung nit nur die natürlihe Form für einen weſentlichen 
Theil der Staatsſchuld abgibt, jondern au den wichtigen Zweck 
erreicht, allmählich an die Stelle jedes andern Glüdipiels zu 
treten. 


UL Die Procentnaltiigung. 

Unter der Procentualtilgung verftehen wir diejenige, melde 
jährlich infolge eines geſetzlichen Tilgungsplans eine beftimmte 
Schuld mit einem beftimmten Procentualbetrage tilgt. 

Die Procentualtilgung unterſcheidet ſich von der Tilgung 
durch den Tilgungsfonds dadurch, daß fie nicht auf einem jelbftän- 
digen Tilgungsſtamme beruht umd daß die durch fie eingelauften 
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" Obligationen daher aud ‚nicht einem ſolchen Fonds übergeben, 
fondern vielmehr vernichtet werden. Sie fleigt daher auch nicht 
geometriih wie der Tilgungsfonds; allein da bei gleichem Bes 
trage der Tilgungsrate die Summe der Schuld immer Kleiner 
wird, jo fteigt fie dennoch etwas, freilich nicht genug, um einen 
wejentlien Einfluß auf den Curs zu üben. 

Die Procentualbildung jegt zuerit ein beftimmtes Procent 
geſetzlich oder vertragsmäßig feſt, welches jährlich von der Schuld " 
getilgt werden joll; daher der Name. Die Aufgabe diefer Til: 
gung bedarf feines befondern Organs, fondern kann einfach 
dur unmittelbaren Auftrag der Finanzverwaltung gejchehen. 
Die wirklich eingelöften Obligationen werden dann aber wirklich 

\ vernichtet. 
is Die Procentualtilgung ift allerdings eine gefegliche Tilgung 
und Tann daber ftatt einer wirklichen Tilgung ſehr leicht eine 
blos finanzielle werden. Da fie aber weder die Zinjen noch das 
Kapital bedeutend afficirt, jo wird fie bei jonft günftigen Umſtän— 

. den leicht ertragen. Der Regel nad) ift das Verhältniß jo, daß 
bei größern Schulden eine neue Steuer erforderlih wird, um die 
Procentualtilgung eintreten zu laſſen. Iſt dies nicht der Zall, 
fo müffen ſich die Finanzen mit der Vermehrung der ſchwebenden 
Schuld helfen. 

Die Grundlagen des Tilgungsplans bei jeder Procentual 
tilgung find nun erftens der Satz, daß jede neue Schuld ihren 
jelbftändigen, auf Procentualtilgung berechneten Tilgungsplan 
haben muß, zweitens die wichtige Zeftftellung des Tilgungspro: 
centes. Diejes hat unter Y, Proc. feine Bedeutung; über 2 Proc. 
dagegen droht es zu einer durchgreifend finanziellen zu werben. 
Innerhalb diejer Grenzen bewegt fih der Tilgungsplan mit 
Sicherheit. 

Die Procentualtilgung unterfheidet fih vom Zilgungs- 
fonds dadurch, daß fie keine abjolut felbftändige Dotation hat, 
fondern daß nur der Finanzverwaltung gefeglih die Pfliht auf 
erlegt wird, die ſich ergebenden Tilgungsbeträge gewiß zur wirt 
lihen Tilgung zu verwenden. Es iſt ferner Feine eigentlih 
felbftändige Verwaltung der Tilgung nöthig, jondern diejelde iſt 
mit der Verwaltung der Staatsſchulden verbunden. Ebendarum 
aber wird gerade hier die ftrengfte Royalität und die vegel- 


“u 


maßige Berbiientlichung. bez. geſchehezzen Zilgung: die tig 
Behiugung. bes; Einfluffes auf den Stagtseredit. 

Es verfteht ſich dabei von felbft, daß die Hreccatmaliilum⸗ 
bie. fpeie Tilgung in. keiner Weiſe ausſchließt. Mit ober ohne 
dieſelbe ‚aber, wird jede Tilgung ſtets allmählich auf dem Punkte 
langen, wo die Simmern © as de⸗ einige ushunfipeir 
a een muß.. 


Man hat tote ſchon bemerkt, die Ge Brokntuatgung bisher then: . 
—E nicht ſelbſiandig geſchieden, obwol man’ fie wol felbſtandig 
betrachtet hat. Schon . Gönner: ftellte den Grundſat ‚auf, daß die 

: Rilgungeraje: sie ‚geringer ale j Proc. und nie höher als 1 Proc. 
3. „.jeim bürfe, und dak — ‚freilich ganz natusgemäß — je gröher die 
„Schuld, deſto Heiner die Tilgungsrate fein maſſe. Dielen Sap hat 
Wirth („Rlaffenfteuer“, S. 535) ohne‘ weitere Bemerfung angenom: 
men. Dagegen nahm Laffitte 1 Proc. als Minimum; Malchus Mer 
‚merkt: indeß mit Naht, daß :wafli. feine allgememe Rorm Fir alle 
Lander aufgeitellt werben Tönne (I, $. 96). Derſelbe jſt auch per 
„erde, der fh ‚für die Gpecjalität der Tilgungsfonds erllari, wobei 
"er eigentlich den Ailgungsfonbs mit der Procentualtilgung vertvechfelt, 
ra vie Aufftelung eines eigenen “Tilgumgafonds für jede Schuld 
höechſtens dann einen Sinn hätte, nenn derſelbe blos in einer feſten, 
anf den ‚Prooentbetrag keine Rift uehnienven Dotation beftäube 
8-97): Algungsplane ver Prackntualtilgung ngmentlich kei Re 
benius Rap. 8, $..4, ©. auch Rau, $. 523. In Preußen ift 
dvie Procentualtilgung geſeblich 1 Proc, jährlih; Gejeg vom 21. Jan. 
1820. Die einzelnen Schulden und. ihre Procentualtilgung ° bei 
Desfeld, a. a. D., S. 134—186. Ja Defterreiä durch das neueſte 
Past vom 28. Dec. 1859 oleicigalls 1 Proc. jahalich. 


"IV. Die Zinſenreductionen. ” 

Die Ießte große Urt der Tilgung der Staausſchulden ift die 
. ui, welche durch die ‚Binfenreduction geſchieht. 
Die Binfentsbuctionen. find, bei den ¶Sigolsobligationsſqhui⸗ 
den diejenigen Operationen, durch welche der Staat nicht die 
Summe feiner ‚Schuld, wol aber. die Summe feiner jähr⸗ 
lichen Zinſen vermindert. Bei der Rentenſchuld wird nur 
der Zinsfuß herabgefegt. Die Tilgung beſteht daher im er⸗ 
Ken Falle nicht im. Nominallapital,. ſondern wird nur das 
durch eine Kapitaltilgung, daß man die Summe der reducir⸗ 
Siein, Binonpifenfäaft. . 36 B 
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ten. Zinſen wieder zum frühern Zinsfuß Fapitalifiet und auf 
dieſe Weife ein vom Nennwerthe der Obligationen unabhangiges 
Napital hetausbringt. 

Die Zinſenreductionen zeigen die wahre Natur des Rechts, 
welches aus den Staatsobligationen entfteht, in ihrem vollen 
Lichte: Bei ihnen erſcheinen die letztern effectiv nur als Ars 
ſprüche auf Zinſen und nicht auf ein Kapital. Sie find zu— 
gleih das Mittel, durch welches bie Verwaltung des Staats: 
eredits die. Fähigfeit hat, dem Preife des Geldes zu folgen und 
den Staatscredit dadurch zu erleichtern. Sie find Creditopera⸗ 
tionen im wahren Sinne des Wortes und bedürfen daher nicht 
blos ber allgemeinen Grundlagen des Credits, fondern auch einer 
feften und ſichern Hand, welche fie ausführt und fie’ oft Iange 
Zeit hindurch vorſichtig vorzubereiten hat. s 

, Die. Operation bei der Binfenrebuction beruht auf folgenden 
einfachen Grundlagen. 5 

"Da der Staat Feine Verpflichtung” eingegangen ift, nit kün⸗ 
digen zu wollen, fo hat er das Recht, in jedem Augenblid feine 
Schulden ſowol im ganzen als zum Theil zurüdzuzahlen. Wenn 
nun ber Staat im Stande ift, Geld zu billigeen Binfen zu be 
Tommen, als er für feine Obligationen zahlt, fo iſt es höchſt 
wahrſcheinlich, daß auch der einzelne nicht mehr Zinfen für fein 
‚Geld befonmen wird als der Staat, und daß er daher. den Be 
‚trag feiner Forderung lieber dem Staate zu jenem geringern Zins: 
fuß Täßt, als daß er bie. Obligationsfunme annähme. Dabei wer: 
den allerdings. ftet einige ihre Forderung einziehen; die Mehr: 
zahl aber wird dies ‚nit thun. Iſt daher diefe Sachlage vor- 
handen, fo erklärt der Staat, daß er alien Inhabern der Obli- 
gationen einer betreffenden Schuld ihre Forderung kündige und 
es ihnen anheimſtelle, entweder für den frühern Betrag Obliga⸗ 
tionen mit einem verringerten Zinsfuß anzunehmen, oder ſich den 
Betrag‘ zum Paricurſe auszahlen zu laſſen. Dieſe Operation 
enthält daher für die erſtern eine Nobation, für Bie letztern eine 
"Bahlung: File die nene Schuld treten dann fofort bie Grund 
füge und Verhältniffe ber’ alten ein. 

Die finanzielle Bedingung der Zinſenreduction iſt demnach 
wefentlich die, daß der Staat den baaren Betrag für diejenige 
Obligationsſumme vorräthig habe, welche der Wahrſcheinlichkeit 
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nach baare Rüchahlung flatt der. reducirten Zinſen fordern wird. 
Dies. Geld Tann. der” Staat wirklich in der Kaſſe ſammeln; es 

liegt aber nahe, daß e3 bei weiten zwedmäßiger iſt, ſich Karen 
anf irgendeine Weile einen Credit bei der Bank zu eröffnen, 
was dann auf verſchiedene Weife geſchehen kann. Es ift in dies 
ſem Falle jelbft eine Heine.Anleihe nicht zu ſcheuen. Die Be 
rechnung berjenigen Summe, welche der Wahrjcheinlichkeit nach 
zurüdgeforbert wird, ift keineswegs eine einfache. Man muß bie 


verſchiedenen Fälle dabei ind Auge fallen. 


Die beiden Factoren, von denen dieſe Wahrſcheinlichkeit ab⸗ 
hängt, ſind einerſeits der Börſencurs, andererſeits der Zinsfuß des 
Staats in feinem Verhältniß zum allgemeinen Zinsfuß. 

Steht der Börfencurs ‚bei einem gegebenen Zinsfuß ver Ob- 
Tigationen über Bari, fo wird die Wahrſcheinlichkeit der Rückzah- 
ung in diefem Falle allein bedingt durch die Größe der Rebuc- 
tion. Iſt diefe doppelt fo groß, als das Agio gegen Pari, in 
Zinfen berechnet — bei 5. Proc. machen danach 10 Proc. über 
Pari einen Zind von Y, Proc. — fo ift die höchſte Stufe der 
Reduction erreicht; gebt. bie Reduction über diefe Grenze, fo ift 
eine ftarfe Einlöfung wahrſcheinlich; ſteht fie darunter, fo ift bie 


letztere unwahrſcheinlich. Wenn alfo bei fünfprocentigen Obliga 


tionen der Börfencur? 115 wäre, fo ift eine Neduction.auf 41, _ 
Broe. ohne Bedenken; eine Reduction auf .4 Proc. Dagegen würde 
bereit3 viele Einlöfungen zur Folge haben, während, eine Ne: 
duction auf 3%, unthunlic wäre. Die Berehnung beruht dar- 
auf, daß der Werth von 100 als Einheit der Staatsſchuld ſich 
als Procentbetrag an Zinfen ergibt, wenn man. den Curs im 
Berhältniß zum beftehenden Zins berechnet und mit dem redu⸗ 
eirten vergleicht. Ein Curs von 115 bei fünfprocentigen Obliga: 
tionen entfpräde genau einem Zinfe von. 4%, Proc.; bei dieſem 
Zins hätte der Inhaber nichts gegen dem Börſencurs verloren. 
Eine Reduction auf 4%, Proc. ift daher noch ein ſehr günftiger Zins. 
Eine Reduction auf 4 Proc. dagegen bringt ſchon einen Nad- 
theil von %, Proc., der aber für viele durch ‚die Erjparniß ber 
KRoften und die Ungewißheit einer. neuen Anlage aufgewogen 
wird, ſodaß bier viele Einlöfungen gefchehen, andere unterbleiben 
werben. Iſt dies zweifelhaft, jo entſcheidet wieber die Sicherheit 
36* 
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des Borſencurſes, beun wenn diefer gwiſchenz10. uͤnd LEB Ai" 
Swanken pflegt, fo iR add) jener Natheil von .gor Proc. cin 
megewiffer und bie Babl der Ginlbſungen witv fh: vaneich ver 
mindern. Auf dieſe Weiſe iſt die Nebuctiun bei enan Curſe 
aber Bart neinlich / einfuch 
Ber einem Vorſencurs: anter Part iſt eine Reduction der Ze 
fett nicht denlbar, wenn / man nicht von einem / Orundſaß ausgeht 
beſſen techtliche · Bedeutung einen neuen Geſichtspumet fordert, 
Man kann nämlich folge Odligattönert: iderhaupt nicht tednciren 
Wenn malt den Reinfverkg der Dokigationen als eine Schuld— 
Flinte des Staais amd nicht als das Maß eines Mafpruchs anf 
Binfen betrachtet, da im erften Falle der Slaut den vollen Rente 
wert feister Obligationen zur Einloſung Neben der Reduction 
anbieten tn, ein Anerbieten, von welchem "jeder Gebrauch 
mache und dadurch die Reductidn · ſelbſt anntüglich machen wilrde 
Han kann mithin in · dieſem Falle nur bon bem Sahe ausgehen 
daß ſich der Emiſſtons⸗ und auch der Borfencurs ‚eines Aden 
Papiers in ber Welſe regelt daß der letztere die Kapitaliſirung 
des Zinsbetrags, den der Staat zahlt, zu :5 Proc. enthält: 
Eine Obligation zu 4 Proc. wird daher 80, eine Obligation zu 
3 Proc. wird 60 werlh fein. Stehen baher’ vierproeentige Obkige- 
sonen 86 obet Bpröcchtife TO, "fe iſt dies dafelbe Verhalmi 
als wenn funfproeentige Ohfigäfionen. 112116 Ptoc. ſtehen 
Eine Finſenreduckion würde demnach aulch für jene flattfinden, 
indem der Sack erflärt, entweder: die burch bie Kapitaltfirung 
der Binfen nach dem Fuße von: 5 'Wroc. ſich ergebende" Sunm 
auszahlen oder die Beryinfäng um einen Procenttheil geringer 
fortfegen zu: wollen, z. V. bei einem Curſe ber oherpeocentigen 
Obligationen entweder 80 zählen oder 3%, Proc. Fuftig wur 
zinſen zu wollen. Um dies zu Könner, muß man freilich vother 
vollfommen einig dar&ber Tein, daß die 100, auf welche bie Ob⸗ 
ligation als Einheit lautet, keine Schuld des Staats find, da ft 
anch faft nie zu ihrem Betrage bezahlt wurden, ſondern nichts als ein 
Ansbrud für den Anſpruch auf einen Zins, ben der Inhaber 
dom Staate zu beziehen bat; ein Satz, der zwei Dinge fordert: 
erſtens bie Form der Rente für alle Staatsobligationen und 
zweitens bas Fefthallen bes fänfprocentigen Binsfußes als feRe Bu 
fis für jede Reduction. Wäre man darüber einig, fo würde 


565 


aud) der Rennwerth ber Obligationen von ben Obligationen ver- 
ſchwinden und ein einfacher Zinsanſpruch an feine Stelle treten, 
d. h. man würde als die einzig rationelle Form der Staatsſchul⸗ 
ven ftatt ber Obligation die Rente fegen. Und follten dieſe Auf- 
faſſungen dereinſt praktiſch werben, fo würde dem ganzen Staats- 
ſchuldenweſen eine tiefgreifende Nöugeftaltung bevorftehen. 
Nebenius hat die Frage nad der Reduction zuerft eingehend be= 
handelt und ven Gap aufgeftellt, daß die Reduction Pflicht der 
Regierung fei, wenn fie eine Verminderung des Zinſes dadurch er- 
zielen „könne (5. 290. fg, 307). Rau bat bie einzelnen Ge: 
fihtäpunkte mit aller Klarheit fpecificist ($. 510—514). Die wid: 
tigfte Frage, ob eine Reduction rechtlich und politiſch zuläffig ift, ins 
dem man nidt den Nennwerth, fondern den durchſchnittlichen Curd- 
werth ambietet, ift nicht. erörtert. Die Rebuctionsplane find Sache 
der Berechnung. Die Zufiherung, welche die Regierungen zumeilen 
geben, daß binnen einer gewiſſen Zeit feine Kündigung und alſo 
auch keine Reduction ftattfinden folle, wie bei den öfterreichiichen 
Anleihen von 4841 (Defiary, $. 85), haben natürlih nur einen 
Sinn, wenn die Wahrſcheinlichteit eines Eurfes über Pari vorliegt. 


Drud von 8. R. Drodans in Leipzig 
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